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DieHandbücher  sollen  in  erster  Linie  dem  Kaufmann  und  Industriellen 
ein  geeignetes  Hilfsmittel  bieten,  sich  rasch  ein  wohlbegründetes  Wissen  auf 
den  Gebieten  der  Handels-  und  der  Industrielehre,  der  Volkswirtschaft  und 
des  Rechtes,  der  Wirtschaftsgeographie  und  der  Wirtschaftsgeschichte  zu  er- 
werben, wie  es  die  erhöhten  Anforderungen  des  modernen  Wirtschaftslebens 
erfordern.  Aber  auch  allen  Volkswirtschaftlern  und  Politikern  sowie  den  Ver- 
waltungs-  und  Steuerbehörden  wird  die  Sammlung  willkommen  sein,  da  sie 
in  ihr  die  so  oft  nötigen  zuverlässigen  Nachschlagewerke  über  die  verschiedenen 
kaufmännischen  und  industriellen  Fragen  finden  werden. 

Wnryialri/^li'filr     ^^^  Professor  Dr.  0.  Y.  Zwiedineck-SHdenhorst. 

k^U/ildipUlltlli.  [IX  u.  450  S.]  gr.  8.  1911.  Geh.  oiC  9.20,  in  Lein- 
wand geb.  M.  10. — 

Abweichend  von  den  in  der  deutschen  Literatur  bereits  vorhandenen  Darstellungen  sozial- 
politischer Probleme,  ist  in  dem  vorliegenden  Handbuche  das  Hauptgewicht  gelegt  auf  eine 
allgemeine  Grundlegung  (I.  Teil)  in  soziologischem  Sinne  und  auf  die  Darstellung  der 
Einzelprobleme  im  Zusammenhang  mit  dieser  allgemeinen  Grundlegung  (II.  Teil).  Das  Bestreben 
des  Verfassers  ist  darauf  gerichtet  gewesen,  die  Sozialpolitik  als  eine  Notwendigkeit  im  Werdegang 
der  menschlichen  Gesellschaft  darzulegen.  Es  wird  ganz  besonders  ihre  wirtschaftliche  Zweck- 
mäßigkeit betont,  und  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  werden  auch  die  einzelnen  Maßnahmen  der 
Sozialpolitik  vorwiegend  erörtert.  Der  zweite,  besondere  Teil  bringt  eine  Darlegung  der  einzelnen 
Probleme,  die  die  Sozialpolitik  in  diesem  Sinne  heute  aufweist.  Organisation  der  Sozialpolitik, 
Verfassung  des  Arbeitsverhältnisses,  körperlichen  und  sittlichen  Schutz,  Lohnpolitik,  Kampf 
um  Erwerb  usf, 

AnlftO'A  VAn  TTfllll'itan  ^^"  Bauingenieur  H.  Haberstroh, 
Ü-Iliclge  VUll  JJclUlllit^li.  Stadtbaurat  E. Weidlich,  Regierungs- 
baumeister E.  Görts  und  Geh.  Regierungsrat  Dr.  R.  Stegemann.  Mit  274  Ab- 
bildungen und  Plänen  im  Text  und  6  Tafeln.  [XIII  u.  528  S.]  gr.  8.  1907. 
Geh.  Ji.  12. ~,  in  Leinwand  geb.  JL  12.80. 

„.  .  .  Der  Text  ist  in  übersichtlicher  Weise  angeordnet  und  durch  zahlreiche  Abbildungen 
ergänzt;  die  Ausstattung  ist  eine  gediegene.  Das  Buch  wird  jedem  Industriellen,  der  ein  fach- 
gemäßes unparteiisches  tfrteil  sucht,  ein  nutzbringender  Katgeber  sein."  (dließerei-Zeitung.) 

Betrieb  von  Fabriken.   l:^!'^iZ:JJz:;ty>^i:. 

direkter  A.  Johanuing,  Stadtrat  H.  v.  Frankenberg  und  Geh.  Regierungsrat 
Dr.  R.  Stegemanu.  Mit  8  Abbildungen  und  zahlreichen  Formularen.  [VI  u.  436  S.] 
gr.  8.     1905.     Geh.  JC.  8.—,  in  Leinwand  geb.  JC.  8.60. 

„Das  Buch  bietet  eine  Fülle  von  Anregung  und  Belehrung  und  dürfte  insbesondere 
für  die  leitenden  technischen  und  kaufmännischen  Persönlichkeiten  wegen  der  umfassenden 
Übersichten  auf  allen  Gebieten  des  Fabrikbetriebes  sehr  zu  empfehlen  sein." 

(Elektrotechnische  Zeitschrift.) 
„.  .  .  Da  ein  derartiges  Werk  unserer  reichhaltigen  technischen  Literatur  bisher  mangelte, 
obzwar  in  letzter  Zeit  Bücher  von  ähnlichem,  aber  nicht   so   umfassendem   Inhalt  herausgegeben 
wurden,  so  muß  das  Erscheinen  dieses  Buches  mit  Freuden  begrüßt  werden." 

(Dr.  Arthur  Wiesler  in  Diiiglcrs  Polytechii.  Jonrnal.) 

Die  Bilanzen  d.  privat.  Unternehmungen, 

mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung,  Genossenschaften  und  Gewerkschaften,  der  Bank-,  Ver- 
sicherungs-  und  Eisenbahnunternehmungen.  Von  Dr.  phil.  et  jur.  R.  Passow, 
o.  Professor  an  der  Kgl.  Technischen  Hochschule  zu  Aachen.  [XII  u.  355  S.J 
gr.  8.     1910.     Geh.  JC.  8.40,  in  Leinwand  geb.  JC.  ^.— 

Die  vorliegende  Arbeit  setzt  sich  die  Aufgabe,  die  Bilanzen  in  erster  Linie  unter  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten,  aber  mit  eingehender  Berücksichtigung  ihrer  technischen  und 
juristischen  Grundlagen  zix  behandeln  und  so  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Stoffes  mit 
praktischer  Brauchbarkeit  zu  voreinigen. 


Yersiclierungsweson.  l^leiltTs^ä  5r!k/.!° 

in  Leinwand  geb.  JC  10. — 

„Das' Vorliegende  Bncli  kommt  oinem' wirklicheii  Bedürfnis  entgegen:  es  behandeit  das 
Versicherungswesen  nach  seiner  allgemeinen  Seite  und  in  allen  seinen  Einzelzweigen  nach  dem 
neuesten  Stande  der  Wissenschaft  und  der  Praxis,  und  zwar  in  einem  Umfange,  der  zwischen 
•monographischer  Ausführlichkeit  und  populärer  Skizzierung  die  richtige  Mittellinie  einhält,  die 
sich  für  ein  brauchbares  Hand-  und  Lehrbuch  empfiehlt." 

(Prof.  W.  Lexis  ia  den  Conradsclien  Jahrbüchern.) 

Einführung  in  die  Elektrotechnik.  ^S , 

Grundlagen  und  technisclie.  Ausführungen.  Von  K.  Kinkel.  "  Mit  445  Ab- 
bildungen.   [VI  u.  464  S.]    gv.  8.    1908.    Geh.  M  11.20,  in  Leinw.  geb.  JC  12.— 

„•  •  •  Sowohl  dem  kaufmännisch  gebildeten  Industriellen  wie  dem  Ingenieur,  der  einen 
Überblick  zu  erwerben  wünscht,  wird  das  Buch  eine  brauchbare  Handhabe  dazu  bieten.  Der  Stoff 
wird  so  vortrefflich  behandelt,  daß  der  Leser^eine  klare  Vorstellung  Von  den  Grundbedingungen 
und  Schwierigkeiten  erhält."  "  (Praktischer  Maschinen-Konstrukteur.) 

Die  chemische  Industrie.  Äaftiiit^^orrEÄ 

Reichsamt  des  Innern.  Unter  Mitwirkung  von  Dr.  phil.  Fritz  Benuigson  in 
Berlin.     [VIII  u.  488  S.]     gr.  8.     1909.    Geh.  JC  11.20,  in  Leinw.  geb.  J{  12.— 

„...Man  gewinnt  ein  aus  zahlreichen  Strichen  zusammengesetztes  Bild  von  der  Be- 
deutung der  chemischen  Weltindustrie  wie  von  der  Beteiligung  unseres  eigenen  Vaterlandes  an 
derselben  und  sieht  mit  Staunen,  in  wie  kurzer  Zeit  aus  den  schüchternsten  Anfängen  dieser  stolze 
weltbeherrschende  Bau  emporgestiegen  ist.  In  dem  Werke  steckt  eine  ungeheure  Arbeit,  und  es 
wird  namentlich  auch  als  vielkonsultiertes  Nachschlagebuch  allen  Interessenten  von  großem  Werte 
und  von  vielfältigem  Nutzen  sein."  (Deutsche  Llteraturzeitung.) 

Chemische  Technologie.  b'iCgeZ'cxvlt'sf  s./'gfs: 

1905.     Geh.  JC  8.—,  in  Leinwand  geb.  JC  8.60. 

„  .  .  .  Die  Anschaffung  des  Buches  kann  mit  gutem  Gewissen  jedem  Gebildeten  empfohlen 
werden,  der  Interesse  für  die  wichtigste  unserer  praktischen  Wissenschaften,  für  die  Chemie,  hat, 
der  einen  Blick  in  ihre  Werkstätten  tun  möchte,  der  sich  unterrichten  will,  wie  dieses  oder  jenes 
Fabrikat  entsteht.  Jeder  Leser  wird  dem  Verfasser  für  seinen  Fleiß  und  seine  Mühe,  ein  so  großes 
Gebiet  menschlichen  Wissens  in  so  anziehender  Weise  und  so  leicht  verständlich  geschildert  zu 
haben,  Dank  wissen."  (Hamburgischer  Correspondent.) 

TliA  TTicnninrliic^'f-tvifk  Von  Hütteningenieur  Oskar  Simmers- 
AFlü  XilÄülllllUUh  tl  W.  i,ach  in  Düsseldorf.  Mit  92  Abbildungen. 
[X  u.  322  S.]     gr.  8.     1906.     Geh.  JC  7.20,  in  Leinwand  geb.  JC  S.— 

„.  .  .  Der  Verfasser  hat  es  mit  großem  Geschick  verstanden,  überall  nur  das  Wesentliche 
zu  bringen,  der. technische  Teilest  knapp  und  klar  geschrieben;  in  dem  wirtschaftlichen  Teil 
sind  die  statistischen  Angaben  sorgfältig  so  ausgewählt  und  zusammengestellt,  daß  sie,  ohne  zu 
ermüden,  doch  ein  möglichst  vollständiges  Bild  geben.  Seinen  Hauptwert  wird  das  Buch  wegen 
der  vielen  Zahlenangaben  als  Nachschlagewerk  im  täglichen  Betrieb  haben." 

(Zeitschrift  des  Vereins  deutscher  Ingenieure.^ 

Tlia  ZiiAlrai^in/lnGfviA  ^^^  ^^'  "•  Ciaassen,  Dr.  W.  Bartz 
JUIC  ijUCjKt5l  IllU.llh  11  lt3.  und  Otto  Pilet.  Mit  79  Abbildungen. 
[X,  270  S.  u.  IV,  92  S.]  gr.  8.  l"906.  Geh.  JC  7  AO,  in  Leinwand  geb.  JC  7".  80. 
I.Teil:  Die  Zuckerfabrikation.  Von  Dr.  H.  Ciaassen  und  Dr.  W.  Bartz.    Mit 

79  Abbildungen.     [X  u.  270  S.]     Geh.  JC  5.60,  in  Leinwand  geb.  JC  6.— 
n.  Teil:  Der  Zuckerhandel.     Von  Otto  Pilet.    [IV  u.  92  S.]    Geh.  ^1.80, 
in  Leinwand  geb.  JC  2,20. 

„Was  Dr.  Bartz'  Werk  vor  vielen  auszeichnet,  ist  der  Umstand,  daß  der  Verfasser  über 
reiche  persönliche  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  verfügt,  die  er  uns  rückhaltlos  und  mit  peinlich 
gewissenhafter  Abwägung  der  Bedeutung  seiner  Worte  offenbart.  Es  ist  eine  recht  mühevolle 
Aufgabe  gewesen,  ein  solches  theoretisch  und  praktisch  auf  derselben  Stufe  der  Vollkommenheit 
stehendes  Buch  aus  einem  Gusse  zu  schreiben.  Um  so  erfreulicher  ist  es,  und  es  verdient  den  be- 
sonderen Dank  der  Industrie,  daß  der  Verfasser  sich  dieser  Aufgabe  unterzogen  hat.  Das  Buch  sei 
allen  Lesern  wärmstens  zur  Anschaffung  empfohlen;"     (Ztschr.  d.  Ver.  d.  Dtsch.  Znckerindustrie.) 

Die  Zuckerproduktion  der  Welt.  J:^vtt'D; 

H.Paasche.  [VI  u.  338  S.]  gr.  8.  1905.  Geh.  J^.  7.40,  in  Leinwand  geb.  JCS.— 

„  .  .  .  Paasches  Werk  ist  ein  trefflicher  Führer  durch  diesen  Komplex.  Seine  Stellung- 
nahme kann  vielleicht  nicht  immer  geteilt  werden.  Seine  Ausführungen  heben  aber  stets  die 
ganze  Erörterung  auf  ein  würdiges  Niveau,  auf  dem  mit  tiefer  Sachkenntnis  und  bedachtsam 
geurteüt  wird.  Was  das  bedeutet,  das  weiß  nur  der  recht  zu  würdigen,  der  einen  Einblick  in 
das  Interessentengezänk  getan  hat."       (Kritische  Blätter  f.  d.  gesamten  Sozialwissenschaften.) 


^t  '**"^t»'^      r^"  "■ 
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Vorwort. 

Im  Sinne  der  Doppeldeutigkeit  des  Aristotelisclien  Begriffs  Politik 
ist  man  berechtigt,  von  einem  Handbuche  der  Sozialpolitik  ein  Dop- 
peltes zu  erwarten:  einmal  eine  nackte  Darstellung  alles  dessen,  was 
als  Sozialpolitik  in  die  Erscheinung  tritt,  und  zweitens  eine  Aus- 
einandersetzung über  das,  was  in  sozialen  Dingen  sein  soll,  also  Ideen 
von  der  gesellschaftlich  richtig  gestalteten  Politeia  und  von  dem,  was 
zu  ihrer  Herbeiführung  zu  geschehen  habe. 

Keiner  von  beiden  Erwartungen  entspricht  das  vorliegende  Buch 
restlos,  denn  einerseits  bringt  es  das  sozialpolitische  Tatsachenmaterial 
entweder  nur  in  Beispielen,  oder  es  sucht  nur  einen  schematischen 
Überblick  über  dasselbe  zu  geben,  anderseits  habe  ich  Gewicht  darauf 
gelegt,  den  kategorischen  Imperativ  nicht  die  Oberhand  gewinnen, 
also  die  von  eigenen  Idealen  getragenen  Werturteile  zurücktreten  zu 
lassen  gegenüber  dem  Bestreben  und  der  meines  Erachtens  lösbaren 
Aufgabe,  die  sozialpolitischen  Forderungen  im  kausalen  Zusammenhang 
mit  gewissen  Gesetzmäßigkeiten  nachzuweisen,  Gesetzmäßigkeiten,  die 
als  Entwicklungstendenzen  im  Leben  und  besonders  im  kulturellen 
Werden  der  Menschheit,  frei  von  allen  subjektiven  Werturteilen,  er- 
kennbar sind. 

Das  vorliegende  Handbuch  legt,  abweichend  von  den  in  unserer 
Literatur  bereits  vorhandenen  ausgezeichneten  Darstellungen  der  sozial- 
politischen Probleme  (v.  d.  Borght,  Herkner),  das  Hauptgewicht  auf 
eine  allgemeine  soziologische  Grundlegung  —  wobei  ich  hoffe,  im 
Gebrauch  des  Wortes  „soziologisch"  nur  in  einem  Sinne  verstanden 
zu  werden  —  und  auf  die  Skizzierung  der  einzelnen  sozialpolitischen 
Probleme  mit  besonderer  Berücksichtigung  eben  jener  Hauptprinzipien, 
die  sich  aus  einer  solchen  Grundlegung  gewinnen  lassen.  Diese  Grund- 
tendenz in  der  Anlage  erklärt  wohl  zur  Genüge  die  Aufnahme  einiger 
historischen  Exkurse  (insbesondere  4.  und  10.  Kapitel)  und  das  Zurück- 
treten der  heute  schon  überaus  umfassenden  verwaltungsrechtlichen 
Details.  Eine  halbwegs  erschöpfende  Darstellung  der  einzelnen  Pro- 
bleme nach  dieser  Seite  ist  heute  nur  mehr  im  Rahmen  von  recht 
umfangreichen  Monographien  möglich. 

Die  Verwendbarkeit  des  Buches  für  Studienzwecke  machte  aller- 
dings  mehrfach   das  Abgehen   von   diesem  Programm  in  dem   Sinne 


IV  Vorwort. 

notwendig^  daß  gewisse  Probleme  eine  breitere  systematisclie  Behand- 
lung finden  mußten,  als  es  der  Harmonie  der  Raumverteilung  ent- 
sprechen würde. 

Dafür,  daß  und  welche  Gebiete  auf  diese  Weise  eine  breitere 
Darstellung  erhalten  haben,  waren  ziemlich  ausschließlich  Erfahrungen 
in  meiner  Lehrtätigkeit  entscheidend,  und  besonders  gilt  das  von  dem 
für  mich  überaus  anregenden  Verkehr  in  den  seminaristischen  Übungen 
mit  reiferen  Schülern,  die  größtenteils  schon  eigene  starke  Eindrücke 
in  der  Praxis  des  gewerblichen  Lebens  zu  sammeln  Gelegenheit  ge- 
habt haben.  Diese  Beobachtungen  und  Erfahrungen  sind  es  ja  auch, 
die  vor  allem  die  Überzeugung  in  mir  festigten,  daß  soziale  Politik 
—  wenn  es  überhaupt  möglich  ist  —  nicht  bloß  auf  ethischen  Idealen 
aufgebaut  werden  müsse,  daß  man  vielmehr  in  ihr  selbst  in  einem 
gewissen  Verstände  ein  soziologisches  Phänomen,  d.  h.  eine  unter  ge- 
wissen historischen  Voraussetzungen  notwendig  eintretende  Bewegungs- 
phase in  der  Entwicklung  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  erblicken 
habe,  und  daß  man  Sozialpolitik  in  diesem  Sinne  lehren  könne  und 
deshalb  auch  müsse.  Im  übrigen  waren  für  die  Anlage  Plan  und  Ziele 
der  Sammlung,  in  der  das  Buch  erscheint,  maßgebend. 

Bezüglich  der  Herstellung  des  Index  habe  ich  Herrn  Dipl.-Ing. 
Karl  Lachmann  für  weitgehende  Mitarbeit  meinen  Dank  zu  sagen. 


Karlsruhe.  Ende  Oktober  1910. 


Der  Verfasser. 
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ERSTER  TEIL 

ALLGEMEINE  GRUNDLEGUNa 


I.  Einleitung:  Gresellscliaft  und  soziale  Klassen. 

Erstes  Kapitel. 

Vergesellschaftung  und  Gesellschaft. 

Sozialpolitik  schließt  an  eines  der  wichtigsten  Grundprinzipien 
in  der  Entwicklung  menschliclier  Wirtschaft  an,  an  das  Prinzip  der 
Sozialisierung  oder  Vergesellschaftung.  Alle  bedeutsamen  Entwicklungs- 
vorgänge in  der  Geschichte  wohl  der  Menschheit  überhaupt,  aber  be- 
sonders der  menschlichen  Wirtschaft  stehen  mit  dieser  in  engstem 
Zusammenhang.  Namentlich  auch  für  wirtschaftlich  wichtige  Fort- 
schritte in  der  Technik  läßt  sich  in  irgendeiner  Richtung  eine  Ver- 
gesellschaftung als  Wirkung  oder  als  Voraussetzung  ihrer  Durchführung 
nachweisen.  Mag  es  sich  um  das  Herausschälen  der  selbständigen, 
insbesondere  der  gewerblichen  Berufstätigkeiten  aus  dem  Urorganismus 
alles  Wirtschaftslebens,  aus  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  handeln, 
oder  mag  man  den  Übergang  von  einer  tieferen  zu  einer  intensiveren 
Stufe  der  Bodenkultur  im  Auge  haben,  mag  man  an  die  Beschleunigung 
des  Verkehrs  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Welt  denken,  an  die 
moderne  Vertragschließung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  an 
den  Tarifvertrag,  oder  an  eine  der  Trustgründungen:  immer  vollzieht 
sich  mit  dem  wichtigen  ökonomischen  oder  technischen  Phänomen 
eine  Umgestaltung  in  den  Beziehungen  der  Menschen,  und  zwar  der 
Einzelwesen  zueinander.  Individuen,  die  vorerst  in  absoluter  Unab- 
hängigkeit voneinander  gestanden  sind,  werden  in  wirtschaftliche  Be- 
ziehung zueinander  gebracht,  meist  in  eine  wechselseitige  Abhängigkeit. 
Das  ist  ebenso  handgreiflich  in  der  Entwicklung  der  Gütergewinnung 
unter  dem  Einflüsse  der  Tatsache,  daß  alle  technischen  VervoUkom- 
mungen  und  Entwicklungen  sich  mit  der  Organisation  von  Arbeits- 
gemeinschaften oder  mit  Arbeitsteilung^)  vollziehen,  wie  es  in  den 
Fortschritten  des  Verkehrs,  des  Handels-  wie  des  Transportwesens  zu 
beobachten  ist. 


^)  Arbeitsgemeinschaft  ist  die  gleichzeitige  Verwendung  mehrerer 
Arbeitskräfte  zur  Bewältigung  einer  Arbeitsaufgabe.  Arbeitsteilung  sind 
alle  jene  sozialen  Entwicklungs Vorgänge,  bei  denen  eine  wirtschaftliche  Leistung 
von  einer  Person,  der  sie  bis  dahin  oblag,  auf  mehrere  Personen  übertragen 
wird,  so  daß  jede  der  lezteren  fürderhin  nur  einen  difFerenten  Teil  der  seit- 
herigen Gesamtarbeit  verrichtet  (Bücher). 
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Die  Yergesellscilaftung  ist  ein  außerordentlich  variationsfähiges 
Prinzip  und  zeigt  im  Verlaufe  einer  langen  Entwicklung  eine  mächtige 
Steigerung.  Denn  immer  neue  und  immer  vollkommenere  Formen  des 
menschlichen  Zusammenschlusses  hat  man  gefunden  und  namentlich 
ehen  in  der  Richtung,  daß  das  Zusammenwirken  der  sozialisierten 
Menschenvielheit  zu  größerer  Leistungsfähigkeit  des  Individuums  führt. 
Allerdings  mit  einiger  Schwierigkeit  hinsichtlich  der  Abgrenzung,  aber 
doch  mit  einer  gewissen  Berechtigung  lassen  sich  intensive  und  exten- 
sive Vergesellschaftungsvorgänge  auseinanderhalten.  Extensiv  ist  die 
Sozialisierung  zu  nennen,  die  sich  mit  den  meisten  Fällen  der  Arbeits- 
gemeinschaft einstellt,  sie  bedeutet  engere  soziale  Gruppierungen  in 
Verbindung  mit  einem  gewissen,  aber  doch  bescheidenen  Maß  von 
Anpassung.  Es  fehlt  ihr  nicht  an  Tragweite  für  das  gesellschaftliche 
Leben  überhaupt,  aber  diese  ist  nicht  allzu  groß.  Das  disziplinierende 
Moment  der  Anpassung  gewinnt  ungleich  tiefere  Bedeutung,  wo  das 
die  Individuen  verbindende  Glied,  die  Arbeitsorganisation,  zu  einer 
inneren  wechselseitigen  Abhängigkeit  der  einzelnen  führt.  Diese  wird 
ganz  vornehmlich  entwickelt  durch  und  mit  den  Fortschritten  der 
Arbeitsorganisation,  insonderheit  der  verschiedenen  Kategorien  von 
Arbeitsteilung.  Sie  ist  Organisation  der  Arbeit  nach  dem  Prinzip 
der  Wirtschaftlichkeit,  das  heißt  schlechthin  der  Kraftersparung;  stets 
bewirkt  sie  eine  wechselseitige  Ergänzung  der  verschiedenartigen  Kräfte 
verschiedener  Individuen  zu  einem  Ziel,  auf  das  vorher  nur  ein  ein- 
zelnes Individuum  hingearbeitet  hat.  Mit  einer  solchen  Sozialisierung, 
die  wir  eine  intensive  nennen  können,  wird  die  Isoliertheit  des  Indi- 
viduums überwunden  und  damit  aber  auch  die  wirtschaftliche  Autarkie^) 
vernichtet,  die  das  Eigentümliche  der  nicht  vergesellschafteten  Wirt- 
schaftsorganismen ausmacht.  Ist  einmal  durch  die  Arbeitsteilung 
irgendwelcher  Art,  also  im  weitesten  Sinne,  daher  auch  durch  die 
Berufsbildung  die  Beziehung  zwischen  den  mehreren  Wirtschafts- 
einheiten hergesteUt  und  ist  die  Bedarfsbefriedigung  durch  Dritte  auf 
diesem  Wege  einmal  eingeleitet,  dann  ist  damit  auch  wieder  ein  Schritt 
vorwärts  getan  in  der  Richtung,  in  der  die  Individuen  in  ihrem  Wohl- 
befinden voneinander  abhängig  werden  und  schließlich  zu  jenem  Be- 
wußtsein ihrer  Abhängigkeit  gelangen,  die  sie  an  der  Erhaltung  der 
Gesundheit  dieses  Gesamtorganismus  interessiert,  in  dessen  Dasein 
jede  Wirtschaftseinheit  produzierend  wie  konsumierend  eine  mehr  oder 
minder  wichtige  Funktion  zu  erfüllen  hat. 

Nicht  eine  Idee  nur,  sondern  eine  wissenschaftlich,  und  das  heißt 
vorurteilsfrei  durch  Beobachtung  festgestellte  Tatsache  ist  der  Zu- 
sammenhang zwischen  Entwicklung  der  Menschheit  und  in- 


^)  Das  ist  die  ausschließliche  Begnügung  mit  einer  durch  eigene  Leistungen 
möglichen  Bedürfnisbefriedigung. 
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nerer  Verkettung  der  Menschen.  Extensives  und  intensives  Fort- 
schreiten der  Gemeinschaft  ist  ein  von  der  Kulturentwicklung  nicht 
zu  trennendes  Prinzip,  es  ist,  wie  Rodbertus  sagt,  das  Gesetz  der 
Geschichte.  Mit  jedem  neuen  Schritte  zur  Vergesellschaftung  erweitert 
oder  intensiviert  sich  die  Einheit,  zu  der  die  Individuen  auf  Grund 
bestimmter  Interessen  zusammenwachsen  und  innerhalb  der  für  eben 
jene  Interessen   die   höchste   Gewähr  ihrer  Berücksichtigung   besteht. 

Die  zur  Vergesellschaftung  treibenden  Kräfte  sind  sehr  verschie- 
dener Natur.  Namentlich  in  ihren  Anfängen  voUzog  sich  die  Soziali- 
sierung unter  dem  Einflüsse  anderer  Kräfte  als  der  der  Bedürfnis- 
befriedigung, die  heute  das  Ziel  der  Wirtschaft  ausmacht.  Auf  Grund 
ethnographischer  Feststellungen  ist  anzunehmen,  daß  dauernde  Lebens- 
gemeinschaften auch  dort  zu  finden  sind,  wo  der  Zusammenschluß  der 
Individuen  stattgefunden  hat,  ohne  daß  die  ganz  isolierte  individuelle 
Nahrungssuche  dadurch  aufgehoben  oder  auch  nur  wesentlich  beein- 
trächtigt worden  wäre  (Bücher).  Dennoch  lassen  gerade  die  elementaren 
Anfänge  wirtschaftlichen  Verhaltens  bei  den  Naturvölkern  erkennen, 
daß  es  ganz  besonders  die  technischen  Probleme  der  Nahrungsgewinnung 
sind,  die  die  Menschen  zusammengeführt  haben.  Vergesellschaftungen 
ökonomischen  Charakters  stellen  sich  als  Weg  dar,  auf  dem  man  zu 
einer  Erhöhung  der  technischen  Ergiebigkeit  menschlicher  Leistungen 
gelangt,  gleichviel  ob  man  sich  etwa  die  Spezialisation  im  mittel- 
alterlichen Handwerk  oder  die  sehr  verschiedenartigen  Kombinationen 
in  der  Organisation  der  modernen  Industrie  und  des  Verkehrs  vor 
Augen  hält. 

Neben  den  unmittelbar  auf  die  Förderung  der  materiellen  Be- 
dürfnisbefriedigung gerichteten  Interessen  sind  es  auch  nur  mittelbar 
materielle,  ja  auch  gänzlich  immaterielle,  die  vergesellschaftend  wirken, 
und  gerade  auf  höheren  Kulturstufen  gewinnen  Vergesellschaftungs- 
vorgänge auf  solchen  Grundlagen  bedeutenden  Umfang  und  hervorragende 
Kraft.  Ethische  und  ästhetische  Zwecke  führen  zu  Gruppenbildungen 
und  damit  bezüglich  der  Verwirklichung  der  Zwecke  zu  einer  ge- 
wissen gegenseitigen  Abhängigkeit  der  von  den  Zwecken  geleiteten 
Individuen.  Aber  das  sind  vergleichsweise  lose  Gefüge.  Die  Existenz 
solcher  Gemeinschaften  ist  weit  mehr  in  die  Macht  und  die  Willkür 
der  Glieder  gestellt,  als  dies  bei  jenem  Zusammenhang  der  Menschen 
der  Fall  ist,  der  sich  aus  dem  wirtschaftlichen  Leben,  aus  der  Arbeits- 
teilung, der  Berufsgliederung,  mit  einem  Wort  aus  der  Gestaltung  der 
Arbeitsorganisation  und  der  durch  sie  bedingten  technischen  Produk- 
tivität der  Arbeit  ergibt.  Hier  herrscht  Notwendigkeit  des  Zu- 
sammenhanges, und  sie  ist  nichts  anderes  als  Abhängigkeit  des  ein- 
zelnen von  dem  durch  Vergesellschaftung  entstandenen  Mechanismus. 
Notwendigkeit  des  Zusammenschlusses  und  des  Zusammengeschlossen- 
bleibens, wenn  nicht  die  einzelnen  von  der  erreichten  Stufe  der  Lebens- 

1* 
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führung  wieder  zurückfallen  sollen  auf  einen  Tiefstand  der  Bedarfs- 
befriedigung, wie  er  am  Beginn  der  Kultarentwicklung  bestanden  bat. 

Eine  ähnliche  Notwendigkeit  des  Zusammenbanges  ist  aucb  bei 
den  politischen  Gemeinschaftsbildungen,  bei  der  Eingliederung  des 
einzelnen  in  ein  politiscbes  Gemeinwesen,  mindestens  in  einen  Staats- 
verband zu  beobacbten.  Die  Unterwerfung  des  Individuums  unter  die 
Normgewalt  einer  Gebietskörperschaft  ist  selbstverständlich  gleichfalls 
ein  Ergebnis  von  Vergesellschaftung,  auf  das  weder  der  einzelne  noch 
die  Gemeinschaft  heute  verzichten  will.  Wenn  einzelne  darauf,  d.  h. 
insbesondere  auf  die  Vorteile  dieser  Gemeinschaftszugehörigkeit  ver- 
zichten zu  können  behaupten,  so  mag  das  immerhin  aufrichtig  sein; 
sofern  es  das  aber  ist,  ist  es  abnorm.  Dennoch  ist  der  politische 
Zusammenhang  ein  ganz  anderer  als  jener  gesellschaftliche,  auf  dessen 
Schaffung  niemals  bewußt  hingearbeitet  worden  ist,  der  einfach  als 
Wirkung  von  jenen  vergesellschaftenden  Vorgängen  entstanden  ist, 
ohne  jemals  oder  irgendwie  Zweckobjekt  oder  auch  nur  Mittel  zum 
Zweck  gewesen  zu  sein.  Das  hindert  aber  nicht,  daß  die  Notwendig- 
keit des  staatlichen  und  gemeindlichen  Zusammenschlusses  ihren  Grund 
zum  Teil  gerade  auch  in  der  Bedeutung  der  Staats-  und  Gemeinde- 
organisation für  die  Vergesellschaftung  und  schließlich  für  die  Gesell- 
schaft selbst  hat. 

Der  Staat  existiert  nur,  wo  der  auf  ihn  gerichtete  Wille  besteht, 
und  er  tritt  dann  als  sozusagen  neues  Element,  personifiziert  durch 
seine  Gewaltträger  als  Dritter  jedem  einzelnen  gegenüber  in  die  Er- 
scheinung. Die  Gesellschaft  ist  ihrer  Entstehung  nach  gewiß  nicht 
unmittelbar  gewollt,  wie  ja  auch  die  Vergesellschaftung  sich  vollzieht, 
ohne  daß  der  Wille  der  zur  Gesellschaft  zusammenwachsenden  Indi- 
viduen auf  etwas  anderes  als  auf  die  Spezialisierung,  auf  Erleichterung 
des  Erwerbes  durch  Spezialisierung  und  Differenzierung  gerichtet  ist. 
Die  Gesellschaftszugehörigkeit  ergibt  sich  auch  nicht  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Auftauchen  neuer  Beziehungen  zu  einem  neuen  Dritten, 
also  nicht  wie  die  Staatszugehörigkeit  mit  dem  Entstehen  von  Rechten 
und  Pflichten  des  Individuums  zum  Staat,  sondern  in  der  Gesellschaft 
gibt  es  nur  Beziehungen  des  einzelnen  zu  den  einzelnen  oder  zu  Unter- 
gruppen der  Gesellschaft,  nicht  zur  Gesellschaft  als  solcher.  In  den 
wirtschaftlich-kulturellen  Beziehungen  des  einzelnen  zu  allen  übrigen 
Gliedern  und  in  der  so  begründeten  Abhängigkeit  ist  die  Gesellschaft 
selbst  gegeben. 

Ist  Gesellschaft  ein  mehrdeutiger  Begriff,  weil  dieser  Sammelname 
im  Sprachgebrauch  für  sehr  verschiedene  Formen  menschlichen  Zu- 
sammenschlusses verwendet  wird,  so  kann  doch  nach  dem  Gesagten 
über  den  Sinn,  der  im  folgenden  hier  mit  dem  Begriff  Gesellschaft 
2ZU  verbinden  ist,  kein  Zweifel  bestehen. 

Die  Gesellschaft  als  Ergebnis  aUer  der  so  verschiedenartigen  Ver- 
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gesellschaftungsvorgänge  ist  erst  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn  und 
wo  ein  gewisses  Ausmaß  von  Verkehr  der  Wirtschaftseinheiten 
als  unentbehrliches  Requisit  der  Bedürfnisbefriedigung  zu 
erkennen  ist,  und  das  ist  der  Fall,  sobald  ein  gewisses  Ausmaß  von 
beruflicher  Gliederung  und  wirtschaftlicher  Differenzierung 
innerhalb  einer  Bevölkerung  eingetreten  ist.  Gliederung  und  Differen- 
zierung vollziehen  sich  nun  freilich  schon  innerhalb  bereits  vorhan- 
dener Gemeinschaften,  die  selbstverständlich  auch  gesellschaftlichen 
Charakter  haben. 

Als  solche  ältere  Gemeinschaftsform  gegenüber  der  Gesellschaft  ist  im 
Sinne  der  Soziologie  schon  die  Familie  und  ist  das  Yolk  zu  denken.  Weit  ent- 
fernt von  bloß  triebmäßig,  instinktiv  entwickelten,  physiologisch  bewirkten  Lebens- 
verknüpfungen, wie  sie  z.  B.  in  der  Familie  vorliegen,  ist  die  Erscheinung  des  Volkes 
bereits  charakterisiert  durch  eine  über  die  Generation  hinaus  dauernde  und  wir- 
kende innerliche  geistige  Verbundenheit.  Das  Volk  ist  bewußtes  Füreinander  von 
Personen,  wie  Schäffle  sagt,  ist  gemachte  und  durchaus  bewertete  Lebensgemein- 
schaft. Die  Gesellschaft  sollte  und  könnte  das  in  gleicher  Weise  sein.  Daß 
dieses  Bewußtsein  des  „Füreinander"  fehlt,  das  ist  ein  Grundübel  unserer  so- 
zialen Verhältnisse.  Aber  ein  Interesse,  Zweck,  Motiv  und  eine  Form  und  Art 
der  Wechselwirkung  unter  den  Individuen  ist  immer  ein  untrennbares  Element 
jedes  sozialen  Seins  und  Geschehens  (Simmel).  Was  Volk  und  Gesellschaft  den- 
noch als  Verschiedenes  zu  betrachten  zwingt,  ist  die  Grundlage  der  Menschen- 
beziehungen. Bei  der  Gesellschaft  ist  es  der  wirtschaftliche  Verkehr.  Die 
Beziehungen  sind  primär  ganz  individuelle,  von  Individuum  zu  Individuum.  Beim 
Volkszusammenhang  bestehen  sie  nur  zwischen  dem  einzelnen  und  dem  Ganzen, 
sie  sind  primär  kollektivistisch.  So  wird  innerhalb  des  Volkes  erst  die  Gesell- 
schaft. Erst  jener  Lebensinhalt,  jene  Interessen  und  Zwecke,  die  ohne  gegen- 
seitige wirtschaftliche  Beeinflussung  der  Individuen  nicht  zu  denken  sind,  ge- 
stalten das  räumliche  Nebeneinander  und  das  zeitliche  Nacheinander  der  im 
Volk  schon  Vereinigten  zur  Gesellschaft  aus. 

Daß  alle  Personen  in  ihrem  Denken,  Fühlen  und  W^ollen  eines 
und  desselben  Geistes  seien,  mit  allen  ihren  Vorstellungen,  Gefühlen 
und  Willensneigungen  einander  verstehen,  ist  keine  Voraussetzung  der 
Gesellschaftsbildung,  es  ist  eine  Qualität,  die  schon  auf  einen  Ideal- 
zustand zugeschnitten  ist.  Die  Macht  religiöser  Ideen  hat  Soziali- 
sierungen mit  solcher  Voraussetzung  bewirkt.  Anzustreben  wird  solches 
sein  und  gewiß  darf  nicht  unterlassen  werden,  das  Bewußtsein  des 
Füreinanderseins  zu  pflegen,  es  muß  unter  allen  Umständen  die  Mög- 
lichkeit der  gegenseitigen  Verständigung  erhalten  werden.  Aber  alle 
diese  Momente  treten  gegenüber  der  Macht  derjenigen  Kräfte  zurück, 
die  den  Zusammenschluß  der  Menschen  im  Hinblicke  auf  die  mate- 
rielle Daseinsführung  und  damit  auch  auf  die  geistige  Entwicklungs- 
möglichkeit erzwingen.  Der  Zusammenhang  ist  abgesehen  von  den 
durch  Bluts-  und  Geschlechtsbeziehungen  hergestellten  Verbindungen 
ein  überwiegend  wirtschaftlicher. 

Auch  auf  ein  bestimmtes  Gefühl  der  Glieder  für  die  Gemeinschaft 
kommt  es  durchaus  nicht  unbedingt  an.    Das  Gefühl  der  Gleichartigkeit 
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der  Interessen  ist  zunächst  weit  eher  geeignet,  einen  engeren  sozialen 
Zusammenhang  zu  begründen,  und  tatsächlich  führt  es  zur  Bildung 
einer  Mehrheit  von  Gruppen  scheinbar  gleich  Interessierter  innerhalb 
der  Gesellschaft.  Die  Gesellschaft,  wie  sie  hier  zu  verstehen  ist, 
wurzelt  mindestens  ebensosehr  in  einer  Art  von  Komplementarität 
der  Interessen  aller  Glieder.  Das  Gefühl  für  die  Gleichheit  der 
Interessen  führt  geradezu  zu  der  Bildung  jener  Gruppen,  die  die  Ein- 
heit der  Gesellschaft  gefährden,  also  zu  einem  entarteten  Gesellschafts- 
begriff, der  nur  den  engeren  Kreis  der  Gesellschaftsklasse  als  die  ge- 
sellschaftliche Einheit  anerkennt  und  sich  damit  gerade  über  die 
innere  Abhängigkeit  der  Klassen  voneinander  völlig  hinwegsetzt.  Erst 
auf  gewissen  Stufen  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  beginnt  das 
Bewußtsein  einer  gewissen  Solidarität  auch  der  scheinbar  entgegen- 
gesetzten Interessen  zu  dämmern,  und  es  leuchtet  in  weitere  Kreise 
die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  der  gesellschaftlichen  Einheit. 
Das  Gefühl  für  den  Wirkungswert  dieser  Gemeinschaft  erwacht  also 
erst  allmählich. 

Ganz  anders  bei  der  staatlichen  Gemeinschaft.  Das  Bewußtsein 
der  politischen  Gemeinschaftszugehörigkeit  ist  von  allem  Anfang  vor- 
handen, und  zwar  so  stark,  daß  über  ihm  der  andere,  der  spezifisch  ge- 
sellschaftliche Zusammenhang  so  lange  ganz  übersehen  werden  konnte. 
Tatsächlich  ist  aber  dieser  vom  Staat  nicht  nur  unabhängig  denkbar, 
sondern  er  ist  ein  wirklich  selbständiger  Zusammenhang,  so  förderlich, 
ja  sogar  notwendig  auch  der  Einfluß  des  Staates  auf  verschiedenen  an 
sich  rein  gesellschaftlichen  Beziehungen  sich  erweisen  mag.  Der  Grad 
der  Unabhängigkeit  der  Gesellschaft  votu  Staat  ist  sehr  schwankend. 
Er  ist  nicht  nur  von  Staat  zu  Staat  verschieden,  er  ändert  sich  auch  bei 
jedem  Staatswesen  im  Laufe  der  Zeit  sehr  erheblich.  Tief  greifende 
Änderungen  im  Staatsgefüge,  territoriale  oder  Verfassungsänderungen 
werden  kaum  spurlos  an  dem  Gesellschaftsorganismus  vorübergehen, 
anderseits  hat  man  Beispiele  in  der  politischen  Geschichte  dafür,  daß 
trotz  des  Zusammenbruches  des  Staatsorganismus,  der  gesellschaftliche 
Zusammenhang  fast  ungestört  weiter  funktionierte.  Staat  und  Gesell- 
schaft stehen  dem  Gesagten  zufolge  allerdings  in  einem  Verhältnis  von 
Über-  und  Unterordnung,  insofern  die  durch  den  Staat  gesetzte  Rechts- 
ordnung die  Grundlage  nicht  nur  für  den  Verlauf  der  gesellschaft- 
lichen Funktionen,  sondern  für  das  innere  Gefüge  der  Gesellschaft 
selbst  schafft.  Aber  dennoch  ist  es  umgekehrt  die  eigenartige  Ge- 
staltung der  Gesellschaft,  die  für  die  Entwicklung  des  Staatslebens 
und  insbesondere  für  die  wichtigste  Lebensäußerung  des  Staates,  das 
Recht,  bestimmend  wird. 

Es  ist  gerade  für  das  Verständnis  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  Gesellschaft  wichtig,  daß  die  Gesellschaft  in  dem  hier  ge- 
dachten Verstände  auch  nicht  durch  die  Staatsgrenzen  abgeschlossen 
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ist.  Jene  Auffassung,  die  in  der  Gesellscliaft  das  Ergebnis  aller  Arten 
Yon  Beziehungen  menschliclier  Individuen  erblickt,  muß  auch  die  Be- 
Ziehungen  gelten  lassen,  die  über  die  Staatsgrenzen  hinweg  bestehen. 
Auch  jene  menschlichen  Beziehungen  sind  also  dabei  in  Rücksicht  zu 
ziehen,  durch  die  die  europäischen  Kulturvölker  mit  Gütern  aus  den 
kulturarmen  Tropen  versorgt  werden.  Der  Kulturmensch  wird  damit 
in  diesen  und  jenen  Lebensinteressen  abhängig  von  den  Leistungen 
des  Kulturlosen.  Es  wäre  ein  Fehler,  das  zu  übersehen.  Desungeachtet 
wird  man  mit  gutem  Grund  von  einer  staatlichen  Gesellschaft 
sprechen  können  und  damit  die  durch  einen  Staat  rechtlich  geordnete 
Gesellschaft  als  Einheit  für  sich  anerkennen.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  daß  die  Glieder  dieses  Gesellschaftskreises  in  einem  engeren 
Zusammenhang  stehen,  weil  eben  die  Wechselwirkung  in  den  Lebens- 
äußerungen der  verschiedenen  Gesellschaftsgruppen  eine  viel  stärkere 
ist.  Ein  umfassender  Ausstand  von  Erntearbeitern  in  Argentinien 
wird  zweifellos  die  Wirtschaftsverhältnisse  der  meisten  Kulturstaaten 
einigermaßen  tangieren,  gewiß  auch  jene  Deutschlands,  aber  ein  Aus- 
stand von  Arbeitern  in  einem  gleich  wichtigen  Produktionszweig  inner- 
halb Deutschlands  wird  die  vitalen  Interessen  der  deutschen  Gesell- 
schaft zweifellos  viel  einschneidender  beeinträchtigen. 

Diese  Unterscheidung  ist  von  vergleichsweise  geringer  Bedeutung 
für  die  letzten  Zwecke  der  Gesellschaft,  die  für  die  Sozialpolitik  be- 
stimmend sind.  Freilich  können  diese  Zwecke  auch  in  Verschiedenem 
gefunden  werden,  und  die  Frage  nach  den  Zwecken  ist  geradezu  eine 
Prinzipienfrage,  die  die  Differenzierung  der  sozialen  Staatstheorien 
und  damit  auch  der  sozialen  Parteien  mit  zur  Auslösung  gebracht 
hat.  Die  sozialistische  Weltanschauung,  die  auf  Eudämonismus,  also 
darauf  hinausläuft,  daß  irdische  Glückseligkeit  das  Ziel  des  Lebens 
sei,  muß  wohl  zu  einer  anderen  Auffassung  führen  als  zu  jener,  die, 
auf  dem  Wege  wissenschaftlicher  Beobachtung  der  gesellschaftlichen 
Entwicklung  gewonnen,  den  Zweck  der  Gesellschaft  in  dem  Fort- 
schreiten der  Menschheit  in  der  Richtung  der  Zivililisation  erblickt 
(Schäffle).  Aber  auch  bei  einem  etwas  weniger  ideologischen  und 
stärker  materialistischen  Standpunkt  (der  etwa  die  möglichst  zweck- 
mäßige Gestaltung  des  Kampfes  der  zahlreicher  werdenden  Menschen 
gegenüber  der  relativ  karger  werdenden  Natur  als  Hauptgesichtspunkt 
für  die  VergeseUschaftung  ansähe)  wird  im  Hinblicke  auf  die  Vergangen- 
heit eingeräumt  werden  können  und  müssen,  daß  nicht  das  höchste  und 
reichste  Genießen  des  Individuums  als  oberstes  Prinzip  des  gesamtwirt- 
schaftlichen Prozesses  erkannt  werden  kann,  sondern  die  möglichst  um- 
fassende Teilhaftmachung  der  Gesamtheit  an  den  die  Gesittung  fördern- 
den Gütern  und  Leistungen  unter  Heranziehung  aUer  verfügbaren  Kräfte. 

Die  „Gesellschaft"  ist  in  der  Hauptsache  erst  um  die  Mitte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts als  besonderes  Objekt  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  in  Angriff 
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genommen  worden.  Lorenz  von  Stein  war  es,  der  vor  Marx  den  Kampf  der 
Klassen  als  den  Inbegriff  der  Gesellschaftsgeschichte  hinstellte.  Über  ihn  hinaus 
hat  den  Charakter  der  Gesellschaftswissenschaft  weit  mehr  schon  im  modernen 
Sinn  Robert  Mohl  erfaßt,  der  in  der  Gesellschaft  die  Vereinigung  von  natür- 
lichen Menschengenossenschaften  erblickt,  die  sich  aus  einem  bestimmten  Inter- 
esse heraus  entwickeln.  Derartige  natürliche  Genossenschaften,  wie  die  Gemein- 
schaft des  Stammes,  der  Rasse,  der  sozialen  Stellung  (Adel),  der  Berufe,  des 
Besitzes  und  der  Religion  sollten  Gegenstand  einer  Reihe  von  Wissenschaften, 
werden,  unter  denen  eine  die  Gesellschaftszweckmäßigkeitslehre  oder  soziale 
Politik  sei,  die  Lehre  von  den  Mitteln  zur  Erreichung  der  Zwecke  der  ein- 
zelnen Genossenschaftskreise  im  Innern  gegenüber  fremden  Einzelnen,  im  Ver- 
hältnis zum  Staat.  Der  Rechtsphilosophen  Krause,  Ahrens  und  Mohls  Ver- 
dienst ist  es  auch  neben  L.  v.  Stein,  die  Gesellschaft  als  eine  vom  Staat  ver- 
schiedene Kategorie  erfaßt  zu  haben.  Freilich  ist  die  Anregung  zu  diesen 
grundlegenden  Erkenntnissen  der  Sozialwissenschaften  von  der  französischen  so- 
zialistischen Literatur  ausgegangen  (insbesondere  St.  Simon),  aber  Ahrens. 
konnte  den  Sozialisten  mit  Grund  zum  Vorwurf  machen,  daß  sie  selbst  gerade 
wieder  zur  Verwechslung  von  Staat  und  Gesellschaft  gelangt  waren. 

Das  Verständnis  für  den  historischen  Charakter  der  Kategorie  „Gesellschaft"^ 
die  Erkenntnis,  daß  sie  ein  Produkt  der  Entwicklung  ist,  welches  erst  auf  einer 
gewissen  Lebensstufe  der  Menschheit  Bedeutung  gewinnt,  und  die  Darstellung 
der  Genesis  dieser  Gesellschaft  sind  auf  Leistungen  der  neueren  historisch- 
psychologischen und  der  vergleichend  soziologischen  Richtung  der  sozialwissen- 
schaftlichen Forschung  zurückzuführen,  die  sich  insbesondere  an  die  Namen. 
Spencer,  Comte,  Tarde,  Schäffle,  Bücher,  Schmoller,  Lamprecht,  Ludwig  Stein 
knüpft. 

Mit  diesem  allmählichen  Fortschreiten  der  Erkenntnis  des  Gesellschafts- 
wesens hängt  die  Wandelbarkeit  des  Gesellschaftsbegriffes  selbstverständlich  zu- 
sammen. Aber  auch  der  Umstand,  daß  alle  möglichen  Formen  menschlichen 
Gemeinschaftslebens  mit  dem  Wort  bezeichnet  zu  werden  pflegen,  ist  ein  er- 
schwerender Umstand  für  die  Begriffsbestimmung.  Es  ist  charakteristisch,  daß 
einerseits  gesagt  wird,  Gesellschaft  fordere  die  Freiheit,  im  Gegensatz  zum  Staate 
der  die  Ordnung  fordert  (Roßbach,  Pesch),  während  anderseits  als  Gesellschaft 
eine  Verbindung  von  Menschen  unter  dem  Gesichtspunkte  des  durch  äußere 
Regeln  geordneten  (Stammler)  oder  eines  solchen,  aber  doch  auch  auf  inneren 
Wechselbeziehungen  beruhenden  Zusammenlebens  definiert  wird  (Philippovich). 
Auch  Lor.  v.  Stein  rückt  das  Moment  der  Ordnung  in  die  Definition.  Die  mensch- 
liche Gesellschaft  ist  ihm  anfänglich  die  durch  die  Verteilung  der  Güter  bedingte,, 
durch  den  Organismus  der  Arbeit  geregelte,  durch  das  System  der  Bedürfnisse 
in  Bewegung  gesetzte,  durch  die  Familie  und  Eigentum  dauernd  erhaltene  Ord- 
nung der  Gemeinschaft  (1848),  später  (wie  er  an  anderer  Stelle  1850  sagt),  die  so 
„erhaltene  organische  Einheit  des  menschlichen  Leb< 
Sinne  des  „Sozialen"  ist  Ordnung  nichts  Wesentliches. 

Das  Wesentliche  in  der  neueren  Erfassung  des  Gesellschaftsbegriffes  ist  wohl 
darin  zu  erkennen,  daß  die  mechanische  Betrachtungsweise  des  älteren  Natur- 
rechtes, die  nur  ein  Nebeneinander  der  Glieder  sieht,  durch  die  organische 
überwunden  ist,  die  das  Problem  darin  erkennt,  au  erklären,  wie  aus  dem  Neben- 
einander der  Glieder  und  der  individuellen  Einzelhandlungen  eine  rationelle  ein- 
heitliche Gesamtwirkung  erwächst.  Und  solches  ist  namentlich  für  die  Sozial- 
politik von  Wichtigkeit,  deren  Grundlagen  in  den  natürlichen  Massen-  und 
Wechselwirkungen  des  menschlichen  Trieblebens  unter  den  Einflüssen  des  Zu- 
sammenlebens erkannt  werden  müssen.  Die  Notwendigkeit  der  Einheit  in  der 
Gesellschaft  kommt  nur  bei  der  organischen  Auffassung  zu  ihrem  Recht. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Gegensätzlichkeit  sozialer  Gruppen.    Soziale  Klassen 
und  ihre  Merkmale. 

Diese  die  Menschen  verbindende  Gemeinschaft,  von  der  jedes 
Individuum  in  seinen  vitalsten  Interessen  abhängt,  ist  ihrem  Wesen 
nach  eine  Einheit,  aber  sie  weist  in  ihrem  inneren  Gefüge  eine  Grup- 
pierung und  Schichtung  der  Individuenmassen,  aus  denen  sie  besteht, 
auf,  durch  die  der  organische  Zusammenhang  der  Teile  geradezu  ne- 
giert zu  werden  droht. 

Soziale  Klasse  ist  kein  selbständig  zu  denkender  Begriff.  Wer 
von  sozialer  Klasse  spricht,  ist  immer  von  der  Vorstellung  einer 
Mehrheit,  mindestens  einer  Zweiheit  von  Teilen  des  sozialen  Ganzen 
beherrscht.  Der  Ausdruck  soziale  Klasse  bezeichnet  immer  schon 
einen  Gegensatz  zwischen  Individuen gruppen  innerhalb  der  Gesellschaft^ 
immer  einen  Gegensatz  von  Vielheiten  gegeneinander,  wobei  die  Grup- 
pierung sich  ergibt  aus  einer  Gleichheit  der  Klassenangehörigen  unter- 
einander einerseits,  eine  Verschiedenheit  gegenüber  den  nicht  zur 
Klasse  gehörigen  anderseits.  Die  Gesichtspunkte,  nach  denen  diese 
Gleichheit  beziehungsweise  Verschiedenheit  besteht,  können  sehr  ver- 
schieden sein.  Denkbar  sind  die  Gleichartigkeit  und  Verschiedenheit 
als  natürliche.  Physische  Beschaffenheit  kann  in  der  Tat  die  Grund- 
lage für  eine  Klassengruppierung  bilden;  insbesondere  bezüglich  der 
Rasse  ist  das  zu  beobachten,   sofern  sie  zur  sozialen   Sonderstellung 


10  Gesellschaft  und  soziale  Klassen.  ^ 

der  Rassenzugeliörigen  führt.  Es  sei  an  die  Stellung  der  Juden  im 
Mittelalter^  der  Mestizzen  in  den  spanischen  Kolonien  erinnert.  Auch 
die  Stammeszugehörigkeit  einerseits,  Volksfremdheit  anderseits  sind 
Grundlagen  der  Klassendifferenzierung  geworden.  Mehr  als  diese  Ge- 
sichtspunkte, wenngleich  vielfach  im  Anschlüsse  an  sie,  war  die  Ver- 
schiedenheit der  öffentlichen  Rechtsstellung  das  trennende  Moment  für 
die  Unterscheidung  der  Gruppen  innerhalb  der  Gesellschaft.  Sie  hat 
das  Bewußtsein  einer  Geschlossenheit  der  Gruppe  im  Gemeinwesen 
auslösen  können. 

Alle  diese  Momente  haben  für  die  moderne  Gesellschaft  an  Be- 
deutung verloren,  ihre  Rolle  liegt  auf  primitiveren  Kulturstufen,  sie 
gehören  der  Vergangenheit.  Das  innere  Gefüge  der  modernen  Gesell- 
schaft schließt  an  andere  Tatsachen  und  Verhältnisse  an.  Wenn  wir 
da  von  sozialen  Klassen  sprechen,  ist  freilich  nicht  an  eine  abso- 
lute Geschlossenheit  der  sozialen  Gruppe  zu  denken;  sie  wird 
vielfach  vorliegen,  aber  es  können  die  Lebensbedingungen  der  Ein- 
zelnen auch  so  schwankend  sein,  daß  sie  verschiedenen  Klassen  zu- 
gerechnet werden  können,  es  kommt  dann  auf  konkrete  Verhältnisse 
an,  und  andere  als  die  hauptsächlich  klassenbildenden  Gesichtspunkte 
werden  entscheidend.  Das  trifft  namentlich  bei  Berufsstellungen  zu, 
die  ebensowohl  Durchgangsstadien  als  auch  dauernde  Grundlagen  der 
ökonomischen  und  sozialen  Existenz  werden  können. 

Ebensowenig  ist  das  Bewußtsein  für  die  Klasseneigentümlichkeiten 
bei  den  Klassenzugehörigen  immer  vorauszusetzen.  Die  Erkenntnis 
des  Gegensatzes  der  eigenen  zu  den  übrigen  Klassen  ist  nicht  ent- 
scheidend, ja,  es  können  vielfach  Gegensätze  bestehen,  ohne  daß  sich 
die  Betroffenen  derselben  bewußt  sind;  das  Klassenbewußtsein  kann 
auf  einer  Seite  ganz  fehlen.  Worauf  es  in  erster  Linie  ankommt,  das 
sind  Tatsachen,  und  unter  diesen  ist  allerdings  in  gewissem  Ausmaße 
eine  Gemeinschaft  der  Lebenskreise,  eine  Gleichartigkeit  der  äußeren 
Lebensbedingungen  zunächst  schon  nach  tatsächlich,  für  die  Masse 
wenigstens  charakteristischen  Symptomen  erforderlich.  Die  Homo- 
genität der  die  Klasse  bildenden  Masse  wird  sehr  stark  nach  solchen 
Symptomen  beurteilt,  obgleich  die  Symptome  vielfach  der  Willkür  des 
einzelnen  unterworfen  sind.  Das  Entscheidende  sind  demnach  dennoch 
die  Ursachen  der  Symptome.  Im  Vordergrunde  stehen  die  Besitz- 
verhältnisse, aber  freilich  nicht  sie  allein,  und  darin  äußert  sich  in 
gewissen  Grenzen  die  Unzulänglichkeit  dieses  rein  objektiven  Gesichts- 
punktes. Tatsächliche  Lebensführung,  Lebensgewohnheiten,  Lebens- 
anschauungen wirken  ebenso  trennend  wie  verbindend.  Die  Bezieher 
desselben  Einkommens  und  Besitzer  gleich  hoher  Vermögen  können 
dennoch  verschiedenen  Klassen  angehören,  wenn  eben  unter  dem  Ein- 
flüsse rein  persönlicher  Umstände  die  äußere  Lebensführung  verschieden 
-sein  muß.    Und  da  greift  ja  dann  vor  allem  auch  das  zweitwichtigste 
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Moment  ein,  die  berufliche  Stellung,  die  jene  wesentlicli  bestimmt. 
Besitz  und  Beruf  das  ist,  wie  Bücher  sagt,  die  Vernunftehe,  aus  der 
das  Kind  „sozialer  Rang^^  stammt. 

Daß  den  einzelnen  Klassen  ein  eigenartiges  Ausmaß  an  Bildung 
als  charakteristisch  zugeschrieben  wird  oder  auch  eine  besondere  Art 
der  Erziehung,  ist  im  großen  und  ganzen  insofern  nicht  gerechtfertigt, 
als  das  zumeist  mit  dem  Beruf  gegebene  Qualitäten  sind,  also  nur 
sekundäre  Momente  in  der  Klassendifferenzierung.  Auch  sind  die  eben 
genannten  Elemente,  Bildung  und  Erziehung,  keineswegs  in  ähnlichem 
Maße  klassenmäßig  differenziert;  die  Tatsache  des  gelehrten  Prole- 
tariates in  verschiedenen  Berufszweigen  liefert  einen  notorischen  Gegen- 
beweis, und  der  höhere  Grad  wirklicher  Bildung  ja  selbst  an  Erziehung 
ist  durchaus  kein  unentbehrliches  Merkmal  der  Angehörigen  der  höheren 
Klassen.  Wie  es  Ungebildete  in  den  Reihen  der  Besitzenden  gibt,  so 
Hochgebildete  im  Proletariat. 

Immer  noch,  auch  heute  steht  die  Gesellschaftsschichtung  einiger- 
maßen unter  dem  Einflüsse  des  Überrestes  ständischer  Schichtung. 
Historisch  überkommen,  rechtlich  nicht  mehr  begründet,  aber  tradi- 
tionell fortlebend  und  unverkennbar  materiell  wirksam,  ist  die  Vor- 
rangstellung des  Adels  ein  die  Klassengegensätzlichkeit  nährendes 
Element.  Es  ist  insoweit  gewiß  berechtigt  neben  der  Bourgeoisie  als 
der  typischen  Vertreterin  des  kapitalistischen  Interesses  auch  die  parti 
feodal,  das  Junkertum,  noch  heute  als  besondere  Klasse  zu  kategori- 
sieren.  Nur  in  gewissem  Ausmaße  deckt  sich  diese  Unterscheidung 
mit  derjenigen,  welche  nicht  nur  auf  das  Maß  des  Besitzes,  sondern 
auch  auf  die  Art  desselben  Gewicht  legt.  Denn  der  Adel  ist  viel- 
fach Grundbesitzer,  und  die  Art  des  Besitzes  ist  insbesondere  bezüglich 
des  Grundbesitzes  ein  Differenzierungsmoment.  Obgleich  der  Besitz 
in  der  Hauptsache  nach  seiner  Eignung  Einkommen  zu  schaffen  für 
die  Klassendifferenzierung  in  Betracht  kommt,  so  ist  doch  zu  berück- 
sichtigen, daß  der  grundbesitzende  Bauer  mit  einem  Reineinkommen 
an  Bargeld  von  etwa  600 — 800  Mark  und  einer  sehr  bescheidenen 
Lebensführung  sich  wehren  wird,  der  sozialen  Klasse  besitzloser  Fabrik- 
arbeiter zugerechnet  zu  werden,  auch  wenn  diese  über  das  Dreifache 
an  Bargeldeinkommen  verfügen  und  eine  vielleicht  erheblich  reichere 
Lebensführung  sich  gestatten  können. 

So  scheint  es,  als  ob  dann  also  doch  die  berufliche  Tätigkeit 
und  die  Stellung  im  Hauptberufe,  die  Selbständigkeit  für  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  sozialen  Klasse  entscheidend  wäre.  Tatsächlich 
sind  jedoch  diese  Momente  unzulänglich,  um  sie  als  durchgreifend  für 
eine  genereUe  Kategorisierung,  beziehungsweise  Klassifizierung  zu  ver- 
wenden. Der  Handelsberuf  beispielsweise  bietet  weder  an  und  für 
sich  als  Berufsbetätigung,  noch  mit  Berücksichtigung  der  Stellung  in 
diesem  Berufe  Anhaltspunkte  für  die  soziale  Klassifizierung  der  Berufs- 
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angehörigen.  Man  erwäge  nur  folgende  Typen:  Auf  der  einen  Seite 
der  Börsenjobber,  der  obne  eigenen  größeren  Kapitalbesitz  ein  Jabres- 
einkommen  von  vielen  Tausend  Mark  erzielt,  auf  der  anderen  Seite 
der  selbständige  Kleinkaufmann,  der  sich  bei  bescheidenster  Lebens- 
führung mühsam  durchs  Leben  schlägt.  Und  dann  wieder  innerhalb  der 
„Angestellten^^-Gruppe,  also  der  Unselbständigen  auf  der  einen  Seite 
der  Disponent  eines  großen  Handlungshauses  mit  einem  Tantiemen- 
bezug, aus  dem  zehn  Arbeiterfamilien  sehr  annehmbar  erhalten  wer- 
den könnten,  und  wieder  auf  der  Gegenseite  der  einfache  Kommis 
oder  gar  die  noch  schlechter  bezahlte  Stenographin  und  Maschine- 
schreiberin!  Weder  hier  noch  dort  sind  die  verschiedenen  Typen  in 
ein  und  dieselbe  soziale  Klasse  etwa  deshalb  einrechenbar,  weil  sie 
nach  Besitz,  Berufsart  und  Stellung  im  Beruf  derselben  Kategorie 
angehören. 

Wenn  also  gleichwohl  diese  Momente  sozusagen  konstitutive- 
Merkmale  der  Klassen  darstellen,  so  ist  doch  noch  eine  große  Zahl 
anderer  Momente  von  Fall  zu  Fall  für  die  soziale  Klassifizierung  mit 
wirksam  und  ohne  damit  dem  oben  über  das  Bewußtsein  der  Klassen- 
zugehörigkeit Gesagten  zu  widersprechen:  im  einzelnen  Fall  kommt  es 
in  dem  Widerstreit  sich  durchkreuzender  Klassenmerkmale  gar  sehr 
auf  das  Klassengefühl  an.  Dieses  ist  aber  häufig  nur  zum  ge- 
ringsten Teil  in  objektiven  Verhältnissen  und  Tatbeständen,  weit  mehr 
in  konkreten  Lebenserfahrungen,  einzelnen  Erlebnissen,  Schicksals- 
wendungen und  dergleichen  persönlichsten  Angelegenheiten  begründet. 
Dieses  Stimmungsmäßige,  wie  man  die  verschiedenen  Motive  zusammen- 
fassend nennen  könnte,  spielt  die  größte  Rolle  begreiflicherweise  bei 
jenen  Individuen,  die  einem  Beruf  angehören,  bei  dem  eben  die  Klassen- 
zugehörigkeit fraglich  erscheint.  Auch  ob  etwa  ein  besitzloser  Nach- 
komme eines  verarmten  Adelsgeschlechtes,  der  zu  einer  mit  1000  bis 
1500  Mark  zu  bestreitenden  Lebensführung  gezwungen  ist,  noch  der 
parti  feodal  zuzurechnen  ist  oder  der  Klasse,  in  die  ihn  sein  Ein- 
kommen verweist,  läßt  sich  allgemein  gar  nicht  erörtern,  es  ist  das 
eine  wie  das  andere  im  Leben  zu  beobachten,  Tradition,  Gesinnung^ 
Charakter  der  Individuen  sind  ausschlaggebend. 

Ist  es  darnach  schon  nicht  leicht,  ja  kaum  durchführbar,  in  kon- 
kreten FäUen,  d.  h.  unter  Zugrundelegung  einer  bestimmten  staatlich 
abgeschlossenen  Gesellschaft  die  sozialen  Klassen  gegeneinander  ab- 
zugrenzen, so  ist  es  kaum  leichter,  aber  auch  gewiß  nicht  zweckmäßig 
und  gerechtfertigt,  bei  der  Formulierung  der  konstitutiven  Klassen- 
merkmale über  eine  gewisse  Allgemeinheit  hinauszugehen.  Man  wird 
sich  nur  darüber  im  klaren  sein  müssen,  daß  man  darunter  eine 
Teilgruppe  eines  sozialen  Ganzen  versteht,  die  im  großen  und 
ganzen  bei  gleichem  wirtschaftlichen  Vermögen,  Gleichartig- 
keit der  Stellung  im  Berufsleben  oder  sonstiger  ihr  ganzes  Leben 
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■ergreifenden  Interessen  gleiche  Lebensführung  und  gleiche 
Lebensanschauungen  erkennen  läßt. 

Es  ist  bezeichnend  genug,  daß  ein  Mann  wie  Karl  Marx  neben 
dem  konstitutiven  Merkmal  der  Gegensätzlichkeit  ökonomischer  Inter- 
essen auch  das  Bewußtsein  dieses  Gegensatzes  als  entscheidend  be- 
trachtet;  aber  allerdings  mit  dem  Sinne,  daß  dieses  Bewußtsein  des 
Interessengegensatzes  die  Klasse  erst  vollreif  mache.  Neben  dem  ob- 
jektiven Moment  tatsächlicher  Zuständlichkeit  das  subjektive  Moment 
des  Erkennens. 

Das  ist  auch  für  die  Grundlegung  der  Sozialpolitik  nicht  so 
gleichgültig,  als  es  aufs  erste  scheinen  könnte.  Hier  ist  ein  doppeltes 
festzuhalten.  Einmal  ist  die  Tatsache  zu  erfassen,  daß  innerhalb  der 
Gesellschaft  Schichten  existieren,  die  des  Nutzens  der  Vergesellschaftung 
nicht  in  dem  Ausmaße  teilhaftig  gemacht  werden,  als  dies  durch  den 
jeweilig  erreichten  Grad  der  Vergesellschaftung  und  der  damit  ver- 
bundenen technischen  Produktivität  der  Gesellschaft  ermöglicht  wäre. 
Und  zweitens  ist  die  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten,  daß  die 
Klassengegensätzlichkeit  auch  psychologischen  Inhalt  hat.  Gleichviel 
ob  massenpsychisch  oder  individualpsychisch  zutage  tretend,  es  ist 
^in  Gefühl  des  Verkürztseins,  das  sich  dem  Beobachter  bemerkbar 
macht  und  das  seine  Grundlage  in  der  Beobachtung  der  krassen  Ge- 
nußverschiedenheit hat,  die  das  Arbeitseinkommen  den  einen,  das 
Besitzeinkommen  den  anderen  gewährt.  Der  Proletarier  weist  auf  die 
mühelose  Beschaffung  der  zahlreichen  Lebensgenüsse  hin,  die  dem 
Reichen  zufallen,  und  anderseits  auf  die  beschränkte  Genußmöglichkeit 
auf  Grund  des  eigenen  Erwerbes  und  auf  die  harte  Lebensmühe,  die 
um  dieser  kärglichen  Genüsse  willen  in  Kauf  genommen  werden  muß. 
LTnd  dazu  gesellt  sich  nun  noch  die  Bedachtnahme  auf  die  konkrete 
Ausbeutung,  die  reiche  Skala  verschiedener  Ausbeutungsgrade,  wie  sie 
die  Betätigung  in  den  einzelnen  Berufszweigen  möglich  macht,  und 
das  Ergebnis  ist  eine  recht  umfassende  Schematisierung  der  Indi- 
viduen nach  ihrem  Beruf,  eine  Übertragung  der  Klassenfeindschaft 
auf  die  Berufsbeziehungen,  des  Klassengegensatzes,  ja  Klassenkampfes 
auf  den  wirtschaftlichen  Verkehr  ganz  im  allgemeinen. 

So  ist  rein  psychologisch  die  Häufung  der  Gegensätze  zwischen 
den  Berufsgruppen  eine  Folge  aus  der  Vergesellschaftung  und  den  sie 
treibenden  Kräften,  aUem  menschlichen  Ermessen  nach  ein  natürlicher 
Fortgang  der  Dinge.  Aber  es  sind  diese  so  entstehenden  Spannungen 
unbedingt  zu  trennen  von  dem  eigentlich  sozialen  Gegensatz  der 
Klassen.  So  sehr  auch  immerhin  die  Gegensätze,  die  mit  zielbewußter 
Organisation  der  Berufsstände  verschärft  werden,  für  den  ruhigen  Ver- 
lauf des  Gesellschaftslebens  und  insbesondere  für  die  glatte  Durch- 
führung des  Wirtschaftsprozesses  nachteilig  sind,  so  sehr  sie  auch  ge- 
eignet sind,  das  vollständige  Versagen  einer  sozialen  Funktion  herbei- 
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zuführen^  sie  treten  zurück  gegenüber  dem  Abgrund,  der  zwischen 
Lebenskreisen  des  Reichtums  und  selbst  der  bescheideneren  Wohl- 
habenheit einerseits  und  denjenigen  des  Proletariates  anderseits  klafft» 

Wer  ist  nun  eigentlich  Proletarier?  Was  ist  das  Wesent- 
liche des  Proletariates?  Ist  der  Gegensatz  zur  Wohlhabenheit  hin- 
reichend? Ist  überhaupt  jeder  Nichtbesitzende  Proletarier?  —  Viel- 
fach begegnet  man  solchen  allzusehr  generalisierenden  Auffassungen. 
Aber  sie  sind  eben  historisch  und  psychologisch  nicht  ganz  korrekt. 
Das  Merkmal  des  Proletariates  gegenüber  den  anderen  sozialen  Klassen 
ist  in  dem  ganzen  wirtschaftlichen  und  dadurch  bedingten  sozialen 
Milieu  gegeben,  aber  eben  nicht  absolut,  sondern  im  Vergleich  zu  den 
Lebensbedingungen  der  sozial  oder  wirtschaftlich  besser  gestellten,  der 
Bourgeois.  Auch  unter  den  Bourgeois  gibt  es  Besitzlose,  die,  weil 
sie  keine  Mittel  haben,  sich  wirtschaftlich  selbständig  zu  machen,  ge- 
nötigt sind,  „auf  dem  Wege  des  freien  Lohnvertrages  ihre  Arbeits- 
kraft gegen  Entgelt  einem  kapitalistischen  Unternehmer  zeitweilig  zur 
Nutzung  zu  überlassen".  Es  kommt  mindestens  auch  die  mit  der  be- 
ruflichen Stellung,  mit  der  Ausbildung,  mit  den  sozialen  Beziehungen, 
mit  den  menschlichen  Qualitäten  in  Zusammenhang  stehende  Ent- 
wicklungsmöglichkeit in  Frage;  beim  Proletariat  also  die  —  normalen 
Lauf  der  Dinge  vorausgesetzt  —  Aussichtslosigkeit  eines  Hinauswachsens 
über  die  Lebensführung  des  Lohnarbeiters,  über  dem  das  Damokles- 
schwert der  Erwerbsunfähigkeit  schwebt.  Und  gerade  aus  dieser  Zu- 
kunfts-  und  Hoffnungslosigkeit,  aus  dem  Dämmerlicht  trostloser  Ein- 
tönigkeit des  ganzen  Daseins  wird  nicht  allein  der  antikapitalistische, 
es  wird  auch  der  dem  gesellschaftlichen  Zusammenhang  feindliche 
Geist  geboren. 

Der  Begriff  des  Proletariates  ist  am  engsten  verknüpft  mit  dem 
rein  verstandesmäßig  gerechtfertigten  Mangel  an  Interesse  für  die 
gesellschaftliche  Einheit.  Dieser  hat  seine  stärkste  Wurzel  in 
dem  allerdings  nicht  näher  bestimmbaren  Gefühl  des  Proletariers,  daß 
ihm  ein  nach  dem  Stande  der  gesellschaftlichen  Produktivität  zu- 
fallender Anteil  an  den  Gütern  vorenthalten  wird.  Daraus  erwächst 
die  immer  mehr  ein  charakteristisches  Merkmal  des  Proletariats  bil- 
dende Seelenstimmung.  Auf  der  anderen  Seite  ist  das  Interesse  der 
übrigen  Gesellschaftsschichten  an  „  dem  gesunden  Funktionieren  des 
gesellschaftlichen  Komplexes  durch  ihren  höheren  und  von  gewissen 
Gerechtigkeitsidealen  aus  wohl  auch  zu  hohem  Anteil  an  dem  Produkt 
der  gesamten  gesellschaftlichen  Leistungsfähigkeit  besonders  gefestigt. 
Daraus  ergibt  sich  die  Bekämpfung  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung 
seitens  jener,  der  Kampf  für  ihre  Erhaltung  seitens  dieser  Klasse.  Und 
dieser  Gegensatz,  der  unmittelbar  freilich  auf  die  Güterverteilung  gerichtet 
ist,  aber  eine  viel  größere  Tragweite  hat,  ist  entscheidend  für  die  Sozial- 
politik, bei  diesem  Gegensatze  hat  die  soziale  Politik  vielfach  einzusetzen. 
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Damit  sind  wir  schon  an  die  Grenzen  bloßer  Merkmale  der  Klassen 
gelangt  und  in  den  Bereich  der  Wirkungen  der  Klassenschichtung 
eingedrungen,  wovon  noch  in  anderem  Zusammenhange  zu  reden  ist. 
Mit  der  im  Text  vertretenen  Auffassung  lehnen  wir  die  nichts  als  materia- 
listische Charakterisierung  der  „Klassen"  ab.  Will  man  eine  Vorstellung  von 
den  konkreten  Schichtungsverhältnissen  einer  bestimmten  Bevölkerung  gewinnen, 
so  müssen  jedenfalls  Kombinationen  aus  mehreren,  vor  allem  aus  zwei  Schichtungs- 
faktoren in  Betracht  gezogen  werden,  aus  Beruf  und  materieller  Lage.  Der  Be- 
griff Proletariat  ist  alt,  stammt  aus  der  römischen  Steuerklasseneinteilung:  die 
letzte,  sechste  Klasse,  die  ihrer  Armut  wegen  von  der  Kriegssteuer  frei  blieb, 
umfaßte  die  „Proletatier".  Nur  als  Nachkommen  (proles)  waren  sie  Staatsbürger. 
Das  Wort  ist,  soweit  unsere  Kenntnisse  reichen,  für  die  Klasse  der  Nichtshäbigen 
schon  seit  der  Mitte  des  XVIIl.  Jahrhunderts  in  Gebrauch.  Der  Proletarier 
hinterläßt  auch  nichts  als  proles.  Sombart  will  darunter  verstanden  wissen,  die 
in  Dienst  und  Lohn  der  kapitalistischen  Unternehmer  stehenden  Bevölkerungs- 
schichten, also  gleichsam  die  Objekte  des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems, 
während  die  Bourgeoisie  die  Subjekte  desselben  repräsentiert.  Der  Kern  der 
Proletarierklasse  ist  also  die  freie  Lohnarbeiterschaft.  Zuzurechnen  sind  ihr  aber 
noch  Unterbeamte,  Einzelselbständige  (Betriebe  mit  1  Person)  in  der  Hausindustrie, 
in  Handel  und  Verkehr  und  Landwirte  mit  Zwergbetrieb  (Wirtschaftsfläche  von 
weniger  als  2  ha),  endlich  Alleinmeister  im  Gewerbe.  Für  Deutschland  gelangt 
Sombart  unter  Zurechnung  der  Angehörigen  zu  einer  Summe  von  rund  35  Mil- 
lionen Menschen  (nach  der  Zählung  von  1895),  etwa  y^  der  Bevölkerung.  Mit 
diesem  Verhältnisse  stimmt  im  großen  und  ganzen  in  der  Tat  auch  die  Grup- 
pierung der  Bevölkerung  nach  den  Einkommen-Ermittlungen  Preußens  für  1895. 
Will  man  sich  nur  ein  annäherndes  Bild  von  dem  Aufbau  der  Bevölkerung 
nach  ihren  Daseinsbedingungen  machen,  so  kann  man  immerhin  die  Einkommen- 
statistik benutzen.  Aber  bei  Heranziehung  der  Einkommensteuerstatistik 
für  die  Darstellung  des  Klassenauf  baus  ergibt  sich  eine  ganze  Reihe  von  Fehler- 
quellen: vor  allem,  daß  dieses  statistische  Material  nicht  nur  nicht  das  ganze 
Volkseinkommen,  sondern  auch  nicht  die  Summe  aller  individuellen  Einkommen 
des  Steuergebietes  umfassen  kann.  Insbesondere  aber  sagt  die  Steuerstatistik 
nichts  über  die  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Eigenschaften  der  Bezieher 
des  Einkommens  aus.  Entscheidend  für  die  Beurteilung  des  Klassenaufbaus 
nach  den  Einkommen  sind  aber  nicht  der  Beruf  und  die  Einkommen  quellen  und 
die  Familienstellung,  sondern  auch  das  Alter,  ja  selbst  das  Geschlecht  und  ganz 
in  erster  Linie  die  Belastung  des  Einkommenträgers  mit  der  Unterhaltung  an- 
derer Individuen,  also  der  Divisor,  der  die  Individualquote  des  Einkommens  für 
die  Haushaltung  bestimmt.  Die  Abhängigkeit  der  Leistungsfähigkeit,  d.  h.  Kauf- 
kraft einer  bestimmten  Einkommensumme  mit  Rücksicht  auf  die  lokale  Ver- 
schiedenheit der  Kaufkraft  des  Geldes  bleibt  bisher  gleichfalls  vollständig  un- 
berücksichtigt. 

Von  den  rund  36,2  Millionen  zwecks  Veranlagung  für  1905  festgestellten 
Individuen  im  Königreich  Preußen  gehörten  zu  einem  als  Steuereinheit  zu  ver- 
anlagenden Personenkreis  (Haushaltung,   also  Zensiten  mit  ihren  Angehörigen); 
mit  Einkommen 

unter  900  M     20  483  263  Individuen  =  56,18  7o  der  Bevölkerung 
von     900  bis     3000  „      12  262  036  „  ==  33,81  „      „  „ 

„     3000    „       6000  „        1  083  802  „  =     2,99  „      „  „ 

„     6000    „       9500  „  277  123  .        „  =    0,76  „      „  „ 

„     9500    „    30500,,  227  251  „  =    0,63,,      „ 

„30500     „100000,,  45  454  „  =     0,13,,      „ 

über  100000  „  9  019  „  =    0,02  „      „ 
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Was  die  Einkommenstatistik  ganz  abgesehen  von  ihren  schon  angedeuteten 
Mängeln  niemals  geeignet  machen  wird,  ein  wirkliches  Bild  der  Einkommen- 
verteilung und  damit  der  Bevölkerungsgruppierung  nach  Klassen  zu  liefern,  ist 
die  Unsicherheit  des  Durchschnittseinkommens  der  Steuerfreien^  solange  dieses 
nicht  auch  ermittelt  ist. 

Jene  Kontraste  des  realen  Lebens,  die  dem  Klassenhaß  immer  neue  Nah- 
rung liefern,  finden  freilich  in  diesen  Ziffern  der  Statistik  nicht  entfernt  ge- 
nügenden Ausdruck.  Klassische  Schilderungen  der  proletarischen  Lebensenge 
und  Lebensmühsal,  wie  sie  Engels  in  seiner  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
England,  Held  in  seinen  zwei  .Büchern  sozialer  Geschichte  Englands  und  in 
künstlerisch  vollendetem  Impressionismus,  Sombart  in  seiner  sozialpsycho- 
logischen Monographie  „Das  Proletariat"  geliefert  haben  auf  der  einen  Seite, 
Schilderungen  der  Reichtumsverhältnisse,  wie  sie  in  neuerer  Zeit  z.  ß.  über  die 
amerikanischen  Milliardäre,  veröffentlicht  worden  sind,  ergänzen,  wenn  auch  als 
Extreme  das  claire  obscure  der  Statistik  zu  einem  genügend  deutlichen  Bilde. 
Die  lungenkranke  Zigarrenarbeiterin  in  der  Dachwohnung  von  1,85  m  Höhe  und 
die  Tatsache,  daß  Rockfeiler  stündlich  30  000  Mark  Einkommen  bezieht,  daß 
71  7o  des  gesamten  Nationalvermögens  in  den  Händen  von  0,3  7o  der  Bevölkerung 
sich  befinden,  daß  Rockfeiler  allein  ein  Yermögen  besitzt,  gleich  einem  Drittel 
des  Einkommens  der  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches:  das  sind  jene  Blöd- 
sinne der  kapitalistischen  Entartung,  gegen  die  sich  nicht  mehr  bloß  Gerechtig- 
keitsideale, sondern  die  Vernunft  auflehnt. 

Literatur:  Das  kommunistische  Manifest,  hrsg.  v.  Kautsky  1891.  Stein, 
Gesellschaftslehre,  1856.  Schaff  le,  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers,  2.  Aufl., 
I,  S.  92.  Schmoller,  Grundriß  I,  §  133  ff.  und  II,  §  230.  Bücher,  Entstehung 
der  Volkswirtschaft,  6.  Aufl.,  die  Aufsätze:  Arbeitsteilung  und  soziale  Klassen- 
bildung. Sombart,  Sozialismus  und  soziale  Bewegung ,  Einleitung ,  6.  Aufl. ; 
ders. ,  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  XIX.  Jahrhundert,  1903;  ders.,  Das 
Proletariat,  1906.  Tugan-Baranowsky,  Theoretische  Grundlagen  des  Marxis- 
mus, 1905,  l.u.  5.  Kapitel.  Bernstein,  Vom  Klassenkampf,  Soz.  Mon.,  1906,  H. 
van  Overbergh,  La  classe  sociale,  1905.  Posch,  Lehrbuch,  II,  S.  720.  Ad. 
Wagner,  Weitere  statist.  Untersuchungen  über  Verteilung  des  Volkseinkommens 
in  Preußen,  Ztschr.  d.  kgl.  preuß.  stat.  Bureaus,  1904.  Call,  Die  Anhäufung 
des  Reichtums  in  Amerika,  N.  Z.,  28.  Jg.,  I.  Teifen,  Das  soziale  Elend  und  die 
besitzenden  Klassen,  1894.  R.  Meyer,  H.  d.  St.  IIP,  Artikel  Einkommen  (Statistik). 
^^uessel,  Zur  Psychologie  des  modernen  Proletariats,  Soz.  Mon.,  19C9,  IL 


Drittes  Kapitel. 

Die  treibenden  Kräfte  der  sozialen  Differenziernng. 

Die  Grundlegung  der  Sozialpolitik  ist,  wie  noch  im  weiteren 
sich  zeigen  wird,  durch  die  Auffassung  über  die  Ursachen  der  Klassen- 
gegensätzlichkeit, ja,  geradezu  auch  der  Klassenbildung  bedingt.  Der 
Einblick  in  die  Ursachen  der  Klassengegensätze  ist  von  gleicher 
Wichtigkeit  für  die  soziale  Politik  wie  die  Ätiologie  der  Krankheits- 
ßymptome  für  die  Therapie. 

Bei  dem  herrschenden  Gegensatz  der  Auffassungen  darüber,  welche 
Momente  ursächliche  Bedeutung  haben,  wird  zwischen  den  Faktoren, 
die  die  Klassenbildung  herbeigeführt  haben   und  jenen,   die  die  Er- 
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neuerung  und  Erhaltung  der  Klasse  bewirken,  unterschieden  werden 
müssen.  Erst  darin  dürfte'  eine  wirkliche  DiflPerenz  der  Meinungen 
vorliegen,  daß  die  eine  Auffassung  dafür  hält,  die  Erneuerung  und 
Fortsetzung  der  Klassen  sei  durch  schon  vorhandene,  von  dem  Er- 
zeuger ererbte  körperliche  und  geistige  Disposition  für  einen  Beruf, 
durch  angeborene  Geschicklichkeit  des  Individuums  schon  festgelegt, 
während  die  andere  Meinung  für  das  berufliche  Schicksal  des  Indi- 
viduums  in   erster  Linie   die  Besitzverhältnisse  verantwortlich   macht. 

Haben  wir  es  in  einem  gegebenen  Augenblick  mit  der  Tatsache 
der  Gesellschaftsschichtung  zu  tun,  dann  erscheinen  alle  die  Beziehungen 
in  der  Tat  so  eng  verknüpft,  daß  es  schwer  fällt,  den  einzelnen  Faden, 
der  in  dem  Knoten  auch  mit  drin  steckt,  zu  verfolgen.  Da  aber 
auch  für  die  Anfänge  gesellschaftlicher  Gruppenbildung  leider  die 
entscheidenden  Vorgänge  sich  heute  noch  der  Forschung  entziehen, 
so  steht  man  nach  manchen  Richtungen  vor  nicht  aufklärbaren  Kausal- 
zusammenhängen. Dennoch  wird  füglich  behauptet  werden  können, 
daß  hinsichtlich  der  Erklärung  der  historischen  Klassenbildung  nicht 
bei  den  Besitzverschiedenheiten  Halt  gemacht  werden  kann.  Womit  sind 
denn  sie  zu  erklären?  Es  fehlt  wohl  nicht  an  Erklärungsgründen  für 
die  Entstehung  von  Besitzverschiedenheiten  unter  gleich-beruflichen 
Genossen  einer  Gemeinschaft.  Aber  sie  bedarf  eben  doch  auch  einer  Er- 
klärung, und  abgesehen  von  der  insbesondere  physischen  Übermacht 
des  einen  über  andere  sind  bei  den  Reichtum  häufenden  Ereignissen 
primitiverer  Kulturperioden,  wie  Ehrengaben,  Geschenken  u.  dgl.  doch 
meistens  gerade  schon  berufliche  Leistungen  als  Grundlage  anzunehmen, 
in  erster  Linie  natürlich  kriegerisches  Hervortun.  Das  verschiedene 
Ausmaß  militärischer  Beschäftigung  hat  für  seßhaft  gewordene  und 
namentlich  für  die  Völker,  die  städtische  Entwicklung  gekannt  haben, 
zweifellos  früh  differenzierend,  klassenbildend  gewirkt. 

Im  Laufe  der  Menschheitsgeschichte  haben  die  klassenbildenden 
Ursachen  bedeutende  Änderungen  in  ihrer  Energie  erfahren.  So 
hat  für  die  europäische  Kultur  die  kriegerische  Unterwerfung  schon 
mit  dem  Vordringen  des  Christentums  jene  Bedeutung  für  die  Klassen- 
bildung verloren,  die  sie  in  der  antiken  Welt  besessen  hatte.  Noch 
für  hellenische  und  römische  Gesellschaftsverhältnisse  läßt  sich  der 
Unterschied  zwischen  Klassenbeziehungen  und  Völkerbeziehungen 
keineswegs  scharf  ziehen.  Unterworfene  Stämme  und  Staaten  sind  nur 
sehr  allmählich  überhaupt  dem  Inländerkreis  zugerechnet  worden,  und  dann 
behielten  sie  die  Qualität  einer  besonderen,  natürlich  inferioren  Klasse^ 
die  Staaten  sind  zu  Klassen  geworden  (Hartmann).  Ist  diese  Quelle 
der  Klassenbildung  mit  fortschreitender  Kultur  versiegt,  so  ist  hin- 
wiederum auch  ein  anderer  Faktor  in  seiner  Wirkung  auf  die  Klassen- 
bildung nicht  konstant  geblieben.  Glaube  und  Kult  haben  für  die 
gesellschaftliche   Struktur  positive   und  negative  Bedeutung,    sie   ver- 
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anlassen  die  Bildung  von  Gesellschaftsgruppen,  aber  sie  hemmen  auch 
andere  Gruppenbildungen,  und  insbesondere  die  Entwicklung  sozialer 
Klassengegensätze  vermögen  sie  hintanzuhalten.  In  Indien  hat  die 
recbtliche  Gesellschaftsgliederung  des  Kastenwesens  ihren  hauptsäch- 
lichsten Impuls  durch  das  Brahmanentum  erhalten,  die  auf  dem  Glauben 
aufgebaute  Macht  der  Priester  hat  die  Differenzierung  gefördert.  Die 
christliche  Religion  hingegen  trägt  trotz  mancher  gegenteiligen  Er- 
scheinung die  Tendenz  in  sich,  die  Klassengegensätze  zu  überwinden. 
Die  religiöse  Interessengemeinschaft  vermag  tatsächlich  ein  Band  um 
die  den  verschiedenen  Klassen  der  Gesellschaft  angehörigen  Mitglieder 
zu  schließen,  mindestens  die  Gegensätzlichkeit  wesentlich  zu  ver- 
mindern. Mit  der  Kraft  des  religiösen  Ethos,  die  damit  unmittel- 
bar sozialpolitisch  wirksam  wird,  hängt  dann  also  die  Klassenbildung 
insofern  zusammen,  daß  mit  seiner  Schwächung  der  Klassengegensatz 
unter  sonst  gleichen  Bedingungen  an  Schärfe  gewinnen  kann. 

Das  sind  nur  einzelne  Beispiele  für  die  Wandelbarkeit  in  den 
Grundlagen  der  Klassenbildung.  Und  um  aus  späterer  Zeit  ein  so- 
zusagen auch  ephemer  klassenbildendes  Moment  zu  erwähnen,  sei 
noch  des  Lehenswesens  und  seiner  Bedeutung  für  die  soziale  Struktur 
der  mittelalterlichen  Welt  des  Okzidents  gedacht.  So  dürfte  wohl 
auch  keine  allzugroße  Schwierigkeit  bestehen,  beiden  oben  erwähnten 
Auffassungen,  soweit  sie  das  Entstehen  von  Klassengegensätzen  zu 
erklären  unternehmen,  ihre  Berechtigung  zuzuerkennen.  Daß  die 
Arbeitsteilung  und  die  Rassenverschiedenheit  als  klassenbildend  der 
Einkommendifferenz  historisch  vorausgegangen  sei,  wird  für  viele  Ent- 
wicklungen SchmoUer  zugegeben  werden  müssen.  Daß  aber  die  RoUe, 
die  Besitz-  und  Einkommenverschiedenheiten  spielen,  eine  immer 
größere  geworden  ist,  ist  eine  für  sich  bestehende  und  namentlich 
für  die  Grundlegung  der  Sozialpolitik  wichtige  (von  SchmoUer  übrigens 
nicht  bestrittene)  Erkenntnis. 

Alles  in  aUem  tritt  die  gesellschaftliche  Erscheinung,  die  als 
soziale  Klassenbildung  aufgefaßt  werden  kann,  außerordentlich  ver- 
schieden und  abwechslungsreich  auf.  Das  ist  vornehmlich  auch  in- 
sofern der  Fall,  als  auch  eine  und  dieselbe  klassenbildende  Ursache 
sehr  ungleichartig  wirksam  werden  kann.  Ob  die  Klassenbildung  als 
soziologisches  Phänomen  sozusagen  eine  natürliche  Entwicklungsphase 
darstellt,  ist  mit  den  verfügbaren  Mitteln  der  Wissenschaft  heute 
kaum  zweifellos  zu  entscheiden,  wenngleich  es  wahrscheinlich  gemacht 
ist.  In  den  Einzelheiten  aber,  das  steht  fest,  ist  sie,  mag  die  Frage 
auch  immerhin  zu  bejahen  sein,  jedenfalls  historisch  bedingt.  Eine 
Reihe  von  individuellen  Tatsachen  und  Umständen  sind  bei  jedem 
einzelnen  Volk  mit  entscheidend  dafür,  wie  die  Ursachen,  die  klassen- 
bildend wirken  können,  tatsächlich  auf  die  Gliederung  der  Gesell- 
schaft   eingewirkt  haben,   und    ebenso    auch  dafür,   wieweit  mit  der 
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beruflichen  Differenzierung  sich  Gegensätze  entwickeln  oder  auch  um- 
gekehrt aus  den  Gegensätzen  die  Berufsgruppen. 

Allein  in  dieser  Erkenntnis  der  Ursachen  der  Klassenbildung 
erschöpft  sich  das  Problem  nicht.  Es  gilt  nicht  nur  die  Frage  zu 
beantworten,  worauf  die  gegenwärtigen  Gegensätze  vornehmlich  zurück- 
zuführen sind,  sondern  auch  der  Frage  ist  näher  zu  treten:  Welche 
Umstände  sind  dafür  bestimmend,  daß  die  Klassengegensätze,  wie  sie 
sich  historisch  entwickelt  haben,  fortbestehen,  oder  mit  anderen  Worten: 
Wonach  bestimmt  sich  für  ein  in  der  Entwicklung  begriffenes 
Individuum  die  Klassenzugehörigkeit?  Von  welchen  Umständen, 
hängt  der  erreichbare  soziale  Rang  ab?  Wir  stehen  damit  vor  einem 
Komplex  von  Tatsachen,  die  sich  etwa  in  folgender  Weise  formulieren 
lassen:  1.  Berufsgliederung  und  Klassenscheidung  sind  scharf  vonein- 
ander zu  trennen;  denn  Arbeitsteilung  und  Berufsgliederung  wurzeln 
in  den  Anpassungsvorgängen,  die  Klassenscheidung  in  dem  Kampf 
um  den  Lebensspielraum.  2.  Dennoch  fallen  Berufsklassen  und  Ein- 
kommenklassen überwiegend  zusammen.  3.  Die  meisten  Berufe  sind 
mit  annähernd  bestimmtem  Einkommen  ausgestattet. 

Entscheidet  also  unter  allen  Umständen  die  Berufswahl  über  die 
Klassenzugehörigkeit,  dann  ist  die  wichtigste  Frage  die:  was  ent- 
scheidet über  die  Wahl  des  Berufes?  Und  da  wird  im  großen  und 
ganzen  der  Bücherschen  Auffassung  vor  derjenigen  Schmollers  für 
die  Erfassung  der  Masse  der  Erscheinungen  und  damit  für  die  all- 
allgemeine  Geltung  der  Vorzug  zu  geben  sein:  ßesitz-  und  Einkommen- 
verhältnisse der  Erzeuger  oder  schlechthin  der  Ernährer,  der  An- 
gehörigen und  damit  das  Milieu  wirken  grundlegend.  Und  insoweit 
ist  mit  einer  Art  von  Schwerkraft  der  sozialen  Klasse  zu  rech- 
nen, die  auf  alle,  die  in  eine  gewisse  Nähe,  in  eine  stetige  Lebens- 
beziehung zur  Klasse  gekommen  sind,  Einfluß  gewinnt. 

So  sehr  auch  im  Lebensprozeß  der  Individuen  eine  wechselseitige 
Anziehungskraft  ungleichartiger  Individuen  zu  beobachten  ist,  so  ist 
im  sozialen  Leben  eine  Attraktionskraft  der  gleichartigen  untereinander 
vorherrschend.  Gleichartige  Lebensverhältnisse,  gleichartige  Berufs- 
arbeit, speziell  gleichartige  Verwendung  im  Beruf,  gleichartige  Wirt- 
schaftsverhältnisse, vor  allem  aus  dem  Beruf  sich  ergebend,  dann 
aber  auch  in  aUen  übrigen  Beziehungen,  also  namentlich  Gleichartig- 
keit hinsichtlich  der  Stellung  als  Konsument,  das  sind,  wie  wir  sahen, 
die  Gesichtspunkte  für  die  Gruppierung  der  Massen.  Je  stärker  die 
Gruppe,  je  größer  die  Masse,  um  so  stärker  ist  die  Anziehungskraft 
gegenüber  Gleichartigen.  Das  Resultat  des  Anziehungs Vorganges  ist 
die  Organisation  der  Gleich -Interessierten.  In  diesen  Massen  leben 
aber  zweifellos  die  speziellen  Interessen  der  Gruppen  ein  weit  kräf- 
tigeres Leben  als  bei  den  einzelnen.  Die  Ideen,  die  die  einzelnen  be- 
züglich der  Wahrung  ihrer  Interessen  beherrschen,  erfahren  eine  viel 
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schärfere  Formulierung  innerhalb  der  Masse,  werden  klarer  präzisiert, 
Forderungen  werden  umgestaltet.  Jeder  einzelne  steht  den  Zielen  und 
Aufgaben  nicht  so  klar  gegenüber,  verfügt  selbstverständlicli  hier  auch 
nicbt  über  die  Mittel,  jene  zu  verfolgen,  auch  fehlt  ihm  die  Schwung- 
kraft, der  Mut,  die  Hoffnung.  Alle  diese  psychischen  Momente 
wirken  fördernd  im  Sinne  der  Anziehungskraft  der  Klasse,  sie  be- 
stimmen wesentlich  das  Klassenbewußtsein.  Es  ist  eine  der  zahlreichen 
psychologischen  Massen  Wirkungen,  mit  der  man  in  der  Sozialpolitik 
zu  rechnen  hat.  Die  Masse  als  solche  bewirkt  eine  Steigerung 
der  Spannung  schon  dadurch,  daß  das  Individuum  die  Klassen- 
zugehörigkeit nur  mit  besonderer  Energie  überwindet. 

Die  Schwerkraft  der  sozialen  Klasse  wird  vielfach  überwunden. 
Es  heißt  den  Tatsachen  ins  Gesicht  schlagen,  wenn  man  die  Eman- 
zipation der  Individuen  aus  ihrer  Klasse,  aus  der  Klasse,  die  durch 
das  Milieu  ihrer  Herkunft  gegeben  war,  in  Abrede  stellt.  Auf  diese 
Tatsachen  ist  sogar  vom  Standpunkt  der  Sozialpolitik  noch  besonderes 
Gewicht  zu  legen,  es  ist  die  Emanzipationsmöglichkeit  Voraussetzung 
gewisser  Ziele  der  Sozialpolitik  (14.  Kap.).  Aber  die  Überwindung  der 
Anziehungskraft  der  Klasse  erheischt  ein  besonderes  Maß  von  Energie, 
das  nur  einer  kleinen  Minderheit  zur  Verfügung  steht.  Der  Durch- 
schnitt der  Individuen  unterliegt  den  Hauptbestimmungsgründen  der 
Berufswahl,  sie  verfolgen  die  mit  der  einmal  getroffenen  Berufswahl 
eingescblagene  Bahn  und  stecken  damit  zeitlebens  in  derselben  sozialen 
Klasse.  Da  sie  auch  bei  Berufswechsel  doch  nur  einer  Berufsgruppe 
zuströmen,  die  auch  wieder  mit  dem  gleichen  Maß  von  Besitz  be- 
ziehungsweise Nichtbesitz,  also  von  derselben  sozialen  Klasse  aus  er- 
reicht werden  kann,  wäre  ein  Aufsteigen  in  bessere  Lebensverhältnisse 
und  damit  in  eine  andere  soziale  Klasse  nur  möglich,  wenn  die  Bezahlung 
der  Berufsbetätigung  entsprechend  gestaltet  wäre,  d.  h.  wenn  sie  etwa 
mit  der  Dauer  der  Betätigung  wachsend  reichlicheren  Anteil  an  den 
Gütern  gewährte,  also  wenn  die  Berufsbetätigung  selbst  aus  dem  ur- 
sprünglichen Klassenniveau  herausleitete. 

Das  würde  eine  Überwindung  der  Klassenschwerkraft  außer- 
ordentlich erleichtern,  ist  aber  spärlich  der  Fall.  Die  Einkommen  in 
den  einzelnen  Berufszweigen  sind  ein  Ergebnis  aus  Kapitalinteressen, 
Spekulationen,  kapitalistischen  Kalkulationen,  ein  Wertungsergebnis, 
ein  Produkt  gesellschaftlicher  Wertung  der  einzelnen  Berufsarbeit, 
wobei  aber  als  wertendes  Subjekt  in  der  Hauptsache  der  auf  Wert- 
differenzen spekulierende  Kapitalist  funktioniert.  Diese  Wertung  — 
sie  wird  im  Kapitel  über  soziale  Einkommenpolitik  noch  besonders 
zu  erörtern  sein  —  setzt  sich  über  das  Interesse  der  Gesellschaft  an 
der  Teilhaftmachung  aUer  Teile  der  Gesellschaft  an  gewissen  Errungen- 
schaften der  Kultur  hinweg.  Und  damit  entscheidet  Berufswahl 
im  großen  und  ganzen  die  Klassenzugehörigkeit,  und  für  die 
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Klassenfortsetzung  kommt  die  Wirkung  der  Klassen- Schwerkraft  zur 
Geltung.  Die  Besitzverhältnisse,  das  Milieu  der  ersten  Entwicklungs- 
periode des  Individuums  bestimmen  mit  dessen  Berufsrichtung  auch 
dessen  sozialen  Rang  in  der  Hauptsache  fürs  Leben. 

Aber  die  Klassengegensätzlichkeit  erhält  auch  von  anderer  Seite 
noch  Nahrung.  Sie  wird  verschärft  durch  den  Umstand,  daß  sich 
bei  den  Verkehrsakten,  Erwerbung  von  Gütern,  Bezahlung  von  Leistungen 
u.  dgl.  ganz  überwiegend  ein  freilich  in  den  Formen  „veredelter"  aber 
doch  immerhin  zäher  Kampf  abspielt.  Nicht  mehr  Gewalt,  aber 
Schlauheit  und  List  haben  einen  wachsenden  Einfluß  gewonnen,  und 
auch  in  dieser  Zuspitzung  des  Bedachtnehmens  auf  den  Vorteil 
ist  ein  für  die  Erklärung  der  gegensätzlichen  Stimmung  maßgebendes 
psychologisches  Moment  zu  berücksichtigen.  Es  ist  so  stark,  daß 
auch  die  durch  gleiche  Besitzverhältnisse  gegebene  Gleichrangigkeit 
aufgehoben  erscheint.  Der  arbeitgebende  Bauer  oder  Kleinhandwerker 
tritt  in  diesen  Gegensatz  zu  seinen  Lohnarbeitern  auch  dann,  wenn 
er,  was  gar  nicht  selten  der  Fall,  sozusagen  um  seine  Existenz  und 
um  eine  Daseinsführung  zu  kämpfen  hat,  die  von  der  der  Lohnarbeiter 
oft  genug  übertroffen  wird.  Auch  das  Ausscheiden  des  unselbstän- 
digen Arbeiters  aus  dem  Haushalte  des  Arbeitgebers  ist  zu  bedenken. 
Auch  hier  galt  es  eine  Konsequenz  zu  ziehen  aus  der  veränderten 
Persönlichkeitsauffassung.  Das  Ausscheiden  wurde  unvermeidlich. 
Aber  man  darf  sich  darüber  nicht  täuschen,  daß  die  alte  Gemeinschaft 
des  häuslichen  Lebens,  daß  der  bäuerliche  Lebenskreis  im  Sinne  des 
alten  Vollbauernhofes  mit  jener  Arbeitsverfassung,  die  den  besitzenden 
Arbeitgeber  genau  so  an  der  Arbeit  tätig  zeigt  wie  den  besitzlosen 
Knecht,  daß  diese  Gleichheit  des  Lebensstiles  den  Gegensatz  der  beiden 
Schichten,  die  durch  den  Bauer  und  dessen  Knecht  vertreten  sind, 
kaum  zur  Geltung  kommen  ließen. 

Die  stärkste  Energie  gewinnt  der  Klassengegensatz  denn  auch  in 
der  Beziehung  zwischen  dem  kapitalistische  Interessen  wahrnehmenden 
Unternehmer  und  dem  besitzlosen  Lohnarbeiter.  Da  wirkt  die  Or- 
ganisation der  Produktion  und  des  Güterumlaufes  in  der  Richtung, 
daß  der  proletarische  Arbeitnehmer  den  Glauben  nähren  kann,  daß  er 
um  sein  Recht  am  Arbeitsprodukt  gebracht  wird.  Aber  nur  zum 
geringsten  Teil  ist  es  die  wirkliche  Durchschauung  des  komplizierten 
Differenzproblems  zwischen  Arbeitsproduktwert  (Warenpreis)  und 
Arbeitslohn,  was  den  Gegensatz  nährt,  weit  mehr  die  bloße  Tatsache 
der  absoluten  Gewin nerzielung  der  Unternehmer  und  die  diese  Tat- 
sache interpretierenden  Theorien. 

Das  Mehrwert-Dogma,  das  den  Arbeitgeber  als  Ausbeuter  dem 
Lohnarbeiter  als  Ausgebeuteten  gegenüberstellt  und  für  dessen  Keim 
die  haarsträubenden,  menschenunwürdigen  Arbeits-  und  Lebensbe- 
dingungen   des    englischen   Arbeiterproletariats    um    die  Wende    des 
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XVIII.  Jahrliunderts  den  Nährboden  abgegeben  hatten,  das  Mehrwert- 
Dogma  hat  der  einen  Klasse  den  Glauben  an  die  Gerechtigkeit  ihrer 
Mehrforderung  geliefert  und  damit  die  Entschlossenheit  zum  sogenannten 
Klassenkampf  ausgelöst.  Mit  dem  Fanfarenruf  des  kommunistischen 
Manifestes  (1848)  ^^Proletarier  aller  Länder  vereinigt  Euch!"  haben 
Marx  und  Engels  die  Glut  entfacht,  die  Kampfesstinimung  in  den 
Gemütern  der  Arbeitermassen  durch  Dogmen  perpetuiert,  die  Idee 
einer  Massen  Wirkung  der  Klasse  verkündigt  und  damit  den  die  Gegen- 
sätzlichkeit begründenden  tatsächlichen  Zuständen  das  psychische  Ele- 
ment für  die  Entwicklung  des  Klassenpartikularismus  zugesellt.  Die 
dogmatische  Begründung  der  politischen  Bewegung,  mag  sie  nun 
„naturnotwendig"  eingetreten  sein  oder  nicht,  ist  mit  ein  Element  in 
den  Grundlagen  der  sozialen  Klassengegensätze,  die  Klassen  sind  durch 
Dogmenbildung  in  ihrer  Existenz  geschützt,  und  die  Gegensätze  sind 
insoweit  dadurch  gefestigt. 

Aber  wahrlich,  nicht  bloß  solche  Gleichheitsschwärmerei,  wie  sie 
in  der  Kritik  der  Eigentumsordnung  zutage  trat,  kommt  hier  in  Be- 
tracht, sondern  ebensosehr  vielleicht  die  geänderte  Auffassung  über 
Bedeutung  und  Wert  der  Individuen.  Die  Überzeugung,  daß  in  jedem 
menschlichen  Individuum  der  Keim  zu  einer  für  die  Gesellschaft  wert- 
vollen Persönlichkeit  schlummert,  der  durch  die  Verhältnisse  erstickt 
werden  kann,  bringt  eine  bestimmte  Auffassung  von  den  Pflichten 
^Uer  gegen  alle  und  damit  von  dem  Recht  jedes  Individuums  auf  die 
für  seine  Entwicklung  und  seine  Daseinsführung  notwendigen  Be- 
dingungen, von  dem  Recht  auf  ein  menschenwürdiges  Dasein. 

Aber  auch  diese  Auffassung  hat  sich  nur  bei  einem  Bruchteil 
der  Gesellschaft  durchgesetzt  und  muß  daher  den  Gegensatz  der  Massen 
gegen  die  Verhältnisse,  die  der  Verwirklichung  dieses  Rechts  im 
Wege  stehen  und   gegen  die  Menschen,    die  sie  verhindern,    steigern. 

Der  Gegensatz  der  Klassen  wurzelt  zum  großen  Teil  auch  in 
einer  an  orientalische  Verhältnisse  erinnernden  Geringschätzung 
gewisser  Kategorien  von  Arbeit,  und  zwar  anderer  Arbeit,  als  die  man 
selbst  treibt.  Das  pharisäische  Gefühl  des  Besserseins  dank  des  höheren 
Ranges  der  eigenen  beruflichen  Beschäftigung,  gleichviel  ob  die  Er- 
langung derselben  durch  persönliche  Tüchtigkeit  oder  durch  Besitz 
und  diesem  gleich  zu  achtende  Umstände  ermöglicht  sein  mag;  der 
berufliche  Dünkel,  der  selbstverständlich  von  dem  Begriff  der  Berufs- 
ehre, der  Hochachtung  des  eignen  Berufes  scharf  zu  trennen  ist;  eine 
Art  Glauben  an  eine,  man  möchte  meinen,  überirdisch  begründete 
Abstuf  barkeit  der  Stände;  die  vielfach  vollständige  Verkennung  des 
Nutzwertes  der  verschiedenen  beruflichen  Leistungen  gegenüber  ihrem 
Tauschwert,  der  in  der  Hauptsache  durch  die  Häufigkeit  der  dafür 
verfügbaren  Arbeitskräfte  beeinträchtigt  wird:  das  sind  psychologische 
Elemente  in  der  Klassendifferenzierung,  die  neben  den  Besitzverschieden- 
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lieiten  auch  eine  besondere  Aufmerksamkeit  verdienen.  Sie  sind  un- 
yerkennbare  Wirkungen  des  Unverständnisses  gegenüber  den  Anpassungs- 
vorgängen,  die  das  natürliche  Leben,  das  physische  wie  das  psychische, 
beherrschen. 

Viele  von  denen,  welche  mit  pharisäischem  Hochmut  über  die 
Angehörigen  anderer  Klassen  als  sozial  minderwertig  hinwegsehen, 
berücksichtigen  ganz  und  gar  nicht  den  Zusammenhang  zwischen  der 
Entwicklungsmöglichkeit  des  Individuums  und  der  Summe  aller  jener 
Einflüsse,  die  aus  der  Umgebung  auf  das  Individuum  einwirken,  unter- 
schätzen mindestens  die  Abhängigkeit  der  inneren  Entwicklung  von 
dem  Milieu,  in  dem  diese  Entwicklung  sich  vollziehen  soll.  Selbst- 
verständlich ist  die  psychische  Gleichartigkeit  oder  wenigstens  der 
(jlaube  an  das  Vorhandensein  einer  solchen  ein  verbindendes  Element 
in  den  sozialen  Gemeinschaftsbildungen,  wie  umgekehrt  die  Verschieden- 
heit in  dieser  Richtung  trennend  wirken  kann.  Aber  gerade  das 
Seelenleben  und  damit  der  ganze  Komplex  ideologischer  Anlagen, 
nach  dem  der  Anschluß  des  Individuums  an  z.  B.  geistig  höherstehende 
Berufsstände  erfolgen  soll,  ist  ja  in  erster  Linie  ein  Produkt  von 
Anpassungsvorgängen,  die  durch  das  Milieu  veranlaßt  und  bedingt 
sind.  Jedenfalls  handelt  es  sich  darum,  sich  dieser  Abhängigkeit  der 
sittlichen  Qualitäten,  die  die  Angehörigen  gewisser  Berufe  zeigen,  von 
dem  durch  die  Berufstätigkeit  bedingten  Milieu  bewußt  zu  bleiben 
und  zu  erkennen,  daß  die  Berufswahl  tatsächlich,  wenigstens  für  die 
Durchschnittsindividuen,  auch  schon  die  Richtung  der  Persönlichkeits- 
entwicklung bedeutet. 

So  wurzelt  also  die  Klassengegensätzlichkeit  auch  in  dem  großen 
Mangel  an  sozialem  Verständnis  und  erhält  aus  dieser  Wurzel  immer 
neue  Nahrung. 

Bei  Würdigung  dieser  psychologischen  Grundlagen  der  sozialen 
Gegensätze  ist  es  von  Wichtigkeit,  daß  man  es  mit  einem  allgemein 
wirksamen  Phänomen  zu  tun  hat.  Es  ist  durchaus  nicht  bloß  der 
Gegensatz  zwischen  höheren  und  niederen  Schichten  der  Gesellschaft, 
•der  da  in  Frage  kommt.  Gewiß  wird  in  erster  Linie  auch  der  Gegen- 
satz zwischen  Besitz-  und  Nichtbesitz- Klassen  durch  gegenseitige 
Geringschätzung  der  Berufe  untereinander  verschärft,  aber  diese  Riva- 
lität, die  als  eine  ausgesprochen  soziale  bezeichnet  werden  kann,  tritt 
in  mehr  oder  minder  scharfer  Weise  auch  zwischen  Berufsgruppen 
auf,  die  nach  den  Besitzverhältnissen  nicht  oder  nur  unbedeutend 
differenziert  erscheinen.  Es  ist  der  Rang-Ehrgeiz,  wie  er  im  ent- 
arteten Zunftwesen,  aber  auch  schon  vorher  in  der  Ünredlich-Erklärung 
gewisser  Berufe  und  Handwerke  Ausdruck  fand,  auch  heute  noch 
nicht  ausgestorben,  er  lebt  fort,  und  ob  er  selbst  bei  vollständiger 
Überwindung  aller  Besitz  Verschiedenheiten  nicht  vielleicht  geradezu 
die  Rolle  dieser  in  der  Spaltung  der  Gesellschaft  übernehmen  würde, 
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ist  eine  Frage,  die  von  doktrinären  Sozialisten  doch  etwas  zu  bagatell- 
mäßig  behandelt  wird.  Es  ist  jedenfalls  diese  immer  wiederkehrende 
Rivalität  eine  mit  dem  natürlichen  Triebleben  der  Menschen  zu  eng: 
verbundene  Erscheinung,  als  daß  mit  ihrem  Verschwinden  so  ohne 
weiteres  gerechnet  werden  könnte.  Sie  wirkt  innerhalb  der  besitzen- 
den Kreise,  wie  innerhalb  der  Beamten -Hierarchie  und  innerhalb  der 
Arbeiterschaft.  Es  wird  noch  in  anderem  Zusammenhange  von  der 
Exklusivität  der  englischen  Gewerkvereine  zu  handeln  sein,  sie  hängt 
gleichfalls  mit  dem  hier  berührten  Moment  zusammen.  Wenn  diese 
Gegensätzlichkeit  in  der  Arbeiterschaft  weniger  schroff  zutage  tritt> 
ist  das  zum  großen  Teil  dem  Einflüsse  politischer  Organisation  zuzu- 
schreiben. Aber  die  Gegensätzlichkeit  besteht  und  darf  nicht  über- 
sehen werden. 

In  jeder  berufsständischen  Konzentrierung  liegt  doch  der  unver- 
wüstliche Keim  zur  Klassenbilduug.  Und  wenn  man  genau  zusieht^ 
so  ist  eine  der  Wurzeln  dieser  Erscheinung  in  der  Ausdehnung  des 
Gesellschaftszusammenhanges  zu  erkennen.  Es  liegt  hier  ein  Symptom 
der  Schematisierung  vor,  die  das  entwickeltere  Gesellschaftsleben 
überhaupt  mit  sich  bringt.  Die  Gesellschaft  vermag  in  der  Unzahl 
flüchtiger  Berührungen  nicht  mehr  so  zu  spezialisieren  und  zu  indivi- 
dualisieren, daß  das  Individuum  immer  jene  Geltung  finden  könnte^ 
die  ihm  der  Persönlichkeit  nach  zukäme,  und  da  ist  eben,  abgesehen 
von  einer  gewissen  Berechtigung  hierzu,  die  Berufstätigkeit  ein  be- 
sonders naheliegender  Gesichtspunkt,  nach  dem  die  Individuen  in 
Eanggruppen  geordnet  werden  können.  So  generalisieren  auch  die 
Angehörigen  des  einen  Berufes  Einzelerscheinungen  und  Eigenschaften,, 
die  an  manchen  Angehörigen  anderer  Berufe  hervortreten,  ohne  wei- 
teres als  natürliche  Qualitäten  der  ganzen  Gruppe.  Nichts  ist  natür- 
licher bei  den  unteren  Schichten  als  das  Streben,  die  „Hebung"  des 
eigenen  Berufsstandes  und  durch  ihn  sich  zu  fördern.  Das  ideolo- 
gische, spezifisch  gesellschaftliche  Interesse  verbindet  sich  mit  dem 
wirtschaftlichen  in  der  Organisation  von  Berufsverbänden,  die  aber  zu- 
nächst, unvermeidlich  Kämpfen  ausgesetzt,  eine  Steigerung  der  Gegen- 
sätze in  der  Gesellschaft  auslöst. 

Literatur:  Wie  zum  1.  und  2.  Kapitel,  insbesondere  Schmoller,  Das 
Wesen  der  Arbeitsteilung  und  der  sozialen  Klassenbildung,  J.  f.  G.  1890;  ders., 
Grundriß  §  134.  Simmel,  Über  soziale  Differenzierung,  1890.  Bücbers  oben: 
zitierte  Vorträge  in  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  Bauer,  Les  classes  so- 
ciales, 1902.  V.  Overbergh,  La  classe  sociale,  insbesondere  S.  164  ff.,  1905,. 
und  mehr  im  Anschlüsse  an  die  demokratische  Auffassung  Pesch,  Lehrbuch  11,. 
S.  761  ff.  Jetzt  auch  Schmollers  Besprechung  der  Schriften  Bauers  und 
V.  Overberghs,  J.  f.  G.  1908.  Michels,  Die  oligarchischen  Tendenzen  der  Gesell- 
schaft, Arch.  f.  Soz.,  Bd.  XXVIL 
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Viertes  Kapitel. 

Tatsachen  sozialer  Klassenbildung  in  der  Vergangenheit. 

Ob  und  inwieweit  die  menschliche  Gruppenbildung  durch  alle- 
die  erwähnten  Faktoren  entwickelt  und  bestimmt  worden  ist,  ließe 
sich  wissenschaftlich  vorläufig  nur  an  der  Hand  konkreter  Völker- 
schicksale erörtern.  Solches  fällt  in  den  Rahmen  einer  bisher  nur 
in  den  Anfangsstadien  steckenden  deskriptiven  Soziologie,  die  ebensa 
sehr  der  Anthropologie,  Ethnologie  wie  der  politischen  Geographie 
und  Geschichte  als  Hilfswissenschaft  bedarf. 

Für  die  Grundlegung  der  Sozialpolitik  ist  dagegen  von  Wichtig- 
keit, daß  gewisse  klassenbildende  Verhältnisse  und  Vorgänge  nicht 
erst  in  der  Gegenwart  oder  in  der  jüngeren  Vergangenheit  wirksam 
geworden  sind,  und  daß  an  jener  Auffassung  nur  wenig  zutrifft,  die  in  den 
modernen  Klassengegensätzen  etwas  grundsätzlich  Neues  sieht.  Besitz- 
verschiedenheit und  Berufsdifferenzierungen,  die  heute  im  Vordergrunde 
aller  klassenbildenden  Ursachen  stehen,  waren  die  Ausgangspunkte  für 
die  Gesellschaftsschichtung  mit  scharfen  Spannungen  auch  schon  in 
weit  zurückliegender  Zeit  und  vor  allem  gewiß  bei  denjenigen  Völkern^ 
über  deren  gesellschaftliche  Entwicklung  wir  am  genauesten  unter- 
richtet sind,  bei  den  Griechen  und  Römern  und  im  okzidentalen 
Mittelalter. 

AUe  die  großen  sozialen  Strömungen:  der  philosophische  Kom- 
munismus, der  in  Griechenland  in  einer  Fülle  von  Ideen  hervor- 
sproß, die  agrarische  Reformtendenz,  die  in  der  römischen  Gesetz- 
gebung in  gewissem  Ausmaß  konkrete  Gestalt  gewonnen  hat,  aber 
■  auch  der  von  religiösen  Idealen  getragene  Kommunismus  der  hebrä- 
ischen Essäer,  sie  wären,  auch  wenn  nicht  positivere  historische  Nach- 
richten vorlägen,  kaum  zu  widerlegende  Beweise  für  das  Vorhanden- 
sein schroffer  Besitzverschiedenheiten,  die  Klassengegensätze  auslösten. 
Schon  das  Griechenland  des  VII.  Jahrhunderts  v.  Chr.  hat  eine  soziale 
Frage,  d.  h.  einen  nach  Abhilfe  drängenden  Klassengegensatz  gekannt. 
Die  Solonische  Reform  (594)  galt  ihm.  Der  Klassengegensatz  zwischen 
reich  und  arm  war  es,  der  Piaton  beschäftigt  hat.  Wie  die  Kyniker  hat 
er  den  Kampf  gegen  den  Luxus  geführt.  Oligarische  Hetärien,  Schutz- 
verbände der  Reichen  zu  politischen  Zwecken  standen  im  schroffsten. 
Gegensatz  zum  Demos,  zu  der  großen  Masse  des  Volks.  Die  Spannung 
war  scharf  genug,  um  sowohl  den  Führer  der  Kyniker  Antisthenes  als^ 
auch  Piaton  zur  Entwerfung  eines  die  Gegensätze  versöhnenden  kommu- 
nistischen Staatsplanes  zu  veranlassen,  was  jener  im  demokratischen,, 
dieser  im  aristokratischen  Geiste  zu  lösen  suchte.  Aristoteles  beklagt 
es  ausdrücklich,  daß  in  Athen  Fremde,  Metöken,  Penesten,  Periöken, 
Heloten,  Leibeigene  usf.  von  den  herrschenden  Klassen  eine  menschen- 
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unwürdige  Behandlung  fanden,  und  des  Aristophanes  Komödienstoffe 
legen  Zeugnis  davon  ab,  wie  sehr  die  Ideen  einer  kommunistischen 
Staatsgestaltung  mit  Güter-  und  Weibergemeinschaft  damals  schon  in 
den  Köpfen  gesteckt  sein  und  rumort  haben  mögen.  Auch  die  Schule 
Zenos,  die  Stoa,  war  wohl  vor  allem  eine  der  vornehmsten  Ideen- 
reaktionen gegen  herrschende  Verhältnisse.  Der  soziale  Weltstaat  Zenos 
ist  aufgebaut  auf  einem  gesunden  Selbsterhaltungstrieb,  aber  auch  auf 
einem  mächtigen  Trieb  zur  Gemeinschaft,  den  die  Natur  jenem  als 
Gegengewicht  an  die  Seite  gesetzt  hat.  Und  die  beiden  Elemente,  die 
im  sozialen  Leben  von  Zeno  am  allers ch wer sten  vermißt  wurden,  Ge- 
rechtigkeit und  Menschenliebe,  die  aUes  verbrüdert,  sie  sind  als  Grund- 
bestimmungen in  der  Regelung  der  sozialen  Beziehungen  im  Sozial- 
staat gedacht. 

Über  die  Gesellschaftsgliederung  des  alten  Rom  kann  bezüglich 
der  Klassenkämpfe  kein  Zweifel  aufkommen.  Dort  trat  die  Orga- 
nisierung der  Stände-  und  Klassenkämpfe  durch  die  formalrechtliche 
Konstituierung  der  Plebs  besonders  scharf  in  die  Erscheinung;  die 
plebejische  Klasse  hat  ihre  besonderen  Organe,  die  Tribunen  und 
Adilen,  ihre  besonderen  Versammlungen,  und  so  setzen  sie  die  poli- 
tische Gleichberechtigung  durch.  Die  Versuche  zur  Korrektur  der 
bereits  weit  vorgeschrittenen  Besitz -Differenzierung  zielten  in  der 
Hauptsache  darauf  ab,  die  verarmte  Masse  städtischer  Bewohner  wieder 
in  bäuerlichen  Besitz  einzusetzen,  das  Konsumentenproletariat  (M.Weber) 
wieder  zu  Produktionselementen  zu  machen.  Freilich  war  ein  Zurück- 
schrauben der  Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse  auf  den  früheren  der 
politischen  Gleichberechtigung  mehr  entsprechenden  Stand  nicht  zu 
erreichen  ohne  umfassende  Expropriation  (Bücher).  Der  Klassengegen- 
satz zwischen  der  großgrundbesitzenden  Nobilität  und  dem  Wirtschaft- ' 
lieh  doch  wieder  herabgekommenen  Bürgertum  gedieh  neuerdings  bis 
zu  der  revolutionären  Bewegung  des  zweiten  Jahrhunderts  vor  Christus. 

Die  soziale  Frage  der  Antike  umfaßte  einen  doppelten  Gegensatz; 
der  bestand  in  dem  Gegensatze  der  Geldoligarchie  einerseits  zu  der 
Masse  verarmter  Freier,  anderseits  zum  Sklaventum.  So  waren  wohl 
die  verschiedenartigen  großen  Sozialrevolutionären  Bewegungen,  immer 
gegen  die  wirtschaftliche  und  politische  Machtstellung  der  Plutokratie 
gerichtet,  nur  die  Ziele  und  die  Wege,  auf  denen  diese  erreicht  werden 
soUten,  waren  bei  den  Grachischen  und  sonstigen  insbesondere  agra- 
rischen Bewegungen  des  Bürgertums  andere  als  bei  den  gewaltigen 
Aufständen  der  Sklaven  Italiens  und  Siziliens,  griechischer  Bergarbeiter 
und  auch  des  Sonnenstaat-Herrschers  Aristonikos  in  Pergamon.  Bei 
diesen  galt  es  erst  die  Freiheit  zu  erkämpfen,  der  Sklave  mußte  erst 
zum  politisch  voUrechtigen  Proletarier  werden. 

Wo  die  organisierte  Sklavenarbeit  eine  geringere  Entwicklung 
zeigt,  wie  ziemlich  allgemein  im  Orient,  sind  vielleicht  minder  schroffe, 
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aber  gewiß  auch  Vermögens -Klassengegensätze  zur  Ausbildung  und 
Bedeutung  gelangt.  So  wenig  zwar  auch  über  die  Geseilschaftsstruktur 
in  den  mesopotamischen  Staatsgebilden  bekannt  geworden  ist,  so 
ist  doch  sehr  wahrscheinlich,  daß  in  dem  babylonischen  Beamtenstaat 
mit  theokratischem  Einschlag  zwar  gewisse  Ausgleichstendenzen  zur 
■Geltung  gekommen  sein  mögen,  daß  aber  doch  eine  Reihe  verschieden 
berechteter  Volksschichten  vorhanden  waren  und  daß  zwischen'  dem 
schon  in  einem  gewissen  Kapitalismus  steckenden  städtischen  Patriziat 
einerseits,  einem  Kleinpächtertum  anderseits  eine  genug  bedeutsame 
Kluft  gähnte.  Darauf  weist  die  Milderung  der  Strenge  des  Schuld- 
rechts im  Codex  Hammurabi  ganz  offenbar  hin.  Auch  in  Israel,  wo 
die  Konsequenz  der  militärischen  Organisation  zu  einer  scharfen  Glie- 
derung zwischen  besitzenden  heerfolgefähigen  und  nicht  besitzenden 
Metöken-Geschlechtern  geführt  hat,  wurde  das  Bedürfnis  nach  Zurück- 
weisung des  Gewaltmißbrauches  der  Besitzenden  immer  reger.  Die 
:sozialpolitischen  Nebenzwecke  vieler  Bestimmungen  aus  dem  freilich 
überwiegend  religiösen  Gesetzgebungswerke  des  Dekaloges  deuten  klar 
;auf  eine  Schutzbedürftigkeit  der  Klasse  der  Gemeinfreien  gegenüber 
<ier  Übermacht  der  Reichen,  der  Ratsadelsippen  hin.  In  den  folgen- 
den Jahrhunderten  ist  die  bureaukratische  Priesterherrschaft  durch 
•eine  weitgehende  Geldwirtschaft  noch  weit  mehr  zum  Armenschutz 
gedrängt  worden. 

Und  lenken  wir  den  Blick  in  das  europäische  Mittelalter  und  auf  die 
uns  am  nächsten  liegende  Gestaltung  innerhalb  des  deutschen  Volkes, 
so  haben  wir  es  auch  da  vor  allem  mit  dem  Gegensatz  von  frei  und 
unfrei  zu  tun:  die  Germanen  treten  in  der  Gliederung  nach  Freien 
und  Sklaven  in  die  Weltgeschichte  ein.  Zwischenstufen  hat  es  ge- 
igeben, doch  ist  die  Gesellschaftsstruktur  von  dieser  einfacheren  Unter- 
scheidung beherrscht;  freilich  ist  für  die  vorkarolingische  Zeit  ihre 
Bedeutung  sehr  umstritten.  Gewiß  ist  aber,  daß  in  der  folgenden 
Periode  die  soziale  Schichtung  nicht  mehr  in  dem  ursprünglichen, 
vornehmlich  rechtlichen  Gegensatz  wurzelte.  Berufliche  Betätigung 
und  Besitzverhältnisse  haben  innerhalb  der  Freien  wie  innerhalb  der 
Unfreien  Gruppierungen  herbeigeführt,  durch  welche  die  soziale 
Schichtung  in  erster  Linie  bestimmt  wurde.  Wenn  die  diese  Schich- 
tung begleitenden  Gegensätze  die  längste  Zeit  hindurch  verhältnismäßig 
wenig  fühlbar  geworden  sind,  so  lag  das  in  einer  Eigentümlichkeit 
des  gesellschaftlichen  Aufbaues.  Vom  leibeigenen  Knecht  bis  zum 
dienstpflichtigen  Halbfreien  und  bis  zum  Dienstmann,  der  mit  seinem 
Herrn  an  einem  Tische  ißt,  von  diesem  wieder  bis  zum  reisigen 
Dienstmann  und  zum  freieren  Vasallen,  welche  gemeinsam  als  „Ritter" 
zu  Felde  ziehen,  und  endlich  .vom  kleinen  Vasallen  bis  hinauf  zum 
Reichsfürsten  führte  eine  ununterbrochene  Reihe  von  Stufen,  von 
denen   immer  für  die  Niederstehenden   die    nächst  höhere  Verhältnis- 
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mäßig  leicht  zu  erklimmen  war.  Die  starre  Untersclieidung  von  Freien 
und  Unfreien  ist  durch  die  maßgehende  Bedeutung  des  Berufslebens^ 
und  der  Berufstüchtigkeit  durchbrochen.  Die  ersten  großen  Berufs- 
stände Geistlichkeit  und  Kriegerstand  mit  .der  Perspektive  zu  der 
weitestgehenden  sozialen  Entwicklung  stehen  hoch  und  niedrig  Ge- 
borenen offen.  In  den  Zeiten  häufiger  kriegerischer  Gefahren  starben 
die  führenden  Geschlechter  schneller  aus  als  heutzutage.  Je  schneller 
die  obersten  Schichten  hinsterben,  desto  schneller  gelangt  der  Nach- 
wuchs aus  den  mittleren  bis  in  die  höchsten  Regionen  und  schafft  ia 
den  mittleren  wiederum  Raum  für  den  Nachwuchs  aus  den  untersten^ 
Die  Hebung  der  niederen  Stände,  wie  sie  für  die  ganze  ottonisch- 
salische  Zeit  charakteristisch  ist,  ist  das  sicherste  Zeichen  eines  pro- 
sperierenden Volkstums  (Jastrow). 

Für  die  städtische  Gesellschaft  des  Mittelalters,  insbesondere  des^ 
deutschen  Mittelalters  liegen  die  Dinge  einigermaßen  anders.  Der 
Gegensatz  sozialer  Schichtung  entwickelt  sich  dort  rascher  und  früher 
mit  der  Blüte  von  Handel  und  Kaufmannschaft,  durch  die  ein  Teil 
der  Stadtbewohnerschaft  in  unverhältnismäßig  kurzer  Zeit  große  Ge- 
winne gemacht  und  Vermögen  erworben  hatte,  und  damit  zu  einem, 
außerordentlich  gesteigerten  Lebensaufwand  gelangt  war.  Sozialen 
Glanz  verlieh  den  Patrizier-  oder  Junkerfamilien  aber  nicht  ihr  Beruf,, 
die  Kaufmannschaft,  sondern  der  große  Besitz  von  eigenen  und  Lehns- 
gütern. Mit  dieser  sprunghaften  Änderung  in  dem  Gesellschaftsaufbau 
der  Städte  war  dort  eine  große  Anzahl  von  Deklassierten  geschaffen 
worden,  neben  den  städtischen  Nichtshäbigen  war  im  weiteren  Verlauf 
in  unmittelbarer  Beziehung  zu  diesem  Reichtum  der  Stadt -Patrizier 
ein  junger  Stamm  ärmlichster  Landbauern  auf  dem  parzellierten  Boden, 
der  alten  Patrizierhöfe  aufgeschossen.  Dazu  kam  ein  Taglöhn ertum,. 
ohne  das  die  städtische  Kaufmannschaft  kaum  zu  denken  ist.  Die- 
erste  städtische  soziale  Revolution  war  jene,  die  die  gewerblichen 
Zünfte  emporhob.  Die  soziale  Klassierung  vollzog  sich  unter  äußeren- 
Rechtsformen  immer  schärfer.  Neben  dem  Vollbürgerrecht  wurde- 
ein niedrigeres  Bürgerrecht  als  bloßes  Niederlassungsrecht  begründet: 
für  die  minder  wohlhabenden  Elemente,  die  vom  Lande  zuzogen.  Sa 
wurde  gewissermaßen  durch  Gesetz  ein  Bürgerrecht  zweiter  Klasse- 
den Machtträgern  gegenübergestellt.  Die  städtische  Ordnung  bedeutet, 
im  weiteren  eine  Gesetzgebung  zugunsten  der  zünftlerisch-patrizischeuL 
Klasse  und  auf  Kosten  —  was  insbesondere  bezüglich  der  Steuer- 
politik wörtlich  zu  nehmen  ist  —  der  Nichtshäbigen,  zum  Teil  der 
Handwerks-Gesellschaften.  Die  Masse  der  „Verlorenen  und  Unsteten" 
stieg  namentlich  im  XV.  Jahrhundert.  In  der  zweiten  Hälfte  dieses- 
Jahrhunderts  galten  20  Prozent  der  Einwohner  Hamburgs  als  ver- 
armt, in  Augsburg  zählte  man  bei  15  Prozent  der  Bürger  als  Nichts- 
häbige.     Das  Vorhandensein  eines   städtischen  Proletariats  im  eigent- 
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liehen  Sinn  für  das  ausgehende  XIY.  Jahrhunderfc  findet  beredten 
Ausdruck  in  den  Worten  von  Peter  Suchenwirt:  „Den  Reichen  sind 
die  chasten  vol,  den  armen  sind  si  laere:  dem  povel  wirt  der  magen 
hol,  daz  ist  ein  grozzew  swaere".  Und  was  bei  all  dem  das  Wesent- 
liche war:  wenn  schon  nicht  Klassenbewußtsein,  so  war  es  proletarische 
Seelenverfassung  und  Stimmung,  die  dabei  aufkam,  vornehmlich  in 
der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts.  Das  gegenwärtige  Ver- 
hältnis zwischen  den  vornehmen  Geschlechtern  und  der  großen  Masse 
-der  städtischen  Bevölkerung  war  aufs  äußerste  gespannt:  ein  Ruck 
noch,  und  der  Bogen  mußte  brechen  (Lamprecht).  Nunmehr  aber 
freilich  nicht  mehr  bloß  in  der  Stadt,  auch  das  platte  Land  zeigt 
«ine  außerordentliche  Erhöhung  dieser  Spannung. 

Wohl  hat  sich  die  soziale  Differenzierung  innerhalb  der  agrarischen 
Bevölkerung  viel  langsamer  vollzogen,  aber  sie  blieb  nicht  aus.  Wie 
in  den  Städten  ist  auf  den  Dörfern,  auf  den  Grundherrschaften  und 
innerhalb  der  gutsherrschaftlichen  Verbände  ein  Proletariat  heraus- 
gebildet worden,  dessen  Massen  nur  freilich  nach  Volkscharakter, 
nach  rein  historischen  Einflüssen,  nach  der  Stärke  der  Einflüsse  reli- 
giöser Strömungen,  gewiß  auch  nach  Maßgabe  der  wirtschaftlichen 
Situation  der  Herren  hier  früher,  dort  später  in  Gärung  versetzt 
worden  sind.  Es  mag  zuzugeben  sein,  daß  die  unter  dem  Namen 
Jacquerie  bekannte  Bauernerhebung  in  der  Isle  de  France,  Picardie  und 
Champagne  (1358),  ja  daß  auch  die  Revolte  englischer  Bauern  unter 
■dem  toUen  Priester  von  Kent  John  Ball  (Wat  Tyler  1381)  noch  von 
anderen  Kräften  als  von  der  Zuspitzung  sozialer  und  ökonomischer 
Gegensätze  ihren  Ausgang  genommen  und  Nahrung  erhalten  haben, 
daß  namentlich  im  zweitgenannten  Aufstand  religiöse  Schwärmereien 
mitgespielt  haben  mögen:  in  der  Hauptsache  waren  doch  die  mate- 
riellen und  sozialen  Interessen  schon  damals  die  wichtigste  treibende 
Kraft  der  ihrem  Charakter  wie  ihren  Parteien  nach  ausgesprochenen 
Klassenkonflikte.  Noch  viel  unbestrittener  gilt  das  von  den  Em- 
pörungen und  daran  sich  anschließenden  Kämpfen  der  deutschen 
Bauern  gegen  alle  diejenigen,  die  von  den  Bauern  als  Ausbeuter  oder 
auch  als  Beeinträchtiger  ihrer  wirtschaftlichen  Lebenssphäre  erkannt 
worden  waren,  oder  als  solche  galten. 

Wie  vor  der  sizilischen  Feste  Enna  der  Untergang  des  Sklaven- 
königs Eunus  (132  v.  Chr.)  und  auf  dem  Schlachtfeld  von  Leukae 
(130  V.  Chr.)  der  Untergang  der  letzten  großen  Sklavenbewegung 
zugunsten  der  Staatsgewalt  und  der  Geldoligarchie  herbeigeführt  worden 
ist,  so  wurde  mit  der  Niederwerfung  der  deutschen  Bauern  bei  Franken- 
hausen und  Königshofen  (1525)  das  Schicksal  einer  sozialen  Klasse 
auf  Jahrhunderte  hinaus  besiegelt,  wurden  die  Ansätze  zu  einer  etwas 
großstiligeren  Sozialpolitik  im  Keime  erstickt.  Wo  und  sooft  die  Ge- 
sellschaft als  Ganzes  durch  die  gewaltsame  Vernichtung  realer  Werte 
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getroffen  und  von  dem  Geiste  solcher  Zerstörung  bedroht  worden  ist^ 
hat  der  Geist  der  Ordnung  ihr  immer  noch  die  Kräfte  zur  Selbst- 
erhaltung geliefert.  Auch  die  Eruptionen  des  kochenden  Vulkans  im 
industriellen  Proletariat  des  XIX.  Jahrhunderts,  insbesondere  jene  in 
England,  haben  als  solche  keine  Erschütterung  des  Klassenstaates  zu 
bringen  vermocht,  die  die  Klassenschichtung  beseitigt  hätte.  Immer,, 
soweit  wir  sehen,  hat  es  sich  nur  darum  gehandelt,  was  die  Gesell- 
schaft und  vor  allem  die  herrschende  besitzende  Klasse  aus  den  Be- 
wegungen zu  lernen  vermochte. 

Literatur:  Pöhlmann,  Geschichte  des  antiken  Kommunismus  und  Sozialis- 
mus, 2  Bde.,  1894 — 1901.  Ed.  Meyer,  Geschichte  des  Altertums,  5  Bde.,  passim.;: 
ders. ,  Art.  Plebs  im  H.  d.  St.  V.,  2.  Aufl.  M.  Weber,  Art.  Agrargeschichte  im. 
H.  d.  St.  I.,  3.  Aufl.  Bücher,  Die  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter  143 — 129  v.  Chr.,. 
1874.  Brejsig,  Geschichtliche  Gesetzmäßigkeiten  (Zukunft,  1902).  Lamprecht, 
Deutsche  Geschichte,  Bd.  IV  u.  V,  1.  Jastrow,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter 
der  Hohenstaufen,  I.  Buch,  4.  Abschn.,  1897. 


Fünftes  Kapitel. 

Wirkungen  der  Sozialisierung  und  der  sozialen  Schichtung. 

Soweit  soziologisches  Wissen  reicht,  soweit  die  Geschichte  der 
Menschheit  Analogieschlüsse  ermöglicht,  ist  ein  Abschluß  des  Ver- 
gesellschaftungsprozesses nicht  abzusehen.  Wohl  haben  allezeit  ein- 
mal plötzliche  Unterbrechungen  in  diesem  Werden  der  gesellschaft- 
lichen Zusammenhänge  da  und  dort  stattgefunden,  Yerkehrsbeziehungen 
wurden  vernichtet  und  ganze  Völker  oder  große  Volksteile  auf  eine 
Stufe  stärkerer  Isolierung  zurückgeworfen.  Vor  allen  waren  es  Wander- 
bewegungen junger  Völker  und  ihr  Eindringen  in  ausgereifte  ältere 
Kulturkreise,  die  zu  solchen  Rückschlägen  geführt  haben:  wie  sie  die 
römische  Kultur  durch  die  Urzeitgermanen,  das  griechisch-römische 
Restreich  von  Byzanz  durch  die  Türken  oder  vor  allem  in  Meso- 
potamien die  Völker  des  abbassidischen  Kalifats  unter  dem  Ansturm 
der  Turkvölker  erlitten  haben.  Ja,  solche  Rückschläge  sind  wohl 
auch  für  manche  Teile  Europas  noch  in  der  mittelalterlichen  Ent- 
wicklung und  später  noch  insbesondere  nach  dem  Dreißigjährigen 
Krieg  feststellbar. 

Aber  das  Werden  der  Gesellschaft  hat  auch  nach  solchen  Unter- 
brechungen und  Rückschlägen  immer  wieder  eingesetzt,  wenn  auch 
nicht  immer  auf  gleichem  Boden,  so  doch  innerhalb  der  eventuell 
örtlich  verschobenen  Bevölkerung.  Das  hat  seinen  Grund  vor  allem 
erstens  in  den  schon  berührten  treibenden  Kräften  der  Vergesell- 
schaftung (1.  Kap.)  und  zweitens  darin,  daß  die  Existenz  dieses  gesell- 
schaftlichen Zusammenhangs  in  der  jeweiligen  Verfassung,  d.  h.  auf 
jeder  Stufe  innerer  Abhängigkeit,    die  einmal  erreicht  ist,  bereits  als 
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Notwendigkeit  empfanden  wird.  Die  durch  die  Vergesellschaftung 
ermöglicliten  Leistungen  schaffen  das  Bewußtsein  der  Darbietungs- 
möglichkeit  gewisser  Genüsse,  für  die  alsbald  eine  bis  zur  Bedürfnis- 
Empfindung  steigerbare  Gewöhnung  einsetzt.  Jede  Stufe  der  Ver- 
gesellschaftung bedeutet  in  aller  Regel  ein  gewisses  Maß  von  gesell- 
schaftlicher Leistungsfähigkeit,  und  jeder  Rückschritt  in  dem  Komplex 
von  Beziehungen  ist  gleichbedeutend  mit  einem  Verzicht  auf  eine 
Quote  möglicher  Produktivität,  jede  Auflösung  einer  Masche  in  dem 
Netz  bedeutet  eine  Verminderung  der  Tragkraft  des  Netzes. 

Dieser  Komplex  von  Beziehungen  ist  trotz  des  beständigen 
Wechsels  in  den  Trägern  derselben  und  insbesondere  im  Hinblicke 
auf  das  große  Maß  von  Freiheit  der  Individuen  ein  außerordentlich 
fester.  Aber  die  Dauerhaftigkeit  setzt  doch  ein  möglichst  gleichmäßiges,, 
harmonisches  Ineinanderarbeiten  der  Berufsgruppen  und  damit  natür- 
lich auch  der  sozialen  Schichten  voraus.  Und  nun  wird  gerade  dieses 
durch  die  zunehmende  Schroffheit  der  Klassengegensätze,  durch  die 
Ausreifung  des  Klassenbewußtseins  ganz  offenbar  beeinträchtigt,  ja 
mindestens  erheblich  gefährdet. 

Schattenseiten  der  Vergesellschaftung  selbst  sind  schon  im  vor- 
stehenden (3.  Kap.)  verschiedentlich  berührt  worden;  so  die  unmittel- 
bar auf  eine  Verschärfung  der  Gegensätze  hinwirkende  Geringschätzung^ 
der  Arbeit  anderer  Berufe.  Eine  Erscheinung,  die  freilich  bei  weitem 
nicht  erst  ein  Erzeugnis  der  neuzeitlichen  weit  fortgeschrittenen 
Differenzierung  ist,  sondern  die  z.  B.  das  mittelalterliche  Gewerbe- 
leben doch  in  recht  schroffer  Form  schon  gekannt  hat,  und  die 
namentlich  darin  Ausdruck  fand,  daß  die  Nachkommen  gewisser  Berufs- 
arbeiter der  Aufnahme  in  „ehrliche"  Handwerke  nicht  würdig  befunden 
wurden.  Aber  der  Ausgangspunkt  solcher  Verachtung  anderer  Arbeits- 
berufe liegt  heute  anderswo  als  damals.  Heute  ist  es  der  relativ  enge 
Horizont  der  einzelnen,  die  Unübersehbarkeit  der  Masse  von  Berufen 
und  die  Unmöglichkeit,  sich  über  die  Bedeutung  derselben  für  das 
soziale  Ganze  eine  richtige  Vorstellung  zu  bilden. 

Die  Nachteile,  die  mit  den  Fortschritten  der  Vergesellschaftung- 
verknüpft sind,  fallen  in  vielem  mit  den  ungünstigen  Wirkungen  der 
Arbeitsteilung  zusammen:  Einseitigkeit,  Entfremdung  gegenüber  dem 
großen  Ganzen  des  Lebenskreises,  dem  man  angehört,  von  dem  und 
für  den  man  leben  muß,  ohne  sich  dessen  stets  bewußt  zu  sein. 
Das  wurde  schon  im  XVHI.  Jahrhundert  empfunden.  Wie  alle  jene 
Vorwürfe  gegen  die  Arbeitsteilung  darin  Recht  haben,  daß  sie  die 
harmonische  Ausbildung  der  menschlichen  Körper-  und  Geisteskräfte 
als  individualistisches  Lebensideal  betonen,  gegenüber  der  einseitigen 
Tätigkeit  in  einem  erschöpfenden  Lebensberufe,  so  ist  auch  gegen 
die  Vergesellschaftung  der  Vorwurf  gerechtfertigt,  daß  sie  wider- 
spruchsvoll   fordernd    dem    Individuum    gegenübertritt,    daß    sie    von 
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dem  einzelnen  das  Einsetzen  aller  Kräfte  fordert,  ohne  ihm  auch  nur 
die  eine  Sicherheit  zu  geben,  daß  alle  übrigen  ihre  Fähigkeiten  und 
Kräfte  einsetzen,  ja  daß  die  Gesellschaft  vom  einzelnen  einerseits  auf 
dem  Platz,  auf  den  das  soziale  Schicksal  ihn  gestellt  hat,  unablässige 
Anpassung  an  die  betreffende  ihm  zugewiesene  Arbeitsaufgabe  er- 
wartet, anderseits  aber  doch  voraussetzt,  daß  er  die  Zusammenhänge 
durchschaue  und  begreife,  die  die  Gesellschaft  ausmachen,  womöglich 
gar,  daß  er  das  Verständnis  dafür  besitze,  daß  die  Millionen  ver- 
schiedener Leistungen  verschiedene  Werte  für  die  Gesellschaft  haben. 

Mehr  noch  als  durch  die  in  erster  Linie  psychologischen  Momente 
ist  das  erwähnte  harmonische  Ineinanderarbeiten  der  differenzierten 
'Gesellschaftsteile  gefährdet  durch  die  ungleiche  Verteilung  der 
Früchte  aller  gesellschaftlichen  Entwicklung  der  Menschheit,  durch 
die  unbestreitbare,  vielfach  schlechthin  launenhafte  und  deshalb  schon 
die  Kritik  herausfordernde  Ungleichheit,  mit  der  die  Teile  der  Gesell- 
schaft an  den  verfügbaren  materiellen  und  geistigen  Lebensgenüssen 
teilhaben. 

Das  Schicksal  der  Gesellschaft  ist  bei  dem  jeweils  und  insbeson- 
dere bei  dem  derzeit  erreichten  Stadium  der  Vergesellschaftung  hin- 
sichtlich der  dringendsten  Bedürfnisbefriedigung  wie  auch  hinsichtlich 
der  spezifischen  Luxus-  und  Kulturbedürfnisse  abhängig  von  der  ge- 
samten gesellschaftlichen  und  (zufolge  der  überwiegend  nationalen 
Sonderentwicklung  der  Gesellschaft)  der  nationalen  Leistungsfähig- 
keit, und  das  heißt  nichts  anderes  als  auch  von  der  Summe  von  Arbeit, 
die  von  allen  einzelnen  Leistungsfähigen  geleistet  wird.  Die  Gesell- 
schaftsentwicklung wird  daher  dort  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen 
am  besten  fortschreiten,  wo  die  Energie  jedes  einzelnen  vor  allem  auf 
die  bestmögliche  Förderung  seiner  Arbeit  gerichtet  ist.  Gewiß  ist 
vorauszusetzen,  daß  die  Verwendung  jedes  einzelnen  eine  möglichst 
der  Gesamtproduktivität  förderliche  ist^  darauf  kommt  es  ja  selbst- 
verständlich in  erster  Linie  an.  Aber  das  ist  ein  Problem  für  sich, 
von  dem  Problem  der  Einkommenpolitik  zwar  nicht  zu  trennen,  denn 
das  Realeinkommen  hängt  von  der  Produktionsrichtung,  von  der  Ver- 
wendung der  Arbeitskräfte  ab.  Allein  was  hier  in  Frage  kommt,  das 
ist  unter  Voraussetzung  der  zweckmäßigsten  Dirigierung  aller  Pro- 
duktivkräfte, das  „Wie"  der  Durchführung  einer  Arbeit,  vor  allem 
das  Maß  von  Ausnützung  der  gegebenen  Kräfte,  soweit  dieses 
von  dem  Willen  aller  einzelnen  abhängt. 

Als  eine  Wirkung  der  Klassengegensätze  stellt  sich  die  Nicht- 
beachtung des  Interesses  der  gegnerischen  Klasse  ein,  ja  nur  zu  oft 
leider  —  und  darin  liegt  ein  Teil  des  Klassenkampfes  —  nur  zu  oft 
ist  geradezu  die  Beeinträchtigung  der  wirtschaftlichen  Gegenpartei  als 
Vertreterin  der  anderen  sozialen  Klasse  mit  dem  Verhalten  der  An- 
gehörigen   der    einen  Klasse  bezweckt.     Nicht   nur    die  Verbesserung 
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der  eigenen  wirtschaftlichen  Lage  ist  das  strategische  Ziel  der  kämpfen- 
den Arbeiterklasse,  sondern  auch  die  Schädigung  des  Gegners.  Es 
geht  der  Krieg  auch  um  die  Einflußlosigkeit  der  besitzlosen  Arbeiter 
gegenüber  dem  rein  kapitalistischen  Interesse  des  Unternehmers.  Die 
Kapitalintentionen  dieses  zielen  meist  nur  auf  Verwirklichung  seines 
Kapitalverwertungs-Kalkuls  ab.  Gewiß  können  und  werden  sich  die 
kapitalistischen  Interessen  mit  den  Interessen  auch  der  Masse  der 
Nichtbesitzenden  unter  gewissen  Umständen  decken,  z.  B.  wenn  der 
Kapitalismus  auf  Steigerung  der  Produktivität,  auf  Verbilligung  der 
Produktion,  auf  äußerste  Befolgung  des  Prinzips  der  Kraftökonomie 
{Prinzip  der  geringsten  Mittel)  hinarbeitet.  Aber  bei  der  Realisierung 
des  Kapitalverwertungsplanes  tritt  die  Rücksicht  auf  die  Interessen 
der  die  Kapitalverwertung  ermöglichenden  Elemente,  der  Arbeiter,  in 
aller  Regel  sehr  in  die  zweite  Linie.  Am  allerwenigsten  aber  wird 
von  den  kämpfenden  Parteien  das  Interesse  der  ganzen  Gesellschaft 
wahrgenommen. 

Je  komplizierter  der  ganze  Apparat  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
der  nationalen  Bedarfsdeckung  wird,  um  so  notwendiger  ist  die 
Förderung  des  Verständnisses  bei  der  großen  Masse  dafür,  daß 
das  Interesse  des  einzelnen  an  dem  Gedeihen  der  Gesamt- 
heit hänge,  dafür,  daß  jeder  einzelne  daran  interessiert  ist,  daß  die 
Gesamtheit  der  Menschen  die  verfügbaren  Kräfte  tunlichst  voll  gegen- 
über der  relativ  immer  karger  werdenden  Natur  beherrsche  und  ausnütze. 
Um  so  notwendiger,  aber  auch  um  so  schwieriger  ist  die  Erfüllung 
dieser  Voraussetzung  dafür,  daß  jedes  Glied  der  Gesellschaft  sich  der 
Pflicht  gegenüber  der  Gesellschaft  bewußt  bleibe  und  sich  sozusagen 
pflichttreu  gegenüber  der  Gesellschaft  verhalte. 

Kann  man  denn  aber  daran  denken,  darf  man  gewissenhafter- 
weise erwarten,  diese  Voraussetzungen  bei  einem  nicht  etwa  bloß 
mangelhaft  ernährten  und  hinsichtlich  anderer  materieller  Lebens- 
bedingungen verkümmernden,  sondern  bei  einem  geradezu  moralisch 
der  Verrohung  verfallenden  und  in  psychischer  Stumpfheit  versinken- 
den Proletariat  sich  verwirklichen  zu  sehen?  Mit  Recht  hat  Sombart 
die  atemraubende  Monotonie  der  Lebensführung  eines  Proletariers  (an 
der  Hand  der  Denkwürdigkeiten  des  Arbeiters  Karl  Fischer)  als  eines 
der  charakteristischsten  Elemente  für  die  Psychologie  des  Proletariats 
gekennzeichnet.  Der  winzige  Interessenkreis,  in  dem  sich  die  seelische 
Energie  des  Proletariats  abquält  und  erschöpft,  läßt  ihn  nichts  ahnen 
von  der  großen  Aufwärtsbewegung  in  der  Geschichte  der  Menschheit. 
Diese  mit  Hoffnungslosigkeit  durchsetzte  Grund  Stimmung  in  der  Masse 
des  Proletariats  ist  es,  was  die  gesellschaftliche  Einheit  gefährdet 
und  was  damit  die  Verwirklichung  der  Gesellschaftszwecke  überhaupt 
in  Frage  stellt,  weil  dann  der  Wert  der  Vergesellschaftung  nur  einem 
Bruchteile  der  Gesellschaft  bewußt  bleibt,    für  die  übrigen  Schichten 
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aber  jedenfalls   nicht  in  dem  Maße   steigt,    als   die  Leistungsfähigkeit 
der  Gesellschaft  sich  tatsächlich  hebt. 

Das  Raisonnement,  das  ein  planmäßiges  Eingreifen  in  den  doppelten 
Werdeprozeß  einmal  der  gesellschaftlichen  Zusammenhänge,  anderseits 
der  fortschreitenden  Klassengegensätze  als  im  Interesse  der  Gesellschaft 
selbst  liegend  und  darum  zwingend  notwendig  erweist,  ist  sehr  ein- 
fach: Besitzverschiedenheiten  und  spezielle,  mit  der  BerufsdiflFeren zierung 
verbundene  Schichtungen  und  Gruppenbildungen  führen  letzten  Endes 
zum  Klassenkampf.  Mag  man  den  Begriff  Klassenkampf  wie  immer 
auffassen,  unter  allen  Umständen  kostet  der  Kampf  selbst  Kraft,  und 
die  Mittel,  die  die  kämpfenden  Parteien  verwenden,  beeinträchtigen 
durch  ihre  Rückwirkung  auf  die  Produktivität  die  Erreichung  der 
Ziele,  die  durch  die  Vergesellschaftung  an  sich  möglich  wäre. 

Nun  soll  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden:  Der  Kapitalismus 
hat  heute  schon  Mittel  und  Wege  gefunden,  mit  denen  man  innerhalb 
gewisser  Schranken  über  die  „zielbewußte"  Uninteressiertheit  der  Ar- 
beiter an  der  Wirtschaftlichkeit  der  Produktion,  mit  welcher  man 
auch  über  die  planmäßige  Zurückhaltung  der  Arbeiter  mit  ihren 
Kräften  hinweg  zu  kommen  vermag.  Es  sei  da  beispielsweise  an 
den  Automatismus  der  Maschine,  insbesondere  der  Arbeitsmaschine 
erinnert,  der  dem  Arbeiter  das  Tempo  der  Arbeitsverrichtung  diktiert. 
Aber  selbst  unter  der  Voraussetzung,  daß  mit  solchen  Mittelchen  die 
Gefahr  für  die  Gesellschaft  als  beseitigbar  betrachtet  werden  könnte, 
bliebe  immer  noch  in  der  Tatsache  des  Klassenkampfes  und  im  be- 
sonderen in  seinen  Grundlagen,  in  den  treibenden  Kräften  der  Klassen- 
gegensätze, die  Gefährdung  der  Gesellschaft  zu  erkennen,  weil  sie  den 
Gesellschaftszwecken  widerstreiten.  Die  Gesellschaft  derjenigen  Staaten, 
in  denen  diese  Gefährdung  tatsächlich  besonders  nahe  liegt,  weil  der 
Kapitalismus  an  Ausdehnung  und  Wirksamkeit  besonders  entwickelt 
worden  ist,  die  Gesellschaft  gerade  der  west-  und  mitteleuropäischen 
Staatswesen  ist  sich  des  Inhaltes  und  der  Größe  dieser  Gefahr  zum 
geringsten  Teil  nur  bewußt.  Und  das  hat  seinen  Grund  abgesehen 
von  manchem  anderen  gerade  darin,  daß  durch  eine  Fülle  sozialer 
Reformarbeit,  die  tatsächlich  allenthalben  geleistet  und  fortentwickelt 
wird,  der  Schroffheit  der  Gegensätze  bereits  entgegengewirkt  wird. 

Es  wäre  Selbstbetrug,  wenn  die  Träger  der  Sozialpolitik  sich 
darüber  täuschen  wollten,  daß  manche  Gruppe  den  Gegensatz  zu  den 
übrigen  Gesellschaftsschichten  als  ein  wenn  irgend  möglich  zu  über- 
windendes Übel  gar  nicht  anerkennen  will,  vielmehr  die  Existenz 
eines  Abstandes  sowie  einer  straffen  Rangfolge  der  Gruppen  als 
wünschenswert  ansieht  (Treitschke)  und  in  diesem  Sinne  jede  Art 
von  Politik,  natürlich  insbesondere  auch  Wirtschaftspolitik  treibt. 
Wo  diese  Tendenz  in  dem  Staatsleben  die  Vorherrschaft  oder  wenig- 
stens  ein   großes  Übergewicht    gewinnt   und   die   staatliche    Ordnung 
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zu  bestimmen  vermag,  dort  hat  man  es  mit  einem  Klassenstaat 
zu  tun. 

Gewiß  kann  mit  Recht  geltend  gemacht  werden,  daß  die  Unter- 
schiede des  Berufes,  der  geistigen  Interessen  und  infolgedessen  auch 
der  äußeren  Lebensstellung  immer  existieren  müssen,  mögen  immerhin 
in  den  Unterschieden  nach  der  natürlichen  Anlage  und  sittlichen  Be- 
gabung die  Über-  und  Unterordnung  von  Gesellscbaftsschichten  be- 
gründet sein  und  mögen  die  sittlichen  Bedürfnisse  der  Gesellschaft 
selbst  immer  wieder  solche  Schichtung  zu  erzeugen  streben,  selbst 
wenn  diese  abgeschafft  würde  (Wundt):  vor  dem  Hintergrunde  der 
sozialen  Tatsachen  ragt  doch  das  mächtige  Fragezeichen  auf:  was  soll 
aus  der  Gesellschaft  werden,  die  ihre  aus  der  ganzen  Entwicklung  der 
Menschheit,  aus  den  historischen  Tatsachen  abzuleitenden  Zwecke  nicht 
mehr  erfüllt?  Worin  liegt  der  ethische  Inhalt  einer  Zwecksetzung 
für  die  Gesellschaft,  worin  das  Prinzip  der  Vergesellschaftung,  wenn 
das  Ergebnis  dieser  nichts  anderes  ist  als  das  Ausgeschlossensein  einer 
ganzen  gewaltigen  Mehrheit  der  Menschen  von  den  die  Gesittung 
fördernden  Errungenschaften? 

Und  diese  Ausschließung  findet  tatsächlich  statt.  An  einem 
gewissen  Punkt  angelangt  wird  die  soziale  Schichtung  zur  Negation 
der  Idee  der  Vergesellschaftung.  Aber  nicht  weil  durch  die  Schroff- 
heit der  Gegensätze  die  jeweilige  Form,  die  die  Gesellschaft  bindet, 
die  Staatsform  und  die  überkommenen  Gesetze  bedroht  sind  —  denn 
diese  unterliegen  unter  aUen  Umständen  einem  Wandel  entsprechend 
den  bewußten  Aufgaben  und  Zielen  der  Gesellschaft,  sondern  weil  die 
Voraussetzungen  für  die  Fortsetzung  der  Entwicklung  der  Gesellschaft 
zu  versagen  drohen:  „Teilung  der  Arbeit  ist  die  Lebensbedingung  aUer 
umfassenden  geistigen  Bestrebungen^',  und  das  bewußte  Zusammen- 
wirken der  großen  Vielheit  für  die  gemeinsamen  Zwecke  ist  dasjenige 
seelische  Element,  auf  dem  die  glatte  Durchführung  des  arbeitsteiligen 
Lebensprozesses  der  Gesellschaft  in  der  Hauptsache  ruht. 

Wo  es  fehlt,  dort  heischt  es  das  Interesse  der  Gesellschaft,  dort 
gebietet  der  Zweck  aller  Vergesellschaftung,  daß  die  Grundlagen  und 
die  Voraussetzungen  für  das  harmonische  Ineinanderarbeiten  aller 
Teile,  die  materiellen  wie  die  ideologischen  Grundlagen  mit  allen  in 
der  Gesellschaft  selbst  entwickelten  Kräften  wiederhergestellt,  erfüllt 
und  dauernd  berücksichtigt  werden. 

Nichts  weniger  als  unzweideutig  ist  der  Begriff  „Klassenkampf",  was 
Bernstein  (Soz.  Mon.  1906)  an  der  Hand  eines  Arbeiterbriefes  drastisch  dargelegt 
hat.  Schon  die  Kämpfer  im  Klassenkampfe  sind  fraglich :  ^,Heißt  Klassenkampf 
einen  Kampf  einer  Klasse  bloß  um  die  eigenen  Interessen  kämpfen,  um  dabei 
eine  andere  Klasse  in  Betracht  zu  ziehen,  oder  heißt  Klassenkampf  einen  Kampf 
führen,  um  eine  andere  Klasse  zu  unterdrücken?"  Man  wird  sagen  müssen, 
daß  von  Klassenkampf  bei  Vorgängen  geredet  wird,  die  keineswegs  die  Unter- 
drückung  einer  Klasse   schlechthin  bezwecken.     Und    die  Träger   des  Kampfes 
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sind  nach  dem  Sprachgebrauch  in  der  Tat  zwei  Klassen:  Proletariat  und  Bour- 
geoisie. Aber  damit  bleibt  der  Spielraum  für  die  Definierung  noch  außer- 
ordentlich weit. 

Es  ist  doch  eine  zu  weite  Auffassung,  wenn  man,  wie  Sombart,  das  Merk- 
mal des  Klassenkampfes  schlechthin  in  der  Verfolgung  der  spezifisch  proleta- 
rischen Interessen  in  der  Politik  und  im  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Gemeinschaftsleben  schon  erblicken  will. 

Das  Funktionieren  der  Gewerkvereine  ist  wohl  einem  In-Waffenstehen, 
•einem  Grenzschutz  durch  Verteidigungsmittel,  die  stets  bereit  gehalten  sind, 
gleich  zu  achten,  aber  nicht  schon  immer  dem  Kampfe  selbst.  Nach  Sombart 
ist  auch  jede  Maßnahme  sozialer  Reform  eine  Phase  des  Klassenkampfes.  Das 
•entspricht  dem  Kern  des  Begriffes  Kampf  doch  wohl  nicht  und  ist  überdies  um 
so  unzweckmäßiger,  als  das  Wort  Verbitterung  und  geradezu  soziale  Verständnis- 
losigkeit  fördert.  Ebenso  ist  es  sinnwidrig  und  überaus  gekünstelt,  ein  Paktieren 
schon  als  ein  Kampfesphänomen  hinzustellen.  Demgegenüber  dürfte  wohl  die 
Bernstein  sehe  Deutung  vorzuziehen  sein,  der  sagt:  „Was  wir  Klassenkampf 
zwischen  Bourgeoisie  und  Proletariat  nennen,  spielt  sich  entweder  in  Teil- 
kämpfen zwischen  bestimmten  Gruppen  ab,  die  Elemente  dieser  Klasse  bilden, 
oder  —  auf  politischem  Gebiete  —  durch  das  Mittelglied  von  Parteien,  die 
zwar  mit  mehr  oder  weniger  Berechtigung  sich  als  Vertreter  von  Klassen  be- 
zeichnen mögen,  aber  nie  die  Klasse  selbst  sind."  Ist  das  Ziel  des  Klassen- 
kampfes auch  ein  wirtschaftliches,  so  hindert  das  gar  nicht,  daß  der  Kampf 
selbst  sich  auch  auf  anderem  Gebiete,  z.  B.  dem  der  Politik  abspielt. 

Klassenkampf  als  Devise  der  radikalen  Proletariatspolitik  geht  noch  weiter 
und  bedeutet  schlechthin  Propagierung  des  vollständigen  Kollektivismus.  In  diesem 
programmatischen  Sinn  ist  sein  Zweck  schlechthin  Herbeiführung  solcher  poli- 
tischer und  ökonomischer  Zustände,  daß  die  Klassenschichtung  ein  für  allemal 
ausgeschaltet  erscheint.  Im  Sinne  dieses  Zweckes  ist  vorläufig  der  Klassenkampf 
für  die  Arbeiter  überhaupt  nicht  mehr  bloß  Mittel  zum  Zweck,  nicht  bloß  eine 
der  Methoden  zur  Verfolgung  der  Proletariatsinteressen,  sondern  er  ist  Selbst- 
zweck. Dem  entspricht  der  „überwiegende  Wille  zur  Erhaltung  oder  Ver- 
schärfung der  Gegensätzlichkeit." 

Literatur:  wie  oben  zu  Kapitel  2  u.  3.  Ferner  Rob.  Schmidt,  Die  Ver- 
tragspolitik der  Kartelle,  Soz.  Mon.  1907,  I.  Döblin,  Tarifvertragspolitik  und 
Klassenkampf,  ebenda  1909,  II. 


IL  Sozialpolitik  und  ilire  Erscheinungsformen. 

Sechstes  Kapitel. 

Begriff  und  Wesen  der  Sozialpolitik. 

Sozialpolitik  ist  eine  Kategorie  von  Politik.  Für  die  Definierung 
des  Begriffes  ist  damit  allerdings  noch  keine  hinlängliche  Präzision 
gewonnen;  denn  das  Wort  Politik,  für  das  ein  kongruenter  deutscher 
Ausdruck  fehlt,  ist  nach  dem  Sprachgebrauch  nicht  eindeutig.  Von 
Politik  spricht  man  einmal  als  von  einer  Wissenschaft,  der  Lehre 
vom  Staat  in  seinen  Lebensfunktionen,  dann  aber  und  vor  allem  mit 
der  Vorstellung  von  der  praktischen  Betätigung,  die  auf  das  Staats- 
leben gerichtet  ist,   und   meint  damit  im  besonderen  die  Vertretung 
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und  Verwirklichung  bestimmter  Ideen,  die  man  in  bezug  auf  das 
Staatsleben  verfolgt.  Aus  dieser  letzteren  Verwendung  des  Wortes 
ist  aber  noch  eine  weitere  Bedeutung  abgeleitet  worden:  die  einer 
Kunstlebre,  der  Lehre  von  der  zweckmäßigen  Gestaltung  des  Staats- 
lebens. So  weit  steht  der  Sprachgebrauch  auch  heute  noch  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Inhalt  des  Wortes,  den  es  bei  Aristoteles,  dem 
Begründer  der  systematischen  Politik  gewonnen  hat:  es  ist  immer  die 
Beziehung  zum  Gemeinwesen,  was  das  Wesentliche  der  Politik,  sei  es 
als  Wissenschaft,  sei  es  als  praktische  Betätigung  und  Kunstlehre, 
ausmacht.  Aber  gerade  im  Aristotelischen  Sinn  —  das  sei  hier  be- 
merkt —  liegt  es  nicht,  unter  dem  Gemeinwesen  etwa  nur  den  Staats- 
zusammenhang zu  verstehen,  sondern  es  handelt  sich  ganz  allgemein 
um  die  Betätigung  im  Kreise  der  öffentlichen  Interessen.  So  läßt 
sich  auch  in  der  Zusammensetzung  „Sozialpolitik"  der  Begriff  Politik 
in  einem  weiten  Verstände  auffassen,  als  jedwedes  planmäßige  Ver- 
halten, gleichviel  ob  von  ganz  freien  Gesellschaftsgruppen,  ob  von 
staatlichen  oder  innerstaatlichen  Verbänden  getragen,  mit  Zwecken, 
die  auf  die  Gesellschaftsverhältnisse  gerichtet  sind.  Die  Tragweite 
dieser  subjektiv  weiteren  Auffassung  von  Politik  ergibt  sich  vor  allem 
in  der  Frage  nach  den  Trägern  der  Sozialpolitik.  Dagegen  fällt  die 
zuerst  hervorgehobene  Bedeutung  der  Politik  als  Staatslehre  außer  Be- 
tracht. Die  Sozialpolitik  umfaßt  tatsächliches  zielbewußtes  Gestalten 
und  praktisches  Wollen  im  Hinblick  auf  das  Soziale. 

Der  Inhalt  des  Wortes  „sozial",  für  das  schon  seit  seiner  ersten 
typischen  Verwendung  im  Rousseauschen  Begriff  des  contrat  social 
und  nunmehr  wohl  immer  ausnahmsloser  das  deutsche  „gesellschaftlich" 
als  synonym  gesetzt  werden  kann,  fällt  zusammen  mit  dem  auf  die 
Gesellschaft  und  ihre  Lebensinteressen  Bezüglichen. 

Nach  dem  bisher  Ausgeführten  sind  es  vor  allem  zwei  Elemente, 
'die  den  Stoff  für  die  auf  die  Gesellschaft  gerichtete  Politik  liefern: 
einmal  die  Kenntnis  der  Entwicklung  der  *menschlichen  Gesellschaft, 
der  Kräfte,  von  denen  sie  getrieben  wird,  und  der  in  dieser  Entwick- 
lung erkennbaren  Tendenzen,  dann  aber  zweitens  die  Idee  einer  be- 
stimmten, von  der  tatsächlichen  abweichenden  Gestaltung  der  Gesell- 
schaft und  des  Verhältnisses  ihrer  Teile  zueinander.  Also  einerseits 
ein  Erkennen,  anderseits  ein  Wollen. 

Damit  ist  auch  gesagt,  daß  mit  der  sozialen  Politik  ein  Problem 
der  Kulturmenschheit  aufgerollt  ist.  Denn  was  den  Kulturmenschen 
charakterisiert,  das  ist  die  Fähigkeit  und  der  WiUe,  bewußt  zur  Welt 
Stellung  zu  nehmen  und  ihren  Erscheinungen  einen  Sinn  zu  verleihen. 
Der  Kulturmensch  erfaßt  also  die  Vergesellschaftungsvorgänge  und 
ihre  weiteren  Konsequenzen,  vor  allem  wieder  die  berufliche  und  die 
soziale  Klassenbildung  und  sucht  ihre  allgemeine  Kulturbedeutung  zu 
ergründen.    Er  tritt  aber  auch  mit  einem  Wollen  diesen  Erscheinungen 
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gegenüber.  Die  Willensriclitung,  mit  der  der  Kulturmensch 
den  sozialen  Erscheinungen  und  Vorgängen  gegenübertritt, 
wird  die  Quelle  der  Sozialpolitik,  und  Sozialpolitik  selbst  wird 
dann  eben  die  Betätigung  dieses  Wollens  gegenüber  den  Vor- 
gängen und  Erscheinungen  im  Gesellschaftskörper.  Es  bleibt  zunächst 
dahingestellt,  ob  dieses  sozialpolitische  Wollen  sich  innerhalb  der 
Grenzen  des  Möglichen  halten  muß,  obgleich  dies  aufs  erste  ganz 
selbstverständlich  erscheint.  Die  Erörterung  der  Idee  und  der  Rich- 
tungen, insonderheit  des  wissenschaftlichen  Charakters,  der  metho- 
dischen Behandlung  der  Sozialpolitik,  wird  darauf  zurückführen. 

Wir  könnten,  gestützt  auf  die  Betrachtung  der  treibenden  Kräfte, 
die  auf  Sozialisierung  einerseits,  auf  Klassenbildung  und  Entwicklung 
von  Klassengegensätzen  anderseits  hindrängen,  den  Inhalt  des  sozial- 
pohtischen  Wollens  wohl  bestimmter  kennzeichnen  mit  einem  Streben 
nach  Erhaltung  der  Einheitlichkeit  der  Gesellschaft.  Dann  ist  Sozial- 
politik im  wahren  Sinne  der  Inbegriff  aller  Maßnahmen,  die  auf 
die  Abschwächung  der  Klassengegensätze  abzielen.  Und  das 
trifft  wohl  auf  die  großen  Züge  und  auf  die  Masse  der  sozialpolitischen 
Vorgänge,  Einrichtungen  und  Bestrebungen  auch  zu.  Aber  diese  Auf- 
fassung erschöpft  keineswegs  alle  Phänomene,  die  vom  Sprachgebrauch 
unzweideutig  als  sozialpolitische  bezeichnet  werden.  Es  gibt  auch 
solche,  bei  denen  diese  Abschwächung  der  Klassengegensätze  gar  nicht 
beabsichtigt  ist.  Es  lebt  unverkennbar  ein  Begriff  Sozialpolitik  in 
einem  engeren  Sinn,  der  in  dem  weiteren  Begriff  nicht  vollständig 
aufgeht.  Die  Schaffung  einer  Arbeiterorganisation  oder  ein  Streik 
und  dergleichen  Vorgänge  sind  im  Sinne  des  Sprachgebrauches  sozial- 
politische Ereignisse,  obgleich  eine  Abschwächung  der  Klassengegen- 
sätze nicht  unter  allen  Umständen  davon  erwartet  werden  kann.  So 
wichtig  das  psychologische  Moment  solcher  Abschwächung  auch  immer- 
hin ist,  in  ihm  wird  mindestens  nicht  immer  die  ultima  ratio  gesucht* 
werden  können.  Das,  was  ^twas  sehr  bestimmtes  sein  soUte,  wäre  etwas 
außerordentlich  problematisches.  Der  letzte  Zweck  der  Sozialpolitik  er- 
gibt für  viele  sich  nicht  bloß  aus  dem  Gefühl  heraus,  sondern  aus  dem 
Zweck,  der  dem  VergeseUschaftungsprozeß  innewohnt.  Die  Gesellschaft 
haben  wir  als  ein  Ergebnis  von  wesentlich  wirtschaftlichen  Zweck- 
verfolgungen erkennen  gelernt,  das  aber  selbst  Voraussetzung  der 
weiteren  Zweckerreichungen  geworden  ist,  so  daß  die  Gesellschaft 
selbst  Zweckinhalt  für  das  Wirtschafts-  und  damit  auch  für  das  Kultur- 
leben gewonnen  hat.  Und  dieses  Moment  steht  im  Begriffe,  in  der 
Sozialpolitik  in  den  Vordergrund  gerückt  zu  werden,  soUte  daher 
auch  in  der  Definition  der  Sozialpolitik  eine  SteUe  finden,  und  man 
kann  dann  sagen:  Sozialpolitik  ist  die  auf  Sicherung  fortdauernder 
Erreichung  der  Gesellschaftszwecke  gerichtete  Politik. 

Damit  ist  nun  freilich  schon  auf  speziellere  Aufgaben  hingewiesen, 
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ist  eine  positive  und  absolute  Richtung  der  sozialpolitischen  Arbeit 
angedeutet:  Es  ist  eine  Gesellschaftsschichte  vorhanden,  die  unter  Ver- 
hältnissen lebt;  die  die  Wirkungen  der  Vergesellschaftung  (außerordent- 
liche Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  Gesamtheit)  nicht  erkennen 
lassen,  eine  Schichte,  die,  wie  man  noch  genauer  mit  Berücksichtigung 
der  Gegenwartsverhältnisse  sagen  könnte,  ohne  die  zielbewußte  sozial- 
politische Arbeit  jenen  Grad  der  Lebensführung  und  Kultur  nicht  er- 
reichen kann,  dessen  sie  nach  den  der  Vergesellschaftung  immanenten 
Zwecken  teühaftig  werden  soll,  den  sie  jedoch  erreichen  muß,  wenn 
der  weitere  Fortgang  der  Vergesellschaftung  überhaupt  gesichert  wer- 
den soll.  Somit  konzentriert  man  mit  obiger  Definition  die  Sozial- 
politik im  engeren  Sinn  auf  die  Wahrnehmung  des  Klasseninteresses 
jener  Schichte  im  Rahmen  des  Interesses  an  der  gesellschaftlichen 
Einheit. 

Der   Sozialpolitik   im   weiteren    Sinne    entspricht    die   Förderung 
jeder  Gesellschaftsklasse,   die  sich  gedrückt  fühlt,   sofern  durch  diese 
Förderung  eine   Gegensätzlichkeit   der  betreffenden  Klasse   zu   irgend- 
einer anderen  überwunden  oder  abgeschwächt  würde.    In  diesem  Sinne 
wäre  nun  freilich  sogar  z.  B.  die  Hochschutzzollgesetzgebung  zugunsten 
der  agrarischen  Produktion  ein  Akt  von  Sozialpolitik,  sofern  dadurch 
etwa  die  Gegensätzlichkeit  zwischen  Großgrund-  und  mittelbäuerlichem 
Grundbesitz  eine  Abschwächung  erfahren  könnte.   Die  bäuerliche  Klasse 
rückt   damit,   vorausgesetzt,    daß    der   angestrebte   Erfolg   eintritt,   in 
ihrer   wirtschaftlichen   und    soweit    sozialen    Stellung    auf.     Daß    aber 
gleichzeitig   die   Interessen    anderer   mittlerer   und   unterer  Schichten 
ungünstig  beeinflußt  würden,  widerstreitet  unverkennbar  der  Tendenz 
zur  Abschwächung   der   Gegensätze.     Und   gleiches   würde    sich   auch 
an  vielen  anderen  Maßnahmen,  die  die  Förderung  gewisser  Gesellschafts- 
gruppen verfolgen,   beobachten   lassen,   was   sich   eben   unvermeidlich 
aus   der   Relativität   des   Begriffes   der   sozialen   und    wirtschaftlichen 
Stellung  (namentlich   gilt   das   für   die  Mittelschichten)   ergeben   muß. 
Eine  den  oben  angedeuteten  (Seite  7)  Gesellschaftszwecken  wider- 
strebende einseitige  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Macht  einzelner 
kleiner  Bruchteile  der  Gesellschaft  beeinträchtigt  natürlich  keineswegs 
nur  die  wirtschaftlichen  Möglichkeiten  für  die  unterste  besitzlose  Klasse 
unselbständig  Erwerbstätiger,  sondern  auch  für  die  Elemente  mit  mitt- 
leren Einkommen  mit  zwar  nur  kleinem  oder  gar  keinem  Besitz,  die 
aber  entweder  selbständig  erwerbstätig  sind,  oder  sich  in  bevorzugter 
Arbeitsstellung  befinden,   die  große  Masse  der  Beamten,  Angestellten 
u.  a.  m.    Auch  die  Wahrung  der  Interessen  dieser  Mittelstandselemente 
fällt    in    den    Bereich    der    Maßnahmen    und    Einrichtungen,    Gesetz- 
gebung   usf,  kurz    der    Politik,    die    die    Verschärfung    der    Klassen- 
gegensätze hintanhalten,  womöglich  diese  selbst  überwinden  will.    Aber 
der  Sprachgebrauch  hat  gerade  mit  Rücksicht   auf  die  Eigenartigkeit 
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dieser  Interesseugruppen  für  diese  Probleme  eine  Differenzierung  der 
Terminologie  entwickelt  und  hat  für  diese  Ziele  der  Sozialpolitik  im 
wahren  Sinne  das  Wort  Mittelstandspolitik  immer  regelmäßiger 
und  immer  ausschließlicher  verwendet.  Den  Bestrebungen  der  Mittel- 
standspolitik ist  mit  jenen  der  Sozialpolitik  i.  e.  S.  gemeinsam 
der  Gegensatz  zu  dem  eben  auch  die  mittleren  Erwerbsgruppen  ge- 
fährdenden Großkapital.  Die  spezifische  Handwerkerschutzgesetzgebung^ 
die  Bauernbefreiung,  die  Beschränkung  der  Handelsfreiheit,  insbeson- 
dere der  Kampf  gegen  die  Warenhäuser,  die  Börsenreform  u.  dgl.  sind 
Maßnahmen,  die  auf  die  Belastung  des  Großkapitals  in  dem  Wettlauf 
mit  den  kleinkapitalistischen,  mit  den  spezifischen  Mittelstands- 
Erwerbsgruppen  abzielen. 

Mit  einer  Verminderung  des  Vorsprungs,  den  das  Großkapital  in 
allen  Zweigen  wirtschaftlichen  Schaffens  hat,  gelangen  möglicherweise 
alle  unteren  und  mittleren  Gesellschaftsschichten  in  einen  geringeren 
Abstand  von  der  der  Großkapitalisten.  Aber  es  bedeutet  diese  Hem- 
mung der  Bewegungsfreiheit  des  Großkapitals  vielfach  eine  Beein- 
trächtigung der  gesamt- gesellschaftlichen  Lebensfähigkeit  und  damit 
auch  der  Konsuminteressen  der  großen  Masse,  zu  der  dann  außer 
vielen  Mittelstandselementen  auch  die  ganze  Schichte  der  unselbständig 
Erwerbstätigen  gehört.  Namentlich  sofern  die  Maßnahmen  der  Mittel- 
standspolitik mehr  prohibitiven  als  organisatorischen,  aufbauenden^ 
Initiative  befruchtenden  Charakter  haben,  bedrohen  sie  die  Entwick- 
lung der  Technik  und  damit  die  technische  Leistungsfähigkeit,  die- 
um  so  mehr  der  Steigerung  bedarf,  je  allgemeiner  die  Teilnahme  an. 
den  Kulturerrungenschaften  werden  soll. 

Aus  solchen  Gegensätzen  erwächst  die  unabweisbare  Notwendig- 
keit einer  Sonderstellung  der  Sozialpolitik  im  engeren  Sinn,  auf  deren 
Erörterung  die  folgende  Darstellung  beschränkt  bleibt,  wenngleich  die 
Probleme  der  Sozialpolitik  im  weiteren  Sinne  dabei  mitunter  gestreift 
werden  müssen. 

Über  den  Begriff  Sozialpolitik  herrscht  keineswegs  Übereinstimmung.  Vor- 
wiegend ist  die  Milderung  der  Klassengegensätze  der  Kernpunkt  der  Definitionen.. 
So  bei  Schmoller,  wenn  er  es  als  den  Inhalt  der  sozialen  Frage  ansieht,  den 
Streit  des  vierten  Standes  mit  den  übrigen  Klassen  zu  schlichten  und  den  viertelt 
Stand  harmonisch  in  den  Staats-  und  Gesellschaftsorganismus  einzufügen.  Sehr 
entschieden  wendet  sich  Som  hart  gegen  eine  solche  Auffassung.  Er  behauptet,  alle 
zielbewußte  Sozialpolitik  sei  Klassenpolitik,  einmal  in  dem  Sinne,  daß  sie  sich 
auf  eine  soziale  Klasse  erstrecke  und  dann  in  dem  Sinne,  daß  sie  nicht  die- 
Gesamtinteressen,  sondern  immer  nur  die  Interessen  einzelner  Klassen  versteheni 
kann.  Die  Fassung  ist  wohl  zu  eng.  Auch  von  Ad.  Wagners  Definition  ist 
das  zu  behaupten;  er  versteht  unter  Sozialpolitik  diejenige  Politik  des  Staates,, 
welche  Mißstände  im  Gebiete  des  Verteilungsprozesses  mit  Mitteln  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  zu  bekämpfen  sucht.  Zur  vollständigen  Verwerfung: 
des  Begriffes  gelangt  Stammler  schon  mit  Rücksicht  auf  das  „fünffache 
Schillern"    des  Wortes    „sozial"    (Wirtschaft    und    Recht,    Anm.  55).     Diese 
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Vieldeutigkeit  ist  aber  wohl  zu  überwinden.  Eindeutig  präzisiert  ist  der  Be- 
griff im  Geleitworte  zur  neuen  Folge  des  Archivs  für  soziale  Gesetzgebung. 
Darnach  bedeutet  das  Wort  nicht  sowohl  die  Abgrenzung  eines  bestimmten 
Kreises  von  Phänomenen,  als  vielmehr  den  Gesichtspunkt,  unter  dem  die  Er- 
scheinungen des  wirtschaftlichen  wie  des  übrigen  gesellschaftlichen  Lebens  be- 
trachtet werden.  Der  Gesichtspunkt  ist  der  der  historischen  Bedingtheit  alles 
dieses  Geschehens:  „das  ist  die  Aufdeckung  der  ursächlichen  Zusammenhänge 
zwischen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  allen  übrigen  gesellschaftlichen 
Erscheinungen"  und  für  die  Gegenwart  schlechthin  die  Ausrichtung  aller  Einzel- 
phänomene mit  Rücksicht  auf  die  Wirksamkeit  des  Kapitalismus  auf  das  gesell- 
schaftliche Sein.    (Archiv  f.  Sozialwissenschaften  XIX,  S.  IL) 

Hier  sei  noch  kurz  erwähnt,  daß  der  in  Deutschland  bestehende  Verein  für 
Sozialpolitik  mit  dem  Umfange  seiner  wissenschaftlichen  Material  Sammlung,  die 
er  für  die  Fundierung  der  Sozialpolitik  herausgibt,  die  weitere  Auffassung  des 
Begriffes  vertritt,  indem  er  eine  Reihe  ausgesprochener  Mittelstandsprobleme  in 
den  Bereich  seiner  Untersuchungen  einbezog. 

Das  Wesen  der  Sozialpolitik,  nach  dem  Bestehenden  zu  schließen,, 
ist  kaum  weniger  schwierig  einheitlich  zu  erfassen  als  der  Begriff. 
Denn  sie  ist  eben  Politik,  und  das  Wesen  einer  solchen  ist  nicht  nur 
von  den  Zielen  abhängig,  mit  denen  der  Begriff  definiert  ist,  sondern 
es  ist  auch  gekennzeichnet  durch  die  Mittel  und  Methoden  der  Ver- 
folgung sozialpolitischer  Ideale.  Einigermaßen  allgemein  läßt  sich 
wie  von  jeder  Politik  so  auch  von  der  Sozialpolitik  sagen,  in  ihrem 
Wesen  liege  eine  Stellungnahme  zu  den  soziologischen  Vorgängen 
überhaupt,  und  zwar  eine  Beeinflussung  der  durch  natürliche  Kräfte 
gegebenen  Bewegungen  innerhalb  desjenigen  Gemeinwesens,  in  dem 
die  Politik  getrieben  wird.  Sozialpolitik  will  Kräfte  hemmen  und 
Kräfte  verstärken,  die  schon  wirksam  sind,  sie  bedeutet  eine  Durch- 
kreuzung der  dem  Fortschreiten  des  Sozialisierungsvorganges  entgegen- 
stehenden individualistischen  Interessen.  Sozialpolitik  ist  eine  Gegen- 
bewegung gegen  Individualpolitik.  Ihr  Wesen  ist  aber  mit  dieser 
Gegenüberstellung  nicht  bestimmter,  denn  die  Verfolgung  individual- 
poiitischer  Ziele  braucht  durchaus  nicht  mit  Sozialpolitik  zu  kon- 
trastieren, beide  gehen  vielmehr  oft  parallel,  wirken  vielfach  Hand  in 
Hand,  und  selbst  wo  sie  kontrastieren,  kann  sich  eine  solche  Gegen- 
bewegung in  sehr  verschiedener  Weise  äußern.  Die  eigentliche  Klar- 
stellung des  Wesens  der  Sozialpolitik  ist  daher  erst  mit  der  Fest- 
stellung der  verschiedenen  Vertretungs weisen  sozialpolitischer  Ideen 
zu  geben.  Hier  ist  jedoch  auf  eine  das  Wesen  betreffende  Möglich- 
keit einzugehen,  das  ist  die  Frage,  ob  Sozialpolitik  überhaupt  ein 
selbständiger  Kreis  politischen  Handelns  ist,  oder  nur  eine  Rich- 
tung? Und  diese  Frage  wird  dadurch  nahe  gerückt,  daß  nach  der 
oben  gegebenen  Abgrenzung  des  Begriffes  unter  Sozialpolitik  nicht 
nur  wirtschaftspolitische  Maßnahmen  verstanden  sein  sollen,  sondern 
auch  Maßnahmen  der  Kulturpolitik  nicht-wirtschaftlichen  Charakters. 
Die   Antwort   auf  die  Frage  kann   weder  ganz   bejahend,  noch  auch. 
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unbedingt  verneinend  erfolgen.  Für  diejenigen,  welche  Sozialpolitik 
treiben,  existiert  immer  ein  mehr  oder  minder  klar  umrissenes  Ideal 
Yon  der  gesellscbaftlichen  Struktur,  das  ihr  Vorgehen  bestimmt.  Aber 
nicht  nur  dieses  eine  ganze  Reihe  von  Einzelzielen  umfassende  Ideal, 
sondern  auch  die  einzelnen  speziellen  Ziele  stellen  eine  Fülle  von 
Aufgaben,  und  bei  der  Lösung  dieser  ergeben  sich  wieder  die  ver- 
schiedensten Möglichkeiten  hinsichtlich  der  Mittel  und  Wege,  auf 
denen  man  immer  auch  dem  Gesamt-Ideal  näher  zu  gelangen  streben 
muß.  So  werden  aber  begreiflicherweise  auch  sogar  Gesetzgebungs- 
akte, die  die  Regelung  einer  den  sozialen  Problemen  ferner  liegenden 
Materie  betreffen,  Gelegenheit  für  die  Wahrnehmung  sozialpolitischer 
Gesichtspunkte  bieten,  wenn  die  Materie  nur  überhaupt  von  den 
Klassengegensätzen  berührt  wird. 

Das  ist  beispielsweise  ausgesprochen  der  Fall  auf  dem  Gebiete 
der  Privatrechtsgesetzgebung,  dann  demjenigen  Teil  des  öffentlichen 
Rechts,  in  dem  Vermögenswerte  subjektive  Rechte  geregelt  werden, 
wie  etwa,  um  nur  eines  zu  nennen,  das  ferner  zu  liegen  scheint,  in 
der  Militärdienstgesetzgebung  (man  denke  an  die  Frage  der  persön- 
lichen Dienstpflicht)  oder  im  Patentrechte  (Schutz  des  Arbeiters  als 
Erfinders  gegenüber  dem  ihn  beschäftigenden  Arbeitgeber).  Man 
wird  dann  also  in  der  Tat  zugeben  müssen,  daß  die  Sozialpolitik  in 
dem  Bereiche  der  Politik  vielfach  nur  als  Richtung  zur  Geltung  kommt 
und  man  wird  deshalb  schon  nicht  etwa  von  einer  in  sich  geschlos- 
senen Gruppe  von  Gesetzgebungsakten  als  der  sozialpolitischen  Gesetz- 
gebung schlechthin  sprechen  können.  Das  kann  ja  auch  gar  nicht 
anders  sein,  da  ja  mit  dem  Begriff  Sozialpolitik  immer  auch  ein 
Ideenkreis  und  zwar  ein  Wollen  repräsentiert  wird,  solches  ist  na- 
türlich stets  Richtung  gebend.  Aber  desungeachtet  ist  ein  engerer 
Kreis  von  Gesetzgebungsakten  und  Verwaltungsmaß  regeln  als  Sozial- 
politik, d.  h.  eben  als  Inbegriff  bestimmter  Maßnahmen  anzuerkennen. 

Das  Wesen  der  Sozialpolitik  bedarf  noch  einer  besonderen  Kenn- 
zeichnung, die  mit  dem  letzten  Ziel  aller  Politik  zusammenhängt,  mit 
der  Tendenz  eine  gewisse  Gestaltung  der  Gesetzeslage,  der  rechtlichen 
Grundlage  des  Gesellschaftsseins  zu  erreichen.  Das  Wesen  der  Sozial- 
politik ist  mit  bestimmt  durch  die  auf  die  Förderung  einer  kollek- 
tiven Masse  gerichtete  Absicht  jeder  sozialpolitischen  Maßnahme 
und  durch  den  vorbeugenden  Charakter.  Mit  beiden  Eigentüm- 
lichkeiten tritt  die  soziale  Politik  in  einen  erheblichen  Unterschied 
gegenüber  anderen  Maßnahmen,  die  mit  ihren  Zwecken  der  Sozial- 
politik nahe  stehen,  aber  dennoch  besondere  Kategorien  gemeinnütziger 
Wirksamkeit  sind,  gegenüber  der  Armenpflege  und  auch  gegenüber 
der  sozialen  Fürsorge. 

Die  erstgenannte  Eigentümlichkeit  charakterisiert  die  Sozial- 
politik  als  Klassenförderung   allerdings   im  Rahmen  der  Gesamtinter- 
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«ssen  nicht  bloß  als  Individualförderung.  Sie  gilt  also  der  ganzen 
Schicht  der  Gesellschaft,  die  aktiv  in  unselbständiger  AVeise  an  der 
'Schaffung  der  Existenzgrundlagen  für  die  Gesellschaft  teilnimmt,  teil- 
genommen hat  oder  teilnehmen  will.  Es  gilt  die  Beseitigung  aller  Miß- 
stände in  der  Struktur  und  Ordnung  des  Wirtschaftslebens,  zufolge  deren 
der  besitzlose  Arbeiter  um  seiner  Besitzlosigkeit  willen  dem  Elend  ver- 
fallen kann,  durch  die  Arbeiter  verarmen  oder  sittlich  verkommen 
können,  seien  es  ungünstige  Erwerbsverhältnisse,  geringe  Lohnhöhe, 
objektive  Arbeitslosigkeit,  subjektive  Arbeitsunfähigkeit  usf.,  immer  gilt 
-es  Einrichtungen  und  Normen  so  zu  schaffen,  daß  nach  menschlicher 
Voraussicht  die  wirtschaftlichen  Interessen  jedes  Arbeiters  mit  durch- 
schnittlichen Bedürfnissen  gesichert  erscheinen. 

Maßnahmen,  die  gerichtet  sind  auf  die  Abwendung  aller  bereits 
-eingetretenen  widerlichen  Verhältnisse  und  Daseinsbedingungen,  die 
trotz  gewisser  vorbeugender  Normen  und  Einrichtungen  nicht  hintan- 
gehalten werden  konnten,  oder  denen  gegenüber  solche  wenigstens 
unzulängliche  Gegenhilfe  bleiben,  all  diese  Tätigkeit,  die  also  nach- 
träglich gegen  das  schon  eingetretene  Elend  auftritt,  ist  Armenpflege. 
Planmäßige  und  systematische  Organisation  ist  auch  bei  der  Armen- 
pflege möglich  und  notwendig.  Ja,  die  umfassende  Armenpflege  wird 
mit  manchen  Maßnahmen,  namentlich  mit  den  die  Zukunft  berücksich- 
tigenden Wirksamkeiten  (Kinderversorgung,  Jugendfürsorge,  Alkohol- 
bekämpfung) der  sozialen  Fürsorge  und  damit  auch  wieder  der  Sozial- 
politik die  Hand  reichen.  Weder  die  Motive  noch  die  Aufbringung 
der  Mittel,  noch  die  Ordnung  sind  es,  was  die  Armenpflege  als  etwas 
Besonderes  erscheinen  läßt. 

Allzureicher  Kindersegen,  die  meisten  Fälle  einer  von  Natur  aus 
minderen  Leistungsfähigkeit,  Pflichtvergessenheit  von  Familienvätern 
oder  sonstigen  Nährpflichtigen,  ja  auch  der  plötzliche  vorzeitige  Tod 
des  Ernährers,  wenn  die  Hinterbliebenen  noch  nicht  oder  nicht  mehr 
erwerbsfähig  sind  und  rechtliche  Ansprüche  aus  sozialpolitischen  Ein- 
richtungen eben  nicht  erworben  haben,  Alkoholismus,  Verbrechen  usf., 
das  alles  sind  Quellen  der  Bedürftigkeit,  die  wohl  kaum  jemals  durch 
vorbeugende  Wirksamkeit  ganz  zum  Versiegen  gebracht  werden  können. 
Armenpflege  wird  also  auch  gegenüber  Angehörigen  der  Arbeiter- 
klasse —  ganz  zu  schweigen  von  ihrer  Funktion  für  herabgekommene 
Selbständige  —  immer  und  überall,  wo  Not  und  Elend  schon  ein- 
getreten sind,  von  Fall  zu  Fall  individualisierend  einzugreifen  haben. 
Auch  in  der  Armenpflege  tauchen  Probleme  auf  über  Maßnahmen,  die 
in  ihrem  Wesen  präventiv  wirken  sollen,  Maßnahmen,  mit  denen  das 
Schicksal  der  Individuen,  insbesondere  ihre  künftige  Stellung  in  der  Ge- 
sellschaft, ihre  Leistungsfähigkeit,  ihr  Wert  für  die  Gesellschaft  in  be- 
stimmter Weise  beeinflußt  werden  sollen.  Sie  greift  mit  der  Lösung  dieser 
Probleme  über  das  Gebiet   der  menschlichen  Tätigkeit,   auf  dem  das 
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Mitleid  die  leitende  Devise  liefert,  das  durch  den  Aoblick  der  Be- 
dürftigkeit geweckt  wird,  hinaus  und  wird  zur  sozialen  Fürsorge^, 
Fürsorge  mit  Wahrnehmung  der  gesellschaftlichen  Interessen,  und 
zwar  um  so  mehr,  je  genereller  die  Eingriffe  der  Pflege  wirken. 

Sozialpolitik  bedeutet,  wie  gesagt,  keinen  Gegensatz  zur  Förde- 
rung der  Individuen,  aber  die  Kreise  ihres  Denkens  und  Tuns  sind 
die  Schichten,  nicht  die  Individuen,  und  ihre  Tendenzen  sind  dahin 
gerichtet,  der  Veranlassung  zur  Armenpflege,  dem  Eintritte  indivi- 
dueller Not,  soweit  solche  aus  der  Konstitution  der  Rechts-  und 
Wirtschaftsverhältnisse  entstehen  kann,  durch  die  Förderung  ins- 
besondere der  materiell-rechtlichen  Stellung  der  gedrückten  Klasse 
entgegen  zu  wirken. 

Literatur:  Mo  hl,  Enzyklopädie  der  Staatswissenschaften,  1872,  S.  541  ff^ 
Bluntschli,  Art.  Politik  im  Staatswörterbuch.  Hertling,  Naturrecht  und 
Sozialpolitik,  1893;  derselbe,  Art.  Politik  im  Staatslexikon,  Bd.  IV,  2.  Aufl. 
Thissen^  Art.  Sozialpolitik  ebenda,  Bd.  IV ^  Jastrow,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltungswissenschaft, Bd.  I,  1902.  Schmoller,  Zur  Sozial-  und  Gewerbepolitik^ 
1891,  S.  62.  Wagner,  Ad.,  Über  soziale  Finanz-  und  Steuerpolitik  Arch.  f.  Soz. 
Bd.  IV,  S.  If.  Sombart,  Ideale  der  Sozialpolitik,  ebenda  Bd.  X,  S.  If.  Bort- 
kiewicz.  Der  Begriff  Sozialpolitik  J.  f.  Nat.,  72.  Bd.,  S.  332.  v.  d.  Borght,„ 
Sozialpolitik,  1.  Kap.  Neumann,  F.  J.,  Wer  ist  heute  Sozialist  in  J.  f.  N^ 
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Siebentes  Kapitel. 

Ideologische  Grundlagen. 

Wenn  wir  hier  nochmals  von  Grundlagen  der  Sozialpolitik  zu 
handeln  haben,  so  ist  nicht  mehr  an  die  in  der  Einleitung  erörterten 
Tatsachen-Reihen  zu  denken,  die  als  historische  Vorgänge  die  heu- 
tigen gesellschaftlichen  Zustände  gezeitigt  haben,  die  Klassen  mit 
ihrem  Egoismus,  das  antisoziale  Verhalten  der  Klassen,  die  Klassen- 
herrschaft usf.,  sondern  nun  gilt  noch  den  Motivationen  der  Sozial- 
politik eine  kurze  Betrachtung,  jenen  Idealen,  von  denen  die  Kritik 
und  die  Verurteilung  dieser  Zustände  getragen  ist,  und  die  letzten 
Endes  zur  Umsetzung  der  Kritik  in  praktisches  Handeln,  zu  den 
sozialpolitischen  Maßnahmen  selbst  führen.  Aber  auch  bezüglich 
dieser  kann  es  sich  in  diesem  Zusammenhang  nicht  um  eine  grund- 
legende Auseinandersetzung  über  die  sittlichen  Elemente  der  Sozial- 
politik handeln,  denn  es  ist  die  Aufgabe  der  Sozialphilosophie,  jene 
Motive  der  Sozialpolitik  zu  erklären,  als  welche  uns  die  unsere 
Willensrichtung  so  stark  bestimmenden  Ideale  entgegentreten. 

Es  ließe  sich  sehr  kurz  der  ideologische  Motivenkomplex  dahin 
zusammenfassen,  daß  für  die  Korrektur  des  Wirtschaftslebens  in  der 
Regel  die  Vorstellung  eines  gewissen  Volkswohlstandes  maßgebend 
zu   sein   pflegt.     Man  korrigiert  in  einer  Richtung,   in  der    man   das 
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Erstrebenswerte  sieht.  Der  Begriff  Volkswohlstand  ist  ja  in  der 
Regel  ein  von  Idealvorstellungen  getragener.  Sozialpolitischer  Natur 
ist  dabei  z.  B.  die  meist  damit  verbundene  Vorstellung^  daß  allen 
Gliedern  der  Gesellschaft  in  der  Sphäre  der  materiellen  Existenz- 
bedingungen ein  „menschenwürdiges"  Dasein  gesichert  sein  soll,  oder 
daß  ein  möglichst  breiter  kräftiger  Mittelstand  sich  einflußreich  be- 
haupte, eventuell  neben  einer  größeren  Anzahl  mäßig  reicher  Individuen, 
jedenfalls  aber  daß  jedwede  Gruppe  der  Gesellschaft,  auch  die  untersten 
Schichten  vor  Elend  bewahrt  bleiben.  So  viele  Postulate,  ebenso  viele 
Unbestimmtheiten,  da  sich  ja  über  den  Inhalt  aller  dieser  Begriffe 
^,menschenwürdig",  „Elend",  „reich",  auch  „Mittelstand"  sehr  verschie- 
dene Auffassungen  vertreten  lassen.  Und  schließlich  sind  alle  diese 
Auffassungen  selbst  das  Produkt  der  maßgebenden  Motive,  die  nach 
•der  Stärke,  mit  der  sie  im  einzelnen  zur  Geltung  kommen,  ein  mehr 
oder  minder  soziales  Empfinden  auslösen. 

Und  diese  Motive  sind  vornehmlich  und  vor  allem  ursprünglich 
Mitleid  und  Gerechtigkeitssinn.  Das  Mitleid  funktioniert  nun  als 
Gefühl,  und  aus  dem  Gefühl  heraus  ist  die  „sozialpolitische  Gesinnung" 
bei  der  großen  Zahl  der  Menschen  noch  heute  in  erster  Linie  zu  er- 
klären. Philanthropisch-sentimentale  Instinkte  reagieren  am  unmittel- 
barsten beim  Anblick  des  Elendes.  Im  Gewände  der  von  der  christ- 
lichen Kirche  gepredigten  Charitas  ist  das  Gefühl,  wenn  auch  mit 
religiöser  Pflicht  vermischt,  die  Quelle  umfassendster  Betätigung  so- 
rzialer  Hilfe  von  jeher  gewesen  und  ist  es  heute  noch.  In  unseren 
Tagen  ist  das  Mitleid  aber  eine  unzulängliche  Grundlage,  nicht  allein 
weil  es  zu  sehr  subjektiver  Willkür  und  der  Herausarbeitung  eines  chre- 
matistischen  Dünkels,  ausgesetzt  ist  und  weil  sich  „das  wirtschaftende 
KoUektivum  von  heute  auf  eine  so  launische  und  wetterwendische  Ver- 
teilung der  Genußgüter  nicht  einlassen  möchte",  sondern  auch  weil  das 
sozialpolitische  Streben  auf  die  Herbeiführung  von  Zuständen  gerichtet 
ist,  in  denen  das  Mitleid  gar  nicht  mehr  in  Erregung  versetzt  wird. 
Nicht  nachträgliche  Abstellung  des  Elendes,  worauf  eben  die  Funktion 
■des  Mitleides  abzielt,  sondern,  wie  wir  sahen,  Vorbeugung  gegen  den 
Eintritt  des  Elendes  ist  es,  was  im  Wesen  der  Sozialpolitik  liegt. 
Dazu  kommt  das  Selbstbewußtsein  der  arbeitenden  Klasse  und  ihr 
Glaube  an  ihre  Rechte.  Sie  läßt  es  sich  gar  nicht  länger  gefallen, 
daß  ihr  als  Almosen  zukommen  soll,  was  sie  als  ihr  gutes  Recht  in 
Anspruch  nimmt.  Also  handelt  es  sich  um  Recht,  und  ist  Gerechtig- 
keitssinn demzufolge  das  maßgebende  Motiv? 

Wirkt  im  Mitleid  das  passive  Gefühlsleben,  so  wurzelt  der 
Oerechtigkeitssinn  im  Willen.  Und  wir  kommen  damit  über 
Unbestimmtheiten  schon  etwas  besser  hinaus.  Allein  die  Rechts- 
geschichte und  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  zeigen  untrüglich, 
daß  von  einer  Absolutheit  im  Wesen  des  Gerechten  keine  Rede  sein 
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kann.  Die  Anschauungen  über  das,  was  gerecht  ist,  sind  ein  Produkt- 
historischer  Entwicklung,  Insofern  die  allgemeine  Gewohnheit  und 
die  Sitte  zu  Rechtsnormen  führen,  hat  es  den  Anschein,  als  ob  die- 
Vorstellung  eines  bestimmten  „Gerechten"  etwas  Einheitliches  sein 
müßte.  Aber  nicht  nur  war  das,  was  als  gerecht  befunden  worden 
ist,  stets  Änderungen  unterworfen,  sondern  wir  können  uns  auch 
darüber  keinen  Täuschungen  hingeben,  daß  gleichzeitig  innerhalb- 
einer  und  derselben  staatlich  abgegrenzten  Gesellschaft  in  den  wich- 
tigsten Fragen  das  Gerechtigkeits-Ideal  kein  einheitliches  ist,  daß  es^ 
insbesondere  klassenweise  verschieden  ist.  Es  gibt  kein  einheitliches 
positives  Rechtsgefühl  mehr,  wo  Klassengegensätze  sich  entwickelt 
haben.  Nicht  einmal  kann  sein  kritisches  Funktionieren  als  gleich- 
mäßiges erwartet  werden:  der  Angehörige  der  einen  Klasse  wird  z.  B. 
einem  durch  Trägheit  und  Nachlässigkeit  in  verschuldetes  Elend  Ver- 
fallenen den  Anspruch  auf  gesellschaftliche  Fürsorge  versagen,  wo  der 
Angehörige  einer  anderen  Klasse  einem  solchen  den  Anspruch  zu- 
erkennen win,  aus  was  immer  für  Gründen,  z.  B.  weil  seines  Erachten», 
nicht  das  Individuum,  sondern  die  Wirtschaftsordnung  für  die  Schick- 
salswendung verantwortlich  zu  machen  sei. 

In  dem  Mangel  an  einem  einheitlichen  gleichartigen 
Rechtsgefühl  wurzelt  zum  großen  Teil  der  Komplex  der  sozialen  Fra- 
gen. Zwei  oder  mehr  Klassen  stehen  sich  als  Träger  verschiedener  Rechts- 
anschauungen gegenüber,  als  Träger  einander  direkt  widerstreitender 
Gerechtigkeitsideale  gerade  in  den  entscheidenden  Fragen  der  Güter- 
verteilung, des  Inhaltes  und  Umfanges  des  Eigentumsrechtes,  des  Erb- 
rechtes u.  dgl.  Es  ist  nicht  wahr,  daß  es  nur  der  Machtstandpunkt 
ist,  der  die  Klasse  der  Besitzenden  leitet  Der  kapitalistische  Unter- 
nehmer wenigstens  ist  mindestens  auch  von  der  „Gerechtigkeit"  seiner 
Gewinne  durchdrungen.  Und  viele  Unternehmer  und  Kapitalisten 
halten  es  für  gerecht,  daß  bei  der  Lohnbildung  die  Marktgestaltung 
(das  Angebot -Nachfrageverhältnis)  Einfluß  habe,  und  lassen  darüber 
hinaus  als  Grenze  allenfalls  noch  die  Idee  des  Rechts  auf  Existenz^ 
gelten,  aber  nicht  mehr,  und  schon  der  Inhalt  dieser  Existenz  ist  ein 
recht  böses  Minimum.  Die  Arbeiter  verwerfen  solchen  Einfluß  auf 
den  Anteil  des  einzelnen  Arbeiters  am  Arbeitsertrag,  und  wenn  von 
Seite  der  Arbeiter  die  extreme  Forderung  erhoben  wird:  Fort  mit 
dem  Lohnsystem!  so  ist  das  nichts  anderes  als  der  Ausdruck  für  ihr 
Gerechtigkeitsideal  in  der  Verteilung:  daß  dem  Arbeiter  der  voUe 
Arbeitsertrag  zufallen  soll. 

Gewiß,  die  angemessene,  den  jeweils  bestehenden  sozialen  und 
humanen  Bedingungen  entsprechende  Verteilung  der  Rechte  und 
Pflichten  an  die  einzelnen  Rechtssubjekte  ist  ein  Ideal,  das  für  viele 
das  haupsächlichste  Leitmotiv  in  ihrem  spezifisch  sozialen  Denken 
und   in   ihrem   sozialpolitisch   relevanten  Verhalten   ausmacht.     Diese 
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Tugend  der  Gerechtigkeit  ist  selbst  ein  Kulturwert,  der  in  seiner  Be- 
deutung für  die  Grundlegung  der  Sozialpolitik  nicht  im  geringsten 
herabgesetzt  werden  soll.  Aber  einmal  wird  selbst  vom  Klassenstand- 
punkte aus  die  Deutung  des  Begriffes  Gerechtigkeit  immer  unsicher 
bleiben,  und  dann  wird  eben  deshalb  auch  der  Sozialpolitik,  die  sich 
nur  auf  dieses  ethische  Element  stützt,  die  alle  Teile  des  gesellschaft- 
lichen Systems  durchdringende  Festigkeit  eines  positiven  zielbewußten 
Grundrisses  fehlen. 

Wohl  lehren  die  Ethiker,  daß  unter  den  sittlichen  Normen  auch 
solche  sind,  die  speziell  auf  das  soziale  Lebensgebiet  sich  beziehen,, 
daß  es  sittlich  ist,  wenn  die  Menschen  dem  kategorischen  Imperativ 
der  Nächstenliebe:  Achte  deinen  Nächsten  wie  dich  selbst,  und 
dem  des  Gemeinsinns:  Diene  der  Gemeinschaft,  der  du  angehörst,, 
folgen  (Wundt).  Wohl  lehrt  uns  die  Ethik,  sittlich  ist  der  Wille 
dem  Effekt  nach,  solange  sein  Handeln  dem  Gesamtwillen  konform 
ist,  sittlich  ist  der  Wille  der  Gesinnung  nach,  solange  die  Motive,  die 
ihn  bestimmen,  mit  den  Zwecken  des  Gesamtwillens  übereinstimmen. 
Aber  ist  denn  —  den  Willen  zum  sittlichen  Handeln  vorausgesetzt  — 
überhaupt  der  Inhalt  des  GesamtwiUens,  sind  seine  Zwecke  eindeutig? 
Steht  denn  nicht  gerade  einerseits  eine  Klasse  auf  dem  Standpunkte^ 
den  für  das  Sittliche  maßgebenden  Ausdruck  des  Gemeinwillens  im 
geltenden  Gesetze  zu  erblicken,  in  den  Rechtsnormen,  die  ihre  Vor- 
machtstellung sichern,  während  anderseits  gerade  das  geltende  Recht,, 
das  Gesetz,  diese  schärfste  und  entschiedendste  Ausdrucksform  für 
den  angeblichen  Gemein  willen,  das  Objekt  ist,  gegen  das  die  sozial- 
politische Reform  das  sozial  Sittliche  zur  Geltung  bringen  wiU?  Oder 
kommt  es  etwa  gar  auf  Majoritäten  an? 

Nicht  alles  soziale  SoUen  ist  Recht  geworden,  ist  als  Norm  in 
Gesetzes-  oder  Verordnungsform  gebracht.  Es  beherrscht  die  sozusagen 
unformulierte  Sittlichkeit  das  soziale  relevante  Handeln,  sie  beansprucht 
auch  im  Gegensatz  zum  Recht  Geltung,  wie  umgekehrt  das  Recht 
sich  im  Gegensatz  zur  Sittlichkeit  durchsetzt.  Nun  liegt  die  treibende 
Kraft  zur  Fortbildung  des  Rechts  zum  größten  Teil  bei  der  öffent- 
lichen Meinung  und  ihrer  moralischen  Macht,  und  die  öffentliche 
Meinung  ist  die  Verkündigerin  des  in  der  Gesellschaft  vorhandenen 
Sittlichen.  Aber  nicht  jede  Sittlichkeit  ist  erzwingbar,  und  so  ist 
damit  schon  ein  Nebeneinander  von  Sittlichkeit  und  Recht  bis  zu 
einem  Gegensatz  zwischen  beiden  möglich  und  unverkennbar  auch 
Tatsache.  Ja,  Recht  und  Sittlichkeit  treten  um  so  mehr  auseinander, 
je  fortgeschrittener  die  Kultur  einer  Gemeinschaft  ist,  ein  je  ver- 
wickelteres  Zwecksystem  sie  verfolgt.  Mit  einem  Wort,  überall 
Gegensätze  auch  in  der  Grundlage  des  Gerechtigkeitssinnes,  auf 
dem  sich  Sozialpolitik  aufbauen  soU!  Und  damit  ist  die  Not- 
wendigkeit   einer    weiteren   Grundlage    gegeben,    die   mindestens,    wo 
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der  Gereclitigkeitsstandpunkt  zweifelhaft  ist,  das  sozialpolitische  Po- 
stulat stützt. 

Das  soziale  Problem  ist  nicht  eine  bloße  Frage  der  Gerechtig- 
keit, und  das  Sittliche  hat  gewiß  nicht  schon  um  seiner  selbst  willen 
Tor  der  Vernunft  Bestand.  Das  muß  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Zu- 
sammenhang der  Sittlichkeit  mit  der  öffentlichen  Meinung  ergeben, 
die  vielfach  vom  Temperament  beherrscht,  sich  über  das  Erkennen 
des  Zweckmäßigeil  für  die  Gemeinschaft  hinwegsetzt  und  mit  dem 
sozusagen  natürlichen  Gemeinwillen  in  Widerspruch  gerät.  Daher 
kann  die  öffentliche  Meinung  und  mit  ihr  das  Sittliche  ebensowohl 
dem  Eigennutzen  (natürlich  auch  wo  er  gesellschaftsf ordernd  ist), 
^Is  auch  unmittelbar  dem  sozialen  Nutzen  hemmend  im  Wege  stehen. 
Und  in  diesem  Sinne  sagt  auch  Schmoller:  „Die  Ideale  der  Gerechtig- 
keit können  in  verzerrtester  Gestalt  auftreten,  das  Wahnsinnigste  wird 
in  ihrem  Namen  gefordert,  wie  das  Höchste  und  Heiligste." 

So  liegt  denn  die  fundamentale  Bedeutung  der  Gerechtigkeit  für 
die  Sozialpolitik  am  wenigsten  auf  dem  Felde,  wo  mit  logischen  Ent- 
scheidungen zu  operieren  ist,  vielmehr  liegt  die  magische  Kraft  ihrer 
Wirkung  in  dem  Zusammenhang  der  Vorstellungen  über  das  Gerechte 
mit  den  Tiefen  des  Gemütslebens.  Es  ist,  wie  das  auch  Schmoller 
«o  treffend  ausgesprochen  hat,  ein  für  jede  Politik,  namentlich  für 
die  Sozialpolitik  wichtiges  Geheimnis,  daß  jede  politische  Forderung, 
jede  volkswirtschaftliche  Einrichtung  Aussicht  auf  Erfolg  hat,  ja  ge- 
radezu Massenbegeisterung  erwecken  kann,  sobald  sie  als  Konsequenz 
der  Gerechtigkeit  auftritt. 

Auch  Gleichheitsideale  sind  Motiv  der  Sozialpolitik.  Gerech- 
tigkeit im  Aristotelischen  Sinne  wird  sogar  schlechthin  als  verhältnis- 
mäßige Gleichheit  definiert.  Aber  eben  in  diesem  einzig  annehm- 
baren Sinne  einer  proportionalen  Gleichheit  stecken  selbst  wieder 
Probleme,  die  eine  obere  Instanz  zur  Entscheidung  darüber  voraus- 
setzen, was  gleich,  was  ungleich  ist  Denn  diesem  Ideal  proportionaler 
Gleichheit  entspricht  natürlich  nicht  eine  absolute  aprioristische  Gleich- 
heit der  Individuen  schlechthin  als  Menschen,  oder  als  20jährige, 
oder  als  gesunde,  oder,  was  ebenso  denkbar  wäre,  als  arbeitende 
Menschen  u.  dgl.  m.  Sein  Inhalt  sagt  vielmehr,  daß  Gleiches  gleich, 
Ungleiches  ungleich  zu  behandeln  ist.  Alle  Ausreifung  der  Sozialpolitik 
besteht  in  der  Gewinnung  immer  präziserer,  festerer  Standpunkte  und 
Grundsätze  für  das  Ausmaß  von  Gleichheit,  das  als  Grundlage  des 
menschlichen  Gemeinschaftslebens  Bestand  haben  kann,  und  überhaupt 
für  die  Beurteilung  dessen,  was  gleich  zu  nennen  ist  vom  Gesichts- 
punkte des  sozialen  Interesses.  Die  Sicherheit  dieses  Standpunktes 
und  dieser  Grundsätze  ergibt  sich  aus  der  Entwicklung  einer  weiteren 
'Grundlage:  sozialer  Zweckmäßigkeit. 

Von    welchen    Idealen    die    sozialpolitischen   Bestrebungen    auch 
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immer  geleitet  sein  mögen,  ob  Mitleid,  ob  Gerechtigkeit,  eine  Gleich- 
heitsidee  oder  was  immer  für  eine  sozial  relevante  Yorstellung  als 
Motiv  wirksam  sein  mögen:  ihre  oberste  Rechtfertigung  empfangen 
die  Maßnahmen  sozialpolitischen  Charakters  von  der  „politischen  Ein- 
eicht vor  dem  Forum  der  sozialen  Vernunft".  Das  hat  folgenden 
Sinn:  Wir  glauben  Grund  zu  haben,  den  Zweck  der  Gesellschaft  in 
dem  Fortschreiten  der  Menschheit  in  der  Richtung  der  Zivilisation 
zu  erblicken.  Wir  glauben  diesen  Zusammenhang  wohl  als  Tendenz 
in  den  bisher  der  Beobachtung  zugänglichen  Wirkungen  des  Gesell- 
schaftslebens erkennen  zu  können,  als  ein  Ergebnis  aus  der  Durch- 
forschung des  gesellschaftlichen  Geschehens  nicht  nur,  sondern  des 
Weltgeschehens  überhaupt.  Aber  wir  wollen  den  Zweck  der 
Gesellschaft  auch  fernerhin  in  diesen  Wirkungen  auf  die 
Zivilisation  erblicken,  das  ist  unsere  Idealauffassung  von  der  Ge- 
sellschaft, das  bestimmt  unsere  Lebensauffassung.  Und  diesem  Zweck 
ordnen  wir  unsere  übrigen  auf  sozialpolitische  Maßnahmen  gerich- 
teten Ideale  unter. 

Mit  diesem  Gesichtspunkte,  unter  der  Devise  sozialer  Zweck- 
mäßigkeit, wird  aber  nun,  trotz  des  subjektivistischen  Charakters  und 
obwohl  sie  letzten  Endes  Glaubenssache  ist,  der  Kampf  gegen  andere 
Ideale  leichter,  erfolgreicher  sein,  weil  auch  gegenteilige  Ideale  als 
die  der  Sozialpolitik  auf  dem  Gebiete  der  Gerechtigkeit,  entgegen- 
gesetzte Anschauungen  bezüglich  Gleichheit  u.  dgl.  sich  gleichwohl 
mit  diesem  Prinzip  sozialer  Zweckmäßigkeit  vereinigen  lassen.  Gewiß 
rechtfertigt  der  schroffe  Kapitalist  seine  ablehnende  Haltung  gegen- 
über sozialpolitischen  Forderungen  unter  Hinweis  auf  sein  persön- 
liches Gerechtigkeits-Ideal,  und  es  gibt  keine  Erledigung  dieses  Streit- 
falles, ob  sein  oder  des  Sozialpolitikers  Gerechtigkeitsideal  mehr  Recht, 
mehr  Geltung  haben  müsse.  Es  steht  in  der  Tat  Weltanschauung 
gegen  Weltanschauung,  letzte  höchst  persönliche  Axiome  des  Glaubens 
und  der  Wertschätzungen  spielen  herein  (M.  Weber),  und  es  gibt 
keine  Instanz,  die  zwischen  beiden  Glaubens-  und  Wertungs-Tatsachen 
eine  Entscheidung  fällen  könnte.  Aber  über  die  Zweckmäßigkeit  des 
Fortbestandes  der  arbeitsteilig  gegliederten  Gesellschaft,  der  Steigerung 
menschlicher  Leistungsfähigkeit,  ja  auch  über  die  Notwendigkeit  der 
Kulturvertiefung  und  -Verbreitung  in  weitesten  Kreisen  gehen  die 
Glaubensstandpunkte  weit  weniger  auseinander.  Und  eben  deshalb 
wird  eine  Weltanschauung,  deren  Ideale  am  meisten  in  der  Richtung 
liegen,  in  der  die  ungestörte  Entwicklung  der  Gesellschaft,  der  Fort- 
gang der  Vergesellschaftung  am  ehesten  und  sichersten  erwartet  werden 
darf,  eine  Weltanschauung,  die  die  Ziele  des  menschlichen  SoUens  auf 
derselben  Bahn  sieht,  auf  der  die  durch  die  Vergesellschaftung  aus- 
gelösten Kräfte  nach  menschlicher  Erfahrung  die  meisten  Kulturwerte 
zu   bewirken   vermögen:    deshalb    wird    eine    solche    Weltanschauung 
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eine  besonders  yerläßliche  und  darum  aucli  mächtige  und  überzeugende 
Grundlage  der  Sozialpolitik  sein. 

Im  Sinne  der  Kulturideale  liegt  es^  die  Gesamtleistungsfähigkeit 
der  Gesellschaft  nicht  nur  auf  der  erreichten  Höhe  zu  erhalten,  son- 
dern sie  zu  steigern,  und  zwar  mindestens  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  Bewegungstendenzen  im  sozialen  Körper,  die  aus  der  Beobachtung 
gesellschaftlicher  Massenerscheinungen  zu  erkennen  sind:  die  Bevöl- 
kerungsvermehrung und  damit  zusammenhängend  die  Bedarfssteige- 
rung. Soziale  Zweckmäßigkeit  involviert  demnach  auch  die  Prüfung 
aller  übrigen  Ideale  auf  ihre  sozialwirtschaftliche  Wirkung  und  ent- 
spricht damit  gleichfalls  wieder  dem  beobachtbaren  Grundzug  der  Ent- 
wicklung des  Wirtschaftslebens,  daß  der  Mensch  zu  einem  immer 
weiteren  Vorsorgen  für  die  Zukunft  nicht  nur  als  Individuum,  son- 
dern als  Gesellschaftsglied  übergeht:  vom  primitiven  Menschen,  der 
gar  nicht  in  die  Zukunft  blickt,  nicht  für  sie  sorgt,  führt  die  Linie 
aufwärts  zu  dem  Familienvater,  der  mit  der  Sorge  für  die  Zukunft 
seiner  Nachkommen  auch  zur  gesellschaftlichen  Zukunftsvorsorge  das 
Seinige  beiträgt,  und  von  diesem  weiter  zum  modernen  sozial  em- 
pfindenden und  denkenden  Glied  der  Gesellschaft,  das  diese  im  letzten 
Grunde  doch  individualistische  Vorsorge  einerseits  als  unzulänglich, 
anderseits  als  den  Interessen  der  Gesellschaft  unter  Umständen  durch 
LFberschreiten  gewisser  Grenzen  (Reichtumsübermaß)  widerstreitend 
erkennt  und  demzufolge  das  Eintreten  der  Gesellschaft  als  Ganzes  in 
diese  Vorsorge  für  die  kommenden  Geschlechter  als  notwendig 
fordert  und  in  die  Wege  leitet. 

So  ergibt  sich  aus  der  Fundierung  sozialer  Politik  auf  der  so- 
zialen Zweckmäßigkeit  selbst  eine  Reihe  von  Maximen  für  die  Kon- 
trollierung der  Sozialpolitik  vor  dem  Forum  der  sozialen  Vernunft. 
Das  kann  hier  nur  angedeutet  werden,  wird  aber  im  weiteren  Ver- 
laufe der  Darstellung  bei  den  einzelnen  Problemen  der  Sozialpolitik 
wiederholt  zur  Geltung  kommen. 

Niemals  aber  kann  übersehen  werden,  daß  das  Wesen  der  sozialen 
Zweckmäßigkeit,  wie  sie  hier  aufgefaßt  wird,  den  ethischen  Motiven 
sozialer  Politik  vollkommen  entspricht.  Das  letzte  Ziel  aller  sozialen 
Arbeit,  aller  sozialen  Organisation,  aller  auf  die  Gesellschaft  schlecht- 
hin gerichteten  Zwecke  ist  der  Mensch.  Die  Forderungen,  die  von 
sozialer  Zweckmäßigkeit  aus  gestellt  werden,  werden  immer  im  Rahmen 
jenes  Sittengesetzes  bleiben,  das  Kant  dahin  formuliert  hat,  daß  der 
Mensch  in  einem  (sozialen)  Ganzen  nicht  bloß  Mittel,  son- 
dern zugleich  auch  Zweck  sein  soll  und  daß  er,  indem  er  zu  der 
Möglichkeit  des  Ganzen  mitwirkt,  durch  die  Idee  der  menschlichen 
Gesellschaft  wiederum,  seiner  Stelle  und  Funktion  nach,  bestimmt. 
Das  ist  der  Gesichtspunkt,  von  dem  aus  wohl  auch  Forderungen  für 
die  Regelung    des  Arbeitsverhältnisses    erhoben  werden,    die    freilich 
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der    ünterneliiner,   der   nur   die   Produktion   als  Daseinszweck   gelten 
läßt;  nicht  zugestellt. 
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Achtes  Kapitel. 

Richtungen  in  der  Sozialpolitik. 

Die  große  Zahl  von  Lehren  über  das  soziale  Seinsollen  und  die 
kaum  minder  große  Masse  von  Parteiprogrammen  darüber  scheiden 
sich  in  zwei  Gruppen:  erstens  jene,  bei  denen  das  Individual- 
prinzip  vorherrscht,  das  sind  solche,  die  das  Individuum,  seine  Ent- 
faltung und  Entwicklung  als  obersten  Zweck  ansehen  und  die  Er- 
haltung und  Förderung  sozialer  Gebilde  nur  innerhalb  des  Rahmens 
dieses  Zweckes  wahrgenommen  wissen  wollen;  zweitens  die  vom 
Sozialprinzip  beherrschten,  d.  h.  von  der  Auffassung,  daß  die  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Gesellschaftsgebilde  so  sehr  im  Vorder- 
grunde zu  stehen  habe,  daß  sie  sogar  eine  Aufopferung  der  Individual- 
interessen rechtfertigt.  Alle  derartigen  Lehren  und  Streb angen  bewegen 
sich  nun  aber  streng  genommen  innerhalb  zweier  Pole,  die  gewisser- 
maßen in  den  einseitigen  Übertreibungen  jedes  der  beiden  Prinzipien 
gegeben  sind.  Tatsächlich  hat  die  Masse  der  Menschen  sich  über- 
wiegend auf  dem  Mittelfelde  zu  halten  gewußt,  aber  es  hat  immer 
Vertreter  einer  fanatischen  Verfechtung  beider  Prinzipien  gegeben. 

Trägt  schon  jedes  Individuum  mehr  oder  minder  bewußt  die 
Neigung  zu  dem  einen  oder  anderen  Prinzip  in  sich,  so  kommt  sie 
auch  in  den  parteipolitischen  Gruppen,  aber  auch  über  diese  hinaus 
in  anderen,  viel  fester  organisierten  Verbänden  zur  Geltung,  namentlich 
solchen  mit  klar  umrissenen  und  sogar  zu  Dogmen  gewordenen  Ideen, 
wie  insbesondere  in  der  Kirche. 

Natürlich  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der  Sozialpolitik,  daß  auch 
die  sozialpolitische  Grundrichtung  notwendig  einem  der  beiden  Prin- 
zipien folgt.  Aber  es  sind  eben  zwischen  den  beiden  Extremen  außer- 
ordentlich viele  Varianten  möglich,  namentlich  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  die  soziale  Politik  auf  so  vielen  Gebieten   in  so  vielen  einzelnen 
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Fragen  Entsclieiduiigen  zu  fällen  hat,  in  denen  bald  das  eine,  bald 
das  andere  Prinzip  mehr  zur  Geltung  kommen  kann. 

Mit  dem  Begriff  Sozialpolitik  im  weiteren  Sinn  (vgl.  S.  38)  ist 
die  Neutralität  noch  nicht  aufgegeben,  d.  h.  nach  ihm  kann  Sozial- 
politik ebensowohl  von  individual-  wie  von  sozialprinzipiellen  Auf- 
fassungen getragen  sein.  Ja,  sogar  wenn  wir  in  der  Sozialpolitik  die 
auf  die  soziale  Förderung  der  proletarischen  Gesellschaftsteile,  auf  die 
Sicherung  einer  fortdauernden  Erreichung  der  Gesellschaftszwecke 
gerichtete  Tätigkeit  erblicken,  dann  kommt  es  noch  auf  die  Deutung 
des  Begriffes  Klassenförderung,  bezw.  der  Gesellschaftszwecke  an. 
Eine  gewisse  Klarheit  erreicht  man  nun  zweifellos,  wenn  als  Gesell- 
schaftszweck die  Hebung  der  Gesamtheit  der  Individuen  zu  höherer 
Gesittung  und  noch  allgemeiner  zu  höherer  Leistungsfähigkeit  zwecks 
Förderung  der  Kultur  und  des  Menschentums  gilt  und  verfolgt  wird. 

ISTun  kommt  aber  zu  diesem  Gegensatze  der  beiden  Prinzipien, 
der  schon  einen  großen  Spielraum  bietet,  noch  die  Unterscheidung 
innerhalb  des  Individualprinzipes:  eine  Richtung,  die  rechts  doktri- 
näre, die  alle  Individuen  als  gleichberechtigt  angesehen  wissen  will, 
so  daß  jedes  Individuum  gleiche  Ansprüche  an  das  Leben  machen 
kann,  und  die  andere,  die  machtdoktrinäre  Richtung  mit  der  Auf- 
fassung, daß  jedes  Individuums  Betätigungsrecht,  sein  Anspruch  an 
das  Leben,  so  weit  reiche,  als  seine  Macht.  Da  öffnet  sich  innerhalb 
desselben  Prinzipes  ein  abgrundtiefer  Gegensatz,  der  sich  am  schärfsten 
darin  äußert,  daß  der  Machtindividualismus  (meist  schlechthin  mit 
Individualismus  gemeint)  sich  auf  den  Standpunkt  des  uneinge- 
schränkten Konkurrenzkampfes,  des  Kampfes  ums  Dasein  mit  allen 
Konsequenzen  der  sozialen  Auslese  stellt,  während  der  Rechtsindivi- 
dualismus der  Betätigung  des  Einzelinteresses  Schranken  durch  Rechts- 
normen ziehen  wiU,  die  für  die  Gesamtheit  aller  Individuen,  also  auch 
die  ökonomisch  schwächsten,  die  mögHche  Entwicklungssphäre  sichern 
sollen. 

Damit  haben  wir  nun  wohl  wieder  ein.  Extrem,  auf  dessen  Linie 
sich  nur  eine  gänzlich  antisoziale  Politik  bewegen  kann.  Eine  Rich- 
tung, die  in  solcher  Extremheit  selten  geworden  ist,  wenigstens  in 
Ländern  europäischer  Kultur,  die  aber  auch  da  durchaus  nicht  aus- 
gestorben ist  und  bei  Erörterung  einzelner  Streitfragen,  namentlich 
jedweder  Art  von  Wirtschaftspolitik,  immer  wieder  auch  in  der 
Öffentlichkeit  vertreten  wird,  vielfach  gerade  von  solchen,  die  ohne 
Einblick  in  den  geschichtlichen  Werdegang  selbst  einen  recht  harten 
Kampf  von  den  Tiefen  herauf  in  die  lichtvollen  Regionen  des  Besitzes 
durchgekämpft  haben.  Die  da  meinen,  Schutz  des  Eigentums,  Freiheit, 
Gleichheit  vor  dem  Recht,  insbesondere  volle  Freiheit  wirtschafthcher 
Betätigung,  kurz  alle  heute  als  Staatsgrundgesetze  schon  gefaßten 
und  wirksamen  Rechtsideen  müßten  selbstverständlich  gelten,  die  aber 
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nicht  erkennen,  daß  das  Recht  einer  Entwicklung  genau  so  unterliegt 
wie  die  Organisation  des  Wirtschaftslebens,  und  daß,  wofür  im 
XYIII.  Jahrhundert  gekämpft  werden  mußte  mit  Waffen  des  Geistes 
und  gekämpft  wurde  auch  mit  Waffen  der  Gewalt,  heute  unzulänglich 
geworden  sein  kann.  Die  kein  Yerständnis  dafür  haben,  daß  heute 
etwa  z.  B.  ein  Recht  auf  Arbeit  vom  Standpunkte  des  Individualismus 
viel  notwendiger  als  Staatsbürgerrecht  anzuerkennen  wäre,  wenn  man 
nur  wüßte,  wie  es  zweckmäßig  zu  verwirklichen  wäre. 

Machtindividualismus  wird  wohl  auch  maßvoller  vertreten,  mit 
Anerkennung  gewisser  Pflichten  der  Machtträger  zu  gunsten  der  Masse 
der  einzelnen  Machtlosen.  Wo  dieses  Bewußtsein  für  eine  soziale 
Yerantwortlichkeit  vorhanden  ist,  liegt  auch  schon  der  Keim  sozial- 
poHtischen  Handelns  vor.  So  bleibt  denn  also  für  die  Betätigung 
sozialpoUtischer  Ideen  und  Gesinnung  immer  noch  die  ganze  Skala 
von  Möglichkeiten:  vom  geringsten  Zugeständnis  angefangen,  das  der 
Machtindividualismus  einräumt,  bis  zu  den  Strebungen,  die  das  Sozial- 
prinzip vertreten.  Und  auf  dieser  langen  Linie  steht  ebensowohl  der 
Sozialist  wie  der  schlechthin  gemäßigte  Individualist,  wie  der  katho- 
lische Sozialreformer,  der  mit  seinen  sozialpolitischen  Organisationen 
und  Mikrokosmen  immer  das  eine  Ziel  verfolgt,  dem  Makrokosmus 
seiner  Kirche  und  deren  letzten  Zwecken  zu  wachsender  Herrschaft 
zu  helfen. 

Und  wie  sind  nun  diese  Richtungen  voneinander  zu  trennen? 
und  vor  allem:  wo  liegt  das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Sozial- 
politik und  Sozialismus?  wo  ist  die  Grenze  zu  ziehen  auf  der 
allem  Anschein  nach  ununterbrochenen  Linie  von  Standpunkten  und 
Programmen,  die  von  einem  zum  andern  Radikalismus  führt? 

Eine  einheitliche  Charakterisierung  des  Sozialismus  im  Gegensatz 
zu  jenen  Ideenrichtungen,  die  als  sozialpolitische  unter  eine  besondere 
Rubrik  gesetzt  werden  können,  ist  schon  im  Hinblicke  auf  die 
mehreren  Spielarten  sozialistischer  Ideen  (sobald  diese  nämlich  posi- 
tive Gestaltungen  der  Zukunft  erkennen  lassen)  mit  einer  exakten 
Formulierung  nicht  zu  geben.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  man  in 
Irland  Gladstone,  in  Deutschland  Bismarck,  in  Frankreich  Proudhon 
als  Sozialisten  angesehen  hat.  Ist  doch  die  Definierung  des  Sozialismus 
an  sich  schwankend,  und  ist  es  doch  charakteristisch  genug,  daß  ein 
durch  besondere  Schärfe  der  logischen  Formulierung  ausgezeichneter 
Gelehrter  wie  F.  J.  Neumann  als  sozialistisch  nur  diejenigen  Partei- 
richtungen und  Lehren  gelten  läßt,  die  in  Forderungen  der  Beschränkung 
eigennütziger  Wirtschaft  zu  gunsten  einer  durch  öffentlichen  Zwang 
durchzuführenden  gemeinnützigen  „zu  weit  gehen".  Mit  Recht  kann 
ebenso  innerhalb  des  Sozialismus  wie  innerhalb  des  engeren  Kreises 
solcher  Sozialpolitiker,  die  sich  jedenfalls  nicht  als  Sozialisten  bezeichnet 
wissen  möchten,   eine  Kategorisierung  nach  Maßgabe  der  Mittel   und 
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eine  andere  nach  Maßgabe  der  Ziele  vorgenommen  werden.  Ob  es 
ricbtig  ist,  wenn  man  heute  noch  immer  dazu  neigt,  die  Gruppen 
nach  ihren  Zielen  zu  konstruieren,  ist  eine  wissenschaftliche  Streit- 
frage, die  hier  nicht  zu  verfolgen  ist. 

Wohl  vermögen  wir  mit  absoluter  Sicherheit  ebenso  wie  für 
den  doktrinären  Macht-Individualismus  auch  für  eine  Richtung  des 
Sozialismus  eine  Scheidung  gegen  die  Sozialpolitik  zu  ziehen.  Sozial- 
politik stellt  sich  jedenfalls  bewußt  in  Gegensatz  zu  jenem  Sozialismus, 
der  die  stärkste  Grundlage  der  zeitgenössischen  sozialdemokratischen 
Bewegung  geworden  ist,  zum  historischen  Sozialismus,  dessen  einer 
Grundgedanke  der  Determinismus  ist,  d.  h.  die  Auffassung,  daß 
aus  den  in  der  Wirtschaft  selbst  lebenden  (immanenten)  Kräften  un- 
aufhaltsam und  unabänderlich  der  Kollektivismus,  die  sozialistische 
Wirtschaftsordnung  entwickelt  werde,  daß  der  Sozialismus  kommen 
müsse  ohne  jedes  andere  Zutun  politischer  Art  als  der  schließlich 
anzuwendenden  Gewalt  der  Revolution.  Hat  nun  der  Vertreter  des 
Determinismus  recht,  dann  gibt  es  überhaupt  keine  Politik,  dann 
kann  jedwede  aktive  Politik  dem  überzeugten  Sozialisten  nur  ein 
leises  Lächeln  der  Ironie  auf  die  Lippen  locken,  er  muß  von  seiner 
wissenschaftlichen  Überzeugung  aus  Bestrebungen,  die  auf  Beseitigung 
der  Mißstände  in  der  bestehenden  W^irtschaftsordnung  abzielen,  ver- 
werfen, da  diese  Ordnung  selbst  in  ihrem  Grundprinzip,  der  indivi- 
duellen Verantwortlichkeit  und  dem  Privateigentum  an  Produktions- 
mitteln, unhaltbar  ist. 

Aber  es  gibt  nicht  bloß  doktrinäre  Anhänger  dieses  wissen- 
schaftlichen (marxistischen)  Sozialismus,  es  gibt  auch  Richtungen, 
die  ein  Eingreifen  der  Individuen  und  der  sozialen  Verbände  mit  dem 
Ziele,  eine  kollektivistische  Gestaltung  des  Wirtschafts-  und  Gesell- 
schaftslebens herbeizuführen,  für  notwendig  halten,  und  was  diese 
Richtungen  an  praktischen  Maßnahmen  produzieren  und  fordern,  das 
steht  mit  Sozialpolitik  tatsächlich,  wie  Neumann  behauptet,  auf  einer 
Linie,  im  wesentlichen  nur  graduell  oder  quantitativ  unterscheidbar, 
nicht  schärfer  unterscheidbar  als  die  Begriffe  der  beiden  Worte 
„evolutionär"  und  „revolutionär".  Diese  Sozialisten  erblicken  in  der 
Fabrikgesetzgebung  einen  der  bedeutsamsten  Wege  zur  Vergesell- 
schaftung (Bernstein).  Mit  dem  Fabrikgesetze  lege  die  Öffentlichkeit 
ihre  Hand  auf  das  Unternehmen  und  ziehe  dem  Willen  oder  der 
Laune  des  Eigentümers  Grenzen,  im  Interesse  des  Allgemeinwohls. 
In  dem  Maße,  als  es  Leben,  Gesundheit,  Muße  usw.  des  Arbeiters 
schütze,  sei  das  Fabrikgesetz  ein  Stück  echten  Sozialismus.  Im 
Gegensatze  dazu  könnten  sogar  Verstaatlichungen  sehr  unsozialisti- 
scher Fiskalismus  sein.  Auch  die  Gewerkschaftsaktion  sei  schlechthin 
als  ein  Stück  Vergesellschaftung  aufzufassen,  sofern  sie  nicht  gesell- 
schaftsfeindliche Monopolpolitik   treibe,  und   schließlich  könnte   diese 
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von  der  Sozialpolitik  verteidigte  Erscheinung  unserer  herrschenden 
Wirtschaftsordnung  durch  einzelne  solche  Auswüchse  ihres  sozialisti- 
schen Charakters  gar  nicht  entkleidet  werden.  Und  so  geschieht  es 
gar  nicht  selten,  daß  Sozialrevolutionäre  sich  auf  reformistischen  Ideen 
,,ertappen"  lassen,  wie  z.  B.  kürzlich  die  Sozialrevolutionäre  Presse 
Italiens  einen  englischen  Unternehmer  in  Neapel  gelobt  hat,  weil  er 
durch  zweiprozentigen  Lohnabzug  eine  Unterstützungskasse  gebildet 
hatte.     (Michels.) 

Auch  prinzipiell  scheint  eine  Trennung  in  der  Theorie  nicht 
erreichbar.  Auch  der  Sozialismus  folgt  theoretisch  dem  Individual- 
prinzip:  Die  Ausbildung  und  Sicherung  der  freien  Persönlichkeit, 
schreibt  Bernstein,  ist  der  Zweck  aller  sozialistischen  Maßregeln,  auch 
derjenigen,  die  äußerlich  sich  als  Zwangsmaßregeln  darstellen.  Stets 
werde  ihre  genaue  Untersuchung  zeigen,  daß  es  sich  dabei  um  einen 
Zwang  handelt,  der  die  Summe  von  Freiheit  in  der  Gesellschaft  er- 
höhen, der  mehr  und  einem  weiteren  Kreise  Freiheit  geben  soll,  als 
er  nimmt. 

Und   dennoch   tritt    die  Schranke   zwischen   sozialistischen 
Bestrebungen  und  der  Sozialpolitik,  die  wir  dann  notwendig  als 
eine  besondere  Art,  etwa  als  reformatorische  Sozialpolitik  bezeichnen 
müssen,  in  der  Praxis  in  der  Stellung  zu  aktuellen  Fragen  zutage,  mit 
einer  Schärfe,  die  jeden  Zweifel  über  die  Verschiedenheit  ausschließt, 
und  zwar  am  charakteristischsten  in  den  Mitteln,  die  zur  Anwendung 
kommen,   und   da  vor   allem   beim   Streik.     Vom   Sozialrevolutionären 
Standpunkt   aus^)   wird  er  gewürdigt,   nicht  hinsichtlich  seiner  mate- 
riellen Tragweite,  da  er  nach  dieser  Seite  einen  circulus  vitiosus  dar- 
stellt.    Für   den  Sozialrevolutionär   liegt  der  Hauptzweck  des  Streiks 
gar  nicht  in  dem  erzielbaren  Erfolg,  etwa  der  Lohnerhöhung,  sondern 
in    der   Wirkung   des   proletarischen    Solidaritätsgefühles.      Sieht    die 
Sozialpolitik   die  Hebung   der  proletarischen  Massen  und   die  Verbes- 
serung   ihrer    Daseinsbedingungen,    abgesehen   von    dem    Kulturideal, 
doch  auch  als  ein  Mittel  zur  Abschwächung  der  sozialen  Gegensätze  an, 
so  fehlt  nicht  nur  dieser  Gesichtspunkt   bei  der  sozialdemokratischen 
Vertretungsweise    der   kollektivistischen   Ideen,    sondern   er   ist   sogar 
durch  den  entgegengesetzten  Wunsch,  ausgesprochenes  Proletarier- 
Bewußtsein  zu  erhalten  und  damit  den  Klassengegensatz  zu  pflegen, 
ersetzt.      Hier    liegt    tatsächlich    auch    gegenüber    den    Sozialpolitik 
treibenden  Richtungen  des  praktischen  Sozialismus  eine  Kluft.  Sobald  die 
Mittel  und  Methoden   der  Sozialpolitik   diesen  Charakter   erhalten  — 
nicht   immer   bloß  durch   den  Zweck,   sondern   natürlich   auch   durch 
die  Art  der  Führung,  durch  Motivierungen,  geradezu  wohl  auch  Hem- 


1)  Wie  im  Marxismus,   so  erscheint   dieser  Standpunkt  auch  im  revolutio- 
nären Syndikalismus  Frankreichs  am  typischsten  vertreten. 
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muügen  des  Friedens,  wo  er  herstellbar  wäre  —  da  hören  die  Kultur- 
ideale auf^  wirksam  zu  sein,  und  man  kann  sich  des  Eindruckes  wohl 
nicht  erwehren,  daß  nicht  mehr  die  Förderung  der  Individuen  in 
Frage  steht,  sondern  daß  ein  dogmenhaft  verfolgtes  Schemen,  der 
Zukunfts Staat  als  letzter  Hauptzweck  erscheint,  eine  Chimäre,  deren 
sozialer  Wert  überhaupt  vorläufig  in  der  Luft  hängt.  Das  Individual- 
prinzip  fällt,  und  unverhüllt  drängt  das  Sozialprinzip  mit  allen 
seinen  Härten  sich  in  den  Vordergrund.^) 

Für  jedes  sozialpolitische  Wollen  ist  das  Entscheidende  und  Cha- 
rakteristische die  Stellungnahme  zu  dem  Konflikt  zwischen  den  Indi- 
vidualinteressen untereinander,  also  besonders  wohl  zwischen  Arbeitern 
einerseits,  Unternehmern  anderseits,  dem  Konflikt,  der  ja  überhaupt 
nicht  zu  umgehen  ist,  wo  verschieden  begabte  Individuen  mit  ihren 
Interessensphären  einander  berühren.  In  diesem  Konflikt  nicht  nur 
zu  vermitteln,  sondern  für  soundso  viele  einzelne  Fälle  grundsätz- 
liche Entscheidungen  zu  finden  und  damit  das  Prinzip  der  natürlichen 
Auslese  durch  die  Kraft  des  Stärkeren  aufzuheben,  das  ist,  kurz  ge- 
sagt, der  prinzipielle  Inhalt  der  sozialpolitischen  Eingriffe  in  das 
Wirtschaftsleben.  Der  leitende  Gesichtspunkt  nun,  nach  dem  solches 
Eingreifen  erfolgen  soll,  ist  das  Interesse  der  Gesellschaft,  und  inso- 
weit kommt  damit  neben  dem  Individualprinzip  allem  Anschein  nach 
das  Sozialprinzip  zu  seinem  Recht.  Unleugbar  erfolgt  die  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Schwächeren,  der  Besitzlosen  durch  die 
Sozialpolitik  unter  Berufung  auf  die  gesellschaftlichen,  als  die  höheren 
Interessen.  Aber  diese  sind  doch  nicht  Selbstzweck  (S.  50),  sind  nicht 
letzter  Zweck,  sondern  weil  mit  zunehmender  Vergesellschaftung  jedes 
Individuum  von  dem  geordneten  Funktionieren  des  gesamten  Gesell- 
schaftskörpers immer  mehr  abhängt,  gibt  es  keine  Sicherung  wirklich 
individualistischer  Interessen  mehr  ohne  Gesundheit  des  sozialen  Körpers 
als  Ganzen. 

Haben  wir  damit  festgestellt,  daß  Sozialpolitik  an  und  für  sich 
einen  Ideenkreis  bezeichnet,  der  dem  reinen  Sozialprinzip  keine  Kon- 


1)  Es  sei  aber  nochmals  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  die  sozialistischen 
Richtungen,  deren  revolutionärer  Charakter  nur  in  der  Vollständigkeit  der  gewollten 
Umgestaltung  der  Wirtschafts-  und  Rechtsgrundlagen  hervortritt  —  nicht  auch  in 
diesem  prinzipiellen  Erhalten  des  Klassenhasses  —  inhaltlich  in  der  Hauptsache 
nur  eine  Steigerung  sozialpolitischer  Bewegungen  und  Strebungen  repräsentieren. 
Dies  gilt  z.  B.  von  den  Mitgliedern  der  englischen  Sozialistengruppe  der  Fabier 
(Fabian  Society),  die,  1884  entstanden,  keine  politische  Partei,  sondern  eine  Gruppe 
von  intelligenten,  geistvollen,  schriftstellerisch  und  rednerisch  begabten  Persön- 
lichkeiten bilden  wollte,  die  durch  ihren  geistigen  Einfluß  die  Mitglieder  der 
Regierung  sowie  der  Gemeindeverwaltungen  zur  Ergreifung  sozialpolitischer  Maß- 
nahmen veranlassen  wollten.  Sie  verfolgen  opportunistische  Taktik.  Für  sie 
ist  der  Sozialismus  ein  administratives  Problem.  Ihr  Sozialismus  wird  dennoch 
von  einem  ihrer  Führer,  Wells,  ausdrücklich  als  revolutionär  bezeichnet. 
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Zessionen  maclit,  so  stellt  sich  jene  Eichtung  derselben,  die  in  ihren 
sozialpolitischen  Motivierungen  ein  Sozialprinzip  erkennen  läßt,  als  eine 
besondere  dar.  Es  ist  vor  allem  die  katholische  Sozialpolitik,  bei 
der  dies  zutrifft.  Die  Bekämpfung  des  Klassengegensatzes  ist  zwar 
auch  hier  Ziel,  jedoch  über  diesem  steht  als  letzter  Zweck,  daß  durch 
besondere  sozialpolitische  Organisation  die  Kirche  zur  Beherrschung 
der  Massen  gelange.  Hier  ist  wie  das  zu  fordernde  Maß  des  Kol- 
lektivismus, so  auch  die  Methode  in  letzter  Linie  diktiert  durch  das 
Interesse  der  kirchlichen  Gemeinschaft  und  deren  Zwecke. 

Sehen  wir  aber  vorerst  von  dieser  Besonderheit  einer  kirchlichen^ 
religiös-sittlichen  Richtung  ab,  so  waren  um  die  Mitte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts speziell  in  Deutschland,  von  verschiedenen  Motivationen  ge- 
tragen, Reaktionsbewegungen  gegen  die  einseitige  individualistische 
Wirtschafts-  und  Gesellschaftsauffassung  aufgekommen,  die  alle,  ohne 
daß  auf  das  Trennende  innerhalb  dieser  Reaktion  Gewicht  gelegt 
worden  wäre^),  durch  das  Verlangen  gekennzeichnet  sind,  in  jenem 
oben  erwähnten  Konflikt  der  Individualinteressen,  zum  Unterschied 
vom  Sozialismus  mit  Beibehaltung  des  Privateigentums  an 
den  Produktionsmitteln,  am  Erwerbskapital,  eine  Lösung  im  Interesse 
der  schutzbedürftigen  Besitzlosen  herbeizuführen.  In  Deutschland 
waren  diese  Reaktionsbewegungen  aufgekeimt  in  der  katholischen 
Kirche,  in  den  Kreisen  der  protestantischen  inneren  Mission  und  in 
der  nationalökonomischen  Gelehrtenwelt. 

Obwohl  die  kirchlichen  Richtungen,  d.  h.  namentlich  die  viel 
bedeutendere  katholische,  bald  ihre  ganz  eigene  Entwicklung  immer 
ausgesprochener  hervorkehrten,  ist  doch  neben  der  Verschiedenheit  der 
Motivation  ein  anderes  Moment  zu  durchgreifender  trennender  Be- 
deutung gelangt:  die  Methodenfrage.  Also  nicht  in  den  Zielen,  ins- 
besondere nicht  in  dem  Maß  von  Einschränkung  der  individuellen 
Bewegungsfreiheit,  in  der  Energie  und  dem  Ausmaße,  mit  denen  man 
die  Produktionsmittel  dem  Privateigentum  entwinden  wollte,  ist  ein 
Unterscheidungsgrund  zu  suchen,  sondern  in  der  Methode,  wie  man 
dem  Ziele  näher  kommen  wollte  und  will.  Äußerlich,  d.  h.  vor  allem 
in  der  Gruppierung  der  Träger  sozialpolitischer  Ideen,  ist  diese  Dif- 
ferenz gar  nicht  bedeutsam  geworden.  Charakteristisch  ist  dafür  die 
Zusammensetzung  des  1872  in  Eisenach  gegründeten  Vereins  für 
Sozialpolitik,  der  vom  Beginn  an  bis  heute  Männer  aller  politischen 
Parteien  umschloß.  Man  hat  von  jeher  verzichtet,  die  Mitglieder  auf 
ein  soziales  Programm  einzuschwören,  und  es  stand  namentlich  in  der 
ersten   Zeit   für   alle,   die  es   ernst  meinten,    fest,    daß    alle  kleineren 

1)  Maßgebende  katholisclie  Schriftsteller  (z,  B.  Ratzinger)  wiesen  auf  die 
Betonung  des  sittlichen  Wertes  der  Einzelpersönlichkeit  hin,  die  auf  einmal  in 
der  "Wirtschaftswissenschaft  gegen  die  „Theorie  des  Reichtums"  herausgearbeitet 
worden  war. 
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Scliattierungen  und  Unterschiede  in  den  Meinungen  über  die  zu 
gehenden  Wege  zurücktreten  müßten  vor  der  großen  gemeinsamen 
Aufgabe^  die  zunächst  schon  in  der  Klärung  gewisser  Ziele,  in  der 
Folge  aber  immer  noch  in  der  Verbreiterung  des  Willens  zur  Kor- 
rektur des  freien  Spieles  der  Kräfte  und  zur  Reform  der  sozialen 
Daseinsbedingungen  für  die  große  Masse  bestand. 

Gustav  Schmoller,  der  1872  die  gründende  Versammlung  eröffnete,  sagte 
25  Jahre  später  über  die  Einheitlichkeit  der  Bestrebungen:  Zwischen  den  Ele- 
menten, welche  aus  dem  politischen  Radikalismus  und  Republikanismus  der 
vierziger  und  fünfziger  Jahre  erwachsen,  utopischen  und  revolutionären,  jeden- 
falls die  ganze  gegenwärtige  Gesellschaftsordnung  vernichtenden  sozialen  Idealen 
zuneigten,  und  denen,  welche  optimistisch  und  zufrieden  alles  Bestehende  vor- 
trefflich fanden,  die  Arbeiterfrage  leugneten,  in  der  freien  Konkurrenz  die 
Lösung  aller  sozialen  Rätsel  fanden,  standen  zahlreiche  Denker  und  Politiker, 
Geschäftsleute  und  Journalisten,  Menschenfreunde  und  Nationalökonomen,  welche 
von  Klasseninteresse,  doktrinärer  Parteischablone  und  hergebrachter  national- 
ökonomischer Lehrmeinung  frei  neben  einem  politischen  an  einen  sozialen  Fort- 
schritt glaubten,  ihn  suchen  wollten,  mit  offenem  Blick  für  die  sozialen  Miß- 
stände und  Kämpfe  die  soziale  Wirklichkeit  erkennen,  an  das  Bestehende  an- 
knüpfend für  die  soziale  Reform  eintreten  wollten  ....  wenn  unsere  jüngeren 
Kollegen  heute  vielfach  einen  kräftigeren  Ton  anschlagen,  als  wir  Älteren  .... 
uns  Älteren  als  etwas  rückständig  ....  betrachten,  so  liegt  das  doch  mehr  in 
dem  Unterschied  des  Alters,  als  der  Grundprinzipien.  In  der  Anerkennung  der 
gegenwärtigen  Gesellschaftsordnung  und  in  den  praktischen  Forderungen  der 
sozialen  Reformpolitik  ist  heute  im  ganzen  keine  größere  Verschiedenheit  .... 
als  1872. 

Dennoch  haben  die  Generalversammlungen  des  Vereins  für  Sozial- 
politik stets  ein  Bild  der  Differenzierung^  die  sich  innerhalb  der  so- 
zusagen vermittelnd  reformatorischen  Sozialpolitik  vollzog^  gegeben. 
Die  Verschiedenheit  politischer  Grundauffassungen  mußte  allmählich 
in  der  Methodenfrage  fühlbar  werden.  So  lassen  sich  namentlich 
eine  sozialkonservative  und  eine  sozialliberale  Strömung  unterscheiden, 
und  diese  Unterscheidung  dringt  auch  in  die  einzelnen  kirchlichen 
Richtungen  ein. 

Die  sozialkonservative  Richtung  sieht  vor  allem  in  dem  staat- 
lichen Gefüge,  in  der  Gesetzgebung  und  den  Durchführungsorganen 
sowie  in  der  Verwaltung  den  Rahmen,  innerhalb  dessen  sich  das 
sozialpolitische  Geschehen  abzuspielen  habe.  Sie  glaubt  die  Möglich- 
keit einer  Ausgleichung  der  Klassengegensätze  und  die  Hebung  der 
Lebensführung  der  proletarischen  Schichten  von  den  Organisations- 
formen des  Wirtschaftslebens  wie  sie  sind,  zum  Teil  auch  wie  sie  in 
früheren  Zeiten  bestanden,  erwarten  zu  dürfen,  in  der  Hauptsache 
also  von  Verbänden  innerhalb  der  Gesellschaft,  die  auf 
autoritärer  Grundlage  bestehen,  von  herrschaftlichen  Verbänden, 
wie  Steinbach  sie  genannt  hat.  Die  konservative  Sozialpolitik  ist 
vor  allem  darauf  gerichtet,  die  Autorität  des  Staates  in  jedem  sozial- 
politischen Vorgang,  also  auch  in  den  Interessenverbänden  zur  Geltung 
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zu  bringen,  sie  ist  vornehmlich  autoritäre  Sozialpolitik.  Konservativ 
ist  aber  außerdem  der  Zug  in  vielen  sozialpolitischen  Ideen,  daß  sie 
Organisationsformen  älterer  Zeiten  als  Mittel  der  Sozialpolitik  emp- 
fehlen, ja  daß  sie  das  Schwergewicht  des  gesamten  Wirtschaftslebens 
auf  diejenigen  Zweige  wirtschaftlicher  Arbeit  zurückverlegt  wissen 
wollen,  auf  denen  in  früherer  Zeit  das  Dasein  fast  ausschließlich 
fußte:  Land-,  Vieh-  und  Forstwirtschaft,  oder  mindestens  Rückver- 
wandlung der  industriellen  Arbeit  in  handwerksmäßige  Formen. 

Als  besonders  kennzeichnend  für  diese  Richtung  darf  die  Sozialpolitik 
Bismarcks  während  des  überwiegenden  Teiles  seiner  innerpolitischen  Amts- 
tätigkeit als  Kanzler  gelten.  Ein  typisches  Beispiel  für  die  herrschaftlichen 
Verbände  sind  die  Zwangsgenossenschaften  im  Handwerk  nach  der  österreichi- 
schen Gewerbegesetzgebung,  denen  sog.  Gesellenausschüsse  angeschlossen  sind. 
Ihre  Schaifung  ist  auf  Steinbach  zurückzuführen  (Schwiedland).  Als  sozialkon- 
servative Theoretiker  ragen  nach  Herkner  (Arbeiterfrage)  hervor  Sismondi 
(1773-1842),  Le  Play  (1806—1882),  Malthus  (1766—1834),  Carlyle  (1795—1881), 
Ruskin  (1819 — 1900),  Tolstoi.  In  Deutschland  wären  trotz  einer  Annäherung  an 
-die  Idee  der  freien  genossenschaftlichen  Selbsthilfe  Y.  A.  Huber  (gest.  1869)  und 
Ad.  Wagner  dieser  Richtung  zuzurechnen.  Als  sozialkonservative  Politik  ist 
(wieder  mit  Herkner)  namentlich  die  Napoleons  III.,  der  englischen  Staatsmänner 
Lord  Shaftesbury  und  Disraelis,  sowie  des  jungen  England  zu  nennen. 

Im  Gegensatz  dazu  legt  eine  liberale  Richtung  (Sozialliberalis- 
mus) Gewicht  auf  die  Entwicklung  der  Selbsthilfe  namentlich  auf 
dem  Wege  demokratischer,  freier  genossenschaftlicher  Verbände.  Die 
Neugestaltung  der  Rechtsordnung  wird  allerdings  gefordert  und  damit 
gesetzliche  Eingriffe,  aber  neben  diesen  wird  das  Hauptgewicht  auf 
die  freiwiUigen  Organisationen  gelegt,  die  wie  die  Gesetzgebung  die 
Schwächeren  instand  setzen  sollen,  vereint  den  „Kampf"  mit  den 
Stärkeren  aufzunehmen,  die  Prinzipien  der  gewerblichen  Freiheit  und 
rechtlichen  Gleichheit  auch  im  Leben  zur  Verwirklichung  zu  bringen 
{Brentano  1882).  Der  Unterschied  zwischen  Sozialkonservativen  und 
Sozialliberalismus  liegt  freilich  nicht  bloß  in  den  Wegen.  Beide  trennt 
doch  auch  ihre  Weltanschauung,  die  nur  deshalb  zurücktritt,  weil  sie 
(namentlich  innerhalb  der  liberalen  Gruppe)  zu  viele  Schattierungen 
aufweist.  Im  großen  und  ganzen  tendiert  der  Liberalismus  stärker  zu 
einer  Ausgestaltung  und  Förderung  des  gesamtgesellschaftlichen  Seins 
•durch  Förderung  der  Entwicklungsmöglichkeit  für  die  einzelnen.  Das 
Streben  nach  Reichtum,  nach  Beschleunigung  des  Reichwerdens,  die 
Hast  nach  Bereicherung  wird  vom  Liberalismus  als  berechtigter  aner- 
kannt als  vom  konservativen  Sozialpolitiker,  der  auf  eine  Vereinfachung 
der  Lebensführung  hinstrebt.  Die  Ideenwelt  gewisser  sozial- liberaler 
Politiker  zeigt  hingegen  in  den  „linken^^  Schattierungen  unverkennbar 
die  nahe  Verwandtschaft  mit  sozialistischen  Gedankengängen  und  die 
Labilität  der  Grenze  zwischen  beiden  Richtungen.  Der  Sozialliberalis- 
mus tritt  für  sozialpolitische  Aktivität  nur  ein,  soweit  diese  sich  im 
Rahmen  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  natürlichen  Entwicklung, 
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also  in  der  Richtung  der  erkennbaren  derartigen  Tendenzen,  bewegt. 
,,AUe  Einwirkung  auf  das  Gesellschaftsleben  kann  nur  insoweit  so- 
wohl erfolgreich  als  auch  gerecht  sein,  als  sie  der  Natur  der  Dinge,  von 
der  die  natürliche  Entwicklung  ein  Teil  ist,  nicht  widerstrebt"  (Bren- 
tano). Wenn  also  die  Entwicklung  beispielsweise  unter  anderem  auf 
den  Untergang  des  Großgrundbesitzes,  wie  viele  meinen,  zuführt,  und 
wenn  in  diesem  die  Hauptquelle  aller  sozialen  Übel  erblickt  wird 
(Oppenheim er),  dann  ist  ein  System  auf  liberaler  genossenschaftlicher 
Grundlage  herauszuarbeiten,  in  dem  weder  Ausbeutung  noch  Krisen, 
noch  Unterdrückung,  noch  Ungerechtigkeit  vorkommen.  Die  Über- 
windung der  industriellen  Reservearmee  und  damit  des  Kapitalismus, 
also  eine  Interessenharmonie  versprechen  sich  die  Sozialliberalen, 
die  die  Bodenreform  in  den  Vordergrund  rücken,  von  der  Ersetzung 
des  Großgrundeigentums  durch  freie  Siedlungsgenossenschaften.  Und 
je  einseitiger  diese  Politiker  und  Theoretiker  alle  Übel  des  kapitali- 
stischen Industrialismus  auf  das  Großgrundeigentum  zurückführen, 
desto  abgeneigter  stehen  sie  den  Ideen  der  autoritären  Sozialpolitik 
gegenüber,  die  ja  offenbar  auch  eine  Kräftigung  des  in  seiner  gegen- 
wärtigen Struktur  noch  recht  wenig  demokratischen  Staates  bringen 
kann. 

Im  Sinne  dieser  beiden  Richtungen  hat  sich  also  nun  ziemlich  scharf 
allenthalben  auch  innerhalb  der  deutschen  Gelehrtenwelt  (Kathedersozialismus) 
eine  Differenzierung  vollzogen.  Während  Schmoller,  Cohn  u.  a.  unverkennbar 
immer  mehr  ausgesprochene  Anhänger  der  autoritären  Richtung  geworden  sind^ 
hat  die  jüngere  Richtung  nicht  etwa  bloß  in  der  Energie,  sondern  eben  mit  der 
Bevorzugung  der  namentlich  von  Brentano,  Bücher,  Sombart,  A.  und  M.  Weber, 
auch  Naumann  vertretenen  demokratischen  Mittel  eine  gewisse  Trennung  von 
jener  vollzogen.  Immerhin  aber  wird  auf  die  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  auch 
von  diesen  nicht  verzichtet. 

Auch  die  kirchlichen  Richtungen  sind,  wie  erwähnt,  von  dieser 
Differenzierung  nicht  verschont  geblieben.  Das  zeigt  am  deutlichsten 
der  Stand  der  katholischen  Partei  in  Belgien,  die  neben  einer  aus- 
gesprochen mäßig  autoritären  eine  scharf  demokratische  Richtung  mit 
radikalen  Forderungen  und  endlich  eine  zu  vermitteln  bestrebte  libe- 
rale soziale  Mittelpartei  aufweist.  Ahnlich  ist  auch  in  Frankreich 
die  Spaltung:  die  arbeit  geh  er  ische  Schutztätigkeit  befürworten  die 
beiden  konservativen  Gruppen,  die  conservateurs  und  die  groupe  de 
la  science  sociale,  eine  autoritäre  Sozialpolitik  vertreten  die  catho- 
liques  sociaux  (unter  Führung  des  Grafen  de  Mun)  mit  dem  Oeuvre 
des  cercles  ouvriers,  dem  es  freilich  nicht  gelungen  ist,  die  Arbeiter- 
massen zu  gewinnen,  endlich  die  democratie  chretienne,  die  insbeson- 
dere in  der  Gruppe  des  „Sillon"  (die  Furche)  die  Verbreitung  des 
demokratischen  Geistes  sich  zur  Aufgabe  gestellt  hat.  Entschieden 
einheitlicher  ist  die  katholisch- soziale  Bewegung  in  Deutschland, 
wo   sich   die  ungeachtet  aller  partikularisti sehen  Neigungen   stärkere 
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Diszipliniertheit  des  ganzen  Volkes  docli  nicht  ganz  verleugnet.  In 
-einzelnen  Fragen,  z.  B.  in  der  Lohnpolitik,  ist  auch  in  der  deutschen 
katholisch- sozialen  Literatur  die  Verschiedenheit  der  Standpunkte  schon 
hervorgetreten. 

Der  sozialpolitische  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  erwuchs 
früh  schon  aus  der  Opposition  der  jesuitischen  Publizistik  gegen  das 
^ntiindivi dualistische  Prinzip  des  Merkantilismus,  verriet  aber  damals 
«chon  sein  eigentliches,  dem  Sozialprinzip  entsprechendes  Wesen. 
Heute  ist  die  Richtung  vornehmlich  durch  die  päpstliche  Enzyklika 
„Rerum  novarum"  (15.  Mai  1891)  vorgezeichnet.  Der  Papst  steUt 
•den  liberalen  Prinzipien  der  unbedingten  Nichtin tervention  des  Staates 
den  „ unwiderleglichen'^  Grundsatz  entgegen,  daß  nichts  den  Staat 
«einem  Wesen  nach  näher  angehe,  als  das  Gemeinwohl  zu  fördern. 
Dieses  hänge  aber  vor  allem  von  dem  Wohl  der  zahlreichsten,  unent- 
behrlichsten, schutzbedürftigsten  Menschenklasse  ab.  Anderseits  betont 
der  Papst,  daß  der  Staat  nur  da  und  insoweit  eingreifen  soll,  als  die 
Selbsthilfe  versagt  und  sich  als  unzureichend  erweist,  um  die 
Arbeiter  in  ihren  natürlichen  Menschenrechten  zu  schützen.  Die  kirch- 
liche Sozialpolitik  weist  dem  Staate  also  wohl  Aufgaben  zu,  aber  sie 
beansprucht  doch  ihm  gegenüber  auch  darin  ein  Recht  der  Vor- 
mundschaft. 

In  Deutschland  und  in  der  Schweiz  ist  wohl  am  frühesten  der  soziale  Cha- 
rakter in  die  katholische  Politik  hineingetragen  worden,  woran  das  größte  Ver- 
dienst unbestritten  dem  Mainzer  Bischof  v.  Ketteier  zufällt.  Auf  französischer 
Seite  hat  Kardinal  Lavigerie,  auf  englischer  Kardinal  Manning  diese  Entwick- 
lung angeregt.  Eine  Reihe  außerordentlich  scharfer  Köpfe  steht  heute  mitten 
in  dieser  Bewegung;  in  Frankreich:  außer  de  Mun,  Marc  Sangnier,  Cousin;  in 
Belgien:  Helleputte,  Vermeersch,  V.  Brants  v.  Overbergh;  in  Deutschland:  Prof. 
Hitze  und  die  Gruppe  der  Maria -Laacher  Publizisten  mit  dem  Organ  „Die 
Stimmen  aus  Maria-Laach". 

Die  protestantische  Richtung  christlicher  Sozialreform  steht,  abgesehen 
vom  Sozialprinzip,  in  ihren  Grundideen  der  katholischen  Richtung  selbstverständ- 
lich nahe.  Sie  betont  in  beiden  Hauptgruppen,  die  zu  unterscheiden  sind,  vor- 
■züglich  die  Umwandlung  der  Gesinnung  als  wichtigste  sozialpolitische  Aufgabe 
der  Kirche.  Aber  die  eine  Gruppe  weist  die  Hauptaufgaben  der  sozialpolitischen 
Arbeit  dem  Staate  zu.  —  Die  auffallende  Divergenz  der  Meinungen  bedeutender 
Männer  dieser  Richtung  (Stöcker,  Harnack,  Naumann,  Ad.  Wagner)  war  ihrer 
Entwicklung  zu  einer  geistigen  Massenbewegung  zweifellos  hinderlich.  Es  ist 
>eine  Richtung  vornehmlich  der  geistigen  Elite. 

Literatur:  Adler,  G.,  Die  imperialistische  Sozialpolitik,  1897.  Bern- 
stein, Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus,  1899.  Brentano,  Ethik  U.Volks- 
wirtschaft in  der  Geschichte,  1901.  Bourguin,  Die  sozialistischen  Systeme  und 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  (Deutsch  1906).  Dietzel,  Art.  „Individualismus" 
H.  d.  St.  V.^  Grünberg,  Art.,  Sozialismus  und  Sozialdemokratie  im.  W.  d.  V. 
Herkner,  Arbeiterfrage.  3.  Teil.  Neumann,  F.  J.,  Wer  ist  heute  Sozialist 
a.  a.  0.  Philippovich,  Grundriß  I.^  5.  Buch.  Schmoller,  Verschiedene  An- 
sprachen auf  den  Generalversammlungen  des  V.  f.  S.  Stein,  Ludw.,  Die  soziale 
Frage    usw.     32.  Vorles.     Steinbach,  E.,  Genossenschaftliche   und    herrschaft- 
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liehe  Verbände  in  der  Organisation  der  Volkswirtschaft,  1901.  Kantorowioz^ 
Zur  Theorie  des  Sozialliberalismus  Jb.  f.  G.  u.V.,  1904.  Deite,  Die  katholisch- 
soziale Bewegung  in  Deutschland  nach  ihrer  Literatur  geschildert  Jb.  f.  G.  u,  V., 
1908.  Liese  u.  Schneemelcher,  Art.,  Christlich-soziale  Bewegung  im  H.  d. 
St.  IIL^  Pesch,  Lehrbuch  der  Nationalökonomie  L  4.  Kap.  Stolzmann,  Der 
Zweck  in  der  Volkswirtschaft,  1909.  S.  Webb-Kurella,  Der  Sozialismus  in 
England,  1898.  Sombart,  Sozialismus,  1908.  Koigen,  Die  Kulturanschauung^ 
des  Sozialismus  1903  mit  Vorw.  von  Bernstein.  Kautsky,  Reform  und  Revo- 
lution, Neue  Zeit  27.  Jg.  L  Leroy-Beaulieu,  Le  coUectivisme.  5.  ed.  IV.  Livre. 
2.  Chap.  1909. 

Neuntes   Kapitel. 

Wissenschaftliche  Behandlung  der  Sozialpolitik. 

Sozialpolitik  ist  als  Feld  der  Betätigung  menschliclien  Forschens 
keine  Wissenschaft  im  strengen  Sinne  dieses  Wortes,  sondern  eine 
Kunstlehre.  Aber  sie  kann,  und  wenn  sie  rationell  sein  will,  muß  sie 
wissenschaftliche  Wege  gehen,  sie  muß  die  Leistungen  der  W^issen- 
schaften,  die  in  ihren  Wirkungsbereich  fallen,  ausnutzen. 

Bei  jedem  Problem  der  Sozialpolitik  steht,  wenn  nicht  die  Lösung 
des  Problems  selbst,  so  doch  mindestens  die  letzte  Motivierung,  die  für 
ein  sozialpolitisches  Eingreifen  geltend  gemacht  wird,  in  einem  Zu- 
sammenhang mit  einer  Idealvorstellung,  mit  einem  Werturteil.  Der 
Sozialpolitiker,  der  für  den  Achtstun  den- Arbeitstag  sich  einsetzt,  ver- 
tritt damit  -auch  eine  bestimmte  Auffassung  von  dem  Leben  des  Durch- 
schnittsarbeiters, wie  es  sich  abspielen  soll,  wieviel  freie  Zeit  er  für 
sich  haben  soU,  welches  die  Grenzen  dei-  geistigen  und  körperlichen 
Ermüdung  sind,  über  die  die  Arbeit  nicht  hinausführen  dürfe.  Solche 
Werturteile  sind  also  etwas  absolut  Subjektives,  über  sie  kann  und 
muß  gestritten  werden,  weil  das  Problem  in  den  Kreis  der  allgemeinen 
Kulturfragen  fällt.  Mögen  auch  immerhin  der  Hygieniker,  der  Physio- 
loge und  der  Psychologe  von  ihrem  Standpunkte  den  achtstündigen 
Arbeitstag  rechtfertigen  und  fordern,  in  letzter  Linie  kommt  es  darauf 
an,  ob  der  Urteilende  die  Anschauung  teilt,  daß  es  besser,  kultureU 
wichtiger  ist,  der  Arbeiter  habe  ein  beruflich  unzweifelhaft  gesundes 
Dasein  und  bringe  soundso  viel  Zeit  außerberuflich  zu,  und  es  wird 
dabei  etwas  weniger  produziert  als  umgekehrt. 

Sozialpolitik  ist  also  eine  Willensrichtung  für  die  Gestaltung  der 
gesellschaftlichen  Zusammenhänge  und  Daseinsbedingungen,  insbeson- 
dere des  wirtschaftlichen  Geschehens,  nach  der  Vorstellung  eines  ge- 
wissen SeinsoUens.  Solches  Seinsollen  kann  unter  Umständen  wohl 
den  Anschein  wissenschaftlicher  Begründung  an  sich  tragen,  nament- 
lich dann,  wenn  die  verfolgten  Ziele  in  der  Richtung  liegen,  in  der 
sich  die  Entwicklung  der  gesellschaftlichen  Struktur  an  und  für  sich 
(also    unbeeinflußt    von    solchem    auf    das    soziale    Ganze    gerichteten 
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Wollen)  zu  bewegen  scheint.^)  Nun  hat  die  Wissenschaft  gewiß  nicht 
bloß  die  kausalen  Zusammenhänge  der  empirischen  Welt  aufzudecken, 
sie  hat  sich  nicht  darauf  zu  beschränken,  aufzudecken  was  ist  und 
wie  die  gesellschaftlichen  Tatsachen  ursächlich  miteinander  zusammen- 
hängen. Aber  keinesfalls  kann  es  Aufgabe  der  Wissenschaft  sein, 
letzte  Ziele  als  absolut  falsch  oder  richtig  zu  beweisen,  weil  Zweck- 
setzungen —  und  um  solche  handelt  es  sich  ja  in  aller  Politik  — 
überhaupt  nur  dann  wissenschaftlich  beweisbar  sein  könnten,  wenn 
sie  naturnotwendig  wären.  Nimmt  man  nun  an  —  und  einzelne  ge- 
schichtsphilosophische  Richtungen  tun  dies  ja  —  das  Wollen,  also 
auch  das  sozialpolitische,  sei  ein  natürliches  Ergebnis  von  erb- 
lichen Übertragungen  und  Milieuwirkungen,  denen  die  Individuen 
unterlagen,  dann  muß  man  dieselbe  Natürlichkeit  für  die  ent- 
gegengesetzte, die .  antisoziale  Zwecksetzung  gelten  lassen,  und  die 
Wissenschaft  steht  nach  wie  vor  dem  unlösbaren  Problem  gegenüber, 
die  eine  Produktion  eines  menschlichen  Wollens  als  richtiger,  be- 
rechtigter, notwendiger  oder  maßgebender  nachweisen  zu  sollen  als 
die  andere.  Will  man  dem  Bestände  der  Gesellschaft  aber  etwa  Na- 
turnotwendigkeit unterschieben,  dann  bedarf  es  keiner  Sozialpolitik, 
ja  im  Gegenteil,  sie  wäre  Kraftvergeudung.  Nun  ist  wohl  anzunehmen, 
daß  die  Gesellschaft  zwar  nicht  planmäßig  geschaffen,  so  doch  inso- 
fern planmäßig  entstanden  ist,  als  jedes  Individuum,  vom  Prinzip  der 
Zweckmäßigkeit  geleitet,  jene  Beziehungen  anstrebt,  durch  die  es  in 
den  sozialen  Körper  hineinwächst,  in  das  soziale  Gewebe  hineinverwebt 
wird,  und  so  ist  es  auch  das  Bewußtsein  der  Zweckmäßigkeit  der  ge- 
sellschaftlichen Gemeinschaft,  das  zur  Erhaltung  dieser  Organisation 
drängt  (vgl.  7.  Kap.). 

Aber  es  besteht  ebensowenig  Naturnotwendigkeit  dafür,  daß  die 
Kultur  auf  gleicher  Stufe  erhalten  bleibt  oder  gesteigert  wird,  wie  es 
keineswegs  bedingt  ist,  daß  die  Vermehrung  der  Menschheit  wie  bis- 
her fortschreitet.  Kulturrückschritte,  Steigerung  der  Sterblichkeit, 
Abnahme  der  Geburtenzahl  sind  möglich,  ja  sie  sind  tatsächlich  histo- 
risch nachweisbar  ebenso  aufgetreten,  wie  ein  Rückgang  der  gesamt- 
gesellschaftlichen Leistungsfähigkeit  völkerweise  bemerkbar  geworden 
ist.  Die  Erklärung  des  Unterganges  der  Kultur  der  antiken  Welt  mit 
dem  Zerfall  der  Gesellschaft  steht  fest. 

Und  dennoch!  Trotz  dieser  Unmöglichkeit,  den  sozialpolitischen 
Standpunkt  wissenschaftlich  schlechthin  zu  beweisen,  trotz  dieses 
Hereinspielens  von  Glaubens-  und  Uberzeugungsgrundsätzen  kann  an 
der  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Sozialpolitik  wohl  festgehalten 
werden.     Wohl   gibt   es   innerhalb  des  Bereiches  sozialpolitischen  Ge- 

1)  Vielfach  besteht  auch  die  Meinung,  wissenschaftlich  sei  jene  Richtung 
der  Sozialpolitik,  die  sich  als  Resultierende  aus  allen  vorhandenen  wirtschaft- 
lichen Parteirichtungen  ergebe.     Eine  Auffassung,  die  natürlich  ebenso  irrig  ist. 
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schehens  sehr  vieles,  dem  die  Qualität  der  Wissenschaftlichkeit  voll- 
ständig fehlt.  Der  sozialpolitische  Charakter  einer  Maßnahme  hängt 
ja  eben  von  dem  Wollen  ab,  von  der  Grundtendenz  zur  Verbesserung 
der  Gesellschaftsverhältnisse  zugunsten  der  arbeitenden  Klassen.  Ist 
diese  Willensrichtung  gegeben,  dann  kommt  es  auf  die  tatsäch- 
liche Wirkung  gar  nicht  an,  die  Maßnahme  ist  Sozialpolitik. 
Wird  also  etwa  eine  Fleischkonsumsteuer  aufgehoben,  um  den  Fleisch- 
konsum in  Arbeiterkreisen  zu  erleichtern,  oder  werden  Arbeiterkammern 
organisiert  zwecks  besserer  Vertretung  der  Arbeiterinteressen  und  Ver- 
besserung von  deren  Stellung  in  der  Arbeits  Vertragschließung,  oder 
wird  etwa  die  Akkordlöhnung  untersagt,  weil  die  Überanstrengungs- 
gefahr  hintangehalten  werden  soll,  so  hat  man  es  mit  Maßnahmen 
der  Sozialpolitik  zu  tun,  obgleich  der  beabsichtigte  Erfolg  nicht  ein- 
treten muß. 

Die  wissenschaftliche  Fundierung  der  Sozialpolitik  wird  jedoch  die 
Rationalität  der  sozialpolitischen  Maßnahmen  fördern.  Rationell 
aber  ist  nur  diejenige  Sozialpolitik  zu  nennen,  die  nicht  nur  will, 
sondern  auch  die  Möglichkeiten  des  Gewollten  prüft,  ist  ferner  ins- 
besondere nur  dann  eine  Sozialpolitik,  wenn  sie  nicht  nur  die  Miß- 
stände, die  zur  sozialpolitischen  Aktion  herausfordern,  abzustellen 
sucht,  sondern  wenn  sie  die  Wurzeln  der  Mißstände  ermittelt  und 
bei  diesen  die  Hebel  einzusetzen  sucht.  Daher  wird  der  wissen- 
schaftliche Charakter  der  Sozialpolitik  stets  bewirkt  durch  das  Maß 
von  Kenntnissen  über  die  sozialwissenschaftlich  belangreichen  Tat- 
sachen, durch  die  Gewinnung  verläßlicher  Einblicke  in  die  ursächlichen 
Zusammenhänge  überhaupt,  die  in  den  sozialwirtschaftlichen  Be- 
ziehungen und  Phänomenen  bestehen  und  ganz  besonders  durch  be- 
ständige Beachtung  der  Dynamik  des  Wirtschaftslebens. 

Die  praktische  Tendenz,  die  in  jeder  sozialpolitischen  Tätigkeit  steckt, 
kann  mehr  oder  minder  bestimmt  sein  durch  die  „theoretischen  Auschauungen 
über  die  tatsächlichen  Voraussetzungen,  von  denen  bei  jedem  Versuch  praktischer 
-sozialpolitischer  Arbeit  ausgegangen  werden  muß".  Die  Einsicht  in  die  histo- 
risch gegebene  Sachlage,  in  die  sozialpolitische  Situation  wird  stets  Über- 
zeugungen auslösen,  die  aufs  erste  von  den  persönlichen  Wünschen  ganz  und 
gar  unabhängig  sein  können.  Je  mehr  das  sozialpolitische  Vorgehen  durch 
wissenschaftlich  begründeten  Einblick  in  die  spezifischen  sozialen  Bedingtheiten, 
in  die  Zusammenhänge  des  Gesellschaftslebens  und  insbesondere  in  den  Werde- 
gang, in  die  Entstehung  der  jeweilig  erreichten  gesellschaftlichen  Organisation 
vorbereitet  ist,  um  so  klarer  werden  die  Urteile  über  die  Mittel  und  Wege  aus- 
fallen, die  zur  Erreichung  der  sozialpolitischen  Ziele  führen  sollen,  desto  wahr- 
scheinlicher werden  gerade  die  Maßnahmen  erfaßt  werden,  die  die  beabsichtigten 
Erfolge  zeitigen,  desto  wahrscheinlicher,  ja  desto  sicherer  werden  die  Aufwen- 
dungen, die  für  die  Sozialpolitik  gemacht  werden,  zweckmäßig  gemacht  und 
um  so  mehr  können  die  sozialpolitischen  Maßnahmen  von  dem  Prinzip  der 
kleinsten  Mittel  geleitet  sein. 

Die  wissenschaftlichen  Grundlagen,  auf  die  die  Sozialpolitik  heute  gestellt 
werden  kann,  sind  allerdings  keineswegs    so  ganz  gefestigt,   ja  es  muß  sogar 
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stets  mit  einer  Veränderlichkeit  gewisser  Tendenzen  im  Wirtschaftsleben  gerechnet 
werden,  durch  die  auch  immer  wieder  neue  sozialpolitische  Situationen  gegeben 
■erscheinen.  Außerdem  ist  in  der  Aufhellung  der  Bedingtheiten  wirtschaftlicher 
und  sozialer  Phänomene  noch  vieles  im  Stadium  eines  gewissen  Dilettantismus. 
Um  nur  eine  äußerst  wichtige  Bedingtheit  sozialpolitischer  Erfolge  zu  nennen: 
die  Abhängigkeit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Individuen  von  ihren  er- 
erbten Anlagen,  die  Einflüsse  ökonomischer  Verhältnisse  auf  die  Individuen  selbst, 
also  die  Abhängigkeit,  in  der  die  Entwicklung  der  Individuen  von  ihrem  Milieu 
steht.  Und  so  eine  Reihe  von  Wechselwirkungen,  die  in  den  vorausgegangenen 
•Ausführungen  wiederholt  berührt  wurden.  Der  ganze  Komplex  sozialanthropo- 
logischer Theorien  heischt  da  Beachtung,  obwohl  häufig  aus  ihm  nicht  viel  mehr 
als  die  Erkenntnis  der  Möglichkeit  anderer  Wirkungen  einer  sozialpolitischen 
Maßnahme  als  der  beabsichtigten  zu  gewinnen  ist,  so  daß  damit  nun  allerdings 
nicht  unzweckmäßige,  aber  oft  retardierende  und  Energie  lähmende  Zweifel  ge- 
weckt werden. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  aber  doch  auf  manches  Stück  gefestigten  wissen- 
schaftlichen Bodens  vollstes  Vertrauen  gesetzt  werden.  Einblicke  in  die  Kraft 
technischer,  ökonomischer,  auch  psychologischer  und  historischer  Bedingtheiten  so- 
zialer Gestaltungen  führen  zu  Überzeugungen,  die  für  die  praktischen  Tendenzen 
in  der  Sozialpolitik  außerordentlich  wertvolle  Richtlinien  schaffen.  Solche  Über- 
zeugungen sind  u.  a.  die  folgenden  im  Geleitwort  zum  Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft und  Sozialpolitik  (XIX.  Bd.)  herausgehobenen: 

1.  Der  Kapitalismus  ist  ein  nicht  mehr  aus  der  Welt  zu  schaffendes,  also 
schlechthin  hinzunehmendes  Ergebnis  der  geschichtlichen  Entwicklung, 
hinter  das  zurück,  zu  den  patriarchalischen  Grundlagen  der  alten  Gesell- 
schaft heute  kein  Weg  mehr  führt; 

2.  daher  müssen  die  alten  Formen  in  ununterbrochenem  Werdegang  neuen  Platz 
machen,  die  den  veränderten  Bedingungen  des  Wirtschaftslebens  sich  anzu- 
passen vermögen,  was  auch  zur  Folge  hat,  daß  eben  das  Proletariat,  ein- 
mal aus  dem  Kapitalismus  heraus  geboren,  ein  Problem  aller  staatlichen 
Politik  geworden  ist,  weil  seine  Existenz  nach  neuen  Formen  drängt,  durch 
die  es  der  Kulturgemeinschaft  auch  wahrhaft  teilhaftig  werde;  und 

3.  daß  die  gesellschaftliche  Neugestaltung,  soweit  sie  die  Form  gesetzgebe- 
rischer Eingriffe  annehmen  will,  nur  durch  schrittweise  organische  Um- 
bildung historisch  überkommener  Zustände  und  Einrichtungen  erreicht 
werden  kann,  nicht  durch  Umsturz. 

Sozialpolitik  auf  solcher  wissenschaftlicher  Grundlage  wird  dann  notwendig 
E,ealpolitik  sein,  eine  Politik  frei  von  Utopismus  und  verhältnismäßig  am  meisten 
geschützt  vor  Illusionen,  obgleich  solche  natürlich,  wenn  auch  nach  Tempera- 
ment der  Politiker  verschieden,  niemals  ganz  zu  vermeiden  sein  werden.  Das 
.Maß  wissenschaftlicher  Fundierung  ist  damit  aber  allerdings  auch  ein  die  ver- 
schiedenen Richtungen  der  Sozialpolitik  trennendes  Kriterium. 

Und  fassen  wir  nun  zusammen,  in  welchen  Richtungen  die  Sozial- 
politik wissenschaftlich  zu  stützen  ist,  so  muß  allerdings  darin  Über- 
einstimmung bestehen,  daß  außer  der  Feststellung  der  tatsächlich  be- 
stehenden Verhältnisse  und  Abhängigkeiten  die  Wissenschaft  auch  den 
Möglichkeiten  nachzuspüren  hat.  Gewiß  wird  sie  auch  darin  sehr 
bald  die  Grenzen  finden,  aber  die  Erkenntnis  der  Kausalzusammen- 
hänge bietet  schon  ein  gewisses  Maß  von  Prämissen,  die  eine  streng 
logische  Verurteilung  gewisser  Bestrebungen  und  Ideen  gestatten  und 
natürlich   ebenso   die  Basis    bilden   für  ein   Möglichkeitsurteil:    diese 
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oder  jene  Maßnahme  kann  wirksam  werden.    Wissenschaftlich  zu  er- 
ledigen sind  also: 

1.  Die  Prüfung  der  Tauglichkeit  der  Mittel,  die  zur  Er- 
reichung der  gewollten  Zwecke  dienen,  im  Zusammenhang  damit  die 
Feststellung  möglichst  aller,  nicht  allein  der  beabsichtigten  Folgen, 
die  eintreten  können.  Namentlich  steht  dabei  auch  in  Frage  das 
unvermeidliche  Ausmaß  von  Verletzung  anderer  als  der  Arbeiterinter- 
essen, also  insbesondere  der  „Kosten"  der  sozialpolitischen  Maßnahmen. 
Aber  nur  die  Feststellung  dieser  Interessen -Beeinträchtigung  ist 
wissenschaftliches  Wirkungsgebiet,  nicht  auch  die  Entscheidung  des 
Interessenkonfliktes. 

Es  ist  also  auf  dem  Gebiete  der  Lohnpolitik  beispielsweise  die  Gesamtheit 
der  möglichen  Wirkungen  etwa  eines  gesetzlichen  Mindestlohnes  im  voraus  so- 
weit als  möglich  zu  ermitteln,  es  ist  auf  Grund  der  Kenntnisse  von  den  Vor- 
gängen in  der  Lohnbildung  und  der  dort  wirksamen  Kräfte  festzustellen,  welche 
Wirkung  die  gesetzliche  Lohnsatzung  auf  die  Höhe  des  Nominallohnes,  welche 
auf  den  Reallohn  haben  wird;  es  wird  zu  prüfen  sein,  ob  die  Höhe  des  Lohn- 
satzes nicht  etwa  die  Jahreslohneinkommen  beeinträchtigen  kann?  wo  elastische 
Größen  vorliegen?  welche  Beeinträchtigung  die  Arbeitgeber  daraus  erfahren?  ob 
und  wie  weit  die  Tendenz  zur  Ab-  und  Weiterwälzung  der  sozialpolitischen  Last 
Erfolg  hat?  ob  dann  im  letzten  Ende  das  Ziel,  dauernde  relative  Hebung  der 
Existenzbedingungen  der  Arbeiter  damit  erreicht  wird?  Das  sind  Fragen,  auf 
die  mit  wissenschaftlichen  Raisonnements  zu  antworten  ist, 

2.  Eine  wissenschaftliche  Aufgabe  wird  schließlich  doch  sogar 
die  Kritik  der  sozialpolitischen  Ideale.  Diese  können  und 
müssen  geprüft  werden,  wie  M.  Weber  sagt,  an  dem  Postulat  der 
inaeren  Widerspruchslosigkeit  des  Gewollten.  Die  Prüfung  hat  aus- 
zugehen von  der  Aufdeckung  und  Klarlegung  der  letzten  Wertmaß- 
stäbe, die  wir  an  die  Erscheinungen  des  GeseUschafts-  und  Wirt- 
schaftslebens anlegen.  Die  Kritik  hat  die  Grenze  des  Beweisbaren  zu 
ziehen,  hat  innerhalb  dieser  dann  Irrtümer,  Widersprüche,  Halbheiten 
in  der  Konsequenz,  mit  der  das  Ideal  verfolgt  wird,  aufzudecken^ 
dieses  selbst  in  formal -einheitlichem  Aufbau  zu  verfolgen,  die  Be- 
ziehungen des  einen  Ideals  zu  anderen,  z.  B.  des  sozialpolitischen  zum 
ethischen,  nachzuweisen,  insbesondere  ihre  gegenseitige  allenfallsige 
Hemmung  und  Durchkreuzung  zum  Bewußtsein  zu  bringen  (Sombart). 
Die  Ideale  selbst  zu  beeinflussen  fällt  aber  selbstverständlich  außer 
den  Bereich  der  Wissenschaft.  Und  sofern  die  sozialpolitische  Be- 
tätigung eine  Korrektur  von  Idealen  bei  einer  Minderheit  oder  auch 
einer  Vielheit  von  Individuen  bewirken  wiU,  oder  sofern  sie  schlechthin 
gewisse  Ideale  als  treibende  Kräfte  massenpsychologischer  Art  wecken 
will:  insoweit  verliert  die  sozialpolitische  Arbeit  wissenschaftlichen 
Charakter. 

Damit  muß  freilich  in  großem  Ausmaße  gerechnet  werden  und 
selbstverständlich  liegt  in  solcher  möglichen  Beeinflussung  der  Ideale 
einerseits,  in  deren  Kraft  anderseits  eine  Gefahr  derartiger  Richtungen 
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der  Sozialpolitik,  da  die  Ideale  stärker  werden  können  als  die  Kraft 
der  Argumentation  aus  wissenschaftlich  gewonnenen  Grundlagen,  so 
daß  diese  nicht  mehr  in  dem  unbedingt  anstrebenswerten  möglichst 
vollen  Ausmaße  zur  Geltung  kommt,  was  meist  unvermeidlich  zu  Kraft- 
vergeudungen führt.  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  die  Grenze  zwi- 
schen den  auf  wissenschaftlicher  Überzeugung  fußenden  und  den  durch 
Ideale  geweckten  Vorstellungen  von  Zusammenhängen  dem  Bewußt- 
sein des  einzelnen  soundso  oft  verloren  geht,  daß  namentlich  im 
Kampf  der  Parteien  alles,  was  unwiderlegbar  erscheint,  auch  schon  für 
wissenschaftlich  gefestigt  gilt  und  deshalb  zum  Stützpunkt  sozial- 
politischer Aktionen  gemacht  wird,  ohne  daß  der  Erfolg  eintritt,  ja, 
ohne  daß  er  eintreten  kann.  Das  muß  natürlich  zur  Diskreditierung 
der  Sozialwissenschaften  führen,  genau  ebenso  wie  der  Sozial- 
theoretiker dafür  ganz"  mit  Unrecht  verantwortlich  gemacht  wird,  wenn 
Gegner  und  Nichtgegner  sozialpolitische  Anschauungen  als  Ausdruck 
und  Ergebnis  wissenschaftlicher  Forschung  nehmen. 

Literatur:  In  Betracht  kommt  hier  die  ganze  Literatur  zur  sozialwissen- 
schaftlichen Methodenfrage.  Speziell  für  die  Beziehung  zur  Sozialpolitik  sei 
hervorgehoben  das  im  Text  erwähnte  Geleitwort  im  Bd.  XIX  des  Arch.  f.  Soz., 
femer  M.  Weber,  Die  Objektivität  sozialwissenschaftlicher  und  sozialpolitischer 
Erkenntnis,  ebenda  und  Sombart,  Ideale  der  Sozialpolitik.  Brauns  Arch.  f. 
Soz.,  Bd.  n. 

Zehntes  Kapitel. 

Sozialpolitische  Probleme  und  Lös'ungsversuche  in  der 

Vergangenheit. 

Die  Anerkennung  gewisser  Bewegungen  und  Bestrebungen  der 
Vergangenheit  als  historische  Tatsachen  der  Sozialpolitik  ergibt  sich 
für  den  auf  die  Menschheitsgeschichte  Zurückschauenden  aus  den 
Zielen  solcher  Bewegungen  und  Maßnahmen.  Nach  dem,  was  über 
den  Begriff  der  Sozialpolitik  gesagt  worden  ist,  wird  kein  Zweifel 
darüber  aufkommen,  daß  allen  von  autoritären  Faktoren  ausgehenden 
oder  ihrem  Wesen  nach  politischen  Eingriffen  in  die  Wirtschafts- 
und  Rechtsverhältnisse,  die  gegen  die  Gefahr  klassenmäßiger  Zer- 
splitterung des  Staatsbürgertums  oder  des  Volkes  gerichtet  waren, 
sozialpolitischer  Charakter  zuzusprechen  ist.  Sozialpolitik  ist  aber 
älter  als  die  Vorstellung  von  der  Notwendigkeit  der  Erhaltung  der 
Gesellschaft  für  Kulturzwecke.  Sie  setzt  ein  zu  einer  Zeit,  da  der 
gesellschaftliche  Zusammenhang  wirtschaftlich  überhaupt  noch  ein 
außerordentlich  loser  war.  Es  genügte,  daß  eine  Masse  Freier  ver- 
armt war  und  daß  dadurch  schon  eine  Gruppenbildung  gegeben  war, 
denn  dann  kam  es  auch  zu  Ideen  von  planvollen  Maßnahmen  gegen 
die  den  Volks-,  Religions-  oder  doch  auch  Kulturidealen  widerstreiten- 
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den  Wirkungen  der  Besitzverschiedenlieit  oder  zu  solchen  Maßnahmen 
selbst.  Man  mag  dann  immerhin  mit  Rücksicht  auf  die  Motive  dar- 
auf verzichten,  das  nach  unserer  modernen  Auffassung  spezifisch 
sozialpolitische  Element  als  das  hauptsächlichste  anzusehen  und  mag 
sich  damit  begnügen,  z.  B.  von  religiösen  Reformbewegungen  sozial- 
politischen Charakters  zu  sprechen,  wie  das  beispielsweise  für  die 
Erscheinungen  im  alten  Israel  geltend  gemacht  wird:  immerhin  gab 
es  Verkümmerungen  gewisser  Teile  der  staatlichen  oder  volklichen 
Gesellschaft,  Yernachlässigungen  der  Interessen  ganzer  Gesellschafts- 
schichten, aufdämmernder  Haß  einerseits,  Verachtung  anderseits,  kurz 
Klassengegensätze,  und  wo  man  sie  zu  beachten  begann  und  daran 
ging,  die  in  ihnen  steckende  Gefahr  in  der  angedeuteten  Richtung 
zu  überwinden,  da  kam  es  —  gleichviel  ob  auf  der  Basis  ethischer, 
oder  kultureller,  oder  religiöser  Ideale  —  zu  einem  Bekämpfen  der 
Besitzübermacht,  das  im  Wesen  sich  von  dem  Kampfe  gegen  die  Aus- 
wüchse des  Kapitalismus  in  unseren  Tagen  fast  weniger  unterscheidet 
als  der  Kapitalismus  jener  Zeiten  von  dem  heutigen. 

So  lassen  sich  denn  auch  historische  Tatsachen  sozialpolitischen 
Inhalts  reichlich  genug  feststellen.  Wohl  in  keines  Kulturvolkes  Ge- 
schichte ist  der  zersetzende  Einfluß  eines  gewissen  Kapitalismus  ganz 
ausgeblieben,  und  deshalb  ist  auch  für  die  meisten  Völker  der  Zeit- 
punkt einmal  gekommen  gewesen,  in  dem  das  Eingreifen  sozialer 
Reformatoren  gleichfalls  unausbleiblich  geworden  war.  Verläßliche 
Nachrichten  darüber  haben  wir  allerdings  nur  für  diejenigen  Völker,  in 
deren  Geschichte  wir  eben  überhaupt  tiefer  eingedrungen  sind.  Aber 
:auch  da  ist  manches  kontrovers.  Wir  beschränken  uns  hier  nur  auf 
ein  paar  kurze  Skizzen. 

1.  In  Israel. 

Daß  im  alten  Israel  die  Voraussetzungen  für  sozialpolitische  Betätigung  ge- 
geben waren,  wurde  schon  erwähnt.  Es  ist  der  sozialpolitische  Gehalt  der 
wesentlich  religiösen  Gesetzgebung  im  zweiten  und  dritten  Buch  Moses,  der  auf 
<ias  Bedürfnis  nach  solchen  Normen  schließen  läßt.  Aber  selbst,  wenn  nicht 
schon  dieser  Schluß  hinreichende  Gewißheit  böte,  so  würden  die  Schilderungen 
der  Wirtschaftskontraste  innerhalb  des  Volkes,  die  in  reichem  Maße  in  den  Büß- 
predigten der  Propheten  zu  finden  sind,  genügend  kräftige  Belege  sein.  Die 
mosaische  Gesetzgebung  und  das  Auftreten  der  Propheten  greifen  nach  den 
neuesten  Forschungen  zum  Teil  ineinander  über.  Es  ist  daher  wohl  anzunehmen, 
-daß  das  VIII.  und  VII.  Jahrhundert  v,  Chr.  die  Hauptperiode  der  sozialen  Eeform- 
bewegung  im  jüdischen  Reiche  gewesen  sein  dürfte. 

Über  die  antikapitalistische  Tendenz  des  mosaischen  Gesetzes,  speziell  des 
Dekaloges  mit  seinen  Ergänzungen,  kann  kein  Zweifel  bestehen.  Läßt  sich,  ab- 
gesehen von  der  Aufhebung  des  Privateigentums,  überhaupt  eine  unmittelbarere 
Bekämpfung  des  Kapitalismus  denken  als  die  Untersagung  der  Leihzinsnahme 
und  die  Einschränkung  des  Rückforderungsrechtes  des  Gläubigers?  Das  Zins- 
verbot war,  namentlich  sobald  die  Verwendung  von  Darlehen  zu  Erwerbszwecken 
in  Frage  kam,  eine  Maßregel,  die  auf  die  ökonomische  Struktur  Einfluß  nehmen 
sollte    und    konnte.     Besitzausgleichende  Wirkung   konnte    auch    die  Institution 
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des  Jobeljahres  haben:  aller  veräußerte  Besitz  an  Land  sollte  alle  fünfzig  Jahre 
an  seine  ursprünglichen  Eigentümer,  beziehungsweise  deren  Erben  zurückfallen^ 
wenn  er  nicht  früher  eingelöst  worden  war.  Wenngleich  die  Bestimmungen 
über  dieses  Jobeljahr  manchen  Zweifel  offen  lassen,  so  ergibt  sich  doch  aus  den 
allerdings  wahrscheinlich  spärlich  gehandhabten  Normen  über  diese  Restitution, 
daß  das  Gesetz  das  Individuum  in  der  Verfügung  über  Grundeigentum  be- 
schränken wollte  in  dem  Sinne,  daß  es  wie  zu  Salomons  Zeiten  heißen  sollte: 
Ein  jeder  saß  unter  seinem  Weinstock  und  unter  seinem  Feigenbaum. 

Gerade  in  der  nach-salomonischen  Zeit  machte  die  Klassendifferenzierung 
unter  dem  Einflüsse  des  immer  mehr  Bedeutung  gewinnenden  Getreidehandels 
riesenhafte  Fortschritte  und  zeitigte  jene  Verhältnisse  im  israelitischen  wie  im 
judäischen  Gebiete,  die  den  besten  Nährboden  für  eine  sozial -religiöse  Reform- 
bewegung bildete.  Getragen  wurde  diese  wohl  von  einer  gar  nicht  geringen 
Partei,  ihre  Führer  waren  die  Propheten. 

Über  den  Grundzug  des  israelitischen  Prophetentums  gehen  die  Meinungen 
auseinander.  Beer  (Neue  Zeit  1898)  betont  besonders  stark,  daß  die  Propheten 
die  Führer  im  Klassenkampf  gewesen  seien,  daß  sie  es  waren,  die  an  der  Spitze 
der  „Besitzlosen  und  Begehrlichen"  (aniim  webjonim)  nach  Recht  und  Gerechtig- 
keit vor  allem  gerufen  hätten.  Die  Prophetie  sei  die  „Konzentration  der  ge- 
waltigen Leiden  und  Kämpfe  des  israelitischen  Proletariats"  gewesen.  Über- 
wiegend wird  jedoch  die  Auffassung  vertreten,  daß  das  religiöse  patriotische  Ele- 
ment den  Kern  der  Propheten  Wirksamkeit  gebildet  hätte  (so  Döllinger,  Heidentum 
und  Judentum,  1857;  neuestens  Walter,  a.  u.  a.  0.).  Für  die  sozialgeschichtliche 
Erfassung  des  Prophetentums  ist  von  größerer  Wichtigkeit,  daß  die  Vorhersagung 
nur  ein  einzelner  Zug  im  Bilde  ist,  der  das  Wesen  und  die  Bedeutung  desselben 
nicht  erschöpft.  Das  ergibt  sich  schon  aus  der  Etymologie  des  griechischen  wie 
des  hebräischen  Ausdrucks  für  „Prophet''.  Die  Propheten  haben  alle  das  Bewußt- 
sein, als  Werkzeug  eines  Höheren  zu  reden,  der  durch  sie  handelt.  Das  von 
den  Propheten  verheißene  nnd  erhoffte  Gottesreich  ist  daher  das  gewollte  und 
alle  Kritik  der  Propheten  gegenüber  den  Vermögensverschiedenheiten  ist  die 
Fassung,  in  welcher  das  soziale  Ideal  der  prophetischen  Partei  Ausdruck  findet. 

Was  das  Wirken  der  Propheten  von  der  modernen  Sozialpolitik,  abgesehen 
vom  Inhalt,  zu  unterscheiden  scheint,  ist  der  unpolitische  Charakter  ihrer  Mission. 
Sie  waren  Eiferer  gegen  soziale  Mißstände,  haben  vor  allem  durch  das  Wort  zu 
wirken  gesucht.  Die  Propheten  haben  die  Volksbewegung,  die  durch  Ausbeutung, 
Luxus  und  Reichtum  auf  der  einen,  Not  und  Unzufriedenheit  auf  der  andern 
Seite  entstanden  war,  in  ein  Bett  zu  leiten  gesucht,  wo  sie  nicht  verwüstend, 
sondern  nur  befruchtend  wirken  konnte  (Adler).  Aber  was  den  Propheten  den- 
noch den  Stempel  der  Sozialpolitiker  aufprägt,  das  ist  jener  Grundzug  ihrer 
Auffassung,  daß  sie  die  Besserung  nicht  bloß  von  einer  andern  Gesinnung  unter 
dem  Einflüsse  höherer  Religiosität  erwarteten,  sondern  daß  sie  einen  starken 
König  forderten,  der  der  Gerechtigkeit  zur  Existenz  verhilft,  der  Geringen 
und  Niederen  Recht  schaffen  sollte.  Sie  setzten  sich  also  doch  ein  für  ein 
Walten  der  autoritären  Macht  im  Staate,  für  eine  Politik  zur  Erhaltung  des 
israelitischen  Volkes  in  dem  einheitlichen  Geiste,  wie  es  der  Tradition  und  dem 
mosaischen  Gesetz  entsprach. 

Gerade  das  Festhalten  an  der  Autorität  mußte  die  Reformwünsche  der 
Propheten  auch  auf  die  Rechtspflege  lenken.  Von  ihr  namentlich  war  ja  im 
Hinblicke  auf  den  sozialpolitischen  Gehalt  des  Dekaloges  schon  ein  gewisser 
Schutz  der  Besitzlosen,  der  Witwen  und  Waisen,  der  Bedürftigen  und  der  Tage- 
löhner zu  erwarten.  Die  Schaffung  des  Deuteronomiums  (im  5.  Buche  Mosis 
enthalten)  hängt  mit  dem  Prophetismus  wohl  sehr  eng  zusammen.  Seine  „Auf- 
findung" als  geschriebenes  Gesetz  fällt  in  die  zweite  Hälfte  des  VII.  Jahrhunderts 


70  Sozialpolitik  und  ihre  Erscheinungsformen. 

V.  Chr.,  zielt  darauf  ab,  den  Schutz  der  Gemeinfreien,  der  im  alten  Gesetz  schon 
statuiert  war,  zu  kräftigen,  die  Garantien  gegen  den  Gewaltmißbrauch  der  Besitzen- 
den zu  steigern.  Wucher  und  Zins  werden  identifiziert,  den  Volksgenossen  gegenüber 
ist  jedes  Zinsnehmen  als  Wucher  nicht  gestattet.  Das  Gesetz  beschränkt  den 
Gläubiger  in  bezug  auf  sein  Pfandrecht,  verbietet  die  zum  Leben  notwendigen 
Dinge  abzupf änden  (z.  B.  die  Handmühle),  untersagt  dem  Gläubiger  sogar,  in 
das  Haus  des  Schuldners  zu  gehen  und  sich  nach  Belieben  ein  Pfand  zu  wählen. 
Zugunsten  des  Tagelöhners  fordert  das  Gesetz  Auszahlung  des  Lohnes  an  jedem 
Tage,   ehe  die  Sonne  untergeht. 

Die  Mahnungen  zur  Barmherzigkeit  gegen  Arme  sind  außerordentlich  zahl- 
reich, besonders  berücksichtigt  werden  die  Leviten,  über  die  damals  sozusagen 
eine  soziale  Katastrophe  der  Subsistenzlosigkeit  (durch  Konzentrierung  des  Gottes- 
dienstes (Jahvekultus)  in  Jerusalem)  hereingebrochen  war.  Doch  läßt  es  der  Gesetz- 
geber nicht  bei  der  allgemeinen  Mahnung  zur  Barmherzigkeit  gegen  die  Hilf- 
losen, sondern  es  treten  ganz  bestimmte  Forderungen  hervor:  im  Weinberge 
seines  Nächsten  kann  der  einzelne  Trauben  essen,  soviel  er  mag,  nur  in  sein 
Gefäß  darf  er  nichts  tun.  Ebenso  ist  es  gestattet,  auf  dem  Felde  des  Nächsten 
mit  der  Hand  sich  Ähren  abzureißen,  aber  die  Sichel  darf  er  nicht  über  die 
Halme  schwingen;  wer  auf  dem  Felde  seine  Garben  vergessen  hat,  darf  nicht 
umkehren,  sie  zu  holen,  solche  Garben,  sowie  die  Nachlese  der  Oliven-  und 
Weinernte  gehören  den  Armen.  In  jedem  dritten  Jahr  soll  jeder  Israelit  den 
zehnten  Teil  von  seinem  ganzen  Ertrage  an  seinem  Wohnort  niederlegen,  damit 
Leviten,  Witwen  und  Waisen  sich  satt  essen.  Eine  besonders  bezeichnende 
Norm  war  die  Festsetzung  einer  Pflicht  zum  Schulderlaß  im  siebenten  Jahr 
(Sabbatjahr).  Sie  bedeutet  die  Bekämpfung  des  Kapitalismus  von  der  Wurzel  aus.  ^) 

Aus  Jeremias'  Worten  ist  wohl  zu  schließen,  daß  die  Durchführung  des 
Deuteronomiums,  namentlich  die  der  Sabbatjahrs -Normen  nicht  verwirklicht 
worden  ist,  obgleich  gerade  Josias  (604—609),  der  ein  roi  des  gueux  sein  wollte, 
die  stärkste  Betätigung  in  der  Richtung  der  prophetischen  Reformtendenzen 
erkennen  ließ.  Der  sozialpolitische  Charakter  des  Gesetzes  und  der  Bewegung, 
aus  der  es  hervorging,  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt.  Die  Priestergesetz- 
gebung (Buch  Levi)  setzte  das  Werk  sogar  noch  im  selben  Geiste  fort  und  ver- 
bot z.  B.,  daß  der  einzelne  sein  Feld  bis  an  den  Rand  abernte. 

Die  Besserung  der  Verhältnisse  erhofften  die  Propheten  nicht  schon  von 
der  herrschenden  lebenden  Generation,  sondern  zum  großen  Teil  von  den  und 
für  die  kommenden.  Erst  mußte  eben  das  in  seinen  Grundlagen  immer  noch 
auf  der  Bodenproduktion  fußende  Volk  zu  einer  gesicherten  und  geordneten 
Eigentumsverteilung  von  Grund  und  Boden  gelangen  (durch  Jubeljahr  und  Sabbat- 
jahr). Das  soziale  Ideal  ist  ihnen  doch  ein  im  Ackerbau  wurzelndes  wirtschaft- 
lich autarkes  Volk  freier  selbständiger  Arbeiter  auf  der  Basis  vollständiger 
Gleichheit  und  der  Gerechtigkeit.  Solches  ist  wohl  überhaupt  das  Ideal  der 
Theokratie,  aber  daß  jeder  der  Eigentümer  seiner  Produktionsmittel  für  seinen 
Bedarf  ist,  das  ist  doch  eine  sozialökonomische  Besonderheit  des  Ideals.  Das 
Drohnentum  des  Leihkapitalismus  wollten  sie  hintangehalten  wissen,  wie  Isaias 
sagt:  „Sie  werden  Häuser  bauen  und  bewohnen,  Weinberge  pflanzen  und  die 
Früchte  davon  essen.  Sie  werden  nicht  bauen  und  ein  anderer  bewohnen,  nicht 
bauen  und  ein  anderer  essen"  (65,  21). 

Die  Propheten  haben  nicht  den  Reichtum  an  sich  bekämpft,  nur  die  Aus- 
beutung desselben  als  wirtschaftliche  Macht  und  die  verschiedenen  Arten  un- 
gerechter Bereicherung.     Arbeit   zu   produktiven  Zwecken    sollte  Haupterwerbs- 


1)  Die  neuerlich  wieder  geltend  gemachte  Auffassung,  daß  die  Schuldein- 
treibung im  Sabbatjahr  nur  „suspendiert",  nicht  die  Schuld  erlassen  sein  sollte, 
ist  jedenfalls  sehr  bestreitbar.    (Vgl.  Nowack,  a.  unten  a.  0.,  S.  29  f.) 
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grundlage  sein.  Aber  sie  wendeten  all  ihren  Eifer  gegen  die  eingerissene 
Oenußsucht  (Arnos),  gegen  Kleiderluxus,  Prunkbauten,  weil  solcher  Aufwand  auf 
Kosten  der  Gerechtigkeit  und  nur  unter  Ausbeutung  der  wirtschaftlich  Schwachen 
möglich  war.  Sie  bekämpfen  die  Latifundienbildung,  die  Mobilisierung  des 
bäuerlichen  Besitzes  freilich  als  dem  Gesetz  widerstreitend,  aber  sie  bekämpfen 
auch  den  Kornwucher  als  die  natürlichen  Interessen  des  Volkes  bedrohend,  die 
Aussaugung  der  Lohnarbeiter,  als  welche  nur  Arme  und  Dürftige  zu  denken  sind, 
kurz  die  schrankenlose  Ausnutzung  der  wirtschaftlichen  Überlegenheit. 

Die  Propheten  hatten  mit  übermächtigen  Gegnern  zu  kämpfen,  nicht  nur 
dem  Egoismus  der  Besitzenden,  sondern  auch  mit  deren  politischer  Macht.  Ist 
68  wohl,  wenn  wir  die  starke  Nichtbeachtung  der  Gesetze  bedenken,  zu  yiel 
gesagt,  daß  es  das  Verdienst  der  Propheten  gewesen  sei,  wenn  die  Klassen- 
gegensätze nicht  zu  kollektivistisch-kommunistischen  Idealen  und  sozialistischen 
Bestrebungen  geführt  haben,  so  ist  doch  eine  gewisse  Förderung  des  Loses  der 
untersten  Schichten  durch  ihr  Wirken  als  wahrscheinlich  anzunehmen. 

Literatur:  Cornill,  Der  israelitische  Prophetismus,  1894.  Kübel,  Die 
soziale  und  volkswirtschaftliche  Gesetzgebung  des  Alten  Testaments,  1891.  Nowack, 
Die  sozialen  Probleme  in  Israel  und  deren  Bedeutung  für  die  religiöse  Ent- 
wicklung dieses  Volkes,  Rektoratsrede  1892  (Straßburg).  Walter,  Die  Propheten 
in  ihrem  sozialen  Beruf  und  das  Wirtschaftsleben  ihrer  Zeit,  1900.  Buhl,  Die 
sozialen  Verhältnisse  der  Israeliten,  1900.  Merx,  Die  Bücher  Moses  und  Josua. 
M.  Weber,  Art.  Agrargeschichte,  H.  d.  St.  P.,  S.  91. 

2.  Im  antiken  Grieclienland. 

Die  Zweiheit  des  sozialen  Problems  in  der  Antike,  von  der  oben  schon  die 
Eede  war  (4.  Kap.),  trat  vor  allem  dort  zum  Vorschein,  wo  die  Sklaverei  die 
größere  Bedeutung  für  die  Organisation  des  Wirtschaftslebens  gewonnen  hatte. 
Das  war  bei  den  okzidentalen  Völkern  der  alten  Kultur  der  Fall.  In  Griechen- 
land wie  in  Rom,  überall  waren  es  zwei  Gruppen  der  Gesellschaft  —  das  Wort, 
im  umfassenden,  nicht  im  engeren  antik  staatsbürgerlichen  Sinne  genommen  — 
die  durch  schroffe  Verfechtung  ihrer  Interessen  der  Staatsleitung  wiederholt  die 
größten  Schwierigkeiten  machten,  das  Proletariat  und  die  Sklaven. 

Der  Charakter  des  antiken  Proletariats  ist  ein  völlig  anderer  wie  der  des 
Proletariats  unserer  Zeit.  Das  antike  Proletariat  war  ein  Konsumenten- Prole- 
tariat, ein  Haufen  deklassierter  Kleinbürger,  nicht  aber  wie  heute  eine  Arbeiter- 
klasse, die  die  Produktion  auf  ihren  Schultern  trägt  (Weber).  Was  dem  Prole- 
tariat von  heute  hinsichtlich  seiner  Bedeutung  für  die  gesellschaftliche  Arbeit 
entspricht,  war  in  der  Antike  beiläufig  das  Sklaventum.  Geldoligarchie,  Pauperis- 
mus und  Sklaventum,  das  war  der  dreigliedrige  Ring,  aus  dem  der  doppelte  Gegen- 
satz sich  entwickeln  mußte  (Bücher).  Der  tatsächliche  Klassenkampf  gestaltete 
sich  aber  in  der  Hauptsache  viel  einheitlicher.  Nur  dürfen  wir  ihn  nicht  als 
•ein  Ringen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  nicht  als  Kampf  um  un- 
mittelbaren Lohn  und  andere  Arbeitsbedingungen  betrachten,  sondern  es  war  der 
Kampf  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner,  oder,  was  für  einen  großen  Teil  der  Zeit, 
die  in  Frage  kommt,  gleichbedeutend  ist,  ein  Kampf  zwischen  Adel  und  Bauer. 
In  diesen  Kampf  muß  der  antike  Staat  immer  wieder  eingreifen,  aber  natürlich 
in  anderer  Richtung  und  mit  anderen  Mitteln,  als  heute  der  Staat  Sozialpolitik 
verfolgt,  mit  Maßnahmen,  die  inhaltlich  auf  heutige  Verhältnisse  übertragen, 
wie  schon  bemerkt  wurde,  an  Mittelstandspolitik  erinnern.  Denn  der  Kern 
•dieser  Politik  war  Beschaffung  von  Daseinsgrundlagen  durch  Zuweisung  oder 
Erhaltung  von  Grundbesitz. 

Wohl  wird  man  unbedenklich  der  Auffassung  Recht  geben  können,  daß 
•die  großen  Staatsbauten  der  perikleischen  Zeit  (Parthenon,    Tempel  der  Athene 
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Nike,  Odeon  u.  a.)  nicht  nur  der  Verherrlichung  Athens,  sondern  auch  den  prak- 
tischen Forderungen  des  demokratischen  Programms,  der  Beschäftigung  und 
Versorgung  der  Massen  durch  den  Staat  dienen  sollten,  daß  sie  in  diesem  Sinne 
also  auch  eine  eminent  sozialpolitische  Maßregel  darstellten.  Aber  einmal  — 
und  namentlich  für  die  ältere  Zeit  gilt  das  —  bestand  für  die  sozialpolitische 
Arbeit  zugunsten  der  besitzlos  gewordenen  Freien  schon  in  der  antiken  Auf- 
fassung vom  Staatsbürgertum  ein  schweres  Hemmnis,  da  nach  ihr  die  Erwerbs- 
arbeit und  zwar  die  gewerbliche  den  Freien  sozial  diskreditierte,  was  so  weit 
ging,  daß  der  Gewerbetreibende  auch  im  demokratischen  Gemeinwesen  oft  amts- 
unfähig war  und  noch  geraume  Zeit  nach  dem  Aufgeben  des  Gewerbes  blieb. 
Es  fehlte  jede  „ethische  Verklärung  der  Erwerbsarbeit"  (außer  im  hellenistisch- 
orientalischen Kleinbürgertum  und  in  der  der  antiken  entgegengesetzten  Lebens- 
auffassung der  Kyniker).  Dann  aber  war  das  Arbeitsgebiet  für  sozialpolitische 
Maßregeln  auch  dadurch  eingeengt,  daß  die  Verwertung  der  freien  Arbeitskräfte 
durch  die  Konkurrenz  landfremder  Kaufsklaven  erheblich  beeinträchtigt  war. 
Vom  gewerblichen  Mittelstandsproblem  unserer  Tage  unterschied  sich  das  Sozial- 
problem des  freien  Proletariates  eben  doch  dadurch,  daß  der  Kampf  ums  Dasein 
nicht  als  ein  Ringen  zwischen  Groß-  und  Kleinbetrieb,  sondern  als  ein  solches 
zwischen  freier  und  unfreier  Arbeit  innerhalb  des  Kleinbetriebs  im  Gewerbe 
und  Handel  sich  abspielte.  Endlich  mangelte  es  aber  überhaupt  an  gewerb- 
licher Verwertungsgelegenheit  für  freie  Arbeitskräfte,  da  der  Bedürfnisstand 
der  Massen  keine  Nachfrage  nach  Gewerbeprodukten  begründete. 

Die  Herrschaft  der  alten  Geschlechter  (des  Adels)  in  dem  griechischen 
Stadtstaat  (Polis),  in  der  die  Klassenherrschaft  zutage  trat,  war  eine  Herrschaft 
der  Stadt  über  das  platte  Land,  und  typisch  für  die  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Verhältnisse  in  dieser  Adelspolis  waren:  1.  Verschuldung  der  Bauern; 
2.  Grundbesitzanhäufung  bei  den  Geschlechtern  als  Gläubigern,  da  die  Ver- 
schuldung sich  mit  Hingabe  des  Bauerngutes  als  Pfand  verband  und  3.  Ver- 
schwinden der  Dörfer  im  Verwaltungsrecht.  Das  revolutionäre  Proletarierelement 
sind  in  Hellas  durchweg  die  v^erarmten,  d.  h.  verschuldeten  Bauern.  Ihre  Be- 
wegung führte  daher,  abgesehen  von  der  Aufhebung  der  kapitalistischen  Schuld- 
knechtschaft —  kapitalistisch,  weil  die  Schuldversklavung  Grundlage  weiteren 
Erwerbes  werden  konnte  (durch  Vermietung  des  Sklaven  u.  dgl.)  —  auch  zu 
sozialpolitischen  Maßnahmen  im  Bereiche  des  Schuldenwesens:  Rückzahlung  der 
an  die  Gläubiger  geleisteten  Zinsen  und  Schulderlaß  (Seisachthie).  Da  aber  die 
große  Masse  des  Landes  durch  Verpfändung  in  die  Hände  des  Adels  gelangt 
war,  bedeutete  die  Forderung  des  Schulderlasses  Neuaufteilung  des  Landes,  die 
auch  direkt  zum  Programmpunkt  der  radikalen  Reformpartei  gemacht  wurde. 

So  ist  denn  die  soziale  Gesetzgebung  des  antiken  Staates  eine  agrarische. 
Staatliche  Bindung  des  Bodens  versuchte  man  durch  Verbote  des  Grundverkaufs 
an  die  Stadt,  d,  h.  an  die  Adelsgeschlechter,  im  Interesse  der  Bauernschaft  zu 
erreichen.  Die  Erhaltung  der  „Nahrung"  der  waffenfähigen  Bauern-  und  Klein- 
bürgerschaft wurde  Hauptziel  der  sozial  orientierten  Politik,  also  Zuweisung  von 
Land,  die  aber,  wie  hier  nebenbei  bemerkt  sei,  nicht  nur  zur  Beschwichtigung  der 
radikalen  besitzlos  gewordenen  Freien,  sondern  in  späteren  Zeiten,  namentlich 
in  Sparta,  sogar  den  Hörigen  gegenüber  vorgenommen  wurde.  Freilich  waren 
Agrarfragen  und  damit  sozialpolitische  Fragen  immer  gleichzeitig  auch  An- 
gelegenheiten der  Verfassung  und  im  weiteren  auch  des  Militärwesens.  So  war 
die  Bauernfreundlichkeit  denn  oft  genug  nur  Mittel  zum  politischen  Zweck,  so- 
fern damit  die  Zertrümmerung  des  Zusammenhangs  der  Geschlechter,  das  Haupt- 
ziel der  demokratischen  Bewegung  gefördert  werden  konnte. 

Daneben  geht  aber  allerdings  auch  das  Streben  nach  Hemmung  der  weit- 
gehenden Differenzierung  der  Lebensführung  durch  Luxusverbote  einher,    denen 
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sich  als  weitere  Maßnahme  die  Untersagung  des  Sklavenerwerbs  (in  Athen,  am 
längsten  in  Phokis  und  Lokris)  gleichfalls  im  kleinbürgerlichen  Interesse  anreiht. 
Wie  Selon  rühmt,  daß  man  mittels  des  „Gewerbes"  noch  wirtschaftlich  vorwärts 
kommen  könne,  so  war  auch  in  den  Reihen  der  späteren  demokratischen  Stra- 
tegen im  politischen  Kampf  eine  Ahnung  lebendig  von  der  Bedeutung,  die  die 
Industrialisierung  eines  Landes  für  die  Verfassung  der  Gemeinwesen  haben 
kann.  Und  da  war  es  nur  folgerichtig,  den  bürgerlichen  Erwerbsmöglichkeiten 
Schutz  gegen  die  unfreie  Arbeit  zu  schaffen. 

Aber  der  Standpunkt,  von  dem  gerade  auch  die  Einflußreichsten  lange  die 
Dinge  betrachteten,  wechselte  und  war  kaum  jemals  einheitlich.  Trotz  zahl- 
reicher unverkennbar  individualistischer  Grundzüge  in  den  Tatsachen  und  Vor- 
gängen der  Sozialgeschichte  haben  wir  es  doch  auch  in  Althellas  und  bis  in  die 
klassische  Zeit  mit  einer  weitgehenden  sozialen  Gesinnung  zu  tun.  Die  peri- 
kleische  Politik  einer  attischen  Demokratie  läßt  in  dem  politischen  Ideal  den 
ausgesprochen  sozialen  Grundzug  klar  hervortreten.  Athen  sollte  der  Welt 
einen  Staat  zeigen,  in  dem  die  Wünsche  der  Masse  befriedigt  sind,  in  dem  der 
Reichere  nicht  unterdrückt  ist,  ja  geradezu  Grundlage  des  Stolzes  der  Mitbürger 
sein  sollte,  in  dem  aber  der  Besitzende  dem  Staate  auch  mit  seinem  Vermögen 
zu  dienen  und  freudig  die  Lasten  auf  sich  zu  nehmen  hat,  die  das  Eintreten 
einer  leistungsfähigen  Persönlichkeit  erfordern:  Ausnützung  und  Instandhaltung 
der  Trieren,  Ausstattung  der  Chöre,  des  Fackel wettlaufs ,  Speisung  der  Phylen. 
Das  galt  so  wenig  wie  die  Vermögenssteuer  in  Notlagen  des  Staates  als  Bedrückung 
der  Reichen,  sondern  als  Entgelt  dafür,  daß  der  Staat  sie  in  ihrem  Besitze 
schützt  und  ihnen  ermöglicht,  ihn  zu  mehren  (Ed.  Meyer).  So  stand  es  aber 
freilich  auch  in  Athen  nur  in  den  besten  Zeiten,  in  denen  Perikles'  Ideen  die 
Geister  erfüllten,  und  es  mutet  wenig  nach  Sozialpolitik  und  nach  sozialer 
Gesinnung  an,  wenn  wir  lesen,  wie  um  die  Wende  des  V.  zum  IV.  Jahrhundert 
an  manchen  Orten  die  Oligarchen  schwören  mußten:  „Ich  will  dem  Demos 
schlecht  gesinnt  sein  und  ihm  so  schlecht  raten,  wie  ich  nur  immer  kann." 
Auch  das  restaurierte  Athen  trat  unter  das  Zeichen  der  Reaktion;  mit  dem 
Regiment  der  Reichen  ist  die  Klassenherrschaft  eher  verschärft  worden,  obgleich 
das  Proletariat  von  ihnen  erhalten  werden  mußte,  was  sie  schwer  belastete. 
Aber  an  irgendeine  Maßnahme  zur  ökonomischen  Förderung  des  besitzlosen 
Bürgerstandes,  an  wirtschaftliche  Fundierung  des  Proletariats  auf  Erwerbsarbeit 
dachte  man  nicht,  und  zwar  schon  wegen  der  Konkurrenz  der  Sklavenarbeit. 

Ziemlich  anders  lagen  die  Dinge  in  Sparta,  wo  die  militärischen  Interessen 
weit  mehr  als  beispielsweise  in  Athen  durchgreifender  Gesichtspunkt  für  die 
Gestaltung  der  Sozialverfassung  war.  Die  kriegerische  Erziehung  bildete  da  die 
Grundlage  der  Klassendifferenzierung,  so  daß  das  Aufsteigen  sogar  aus  der  Klasse 
der  Heloten  (Hörige,  nicht  Sklaven)  in  die  Klasse  der  vollberechtigten  Spartiaten 
nicht  ausgeschlossen  war.  Der  geldfeindliche  Grundzug  im  ganzen  Spartanertum, 
das  weitgehende  Festhalten  an  naturalwirtschaftlichen  Einrichtungen,  die  Immobi- 
lisierung des  Ackerloses  des  spartanischen  Vollbürgers,  die  Deklassierung  des 
Handwerkers  und  Händlers  zum  beschränkt-berechtigten  Periöken,  das  direkte 
Verbot  standeswidriger  Erwerbsarbeit  für  den  vollberechtigten  Spartiaten:  all 
dies  hemmte  das  Aufkommen  des  Kapitalismus.  Die  Grundbesitzakkumulation 
freilich  wurde  damit  nicht  hintangehalten,  sie  hängt  mit  dem  bekannten  starken 
Zusammenschrumpfen  der  Zahl  der  Spartiaten  zusammen.  Jedoch  was  für  Spartas 
soziale  Struktur  wohl  das  markante  ist,  das  freie  Bürger -Proletariat  fehlt  und 
das  gärende  Element  sind  die  allerdings  auch  in  einer  von  dem  attischen  Sklaven- 
verhältnis verschiedenen  Lage  befindlichen  Heloten.  Ihre  Aufstände  bedeuteten 
eine  um  so  größere  Gefahr,  als  solche  ja  den  Lebensunterhalt  der  Spartiaten, 
ihrer  Grundherren,    in  Frage    stellten.     Je    nach    der  Sachlage    in    der    äußeren 
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Politik  ist  es  daher  einmal  zur  erneuten  Niederwerfung  der  Heloten  durch  ihre 
Herren  und  zur  Knebelung  durch  schärfere  Einrichtungen,  von  denen  Thukydides 
berichtet,  bald  wieder  zu  Befreiungsakten  gekommen,  wie  z.  B.  namentlich  nach 
dem  archidamischen  Krieg. 

Als  bedeutsamste  Momente  in  der  Reihe  von  Maßnahmen  griechischer 
Politik,  denen,  soweit  wir  darüber  genügend  orientiert  sind,  sozialpolitische  Be- 
deutung in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  zukommt,  sind  folgende  zu  erwähnen. 
594  V.  Chr.  führt  Solon  als  Archon  von  Athen  die  Seisachthie  durch,  womit  es 
gleichzeitig  zur  Aufhebung  der  Schuldknechtschaft  und  zur  Wiederbegründung 
bäuerlicher  Existenzen  kommt.  Die  Bodenakkumulation  wurde  damit  rückgängig 
gemacht.  Da  der  Erfolg  dieser  Maßnahmen  nicht  durchgreifend  war,  so  scheint 
die  Politik  des  Peisistratos  verschärfte  Maßnahmen  zur  Besitzausgleichung  ge- 
troffen zu  haben,  wahrscheinlich  hat  er  eine  Parzellierung  des  zu  Solons  Zeiten 
in  den  Händen  weniger  befindlichen  Landbesitzes  vollzogen.  Im  selben  Sinne 
erflossen  unter  Kleisthenes  andere  Bodenerwerbsbeschränkungen  für  den  Adel. 

Solon  war  ausgesprochen  Sozialreformer  seiner  Zeit,  der  darauf  abzielt,  dem 
übermäßigen  Reichtum  und  seinem  Wachstum  Zügel  anzulegen,  die  Daseins- 
bedingungen durch  Rechtsnormen  zu  erleichtern,  der  sich  für  einen  Mittelweg 
einsetzt"i  dem  jeder  Radikalismus  fem  gelegen  war.  Seine  Maßnahmen  waren 
gleichwohl  Brechung  des  formellen  Rechts,  was  stets  die  Reform  in  ein  revolu- 
tionäres Licht  rückt:  „Durch  die  Macht  des  Gesetzes  habe  ich  Gewalt  und  Recht 
verbunden"  sind  seine  eigenen  Worte.  Aber  er  war  nicht  gewillt,  dem  „Gesindel 
und  den  Edeln  gleichen  Anteil  am  fetten  Boden  seiner  Heimat  zu  gewähren." 

In  Sparta  ist  im  HL  Jahrhundert  eine  Neuaufteilung  des  Landes  von  König 
Agis  IV.  versucht  worden,  allerdings,  wie  neuerlich  angenommen  wird,  zwecks 
Restauration  des  Herrenstandes.  Immerhin  sollte  damit  die  Landzuweisung  an 
Periöken,  also  Beschränkt-berechtigte  verbunden  sein  (242  v.  Chr.).  Die  Ver- 
wirklichung der  Idee  gelang  erst  Kleomenes  III.  (227  v.  Chr.);  die  Befreiung  von 
6000  Heloten  durch  denselben  König  (222)  scheint  wohl  mehr  militärischen  als 
sozialpolitischen  Hintergrund  gehabt  zu  haben ,  immerhin  der  Charakter  der 
Bauernbefreiung  wird  mit  diesem  militärisch-politischen  Motiv  nicht  ausgetilgt. 

Literatur:  M.  Weber,  Art.  Agrargeschichte  (Altertum)  im  H.  d.  St.  I., 
3.  Aufl.  und  dort  zitierte  Literatur,  darunter  besonders  Ed.  Meyer,  Geschichte 
des  Altertums,  Bd.  II,  §  190—238,  399—414,  Bd.  LI,  §  296—315,  Bd.  IV,  Kap.  2 
u.  3,  Bd.  V,  §  880—888.  Bücher,  Die  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter,  1874. 
Neumann,  Die  Entstehung  des  spartiatischen  Staates  in  der  lykurgischen  Ver- 
fassung, Hist.  Ztschr.,  Bd.  96. 

3.  Im  antiken  Rom. 

Auch  in  Rom  spielen  sich  die  Vorgänge  von  sozialpolitischer  Tragweite 
auf  dem  Gebiete  der  Agrarrechtsgestaltung  ab.  Wie  in  der  antiken  Polis  .über- 
haupt setzt  auch  hier  der  soziale  Klassengegensatz  mit  dem  Ringen  zwischen 
Adel  und  Bauernschaft  ein.  Das  Wort  Proletarier  tritt  in  dem  Zwölftafelgesetz 
(451/0  V.  Chr.)  in  einer  Bedeutung  auf,  die  freilich  seinem  heutigen  Sinne  nicht 
entspricht,  aber  Besitzlosigkeit  bezüglich  des  politisch  ausschlaggebenden  Ver- 
mögensobjektes Land  charakterisiert  schon  dort  eine  Gruppe  der  Bürgerschaft. 
Proletarier  waren  die  nicht  grundsässigen  Nachkommen  eines  Vollbürgers,  die 
eben  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Proles  (=  Nachkommen)  zur  Bürgerschaft 
gehören  im  Gegensatz  zu  den  auf  Grund  ihres  Bodenbesitzes  wehrpflichtigen 
und  stimmberechtigten  Vollbürgern  (den  adsiduis).  Die  Proletarii  waren  als 
solche  noch  keine  Klasse,  aber  sie  liefern  allmählich  das  Hauptkontingent  zur 
Plebs,  die  sich  beruflich  aus  Handwerkern  und  Händlern  —  reich  gewordenen 
und  arm  gebliebenen  —  aber  auch  aus  Bauern  zusammensetzt.     Die  Plebs  war 
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in  erster  Linie  eine  politische  Klasse,  aber  sie  war  schon  früh  —  und  zwar 
gewiß  zur  Zwölftafelzeit  —  auch  ökonomisch  in  einen  einheitlichen  Gegensatz 
gegen  die  Adelsklasse  getreten:  Sie  stehen  nicht  als  Hörige,  aber  als  Schuldner 
im  Klassenkampf.  Gesetzesnormen  zum  Schutze  des  Schuldners,  insbesondere 
die  Beschränkung  des  Gläubigerrechtes  (wie  z.  B.  hinsichtlich  der  Form  der 
Schuldknechtschaft)  galten  als  Errungenschaften  der  plebejischen  Interessenpolitik, 
denen  sozialpolitische  Bedeutung  nicht  abzusprechen  ist. 

Schuldsklaventum  und  Bodenpfand,  diese  sozialpolitische  crux  der  gesamten 
antiken  Frühzeit,  wie  M.  Weber  sagt,  zu  beseitigen  dürfte  schon  in  der  Absicht 
der  Autoren  der  Zwölftafelgesetze  gelegen  gewesen  sein. 

Dieses  große  Kodifikationswerk  bedeutet  schon  den  Abschluß  einer  gewissen 
Emanzipation  des  nicht  adeligen  Grundbesitzes.  Ausgangspunkt  aller  Rechts- 
und sozialen  Entwicklung  war  das  Eigentum  der  Geschlechter  am  Grund  und 
Boden.  Es  gab  kein  Einzeleigentum.  Der  einzelne  ist  durch  sich  selbst  nichts, 
sondern  alles  durch  seine  Familie,  die  gens.  Diese  wirtschaftliche  Bedeutung 
des  Geschlechtsverbandes,  die  politisch  so  unendliche  Tragweite  hatte,  ist  nun 
durch  das  aufsteigende  Privateigentum  des  einzelnen  sozusagen  überwunden 
worden.  Hand  in  Hand  mit  der  Ausbildung  des  Sondereigentums  am  Boden 
geht  die  Entstehung  des  freien  Plebejertums.  Ja,  die  Idee  des  freien  Sonder- 
eigentums ist  wohl  aus  plebejischen  Kreisen  hervorgegangen.  Die  Aufteilung 
der  Äcker,  auf  denen  die  Plebejer  zunächst  vielleicht  als  bloße  Bittbesitzer 
gesessen  hatten,  ist  wohl  in  erster  Linie  den  Plebejern  zugute  gekommen.  So 
waren  sie  Anteilhaber  des  Nationalvermögens  geworden.  Vermögensrechtlich 
war  der  Plebejer  der  Rechtsgenosse  des  Patriziers  geworden.  Die  volle  Verkehrs- 
freiheit für  den  Grundbesitz,  insbesondere  Verschuldungs-  und  Vererbungsfreiheit, 
wie  sie  in  den  Zwölftafeln  statuiert  worden  war,  bildeten  den  Schlußstein  in 
der  Rechtsentwicklung  des  ausgesprochenen  Ackerbürgertums. 

Aber  gerade  die  Vertragsfreiheit  des  demokratischen  „Zivilrechts"  für 
den  einzelnen  Bürger,  das  das  quiritische  Recht  der  Familien  überwunden  hatte, 
damit  zusammenhängend  die  Verwendungsfreiheit  des  Bodens  und  Freiheit  zu 
Sklavenbesitz,  wurden  eine  Quelle  stärkerer  sozialer  Diiferenzierung ,  Besitzver- 
Bchiedenheiten  waren  da  schon  bedeutsam  genug.  Sie  steigerten  sich  durch  die 
Testierfreiheit,  durch  das  Recht  zur  Exheredation,  die  übrigen  Kinder  zugunsten 
eines  Einzelerben  vom  Erbrecht  auszuschließen.  Die  Hauptquelle  für  die  Stei- 
gerung der  Besitzverschiedenheit  lieferte  jedoch  das  Okkupationsrecht,  das  ist 
das  Recht  jedes  italischen  Bundesbürgers,  öffentliches  (ursprünglich  „ödes") 
Land  gegen  eine  Abgabe  an  den  Staat  in  Besitz  zu  nehmen.  Dieses  Rechts- 
institut gewann  enorme  Bedeutung  mit  den  Gebietseroberungen,  mit  denen  dem 
Staat  weite  Massen  schon  kultivierten  Landes  zufielen.  „Da  an  jeder  Okkupation 
natürlich  die  Vieh-  und  Sklavenbesitzer  mit  unvergleichlich  anderem  Erfolg  teil- 
nehmen konnten  als  noch  so  viele  freie  Bauern,  war  dadurch  nach  dem  Eindringen 
der  Kaufsklaverei  ein  unerhörter  agrarischer  Kapitalismus  geschaffen." 

Die  Bestrebungen,  die  darauf  gerichtet  waren,  das  Verlangen  der  Masse 
nach  Zuteilung  solchen  öffentlichen  Staatslandes  zu  befriedigen,  dürfen  als  der 
Hauptinhalt  der  sozialpolitischen  Bewegungen  dieser  italischen  Expansionsperiode 
Roms  bezeichnet  werden.  Die  Besitzenden  beantworteten  dies  Verlangen  in  der  Regel 
mit  dem  Vorschlag,  Land  zwecks  Aufteilung  neu  zu  erobern  oder  eine  Kolonie  zu 
begründen.  Und  die  von  der  Mitte  des  II.  Jahrhunderts  an  gegründeten  Bürger- 
kolonien sind  den  Besitzenden  nur  unter  dem  Druck  der  Kelten-  und  Punier- 
gefahr  und  der  Notwendigkeit,  die  durch  den  Krieg  gerissenen  Lücken  zu  füllen, 
dem  Adel  abgetrotzt  worden.  So  hatte  der  am  Trasimenersee  von  Hannibal  ge- 
schlagene Konsul  C.  Flaminius  als  Volkstribun  232  die  Aufteilung  des  den 
Senonen  abgenommenen  gallischen  Ackers  an  Bürgerkolonisten  gegen  den  Senat 
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durchgesetzt.  Das  war  ein  Eingriff  der  Gesetzgebung  der  plebejischen  Volks- 
yersammlung  in  die  Verwaltung  und  Flaminius  darin  ein  Vorläufer  der  Grachen. 
Sein  Wirken  war  erfolgreich,  blieb  aber  zu  vereinzelt,  als  daß  es  wirkliche  Ge- 
sundung der  Gesellschaftsstruktur  bringen  konnte. 

Schon  war  es  auch  zu  spät.  Der  Kampf  um  den  Boden,  den  Rom  gegen 
äußere  Feinde,  Nichtrömer,  Samniter,  Karthager  usw.,  aufgenommen  hatte,  ward 
zum  Kampf  innerhalb  des  römischen  Volkes.  Und  wir  dürfen  nicht  übersehen: 
da  dem  Adel,  den  senatorischen  Familien  seit  220  v.  Chr.  Geldgeschäfte  auch 
in  Rom  verboten  waren,  waren  sie  gedrängt,  ihren  Reichtum  immer  wieder  in 
Grund-  und  Sklavenbesitz  anzulegen,  womit  der  Grund  gelegt  wurde  zu  der 
später  einsetzenden  ausgesprochenen  Rückbildung  der  Wirtschaftsweise  des 
Großgrundbesitzes  zur  Eigenwirtschaft,  zur  autarken  großstiligen  Hauswirtschaft. 
Außer  dem  Gegensatz  gegen  die  vieh-  und  sklavenreichen  Großgrundbesitzer 
war  aber  noch  ein  anderer  groß  geworden.  Eine  besondere  Kapitalistenklasse 
war  emporgekommen  und  hatte  als  „Ritterschaft''  einen  mächtigen  Einfluß  auf 
die  Beamten  wie  im  Senat,  wie  sogar  in  den  Massen  des  souveränen  Volkes  er- 
rungen. Es  war  die  Macht  des  flüssigen  Kapitals,  über  das  sie  verfügten,  wo- 
durch sie  den  großgrundbesitzenden  alten  Amtsadelsfamilien  überlegen  waren. 
Aber  wegen  der  großen  Tragweite  des  Landbesitzes  für  die  politische  und  soziale 
Stellung  trugen  auch  sie  noch  das  ihrige  zu  dem  Heißhunger  nach  Bodenbesitz 
bei.  Diese  Geldgeber  des  Staates,  die  immer  mehr  die  auswärtige  Politik  Roms- 
diktierten, die  die  Vernichtung  der  Handelskonkurrenten,  Karthagos  und  Korinths^ 
durchgesetzt  hatten,  brachten  kaufmännischen  Geist  auch  in  die  Bodenkultur. 

Das  Arbeitermaterial  für  die  intensive  Kultur  in  den  Großgrundbesitzungen 
lieferten  die  Kriegsgefangenen  und  immer  mehr  die  Kaufsklaven,  je  mehr  der 
Sklavenhandel  und  Sklavenraub  zu  gedeihen  vermochte.  Damit  aber  wurde  den 
bäuerlichen  Landbewohnern  die  letzte  Möglichkeit,  für  den  römischen  Markt  und 
im  weiteren  überhaupt  für  den  Markt  zu  produzieren,  entzogen.  Wohl  gab  e& 
immer  noch  Bauern,  aber  sie  waren  eine  quantite  negligeable  geworden,  wirt- 
schaftlich, politisch  und  militärisch.  Eine  große  Zahl  wird  von  ihnen  mit  ihrer 
Nachkommenschaft  zur  Vermehrung  des  städtischen  Proletariats  geliefert. 

Römische  Staatsmänner,  die  den  Blick  für  die  staatserhaltende  Kraft  eines 
gesunden  Bauernstandes  und  den  Sinn  für  eine  gewisse  Harmonie  in  der  staat- 
lichen Gesellschaft  nicht  verloren  hatten,  die  von  der  wuchtigen  Macht  des  Ka- 
pitalverwertungsstrp.bens  noch  nicht  in  Fesseln  geschlagen  waren,  nahmen  den 
Kampf  gegen  Krankheitssymptome  auf.  Deklamationen  gegen  den  Luxus  und  die 
Sittenlosigkeit,  gegen  das  Schwinden  des  Bürgerstandes  blieben  nicht  aus.  Auch 
wurden  Speise-  und  Luxusgesetze  erlassen,  und  der  Censor  Metellus  sieht  sich 
veranlaßt,  131  v.  Chr.  die  Bürger  zu  mahnen,  daß  sie  die  Last  der  Ehe  auf  sich 
nehmen  sollten.  Wie  ein  nächtlicher  Blitz  warfen  die  Sklavenaufstände  de» 
n.  Jahrhunderts  v.  Chr.,  insbesondere  die  gewaltige  sizilische  Erhebung  unter 
Führung  des  Syrers  Eunus  (Antiochus  gen.),  ein  grelles  Licht  auf  die  furchtbare 
Gefahr,  die  aus  der  Zerrissenheit  der  Gesellschaft,  aus  dem  klaffenden  Abgrund 
zwischen  Reichtum  und  proletarischen  Massen  verarmter  Bürger  den  Staat  bedrohte. 

Nur  die  Wiederherstellung  eines  wehrfähigen  Bauernstandes  schien  das 
Mittel,  dem  römischen  Staatswesen  eine  sichere  Grundlage  aufs  neue  zu  schaffen» 
und  diesem  Ziel  hat  der  Träger  der  markantesten  sozialreformatorischen  Be- 
wegung des  antiken  Rom  zugestrebt:  Tiberius  Grachus.  Er  war  der  Tat- 
kräftige unter  den  vielen  Wollenden  und  beantragte  134  v.  Chr.  die  Er- 
neuerung eines  angeblich  ein  halbes  Jahrhundert  vorher  (196)  erlassenen  Gesetzes 
(des  heute  als  Erfindung  erwiesenen  Licinischen),  und  darnach  sollte  niemand 
mehr  als  500  Morgen  Staatsland  (125  ha)  in  Besitz  haben  und  darauf  nur  eine 
beschränkte  Zahl  Vieh  halten  dürfen.     Ein  Teil  der  Knechte  mußte  freie  Leute 
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sein.  Ferner  sollte  nach  Tiberius  Grachus  eine  Kommission  eingesetzt  werden, 
die  feststellen  sollte,  was  Staatsland,  was  Privatland  sei,  und  ersteres  sollte  ein- 
gezogen und  unter  die  ärmeren  Bürger  verteilt  werden.  Das  aus  der  Beerbung 
•des  pergamenischen  Königs  Attalus  III.  üom  zugefallene  Geld  sollte  zur  Aus- 
stattung der  neu  angesiedelten  Bauern  verwendet  werden.  Die  Grachische  Be- 
wegung war  damit  nicht  bloß  gegen  den  alten  römischen  Amtsadel,  sondern 
gegen  die  gesamte  Staatsbürgerschaft,  auch  die  bundesgenössische,  die  an  den 
Okkupationen  teilgenommen  hatte,  gerichtet  und  entfesselte  den  Klassenkampf 
daher  weit  über  Roms  Weichbild  hinaus.  Über  diesen  schon  weit  gediehenen, 
■dann  plötzlich  so  unglücklich  verlaufenen  Versuch  zu  einer  tiefgreifenden  Sozial- 
reform gehen  die  Meinungen  stark  auseinander.  Eduard  Meyer  meint,  daß  die 
moralische  Verantwortung  für  das  namenlose  Elend,  das  die  Herrschaft  der 
römischen  Republik  über  die  Welt  gebracht  hat,  in  erster  Linie  nicht  die 
Aristokratie,  deren  tüchtigste  Elemente  immer  wieder  zu  bessern  gesucht  hätten, 
-ZU  tragen  habe,  sondern  Cajus  Grachus.  Jedenfalls  tritt  bei  den  Grachischen 
Bewegungen  der  Zusammenhang  zwischen  politischen  und  sozialreformatorischen 
Bestrebungen  deutlich  hervor.  Aber  Tiberius  ist  zum  politischen  Gewaltmittel 
^ohl  erst  gedrängt  worden.^)  Bei  Cajus  Grachus  dürfte  das  politische  Ziel: 
Sturz  der  Senatsvorherrschaft,  die  der  Reform  im  Wege  gestanden,  in  den 
Vordergrund  getreten  sein.  So  sind  die  Söhne  der  altadeligen  Senatorenfamilie 
beide  Revolutionäre  geworden.  Aber  die  Gewaltanwendung  entsprang  der  Not- 
wendigkeit, ein  formales  verfassungsrechtliches  Hemmnis  zu  umgehen.  Mit  ihren 
sozialwirtschaftlichen  Zielen  sind  sie  Sozialreformer  wie  Solon.  Die  Reform 
selbst  dachten  sie  auf  legalem  Weg  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  durch- 
zuführen. 

Aus  dem  in  solcher  Bedrohlichkeit  sich  zuspitzenden  Gegensatze  war  es 
wohl  schon  zu  Maßnahmen  gegen  die  Symptome  des  Pauperismus  gekommen. 
Weil  der  italische  Getreidebau  nicht  mehr  ausreichte,  mußte  die  Regierung,  um 
billige  Preise  zu  schaffen  und  eine  Hungersnot  zu  verhüten,  für  den  Import 
fremden  Getreides  sorgen.  Eine  Maßnahme,  die  die  Katastrophe  eher  zu  be- 
.schleunigen  geeignet  war,  denn  damit  mußte  die  italische  Getreideproduktion 
noch  weiter  zurückgehen.  Zahlreiche  Äcker  lagen  brach  oder  wurden  in  Wein- 
und  Ölpflanzungen  verwandelt,  zahlreiche  selbständige  Existenzen  vernichtet. 
Aber  einmal  ins  Leben  getreten,  mußte  mit  dieser  Einrichtung  fortgefahren 
werden,  und  so  entwickelte  sich  in  Rom  eine  Sozialpolitik  der  Konsumtions- 
förderung. Cajus  Grachus  setzte  zuerst  durch,  daß  den  Bürgern  der  römische 
Scheffel  Weizen  zu  5  As,  weit  unter  dem  Kostenpreis  geliefert  wurde;  Clodius, 
daß  ihnen  ein  bestimmtes  Maß  ganz  unentgeltlich  ausgeteilt  wurde.  Das  mußte 
natürlich  auch  ein  massenhaftes  Zuströmen  verarmter  Bürger  nach  Rom  zur 
Folge  haben. 

Der  Staatsaufwand  für  diese  Getreidelieferungen  betrug  schon  75  v.  Chr. 
■etwa  1  Y^  Millionen  Mark,  46  n.  Chr.  13  ^j^  Millionen.  Wohl  wurden  Einschrän- 
kungen immer  wieder  vorgenommen.  So  soll  Cäsar  die  Zahl  der  Getreide- 
empfänger von  320000  auf  150  000  herabgesetzt  haben.  Jedenfalls  steht  fest, 
daß  Cäsar  zu  einer  organischen  Staatsinstitution  entwickelt  hat,  was  in  der 
beschränkteren  Enge  des  athenischen  Lebens  Gemeindesache  war  und  daß  er 
•eine  Einrichtung,  die  für  den  Staat  eine  Last  und  in  gewissem  Sinne  eine 
Schmach  war,  umgeschaffen  hat  in  die  erste  jener  heute  so  unzähligen  wie 
segensreichen  Anstalten,  in  denen  das  unendliche  menschliche  Erbarmen  mit 
dem  unendlichen  menschlichen  Elend  ringt  (Mommsen). 

Außer  Getreide  wurde  auch  Öl,  Salz,  Fleisch  verteilt,  auch  die  Verteilung 

1)  Bei  der  Tribunenwahl,  bei  der  er  gegen  das  Gesetz  seine  Wiederwahl 
durchsetzen  wollte,  was  die  Durchführung  der  Reform  erheischt  hätte. 
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von  Kleidungsstücken  kam  vor.  Seit  Aurelian  wurde  statt  Gretreide  Brot  verteilt 
und  unter  Trajan  ein  Kollegium  von  Bäckern  gebildet,  die  unter  Aufsicht  der 
Beamten  der  Annona  (öffentliches  Getreidemagazin)  standen  und  das  Korn  aus 
den  öffentlichen  Magazinen  zu  billigerem  Preise  bezogen,  dafür  aber  verpflichtet 
waren,  gutes  und  billiges  Brot  zu  liefern.  So  ist  die  Getreideverteilung,  die 
ursprünglich  stark  demagogischen  Zwecken  dienstbar  gemacht  worden  war,  im 
Laufe  der  Kaiserzeit  immer  mehr  ein  Akt  geordneter  Armenpflege  geworden. 
Hat  man  anfangs  oft  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedürftigkeit  verteilt,  so  beschränkte 
man  die  Zuteilung  immer  ausschließlicher  auf  die  Besitzlosen,  die  in  die  Liste 
(plebs  frumentaria)  eingetragen  waren. 

Eine  Ergänzung  fand  diese  Einrichtung  in  den  Congiarien  und  Donativen, 
Geldgeschenken  zu  gewissen  Anlässen  (Thronbesteigung,  freudige  Ereignisse  im 
Herrscherhaus  u.  dgl.),  auf  die  die  Getreideempfänger  mit  wachsender  Sicherheit 
rechnen  konnten. 

Eine  an  der  Wurzel  des  Übels  einsetzende  soziale  Fürsorge  für  die  Proletarier- 
massen der  Städte  ist  in  der  nach-grachischen  Zeit  nur  dadurch  innerhalb  gewisser 
Grenzen  bewirkt  worden,  daß  bei  den  Ackergesetzen  die  Zuweisung  von  Land 
an  das  Heer  als  Siegeslohn  regelmäßig  vorgesehen  wurde.  Das  kam  dem  Prole- 
tariat der  Städte  zugute,  denn  teilweise  aus  ihm  rekrutierte  sich  alsbald  das 
römische  Heer.  Für  die  Proletariermasse  selbst  war  bei  den  Römern  wohl  noch 
weniger  Interesse  vorhanden  als  bei  den  mit  mehr  Sinn  für  eine  gewisse  Har- 
monie ausgestatteten  Hellenen,  die  auch  mehr  Talent  bewiesen,  die  politischen 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  anzupassen.  Und  wenn  wir  sehen,  wie  die 
bedeutsamsten  Versuche  zur  Korrektur  der  einseitigen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung in  Rom  immer  mit  Anlehnung  an  das  von  altersher  Überkommene 
einsetzen,  so  ist  auch  darin  ein  Beweis  des  ausgesprochen  konservativen  Grund- 
zuges des  Römers  zu  erkennen,  der  wohl  mit  der  (im  Vergleich  mit  den  Griechen) 
viel  höheren  Staatsautorität  bewirkt  haben  mag,  daß  bei  allen  revolutionären 
Bewegungen  das  soziale  Moment  so  lange  sekundär  bleiben  konnte.  Erst  im 
H.  Jahrhundert  n.  Chr.  setzen  die  großen  Agrarrevolutionen  in  Afrika,  dann  in 
Gallien  und  später  in  Spanien  ein.  Aufzuhalten  war  eben,  sobald  der  Kapitalis- 
mus Bedeutung  gewonnen  hatte,  ohne  soziale  Reformpolitik  das  revolutionäre 
Ende  trotz  des  furchtbaren  Schwindens  der  Bevölkerung  doch  nicht. 

Literatur:  Außer  den  zu  2.  genannten:  Mommsen,  Römisches  Staatsrecht, 
H.  u.  HL  Ders.,  Römische  Geschichte,  HL  Ed.  Meyer,  Untersuchungen  zur 
Geschichte  der  Grachen,  Festschrift  1894.  Ders.,  Grachische  Bewegungen  im 
H.  d.  St.,  Suppl.  n. 

4.  Nachcliristliclie  Zeit  in  Europa,  insbesondere  DeutscMand. 

Und  doch  war  die  kapitalistische  Entwicklung  vom  HL  Jahrhundert  ab  ins 
Stocken  gekommen,  wie  M.  Weber  wahrscheinlich  gemacht  hat,  weil  die  Bureau- 
kratie  des  Kaisertums  die  ökonomische  Initiative  unterbunden  hat.  Dürfte  doch 
auch,  noch  ein  anderes  Moment  nicht  ganz  außer  acht  zu  lassen  sein.  Verfall  der 
Heeresorganisation,  Ausscheiden  der  alten  Adelsgeschlechter  aus  der  Verwaltung 
und  dem  Heer,  eine  Art  Staatsbankrott,  Kolonisierung  der  mit  Land  reich  be- 
lohnten Soldaten,  Umwandlung  der  kasernierten  Sklavenmassen  in  Fronbauern 
auf  Eigenbesitz  im  Kreise  ihrer  Familie  usf.,  all  das  war  natürlich  für  die  soziale 
Schichtung  von  größter  Bedeutung.  Aber  wenn  wir  sehen,  wie  mit  dem  Kapi- 
talismus auch  der  Klassengegensatz  verflacht  und  wie  eine  neue  Art  Kleinbürger- 
tum, das  der  Antike  doch  fremd  war,  aufkommt,  so  ist  mit  zu  bedenken,  daß 
die  Auffassung  über  die  Arbeit  offenbar  auch  eine  andere  geworden  sein  mußte. 
Das  war  möglich  einmal  (sekundär)  infolge  des  Ein  schrumpf ens  der  Sklaven- 
märkte, dann  aber  wohl  auch  (primär)  im  Zusammenhang  mit  der  Durchsetzung 


10.    Sozialpolitische  Probleme  in  der  Yergangenlieit.  —  Mittelalter.        79 

der  antiken  okzidentalen  durch  die  orientalische  Auffassung  und  insbesondere 
durch  die  Einflüsse  des  Christentums. 

Bezüglich  derjenigen,  die  den  Stoff  für  sozialpolitische  Maßnahmen  vor 
allem  geliefert  haben  würden,  der  Besitzlosen,  wirkten  alte  Einrichtungen  noch 
nach:  jeder  arme  Mann  fand  seinen  Lebenszweck  darin,  einen  leistungsfähigen 
Patron  zu  gewinnen,  und  dann  suchte  sich  ja  immer  noch  der  römische  Senator 
wie  der  angesehene  Mann  in  der  Provinz  durch  öffentliche  Freigebigkeit  Ruhm 
zu  erwerben.  ^)  Aber  es  kamen  auch  neue  Einrichtungen  hinzu.  Valentinian  I. 
(364 — 375)  schuf  defensores  plebis  für  die  Bedrückten,  also  eine  Art  Anwälte 
der  besitzlosen  Masse,  als  neue  Amtsstellen,  und  zwar  für  jede  Stadt,  damit  sie 
wirklich  zugänglich  sein  sollten.  Obwohl  diese  nun  eine  ganz  bedeutende  Macht- 
stellung zu  gewinnen  wußten,  schlug  doch  auch  ihnen  eines  Tages  die  Stunde, 
in  der  sie  einem  andern  Faktor  weichen  mußten,  dem  Bischof  (Seeck).  Dieses 
Hervortreten  des  kirchlichen  Amtsträgers  war  nach  den  Anfängen  des  christ- 
lichen Gemeindelebens  einerseits,  nach  den  ausgesprochenen  Verfallsymptonen 
innerhalb  der  Beamtenschaft  anderseits,  eine  sozusagen  selbstverständliche  Ent- 
wicklung. Das  Verhalten  der  Kirche  zu  dem  Gegensatz  zwischen  reich  und  arm 
zeigt  ein  unverkennbares  Heranreifen  zu  einer  Yermittlungsstellung.  Die  Christen 
gehörten  zweifellos  in  den  ersten  Jahrhunderten  zur  besitzlosen  Masse,  und  die 
Existenz  einer  Art  von  Konsumtions-Kommunismus  in  den  christlichen  Gemeinden 
darf  als  erwiesen  angesehen  werden  (z.  B.  in  den  gemeinsamen  Liebesmahlen, 
sogenannten  Agapen).  Das  war,  sobald  auch  Vermögendere  in  die  Reihen  der 
Gläubigen  getreten  waren,  eine  außerordentlich  zweckmäßige  Form,  die  Über- 
windung des  Klassengegensatzes  anzubahnen,  und  das  um  so  mehr,  als  gleich- 
zeitig seit  den,  soweit  bekannt,  ältesten  Apostel-Konstitutionen  (Didache)  darauf 
gesehen  wurde,  daß  zuziehende  Christen  durch  Arbeit  sich  ihr  Brot  verdienten; 
vor  denen,  die  das  nicht  wollten,  wurde  gewarnt.  Es  wird  also  die  Existenz 
auf  den  freien  Arbeitserwerb  basiert  —  im  Gegensatz  zu  den  Mitteln  der  Antike, 
die  Proletariermassen  zu  besänftigen,  aber  nur  arbeitsscheuer  zu  machen  — 
dabei  aber  doch  die  Ausgleichung  des  Besitzunterschiedes  angestrebt. 

Zu  solcher  Praxis  der  Fürsorge  treten  bei  den  Kirchenvätern  sozial- 
politische Ideen  mit  großer  Regelmäßigkeit  auf;  das  Problem  hing  eben  zu  sehr 
an  allem  und  jedem,  worauf  die  Glaubensverkündiger  Tag  für  Tag  stießen. 
Freilich  schwebt  ihnen  fast  immer  nur  die  Einwirkung  auf  den  freien  Willen 
des  Menschen  in  der  Richtung  vor,  daß  die  Lust,  der  schlechte  Gebrauch  des 
Reichtums,  nicht  dieser  selbst  vom  einzelnen  überwunden  werden  müsse,  und 
bekämpfen  vor  allem  den  Luxus.  Für  manchen  von  ihnen  ist  wohl  der  Kon- 
Bumtions-Kommunismus  der  Urgemeinden  vorbildlich  geblieben  (Chrysosthomus) 
und  mancher  steht  unter  dem  Einflüsse  des  radikaleren  Lukas -Evangeliums  mit 
dem  Postulate:  allen  Überfluß  denen,  die  nicht  besitzen.  Aber  diese  Auffassung 
trat  mit  der  Vermehrung  der  Vermögenden  in  den  Reihen  der  Gläubigen  immer 
mehr  zurück  und  so  segelte  die  Lehre  der  Kirchenväter  und  mit  ihr  die  Praxis 
der  Kirche  immer  mehr  in  ein  Fahrwasser,  in  dem  man  sich  von  den  ursprüng- 


1)  Barmherzigkeit  ist  keine  hellenische  Tugend  und  noch  viel  weniger  eine 
römische.  Aber  Geschenke  auszuteilen  war  viel  mehr  Sitte  als  jemals  später. 
Man  baut  als  vornehmer  Mann  auch  ein  Theater,  ein  Schlachthaus,  stellt  die 
verfallenen  Mauern  wieder  her,  läßt  Straßen  und  Brunnen  anlegen,  sorgt  für 
Spiel,  Gastmahl,  Getreide-  und  Ölspenden  an  die  Mittbürger.  Aber  dieser 
scheinbar  höhere  Grad  von  sozialem  Pflichtgefühl  kann  sozialpolitisch  schon 
deshalb  nicht  eingeschätzt  werden,  weil  bei  Zuteilung  von  Gaben  die  Bedürftig- 
keit ebensowenig  ausschlaggebend  war  wie  in  der  vor -cäsarischen  Zeit  bei 
staatlichen  Getreidelieferungen. 
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liehen    Tendenzen    der   weitgehenden    Beschränkung    des    Privateigentums    stets 
•weiter  entfernte. 

Bis  in  die  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters  blieb  die  „christliche 
Liebestätigkeit"  die  vornehmste  Grundlage  all  dessen,  was  als  soziale  Fürsorge 
gelten  kann,  in  den  ersten  Jahrhunderten,  etwa  bis  zur  Karolingerzeit,  mehr  die 
Kirche,  dann  überwiegend  die  Klöster.  DieTätigkeit  derKirche  war  im  Zeit- 
alter der  Patristik  bis  ins  YII.  Jahrhundert  sehr  ausgedehnt:  neben  der  Speisung 
der  Armen,  Unterstützung  der  Witwen  und  Waisen,  Altersschwachen,  Krüppel- 
haften, ausgesetzten  Kindern,  verlassenen  Mädchen,  Kranken  u.  dgl.  auch  die 
Unterstützung  von  Fremdlingen  auf  der  Wanderschaft,  Beerdigung  von  Toten, 
■Organisation  der  Hilfeleistung  für  entferntere  Gebiete.  Von  kirchlicher  Seite 
wird  außerdem  auf  den  Einfluß  der  Kirche  in  der  Richtung  einer  vollkommenen 
Überwindung  der  Sklaverei,  speziell  der  Haussklaverei,  hingewirkt,  und  gewiß 
ist  ihr  Erfolg  in  der  Richtung  einer  Einschränkung  der  Willkür  der  Herren  hin- 
sichtlich Lebens  und  Ehe  des  Unfreien,  eine  Wirksamkeit,  die,  wohl  der  Barm- 
herzigkeit entspringend,  über  den  Rahmen  der  Armenpflege  hinausging.  Auch 
•die  Xenodochien,  die  Vorläufer  der  Krankenhäuser,  waren  kirchliche  Anstalten, 
nicht  nur  zur  Pflege  der  Kranken,  sondern  auch  zur  Aufnahme  obdachloser 
Wanderer,  zur  Erziehung  von  Waisen  und  Findelkindern. 

Die  christliche  Liebestätigkeit  war  also  nicht  mehr  ausschließlich  auf  die 
Bekämpfung  des  unmittelbar  schon  zutage  getretenen  Elendes  gerichtet.  Und 
gerade  auch  Ordensregeln  gewinnen  im  Lichte  der  Verhältnisse,  die  damals  die 
Probleme  stellten,  einen  sozialpädagogischen  Inhalt,  wenn  die  Regel  den  Ordens- 
bruder auf  die  Arbeit  selbst  unter  Hinwegsetzung  über  kirchliche  Gebote  (Fasten) 
verweist,  wie  das  bei  der  Regel  Basilius'  und  ähnlich  bei  der  Benedikts  von 
Nursia  der  Fall  war  (Ratzinger).  Sobald  die  Kirche  und  die  Klöster  vermögend 
geworden  waren,  stand  ihnen  in  ihrem  umfassenden  Landbesitz  auch  ein  wert- 
volles und  jedenfalls  das  wirksamste  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Armut  an  der 
Wurzel  zur  Verfügung:  die  Hinausgabe  von  Land  an  arbeitsfähige  Besitzlose 
zur  Leihe  gegen  anfänglich  gewiß  mäßigen  Zins  (Prekarien).  War  diese  preka- 
ristische  Landleihe  immerhin  auch  dem  Vermögensinteresse  der  kirchlichen  Ge- 
meinschaft förderlich,  so  hat  sie  jedenfalls  in  einer  Richtung  gewirkt,  in  der 
•damals,  d.  h.  bei  der  damals  herrschenden  feudal- aristokratischen  Auffassung 
von  Gesellschaft,  Staat  und  Stand,  sozialpolitisch  überhaupt  gewirkt  werden 
konnte.  Nur  muß  auch  hier  wieder  betont  werden,  der  Zweck  solcher  Maß- 
nahmen lag  auf  dem  Gebiete  der  Wehrverfassung,  denn  das  Lehen  diente  auch 
der  Wehrhaftmachung  des  Mannes. 

Wirkte  so  die  längste  Zeit  die  Wehrverfassung  einigermaßen  im  Sinne 
«iner  gewissen  Besitzausgleichung  und  damit  der  Interessen  der  Besitzlosen,  so 
wandelte  sich  dieser  Zustand  jedenfalls  schon  unter  Karl  dem  Großen  ins  Gegen- 
teil, denn  aus  einzelnen  Kapitularien  desselben  spricht  bereits  die  Reaktion 
gegen  jene  Mißstände,  die  die  freien  Kleinbauern  zum  Gegenstand  ihrer  Be- 
schwerden gemacht  hatten,  insbesondere  daß  die  „Ärmeren  von  den  Bischöfen, 
Äbten  und  ihren  Vögten,  von  den  Grafen  und  deren  Beamten  ausgeplündert 
würden".  Da  hätte  die  königliche  Autorität  bereits  einzugreifen  gehabt  in  der 
üichtung  einer  sozialen  Politik,  denn  wo  die  Ärmeren  „ihr  Eigengut"  nicht 
geben  wollten,  suchten  die  erwähnten  Machtträger  den  Ärmeren  zu  verurteilen 
oder  gegen  den  Feind  aufzubieten,  bis  er  so  arm  war,  daß  er,  ob  er  wollte 
oder  nicht,  sein  Gut  übertragen  oder  verkaufen  mußte  (Mühlbacher).  Karl  der 
Große  hat  mahnend  und  warnend  seine  Stimme  erhoben,  aber  von  Maßnahmen, 
die  dem  Übel  vorgebeugt  hätten,  etwa  einer  Reorganisation  der  Gerichtsverfassung 
oder  dgl.,  wissen  wir  nichts  und  die  Dinge  nahmen  ihren  Lauf,  der  letzten  Endes 
ZM   den  revolutionären  Versuchen  „radikaler  Sozialpolitik"   führen   mußte,    die 
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die  Bauern  in  Frankreich ,  England ,  Böhmen  und  Süddeutschland  vom  XIV. 
bis  ins  XVI.  Jahrhundert  unternahmen.  In  Deutschland  am  spätesten,  weil  da 
besondere  Umstände  retardierend  wirkten. 

Daß  überhaupt  erst  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  eine 
ernstliche  Zuspitzung  der  Klassengegensätze,  eine  Verschärfung  der  proletarischen 
Stimmung  und  Gesinnung  eintrat,  hängt  mit  verschiedenen  hemmenden  Mo- 
menten zusammen.  Einerseits  waren  die  Lebensverhältnisse  vergleichsweise 
weniger  differenziert  und  insbesondere  wurde  die  Verschiedenheit  der  Lebens- 
führung wenigstens  für  die  ärmeren  weniger  wahrnehmbar,  auch  war  unverkenn- 
bar das  Gewand,  in  dem  die  Besitzabstufungen  sich  verhüllten,  das  Feudalwesen, 
sehr  geeignet,  das  Bewußtsein  der  Klassengegensätze  zu  vermindern  (vgl.  oben 
S.  27).  „Gut  ohne  Ehre  ist  kein  Gut,"  steht  in  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel 
und  „Leib  ohne  Ehre  hat  man  für  tot;  alle  Ehre  aber  kommt  von  der  Treue". 
Anderseits  war  aber  in  der  Zeit,  in  der  die  sozialen  Verhältnisse  sich  schon  ver- 
schärften, die  Intensivierung  der  Bodenkultur,  Ausbildung  der  Agrartechnik,  Ver- 
breitung der  Dreifelderwirtschaft  der  wirklich  arbeitenden  Schicht  im  Gegensatze 
zu  den  bloß  zinsberechtigten  Grundeigentümern,  die  selbst  der  Wirtschaft  ent- 
fremdet waren,  zu  gute  gekommen.  Die  Hebung  ihrer  technischen  Leistungs- 
fähigkeit hat  die  deutschen  Bauern  auch  wirtschaftlich  und  sozial  bis  zum  Neid 
ihrer  Grundherren  gehoben.  Überdies  ist  vom  XII.  bis  Ende  des  XIV.  Jahr- 
hunderts gerade  für  die  nichtstädtischen  Lebenskreise  ein  äußerst  wirksames 
Ventil  gegen  die  Spannungs-Steigerung  in  der  mächtigen  Kolonisationsbewegung 
gewonnen  worden,  die  massenhaft  bäuerliche  Bevölkening  vom  deutschen  Westen 
nach  den  östlichen  slavischen  und  magyarischen  Gebieten  führte.  Diese  große 
„heroische  Zeit  des  deutschen  Bauerntums"  hat  die  heimatliche  Bevölkerung  von 
der  sozial  immer  gefährlichen  Last  einer  relativen  Übervölkerung  fast  zweihundert 
Jahre  frei  gehalten. 

War  mit  all  dem  die  Grundlage  für  sozialpolitische  Eingriffe,  soweit  sie  in 
den  Gesellschaftsverhältnissen  selbst  hätte  vorhanden  sein  müssen,  etwas  ein- 
geengt worden,  so  kommt  notwendig  noch  die  Eigenart  der  Armenpflege  mit 
in  Betracht  Das  Armenwesen  war  eben  schlechthin  der  Inbegriff  aller  Fürsorge 
für  Bedürftige  jeder  Art.  Durch  dieses  wahllose  Almosenspenden  an  jedweden, 
der  solches  heischte,  ohne  Prüfung  der  Dürftigkeit,  ohne  Eindringen  in  die 
Gründe  der  Dürftigkeit  und  ohne  die  Möglichkeiten  der  Abhilfe  auf  anderem 
Wege  zu  erwägen  als  dem  des  Almosens,  durch  diese  Systemlosigkeit  mußte 
auch  alsbald  eine  Verschleierung  der  durch  präventive  Maßnahmen  bekämpften 
sozialen  Mißstände  eintreten.  Die  Armenpflege  hat  ein  rationelles  System  der 
Elendsbekämpfung  in  den  Wurzeln  mit  verhindern  geholfen. 

Der  alte  Kirchenvater  Basilius  hat  bereits  vor  solcher  Art  Betätigung  christ- 
licher Nächstenliebe  gewarnt,  die  ohne  Unterschied  jedem  hergelaufenen  Bettler 
gibt.  Karl  d.  Gr.  hat  deshalb  das  Betteln  direkt  bekänipft.  Dennoch  wurde  es 
zum  Gewerbe,  das  seine  Legitimation,  ungeachtet  solcher  einschränkenden  Aus- 
legung der  christlichen  Pflicht  zu  guten  Werken,  eben  in  dieser  Pflicht  fand. 
Almosen  zu  genießen  galt  um  so  weniger  als  Schande  oder  entehrend,  als  der 
Bettler  ja  auch  seinerseits  eine  Gegenleistung  bot  durch  Kirchenbesuch,  Gebete 
und  Messehören,  und  als  die  Grundlage  für  das  Almosengeben  eben  eine  Vor- 
schrift, eine  Pflicht  war.  Es  war  der  Unsegen  der  Barr^herzigkeit,  daß  die  auf 
ihr  aufgebauten  Einrichtungen  gerade  das  Gegenteil  von  dem  bewirkten,  was  sie 
erreichen  wollten,  die  Verminderung  des  Elends.  Müßiggang  wurde  in  großem 
Stil  großgezogen  und  damit  alle  jene  schrecklichen  Konsequenzen  gezeitigt,  die 
dieser  mit  sich  bringt. 

Nun  hat  mit  dem  Aufkommen  der  Bettelorden  die  Fürsorge  für  die  Be- 
dürftigen geradezu  noch  eine  Verschlechterung  erfahren,    denn  nun  war  milde 
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Gabe  an  die  Mendikanten  schlechthin  Erfüllung  christlicher  Nächstenliebe,  und 
überdies  war  die  Kirche  hinter  ihrer  Aufgabe  immer  mehr  zurückgeblieben^ 
ziemlich  ebenso  die  Klöster,  zum  Teil  da  diese  durch  die  gesteigerte  geldwirt- 
schaftliche Organisation  des  Wirtschaftslebens  an  Leistungsfähigkeit  einiger- 
maßen eingebüßt  hatten,  zum  Teil  weil  mit  dem  Wachsen  der  Ablaßwirtschaft^ 
der  Yerbilligung  des  Ablasses,  die  Quelle,  aus  der  die  Mittel  für  die  Armenpflege 
geströmt  waren,  schwächer  wurde,  weil  die  Stiftungen  der  Gläubigen  an  Klöster 
immer  seltener  wurden.  Natürlich  hat  auch  der  sittliche  Verfall  in  dem  Kloster- 
leben das  seinige  beigetragen  (Uhlhorn,  Ashley).  Dadurch  wurde  aber  das  Bettel- 
unwesen nur  eine  noch  ärgere  Plage.  Ein  ganz  großzügiges  Landstreichertum 
war  entstanden.  Solche  begannen  in  Massen,  geradezu  organisiert  aufzutreten 
und  übten  namentlich  in  ländlichen  Bezirken  einen  Terrorismus  bösester  Art. 

Derartige  Zustände  drängten  um  so  mehr  zu  einer  Änderung,  als  auf  diese 
Weise  jeder  rationelle  Eingriff  aus  wirklich  sozialem  Geist  heraus  zugunsten  der 
wirklich  Bedürftigen  erstickt  zu  werden  drohte.  Es  ist  daher  auch  nur  ganz 
folgerichtig  gewesen,  daß,  wo  immer  eine  ernste  Arbeit  zur  Beseitigung  sozialer 
Mißstände  bemerkbar  wurde,  die  Bekämpfung  des  Bettels  in  den  Vordergrund  trat. 

Es  ist  hier  auf  die  Verweltlichung  der  Armenfürsorge,  die  gegen  Ende 
des  Mittelalters  schon  einsetzte,  nicht  näher  einzugehen.  Aber  es  muß  auf  diese 
Tatsache  hingewiesen  werden,  denn  sie  bedeutet  den  Anfang  einer  zentralisierten 
rationelleren  Fürsorge.  Die  mittelalterliche  Stadtgemeinde  ist  die  Körper- 
schaft, innerhalb  der  diese  Verweltlichung  einsetzte.  Zunächst  ist  die  Neuerung 
nach  der  organisatorischen  Seite  ohne  Änderung  in  den  Motiven  feststellbar. 
Aber  bald  sind  wirtschafts-  und  polizeipolitische  Notwendigkeiten  die  Grund- 
lagen, die  mit  der  Caritas  in  Konkurrenz  treten.  Man  hat  lange  Zeit  die  Ein- 
richtung der  sogenannten  „Kasten",  einer  Art  yon  Zentralkassen,  bei  denen  alle 
für  die  Armenpflege  verfügbaren  Mittel  der  Gemeinden  zusammenfließen  sollten, 
auf  Luther  und  die  Reformationsbewegung  zurückgeführt.  Es  steht  heute  fest,« 
daß  schon  im  XV.  Jahrhundert  solche  Almosenkasten  ganz  in  der  Verwaltung 
und  Verwendung  der  gemeindlichen  und  bürgerlichen  Behörden  standen.  Durch 
die  Verwendung  dieser  Mittel,  nicht  nur  zur  Unterstützung  „anpochender"  Bettler 
und  Hausarmer,  sondern  auch  zu  zinslosen  Darlehen  oder  Kapitalsvorstreckung 
gegen  niedrigen  Zins  an  bedürftige  Bürger  gewinnt  die  Einrichtung  einen  ziel- 
bewußteren präventiven  Charakter,  nicht  mehr  bloß  Symptome  werden  bekämpft. 

Dazu  traten  dann  Bettelordnungen  mit  der  notwendigen  Unterscheidung 
zwischen  denjenigen,  die  als  berechtigt  zum  Bettel  gelten  sollten,  und  den  übrigen 
„starken"  Bettlern.  Seit  dem  Reichstagsabschied  von  1497  kehrte  die  Bestimmung 
des  Bettelverbotes  für  alle,  so  nicht  mit  Gebrechen  oder  Schwachheit  des  Leibes 
beladen  oder  sonst  bedürftig  sind,  in  den  späteren  Reichstagsbeschlüssen  wieder 
und  fand  hauptsächlich  wohl  von  da  ab  auch  Eingang  in  die  städtischen  Bettel- 
ordnungen. Recht  dürftig  freilich  blieben  die  Verfügungen  darüber,  was  mit 
den  Nichtbedürftigen  zu  geschehen  hätte,  nachdem  sie  „selbstverständlich"  ge- 
straft waren.  Daß  die  Kinder  von  Bettlern  Handwerkern  oder  sonstigen  Diensten 
zugewiesen  werden  sollten,  damit  sie  „nit  also  für  und  für  dem  Bettel  anhangen", 
war  schon  eine  sozialpolitisch  zu  wertende  Norm.  Aber  darüber  ist  man  auch 
nicht  recht  hinausgekommen.  In  England  wurde  mit  einem  Erlaß  von  1536- 
über  arbeitsfähige  Bettler  bestimmt,  daß  sie,  wenn  sie  nachgewiesen,  daß  sie 
ihre  körperliche  Strafe  empfangen  hatten,  von  10  zu  10  Meilen  durch  die  Ge- 
meinden mit  Nahrung  und  Unterkunft  versorgt  werden  sollten.  Bei  weiterer 
Landstreicherei  folgten  schwere  Körperstrafen.  Aber  zu  ihren  Gunsten  galt  nur 
die  Bestimmung,  daß  sie,  in  ihre  Heimat  gelangt,  zur  Arbeit  heranzuziehen 
waren,  wobei  hierfür  auch  die  Mittel  der  Armenkasse  Verwendung  finden  konnten. 
Man  hatte    sich    mit    dem  Gedanken  getragen,    den   Beschäftigungslosen  Not- 
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Standsarbeiten  zu  überweisen.  Ein  darauf  abzielender  Gesetzentwurf  ist  im 
Haus  der  Gemeinen  vorgelegt,  aber  nicht  angenommen  worden.  So  ist  sozial- 
politisch die  wichtigste  Wendung  in  der  Armenpflege  die  Tendenz,  die  Arbeits- 
fähigen der  Arbeit  zuzuführen,  namentlich  die  jüngeren  Elemente  zur  Arbeit- 
samkeit zu  erziehen.  Am  zweckmäßigsten  und  positivsten  hat  darin  wohl  die 
englische  Gesetzgebung  eingesetzt,  die  seit  1576  die  Friedensrichter  zur  Be- 
schaffung von  Arbeitsräumlichkeiten  und  Arbeitsmaterial  für  die  arbeitsfähigen 
„Armen"  verpflichtete  und  hierfür  das  über  den  Bedarf  für  die  Arbeitsunfähigen 
hinaus  verfügbare  Geld  dazu  verwenden  ließ.  Trotz  der  immer  noch  verbliebenen 
Grausamkeit  in  der  Handhabung  des  Gesetzes  bei  Arbeitsverweigerung  ist  ein 
wichtiger  Schritt  vorwärts  darin  zu  erkennen,  namentlich  gegenüber  dem  so- 
genannten „ersten  Arbeiter-Statut"  von  1349,  in  dem  dasselbe  Ziel,  Bekämpfung 
der  Arbeitsscheu,  schon  eine  Rolle  spielte,  und  mit  Lohnmaximierung,  Zwangs- 
verbleib in  dem  Heimatsort  und  Gefängnisstrafe,  ja  sogar  körperlicher  Brand- 
markung angestrebt  wurde.  Es  dämmerte  jetzt  wohl  endlich  das  Bewußtsein 
von  einer  Pflicht  des  Gemeinwesens,  Erwerbsmöglichkeit  zu  schaffen.  Das  bleibt 
ein  wertvoller  Kern  der  Elisabethinischen  Armengesetzgebung,  wie  immer  später 
die  Ergänzung  und  Handhabung  dieses  Gesetzes  ausgeartet  sein  mag. 

i)as  Bedürfnis  nach  sozialen  Reformen  bekunden  genugsam  die  Bauern- 
erhebungen.  Sie  waren  keineswegs  durchweg  republikanisch-kommunistisch, 
wie  die  des  Pfeifers  von  Nicklashausen  (1476)  oder  die  württembergische  von  1514. 
Sondern  sie  waren  zum  Teil  getragen  von  sehr  wohl  diskutierbaren  Reformideen, 
an  denen  die  Zeit  ja  überhaupt  nicht  arm  war.  Erwähnenswert  ist  insbesondere 
eine  Programmschrift  eines  Augsburger  Pfarrgeistlichen  Friedrich,  die  sogenannte 
Reformation  Kaiser  Sigismunds,  etwa  1438  verfaßt,  deren  Postulate  in  den  Bauern- 
bewegungen Einfluß  gewonnen  zu  h^ben  scheinen  (Koehne)  und  die  später  auch 
lange  Zeit  als  echte  Reformation  des  Kaisers  gegolten  hat.  Göttlicher  Gerechtig- 
keit will  sie  zum  Sieg  verhelfen,  wie  ja  so  viele  der  späteren  Aufstände.  Zu 
diesem  Ende  forderte  sie  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  Beseitigung  der  mate- 
riellen Ausbeutung  der  landbautreibenden  Bevölkerung,  Beschränkung  übermäßiger 
Handelsgewinne,  Ausgleichung  der  Einkommen  (z.  B.  durch  Untersagung  des 
gleichzeitigen  Betriebes  mehrerer  Handelszweige),  wie  sie  im  Zunftwesen  erreicht 
werden  wollte,  aber  bei  Priester  Friedrich  mit  Beseitigung  des  Zunftwesens,  das 
die  Erwerbsmöglichkeit  dem  einzelnen  Besitzlosen  erschwerte,  größere  Freiheit 
in  der  Bürger  aufnähme  in  den  Städten  u.  dgl.  mehr. 

Ohne  Zweifel,  man  hat  doch  schon  im  XV.  Jahrhundert  recht  gut  gewußt, 
wo  die  Hebel  einzusetzen  gewesen  wären.  Mit  Bettelverboten  wars  eben  nicht 
getan.  Auch  die  positiven  Maßnahmen  der  Städte  haben  nicht  durchgreifend 
gewirkt,  wenngleich  ihre  Teuerungspolitik,  Maximalsatzung  für  Lebensmittelpreise 
da  und  dort  den  Sturm  eine  Zeitlang  niederzuhalten  vermochte.  Eine  Regelung 
der  Lebensverhältnisse  zugunsten  der  Minderhäbigen ,  eine  gerechtere  Steuer- 
verteilung, Verhinderung  der  Bildung  von  Kolossalvermögen,  vor  allem  wirkliche 
Souveränität  der  Gemeinde  nicht  bloß  des  Rates  u.  dgl.,  ist  in  den  Kämpfen  der 
zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts  nur  in  wenigen  Städten  wirklich  angebahnt 
worden,  wie  z.  B.  in  Straßburg.  In  den  meisten  Städten  aber  blieben  die  Ver- 
hältnisse mindestens  so  gespannt  wie  vorher  und  steigerten  sich  zumeist  nur, 
nnd  dies  namentlich  unter  dem  Einflüsse  der  Tatsache,  daß  auch  innerhalb  eines 
Besitzstandes,  des  gewerblichen,  eine  soziale  Difi'erenzierung  immer  wirksamer 
zu  werden  begann. 

Bis  ins  XIV.  Jahrhundert  war  in  Deutschland  die  ganze  Schichte  der  ge- 
werblichen städtischen  Arbeitskräfte  eine  einheitliche  sozial  eGruppe  ge- 
wesen. Der  Gesellenstand  war  im  wesentlichen  ein  Durchgangsstadium  zum 
Meisterstand,  eine  Altersstufe,  nicht  eine  selbständige  soziale  in  der  „Hierarchie" 
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dieses  Berufes.  Mit  der  kapitalistischen  Ausgestaltung  einzelner  Gewerbe  und 
mit  dem  engherzigen  Abschließen  der  Zunft  gegen  das  Aufkommen  weiterer 
Konkurrenten  war  diese  Stellung  der  Gesellenschaft  völlig  verschoben  worden. 
-Nun  waren  sie  zum  großen  Teil  unselbständige  Lohnarbeiter  auf  Lebenszeit. 
War  vorher  die  Aussicht,  bald  Meister  zu  werden,  die  Grundlage  für  eine  gewisse 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  zwischen  Meister  und  Gesell,  so  brachte  namentlich 
der  numerus  clausus  gar  bald  offenen  Interessengegensatz  zutage.  Das  Bewußt- 
:sein  eines  besonderen  Standes  wurde  lebendig,  der  gewerbliche  unselbständige 
Hilfsarbeiter  war  Klassenelement  geworden.  Damit  war  auch  der  Funke  vor- 
handen, der  geeignet  war,  jeden  Augenblick  zu  zünden,  den  Gegensatz  zwischen 
l>eiden  Parteien  zu  scharfen  Konflikten  zuzuspitzen  und  —  was  nicht  minder 
wichtig  war  —  für  das  städtische  Proletariat  war  eine  weitere  Rekrutierungs- 
masse  geschaffen.  Der  eingetretene  Riß  mußte  immer  größer  werden,  je  weniger 
die  Meister  im  persönlichen  Umgang  die  Schärfe  des  Unterschiedes  zu  vermeiden 
wußten,  je  mehr  sie  sich  bestrebten,  das  frühere  Knechtschaftsverhältnis  beizu- 
behalten, während  es  doch  alle  Berechtigung  verloren  hatte,  sobald  es  keine 
Durchgangsstufe  zu  größerer  Freiheit  bildete.  Wie  nach  dem  fürstlich-stadt- 
herrlichen Regiment  die  Großkauf leute ,  die  sich  diesem  zu  entwinden  gewußt 
hatten,  ein  patrizisch-stadtherriiches  geschaffen  hatten,  so  waren  es  dann  wieder 
die  Zünfte,  die  ein  Regiment  aufrichteten,  nachdem  sie  das  patrizische  gestürzt 
hatten.  Mit  seinem  Verhalten  gegenüber  den  Gesellen  und  anderem  Volk  trübte 
das  Stadtbürgertum,  das  die  Arbeit  von  der  Knechtschaft  befreit  und  im  Gegen- 
satz zur  antiken  Staatsbürgerauffassung  zu  Ehren  gebracht  hatte,  selbst  wieder 
die  Reinheit  dieser  Errungenschaft,  seitdem  es  einen  großen  Teil  der  Mitbürger 
von  der  vollen  Freiheit  und  Ehre  ausschloß  (Schanz). 

Die  Interessenpolitik  der  Gesellen  würde  die  Wege  für  manche  soziale 
Reform  gewiesen  haben.  So  schwer  es  auch  ist,  heute  beurteilen  zu  wollen,  wie 
weit  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Lohnhöhe  sozialpolitische  autoritäre  Maßregeln 
am  Platze  gewesen  wären,  —  es  geht  doch  aus  den  Beschwerden  der  Gesellen- 
schaften  und  aus  den  Konflikten  der  Gesellen-Brüderschaften  mit  den  Zünften  zur 
Genüge  hervor,  daß  z.  B.  die  Einseitigkeit,  mit  der  sozusagen  interurban  ver- 
anstaltete Meistertage  die  Löhne  festsetzten,  gar  oft  recht  einschneidender  Kor- 
rekturen bedurft  hätte.  Fortgeschrittene  Stadtverwaltungen,  wie  z.  B.  Straßburg, 
haben  über  die  Berechtigung  der  Gesellen  bei  der  Lohnfestsetzung  ein  Wort  mit 
zu  reden,  ausdrückliche  Weisungen  ergehen  lassen.  Auch  die  Schaffung  von 
Normen  für  die  rechtliche  Stellung  der  Gesellen  wäre  zweckmäßig  gewesen,  ist 
aber  freilich  nicht  mit  entsprechender  Sorgfalt  und  nicht  mit  objektiven,  der 
Sachlage  entsprechenden  Auffassungen  erfolgt.  Postulate  der  Gesellenschaft 
gingen  auch  im  XVI.  Jahrhundert  schon  auf  die  Regelung  der  Verpflegung,  der 
Handwerksgerichtsbarkeit,  auf  Arbeitsvermittlung  und  Unterstützung  bei  Krank- 
heit, Bildung  von  Hilfskassen,  Wandergeschenke  u.  dgl.  Es  fehlte  nicht  an  ge- 
setzlichen Eingriffen,  aber  sie  waren  überwiegend  gegen  die  Gesellen  und  ihre 
Bewegungen  gerichtet,  wie  besonders  die  Reichspolizeiordnung  von  1548,  deren 
Untersagung  von  Handwerksgeschenken  speziell  den  Gesellenverbänden  bedrohlich 
werden  konnte.  Es  war  der  Kampf  um  das  Koalitionsrecht,  den  die  Gesellen  in 
Süddeutschland  namentlich  in  den  Jahren  1550 — 1573  auszufechten  hatten. 

Im  großen  und  ganzen  aber  lagen  die  Dinge  städte-  und  gewerbeweise, 
aber  natürlich  auch  periodenweise  außerordentlich  verschieden,  und  es  fehlt 
keineswegs  an  Dokumenten,  die  als  Beweis  eines  gewissen  sozialen  Verständ- 
nisses der  Machtträger,  mögen  das  die  Zunftmeister  oder  der  Rat  der  Stadt, 
oder  ein  Territorialherr  gewesen  sein,  gelten  können.  Ein  Gebiet  verhältnis- 
mäßig weitgehender  Förderung  der  Arbeitnehmerinteressen  war  schon  frühe  die 
Bergwerksarbeit  geworden.     Gerade  in  diesem  Erwerbszweig  war  der  Groß- 
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betrieb  rasch  aufgekommen,  erst  im  Sinne  sozialkooperativer  freier  Gewerk- 
schaften, dann  aber  vielfach  im  Sinne  einer  kapitalistisch-individualistischen 
Großunternehmung.  Aber  man  war  hier  ganz  besonders  von  Seite  der  Bergwerks- 
herren darauf  aus,  eine  zufriedene  Arbeiterschaft  zu  erhalten,  und  es  dürfte  dieses 
schon  für  das  XIII.  Jahrhundert  feststellbare  Eindringen  sozialer  Tendenzen  in 
das  Bergarbeiterrecht  wohl  im  Zusammenhang  stehen  mit  der  fortdauernden  per- 
sönlichen Arbeit  einzelner  Gewerken,  mit  der  immer  noch  vorhanden  gebliebenen 
Möglichkeit  des  Aufsteigens  eines  Arbeiters  in  die  höhere  Schichte  des  Unter- 
nehmertums, endlich  auch  mit  dem  traditionell  fortlebenden  Bewußtsein  von  der 
genossenschaftlichen  Grundlage  der  Bergwerksarbeit  in  ihren  Anfängen.  Die 
genossenschaftliche  Idee  war  lebendig  geblieben  und  hat  den  Geburtsstandes- 
verschiedenheiten entgegenwirkt.  Es  ist  der  Schutz  des  Individuums  im  Sinne 
des  modernen  Arbeiterschutzes  schon  für  ein  Bergrecht  des  XVI.  Jahrhunderts 
nachgewiesen.  Außer  dem  Verwendungsschutz  kennt  das  alte  Bergrecht  auch 
einen  Kontraktschutz,  eine  Kontrolle  der  Lebensmittelpreise  zugunsten  der  Ar- 
beiter, Nicht  nur  den  Lohn,  auch  die  Kaufkraft  des  Lohnes  trachtete  die  landes- 
herrliche Gewalt  im  Interesse  der  Knappschaft  zu  beeinflussen  durch  Bewidmung 
eines  Bergbaugebietes  mit  bestimmten  Produktionsgebieten,  so  daß  die  Bauern 
aus  diesen  ihre  Produktionsüberschüsse  an  den  Bergort  zu  liefern  hatten.  Die 
Arbeitszeit  war  regelmäßig  maximiert,  so  ist  z.  B.  für  einen  Schwarzwälder  Berg- 
betrieb die  achtstündige  Arbeitszeit  nachgewiesen  (1373);  endlich  ist  besonders 
der  Freikuxe  zur  Unterstützung  der  im  Dienste  verunglückten  Knappen,  also 
einer  Zwangsunterstützung  aus  den  Mitteln  der  Unternehmung,  zu  gedenken,  und 
der  Tatsache,  daß  das  Koalitionsrecht  der  Bergarbeiterschaft  trotz  häufiger  Auf- 
hebung —  denn  die  Zusammenkünfte  der  Knappschaft  galten  allenthalben  als 
Quelle  gefährlicher  Anschläge  —  in  der  Praxis  nie  ganz  untergegangen  war. 

Mit  einem  Worte,  es  fehlte  ganz  und  gar  nicht  an  sozialpolitischem  Wollen 
und  auch  nicht  an  solchem  Tun,  aber  vielfach  wohl  am  Erkennen  des  sozial 
Zweckmäßigsten  und  an  der  Macht,  den  Willen  in  Tat  umzusetzen.  Spät  erst, 
•als  der  Adel  dem  Territorialfürstentufii  zumeist  unterworfen  war,  etwa  seit  Ende 
des  XVI.  Jahrhunderts,  haben  die  Fürsten  im  Bauernstande  eine  Grundlage  der 
gesellschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  damit  ihrer  eigenen  Machtstellung  er- 
kannt und  ihn  vor  der  Aussaugung  durch  den  Adel  zu  schützen  begonnen,  bis 
letzten  Endes  der  Staat  zur  Befreiung  des  Bauernstandes  schreiten  mußte. 

Es  darf  anderseits  auch  der  sozialpolitische  Gehalt  mancher  anderen  Ein- 
richtung und  fürsorglichen  Norm,  die  uns  vielfach  heute  nur  als  hohle  E'ormel 
erscheint,  nicht  unterschätzt  werden.  Wie  die  Lohnsatzungen  für  Arbeiter  und 
Handwerksgesellen,  von  den  Landfriedensordnungen  des  XIII.  Jahrhunderts  an- 
gefangen bis  zu  den  späteren  lokalen  Regelungen,  keineswegs  immer  als  Hem- 
mungen der  Arbeiterinteressen  gemeint  waren  und  erwiesermaßen  auch  zu  ihren 
Gunsten  gewirkt  haben,  so  sind  die  massenhaft  erlassenen  Preissatzungen 
für  wichtige  Lebensmittel,  Getreide,  Mehl,  Brot,  Fleisch,  Wein,  Bier,  auch 
wenn  sie  immer  wieder  als  außer  Wirksamkeit  gekommen  erwähnt  werden,  für 
die  große  Masse  der  Nichtshäbigen  doch  auch  ein  Schutz  ihrer  Interessen  ge- 
wesen, und  es  ist  erwiesen,  daß  von  dem  Geiste  dieses  Interessenschutzes  auch  die 
Ansammlung  von  Zinsgetreide  in  Fruchtspeichern  mitgetragen  war,  die  einsich- 
tige Landesherren  errichten  ließen,  oft  genug  sehr  gegen  den  Willen  der  kapita- 
listischen Interessenten,  Grundherren  wie  Händler.  Und  endlich  der  unablässige 
Kampf  der  Bleich  sgewalt  und  später  auch  der  Landesherren  gegen  „ungebürliche 
Hanttierung  und  Fürkauf",  d.  h.  gegen  die  Herbeiführung  und  Ausbeutung  von 
Monopolstellungen:  aus  ihm  spricht  unverkennbar  eine  Tendenz,  der  wirtschaft- 
lichen Überlegenheit  des  findigen  Kapitalisten  entgegenzutreten.  Und  wissen 
wir  denn,  ob  diese  Verbote  und  Strafandrohungen  so  ganz  wirkungslos  geblieben 


gg  Sozialpolitik  und  ihre  Erscheinungsformen.  ^^ 

sind?  Ist  nicht  wenigstens  der  Geist  des  Gesetzgebers,  des  Reichstages  usf. 
der  zunehmenden  Vermögens dilferenz  feindlich  gewesen?  Wäre  es  nicht  viel- 
leicht viel  schlimmer  geworden  mit  den  Klassengegensätzen,  wenn  nicht  diese 
Normsetzung  einen  moralischen  Druck  ausgeübt  hätte?  Es  war  doch  immerhin 
eine  Basis,  auf  der  die  „Obrigkeit"  vorgehen  konnte  und  vorgegangen  ist,  wie 
die  Wirtschaftsgeschichte  der  Territorien  zeigen  könnte.  Und  ähnliches  gilt 
von  den  Vorschriften,  die  gegen  die  Verschwendung  gerichtet  waren,  die  eine 
zweckmäßige,  ausgeglichene  Lebensführung  in  allen  Schichten  herbeiführen,  die 
mit  einem  Worte  wirtschaftlich  erziehen  wollten. 

Aber  es  hat  eben  den  Landesherren  so  und  so  oft  an  der  politischen 
Macht  gefehlt.  Da  sie  in  ihren  Finanzverhältnissen  in  der  Regel  auf  die  gute 
Stimmung  des  Adels,  der  Klöster  und  der  steuerkräftigen  Städte  angewiesen 
waren,  konnten  natürlich,  namentlich  solange  die  Kriegsfanfaren  inner-  und  außer- 
halb des  Landes  schallten  und  solange  die  Hausmachtstellung  des  Landesherrn 
die  Politik  diktierte,  Maßnahmen  gegen  die  wirtschaftlich  Starken  zugunsten 
der  Schutzbedürftigen,  der  Nichtshäbigen  meist  nur  angedeutet,  nur  selten  in 
Gesetzesform  gebracht  und  noch  seltener  realisiert  werden.  Es  ist  symptomatisch, 
daß  mit  der  Erstarkung  des  Königtums  in  England  der  sozialpolitische  Gehalt 
der  englischen  Gesetzgebung  ein  reicherer  geworden  ist,  bis  unter  Elisabeth  mit 
dem  berühmten  Arbeits-  und  Gesindegesetz  von  1562  eine  Höhe  des  Verständ- 
nisses für  die  gesellschaftlichen  Zusammenhänge  erreicht  war,  die  in  vielen  Be- 
ziehungen einer  modernen  Regierung  zur  Zierde  gereichen  würde.  Unabhängig 
über  den  Ständen  und  ihren  Interessen  zu  stehen,  war  eine  Qualifikation  der 
Regierung,  die  neben  der  Erkenntnis  des  sozial  Zweckmäßigen  die  wichtigste 
Voraussetzung  aktiver  Sozialpolitik  war.  Wieviel  schlimmer  stand  es  darin  zur 
selben  Zeit  auf  deutschem  Boden,  wie  abhängig  und  daher  unklar,  unbestimmt 
und  inhaltlos  war  die  Politik  der  Reichsregierung! 

Literatur:  Ratzinger,  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege,  1868. 
Uhlhorn,  Die  christliche  Liebestätigkeit,  3  Bde.,  1882—1890.  Schilling,  Reich- 
tum und  Eigentum  in  der  altkirchlichen  Literatur,  1908.  M.  Weber,  Die  so- 
zialen Gründe  des  Untergangs  der  antiken  Kultur,  1896  (in  Ztschr.  Die  Wahr- 
heit). Seeck,  Geschichte  des  Unterganges  der  antiken  Welt,  Bd.  II,  1901. 
Mühlbacher,  Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern.  Lamprecht,  Wand- 
lungen in  Deutschland  vom  14.  zum  IG.  Jahrhundert  (Z.  f.  Soz.  u.  W.  Gesch.  I), 
1893.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  III.  Kriegk, 
Deutsches  Bürgertum  im  Mittelalter,  1868.  Koehne,  Studien  zur  sogenannten 
Reformation  Kaiser  Sigismunds  (Z.  f.  S.  u.  W.  Gesch.  VI),  v.  Mo  eller,  Die 
Elendenbrüderschaften,  1906.  Schanz,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Gesellen- 
verbände, 1877.  Schönlank,  Soziale  Kämpfe  vor  300  Jahren,  1894.  Zwie- 
dineck-Südenhorst,  Lohnpolitik,  I.  Abschn.,  1900.  Zycha,  Das  Recht  des 
ältesten  Bergbaues;  ders.,  Ein  soziales  Arbeiterrecht  in  Deutschland  (Deutsche 
Worte  XIX).  Ashley,  Englische  Wirtschaftsgeschichte  11,  1896.  Held,  Zwei 
Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands,  1881,  Einleit.  Leonard,  The  early 
history  of  englisch  poor  relief,  1900.  Kirkmann-Gray,  A  history  of  english 
philanthropy,  1905.  Monnier,  Histoire  de  Passistance  publique  dans  les  temps 
anciens  et  modernes,  1856.  de  Gerando,  De  la  bienfaisance  publique,  Bd.  I — III, 
1839.  Feuchtwanger,  Geschichte  der  sozialen  Politik  und  des  Armenwesens 
im  Zeitalter  der  Reformation,  J.  f.  Ges.  u.  Verw.  XXXIII. 

Die  vorstellenden  Skizzen  über  einige  der  Geschichte  angehörigen 
Phänomene  sozialpolitischen  Charakters  sind  selbstverständlich  nicht 
in  dem  Sinne  hier  eingeschoben  worden,  als  ob  aus  den  Problemen, 
die  jevreils  von  der  einen  und  der  anderen  staatlichen  oder  nationalen 
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Gesellschaft  zu  lösen  waren,  etwas  zu  lernen  wäre  für  die  Lösung  der 
Probleme,  die  der  Gesellscliaft  heute  gestellt  sind.  Sozialpolitik  ist, 
wie  oben  (7.  Kap.)  schon  angedeutet  wurde,  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenartigkeit  der  gesellschaftlichen  Struktur  und  ihrer  Daseins- 
bedingungen historisch  bedingt.  Allein  aus  der  historischen  Betrach- 
tung ist  auch  auf  diesem  Gebiete  für  den  Standpunkt  gegenüber  ge- 
sellschaftlichen Gegensätzen  wie  auch  für  die  Erkenntnis  gewisser  Be- 
dingtheiten der  Erfolge  jeder  Politik  Gewinn  zu  ziehen. 

Sozialpolitische  Probleme  existieren  überall,  wo  ein  Proletariat 
als  ökonomisch  und  kulturell  vernachlässigte  Schicht  der  Gesellschaft 
einer  engherzig  ihre  Besitzinteressen  verfolgenden  Klasse  von  Reichen 
gegenübersteht,  und  zwar  auch  dann,  wenn  eine  kapitalistische  Aus- 
beutung dieses  Proletariates  —  d.  h.  Ausnutzung  der  proletarischen 
Arbeitskräfte  zu  Erwerbszwecken  im  freien  Verkehr  —  gar  nicht  in 
Frage  steht.  Namentlich  der  Ausgang  des  römischen  Reiches  ist  ein 
Beispiel  dafür,  zu  welchen  Ergebnissen  es  führen  muß,  wenn  die  vor- 
nehme und  reiche  Welt  mit  Gleichgültigkeit  der  wachsenden  Kluft 
zwischen  Besitzenden  und  Proletariern  gegenübersteht.  Es  genügte 
nicht,  daß  man  das  wirtschaftliche  Verderben  der  Bauern  nicht  ge- 
wollt hat,  es  bedurfte  —  wollte  man  die  Gesellschaft  im  Staat,  diesen 
und  die  mit  ihm  groß  gewordene  Kultur  erhalten  —  der  Zurück- 
schraubung der  schrankenlosen  Bfesitzgier,  und  der  Fähigkeit  der  Be- 
sitzenden, sich  selbst  jene  Beschränkungen  innerhalb  ihrer  Machtsphäre 
aufzuerlegen,  ohne  die  es  kein  Gemeinwohl  gibt.  Die  besitzende  Klasse 
hat  aber  in  der  Antike  und  namentlich  auch  in  Rom  aus  den  Er- 
schütterungen des  Klassenstaates  nichts  gelernt  und  so  ist  auch,  als 
schon  der  Kapitalismus  auf  den  Sand  geraten  war,  als  die  wirtschaft- 
liche Rückbildung  vollzogen,  d.  h.  die  Auflösung  der  arbeitsteilig  ge- 
gliederten Gesellschaft  in  die  selbstgenügsamen  Großgrund besitzungen 
einerseits,  die  der  Erwerbsgelegenheit  entbehrende  Proletariermasse 
anderseits  zerfallen  war,  —  so  ist  auch  da  der  Weg  zur  Wieder- 
gewinnung der  gesellschaftlichen  Einheit  nicht  mehr  beschritten  wor- 
den und  damit  war  die  Abnahme  der  gesellschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit, Bevölkerungsabnahme  und  der  kulturelle  Verfall  besiegelt. 

Aber  auch  aus  den  Wandlungen  der  Sozialgeschichte  des  Mittel- 
alters ist  zu  lernen. 

Eine  Unmenge  von  Erscheinungen  mehr  oder  minder  klarer 
Philanthropie  tritt  uns  aus  ihr  entgegen.  Für  das  irdische  Dasein 
ist  diese  Selbstzweck  geworden,  ihr  eigentliches  Ziel  war  ein  meta- 
physisches: Gott  zu  gefallen.  Das  schloß  jedes  planmäßige  Forschen 
nach  den  Wurzeln  des  Elendes,  das  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
zeitenweise  mit  erschreckender  Wucht  auftritt,  vollständig  aus  und 
mußte  damit  auf  einer  gewissen  Stufe  sozialer  Entwicklung,  d.  h.  bei 
einem  gewissen  Grad  von  Verarmung  einerseits,  Reichtumsanhäufung 
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anderseits^  schädlich  werden.  Sie  bedrohte  das  Selbstverantwortlich- 
keitsgefühl, das  ohnehin  auf  dieser  Stufe  beschränkter  Erwerbsgelegen- 
heit noch  sehr  der  Förderung  und  Erziehung  bedurfte  und  entwickelte 
Arbeitsscheu,  und  auf  der  andern  Seite  blieb  auch  das  soziale  Ver- 
antwortungsgefühl der  Besitzenden,  das  auf  die  Wirkung  einer  Be- 
reicherung auf  die  Ausgebeuteten  Bedacht  nimmt,  unentwickelt. 

Erst  vom  Verfall  der  kirchlich -klösterlichen  Armenpflege  geht 
eine  entscheidende,  die  rettende  Wendung  aus.  Die  Abnahme  der 
Freigebigkeit  hat  jenen  Zustand  beseitigt,  der  das  spätere  Mittelalter 
charakterisiert,  daß  der  Lohnarbeiter  in  den  Feierstunden  bettelte  (so- 
gar in  dem  hochentwickelten  Flandern).  Abnahme  der  Freigebigkeit 
zwang  den  einzelnen,  seine  Lebensführung  auf  seine  Berufsarbeit  zu 
stellen.  Und  insofern  ist  es  vielleicht  wohl  begründet,  wenn  be- 
hauptet wird,  die  Reformation,  die  ziemlich  allenthalben  die  Quellen 
dieser  Art  Fürsorge  zum  Versiegen  brachte,  habe  dem  modernen  Staat 
die  Wege  zur  modernen  Sozialpolitik  wie  zur  modernen  Armenpflege 
geebnet,  indem  sie  wider  Willen  die  Impulse  zu  der  Reichen  Mild- 
tätigkeit des  Mittelalters  beseitigt  und  damit  den  Minderbegüterten 
die  Selbstverantwortung  eingeimpft  habe.  Auch  da  ist  es  nicht  be- 
deutungslos, daß  die  katholische  Kirche  mit  der  Gegenreformation 
und  der  damit  zusammenhängenden  Rationalisierung  der  Armenpflege 
wieder  eine  gewichtige  Trägerin  des  Fürsorge-  und  Unterstützung&- 
wesens  geworden  ist  und  daß  damit  die  staatliche  Gewalt  von  der 
Dringlichkeit  ihrer  Aufgaben  auch  wieder  abgelenkt  wurde,  der  sie 
sich  zu  widmen  begonnen  hatte  (Feuchtwanger). 

Was  wir  daraus  für  die  Gegenwart  gewinnen,  ist  wohl  zum 
wenigsten  die  Erkenntnis,  daß  auch  die  Motivation  der  sozialen  Für- 
sorge wie  der  sozialen  Politik  für  deren  Methoden  und  damit  deren 
Schicksal  mit  entscheidend  ist. 


III.  Das  Arl)eitsgebiet.  Ziele,  Wege  und  Möglichkeiten. 

Elftes  Kapitel. 

Ziele  und  Betätigungsgebiete  der  Sozialpolitik. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  anzunehmen,  daß  mit  der  Feststellung 
des  Begriffes  Sozialpolitik  und  namentlich  mit  den  Motiven  derselben 
auch  die  Ziele  in  den  Grundzügen  gegeben  sind.  Wenigstens  in  sa 
allgemeinen  Umrissen,  die  allen  sozialpolitischen  Ideenrichtungen  ent- 
sprechen. Denn  die  verschiedenen  Richtungen  bedeuten  mindestens 
in  dem  Ausmaße,  in  dem  in  das  freie  Spiel  der  Kräfte  eingegriffen 
wird,  sehr  verschieden   entfernte  Ziele.     Aber  nicht   genug   an   dieser 
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eben   erörterten  Yerscliiedenlieit   des  Maßes   ist   auch   innerhalb  jeder 
Richtunoc  eine  Wandelbarkeit  der  Ziele  unverkennbar. 

o 

Diese  Wandelbarkeit  der  Ziele  ergibt  sich  auch  bei  völliger 
Konstanz  der  ideologischen  Grundlagen,  der  Motivation,  aus  der 
Änderung  der  Tatsachen  des  Wirtschaftslebens,  mit  denen  stets  neue 
Möglichkeiten,  neue  Beeinträchtigungen  der  sozialpolitisch  wahrzu- 
nehmenden Interessen  auftauchen. 

Im  Jahre  1875  schrieb  Schmoller  in  der  Streitschrift  gegen 
Treitschke,  in  der  er  die  Grundlagen  der  sozialpolitischen  Ideen  ent- 
wickelte, das  Ziel  der  sozialen  Reform  bestehe  in  der  Wiederherstellung 
eines  freundlichen  Verhältnisses  der  sozialen  Klassen  unter  sich,  in 
der  Beseitigung  oder  Ermäßigung  des  Unrechts,  in  der  größeren 
Annäherung  an  das  Prinzip  der  verteilenden  Gerechtigkeit,  in  einer 
fortschrittfördernden  Gesetzgebung,  die  die  sittliche  und  materielle 
Hebung  der  unteren  und  mittleren  Klassen  garantiert.  Wie  dieses 
Ziel  im  Detail  erreicht  werde,  werde  man  nie  im  voraus  mit  Sicher- 
heit sagen  können.  Nur  die  Ideen  des  Rechts,  der  Humanität,  der 
Billigkeit,  das  seien  die  Pfadfinder,  mit  denen  an  die  nächstliegenden 
Aufgaben  der  Gegenwart  heranzutreten  sei.  Im  großen  und  ganzen 
trifft  diese  Auffassung  auch  heute  noch  zu.  Die  Vorstellung  eines- 
Volkswohlstandes  als  Ziel  der  Sozialpolitik  ist  seither  kaum  viel  be- 
stimmter geworden.  Aber  in  dem  Menschenalter,  das  seither  darüber 
hingezogen  ist,  hat  sich  sowohl  in  den  Verhältnissen,  die  die  Objekte 
sozialpolitischer  Betätigung  liefern,  wie  in  den  sozialpolitischen  Ideen,, 
endlich  in  den  Einblicken  in  die  treibenden  Kräfte  und  die  Zusammen- 
hänge des  Gesellschaftslebens  so  manches  geändert  und  ausgereift.  Es 
ist  für  eine  Reihe  von  Problemen  der  Sozialpolitik  der  Aufgabenkreis 
weit  schärfer  umrissen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Sozialpolitik 
selbst,  die  in  diesem  Menschenalter  getrieben  wurde,  mit  ihren  Erfolgen 
und  Mißerfolgen  auch  schon  über  eine  Reihe  von  Möglichkeiten,. 
Schwierigkeiten,  Hemmungen  und  Unmöglichkeiten  Licht  verbreitet 
hat.  Gewiß  noch  mehr  als  damals  aber  liegt  das  Schwergewicht  der 
Grundlagen  aller  Sozialpolitik  in  der  sozialen  Zweckmäßigkeit. 
Man  ist  eben  praktisch  mit  den  Ideen  des  Rechts,  der  Humanität 
und  der  Billigkeit  keineswegs  immer  zu  jenen  Lösungen  aktueller 
Probleme  gekommen,  die  befriedigende  Erfolge  zeitigten,  man  vermag 
mit  ihnen  oft  überhaupt  nicht  zu  Lösungen  zu  kommen. 

Ziel  der  Sozialpolitik,  wie  es  sich  aus  der  Kritik  der  Wirklich- 
keit an  den  Idealen  ergibt,  ist  in  letzter  Linie  ein  Aufsteigen  der 
ArbeiterTilasse  in  dem  Maße,  daß  die  Spannung  in  der  Lebens- 
führung und  in  der  Teilnahme  an  den  Kulturerrungen- 
schaften zwischen  den  Arbeitern  und  den  übrigen  Gesell- 
schaftsklassen sich  vermindert.  Allein  diese  Formulierung  der 
Zwecke   aller   sozialpolitischen  Arbeit   läßt   noch  nicht   die  Aufgaben 
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der  Sozialpolitik  voll  erkennen.  Rationelle  Sozialpolitik  muß  auf 
die  letzten  Gründe  der  Mißstände  Bedacht  nelimen.  Andernfalls 
bleibt  sie  an  den  Symptomen  hängen  und  treibt  eine  oberfläcbliche 
Heilmethode^  die  niemals  auf  dauernden  Erfolg  rechnen  kann.  Die 
sozialpolitische  Arbeit  muß  daher  auf  eine  Vielheit  von  Zielen  ge- 
richtet sein^  wie  die  zur  Sozialpolitik  zwingenden  Mißstände  einer 
Vielheit  von  Ursachen  entspringen.  Vorausgeschickt  sei  aber  ferner, 
daß  zwar  zunächst,  wenn  von  Zielen  die  Rede  ist,  in  der  Regel  natür- 
lich an  Zuständliches  gedacht  wird.  Da  aber  im  Wirtschaftsleben 
das  Zuständliche  stets  nur  Fiktion  und  genau  genommen  alles  in 
beständigem  Werden  ist,  so  liegt  im  Bereich  der  Ziele  der  Sozial- 
politik auch  schon  eine  gewisse  Gestaltung  der  Bedingungen  und 
Kräfte,  von  denen  dieses  ewige  Werden  der  Gesellschaft  abhängt. 

Als  eine  solche  Kraft  tritt  der  Sozialpolitik  die  wichtigste  Trieb- 
feder des  Wirtschaftens  entgegen:  der  Egoismus.  Man  wird  das  Fort- 
schreiten des  Egoismus,  das  Übergreifen  auf  neue  Betätigungsgebiete 
und  die  Steigerung  kaum  in  Abrede  stellen  können,  aber  es  wäre 
jedenfalls  eine  maßlose  Übertreibung,  die  Ursache  dieser  Fortschritte 
nur  im  Handel  und  im  Kapitalismus  zu  suchen,  denn  sie  laufen  der 
Entwicklung  der  bewußten  Bedachtnahme  auf  den  eigenen  Vorteil 
überhaupt  parallel  (Tönnies).  Der  Egoismus  als  solcher  hat  von 
jeher  bestanden,  und  daß  er  wirksam  gewesen  ist  in  weit  zurück- 
liegenden Wirtschafts  Verfassungen,  wirksam  sogar  in  recht  bedenk- 
licher Weise,  das  bezeugen  die  urkundlichen  Nachrichten  von  der 
Furcht  vor  Monopolausnützungen,  Preis  Verabredungen  und  deren  Be- 
kämpfung u.  dgl.,  wie  sie  namentlich  im  Rahmen  der  mittelalterlichen 
Stadtwirtschaftsyerfassungen  üblich  waren.  Ja,  in  gewissem  Sinne 
ist  geradezu  mit  der  unverfälschteren  äußeren  Erscheinung  des  Egois- 
mus eine  noch  schroffere  Betätigung  in  früheren  Zeiten  üblich  gewesen. 
Man  darf  nur  eben  nicht  übersehen,  daß  die  Wirkungen  des  Egoismus 
auf  die  Mitmenschen  erst  dann  die  uns  geläufigeren  Formen  wirtschaft- 
licher Beeinträchtigung  angenommen  haben  und  erst  dann  schroffer 
empfunden  werden  mußten,  als  1.  der  Lebensraum  des  einzelnen  durch 
den  Lebensraum  seiner  Mitmenschen  immer  schärfer  abgegrenzt  und 
immer  mehr  eingeengt  wurde;  2.  als  die  Autarkie  der  Einzelwirtschaft 
mit  ihrer  Einbeziehung  in  die  Verkehrs  mäßige  Güterbeschaffung  ver- 
loren gegangen  war;  3.  als  die  Gesittung  die  gewaltliche  Geltend- 
machung des  Egoismus  überwunden  hatte.  Die  Steigerung  des 
Egoismus,  wie  sie  von  den  einzelnen  empfunden  wird,  ist  ein  emi- 
nent soziologisches  Phänomen,  und  unverkennbar  liegt  in  der  Be- 
völkerungsvermehrung und  dem  durch  sie  zugespitzten  Kampf  um 
die  ökonomische  Existenz  das  Element,  das  auf  eine  Verschärfung 
der  Egoismusbetätigung  hintreibt.  Aber  noch  eines  Momentes  ist  da 
zu  gedenken,  das  nicht  nur  das  Gefühl  einer  Verschärfung  des  Egois- 
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mus  auslöst,  sondern  auch  tatsächlicli  eine  solche  Steigerung  not- 
wendig macht:  es  ist  die  unverkennbare  Verflüchtigung  der  „gegen- 
seitigen Hilfe"  im  Rahmen  der  Einzelwirtschaft.  Auch  ein  Produkt 
abnehmender  Autarkie,  d.  h.  zunehmender  Unfähigkeit  der  Haushal- 
tungen zur  Bedürfnisbefriedigung  mit  selbsterzeugten  Gütern.  Nicht 
-als  ob  sie  bedeutungslos  geworden  wäre,  als  ob  ein  absolutes  Vakuum 
auszufüllen  wäre;  aber  die  Funktionen  der  gegenseitigen  Hilfe  sind, 
soweit  sie  heute  (in  der  Form  des  Almosengebens)  zu  finden  sind, 
quantitativ  im  Vergleich  mit  dem  Erfordernis  unzureichend  und  — 
was  das  wesentlichste  ist  —  sie  spielen  sich  in  Formen  ab,  die  heute 
weder  dem  sozialen  Empfinden  des  einzelnen  entsprechen,  noch  dem 
;gesellschaftlichen  Interesse  förderlich  sind  und  am  allerwenigsten  mit 
den  Kulturzwecken  der  Gesellschaftsentwicklung,  geschweige  denn  mit 
Gerechtigkeitsidealen  in  Einklang  zu  bringen  sind. 

Die  Eindämmung  eines  die  gesellschaftlichen  Interessen 
beeinträchtigenden  Maßes  von  Egoismus  muß  also  konsequenter- 
weise ein  Ziel  sozialer  Politik  sein.  Eine  unmittelbare  Bekämpfung 
müßte  den  Hebel  an  der  Wurzel  ansetzen,  an  der  psychischen  Ver- 
fassung der  Individuen.  Es  ist  über  diese  Methode  noch  in  anderem 
Zusammenhang  zu  sprechen.  Soweit  sie  nicht  genügende  Erfolge 
zeitigt,  sich  überhaupt  als  ungeeignet  erweist,  kommen  andere  Ziele 
in  Frage,  vor  allem  Hemmungen  in  der  Wirkungssphäre  des  Egois- 
mus. Solche  Ziele  verfolgt  schlechthin  jede  das  soziale  Ganze  wahr- 
nehmende wirtschaftliche  Maßnahme,  indem  sie  gewisse  Schranken 
für  die  Betätigung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  des  einzelnen  zieht. 
Das  geschieht,  wenn  dem  Konzessionär  einer  Bahn  Vorschriften  über 
die  Tarife  gemacht  werden,  wenn  dem  Inhaber  einer  Betriebsanlage 
die  Verpflichtung  zu  gewissen  Schutzmaßnahmen  im  Interesse  der 
Umwohner  auferlegt  wird,  das  würde  der  Fall  sein,  wenn  vom  Gesichts- 
punkt sozialer  Hygiene  aus  gewisse  Krankheiten  als  Eheverbotsgründe 
statuiert  würden  usw. 

Der  weiteste  Wirkungskreis  eröffnet  sich  in  dieser  Richtung  der 
sozialpolitischen  Tendenz  auf  dem  Boden  der  eigentlichen  Justiz- 
gesetzgebung. Das  Nächstliegende  ist,  dabei  an  die  Änderung  des 
Eigentumsinstitutes  zu  denken.  Selbstverständlich  ist  ja  auch,  das 
soziale  Interesse  als  das  treibende  Element  für  die  Einengung  der 
durch  das  Privateigentum  gegebenen  Machtsphäre  zu  erkennen.  Mag 
auch  immerhin  das  subjektive  Interesse  einzelner  dabei  in  Frage 
stehen :  tatsächlich  bedeutet  die  Ausgestaltung  des  Enteignungsrechtes 
-ein  Produkt  sozialethischer  Erwägungen  und  Ideale  einerseits  und 
sozialökonomischer  Zweckmäßigkeit  anderseits.  Dabei  ist  allerdings 
auch  des  Iheringischen  Wortes  zu  gedenken,  daß  der  gesellschaftliche 
Egoismus  auch  unter  einem  andern  Namen  auftritt,  unter  dem  Namen 
des  Sittlichen.    „Das  Sittliche  ist  nichts  als  der  Egoismus  in  höherer 
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Form:  der  Egoismus  der  Gesellschaft.  Derselbe  Trieb  der  Selbst- 
erhaltung, der  auf  der  Stufe  des  individuellen  Daseins  die  Gestalt  des-- 
Egoismus  annimmt,  tauscht  dafür  auf  der  gesellschaftlichen  die  Form 
des  Sittlichen  ein.  Nur  der  Name,  mit  dem  die  Sprache  diese  höhere- 
Form  desselben  belegt,  wird  ein  anderer,  die  Sache  bleibt  dieselbe." 
Die  rechtsbildenden  Gedanken,  die  auf  dem  heute  erreichten  Niveau, 
des  privaten  Rechts  unter  der  Flagge  der  „guten  Sitten"  in  der  Rechts- 
ordnung Boden  gewinnen,  entspringen  zum  weitaus  größten  Teile 
diesem  gesellschaftlichen  Egoismus,  dem  Egoismus  der  gesellschaft- 
lichen Verbände  (Steinbach)  und  ganz  besonders  eben  der  Gesellschaft- 
Aus  diesem  Geist  ist  die  Wuchergesetzgebung,  die  Beschränkung  des 
Exekutionsrechts,  ist  die  Heimstättengesetzgebung,  ist  die  Institution 
des  Zwangsausgleiches  geboren  worden.  Das  Gesetz  beschränkt  deiL 
Gläubiger  in  der  Ausübung  seines  ihm  rechtskräftig  zuerkannten 
Forderungsrechtes,  ja  es  erklärt  ihn  unter  Umständen  desselben  sogar 
für  verlustig,  weil  die  Gesamtheit  im  Hinblicke  auf  ihre  eigene  Wohl- 
fahrt ein  lebhaftes  Interesse  daran  hat,  daß  die  wirtschaftliche  Existenz, 
einzelner  ihrer  Mitglieder  nicht  vernichtet  werde.  Dem  Standpunkte 
dieses  Egoismus  der  staatlichen  Gesellschaft  entspricht  es  auch,  wenn 
die  Eigentümer  zur  Förderung  des  Gesamtinteresses  außer  den  Be- 
schränkungen in  der  Rechtsausübung  auch  noch  positive  Pflichten 
auf  sich  zu  nehmen  haben,  ja,  daß  sie  gegebenenfalls  gegen  ent- 
sprechende Entschädigung  das  Eigentum  vollständig  aufzugeben  haben. 

Sozialpolitische  Tendenzen  greifen  nun  aber  nicht  nur  auf  dem 
Boden  des  positiven  Rechts  immer  mehr  durch.  Es  ringt  sich  auch 
die  Auffassung  Bahn,  daß  alles  Recht  im  letzten  Grunde  des  sozialen- 
Interesses  wegen  gegeben  sei.  Die  nächste  Konsequenz  liegt  auf  dem 
Gebiete  der  Rechtsprechung:  der  Richter  hat  sich  als  Organ  der  Ge- 
sellschaft zu  fühlen.  Diese  Aufgabe  ist  eine  außerordentlich  schwierige. 
Soziale  Rechtsprechung  muß  auf  dem  Boden  der  Gesetze  stehen  und 
darf  nicht  Willkür  werden.  Aber  sie  darf  auch  die  Ziele  und  den, 
fortfließenden  Strom  der  Vergesellschaftung  nicht  aus  dem  Auge  ver- 
lieren. Die  Rechtsprechung  hat  den  Friedenszustand  zwischen  den 
Gesellschaftsgliedern  zu  sichern.  Darum  muß  aber  auch  die  Fühlung^ 
mit  dem  Rechtsempfinden  wach  bleiben  und  wo  dieses  nicht  mehr 
einheitlich,  sondern  klassenmäßig  differenziert  ist,  dort  hat  der  Richter 
die  schwierige  Mission,  die  dem  versöhnenden  Standpunkt  am  nächsten 
kommende  Lösung  zu  finden,  die  dem  gesamtgesellschaftlichen  Inter- 
esse als  einer  Quelle  alles  Rechts  am  besten  entspricht. 

Der  Egoismus  des  Individuums  hat  aber  noch  eine  weitere  Quelle, 
und  es  ist  das  Verhängnisvolle,  daß  er  diese  selbst  wieder  verstärkt: 
die  wesentliche  Umgestaltung  der  Produktionsverfassung.  Dadurch,, 
daß  die  Gütererzeugung  und  der  Güterumsatz  Erwerbsgrundlage  ge- 
worden   sind,    tritt    der  Erwerbszweck    dabei    immer    stärker    in    den 
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Tordergrund.  Verdienen^  nicht  Bedürfnisse  befriedigen^  ist  das  Leit- 
motiv der  wirtschaftlich  berufsspezialisierten  Arbeit.  Die  Auffassung 
Ton  dem  Zweck  dieser  hat  sich  verschoben,  das  Bewußtsein,  mit 
dieser  und  jener  Unternehmung  im  Dienste  des  gesamten  Gesellschafts- 
organismus zu  stehen,  verkümmert.  Und  nun  die  Konsequenz  —  es 
handelt  sich  da,  wohl  gemerkt,  nur  um  Tatsachenfeststellung  — :  die 
einmal  geschaffene  Unternehmung  mit  den  in  ihr  investierten  Kapitals- 
beständen wird  selbst  zur  treibenden  Kraft  in  dem  wirtschaftlichen 
Mechanismus.  Sie  absorbiert  den  Unternehmer  mit  seinen  besten 
Kräften,  es  gibt  für  ihn  meist  nur  die  Alternative:  Einsetzung  aller 
Energien,  um  das  Geschäft  in  Blüte  zu  erhalten,  oder  mehr  oder 
minder  rascher  Verfall.  Und  die  Alternative  wird  zum  Ausgangs- 
punkt der  Rücksichtslosigkeit  in  der  Verfolgung  des  Eigennutzes. 

Nicht  genug  daran,  es  kommt  dazu,  daß  die  Rentabilität  der 
Kapitalsanlage,  nicht  aber  die  Dringlichkeit  der  Bedürfnisse  über  die 
Betätigung  des  Unternehmers  und  die  Richtung  der  Produktion  ent- 
scheidet. Unternehmungslust  und  Kapital  wenden  sich  derjenigen 
Erwerbsgelegenheit  zu,  die  die  günstigsten  Gewinnaussichten  verspricht 
und  vernachlässigen  darüber  diejenigen,  die  auf  eine  vom  Standpunkt 
des  sozialen  Ganzen  wichtigere  Bedürfnisbefriedigung  gerichtet  wären. 
Die  günstigsten  Erwerbsaussichten  sind  in  hohem  Maße  vielfach  ge- 
rade in  Produktionszweigen  zu  finden,  deren  Produkte  in  den  Kon- 
sumtionsbereich der  wohlhabenden  Bevölkerung  fallen,  in  Geschäfts- 
zweigen, in  denen  das  Geschäft  sich  viel  glatter  und  leichter  vollzieht, 
nicht  in  letzter  Linie,  weil  man  es  großenteils  auch  mit  Individuen 
zu  tun  hat,  denen  gegenüber  die  Preisbildung  wenig  subtil  erfolgen 
kann,  weil  sie  dank  ihrem  Vermögen  die  Geldeinheit  niedrig  werten, 
daher  Preise  zugestehen,  die  große  Gewinnquoten  enthalten. 

Alle  diese  Tatsachen,  die  mit  dem  individuellen  Eigennutz  nicht 
ganz  zu  identifizieren  sind,  die  vielmehr  Wirkungen  einer  geradezu 
über  den  Individuen  waltenden  und  sie  beherrschenden  Macht,  schlecht- 
hin des  Kapitalismus  zu  sein  scheinen,  des  (wie  Sombart  sagt) 
objektivierten  Verwertungsstrebens  des  Kapitals,  diese  Faszinierung 
des  Unternehmertums  durch  die  sozusagen  magnetische  Kraft  der 
kapitalistischen  Masse  und  infolgedessen  die  Ablenkung  der  Produktions- 
richtung aus  der  natürlichen,  durch  die  gesellschaftliche  Bedürfnis- 
skala vorgezeichneten  in  jene,  in  der  die  günstigste  Profitrate  wahr- 
scheinlich ist:  alle  derartigen  Zusammenhänge  und  Tendenzen  zu 
korrigieren,  abzuschwächen,  wenn  auch  nicht  zu  überwinden,  ist 
gleichfalls  ein  Ziel  der  Sozialpolitik.  Der  Kapitalismus  fördert  die 
Entwicklung  der  Gesellschaft,  fördert  die  Menschen  unzweifelhaft  in 
Tausenden  von  Beziehungen,  aber  er  steht  ebenso  unzweifelhaft  auch 
der  Erfüllung  der  Gesellschaftszwecke,  der  Verallgemeinerung  wahrer 
Kulturerrungenschaften  hemmend  im  Wege,  und  Sozialpolitik  ist  eine 
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aus  den  natürlichen  Kräften  der  Gesellscliaft  herauswachsende  Reaktion 
gegen  diese  hemmende  Wirkung  des  Kapitalismus. 

Eine  solche  Reaktion  bedeutet  fürs  erste  in  solcher  allgemeinen 
Umrissenheit  nur  ein  negatives  Ziel.  Ihre  positive  Seite  liegt  in  der 
Tendenz,  bestimmte  Prinzipien  in  der  Ordnung  des  Wirtschaftslebens- 
durchzusetzen.  Die  Dimensionen,  welche  die  dadurch  gebotenen  Än- 
derungen in  der  Wirtschaftsordnung  annehmen,  bestimmen  wesent- 
lich den  Chara,kter  der  sozialen  Politik,  worüber  in  der  Darstellung 
der  Richtungen  der  Sozialpolitik  weiteres  zu  sagen  sein  wird.  Ganzi 
allgemein  ist  jedoch  schon  in  diesem  Zusammenhang  hervorzuheben^ 
daß  ein  positives  Ziel  der  Sozialpolitik  gegenüber  dem  Kapitalismus- 
darin  liegt,  auf  die  Produktionsrichtung  in  dem  Sinne  Einfluß  zu 
gewinnen,  daß  der  ursprüngliche  Zweck  aller  Produktion:  Bedürfnis- 
befriedigung gegenüber  dem  andern  treibenden  Element,  Ware  zu 
erzeugen  und  damit  Reinerträge  zu  erzielen,  mehr  und  unmittelbar 
zur  Geltung  komme.  Es  wird  noch  besonders  zu  zeigen  sein,  daß> 
gerade  das  hauptsächlichste  Zielgebiet,  die  Einkommenges taltun g,. 
diese  Tendenz  im  letzten  Grunde  erkennen  läßt. 

In  diesem  Bestreben  ist  die  Sozialpolitik  wieder  ganz  ausgesprochen 
Wirtschaftspolitik,  indem  eine  Durchkreuzung  des  theoretisch  natür- 
lichen Wirtschaf  tsverlauf  es  angestrebt  werden  muß,  demzufolge  in  der 
Hauptsache  die  Erzielung  des  möglichst  hohen  Geldreingewinnes  für 
die  Einsetzung  von  Produktivkräften  entscheidend  wird. 

Das  ist  nun  aber  freilich  bloß  ein  näheres  Ziel,  hinter  dem  ein 
ferneres  winkt,  ja  es  ist  überhaupt  im  Hinblick  auf  dieses  weitere 
Ziel  vorerst  nur  ein  Weg.  Und  das  fernere  Ziel  ist  die  Erleich- 
terung des  Aufsteigens  aus  einer  Klasse  und  vor  allem  auch 
aus  den  untersten  Schichten  in  höhere.  Nicht  nur  den  Zerfall  in 
Klassen  gilt  es  hintanzuhalten,  auch  den  Verfall  der  Klassen.  Wäre  es 
nicht  von  fundamentaler  Wichtigkeit,  daß  die  unteren  Schichten  der 
Gesellschaft  gesund  erhalten  bleiben  schon  um  ihrer  selbst  willen  und 
überdies  weil  nur  dann  die  Rechtfertigung  für  jenes  Maß  von  Freiheits- 
verlust, wie  es  die  Vergesellschaftung  mit  sich  bringt,  gefunden  werden 
kann,  wenn  alle  Teile  kulturmäßig  leben:  so  müßte  das  Interesse  der 
Gesellschaft  selbst  darauf  hinführen,  daß  auch  die  proletarischen  Ge- 
sellschaftsteile in  ein  gewisses  Mindestmaß  von  Kultur  eindringen,  für 
rationelle  Kulturgenüsse  aufnahmefähig  werden,  da  sie  als  der  Nähr- 
boden für  die  Gewinnung  hochleistungsfähiger  und  gerade 
auch  kulturfördernder  Individualitäten  funktionieren  können 
und  tatsächlich  funktionieren.  Es  handelt  sich  darum,  diese  Massen 
möglichst  vollständig  in  das  erreichte  Kulturniveau  herein-  und  empor- 
gelangen zu  lassen.  Gewiß  nicht  allein,  damit  die  gegenwärtige  Ge- 
neration selbst  noch  der  Kulturerrungenschaften  teilhaftig  wird,  sondern 
mindestens  auch  mit  Rücksicht  auf  die  historisch  gewinnbare  Einsicht, 
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welche  große  Tragweite  das  völlige  Hereinwachsen  der  sozialen  Gesamt- 
psyche  in  eine  Kulturstufe  dafür  hat,  daß  zahlreiche  hervorragend 
begabte  Individualitäten  über  dieses  Niveau  hinausstreben,  sich  dar- 
über  hinaus  entwickeln,  „hinein  in  die  seelische  Haltung  des  zunächst 
zu  erwartenden,  entwicklungsgeschichtlich  und  gleichsam  historisch- 
biologisch fälligen  Kulturzeitalters"  (Lamprecht).  Es  ist  immer  die 
Gefahr  einer  Unterbindung  der  Kulturfortführung  gewesen,  wenn  die 
Träger  des  höchsten  Maßes  von  Kultur  sich  dieser  Aufgabe  nicht 
bewußt  blieben,  daß  sie  der  höchsten  Kulturstufe,  die  zeitweilig  immer 
nur  Minderheiten,  oft  nur  wenige  erreicht  haben,  nach  Möglichkeit 
die  unteren  Schichten  näher  zu  bringen  haben. 

Wir  berühren  damit  schlechthin  die  Frage,  ob  die  großen  Kultur- 
förderer, gerade  auch  diejenigen,  die  wir  auf  dem  Gebiete  des  gei- 
stigen und  jeder  Art  künstlerischen  Schöpfens  anerkennen,  zum 
größten  Teil  in  den  Häusern  der  Besitzenden  oder  in  den  Kammern 
der  Armen  ihre  Tage  begonnen  haben,  eine  Frage,  die  für  die  Grund- 
probleme sozialer  Politik  nicht  bedeutungslos  ist.  Es  fehlt  an  wirk- 
lich wissenschaftlichen  Untersuchungen  zu  diesem  Problem,  das  jeden- 
falls nicht  bloß  durch  rein  statistische  Feststellungen  aufzuhellen 
wäre,  sondern  für  eine  exakte  psychologische  Forschung  ein  Thema 
liefern  würde.  Für  die  hier  zu  verfolgenden  Zusammenhänge  kommt 
vor  allem  die  Tatsache  in  Betracht,  daß  Tausende  von  Persönlichkeiten^ 
die  für  die  Fortentwicklung  der  Kultur  besonders  wichtig  geworden 
sind,  aus  jenen  Teilen  der  Gesellschaft,  die  die  proletarischen  genannt 
werden  können,  hervorgegangen  sind.  Für  die  Kulturfortsetzung  ist 
es  natürlich  gleichgültig,  ob  die  Talente  der  natürlichen  Vererbung 
oder  die  der  geschichtlichen  Erziehung  mehr  zur  Geltung  kommen. 
Aber  nicht  gleichgültig  ist  es,  ob  die  Bedingungen  dafür  erfüllt 
sind,  daß  die  Begabteren  auch  der  unteren  Schichten  zu  jenen  Lebens- 
betätigungen gelangen  können,  mit  denen  sie  den  Gesellschaftszwecken 
besonders  dienen  können.  Nicht  gleichgültig  ist  angesichts  der 
wachsenden  Bedeutung  der  Massenhaftigkeit  in  allem  sozialen  Geschehen,^ 
daß  das  Heraufwachsen  der  Talente  nicht  bloß  vereinzelt  bleibe,  sondern 
sich  steigere,  selbst  zur  regelmäßigen  Massenerscheinung  werde.  Nicht 
gleichgültig  ist  endlich  die  Quantität  dieser  Evolution  mit  Rücksicht 
darauf,  daß  die  mehrfach  behauptete  Entartung  großer  Teile  der 
oberen  Gesellschaftsschichten  möglicherweise  wirklich  besteht. 
Wenn  es  richtig  ist,  daß  zahlreiche  Familien  der  oberen  Klassen,  daß 
starke  Gruppen  der  Geburtsaristokratie  durch  Inzucht,  durch  ein  irre- 
geleitetes Genußleben,  durch  Abkehr  von  jedweder  nutzwerten  Arbeit 
degeneriert  sind,  wenn  ferner  wahr  ist,  daß  gerade  die  bedeutendsten 
Individuen  der  Geistesaristokratie  nachkommenlos  oder  wenigstens  nach- 
kommenarm geblieben  sind,  daß  gerade  jene  Familien,  die  besonders, 
leistungsfähige  Individuen  hervorgebracht  haben,  ausgestorben  sind  — wie 
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gesagt^  wissenscliaftlicli  verläßliche  Feststellungen  besitzen  wir  darüber 
nicht  — :  dann  ist  doch  unzweifelhaft  das  Interesse  der  Gesellschaft 
auf  Ersatz  gerichtet.  Durch  Forterbung  der  Qualitäten  tüchtigster 
Individuen  und  in  der  Nachkommenschaft  derjenigen  Persönlichkeiten, 
die  durch  besondere  Leistungen  zu  aristokratischer  Vorrangstellung 
und  zu  Einfluß  gelangt  sind,  erscheint  dann  eben  die  Produktion 
hervorragender  Individualitäten  mindestens  nicht  gesichert.  Da  aber 
das  Aufwärtssteigen  der  menschlichen  Gesellschaft  sich  nicht  nur  in 
der  Hebung  des  Durchschnitts  oder  der  klassenweisen  Durchschnitte 
vollzieht,  sondern,  soweit  die  Tatsachen  hierüber  Beobachtungen  er- 
möglichen, auch  an  der  Produktion  hervorragender  Individualitäten 
hängt,  so  waltet  und  wirkt  die  Sozialpolitik,  indem  sie  die  Pflege 
des  Nährbodens  für  solche  Produktion  wahrnimmt,  ausgesprochen  im 
gesamtgesellschaftlichen  Interesse.  Freilich  handelt  es  sich  aber  dabei 
ganz  vorzüglich  auch  um  eine  Durchsetzung  des  Gedankenlebens  und 
der  Vorstellungswelt  der  oberen  Schichten  mit  der  Ideenwelt  und 
mit  dem  diese  begründenden  Milieu  der  aufstrebenden  Schichten. 
Das  führt  auf  das  Ziel  sozialer  Bildung,  dem  noch  einige  spezielle 
Ausführungen  zu  widmen  sind. 

Noch  eine  Frage  ist  hier  zu  erledigen:  Hat  die  Sozialpolitik 
.auch  Ziele  rein  politischen  Charakters  zu  verfolgen?  Die  Frage 
gewinnt  aktuelle  Bedeutung  insbesondere  durch  die  oft  hörbare  Be- 
hauptung, daß  das  allgemeine  Wahlrecht  ein  sozialpolitisches  Postulat 
bilde.  Gegenüber  solcher  Fragestellung  ist  vom  wissenschaftlichen 
Standpunkt  geltend  zu  machen,  daß  die  historischen  Tatsachen  jeden- 
falls als  eindeutiges  Beweismaterial  für  einen  solchen  Zusammenhang 
zwischen  Sozialpolitik  und  Staatsform  nicht  angesehen  werden  können. 
Die  Unterscheidung  aller  politischen  Assoziationsformen  der  Menschen, 
wie  sie  schon  Sokrates  und  Plato  vorgenommen  haben,  hat  bis  heute 
ihre  Berechtigung  nicht  verloren.  Wie  die  Tyrannis  der  Monarchie 
gegenübergestellt  wird  unter  dem  Gesichtspunkte,  daß  die  erstere 
Form  dazu  dient,  die  Interessen  der  Herrschenden  zu  befriedigen,  das 
Volk  zugunsten  der  Herrschenden  auszubeuten,  während  die  andere 
die  Verfolgung  von  Gesamtinteressen  zum  Zweck  hat,  so  ist  auch  in 
aristokratischen,  aber  nicht  minder  in  demokratischen  Staatsformen 
der  Gegensatz  beider  Richtungen  aufgetreten.  Innerhalb  jeder  Staats- 
form ruht  die  wahre  Unterscheidung  der  Richtungen  in  der  Behand- 
lung der  sozialen  Frage.  Und  Fustel  de  Coulanges  faßt  in  seinem 
Buch  La  cite  antique  die  Geschichte  der  Demokratien  Griechenlands 
wohlbegründet  mit  den  Worten  zusammen:  „Die  griechischen  Staaten 
schwankten  immer  zwischen  zwei  Revolutionen;  die  eine  plünderte 
die  Reichen,  die  andere  setzte  diese  wieder  in  den  Besitz  ihres  Ver- 
mögens." 

Im  gleichen  Sinne  hat  Laveleye  auf  die  Gefahren  hingewiesen, 
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die  den  modernen  Demokratien  aus  den  weitgehenden  Vermögens- 
unter schieden  erwachsen.  Die  Demokratie  wird,  wie  er  sehr  richtig 
betont  hat,  durch  die  große  Ausgleicherin  „Maschine^^  unvermeidlich 
herbeigeführt,  sie  bewirkt  und  erleichtert  die  Konzentration  der  Massen 
und  sie  schafft  die  Voraussetzungen  für  gleichartigen  Massenkonsum. 
Allein  die  demokratische  Staatsform,  die  als  weitere  Folge  sich  daraus 
zu  ergeben  scheint,  bedeutet  an  und  für  sich  noch  keine  Gewähr  für 
eine  gleichmäßige  Förderung  aller  Gesellschaftsschichten.  Die  demo- 
kratische Institution  bedeutet  höchstens  eine  Gradstufe  in  der  Möglich- 
keit der  Verwirklichung  sozialpolitischer  Ideale,  die  jeweils  durch  die 
Staatsform  und  die  Verfassung  sowie  durch  den  Charakter  des  Wahl- 
rechts gegeben  ist.  Daß  die  staatliche  Macht  in  den  Händen  eines 
einzigen,  aufrichtig  das  Wohl  der  Gesellschaft  verfolgenden  Mannes 
sozialpolitisch  höher  zu  werten  sein  kann  als  eine  plutokratische 
Demokratie,  ist  nicht  nur  theoretisch  nicht  zu  bestreiten,  das  beweist 
auch  beispielsweise  das  soziale  Geschick  des  alten  Griechenlands  in 
seinen  letzten  Zügen,  das  beweisen  die  Persönlichkeiten  der  sparta- 
nischen Könige  Agis  IV.  und  Kleomenes  III.  (vgl.  oben  S.  74).  Die 
antiken  Demokratien  sind  an  dem  Kampf  zwischen  arm  und  reich 
zugrunde  gegangen.  So  wird  man  sagen  müssen,  daß  eher  jedenfalls 
die  Sozialpolitik  einer  ausgesprochen  demokratischen  Verfassung  ent- 
raten  kann  als  die  Demokratie  der  Sozialpolitik.  Die  Hervorhebung 
des  mit  monarchischen  und  aristokratischen  Elementen  zum  Misch- 
system des  Konstitutionalismus  vereinigten  demokratischen  Elementes 
ist  im  Sinne  der  sozialpolitischen  Ideen  dann  zweckmäßig,  wenn  die 
Wahrscheinlichkeit  der  sozialpolitischen  Richtung  in  der  Politik  durch 
sie  gefördert  wird,  was  keinesfalls  von  vornherein  gesichert  ist,  auch 
dann  nicht,  wenn  das  Wahlrecht  ein  gleiches  und  allgemeines  ist. 
Die  Allgemeinheit  und  Gleichheit  des  Wahlrechts  ist  sozialpolitisch 
wertvoll  durch  das  Eindringen  von  Proletariervertretern  in  die 
Gesetzgebungskörper,  das  den  Klassencharakter  des  modernen  Staates 
abschwächt. 

Weit  über  dem  Wahlrecht  steht  an  Bedeutung  für  die  sozial- 
politischen Ziele  das  Recht  auf  soziale  Bildung,  der  Anspruch  auf 
jenes  Maß  von  Unterweisung  und  Erziehung,  das  den  Massen  — 
d.  h.  aber  nicht  bloß  den  besitzlosen  Teilen  der  Gesellschaft,  sondern 
überhaupt  den  „vielen"  im  Gegensatze  zu  den  „wenigen^^,  für  die  die 
geistige  Arbeit  berufsmäßige  Tätigkeit  ist  —  vermittelt  werden  kann. 
Erst  aus  einer  solchen  Teilhaftmachung  an  Kulturerrungenschaften 
des  Geistes,  die  aUein  eine  wirkliche  Anteilnahme  an  den  öffentlichen 
Ereignissen  mit  Selbständigkeit  und  Verständnis  erwarten  läßt,  ergibt 
sich  das  Postulat  des  allgemeinen  Wahlrechts  als  Selbstverständlichkeit. 
Freilich  bestehen  da  Wechselwirkungen.  Ein  sozialpolitisches  Ziel 
oder  richtiger  ein  solcher  Weg  kann  das  allgemeine  Wahlrecht  inso- 
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weit  sein,  als  es  die  größere  Wahrscheinlichkeit  für  sich,  hat,  daß 
die  auf  seiner  Grundlage  gewählte  Volksvertretung  die  größte  Ga- 
rantie für  die  weitestgehende  Pflege  des  Bildungs-  und  Erziehungs- 
problems bietet. 

Literatur;  Schmoller,  Über  einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der 
Volkswirtschaft,  1875.  Laveleye,  Demokratie  und  Sozialpolitik  (deutsch),  1878. 
Röscher,  Politik,  4.  Buch,  1892.  Steinbach,  Die  Moral  als  Schranke  des 
Rechtserwerbs  und  der  Rechtsausübung,  1898.  Stein,  Ludw.,  Die  soziale  Frage 
etc.,  36.  und  38.  Vorlesung.  Pesch,  Lehrbuch,  Bd.  II,  S.  190  ff.  Geleitwort 
zum  H.  f.  Soz.,  Bd.  XIX.  Sombart,  Der  kapitalistische  Unternehmer,  H.  f.  Soz. 
XXIX.  Fahlbeck,  Der  Adel  Schwedens,  1903.  M.Weber,  Die  protestantische 
Ethik  und  der  Geist  des  Kapitalismus,  H.  f.  Soz.  XX  u.  XXI.  Seeck,  Geschichte 
des  Untergangs  der  antiken  Welt,  Bd.  II.  Schallmeyer,  Vererbung  und  Aus- 
lese, 6.  u.  7.  Kap.,  1903.  Talquist,  Recherches  statistiques  sur  la  tendence  ä. 
une  moindre  fecondite,  Helsingfors,  1886. 

Zwölftes  Kapitel. 

Einkommengestaltuiig  als  Ziel  und  als  Mittel. 

Die  Erkenntnis,  daß  der  Klassengegensatz  vor  allem  doch  in  den 
schroffen  Differenzen  der  Besitz-  und  Einkommenverhältnisse  wurzelt^ 
und  daß  diese  Verschiedenheit  der  Einkommen  namentlich  als  treibende 
Kraft  für  die  entscheidende  Massenstimmung  wirkt,  rückt  die  Einfluß- 
nahme auf  die  Einkommen gestaltung  in  die  erste  Linie  der  sozial- 
politischen Aufgaben. 

Aber  wo  immer  ein  Kampf  aufzunehmen  ist,  gilt  es,  den  Gegner 
auf  seine  Kräfte  hin  zu  prüfen,  und  so  ist  geboten,  gegenüber  den 
Kräften,  die  zur  Bekämpfung  der  bestehenden  Einkommenverhältnisse 
und  insbesondere  der  Einkommenverschiedenheiten  drängen,  auch  jener 
Faktoren  sich  bewußt  zu  bleiben,  die  solche  Verhältnisse  und  Ver- 
schiedenheiten gezeitigt  haben.  Wir  haben  sie  oben  (3.  Kap.)  schon 
berührt  und  eine  Vielheit  von  Gewalten  als  wirksam  und  insbesondere 
differenzierend  wirksam  erkannt.  Ein  Teil  derselben  kommt  für  die 
Gegenwart  nicht  mehr  in  Betracht.  Aber  die  Gegenwarts-Politik  hat 
ganz  besonders  mit  der  Kraft  historischer  Bedingtheit  der  Ein- 
kommenverschiedenheiten zu  rechnen  und  zwar  umsomehr,  als  sie  in 
der  Hauptsache  die  psychologische  Grundlage  dafür  schafft,  daß  man 
geneigt  ist,  den  Dingen  ihren  Lauf  zu  lassen.  Die  Sozialgeschichte 
lehrt,  daß  die  Verschiedenheit  der  Lebensführung  von  Klasse  zu 
Klasse  keineswegs  eine  ausschließliche  Wirkung  der  modernen  Wirt- 
schaftsverhältnisse ist,  daß  sie  vielmehr  der  alten  ständischen  Schichtung 
schon  eigentümlich  war  und  daß  diese  geradezu  gegen  die  Kräfte  des 
damaligen  beschränkten  Kapitalismus  mit  Hilfe  der  Gesetzgebung 
aufrechterhalten  wurde  oder  wenigstens  zu  halten  gesucht  wurde. 
Man  kann  sich  z.  B.  kaum  eine  schärfere  Dokumentierung  der  Standes- 
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verscliiedenlieiten  vergegenwärtigen  als  jene  Kleiderordnungen,  die 
dem  vermögenderen  Bürger  das  Tragen  von  Kleidungsstücken  unter- 
sagten, weil  sie  nur  dem  in  der  ständischen  Gliederung  übergeordneten 
Freiherrn  oder  Grafen  gebührten.  Selbstverständlich  haben  nun  solche 
Gesetzgebungsakte  zur  Festigung  der  Vorstellungen  von  der  standes- 
gemäßen Lebensführung  und  geradezu  von  einer  gewissen  Notwendig- 
keit derselben  wesentlich  beigetragen.  Solche  Vorstellungen,  die  sich 
mit  außerordentlicher  Zähigkeit  erhalten,  sind  natürlich  selbst  wieder 
zur  Grundlage  der  Einkommenpolitik  der  einzelnen  Berufsschichten 
geworden  und  werden  mit  zum  Anlaß,  daß,  wie  schon  oben  aus- 
geführt wurde,  Berufe  wegen  des  herkömmlich  damit  verbundenen 
Lebens-Standard  gewählt  werden.  Es  wird  für  dieses  Einkommen, 
das  gleichzeitig  auch  zumeist  die  soziale  Stellung  bestimmt,  von  fast 
jeder  Berufsgruppe  mit  allen  Mitteln  der  Wirtschaftspolitik,  die  den 
Berufsgruppen  überhaupt  zur  Verfügung  stehen,  gekämpft. 

Auf  mehrere  Jahrhunderte  zurückblickend  erkennt  man  nun  wohl, 
daß  die  Einkommen  Verschiedenheiten  unvergleichlich  maßvoller  waren, 
als  sie  es  heute  sind,  daß  also  die  Spannung  gewachsen  ist.  Mit 
der  Bildung  der  neuen  Geldlohnarbeiterklasse  hat  sich  die  gesellschaft- 
liche Stufenleiter  stärker  differenziert  als  früher  (SchmoUer). 

Die  historische  Bedingtheit  der  Einkommenverhältnisse  liegt 
auch  darin,  daß  einerseits  alle  Einkommen  Preisbildungsergebnisse 
sind  und  insbesondere  der  Arbeitslohn  ein  Preis,  und  daß  anderseits 
in  der  Preisbildung  die  historische  Kontinuität  der  Preise  ein  Haupt- 
faktor ist.  Die  überkommenen  Preise  bilden  stets  einen  Ausgangs- 
punkt für  die  neu  zu  bildenden  Preise,  denn  sie  sind  ein  Mitbe- 
stimmungsgrund für  die  Gestaltung  von  Angebot  und  Nachfrage,  sie 
sind  die  Basis  für  jene  Spekulationen  der  kapitalistischen  Unter- 
nehmer, die,  wie  oben  schon  erwähnt,  die  Einkommenbildung  gerade- 
zu beherrschend  beeinflussen. 

Aber  der  Einfluß  des  historisch  Überkommenen  ist  nichts  weniger 
als  absolut.  Und  gerade  die  Entwicklung  des  Arbeitslohnes  in  Europa 
bis  in  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  und  noch  darüber  hinaus  ist 
ein  Beweis  dafür,  daß  die  Kraft  der  Überlieferung  durch  rein  wirt- 
schaftliche Momente  gebrochen  wird,  denn  die  Herab  drückung  der 
Arbeitslöhne  bei  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Kapitals  und  der  Unter- 
nehmererträgnisse ist  gegenüber  der  Vergangenheit  durch  Verschie- 
bungen im  Angebot-Nachfrageverhältnis  für  Arbeit  ausgelöst  worden. 
Und  so  wird  die  Überlieferung  wohl  auch  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung überwunden  werden  können,  in  der  Richtung  einer  gewissen 
Ausgleichung  der  Einkommenkontraste.  Das  heißt  nichts  anderes,  als 
daß  die  soziale  Einkommenpolitik  geradezu  das  Verständnis  dafür  zu 
wecken  hat,  daß  ein  Arbeiter  in  dieser  und  jener  Verwendung  im- 
stande sein  soll,    sich  mit    seinem  Arbeitsertrag  eine  Lebensführung 
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zu  schaffen^  die  uns  heute  noch  als  solche  des  Mittelstandes  geläufig 
ist.  Die  Weckung  des  Verständnisses  geschieht  am  zweckmäßigsten 
durch  Schaffung  entsprechender  Tatsachen.  Was  dem  im  Wege  stehen 
kann,  sind  wirtschaftliche  Voraussetzungen,  die  sich  nicht  erfüllen 
lassen.  Neben  der  historischen  steht  die  wirtschaftliche  Bedingt - 
heit  der  eingelebten  Einkommen  Verschiedenheiten,  von  der  noch  be- 
sonders zu  reden  sein  wird. 

Freilich  steht  eins  fest:  in  gewissem  Sinne  soll  die  Hebung  der 
Arbeitseinkommen  auf  Kosten  der  anderen  Klassen  erzielt  werden. 
AUe  Einkommenpolitik  muß,  wenn  sie  im  sozialpolitischen  Geist  Er- 
folg haben  soU,  gleichzeitig  eine  Politik  der  Produktionsrichtung 
sein.  Jede  Änderung  der  Einkommen  in  dem  Sinne,  daß  die  Ein- 
kommen einer  Klasse  eine  Verkürzuno^  zuo^unsten  einer  andern  er- 
fahren,  ist  geeignet,  eine  Änderung  in  der  Produktionsrichtung  aus- 
zulösen. Die  Änderung  der  Einkommen  betrifft  zunächst  immer  die 
Geldbeträge,  sie  ist  eine  nominelle.  Alsbald  macht  sich  aber  z.  B. 
die  Lohnerhöhung  als  Steigerung  der  Nachfrage  seitens  der  betreffen- 
den Arbeiterklasse  auf  dem  Markte  fühlbar  und  äußerst  sich  als 
Kaufkrafterhöhung  für  gewisse  Güter  und  Leistungen,  durch  die  die 
Unternehmungslust  in  der  betreffenden  Richtung  angeregt  wird. 
Lohnerhöhungen  in  größerem  Umfange  vermehren  die  Nachfrage  nach 
besseren  Arbeiterwohnunffen,  erhöhen  den  Absatz  sje wisser  Kategorien 
von  Kleidung  und  Nahrungsmitteln. 

Daß  diese  Wirkung  besteht,  daß  die  Einkommen  als  subjektive 
Kaufkraftgrundlage  die  Produktionsrichtung  bestimmen,  liegt  nur 
vollständig  im  Sinne  der  sozialen  Ausgleichungspolitik,  deren  Ziel  eine 
gewisse  Verhältnismäßigkeit,  eine  Annäherung,  wenn  auch  nicht 
Nivellierung  der  durchschnittlichen  Klasseneinkommen  ist.  Nicht 
bloß  um  die  absolute  Hebung  der  Geldlöhne  kann  es  sich  in  der 
sozialen  Einkommenpolitik  handeln,  sondern  erst  wenn  die  gesamten 
Einkommen  der  arbeitenden  Klasse  im  Vergleich  mit  denen  der  be- 
sitzenden Klasse  eine  Vermehrung  erfahren,  wird  die  wünschenswerte 
Einwirkung  auf  die  Produktionsrichtung  und  damit  erst  auf  die  Lebens- 
führung und  das  Kulturniveau  der  arbeitenden  Klassen  zu  erwarten 
sein.  Wenn  nämlich,  proportional  jener  Geldlohnerhöhung  der  Ar- 
beiter, auch  die  besitzenden  Klassen  Steigerungen  ihrer  Nominalein- 
kommen erfahren,  dann  wird  es  zu  einer  allgemeinen  Preissteigerung 
kommen,  aber  die  Anregung  zur  Produktion,  die  von  den  Kaufkraft- 
äußerungen ihren  Ausgang  nimmt,  wird  in  unveränderter  Proportion 
seitens  der  besitzenden  wie  seitens  der  Arbeiterklasse  sfegeben  werden 
und  es  wird  für  die  Unternehmungslust  kein  Grund  vorhanden  sein, 
in  stärkerem  Ausmaße  etwa  den  Bau  der  Arbeiterwohnungen  zu  be- 
treiben; solches  wird  vielmehr  erst  dann  eintreten,  wenn  die  Nach- 
frage nach  Herrschafts  Wohnungen  und  -Häusern  gleichzeitig  eine  ver- 
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hältnismäßige  Abschwäcliung  erkennen  läßt.  Der  gesellsdiaftliche 
Zuwachs  an  Arbeitskraft  und  Kapital  soll  mit  höherer  Quote  dem 
Arbeit erkonsum  zugute  kommen,  und  das  ist  nur  auf  dem  Wege  der 
Einkommenpolitik  zu  erreichen. 

Die  Ausgleichungstendenz  der  Einkommenpolitik  darf  —  das  ist 
ausdrücklich  festzustellen  —  niemals  mit  den  Aufteilungswünschen 
des  unreifen  Sozialismus  verwechselt  werden.  Sind  doch  auch  die 
leitenden  Elemente  unter  den  Trägern  der  sozialistischen  Ideen  nur 
zum  geringsten  Teil  in  solchen  Divisions-Problemen  befangen  und  ist 
ihnen  doch  längst  nicht  mehr  verborgen  geblieben,  daß  damit  eine 
Beeinträchtigung  jeder  Kulturentwicklung  eintreten  müßte;  wie  Proudhon, 
indem  er  auf  die  Notwendigkeit  der  Kapitalbildung  hinwies,  schon 
sagte:  Alors  nous  n'aurions  fait  que  remplacer  l'inegalite  des  fortunes 
par  Tegalite  de  la  misere.  Und  von  den  modernen  Sozialisten  hat 
Bernstein  die  „Divisions"-Idee  mit  aller  Schärfe  zurückgewiesen.  Nein, 
gewiß  nicht  durch  „Teilung",  gewiß  nicht  mit  Vernichtung  der  besser- 
gestellten Klassen,  nicht  mit  Auflösung  derselben  ist  die  Förderung 
der  arbeitenden  Klassen  hinsichtlich  des  Einkommens  anzustreben, 
sondern  in  erster  Linie  durch  Steigerung  der  Produktivkraft 
und  dadurch,  daß  dieser  Zuwachs  zugunsten  der  verschiedenen  Klassen 
in  solchen  Verhältnissen  nutzbar  gemacht  werde,  wie  es  den  Kultur- 
interessen am  meisten  entspricht. 

Da  tauchen  nun  allerdings  zwei  Bedenken  auf,  die,  wenn  sie 
stichhaltig  wären,  die  Einkommenpolitik  geradezu  als  eine  Gefahr  für 
die  Gesellschaft  und  ihre  Entwicklung  erscheinen  lassen  müßten:  das 
ist  einmal  die  Tatsache,  daß  ein  Fortschritt,  wie  ihn  die  Sozial- 
politik vertreten  kann,  doch  nur  zu  gewärtigen  ist,  wenn  die  Bildung 
von  Realkapitalien  durch  die  angestrebte,  beziehungsweise  korrigierte 
Einkommenbildung  einerseits,  durch  die  Konsumverhältnisse  anderseits 
nicht  gehemmt,*  jedenfalls  nicht  schlechter  bestellt  ist  als  bisher.  Es 
handelt  sich  also  geradezu  um  die  Frage,  ob  mit  einer  Verkürzung 
der  Kapitalerträgnisse,  oder  überhaupt  mit  Herabdrückung  der  großen 
Einkommen,  auch  jenes  Maß  von  Einkommen  zu  Kapital  gespart 
wird,  wie  bei  völliger  Freiheit  der  Einkommenbildung?  Die  unerläß- 
liche Pflicht  einer  fortschrittlichen  Gesellschaft  zur  Kapitalbildung  ist 
nicht  weiter  zu  beweisen,  sie  ergibt  sich  aus  der  technischen  Bedingt- 
heit der  Produktivität  und  aus  der  Kapitaleigenschaft  der  technischen 
Einrichtungen.  Aber  natürlich  nur  die  Realkapitalbildung  ist  eine 
soziale  Aufgabe.  An  der  Bildung  von  Nominalkapital  ist  die  Gesell- 
schaft nicht  nur  nicht  interessiert,  ja  im  Gegenteil,  sie  ist  den  sozialen 
Ausgleichungszielen  abträglich.  Die  Vermögensbildung  z.  B.  durch 
Steigerung  des  Bodenwertes  ist,  sozialwirtschaftlich  betrachtet,  nur  der 
Ausgangspunkt  für  den  Anspruch  auf  einen  größeren  Anteil  des 
Bodenbesitzers  an  der  künftigen   gesellschaftlichen  Produktion,    ohne 
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daß  seinerseits  zur  Steigerung  dieser  Produktion  auch,  nur  im  gering- 
sten etwas  beigetragen  wird^  es  ist  eine  einseitige  Kaufkraftsteigerung, 
die  möglicherweise  auch  wieder  auf  die  Märkte  und  damit  auf  die 
Produktion  in  einem  sozialpolitisch  nicht  erwünschten  Sinne  wirksam 
wird.  Die  Hemmung  der  Bildung  solcher  Nominalkapitalien  ist  daher 
ein  sozialpolitisches  Problem. 

Anders  steht  es  mit  dem  Realkapital,  das  als  Mittel  zur  Steigerung 
der  technischen  Ergiebigkeit  und  damit  in  der  Regel  auch  der  so- 
zialen Produktivkraft,  fungiert.  Es  muß  forterzeugt  werden,  und 
seine  Erzeugung  muß  gesteigert  werden  in  dem  Maße,  als  die  Gesell- 
schaft wächst  und  ihre  Bedürfnisse.  Natürlich  geht  aber  auch  diese 
Kapitalbildung  wie  jede  Produktion  nur  durch  Bindung  gewisser 
Quoten  von  Produktivkräften  (Arbeit  und  Kapital)  vor  sich  und 
kommt  nur  zustande,  wenn  genügend  Arbeitskräfte  und  sonstige  Pro- 
duktionsfaktoren dafür  zur  Verfügung  stehen,  d.  h.  nicht  auch  durch 
die  Produktion  von  unmittelbaren  Genußgütern  und  -leistungen  ab- 
sorbiert werden.  Das  ist  nur  möglich,  wenn  gespart  wird.  Denn 
Sparen  heißt  sozialwirtschaftlich  immer,  Einkommenteile  dem  Genuß- 
gütermarkt und  damit  dieser  Produktiohsrichtung  entziehen  und  sie 
für  die  Erzeugung  von  Produktivgütern  verfügbar  machen. 

Weder  große  Vermögen  noch  große  Einkommen  sind  es  an  sich, 
die  die  soziale  Einkommenpolitik  etwa  unbedingt  bekämpfen  oder 
gar  vernichten  müßte.  Das,  worauf  es  der  Sozialpolitik  ankommt,  ist 
die  Verwendung  von  Vermögen  und  Einkommen.  Und  darin 
ist  der  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  der  Prinzipien  einer  so- 
zialen Steuerpolitik  zu  erkennen.  Es  kann  kaum  einem  Zweifel 
unterliegen,  daß  es  der  Gesellschaft  mehr  Nutzen  bringt,  wenn  ein 
großes  Privatvermögen  zum  größten  Teil  z.  B.  in  den  Dienst  der 
Volksbildung  gestellt  wird,  als  wenn  die  Bildung  eines  solchen  Ver- 
mögens etwa  durch  eine  Steuerpolitik  verhindert  und  die  Steuerer- 
trägnisse zu  unproduktiven  Aufwendungen,  vielleicht  zur  Verzinsung 
von  Kriegsschulden  u.  dgl.  verwendet  worden  wären.  Von  diesen 
Gesichtspunkten  aus  hat  die  soziale  Einkommenpolitik  weniger  auf 
die  Ausnahmebesteuerung  großer  Einkommen  und  Vermögen  als 
vielmehr  auf  die  Besteuerung  der  sozialpolitisch  zu  verurteilenden 
Verwendung  derselben  Gewicht  zu  legen.  Es  wäre  darnach  eine 
differenzielle  Besteuerung  gleich  hoher  Einkommen  je  nach  ihrer 
Verwendung  die  selbstverständliche  Folge.  Ein  in  Privateigentum 
stehender  Park,  namentlich  auf  städtischem  Gebiete,  würde  z.  B.  mit 
10 7o  des  Wertes  zu  versteuern  sein,  wenn  seine  Benutzung  dem 
Besitzer  ausschließlich  vorbehalten  bliebe,  dagegen  steuerfrei,  wenn 
er  der  allgemeinen  Benutzung  überlassen  wäre.  Im  gleichen  Sinne 
wären  Aufwendungen  mit  ausgesprochenem  Luxuscharakter,  wie  sie 
nur  bei  gewisser  Leistungsfähigkeit  möglich  sind,  mit  hohen  Abgaben 
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zu  belasten.  Der  Einwand,  daß  dadurch  die  betreffenden  Industrien 
geschädigt  oder  ganz  am  Aufkommen  gehindert  würden  und  daß 
damit  dann  doch  die  Arbeiterschaft  in  Mitleidenschaft  gezogen  würde, 
ist  unstichhaltig,  denn  einerseits  liegt  solches  Mchtaufkommen  ge- 
wisser Luxusindustrien  in  den  Zielen  der  sozialen  Einkommenpolitik, 
anderseits  müßte  sich  die  Kaufkraft,  die  durch  Besteuerung  von  solcher 
Verwendung  abgelenkt  würde,  in  anderer  Richtung  für  die  Arbeits- 
kraft unmittelbar  befruchtend  erweisen. 

Ein  zweites  Bedenken  gegen  die  allgemeine  Hebung  der  Ar- 
beiter-Lebensführung geht  dahin,  daß  durch  sie  das  Menschenmaterial 
für  jene  Arbeiten  abhanden  käme,  die  doch  auch  unentbehrlich  sind, 
aber  für  den  Menschen  mit  höherer  Lebensführung  ein  zu  hohes  Maß 
von  Selbstverleugnung  voraussetzen.  Eine  gewisse  Berechtigung  kann 
dieser  Besorgnis  nicht  abgesprochen  werden^),  nur  verkennt  sie  die 
eigentliche  Ursache  der  Erscheinungen,  die  man  dabei  im  Auge  hat. 
Die  Erscheinungen  allerdings  sind  heute  schon  zu  beobachten;  der 
Sohn  des  Schmiedes,  Schlossers,  Schneiders,  Fabrikarbeiters  usf.  soll 
nicht  in  der  Lebenssphäre  seines  Vaters  sich  entwickeln,  er  wird  auf 
die  Baugewerkschule  geschickt,  soll  Lehrer  werden,  womöglich  „stu- 
dieren". Aber  was  sich  im  wesentlichen  darin  bekundet,  ist  der  so 
erfreuliche  und  die  Gesellschaft  verjüngende  Drang  nach  aufwärts, 
der  durchaus  nicht  erst  mit  der  besseren  Lebenshaltung  geweckt 
wird,  vielmehr  ist  er  allenthalben  und  allzeit  vorhanden  gewesen, 
aber  durchaus  nicht  in  allen  Individuen.  Es  wäre  geradezu  ütopis- 
mus,  zu  meinen,  die  Sozialpolitik  vermöchte  eine  so  absolute  und 
durchgreifende  Hebung  der  Interessensphäre  der  Arbeiterklasse  herbei- 
zuführen, wie  sie  in  dem  Bedenken  vorausgesetzt  wird.  Es  ist  be- 
dauerlich genug,  aber  die  Sozialpolitik  muß  sich  eben  mit  der  Tat- 
sache abfinden,  daß  große  Bruchteile  der  Arbeiterklasse  wie  jeder 
anderen  Gesellschaftsklasse  über  materialistische  Interessen  nicht  hin- 
auszuheben sind.  —  Die  Befürchtung,  daß  sich  für  die  „widerlichen" 
Arbeiten  zu  wenig  Arbeitskräfte  finden  könnten,  ist  aber  auch  inso- 
fern übertrieben,  als  mit  der  Verminderung  der  Arbeitskräfte  im  Ver- 
hältnis zur  Nachfrage  der  Lohn  steigen  müßte  und  als  dann  die  An- 
lage von  heute  unrentablen  technischen  Einrichtungen  rentabel  würde, 
durch  die  die  widerliche  Arbeit  in  Maschinenbedienung  verwandelt  wer- 
den könnte,  oder  wenn  der  Lohn  dem  Nutzwert  der  notwendigen  Arbeit 
sich  nähert,  doch  wieder  eine  stärkere  Anziehung  auf  Arbeitskräfte 
ausüben  könnte.  Eine  Umwertung  gewisser  tauschwerter  Leistungen 
wird  und  soll  sich  ja  in  einigem  vollziehen,  soweit  möglich  unter  dem 
Einflüsse  der  sozialen  Einkommenpolitik;   es   ist  das  eins  ihrer  Ziele. 


1)  Das  Problem  der  schwierigen  Landarbeiter- Beschaffung  spricht  ein  ge- 
wichtiges Wort  in  diesem  Sinne.     Ähnliches  gilt  von  der  Bergwerksarbeit. 
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Das  ganze  Gebiet  von  Möglichkeiten,  auf  die  Einkommenverhält- 
nisse Einfluß  zu  nehmen,  gliedert  sich  systematisch  in  eine  Reihe 
von  Problemen,  die  sich  vor  allem  dadurch  unterscheiden  und  darnach 
in  zwei  Gruppen  getrennt  werden  können,  daß  der  zielbewußte  Ein- 
fluß gerichtet  sein  kann  entweder  auf  die  Bildung  des  Nominalein- 
kommens oder  auf  die  Gestaltung  des  mit  diesem  beschaffbaren  Aus- 
maßes an  Bedürfnisbefriedigungen  und  Lebensgenüssen.  Innerhalb 
jeder  der  beiden  Gruppen  kann  der  Einfluß  unmittelbar  und  mittelbar 
zu  gewinnen  gesucht  werden.    Wir  erhalten  dann  etwa  dieses  Schema: 

I.  Einflußnahme  auf  die  Bildung  der  Nominaleinkommen: 

a)  unmittelbar: 

1)  durcb  Regulierung  der  im  freien  Verkehr  zustandekommenden 
Einkommenelemente  (Preis-  und  Lohntaxen); 

2)  insbesondere  Lohnfestsetzung  seitens  autoritärer  Gewalten  in  der 
eigenen  Verwaltung; 

3)  Einkommensicherung  für  besitzlose  ganz  oder  teilweise  Erwerbs- 
unfähige (soziale  Versicherung); 

4)  direkte  Einkommenkürzung  durch  Besteuerung; 

b)  mittelbar  durch  Erschwerung  der  Einkommenbildung  und  Vermögen 
in  gewissen  Berufsarten,  in  denen  der  Besitz  die  Hauptgrundlage 
des  Erwerbs  bildet  (Bodenbesitz,  Börsengewinne  u.  dgl.),  insbesondere 
Hemmung  von  Monopolsituationen  als  Einkommengrundlagen. 

IL  Einflußnahme  auf  die  Gestaltung  der  Realeinkommen: 

a)  unmittelbar : 

1)  durch  Befriedigung  gewisser  allgemeiner  Bedürfnisse  ganz  oder 
t&ilweise  aus  öffentlichen  oder  Arbeitgeber -Mitteln  (Schaffung- 
öffentlicher  Genußgüter  und  Einrichtung  öffentlicher  Unternehmun- 
gen, die  nur  auf  Kostendeckung  basierende  Preise  fordern,  Unter- 
nehmer -Wohlfahrtseinrichtungen) ; 

2)  Übernahme  der  vollständigen  Fürsorge  für  gewisse  Individuen 
und  dadurch  ganze  oder  teilweise  Entlastung  anderer  schwächerer 
Einkommenträger,  z.  B.  Kranken-  und  Siechenfürsorge; 

b)  mittelbar: 

1)  durch  Förderung  aller  jener  Einrichtungen,  die  den  Individuen 
ermöglichen,  mit  ihrem  Geldeinkommen  ein  größeres  Maß  von 
ßealeinkommen  zu  erzielen  (insbesondere  der  genossenschafthchen 
Einrichtungen  durch  entsprechende  Gesetzgebung,  Aufklärung, 
Erziehung,  eventuell  Kreditgewährung); 

2)  durch  Einflußnahme  auf  Preisbildungen,  einerseits  Verbilligungen 
(z.  B  Hintanhaltung  von  Monopolsituationen  als  preisverteuernd), 
anderseits  Verteuerungen  (Aufwandbesteuerung). 

Ein  umfassendes  Gebiet  von  Möglichkeiten  erschließt  sich.  Wie- 
weit im  einzelnen  gegangen  werden  kann  und  soll,  wird  für  die  wich- 
tigsten Probleme  im  zweiten  Teile  zu  erörtern  sein.  Nicht  alle 
Möglichkeiten  fallen  in  den  Bereich  der  Sozialpolitik  im  eigentlichen 
Sinne,  so  sind  die  Maßnahmen  IL  a)  in  der  Mehrzahl  in  das  Gebiet 
der  sozialen  Fürsorge  zu  verweisen,  da  sie  nicht  ausschließlich  mit 
dem  speziellen  Problem  der  Stellung  des  Arbeiters  verbunden  werden 
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können,  sondern  mindestens  ebenso  sehr  in  dem  Rahmen  der  Mittel- 
standsförderung Platz  finden  müßten.  Als  selbständiger  Zweig  ist 
auch  die  Steuerpolitik  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen. 

Literatur:  Ad.  Wagner,  Grundlegung  der  politischen  Ökonomie  L,  §  269 
bis  290.  Ders.,  Theoretische  Sozialökonomik  I,  §  68;  1907.  Ders.,  Soziale 
Finanz-  und  Steuerpolitik,  A.  f.  Soz.  IV;  1891.  Philippovich,  Die  Regelung 
der  Einkommen  Verteilung  durch  die  Wirtschaftspolitik,  Z.  f.  Yolksw.;  1907. 


Dreizehntes  Kapitel. 

Methoden  der  Sozialpolitik. 

Die  Verschiedenheit  der  Wege,  auf  denen  die  Sozialpolitik  ihre 
Ziele  verfolgt,  ist  schon  durch  die  Verschiedenheit  der  letzten  Ob- 
jekte aller  Sozialpolitik,  der  Menschen,  und  durch  die  Vielgestaltig- 
keit der  sozialen  Struktur,  d.  h.  die  bereits  gegebene  Stellung  der 
Einzelindividuen  im  Gesamtorganismus  der  Gesellschaft,  bedingt. 

Trotz  des  außerordentlich  entwickelten  Verkehrs  und  der  Be- 
völkerungsverschiebungen sind  auch  Völker-  und  stanimespsycho- 
logische  Eigenarten  noch  heute  innerhalb  eines  Kulturstaates 
außerordentlich  stark  und  sind  deutlich  zu  beobachten  (auch  in 
Deutschland  nicht  zu  übersehen),  und  so  wird  ein  Bruchteil  einer 
staatlichen  Gesellschaft  ein  weitgehendes  Maß  von  Bevormundung 
seitens  der  zentralen  Autorität  schon  traditionell  nicht  nur  für  zu- 
lässig, sondern  geradezu  für  erwünscht  halten,  weil  das  Bedürfnis 
nach  Selbstbestimmung  überhaupt  bei  diesem  Volksteil  nicht  ent- 
wickelt ist,  während  andere  Volksteile  desselben  Staates  jeden  der- 
artigen Eingriff  in  ihr  Selbstbestiramungsrecht  geradezu  als  Raub  an 
ihren  Menschenrechten  empfinden  und  lieber  unter  schwierigen  Ent- 
sagungen ihr  Dasein  frei  fristen  wollten,  als  zwar  ein  besseres 
Dasein,  afeer  eingeschachtelt  in  ein  autoritäres  Schema  von  kollektiven, 
aus  einem  einheitlichen  Gesellschaftsplan  heraus  gruppierten  und  ab- 
gegrenzten Lebenskreisen.  Und  nun  erst  die  Individuen!  Gewiß, 
Millionen  verlangen  sich  gar  nichts  anderes,  als  von  einer  geordneten 
Gewalt  an  einen  bestimmten  Platz  gestellt  und  dort  einerseits  mit 
einer  Aufgabe  betraut,  anderseits  mit  Mitteln  zur  entsprechenden 
Lebensführung  ausgestattet  zu  werden,  und  für  Millionen  wäre  eine 
solche  Dirigierung  auch  im  gesellschaftlichen  Interesse  die  beste 
Lösung.  Sie  würden  von  allem  Anfang  an,  vom  Augenblick  ihrer 
ersten  Ausbildung  an,  in  der  gesellschaftlich  zweckmäßigen  Richtung 
gesteuert  werden  können.  Auf  der  anderen  Seite  aber  die  Millionen,, 
denen  freie  Beweglichkeit  den  Spielraum  für  die  Betätigung  ihres 
Schaffens-  und  Gestaltungsdranges  schafft  und  die  eben  dank  dieser 
Beweglichkeit  die  Menschheit  und  damit  natürlich  auch  jene  unteren^ 
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nicht   freiheitsbeclürftigen   vorwärts   gebracht   haben   und   immer   vor- 
wärts bringen  werden. 

Nun  darf  darüber  freilich  auch  eines  nicht  übersehen  werden: 
die  Einpassung  des  Individuums  in  sein  Berufsschicksal  und  die  An- 
passung an  gegebene  Aufgaben  vollzieht  sich  auch  in  der  Richtung, 
daß  das  Individuum  auf  einen  Platz  mit  Selbstbestimmungsmöglich- 
keit gestellt,  sich  in  diese  hineinlebt  und  eine  Entwicklung  oder 
Steigerung  des  Selbstbestimmungsbedürfnisses  erlebt,  wie  auch  um- 
gekehrt ein  Individuum  in  den  Verzicht  auf  das  Selbstbestimmungs- 
recht und  auf  die  Selbstverantwortung  sich  immer  mehr  eingewöhnt. 
Allein  das  ist  doch  wieder  nur  eine  besondere  Gruppe  von  Individuen, 
wenn  auch  gewiß  nicht  die  kleinste,  und  die  Sozialpolitik  muß  in  der 
Wahl  ihrer  Methoden  ebensowohl  mit  den  Freiheits durstigen,  mit  den 
wirtschaftlichen  Persönlichkeiten,  ihren  Temperamenten  und  Energien 
wie  mit  der  Masse  der  Passiven,  der  notwendig  und  freiwillig  Ge- 
schobenen (denen  im  nichtwirtschaftlichen  Leben  Initiative  deshalb 
noch  keineswegs  fehlen  muß)  und  ihren  Mangel  an  Initiative  rechnen. 

Man  pflegt  nun  in  der  Regel  zwei  Hauptwege  einander  gegenüber- 
zustellen, einerseits  gesetzlichen,  oder  allgemeiner  staatlichen  Zwang, 
anderseits  Selbsthilfe,  und  nimmt  mit  dieser  Gegenüberstellung  ge- 
wissermaßen an,  daß  es  sich  entweder  darum  handelt,  den  Willen  der 
grundsätzlich  freihandelnden  Individuen  so  zu  bestimmen,  daß  er  nur 
in  sozial  annehmbarer  Richtung  wirksam  wird,  oder  daß  das  Problem 
der  sozialpolitischen  Maßnahmen  in  der  Schafi'ung  jener  freien  Orga- 
nisationen bestehe,  durch  die  ein  positiver  Einfluß  der  Autorität, 
namentlich  des  Staates,  überflüssig  gemacht  wird. 

So  einfach  liegen  nun  die  Dinge  durchaus  nicht,  und  die  Alter- 
native ist  mindestens  nicht  darnach  zu  stellen,  ob  dem  Staat  eine 
Aktion  zufalle  oder  nicht.  Vielmehr  wird  man  sagen  müssen:  um 
eine  Willensbeeinflussung  handelt  es  sich  in  den  meisten  Fällen  und 
auf  staatliches  Funktionieren  wird  auch  im  zweiten  Falle  der  Selbst- 
hilfe nicht  ganz  verzichtet  werden  können.  Nun  ist  diese  Einfluß- 
nahme auf  den  Willen  denkbar:  einmal  unmittelbar  durch  gesetz- 
liche oder  allenfalls  administrative  Norm,  so  daß  das  sozial  schädliche 
Wollen  gar  nicht  sich  unsozial  ausleben  kann,  ohne  Ahndung  gewär- 
tigen  zu  müssen;  oder  zweitens  mittelbar  durch  eine  Einflußnahme 
auf  die  Willensentwicklung,  daß  das  Wollen  des  sozial  Schädlichen 
zurückgeht,  seltener  wird,  womöglich  aufhört.  Endlich  ein  dritter 
Weg:  die  Entwicklung  der  Einsicht  in  den  Kreisen  aller  einer  sozialen 
Förderung  Bedürftigen,  durch  die  sie  in  Stand  gesetzt  werden,  aus 
ihrem  eigenen  Können  und  Vermögen  heraus  den  wirtschaftlichen 
Kampf  gegen  die  sie  bedrohenden  sozialen  Schäden  aufzunehmen. 
Ist  die  Erkenntnis  für  solche  Möglichkeiten  vorhanden,  dann  wird 
freilich  nicht  immer  auch  schon  der  Wille,  die  Energie,  die  Initiative 
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•dazu  gegeben  sein.  Sowohl  im  zweiten  wie  im  dritten  Fall  steht 
auch  staatliches  oder  sonstiges  autoritäres  Eingreifen  in  Frage. 

Allerdings  erschöpfen  sich  in  diesen  Möglichkeiten  keineswegs 
die  Mittel,  die  in  der  Sozialpolitik  wirksam  werden,  denn  auch  die 
Mittel  des  Klassenkampfes,  soweit  mit  ihnen  im  Rahmen  der 
.Ziele  der  Sozialpolitik  ökonomische  Wirkungen  erreicht  werden  können, 
liegen  auf  den  Wegen  der  Sozialpolitik.  Ein  Mittel  des  Klassen- 
kampfes sind,  wie  wir  sahen,  beispielsweise  die  auf  Kampf  abzielenden 
Veranstaltungen  der  Arbeiterorganisationen,  unter  Umständen  auch 
«chon  die  auf  eine  Beeinflussung  des  Arbeitsmarktes  zugunsten  der 
Arbeitsuchenden  und  noch  allgemeiner  zugunsten  der  Arbeitnehmer 
gerichteten  Maßnahmen,  also  auch  Arbeitslosigkeitsunterstützungen. 
Diese  Einrichtung  ist  als  Kampfmittel  der  Arbeiterklasse  ausgebildet 
worden  und  wird  heute  auch  von  den  rechts  stehenden  Sozialpoli- 
-tikern  als  sozialpolitisch  zweckmäßig  anerkannt. 

Die  Methode  der  Gesetzgebung  bedeutet  nicht  immer  Zwang. 
Es  wird  noch  zu  zeigen  sein,  daß  der  Gesetzgebung  auch  innerhalb 
der  Methode  der  Selbsthilfe  Aufgaben  zufallen.  Immerhin  kann  die 
-Sozialpolitik,  wie  die  Dinge  im  kapitalistisch  entwickelten  Kulturstaat 
liegen,  auf  die  Korrektur  gewisser  Kräfte  durch  gesetzlichen  Zwang 
nicht  verzichten.  Nun  ist  aber  der  Zwang  traditionell  als  die  be- 
denklichste Begleiterscheinung  aller  sozialen  Reformbestrebungen  auf- 
gefaßt worden,  und  immer  noch  werden  von  den  Individualisten  aus 
einem  verschwommenen  Freiheitsbegriff  Waffen  gegen  die  Sozialpolitik 
geschmiedet.  All  das  Wettern  gegen  den  Zwang  und  das  Rufen  nach 
Freiheit  geht  freilich  von  gänzlich  unhaltbaren  Auffassungen  des  In- 
haltes und  Wesens  der  Freiheit  als  etwas  Absolutem  aus.  Dennoch 
bilden  sie  im  Yorstellungsbereich  großer  Kreise  ein  wesentliches 
Hemmnis  für  die  gesetzliche  Methode  der  Sozialpolitik.  Wie  alle 
Wirtschaft  den  Veränderungen  der  Technik  unterliegt  und  wie  sie 
unter  diesem  Einflüsse  zu  immer  neuen  Beziehungen  im  Rahmen  der 
Gesellschaft  führt,  so  erheischen  diese  neuen  Beziehungen  auch  eine 
Ordnung,  die  nicht  immer  schon  gegeben  ist.  Indem  die  Menschen 
z.  B.  zur  Bändigung  der  Wasserkräfte  schreiten  und  diese  in  ihren 
Dienst  stellen,  werden  neue  Normen  für  diese  Beziehungen,  die  damit 
auftauchen,  notwendig :  Normen,  die  einzelnen  Freiheit  nehmen, 
anderen  Rechte  schaffen.    Und  solcher  Erscheinungen  gibt  es  Legion. 

Es  gibt  nun  aber  auch  überhaupt  keine  zweckmäßige  dauernde 
Ordnung  einer  ewig  sich  ändernden  Gemeinschaft,  die  Beziehungen 
der  Gemeinschaftsglieder  unterliegen  mit  Notwendigkeit  dem  Wandel, 
wie  die  Gemeinschaft  in  ihrer  Zusammensetzung  sich  neu  gestaltet. 
Das  drängende  Element  in  dem  Körper  Gesellschaft  ist  fast  aus- 
nahmslos das  Bevölkerungswachstum  einerseits,  der  unablässige  Fluß 
der    Wertbildung    und    Wertbewegung    anderseits.      Schon    der    erste 
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Faktor  für  sich  gebietet  Steigerung  der  gesellschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit^ sie  ist,  wie  wir  sahen,  Hauptzweck  fortschreitender  Ver- 
gesellschaftung. Wie  sich  aber  mit  diesem  Zweck  die  Notwendigkeit- 
gesellschaftlicher  Ordnung  verbindet,  so  verbindet  sich  die  durch  die 
gesellschaftlichen  Schranken  bedingte  Freiheitseinschränkung  immer 
mehr  dem  sittlichen  Bewußtsein,  mit  anderen  Worten:  mit  der  Änderung- 
des  Rechts  lernt  das  Individuum  notwendig  in  seiner  Freiheits- 
vorstellung immer  wieder  um.  Für  weite  Zeitspannen  ist  das 
ganz  leicht  begreiflich;  der  moderne  Kulturmensch  empfindet  es  nicht 
mehr  als  Freiheitseinschränkung,  daß  er  erlittenes  Unrecht  nicht  mit 
GcAvalt  sühnen  darf.  Nur  für  die  unmittelbar  selbst  erlebte,  während 
unserer  Schaffensperiode  sich  vollziehende  Verminderung  des  „Dürfens^^ 
regt  sich  das  Gefühl  der  Beeinträchtigung  der  Persönlichkeit.  Die 
letzte  äußerste  Konsequenz  der  Freiheit  ist  kulturwidrig,  denn  sie 
ist  Gewalt.  Kultur  heißt  aber  an  und  für  sich  schon  Abhängigkeit, 
das  Individuum  als  Träger  von  Kulturbedürfnissen  ist  nicht  mehr 
frei,  sondern  abhängig  von  dem  Zusammenwirken  mit  allen  übrigen, 
die  durch  ihre  Arbeit  die  Kulturhöhe  mit  ermöglichen  helfen. 

Das  Freiheitsgefühl  ist  bei  jedem  Individuum  ein  Ergebnis  aus- 
seinem  sittlichen  Empfinden  gegenüber  den  gegebenen  Rechtsnormen 
und  der  allgemeinen  Sitte.  Und  da  erfahrungsmäßig  das  individuelle 
sittliche  Empfinden  einer  Entwicklung  unterliegt  und  in  der  großen 
Allgemeinheit  ein  Produkt  der  Erziehung  im  Sinne  des  geltenden  Recht» 
also  der  Anpassung  an  dieses  ist,  so  kann  auch  die  Sozialpolitik  bei  An- 
wendung der  gesetzlichen  Methode  mit  der  Überwindung  de» 
Zwangsgefühles  im  Laufe  der  Zeit  rechnen.  Sie  kann  nach  dem 
von  Dunoyer  formulierten  wichtigen  Prinzip  vorgehen,  daß  die 
Freiheit  nicht  als  Dogma  zu  betrachten  ist,  sondern  als  Resultat^, 
nicht  als  Attribut  des  Menschen,  sondern  als  Attribut  der  Zivilisation,, 
daß  die  Freiheit  nicht  etwas  zu  berücksichtigendes  Gegebenes,  sondern 
etwas  in  jedem  Stadium  der  Sozialisierung  neu  zu  Schaffendes  ist^ 
Die  Freiheit  ist  ein  Problem  der  sozialen  Gesetzgebung,  nicht 
ein  Prinzip  derselben:  das  soziale  Recht  hat  diejenigen  Bedingungen 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  und  -Wirkens  zu  schaffen, 
unter  denen  im  Interesse  der  Gesellschaft  die  höchste  Entwicklungs- 
möglichkeit für  die  denkbar  größte  Zahl  von  Individuen  erreicht  wird. 

Indem  der  Gesetzgeber  in  der  Arbeiter  Versicherung  den  einzelnen 
zwingt,  von  seinem  Einkommen  einen  Teil  zurückzulegen  für  die  Zeit 
des  Bedarfes  der  irgendwie  verursachten  Erwerbsunfähigkeit,  oder 
wenn  er  den  Arbeitgeber  zwingt,  für  diesen  Zweck  mit  beizusteuern, 
so  bedeutet  dieser  Zwang  die  Voraussetzung  für  ein  größeres  Maß 
von  Freiheit,  wirtschaftlicher  und  damit  auch  persönlicher  Freiheit 
für  alle  die  Tausende  von  Individuen,  die  später  in  den  Bezug  dieser 
angesammelten   Mittel   gelangen.      Oder    wenn   die    Gesetzgebung   für 
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die  Verwendung  der  Frauen  und  Kinder  zu  gewerblicher  Arbeit 
Schranken  zieht,  um  damit  die  Qualifikation  der  ersteren  für  die  Fort- 
setzung der  menschlichen  Art,  und  um  in  den  letzteren  die  Entwick- 
lung der  heranwachsenden  Generation  zu  schützen,  so  bedeuten  diese 
Normen  in  ihrer  Wirkung  eine  Befreiung  der  Gesellschaft  —  wenn 
auch  erst  in  kommenden  Zeiten  —  von  der  Gefahr,  für  Tausende  von 
leistungsunfähigen  Geschöpfen  aufzukommen,  sie  bedeuten  auch  Wahr- 
scheinlichkeit höherer  Leistungsfähigkeit  und  damit  Möglichkeit  der 
freien  Betätigung  für  die  zu  schützenden  Individuen  selbst  während 
eines  größeren  Teiles  ihres  Lebens,  als  bei  Mangel  solchen  Schutzes. 
So  läßt  sich  für  alle  übrigen  Zwangsnormen  die  befreiende  Wirk- 
samkeit, sei's  sofort,  sei's  in  der  Zukunft  eintretend,  erkenneu. 

In  der  Hauptsache  gilt  es,  den  starren  hyper-individualistischen 
Orundzug  des  römischen  Rechts  zu  überwinden,  der  mit  seiner  Abso- 
lutheit des  Eigentum-Inhaltes  der  Entwicklung  eines  sozialen  Rechts- 
gefühls hemmend  im  Wege  steht.  Was  aber  Jahrhunderte  hindurch 
durch  seine  unleugbare  Größe  und  Klarheit  das  Denken  und  schließlich 
Äuch  das  unbestimmte  Empfinden  der  großen  Masse  beherrscht  hat, 
kann  auch  nur  allmählich  durch  den  Aufbau  eines  neuen  Systems 
ersetzt  werden.  Wie  viele  Fehlgriffe  auch  immerhin  in  dem  neuen 
System  gemacht  werden  mögen,  wie  viele  von  den  einzelnen  sozial- 
politischen Gesetzen  sich  als  unbrauchbare  Bausteine  erweisen  mögen: 
unaufhaltsam  vollzieht  sich  doch  die  Sozialisier ung  des  Rechtsbewußt- 
seins, wenn  auch  natürlich  in  den  verschiedenen  Klassen  mit  ver- 
schiedener Raschheit,  mit  verschiedener  Intensität. 

Liegt  so  in  der  sozialen  Gesetzgebung  wirklich  ein  Stück  so- 
zialer Pädagogik,  die  die  Glieder  des  modernen  Gesellschaftskörpers 
zu  einem  höheren  Typus  Mensch,  zum  Sozialmenschen  erzieht  (Lud. 
Stein),  so  darf  aber  auch  dieser  Methode  keinesfalls  die  allheilende 
Wirksamkeit  zugeschrieben  werden.  Wohl  ist  gerade  auch  das  Prinzip 
des  Zwanges  nichts  weniger  als  ein  Absolutes  und  Gestaltungsunfähiges, 
Starres.  Bei  jeder  Zwangsnorm  kommt  außerordentlich  viel  auf  die 
Exekutive  an  und  wir  sehen,  wie  selbst  die  striktesten  Verbote  im  Straf- 
recht in  der  Anwendung  das  Starre  verlieren  können  (z.  B.  freisprechende 
Wahrsprüche  der  Geschworenen  bei  erwiesener  Strafbarkeit  u.  dgl.). 
Aber  abgesehen  davon  ist  auch  innerhalb  des  Rahmens  der  durch  das 
Gesetz  geschaffenen  Pflicht  noch  vielfach  Freibeweglichkeit  möglich. 
So  geht  gerade  die  soziale  Gesetzgebung  auf  verschiedenen  Gebieten 
sehr  verschieden  weit.  Sie  statuiert  z.  B.  in  der  Absicht,  den  Arbeiter 
gegen  wirtschaftliche  Schäden  aus  Betriebsunfällen  zu  sichern,  ent- 
weder nur  eine  weitgehende  Haftpflicht  des  Arbeitgebers,  ohne  daß 
aber  dieser  zu  weiteren  Maßnahmen,  zur  wirklichen  Sicherung  der 
eventuellen  Ansprüche  von  Arbeitern  verpflichtet  wird,  oder  die  Gesetz- 
gebung verpflichtet  die  Arbeitgeber,  durch  Anschluß  an  irgendwelche 
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Versieh erungsorganisatioii  zu  einer  wirkliclien  Yersiclierung  der  ge- 
fährdeten Arbeiter,  oder  sie  geht  noch  weiter  und  schafft  eine  Orga- 
nisation,  innerhalb  der  die  Versicherung  zu  erfolgen  hat.  In  diesem. 
Sinne  unterscheidet  man  von  dem  weitergehenden  Organisations- 
zwang den  bloßen  Zwang  zur  Fürsorge  überhaupt,  der  also  einen 
viel  geringeren  Grad  von  Freiheitsbeschränkung  darstellt.  Auch  in 
solchem  geringeren  Umfange  der  Zwangsnormen  können  und  dürfen. 
die  Schattenseiten  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 

Eine  Gefahr  dieser  gesetzlichen  Methode  liegt  einmal  theoretisch- 
jedenfalls  in  der  Richtung,  daß  Individualitäten,  auf  die  eine  fort- 
schreitende Gesellschaft  nie  verzichten  kann,  verkümmern.  Wer  wollte 
leugnen,  daß  die  unablässig  fortschreitende  Entwicklung  des  Rechts^ 
eine  Beeinträchtigung  der  Lebensenergien  zur  Folge  haben  kann,  da 
sie  zur  Bändigung  und  damit,  was  fast  gleichbedeutend  ist,  zur 
Unterdrückung  von  Individualitäten  führt?  Die  Gefahr  ist  nicht  von. 
der  Hand  zu  weisen,  daß  in  einem  Übermaß  von  Paragraphen,  die 
wie  ein  Zaumzeug  den  über  dem  Durchschnitt  Stehenden  fesseln 
können,  die  Schematisierung  der  Menschen  Dimensionen  anzu- 
nehmen droht,  die  dem  Gemeinwesen  nicht  nur  nicht  mehr  förderlich^ 
sondern  geradezu  nachteilig  ist.  Die  Quelle  der  Schwungkraft,  die  in 
einer  Gesellschaft  zur  Wirksamkeit  kommt,  und  die  gerade  auch  die 
großen  Ersatzbewegungen  in  den  oberen  Schichten  durch  die  fähigen. 
Elemente  der  unteren  Schichten  auslöst,  ist  in  den  Persönlichkeiten 
zu  suchen.  Die  in  den  Paragraphen  fundierte  Über-Machtsphäre  der 
Polizei  ist  aber  der  Zerstörer  von  Schwungkraft,  ist  die  Quelle  von 
Arbeits-  und  Schaffensunlust.  Es  ist  auch  hier  die  der  Demokratie 
wirklich  abträgliche  Eigentümlichkeit  des  demokratischen  Apparates 
zu  bedenken,  daß  auf  den  Massenkram  von  Vorschriften  zwecks  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  Gleichheit  nicht  verzichtet  werden  kann 
und  daß  damit  die  Gefahr  eines  Formalismus  drohend  wird,  der  sich^ 
wie  die  Geschichte  lehrt,  nur  zu  leicht  auf  ein  Puritanertum  von 
zweifelhaftem  Kulturwert  auswächst. 

Eine  zweite  Schattenseite  der  gesetzlichen  Methode  ist  die  Be- 
einträchtigung der  Selbstverantwortung.  Es  ist  auf  diese  hoch- 
wichtige Wirkung  der  sozialen  Fürsorge  überhaupt  und  insbesondere 
der  Gesetzgebung  noch  bei  der  Erörterung  der  Grenzen  der  Sozialpolitik 
einzugehen.  Als  Grundzug  einer  sozialpolitischen  Methode  die  Selbst- 
verantwortlichkeit aufzufassen,  dürfte  wohl  etwas  zu  weit  gegangen 
sein.  Individuelle  Selbstverantwortlichkeit  heißt  geradezu  Negation 
der  Politik;  statuiert  man  aber  eine  Selbstverantwortlichkeit  der  so- 
zialen Gruppen,  etwa  der  Arbeiter  oder  der  Besitzlosen,  so  ergibt  sich 
daraus  nichts  anderes  als  die  Notwendigkeit  unbeschränkten  Klassen- 
kampfes. Die  Selbstverantwortlichkeit  kommt  also  nur  als  Idealprinzip 
des  Wirtschaftslebens  überhaupt  und  nur  so  weit  in  Frage,  als  dessen 
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gesellschaftlicli  zweckmäßige  Wirksamkeit  durch  die  Sozialpolitik 
nicht  aufgehoben,  nicht  ausgeschlossen  werden  soll. 

Dagegen  kommt  für  die  Methodenfrage  ein  anderes  Moment  in 
Betracht:  ein  Lebensprinzip,  das  in  der  Vergangenheit,  und  speziell 
im  christlichen  Mittelalter,  aber  mit  gewissen  Nachwirkungen  ziemlich 
weit  in  die  neuere  Zeit  herein  dem  Prinzip  der  Selbstverantwortlich- 
keit paralysierend  gegenüberstand.  Was  das  Gefühl  der  Steigerung 
des  individuellen  Egoismus,  den  in  Schach  zu  halten  Ziel  der  Sozial- 
politik ist,  bestärkt,  ist  nicht  in  letzter  Linie  die  unverkennbare  Yer- 
flüchtung  der  gegenseitigen  Hilfe  (vgl.  S.  91).  Zu  solcher  waren  auf  primi- 
tiveren Stufen  der  Wirtschaftsverfassung  die  Menschen  erzogen  dadurch, 
daß  sie  ein  Glied  in  dem  intimeren  Organismus  der  geschlossenen 
Hauswirtschaft  und  später,  als  die  Abgeschlossenheit  der  Hauswirt- 
schaft mannigfachen  Verkehrsbeziehungen  wich,  des  Gemeindekörpers 
bildeten.  War  innerhalb  des  engeren  Gemeindekreises  die  gegenseitige 
Hilfe  eine  Selbstverständlichkeit  im  Hinblicke  auf  Reziprozität,  sa 
war  sie  doch  auch  so  zur  Gewohnheit  geworden,  daß  sie  auch  gegen- 
über Gemeindefremden  Anwendung  fand.  Dazu  kam  dann  allmählich 
der  besonders  beruflich  betätigte  genossenschaftliche  Geist,  aus  dem 
manche  wertvolle  Einrichtung  geboren  wurde,  es  sei  nur  an  die  Zunft- 
organisation und  ihre  genossenschaftliche  Fürsorge  für  die  Gesellen, 
z.  B.  die  Arbeitslosenunterstützung  durch  das  Geschenk,  die  Elenden- 
Brü  der  Schäften,  dann  aber  auch  an  die  zweckmäßigen  Einrichtungen 
gemeinsamen  Lebens  (Beguinenhäuser)  u.  dgl.  erinnert. 

Mit  zunehmender  Zahl  der  einem  Gemeinwesen  angehörigen  Haus- 
haltungen mit  der  Masse  der  Individuen  einerseits,  mit  der  Verengerung 
des  Lebensraumes  und  der  Abnahme  der  Leistungsfähigkeit  der  ein- 
zelnen Wirtschaftshaltung  anderseits  ist  Selbstfürsorge  und  Selbst- 
erhaltung und  mit  diesen  auch  die  gegenseitige  Hilfe  an  Bedeutung 
wesentlich  zurückgegangen.  Was  eine  Haushaltung  heute  für  Bedürf- 
tige leisten  kann,  sind  nur  zum  geringsten  Güter  aus  der  eigenen 
Wirtschaftsführung,  in  der  Hauptsache  nur  Geldbeträge  und  in  den 
Lebenskreisen  der  Vermögenden  eine  gewisse  Menge  Arbeitskraft  be- 
schäftigungsloser Individuen,  deren  Tätigkeit  die  systematisch  organi- 
sierte Armenpflege  in  Anspruch  nimmt.  Eine  des  Charakters  der 
Armenpflege  entbehrende  gegenseitige  Hilfeleistung  tritt  fast  nur  noch 
im  landwirtschaftlichen  Gemeindeleben  und  einigermaßen  in  Proletarier- 
kreisen zutage. 

Das  zunehmende  Versagen  dieses  Prinzips  wirkt  nun  notwendig 
auch  mit  auf  die  Methode  ein,  imd  zwar  in  der  Richtung,  daß  die 
Sozialpolitik  über  das  Gebiet  bloßer  das  Wirtschaftsleben  regu- 
lierender Wirksamkeit  hinaus  weitergedrängt  wird  zur  positiven 
Arbeit  zur  Schaffung  wirtschaftlicher  und  kultureller  Einrichtungen 
und   Veranstaltungen.     Es    ist    die    wirtschaftliche    Methode    der 


112  Das  Arbeitsgebiet.     Ziele,  Wege  und  Möglichkeiten.  ^ 

Sozialpolitik,  abzielend  unmittelbar  auf  Leistungen,  durch  die  jene 
Seiten  der  Bedürfnisbefriedigung  in  den  Proletarierkreisen,  die  das 
privatkapitalistische  Unternehmertum  vernachlässigt,  eine  Pflege  finden. 
Hierunter  sind  aber  nicht  bloß  Einrichtungen  des  Staates,  der  Ge- 
meinden oder  sonstiger  Körperschaften,  öffentlicher  wie  privater,  son- 
dern auch  Leistungen  einzelner  Individuen,  z.  B.  der  Arbeitgeber,  zu 
rechnen,  Leistungen,  die  des  Unternehmungscharakters  entbehren  und 
in  erster  Linie  dem  sozialpolitischen  Zweck  der  Förderung  der  Da- 
seinsbedingungen besitzloser  Gesellschaftsschichten  dienen  sollen.  Der- 
artige Leistungen  sind  ebenso  auf  dem  Gebiet  des  Versorgungs-  oder 
Versicherungskassenwesens,  wie  des  Wohnungswesens,  des  Schul-  und 
Bildungswesens  besonders  notwendig. 

In  all  diesen  Angelegenheiten  der  Fürsorge  und  Versicherung  ist 
Sozialpolitik  selbst  wirtschaftliches  Handeln,  ist  ihr  Inhalt  unmittelbar 
Kulturarbeit.  Vielfach  bedeutet  solches  eine  Gestaltung  der  Gesell- 
schaftsverhältnisse, durch  die  die  Existenzbedingungen  in  künftigen 
Tagen,  ja  in  künftigen  Generationen  günstiger  werden  sollen.  So  ist 
Sozialpolitik  mit  dieser  Methode  vielleicht  mehr  noch  als  mit  anderen 
ein  Unternehmen,  das  Wechsel  auf  die  Zukunft  ausstellt.  Das  ist 
eine  für  die  Durchführung  der  sozialpolitischen  Ideen  wenig  zweck- 
mäßige Eigenart,  zumal  deshalb,  weil  ohnehin  bei  der  vielfachen 
wechselseitigen  Bedingtheit  der  ökonomischen  Phänomene  der  Beweis, 
daß  gewisse  sozialpolitisch  erfreuliche  Wirkungen  gerade  durch  die 
sozialpolitische  Arbeit  bewirkt  sind^  schwer  zu  erbringen  ist. 

Mit  dieser  undankbaren  Aufgabe  der  Schaffung  von  Zukunfts- 
werten muß  sich  die  Sozialpolitik  in  vielen  Beziehungen  abfinden. 
Die  Zusammenhänge,  die  durch  sie  beeinflußt  werden  sollen,  sind 
voll  von  Schwerfälligkeiten  genau  wie  die  Massen,  um  deren  Interessen- 
welt sie  sich  dreht.  Es  herrscht  da  und  dort  eine  Schwerkraft  des 
E ingelebten  und  Gewohnten  in  Handlungen  wie  in  Überzeugungen, 
die  erst  unter  der  Mühe  einer  vieljährigen  Arbeit  durch  entsprechende 
andere  Kräfte  kompensiert  werden  kann.  Im  Sinne  solcher  Kräfte 
wirken  vor  allem  positive,  geradezu  sinnlich  wahrnehmbare  Erfolge. 
Und  da  handelt  es  sich  darum,  den  Skeptikern  und  den  Nichtglauben- 
wollenden  auf  beiden  Seiten,  manchesterlichen  Unternehmern  wie  radi- 
kalen Sozialisten,  zum  Bewußtsein  zu  bringen,  daß  die  Sozialpolitik 
ihren  Zielen  näher  kommt.  Gerade  diese  Wahrnehmbarkeit  der  Er- 
folge ist  aber  vielfach  weit  besser  und  rascher  mit  der  Methode  der 
Selbsthilfe -Förderung  zu  erreichen:  in  der  Betätigung  der  Selbst- 
hilfe, gleichviel  ob  sie  durch  die  Gesetzeslage  und  durch  Verwaltungs- 
arbeit und  Bildung  vorbereitet  ist  oder  nicht,  tritt  schon  ein  Ausmaß 
von  Energie  und  Kraft  in  die  Erscheinung,  welches  Voraussetzung 
ist  für  die  Erreichung  jenes  idealen  Gleichgewichtszustandes,  von 
dem  bei  Erörterung  der  Ziele  die  Rede  war  (S.  89  f.). 
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Wie  aus  der  folgenden  Darstellung  einzelner  Probleme  der  Sozialpolitik 
sich  ergeben  wird,  greifen  die  Methoden  ziemlich  in  allen  Kulturländern  schon 
sehr  ineinander  ein  und  ergänzen  sich  einigermaßen.  Doch  ist  für  die  einzelnen 
Probleme  ein  Vorherrschen  bestimmter  Methoden  nicht  zu  verkennen.  Die  gesetz- 
liche Methode  hat  die  stärkste  Anwendung  auf  dem  Gebiete  des  spezifischen 
Arbeiterschutzes  gefunden,  was  wohl  damit  zu  erklären  ist,  daß  hierin  verhält- 
nismäßig am  meisten  schon  mit  einfachen  Verboten  und  Geboten  zu  arbeiten 
ist.  Ähnliches  gilt  von  den  Bestrebungen  zur  Förderung  glatter  Beilegung  von 
Konflikten.  Doch  spielt  hier  die  aktive  Verwaltungsarbeit  schon  eine  größere 
Rolle.  In  der  Ausgestaltung  des  Arbeitsvertragsinhaltes,  namentlich  der  Lohn- 
politik, ist  die  Selbsthilfe  auf  der  Grundlage  des  vom  Gesetzgeber  in  weiterem 
oder  beschränkterem  Umfange  eingeräumten  Koalitionsrechtes  unbestreitbar  die 
vorherrschende  Methode.  Wenig  Einheitlichkeit  in  den  Wegen  zeigt  das  Problem 
der  Versicherung.  Da  wird  die  Vorwärtsbewegung  auch  innerhalb  desselben  Staats- 
gebietes auf  verschiedenen  Wegen  vollzogen,  nur  die  Tendenz,  den  Fürsorge- 
zwang  auszudehnen,  ist  allenthalben  zu  erkennen.  Die  sozialpolitischen  Bildungs- 
probleme werden  überhaupt  als  solche  noch  wenig  gefördert.  Keime  dazu  sind 
am  häufigsten  in  freien  Vereinsbestrebungen  vorhanden.  In  der  wirtschaftlichen 
Arbeit,  die  der  Förderung  der  Realeinkommen  gewidmet  ist,  stehen  die  Selbst- 
hilfeorganisationen (Konsumvereine,  Baugenossenschaften  u.  dgl.)  wohl  noch  im 
Vordergrund,  nur  sehr  allmählich  beginnen  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  na- 
mentlich städtische  Verwaltungen,  aktiv  einzugreifen.  Ausgesprochen  wirt- 
schaftlichen Charakter  hat  aber  wohl  eine  fast  zur  Methode  gewordene  Aktion: 
die  Übernahme  einzelner  Produktionszweige  in  öffentliche  Verwaltung.  Sie 
kommt  nicht  bloß  für  den  Kollektivismus,  sondern  für  die  soziale  Reform  als 
gangbarer  Weg  in  Betracht.  Eine  solche  singulare  Kollektivierung  ist  entweder 
in  Konkurrenz  mit  privatem  Unternehmungsgeist  möglich  (wie  z.  B.  in  Deutsch- 
land im  Bergbau),  oder  als  vollständige  Verstaatlichung  oder  Kommunali- 
sierung. Vielfach  liegt  in  letzterem  Falle  ein  Akt  der  Gesetzgebung  vor,  dies  ist 
aber  nicht  erforderlich,  da  es  von  der  Staats-Grundgesetzgebung  abhängt.  Sozial- 
politischen Charakter  haben  solche  Maßnahmen  aber  nur  insoweit,  als  damit  die 
Absicht  verfolgt  wird,  entweder  die  Interessen  der  großen  Masse  als  Konsu- 
menten zu  fördern,  oder  aber  auf  diesem  Wege  den  im  betreffenden  Geschäfts- 
zweig beschäftigten  Arbeitern  günstigere  Arbeits-  und  Erwerbsverhältnisse  zu 
schaffen,  als  sie  im  privaten  Betrieb  hätten.  In  der  Praxis  tritt  bei  Verstaat- 
lichungen das  sozialpolitische  meist  nur  ergänzend  neben  den  wirtschaftlichen 
und  meist  auch  finanzpolitischen  Motiven  auf.  Die  als  Mittel  der  Sozialpolitik 
gedachte  Verstaatlichung  oder  Kommunalisierung  ist  dem  Gesagten  zufolge  ent- 
weder ein  Akt  der  Einkommenpolitik  (vgl.  S.  104  unter  IIa,  1),  eine  Maßnahme 
behufs  Ausschaltung  der  privatkapitalistischen  Unternehmerfunktion  gegenüber 
Konsumenten,  die  namentlich  bei  Gefahr  monopolistischer  Preisbildung  für  all- 
gemeine Bedarfsgüter  in  Frage  kommt,  oder  sie  will  einen  Idealtypus  des  Arbeit- 
gebers in  der  öffentlichen  Unternehmung  schaffen. 

Literatur:  Außer  der  zu  Kap.  VIII  erwähnten  insbes.  Ad.  Wagner, 
Grundlegung,  2.  Teil,  Volkswirtschaft  und  Recht,  1894.  Philippovich,  Indi- 
viduelle Verantwortlichkeit  und  gegenseitige  Hilfe  im  Wirtschaftsleben,  Rede 
1905.  v.d.Borght,  Grundzüge  d.  Sozialp.,  4. Kapitel.  Pesch,  Lehrbuchl,  4.Kap., 
§  5.  Ders.,  Liberalismus,  Sozialismus  und  christliche  Gesellschaftsordnung. 
Kropotkin,  Gegenseitige  Hilfe  in  der  Entwicklung  (übers.  Landauer)  1904. 
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Vierzehntes  Kapitel. 

Voraussetzungen  und  Möglichkeit  der  Sozialpolitik. 

Wenn  von  Voraussetzungen  der  Sozialpolitik  geredet  wird,  ist 
nicht  bloß  an  die  erwähnte  wissenschaftliche  Fundierung  zu  denken, 
sondern  zunächst  ganz  elementar  an  die  Frage:  Sind  die  Ziele  der 
Sozialpolitik  im  Bereich  des  Möglichen?  Wodurch  ist  ihre  Erreich- 
barkeit bedingt?  Die  weitere  Frage,  die  zu  stellen  wäre:  Sind  die 
Mittel,  die  der  Sozialpolitik  zu  Gebote  stehen,  tauglich?  kann  nicht 
generell,  sondern  nur  in  der  Erörterung  der  einzelnen  Probleme  eine 
Beantwortung  finden. 

Was  die  Möglichkeit  und  Erreichbarkeit  der  Ziele  anlangt, 
so  ist,  wenn  wir  uns  mit  der  allgemeinsten  Formulierung  dieser  Ziele 
begnügen,  das  Aufsteigen  der  arbeitenden  Klasse,  die  Hebung  ihrer 
Lebensführung  und  ihres  Kultur-Niveaus  als  eine  dauernde  Erschei- 
nung heute  nicht  mehr  in  Frage  zu  stellen.  Ein  spezieller  Beweis 
würde  zu  umfangreich  werden,  als  daß  er  im  Bereich  dieser  Darstel- 
lung erbracht  werden  könnte.  Die  Beweisführung,  die  auf  die  Ver- 
gangenheit zurückgreifen  muß,  ist  namentlich  für  die  englische 
Arbeiterschaft,  die  heute  wohl  auf  die  älteste  Sozialpolitik  —  we- 
nigstens in  der  Methode  der  Selbsthilfe  zweifellos  —  zurückblickt^ 
schon  geleistet. 

Wie  V.  Nostitz,  Steffen,  Rob.  Giffen,  die  Webbs  u.  a.  gezeigt  haben,  vollzog 
sich  die  größte  Besserung  in  den  Kreisen  gerade  jener  gewerblichen  Arbeiter, 
die  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  am  tiefsten  standen:  die  Berg-  und  die 
Textilarbeiter.  So  schreibt  Webb  vom  englischen  Bergarbeiter:  „Vor  zwei 
Menschenaltern  war  er  ein  hilfloser,  entwürdigter  Lohnsklave,  gänzlich  ohne  die 
Mittel,  auch  nur  den  schlimmsten  Mißbräuchen  der  kapitalistischen  Tyrannei  zu 
widerstehen.  Der  Kohlengräber  von  1830  empfing  selten  mehr  als  11  oder  12  sh. 
die  Woche  für  eine  zehn  oder  zwölfstündige  tägliche  Arbeitszeit  unter  Tage.  Der 
Streik  von  1831  wurde  mit  dem  Erfolge  eines  Mindestlohnes  von  30  sh.  für  je 
14  Tage  bei  zwölf  stündiger  täglicher  Arbeitszeit  beendet.  Beständig  wurde  der 
Bergmann  im  Gewicht  der  gehauenen  Kohle  und  bei  den  Nahrungsmitteln  und 
anderen  Lebensbedürfnissen  betrogen,  die  er  gezwungenermaßen  im  Laden  des 
Arbeitgebers  kaufte.  .  .  .  Sein  Jahreskontrakt,  der  von  harten  Behörden  zwangs- 
weise aufrecht  erhalten  wurde,  hielt  ihn  in  einer  Stellung,  die  wenig  besser  als 
Sklaverei  war,  während  der  völlige  Mangel  irgendwelcher  Bildungsmittel  keinen 
Hoffnungsstrahl  für  irgendwelche  Erhebung  seiner  Klasse  zu  lassen  schien.  Jetzt 
steht  der  Bergmann  von  Northumberland  in  der  allerersten  Reihe  derer,  die  man 
nicht  unangemessen  die  Aristokratie  der  Arbeiter  nennt.  Ein  starker  und  be- 
wunderungswürdig geleiteter  Gewerkverein  verteidigt  ihn  gegen  die  Tyrannei 
des  Arbeitgebers  wie  gegen  die  gelegentlichen  Schwankungen  des  Verdienstes. 
Er  hat  eine  wirksame  Gesetzgebung  gegen- Betrug  und  gegen  die  Gefahren  seines 
Berufes,  soweit  sie  vermeidlich  sind,  erreicht.  Er  arbeitet  zwar  hart,  aber  seine 
Arbeit  ist  auf  wenige  Stunden  zusammengedrängt,  so  daß  er  Muße  für  öffent- 
liche und  eigene  Angelegenheiten  behält."  Und  von  dem  Kgl.  Ausschuß  für  die 
Arbeiterfrage  wird  bezeugt:   Der  Bergmann  von  heute  nimmt  teil  an  Gemeinde- 
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und  kirchlichen  Angelegenheiten  und  .  .  .  besucht  den  gewerblichen  Unterricht 
sehr  ordentlich.  Nicht  allein  die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  und  der 
Lebensführung  wird  bestätigt,  auch  die  Abnahme  der  Kriminalität,  Rückgang 
des  Alkoholismus  ist  statistisch  und  durch  verläßliche  Berichterstatter  erhärtet. 
Und  dann  die  Form  der  Verständigung:  welch  ungeheurer  Fortschritt  von  den 
Kämpfen  der  Baumwollspinner  zu  dem  Funktionieren  ihrer  Einigungsämter! 

Auch  für  die  kontinentalen  Verhältnisse  ist  ähnliches  zu  be- 
haupten, und  es  läßt  sich  nicht  mehr  in  Abrede  stellen,  daß  mit  der 
Hebung  der  Arbeiterklasse  z.  B.  in  Deutschland  für  viele  Teile  der 
Arbeiterschaft  eine  ganz  merkliche  Annäherung  an  die  Lebensführung 
gewisser  Mittelstandskreise,  Handwerksmeister,  Kaufleute,  niedere  Be- 
amte, erreicht  worden  ist;  namentlich  für  solche  Arbeiter  gilt  das,  die 
dank  einer  gewissen  Kontinuität  günstiger  Bildungseinflüsse  auch  ihre 
Lebensführung  zweckmäßig  zu  gestalten  wissen. 

Da  wir  unter  Sozialpolitik  auch  ein  Ringen  um  die  Hebung  der 
Kultur  verstehen,  ist  dieses  letztere  allerdings  auch  ein  zu  fordernder 
Erfolg  der  Sozialpolitik,  für  den  noch  kein  zu  reiches  Material  im 
Sinne  der  in  Rede  stehenden  Beweisführung  vorliegt.  Solange  der 
Alkoholismus  noch  die  hauptsächlichste  Konsumrichtung  ist,  in  der 
Lohnänderungen  reflektieren,  steht  man  hinsichtlich  der  Hebung  der 
Lebensführung  immer  noch  in  den  ersten  Anfängen,  und  man  muß 
sich  in  der  Tat  das  Erwachen  vielseitiger  Interessen,  namentlich  des 
Literesses  am  öffentlichen  Leben,  dieses  Herauswachsen  des  Lidivi- 
duums  aus  seinen  engsten  Milieu-Problemen,  aus  seinen  Alltagssorgen 
in  Eriimerung  bringen,  um  daran  zu  glauben,  daß  mit  der  sozial- 
politischen Arbeit  auch  jene  Förderung  der  Arbeiter  erreicht  wird, 
die  sie  dazu  bringt,  sich  als  Glied  des  ganzen  sozialen  Körpers  zu 
fühlen  und  des  eigenen  Wertes  für  die  Gesamtheit  bewußt  zu  werden. 

So  steht  man  in  der  Tat  heute  vor  einer  Fülle  von  Tatsachen, 
die  keineswegs  ausschließlich  in  einer  Richtung,  etwa  nur  zugunsten 
der  Wirksamkeit  sozialpolitischer  Arbeit  sprechen,  sondern  auf  die  die 
Gegner  der  Sozialpolitik  gleichfalls  [sich  stützen  zu  können  meinen, 
wenn  sie  die  Möglichkeit  oder  die  Notwendigkeit  —  die  ja  auch  als 
eine  Voraussetzung  angesehen  werden  kann  —  bestreiten.  Unter  den 
Gegnern,  welche  die  Notwendigkeit  der  sozialpolitischen  Ar- 
beit bestreiten,  sind  von  vorneherein  alle  jene  auszuscheiden,  die 
die  möglichst  scharfe  Klassenschichtung  fortgesetzt,  ja  wenn^  tunlich 
gesteigert  wissen  wollen.  Es  sind  die  Herrennaturen,  die  im  Sinne 
des  „aristokratisch-monarchischen  Individualismus"  Nietzsches  von  einer 
Moral,  die  die  Interessen  der  Sklaven  zur  Geltung  bringt,  nichts 
wissen  wollen,  die  sich  einerseits  jeder  Unterwerfung  ihrer  Interessen, 
namentlich  ihrer  Vermögensinteressen,  unter  das  Gemeinwohl  aufs 
äußerste  widersetzen,  anarchistische  Ideale  dagegen  ins  Feld  führend, 
anderseits  aber,  weit  entfernt  ein  Herr  Schaftsprinzip  zu  negieren,  den 
Staat  und  seine  Macht  im  weitesten  Ausmaße  im  Dienste  eigener  In- 
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teressen  ausnützen  wollen.  Mit  diesen  ist  eine  Auseinandersetzung  nicht 
zu  pflegen,  solange  sie  nicht  aus  der  Geschichte  der  Menschheit  die 
Einsicht  in  die  Bedingungen  gewinnen,  unter  denen  eine  menschliche 
Gesellschaft  kulturell  aufsteigt.  Sie  träumen  von  der  Herrlichkeit  der 
in  zwei  Klassen  differenzierten  Menschheit,  in  Arbeitstiere  und  in 
diejenigen,  die  sich  die  „Rosenkranzkrone  der  Lachenden"  aufs  Haupt 
setzen  können,  und  ihren  Idealen  ist  auch  mit  dem  Nachweise  der 
Unlogik  ihres  anarchistischen  Staatsbegriffes  nicht  beizukommen. 

Anders  jene  Gegner,  die  die  Tatsachen,  welche  als  sozialpolitische 
Erfolge  angesehen  werden  sollen,  nicht  in  Abrede  stellen,  aber  anders 
deuten,  die,  kurz  gesagt,  die  Möglichkeit  planmäßiger  Einflußnahme 
auf  die  Gestaltung  des  Gesellschaftslebens  und  der  Struktur  der  Ge- 
sellschaft leugnen,  und  die  in  den  Tatsachen  nichts  anderes  als 
naturgesetzliche  Selbstverständlichkeiten  anerkennen.  Es  ist 
jener  Zweifel  an  der  Möglichkeit  der  Sozialpolitik,  der  seine  Grund- 
lage in  der  Theorie  hat,  daß  im  Gesellschaftsleben  der  Menschen 
unüberwindbare  Naturgesetzmäßigkeiten  wirksam  seien.  Wir  haben 
schon  bei  der  Darstellung  der  Richtungen  der  Sozialpolitik  auf  den 
Einfluß  dieser  Theorie  (sowohl  im  deterministischen  Sozialismus  wie 
im  Sozialliberalismus)  hinzuweisen  gehabt  und  haben  dort  schon  ge- 
sehen, daß  sich  Sozialpolitik  auch  mit  dieser  Grundauffassung  ver- 
binden läßt.  Ohne  auf  die  dogmatische  Seite  dieses  Standpunktes 
einzugehen,  können  wir  uns  begnügen,  auf  die  induktive  Beweisbarkeit 
des  Fehlers  dieses  die  Sozialpolitik  ablehnenden  Gedankenganges  auf- 
merksam zu  machen. 

Fast  genügt  es  schon  innerhalb  eines  und  desselben  Staates,  die 
Lage  der  Arbeiter  in  verschiedenen  Industriezweigen  zu  vergleichen, 
denen  die  sozialpolitische  Arbeit  in  verschiedenem  Ausmaße  zugute 
gekommen  ist,  so  etwa  in  Großbritannien  einerseits  der  Textil-  und 
Bergarbeiter,  anderseits  der  Konfektions-  und  selbst  mancher  Metall- 
arbeiter. Aber  die  Größe  des  Wirkungswertes  sozialpolitischer  Arbeit 
ist  noch  ganz  anders  erfaßbar,  wenn  Industrien  in  Ländern  mit  ver- 
schiedener Intensität  der  Sozialpolitik  verglichen  werden,  etwa  die 
Zustände  in  sizilianischen  Schwefelgruben  mit  denen  in  Bergwerken 
Englands  oder  Deutschlands.  Und  wie  ganz  anders  liegen  doch  die 
Dinge  in  den  sozialpolitisch  fortschrittlichen  Ländern  Europas  mit 
gewissenhafter  Durchführung  der  Gesetze  einerseits  und  in  dem  Herr- 
schaftsgebiete der  nordamerikanischen  Trusts  anderseits,  wo  die  Macht 
des  Kapitals  sich  gegenüber  den  autoritären  Gewalten,  den  Staats- 
organen, zu  einem  beispiellosen  Einfluß  steigert,  der  kein  Mittel,  auch 
nicht  das  der  Bestechung,  zu  verschmähen  braucht,  um  die  offizielle 
Sozialpolitik  zu  hintertreiben.  Dort  ist  es  das  tatsächliche  Fehlen 
sozialpolitischen  Einflusses,  was  innerhalb  der  Stacheid rahtumfriedigung 
jedes  Stahltrustwerkes  den  einzelnen  Arbeiter  schlankweg  der  Gnade 


14.  Voraussetzungen  und  Möglichkeit  der  Sozialpolitik.  117 

und  Ungnade  des  Werkleiters  ausliefert  und  was  es  möglich  macht, 
daß  in  einer  jedem  sozialen  Empfinden  Hohn  sprechenden  Weise  mit 
dem  Menschenleben  umgesprungen  wird,  daß  bei  Fortfall  jeglicher 
Wochenpause  (kein  Sonntag!)  die  verantwortungsvollsten  Arbeitsver- 
richtungen in  12 stündigen  Schichten  geleistet  werden  müssen,  daß 
Menschen  durch  Betriebsunfälle  nach  Hunderten  umkommen,  ohne 
Aussicht,  daß  die  berechtigten  notwendigsten  Ersatzansprüche  der  An- 
gehörigen des  Verletzten  selbst  mit  notwendigem  Nachdrucke  und 
Beweismaterial  durchgesetzt  werden  können.  Die  Frivolität,  mit  der 
Streiks  seitens  der  Trustleitungen  provoziert  werden,  um,  dem  Kapitals- 
interesse entsprechend,  ganze  Werke  stillzusetzen,  konnte  gegenüber 
einer  wohlorganisierten  Sozialpolitik,  durch  die  auch  das  Verant- 
wortungsgefühl der  entscheidenden  Persönlichkeiten  großgezogen  wird, 
nicht  aufkommen. 

Gerade  das  soziale  Pflichtbewußtsein  in  den  leitenden  Kreisen, 
und  noch  allgemeiner  das  soziale  Empfinden  in  weitesten  Schichten, 
auch  in  den  vornehmsten,  vermögendsten  Teilen  der  englischen  Be- 
völkerung, sind  wertvolle  Früchte  des  nun  bald  hundertjährigen 
Kampfes  gegen  die  Ausartungen  des  neueren  Kapitalismus.  Die  Ver- 
besserung der  Lebensführung  allein  macht  es  ja  eben  nicht  aus,  und 
wenn  wir  unter  den  Zielen  der  Sozialpolitik  die  Überwindung  der 
Ausartungen  des  individualistischen  Egoismus  und  das  Aufkommen 
eines  sozialen  Denkens  und  Fühlens  hervorgehoben  und  als  Voraus- 
setzungen dafür  bezeichnet  haben,  daß  eine  Annäherung  der  Klassen, 
daß  ein  Nachlassen  der  Spannung  eintritt,  so  darf  im  Hinblick  auf 
die  Tatsachen  in  den  Wirkungsbereichen  reger  Sozialpolitik  auch  die 
Erfüllbarkeit  dieser  Voraussetzung  behauptet  werden.  Die  notwen- 
digen psychischen  Wandlungen  vollziehen  sich. 

Man  darf  in  der  Tat  die  Glattheit,  mit  der  sozialpolitisch  tief  einschnei- 
dende Gesetze  im  englischen  Parlament  und  gerade  auch  im  Hause  der  Lords 
durchgehen,  wie  kürzlich  erst  das  den  Arbeitern  wesentlich  entgegenkommende 
Streikgesetz  (1906),  nicht  übersehen,  wenn  man  die  Wirkungen  der  Sozialpolitik 
in  diesem  Lande  voll  erfassen  will.  Das  soziale  Empfinden  äußert  sich  in  Eng- 
land in  zahlreichen  Symptomen.  Hochgestellte  Persönlichkeiten  nehmen  an  den 
Gewerkvereinskongressen  und  Genossenschaftstagungen  teil.  Hervorragende  Männer 
der  ersten  Kreise  haben  oft  als  Schiedsrichter  und  Vermittler  unparteiisch  ge- 
wirkt, vereinzelt  sogar  die  Führung  der  Ausstände  übernommen.  Durch  Zuwen- 
dungen aus  dem  Mittelstande  und  aus  den  Kreisen  der  Besitzenden  sind  wieder- 
holt Ausständige  zum  Ausharren  veranlaßt  worden  (v.  Nostiz).  Dabei  ist  ferner 
nicht  zu  übersehen,  wie  groß  mangels  genügender  staatlicher  Wirksamkeit  die 
Privatleistungen  für  Elementarunterricht  in  England  sind.  „Die  von  den  oberen 
Klassen  geleistete  Hilfe  ist  nicht  bloß  Wohltätigkeit,  sondern  echte  Hilfe,  das 
heißt  Hilfe  zur  Selbsthilfe,  Hebung  und  Förderung."  Und  schließlich  war  es 
gerade  in  England  ein  ganz  gehöriges  Umsatteln,  das  in  den  wichtigsten  poli- 
tischen Prinzipien  vollzogen  werden  mußte,  damit  die  aus  den  Kreisen  der  Be- 
sitzenden, den  oberen  Ständen  sich  rekrutierenden  Gesetzgebungsfaktoren  sich 
zu  jener  sozialpolitischen  Gesetzgebung  entschließen  konnten,  die  das  Aufsteigen 
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der  englischen  Arbeiterschaft  mitgeschaffen  hat.  Das  liberal-doktrinäre  englische 
Volk  hat  einen  Wandel  der  öffentlichen  Meinung  in  Angelegenheiten  des  Ar- 
beiterstandes erlebt,  wie  man  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts 
nicht  für  möglich  gehalten  haben  würde,  auch  nicht  in  Arbeiterkreiseu. 

Aber  das  sind  Wirkungen,  die  nur  in  langen  Zeiträumen  gezeitigt 
werden,  und  an  ihnen  darf  nicht  gezweifelt  werden,  wenn  die  Sozial- 
politik sich  zeitweise  nur  mit  größter  Zähigkeit  ihrer  Träger  gegen- 
über den  Widersachern  erhalten  kann. 

Die  scharfsinnigen  Gegner  der  Sozialpolitik  sind  nicht  absolute 
Skeptiker,  sie  geben  die  Möglickeit  der  Hebung  der  Arbeiter-Lebens- 
führung and  die  Besserung  der  Arbeitsbedingungen  im  Hinblick  auf 
die  Tatsachen  zu,  aber  sie  sind  Pessimisten  und  bezweifeln  entweder  die 
Dauerhaftigkeit  dieser  wenigstens  äußerlichen  Klassenannäherung,  oder 
sie  behaupten,  daß  die  bisher  erreichte  Sozialpolitik  nicht  fortgesetzt 
werden  könne,  daß  die  Voraussetzungen  für  die  weitere  Entwicklung 
der  Sozialpolitik  nicht  gegeben  seien,  daß  mit  der  Fortsetzung  der 
Arbeiterförderung  Gefahren  für  das  allgemein  erreichbare  Kultur- 
niveau eintreten,  daß  jeder  Schritt  weiter  auf  den  Wegen  der  Sozial- 
politik eine  Verminderung  der  gesellschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
mit  sich  bringen  müsse. 

Der  Grundgedanke  dieser  Bedenken,  die  eine  gewisse  Begrenztheit 
der  Sozialpolitik  behaupten,  schließt  an  den  (12.  Kap.)  schon  erörterten 
Zusammenhang  zwischen  den  Zielen  der  Sozialpolitik  und  der  Notwen- 
digkeit der  Kapitalbildung  an.  Das  Fortschreiten  der  Kapitalbildung 
ist  unerläßlich,  weil  ein  höheres  Maß  technischer  Produktivität  die  Vor- 
aussetzung dafür  ist,  daß  die  Arbeiterschaft  in  ihrer  Lebensführung  ge- 
hoben und  in  ihren  Arbeitsbedingungen  günstiger  gestellt  werden  kann. 
Diese  Hebung  und  Besserstellung  ist  eben  nur  denkbar:  entweder  1.  unter 
sonst  gleichbleibenden  Verhältnissen  bei  wesentlich  gesteigerter  Pro- 
duktivität der  Arbeit,  dadurch,  daß  dieser  Zuwachs  an  Produktivität 
der  Lebensführung  der  Arbeiter  vor  allem  zugute  kommen  soll  —  es 
ist  das  der  alte  Rodbertusische  Gedanke,  der  trotz  aller  Anfeindungen 
immer  noch  seine  Richtigkeit  hat  — ,  oder  2.  durch  eine  Verkürzung  der 
Lebensführung  der  Besitzenden,  oder  3.  durch  eine  Kombination  beider 
EventuaKtäten.  Die  zweite  Möglichkeit  ist  mit  Kulturidealen  nicht 
uneingeschränkt  vereinbar.  Wer  Kulturfortschritte  will,  der  darf  nicht 
schlechthin  eine  Einschränkung  des  Genießens  in  den  Kreisen  der 
Besitzenden  herbeiführen  wollen.  Es  kann  sich  nur  darum  handeln, 
die  ünsinnigkeiten  etwa  im  Wege  sozialpolitischer  Besteuerung  abzu- 
schleifen. 

Aber  weit  im  Vordergrund  vor  dieser  Tendenz  steht  die  Ent- 
wicklung der  Technik  als  Voraussetzung  sozialpolitischer  Fort- 
schritte. Dabei  ist  zu  denken  an  die  technische  Überwindung  hygie- 
nischer Gefahren,    die    mit   gewissen  Produktionsprozessen   verknüpft 
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sind,  an  die  Verdrängung  gesundheitsschädlicher  und  besonders  un- 
fallgefährlicher Arbeitsverrichtungen,  durch  maschinelle  Ersatzeinrich- 
tungen, wie  sie  im  großen  Stil  im  letzten  Vierteljahrhundet  in  der 
Glasindustrie  (Owensches  Flaschenpatent!),  in  der  Großeisenindustrie 
(namentlich  dank  elektrischer  und  hydraulischer  Vorrichtungen,  ins- 
besondere Krane  und  andere  Hebewerkzeuge)  u.  a.  m.  geschaffen 
worden  sind,  an  die  Ausgestaltung  der  Verkehrseinrichtungen  (Eisen- 
bahn, Stadtbahn),  die  vor  allem  auch  eine  planmäßige  Förderung  des 
Wohnungswesens  der  Massen  unterstützen  müssen.  Es  ist  aber  be- 
sonders auch  an  die  Vervielfältigung  der  menschlichen  Produktivkraft 
durch  die  Technik,  sei's  durch  den  mechanischen  Webstuhl,  durch  die 
Setzmaschine,  durch  den  Bessemer-Thomas-Birnprozeß,  durch  die 
Owensche  Flaschenerzeugung,  durch  die  Unmasse  automatischer  Appa- 
rate usf.  zu  denken,  aUes  Errungenschaften,  ohne  die  die  Bereicherung 
der  Durchschnittsausstattung  des  einzelnen  nicht  möglich  gewesen 
wäre.  Die  Einführung  der  Maschinen  in  so  und  so  viele  Arbeits- 
prozesse, wie  die  Fortschritte  in  der  Ausnutzung  der  Wasserkräfte, 
der  Hochofengase  und  anderer  Kraftquellen,  sind  die  Voraussetzung 
dafür,  daß  bei  ungeminderter  Gesamtleistungsfähigkeit  die  tägliche 
Arbeitszeit  allmählich  vermindert  werden  kann,  die  Entdeckungen  in 
den  chemischen  und  elektrotechnischen  Laboratorien  (Salpetergewinnung 
aus  dem  Stickstoff  der  Luft!),  in  den  wasserbautechnischen  Konstruktions- 
sälen und  Versuchswerkstätten  (Talsperren,  Berieselung,  Entwässerung 
usw.)  sind  die  Voraussetzungen  für  die  leichtere  und  reichere  Ge- 
winnung von  Nährstoffen  für  den  Menschen,  durch  die  wieder  Arbeits- 
kräfte für  andere  Bedürfniszweige  verfügbar  werden. 

Wir  stehen  mit  dieser  Auffassung  von  der  Bedeutung  der  technischen 
Fortschritte  in  einem  Gegensatz  zur  Marxistischen  von  der  Hoffnungslosigkeit  der 
Sozialpolitik,  die  in  der  Entwicklung  der  Technik  vor  allem  die  Einschränkung 
der  Arbeitsgelegenheit  für  Arbeiter  und  die  Ursache  des  Anwachsens  der  indu- 
striellen Reservearmee  sieht.  Marx  übertreibt  in  einseitiger  Dialektik  diese  ein- 
zelnen in  der  Tat  zu  beobachtenden  Gesichtspunkte  und  unterschätzt:  1.  die 
Ausdehnung  der  Absatzmöglichkeit,  2.  die  Entwicklung  der  durchschnittlichen 
Lebensführung  und  der  Bedürfnisse,  3.  die  Verbilligung,  die  Tatsache,  daß  mit 
steigender  Produktivität  der  Arbeit  eben  Arbeitskraft  für  andere  Genüsse  frei 
wird,  4.  alle  Bestrebungen  der  frei  werdenden  Arbeitskräfte,  auf  anderen  Ge- 
bieten ihr  Dasein  zu  sichern.  (Vgl.  über  die  relative  Zurückdrängung  des 
variablen  Kapitals  Marx,  Das  Kapital,  I.,  23.  Kapitel.) 

Es  ist  dies  ein  Zusammenhang,  auf  den  namentlich  in  der  Er- 
örterung des  Lohnproblems  noch  hinzuweisen  sein  wird.  Der  Um- 
stand, daß  zur  Beschaffung  der  für  den  einzelnen  notwendigen  Lebens- 
mittel und  sonstigen  Güter  zwar  nicht  immer  mit  geringerem  Geld- 
aufwände, wohl  aber  mit  im  ganzen  wesentlich  geringerem  Aufwand 
an  menschlicher  Arbeit  erreicht  wird,  eben  dieser  Umstand,  der  die 
Verallgemeinerung  der  Kulturerrungenschaften  ermöglicht,  ist  um  so 
bedeutungsvoller,  als   die  Tendenz    in  der  modernen   Gesellschaft   zu 
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bestellen  scheint^  daß  immer  mehr  Menschen  unproduktiv  werden,  d.  h. 
zur  Bedürfnisbefriedigung  der  Gesellschaft  nichts  beitragen.  Die  Zahl 
dieser  Gesellschaftselemente  wächst  einmal  infolge  der  Besitzverteilung, 
die  das  Leben  vom  bloßen  Besitz  immer  mehr  Individuen  ermöglicht, 
dann  aber  auch  infolge  des  Um  Standes,  daß  die  unablässige  Steige- 
rung der  Ansprüche  an  die  Kenntnisse  der  die  Gesellschaft  und  die 
Produktion  führenden,  insbesondere  geistigen  Arbeiter,  immer  mehr 
Zeit  zur  Ausbildung  voraussetzt,  immer  größere  Zeiträume  des  Lebens 
dieser  für  ihre  Entwicklung  und  Schulung  in  Anspruch  nimmt,  so 
daß  sie  also  doch  auch  die  Gesellschaft  mit  einer  größeren  Quote 
ihrer  Lebensdauer  ganz  ohne  Gegenleistung  belasten. 

So  stieg  in  Deutschland  die  Zahl  der  „beruflosen  Selbständigen"  in  dem 
Vierteljahrhundert  von  1882  bis  1907  von  1354486  auf  3404983.  Speziell  seit 
1895  ist  diese  Bevölkerungsgruppe  um  1262175  Personen  =  58,9  Prozent  ge- 
stiegen und  damit  auch  ihr  Anteil  an  der  Gesamtbevölkerung,  der  1882  noch 
3,0,  1895  bereits  4,14  und  1907  endlich  5,32  Prozent  ausmachte.  Die  Zunahme 
rührt  in  erster  Linie  von  dem  Anwachsen  der  von  eigenem  Vermögen,  Renten 
und  Pensionen  lebenden  Personen  her  (Vermehrung  1895  — 1907:  909  538  = 
77  Prozent);  in  zweiter  Linie  wirkte  die  Vermehrung  der  Kategorie  Studierende 
und  Schüler  um  191154. 

Ob  im  Hinblick  auf  die  Ziele  der  Sozialpolitik  das  Drohnentum 
eines  so  großen  Bruchteils  fortgesetzt  werden  kann,  läßt  sich  hier 
nicht  erörtern,  da  man  sich  nur  in  Vermutungen  bewegen  kann.  Aber 
abgesehen  davon,  daß  die  Überwindung  dieser  Untätigkeit  notwendig 
werden  könnte,  um  mit  der  Hebung  der  Arbeiterklasse  einen  Rück- 
gang des  Kulturniveaus  nicht  eintreten  zu  sehen,  so  muß  die  Sozial- 
politik aus  pädagogischen  Gründen  zur  Verallgemeinerung  der  Arbeits- 
pflicht hinführen. 

Mit  der  Anerkennung  der  Notwendigkeit  technischer  Fortschritte 
wird  auch  konsequenterweise  der  qualifizierten  geistigen  Arbeit  des 
schöpferischen  Kopfes  die  Bedeutung  einer  Voraussetzung  für  die 
Sozialpolitik  zugeschrieben,  womit  wir  allerdings  wieder  auf  eine 
Grenze  der  Sozialpolitik  stoßen,  die  sie  sich  selbst  ziehen  muß,  denn 
eine  gewisse  Egalisierung  in  dem  Ziel  der  Sozialpolitik,  in  der  Ab- 
schwächung  der  schroffen  Klassengegensätze  ist  unverkennbar  ent- 
halten. So  sehr  die  Sozialpolitik  selbst  auf  Befreiung  der  Arbeiter  aus 
dem  drückenden  Joch  wirtschaftlicher  Botmäßigkeit  neben  der  Hebung 
aus  den  Tiefen  einer  kulturlosen  elementar-materialistischen  Daseins- 
führung hinarbeitet:  Voraussetzung  für  die  kulturidealen  Ziele  bleibt 
eine  gewisse  Hierarchie  im  Rahmen  der  gesamtgesellschaftlichen  Ar- 
beitsleistung, eine  Über-  und  Unterordnung  im  Hinblick  auf  die  öko- 
nomische Zweckmäßigkeit. 

Die  durch  diese  teleologische  Notwendigkeit  gebotene  Vormacht- 
stellung der  leitenden  Individuen  entspricht  den  Grundzügen  aller  so- 
ziologischen   Gestaltungen.      Die    Wirtschaftsgeschichte    zeigt    es    zur 
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Genüge,  daß  die  günstigsten  sachlichen  Vorbedingungen  für  die  He- 
bung der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  einer  Bevölkerung  wir- 
kungslos geblieben  sind,  wenn  die  Initiative  des  wagenden,  mutvollen 
und  zu  Kombinationen  fähigen  Führers  gefehlt  hat.  Mag  man  an 
die  Großkaufleute  der  mittelalterlichen  Stadtstaaten  Italiens,  oder  an 
die  Imhof,  Fugger  und  ähnliche  Kaufherrenfamilien,  an  die  merchant 
adventurers  des  älteren  und  die  Großindustriellen  des  neuen  England, 
oder  an  die  Leiter  von  Riesenorganisationen  wie  des  Gelsenkirchener 
Hütten-  und  Bergwerkskonzern,  der  Deutschen  Bank  u.  dgl.  denken: 
auf  einer  gewissen  Stufe  der  Vergesellschaftung  wird  das  Eingreifen 
eines  Unternehmertums  nicht  nur  des  technisch  geschulten  und  fin- 
digen Kopfes,  sondern  des  Organisators  so  unentbehrlich,  daß  das  Ge- 
deihen des  Gewerbes  und  des  Gemeinwesens  mit  ihm  entsteht  und 
vergeht.  Die  Masse  der  Arbeiter,  mag  sie  noch  so  fleißige  und  ge- 
schickte Hände  haben,  bleibt  für  die  entscheidenden  Wirkungen  kurz- 
sichtig und  unfähig.^) 

Weder  über  die  Eigenschaften  noch  über  das  Machtausmaß  der 
Unternehmer  kann  man,  so  weit  heute  unsere  Kenntnisse  reichen,  ein 
einfaches  Gesetz  der  historischen  Entwicklung  aufstellen.  „Stahlharte 
frühere  Arbeiter,  Werkmeister,  Faktoren  stehen  neben  den  modernen 
königlichen  Kaufleuten;  dann  die  verkommenen  Genußmenschen,  die 
Leute,  die  sich  alles  erlauben,*  was  nicht  ins  Zuchthaus  bringt,  neben 
denen  mit  peinlichster  Ehrlichkeit^^  (Schmoller).  Aber  im  ganzen 
halten  sich  mit  wachsender  Größe  der  Aufgaben  die  „Leute  mit  dem 
ganz  starken  Willen",  die  eigentlichen  Genies,  mindestens  wirkliche 
Talente,  an  der  Spitze.  Die  ökonomische  Initiave  in  Industrie  und 
Handel,  das  ist  das  Zaubermittel,  ohne  das  auch  die  Sozialpolitik  den 
Boden  verlieren  kann.  Wo  das  Geschäftsleben  verfällt,  ist  das  Herab- 
sinken der  Arbeiter  und  der  ganzen  Bevölkerung  auf  ein  tieferes 
Kulturniveau  unaufhaltsam,  wie  sorgsam  die  sozialpolitische  Arbeit 
auch  gepflegt  werden  mag. 

So  hängt  diese  in  ihren  Erfolgen  zweifellos  von  den  Individuen 
ab,  und  zwar  unvergleichlich  mehr  als  von  jenen  Massenbewegungen, 
in  denen  die  Skeptiker  so  lange  schon  und  vielfach  heute  immer 
noch  die  wichtigste  Hemmung  sozialpolitischer  dauernder  Erfolge  er- 
blicken zu  können  meinen,  als  von  der  Bevölkerungs frage. 

Schon  seit  dem  XVIII.  Jahrhundert  hat  man  sich  rege  mit  der 
Inkongruenz  zwischen  der  Vermehrungsfähigkeit  der  menschlichen 
Art  und  ihrer  Tendenz  zur  tatsächlich  starken  Vermehrung  einerseits, 
der  weit  kargeren  Vermehrungsfähigkeit  der  Unterhaltsmittel  ander- 
seits beschäftigt.     Ob   die  Fähigkeit  zur  Vervielfältigung   aUes   orga- 

1)  Diese  Bedeutung  des  Unternehmertums  hat  für  ein  ganzes  Industrie- 
gebiet außerordentlich  überzeugend  Schanz  historisch  nachgewiesen.  (Zur  Ge- 
schichte der  Kolonisation  und  Industrie  in  Franken,  1884.) 
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ni sehen  Lebens  und  speziell  der  Menschen  in  einen  bestimmten  Kausal- 
zusammenhang mit  der  Verfügung  über  Nahrungsmittel  zu  bringen 
ist,  und  wenn  ja,  in  was  für  einen,  das  ist  jene  besondere  Frage,  um 
deren  Bejahung  es  sich  handelt,  wenn  die  Bekämpfung  der  Sozial- 
politik mit  der  Naturgesetzmäßigkeit  des  hilflosen  Zustandes  der 
Armen  (Treitschke)  stichhaltig  sein  soll:  Die  dauernde  Verbesserung 
des  Loses  der  Arbeiterklasse  ist  in  der  Tat  außerordentlich  zweifelhaft, 
wenn  mit  jeder  Hebung  des  Nahrimgsspielraums  einer  Klasse  ihre 
Vervielfältigung  entsprechend  steigt. 

Seit  dem  XVIII.  Jahrhundert  stehen  sich  aber  schon  zwei  Auf- 
fassungen entgegen.  Nach  Godwin  (1797)  tritt  mit  der  fortschrei- 
tenden Vervollkommnung  der  Menschen  eine  Abschwächung  im  Ge- 
schlechtstrieb von  selbst  ein.  Malthus  hingegen  erblickte  in  der  Re- 
striktion der  Nahrung,  in  der  Erschwerung  der  Daseinsführung  ein 
natürliches  Hemmnis  der  Mengchenvermehrung,  mit  dessen  Beseitigung 
das  Menschengeschlecht  wieder  stärker  anwächst,  wenn  nicht  die  Er- 
ziehung der  Menschen  zur  Bedenkung  der  Folgen  ihres  geschlecht- 
lichen Verhaltens  für  andere  sie  von  der  Vermehrung  abhält.  Zur 
Beseitigung  der  sonst  immer  wiederkehrenden  traurigen  Lage  der 
unteren  Gesellschaftsklassen  könne  man  nur  mit  einer  systematischen 
Erziehung  zur  geschlechtlichen  Enthaltsamkeit  (moral  restraint)  ge- 
langen. Wo  diese  fehle,  führe  jede  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter- 
schaft zur  Vermehrung  der  Heiraten,  Verfrühung  des  Heiratsalters, 
Vermehrung  der  Geburten,  Abnahme  der  Kindersterblichkeit,  bis  in- 
folge der  vergrößerten  Menschenzahl  die  Lage  der  unteren  Klasse 
wieder  auf  das  frühere  Niveau  zurücksinke. 

Lassen  sich  heute  für  beide  Auffassungen  Stützpunkte  aus  dem 
Tatsachenmaterial  beibringen,  so  sprechen  doch  stärkere  Gründe  für 
die  Wahrscheinlichkeit,  daß  die  Verbesserung  der  Lage  eines  Volkes 
oder  auch  einer  Klasse  jedenfalls  eine  Vermehrung  der  Geburtenziffer, 
also  eine  Steigerung  der  Fruchtbarkeit  nicht  erkennen  läßt.  Es  ist 
also  nicht  eine  nackte  Naturgesetzmäßigkeit,  die  bedingungslos  wirk- 
sam wird,  sondern  WiUenssache,  ob  die  Besserung  der  Daseinsführung 
zur  Vermehrung  der  Geburten  führt.  Mit  zunehmendem  Wohl- 
stande scheint  nach  den  neueren  Untersuchungen  Kiaers,  Momberts 
für  Deutschland  und  nach  Feststellungen  für  gewisse  englische  und 
französische  Beziehungen  der  Zeugungswille  abzunehmen,  und 
zwar  wieder  höchst  wahrscheinlich  infolge  der  Zunahme  zahlreicher 
miteinander,  also  insbesondere  auch  gegen  den  Geschlechtstrieb  erfolg- 
reich konkurrierender  Genüsse  und,  wie  Brentano  annimmt,  der  Ver- 
feinerung im  Gefühl  der  Kinderliebe.  Verschiedenheit  des  religiösen 
Bekenntnisses,  der  Rasse,  der  Erwerbstätigkeit,  des  Wohnortes,  die 
man  zur  Erklärung  der  Verschiedenheit  der  Fruchtbarkeitsziffern  und 
Veränderungen    derselben,    die    man    zur   Erklärung   ihrer    Abnahme 
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geltend  zu  machen  gesucht  hat,  zeigen  sich  bei  genaueren  Betrach- 
tungen als  Verschiedenheiten  und  Veränderungen  in  den  Wohlstands- 
verhältnissen. 

So  zeigt  die  Entwicklung  der  deutschen  Bevölkerung  vor  allem  von  1890 
bis  1900  deutlich,  daß  trotz  steigender  Prosperität,  trotz  Zunahme  der  Ehe- 
schließungen, trotz  Abnahme  des  Heiratsalters  und  der  Zunahme  der  Ehedauer 
die  Anzahl  der  Geburten  ständig  gesunken  ist.  Mit  dem  Fortschreiten  des 
Wohlstandes  M^ährend  der  letzten  Dezennien  hat  vi^ohl  eine  Zunahme  der  Be- 
völkerung der  Völker  europäischen  Ursprungs  stattgefunden  wie  nie  zuvor,  und 
das  scheint  gegen  diese  Auffassung  und  für  den  Zusammenhang,  wie  Malthus 
ihn  angenommen  hat,  zu  sprechen.  Allein  die  Vermehrung  ist  nicht  als  Folge 
wachsender  Geburtenziffern,  sondern  bei  Abnahme  dieser  als  Folge  abnehmender 
Sterblichkeit,  d.  h.  durchschnittlicher  Verlängerung  des  Menschenlebens  einge- 
treten. In  Ländern,  in  denen  sich  die  arbeitenden  Klassen  schon  länger  als  in 
Deutschland  einer  hohen  Lebenshaltung  erfreuen,  wie  z.  B.  in  England,  hat  die 
Besserung  der  Lebenslage  sogar  zur  Abnahme  der  Heiratsziffer  und  damit  zur 
Minderung  auch  der  Zahl  der  auf  die  neu  Verheirateten  fallenden  Geburten  ge- 
führt (Mombert,  Brentano). 

Mit  der  Besserung  ihrer  Lage  gewinnen  die  Menschen  eben  erst 
das  Verantwortungsgefühl,  sie  besinnen  sich  und  nun  setzt  die  Ein- 
schränkung in  der  Betätigung  des  Geschlechtstriebes  oder,  was  freilich 
noch  häufiger  zu  werden  scheint,  ein  ganzes  System  von  Mitteln  zur 
Kinderverhütung  ein,  ergänzt  durch  Kinderabtreibung,  deren  Syste- 
matik Zola  in  seiner  „Fecondite*'  geschildert  hat. 

Sind  das  natürlich  auch  keine  erfreulichen  Erscheinungen,  die 
um  so  bedenklicher  werden,  je  mehr  die  nationale  Leistungsfähigkeit 
durch  Arbeitermangel  in  bestimmten  Kategorien  bedroht  zu  sein  be- 
ginnt^), so  sind  es  doch  Tatsachen,  die  eine  Gefährdung  der  sozial- 
politischen Arbeit  durch  die  Bevölkerungsbewegung  und  die  ihr  ima- 
nenten  Kräfte  gegenstandslos  erscheinen  lassen. 

Im  vorstehenden  wurden  die  ideologischen  Wirkungsmöglichkeiten 
der  Sozialpolitik  verschiedentlich  berührt.  Sie  weisen  aber  noch  auf 
ein  ganz  spezieUes  Betätigungsmittel  für  sozialpolitische  Arbeit  hin, 
das  ist  die  Bildung.  Je  ernster  die  sozialpolitischen  Bestrebungen 
ins  Werk  gesetzt  werden,  je  sicherer  einem  den  sozialpolitischen 
Idealen  sich  nähernden  Zustand  zugesteuert  werden  soU,  um  so  un- 
erläßlicher ist  es,  während  der  Entwicklung  der  menschlichen  Psyche 
und  des  Denkens  Keime  sozialen  Empfindens  und  sozialer  Ideen  und 
Anschauungsweise  zu  säen.  Wir  haben  daher  zunächst  noch  die  Be- 
deutung einer  sozialen  Bildung  und  Aufklärung  im  Rahmen  der  Pro- 
bleme der  Sozialpolitik  und  als  Voraussetzung  dieser  zu  erörtern. 

Literatur:  Fries,  Die  sogenannte  soziale  Frage,  1874.  Schmoller, 
Über  einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft,  insbes.  VI,   1875, 


1)  Da  dann  die  Einfuhr  kulturell  minder  hochstehender  Bevölkerungs- 
elemente aus  dem  Auslande  als  Arbeiter  für  niedrigere  Leistungen  aktuell  wird, 
wodurch  wieder  ein  Druck  auf  das  Lohnniveau  und  auf  die  allgemeine  Lage 
der  inländischen  Arbeiterschaft  herbeigeführt  wird. 
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Best  Davis  Perks,  Berlin,  seine  Arbeiter  in  englischer  Beleuchtung,  1907. 
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Die  Entartungsfrage  in  England.  J.  f.  G.  XXV.  1907.  Diehl,  Die  sozialpoli- 
tische Bedeutung  des  technischen  Fortschrittes.  J.  f.  N.  III.  36.  Bd.  Speziell  zur 
Bevölkerungsfrage:  Ad.  Wagner,  Lehrbuch  der  pol.  Ök.  I. ,  4.  Buch,  zweiter 
Hauptabschn.  Malthus  anerkennend,  die  Bevölkerungsbewegung  als  primär 
treibendes  Element  ansehend.  Über  die  Malthusische  Theorie  H.  d.  St.,  Artikel 
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neuestens  Mombert,  Studien  zur  Bevölkerungsbewegung  in  Deutschland,  insbes. 
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Fünfzehntes  Kapitel. 

Soziale  Bildung  als  Voraussetzung  und  als  Problem 
wirksamer  Sozialpolitik. 

Wie  der  Egoismus  des  Individuums  der  Gesellscliaft  sich  hart 
im  Räume  stoßen  und  wie  dennoch  beide  nebeneinander  bestehen 
und  erhalten  bleiben  können^  so  gilt  es  auch,  Eigennutz  und  Gemein- 
sinn im  Individuum  nebeneinander  zur  Geltung  zu  bringen.  Eigen- 
nutz und  Gemeinsinn  können  nicht  als  zwei  verschiedene  Mächte  in 
zwei  getrennten  Welten,  sondern  müssen  in  der  Wirklichkeit  immer 
in  sehr  verschiedenem  und  wechselndem  Grade  je  nach  der  Moral 
und  Bildung  eines  Volkes  mit-  und  durcheinander  wirken  (B.  Hilde- 
brand). So  wenig  der  Selbsterhaltungstrieb  des  einzelnen  in  einem 
dauernden  Widerstreit  mit  den  Daseinsbedingungen  der  Gesellschaft 
stehen  kann,  ebensowenig  muß  zwischen  dem  individuellen  Eigennutz 
und  dem  lebendigen  Sinn  für  das  Wohl  der  anderen  ein  Gegensatz 
bestehen.  Aber  die  Voraussetzung  für  eine  Vereinigung  dieser  beiden 
psychischen  Qualitäten  ist  allerdings  mit  zunehmender  Vergesell- 
schaftung ein  Avachsendes  Maß  sittlicher  Bildung  im  sozialen  Geiste. 

Über  den  Inhalt  des  Begriffes  Bildung  hat  Jodl  vor  kurzem  ein 
treffliches  Wort  gesprochen,  indem  er  sagte:   Bildung  ist  ein  Gegen- 
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mittel  gegen  die  so  unendlicli  häufige  verständnislose  Geringschätzung, 
mit  welcher  die  einzelnen  Stände  aufeinander  hinblicken,  jeder  sich 
in  den  Mitelpunkt  des  ganzen  Lebens  rückend  und  sich  gebärdend^ 
als  wären  alle  übrigen  nur  seinetwegen  da^  oder  lästige  Auswüchse 
der  Gesellschaft,  die  vollkommen  wäre,  wenn  es  nur  Gelehrte,  nur 
Offiziere,  oder  Kaufleute,  oder  —  Arbeiter  gäbe.  So  richtig  das  ist, 
dennoch  dürfte  keinesfalls  ein  Bildungsbewußtsein,  das  das  Individuum 
in  den  Wahn  einer  Klassenlosigkeit  oder  in  die  Vorstellung  des 
Über-den-Klassen-Stehens  versetzt,  schon  als  das  Ziel  sozialer  Bildung 
aufgefaßt  werden.  Wenn  die  Bildung  in  der  Psyche  des  einzelnen 
jene  Harmonie  zwischen  Eigennutz  und  Gemeinsinn  bewirken  soll, 
auf  die  die  Gesellschaft  nicht  verzichten  kann,  dann  kann  nichts  so 
sehr  den  sozialen  Bildungszwecken  entsprechen  als  die  Weckung,  Ent- 
wicklung und  unablässige  Vertiefung  des  Verständnisses  jedes  Ein- 
zelnen für  sein  Verhältnis  zur  Gesamtheit.  Vor  allem  natürlich  die 
Weckung  in  weitesten  Kreisen.  Die  Individuen  müssen  sich  des 
Werdeganges  der  Vergesellschaftung  und  müssen  sich  der  Notwendig- 
keit des  Zusammenwirkens  aller  noch  so  differenzierten  Glieder  des 
Menschheitskomplexes  bewußt  werden;  sie  müssen  erkennen  lernen, 
daß  die  Vergesellschaftung,  das  bewußte  Zusammenwirken  vieler  für 
einen  großen,  alle  verbindenden  Zweck  es  ist,  was  die  Kraft  des 
Menschen  ausmacht  in  dem  Kampf,  in  den  ihn  die  Natur  drängt; 
sie  müssen  erkennen  lernen,  daß  der  Kampf  ums  Dasein  nicht  ein 
Kampf  des  Menschen  gegen  seine  Mitkämpfer  werden  sollte,  sondern 
daß  er  gegen  die  Natur  zu  führen  ist,  die  auf  der  einen  Seite  dem 
Menschen  sich  in  harter  Kargheit  gegenüberstellt,  nur  in  harter  Arbeit 
sich  die  Daseinsmittel  abtrotzen  läßt  und  die  doch  auf  der  anderen 
Seite  eine  verschwenderische  Zeugungsfähigkeit  im  Menschengeschlecht 
zur  Wirksamkeit  gelangen  läßt.  So  naheliegend  es  scheint,  daß  gegen- 
über dieser  Doppelwirkung  der  Natur  die  Menschen  sich  gegenseitig 
zurückdrängen,  verdrängen,  in  Not  und  Elend  bringen,  womöglich  er- 
schlagen, so  ist  doch  die  Vereinigung  der  Kräfte  bisher  als  der  von 
kulturideellen  Gesichtspunkten  einzig  mögliche  Weg  zur  Überwindung 
dieses  Naturwiderstreites  erkennbar. 

Gerade  angesichts  dieser  wachsenden  Einengung  ein  gewisses 
Maß  von  individuellem  Freiheitsgefühl  zu  bewahren,  ist  mit  ein  Kul- 
tur-Ideal. Gewiß  ist  die  Freiheit  des  einzelnen  im  Rahmen  des  Ge- 
meinwesens, die  politische  Freiheit,  auch  von  Bedeutung,  doch  ist  sie 
ein  verhältnismäßig  leicht  erreichbares  Ziel.  Das  den  meisten  und 
gewiß  dem  Durchschnitt  wichtigste  Freiheitsgefühl  liegt  auf  dem  Ge- 
biete des  Materiellen.  Das  größte  Maß  von  Freiheit  und  wahre  Frei- 
heit ruht  aber  nach  dieser  Seite  in  der  Herrschaft  des  Willens  über 
die  materielle  Seite  des  Ichs.  Dann  läge  aber  dieses  Ziel  im  Bereiche 
der    asketischen    Ideale    und    wäre    für    eine    großzügige    Politik    der 
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Massen  niemals  ernstlich  in  Frage  zu  ziehen  —  ganz  abgesehen  von 
den  auf  Hebung  des  materiellen  Daseins  abzielenden  Grundtendenzen 
der  Kulturideale,  die  in  der  Richtung  der  Vergesellschaftung  selbst- 
treibende  Kraft  geworden  sind.  In  dieser  Richtung  können  also  die 
Ziele  und  Aufgaben  nicbt  liegen. 

Gewisse  spezielle  Ziele  der  sozialen  Bildungspolitik  sind  im 
Vorausgegangenen  schon  mehrfach  angedeutet  worden.  Es  sind  Ziele^ 
die  sich  aus  dem  Egoismus  der  Gesellschaft  ergeben.  Einmal  gilt 
es,  wie  schon  erwähnt,  das  Aufsteigen  der  Individuen  aus  unteren 
in  höhere  Schichten  der  Gesellschaft  zu  erleichtern.  Liegt  doch  in 
dem  Bewußtsein,  daß  die  soziale  Entwicklung  möglich  ist,  für  die 
Angehörigen  der  unteren  Schichten  etwas  ihnen  Wertvolles,  selbst 
für  die  zahlreichen  Fälle,  in  denen  der  Proletarier  zwar  nicht  selbst 
über  das  Niveau  des  Proletarier-Einkommens  hinausgekommen  ist, 
aber  seine  Kinder  darüber  hinauswachsen  sieht.  Dann  aber  kommt 
als  zweite  Aufgabe  die  Paralysierung,  unter  Umständen  wohl 
auch  die  völlige  Ausschaltung  der  Milieu-Wirkung  in  Frage. 
Gerade  das  Milieu  vermag  das  einheitliche  GeseUschaftsbewußtsein, 
das  Gefühl  für  die  soziale  Einheitlichkeit,  im  Keim  zu  ersticken  und 
das  extrem  separatistische  Klasseninteresse  wach  zu  halten  und  zu 
steigern. 

Zu  diesen  Bestrebungen  ist  folgendes  zu  bemerken.  Zunächst, 
was  das  Aufsteigen  anlangt,  ist  der  Einwand  berechtigt,  ob  denn  in 
dieser  Richtung  überhaupt  eine  Hebung  des  Proletariats  aus  seiner 
mit  den  Kulturidealen  und  mit  den  Gesellschaftszwecken  kontrastie- 
renden Verfassung  erwartet  werden  darf?  Soll  denn  ein  solches 
etwaiges  Aufsaugen  einzelner  Individuen  aus  den  unteren  Schichten 
durch  die  höheren  ein  Aufhören  des  Proletariats  bedeuten?  Und 
wenn  nicht,  ist  damit  eine  vollständigere  Erreichung  der  Gesellschafts- 
zwecke zu  gewärtigen?  —  Genau  und  ehrlich  gibt  es  darauf  scheinbar 
bloß  die  Antwort:  Nur  in  sehr  beschränktem  Ausmaße  ist  das  zu 
hoffen!  Denn  was  hier  in  Frage  steht,  ist  Individual-Förderung,  und 
nur  um  die  Gewinnung  von  Entwicklungsmöglichkeiten  für 
die  einzelnen  handelt  es  sich  offenbar.  Die  ganze  Klasse  selbst 
aber?  Ist  ihre  Hebung  mit  solchen  sozialen  Bildungsbestrebungen 
zu  bewerkstelligen?  Die  Hauptarbeit  muß  doch  für  die  Masse  ge- 
leistet werden,  für  „die  vielen".  Und  wenn  wir  diesem  Problem 
näher  rücken,  stehen  wir  dann  nicht  vor  der  vielleicht  sogar  wissen- 
schaftlich sehr  gerechtfertigten  Skepsis,  da  ja  doch  das  Wirtschaft- 
liche in  der  Hauptsache  das  Primäre  gegenüber  dem  Geistig-Sittlichen 
im  Menschen  ist?  Ist  dann  nicht  alle  Bildungspolitik  gegenüber  der 
Masse  ein  Schlag  ins  Wasser,  eine  Sisyphusarbeit,  solange  wir  nicht 
eine  vollständige  Neugestaltung  der  Produktionsordnung  und  damit 
eine  Umgestaltung  der  materiellen  Daseinsbedingungen  erreicht  haben? 
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Was  ist  von  Bildung  zu  erwarten,   solange  die  Masse  sich  nicht  satt 
ißt  und  nicht  behaglicher  wohnt? 

Das  ist  gewiß  eine  Reihe  ernster,  einschneidender  Fragen.  Aber 
sie  dürfen  gar  nicht  so  isoliert  gestellt  werden  und  ihre  Beantwortung 
ist  für  die  Sozialpolitik  schon  deshalb  nicht  von  solcher  Tragweite, 
wie  das  den  Anschein  hat,  weil  ihre  Aufgabe  hinsichtlich  der  sozialen 
Bildung  gar  nicht  bloß  auf  die  materiell  Leistungs unfähigen,  nicht 
bloß  auf  die  unteren  Schichten  sich  erstreckt,  sondern  ganz  besonders 
auch  auf  jene  Gesellschaftskreise  auszudehnen  ist,  deren  geistig- sitt- 
liches Niveau  der  sprechendste  Beweis  dafür  ist,  daß  die  reichste 
Lebensführung  ebensowenig  geeignet  ist,  eine  Gewähr  für  eine  geistig- 
sittliche, den  Gesellschaftsinteressen  entsprechende  Höhe  der  Ein- 
kommenträger  zu  bieten,  genau  so,  wie  die  Völker  mit  den  günstigsten 
Naturbedingungen  auch  nicht  die  höchste  Kultur  errungen  haben. 

Aber  zunächst  liegen  die  Dinge  mit  der  Entwicklung  und  Hebung 
von  Individuen  der  Proletarierklasse  durchaus  nicht  so  trostlos.  Auch 
diese  Individuen  sind  keine  quantiU  negligeahle.  Sie  sind  zahlreich 
genug,  daß  die  Gesellschaft  Opfer  für  ihre  Förderung  zu  bringen  ver- 
pflichtet ist. 

Wer  ordentlich  die  Augen  auftut  und  in  die  Kreise  der  Arbeiter- 
schaft mit  Unbefangenheit  eindringt,  dem  wird  es  nicht  entgehen 
können,  daß  selbst  in  der  Umgebung  elendester  Verrohung,  Vertiert- 
heit und  Verkommenheit  doch  noch  sittlich  ganz  seltsam  hochstehend  e 
Individuen  sich  einen  ausgesprochenen  Sinn  für  eine  kulturell  ver- 
feinerte Lebensführung  und  eine  sittlich  reinere,  ja  selbst  ganz  im- 
materielle Lebensanschauung  bewahren  konnten.  Und  diese  unzweifel- 
haft vorhandenen  Keime  und  Energien  zu  einer  anderen  Lebens- 
möglichkeit, die  in  dem  durch  die  Wirtschaftsverfassung  verursachten 
Elend  untergehen,  die  gilt  es  zu  pflegen. 

Es  ist  keine  soziale  Reform  denkbar,  auch  keine  radikale  Um- 
gestaltung, die,  wenn  eine  befriedigende  Wirtschaftsverfassung  von 
ihr  erwartet  werden  soll,  auf  eine  Bildung  der  Arbeiterklasse  im 
Sinne  sozialer  Aufklärung  verzichten  könnte.  Bedeutet  Sozialpolitik 
ein  Hinweisen,  ein  Hinaufführen  der  großen  Massen  in  den  Bereich 
höherer  Kultur,  so  hat  sie  sie  auch  in  gleichem  Sinne  zu  höherer 
Lebensführung,  zu  einem  umfassenden  Bedürfnisstand  zu  erziehen. 
Nur  ist  selbstverständlich  das  hier  gemeinte  Wachsen  des  Bedürfnis- 
kreises nicht  schlechthin  vorbehaltlos  quantitativ  zu  verstehen.  Die 
Bedürfnisentwicklung  muß  auch  in  einer  dem  gesamtgesellschaftlichen 
Interesse  parallellaufenden  Richtung  vor  sich  gehen.  Das  heißt  aber 
vor  allem,  daß  das  Wohl  der  proletarischen  Schichte  selbst,  aber 
nicht  das  flüchtige  Wohlgefühl  des  momentanen  Genusses,  sondern 
das  dauernde,  nachhaltige  bei  dieser  Ausgestaltung  der  Lebensführung 
bestimmend  sein  soll.    Es  wird  neben  der  quantitativen  Förderung 
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eine  qualitative  Veredlung  anzustreben  sein.  Die  Bedeutung  der 
Bedürfnisspannung^  d.  li.  des  Vorhandenseins  von  Bedürfnissen,  deren 
Befriedigung  möglicli  erscheint,  wurde  schon  berührt.  Der  heute  er- 
reichte Zustand  der  Produktionsorganisation  setzt  eine  kulturell  hoch- 
stehende Arbeiterschaft  voraus,  erheischt  einen  Arbeiterstand,  der 
mindestens  auch  das  Interesse  an  einem  gewissen  Einkommen  hat 
und  deshalb  auch  an  der  Kontinuität  des  Verdienstes,  also  auch  an 
dem  Blühen  und  Gedeihen  der  Industrie,  in  der  sie  tätig  ist. 

Es  vollzieht  sich  nichts  Großes  sprunghaft  im  gesellschaftlichen 
Leben  und  kein  großer  Schritt  vorwärts  bleibt  isoliert,  und  darum 
ist  jede  bedeutsame  Steigerung  der  Technik  von  parallelen  Sozial- 
entwicklungen begleitet.  Gewiß  kommt  auch  der  Gedanke  von  Lotz 
in  Betracht:  „Der  letzte  Grund  unseres  großen  Fleißes  liegt  in  unsrer 
geistigen  Bildung^^,  denn  die  Verbreiterung  des  Bildungsniveaus  hebt 
die  Leistungsmöglichkeit  und  damit  die  Arbeitsamkeit.  Nicht  minder 
wichtig  ist  aber  die  Entwicklung  jenes  Maßes  von  Intelligenz,  dank 
dessen  der  Arbeiter  die  Gefährdung  seiner  ökonomischen  Situation 
durchschaut,  wenn  der  Unternehmungsgeist  erlahmt,  wenn  die  Fabriken 
still  stehen  oder  gar  ausgebrannt  und  zerstört  werden,  wie  es  durch 
die  verirrten  Arbeiterhaufen  in  den  dreißiger  Jahren  des  XIX.  Jahr- 
hunderts in  England  und  noch  in  den  letzen  Jahren  in  Rußland  ge- 
schehen konnte.  Der  Masse  kann  es  nur  besser  gehen,  wenn  die 
gesellschaftliche  Produktionskraft  steigt.  Der  Menschheit  schärfste 
und  zielsicherste  Waffe  in  dem  Kampf  um  ihre  Existenz  und  ihre 
Entwicklungsbedingungen  sind  Kapital,  Arbeitsamkeit  und  Intelligenz. 
Wer  aber  wollte  wohl  unverläßlichen  Schnapstrinkern,  die  jeden 
Augenblick  zum  Anzünden  von  wertvollen  Produktionsanlageu  bereit 
sind,  jenes  anvertrauen?  wer  diese  von  ihnen  erwarten? 

Die  Kultur  der  Konsumtionsrichtung  stellt  der  sozialen  Bil- 
dungspolitik ein  weites  Feld  der  Tätigkeit.  Und  es  unterliegt  kaum 
einem  Zweifel,  daß,  wenn  wir  z.  B.  an  die  kolossale  Rolle  des  Al- 
kohols im  Konsumtionsbudget  der  Proletariermasse  denken,  noch 
mancher  ganz  unmittelbare  Kampf  zwischen  Sozialpolitik  und  einzelnen 
Genußmittelindustrien  zum  Austrag  kommen  dürfte. 

Der  eigentliche  Inhalt  des  sozialen  Bildungsproblems  ist  gegeben 
mit  der  durch  die  deszendenz-theoretischen  Forschungen  als  erwiesen 
anzunehmenden  Entwicklung  von  den  niedersten  Lebewesen  bis  zum 
Menschen.  Mit  ihr  ist  auch  die  Möglichkeit  der  Vervollkommnung 
des  Menschen  anzunehmen.  Gleichviel  ob  diese  nun  immerhin  zum 
großen  Theil  auf  generativem  Wege  durch  Zuchtwahl  sich  vollziehen 
mag,  oder  auf  dem  der  spezifischen  Anpassung:  auf  die  Mitwirkung 
von  Lehre  und  Bildung  ist  um  so  weniger  zu  verzichten,  je  mehr 
gerade  die  Klassendifferenzierung  m  der  Richtung  wirkt,  daß  Ver- 
erbung und  Anpassung  zur  Verschärfung  der  Gegensätze  beitragen. 
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Es  ist  also  auch  die  Milieuwirkung  notwendig  zu  überwinden^  eventuell 
wieder  durch  eine  Milieuwirkung. 

Eine  Menschengruppe,  die  unter  der  Einwirkung  einer  bestimmten, 
nur  außerordentlich  kärglich  sich  ändernden  Umgebung  steht,  gewinnt 
schon  nach  natürlichen  und  zwar  physikalischen  und  physiologischen 
Gesetzen  der  Anpassung  bestimmte  typische  Merkmale,  und  das  er- 
streckt sich  bis  auf  das  Gefühlsleben.  „Alles,  was  man  im  weiteren 
Sinne  als  soziale  Gefühle  bezeichnen  kann,  sind  sekundäre  Erschei- 
nungen der  Anpassung,  die  durch  das  Milieu  immer  wieder  erneuert 
und  gekräftigt  werden.^^  (Hartmann.)  Daraus  ergibt  sich  freilich  auch 
die  Möglichkeit,  daß  Anpassungseinflüsse  in  Konkurrenz  mit  denen 
der  Vererbung  treten.  Aber  abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
Durchführung:  wie  weit  gewinnen  die  Anpassung  und  damit  das 
Milieu  gegen  die  Vererbung  die  Oberhand?  Konkret  gesprochen: 
Kann  in  den  Proletariern  der  eventuell  angeerbte  Klassenhaß,  in  den 
oberen  Schichten  aber  die  Proletarierverachtung  durch  Bildung  über- 
wunden werden?  Kann  durch  Bildung  und  Erziehung  die  physisch 
minderwertige  Qualität  überwunden  werden? 

Wohl  herrscht  seit  Plato  bei  vielen  der  größten  Denker  ein  ge- 
wisser Pessimismus  in  dieser  Richtung  vor.  Wie  Plato  auf  genera- 
tivem Wege,  durch  Paarung  der  Besten,  die  Vermehrung  und  Ver- 
edlung seiner  Kriegerklasse  angebahnt  sehen  will,  so  ist  Schopenhauer 
erfüllt  von  der  Überzeugung,  daß  eine  wirkliche  und  gründliche  Ver- 
edlung des  Menschengeschlechtes  nicht  sowohl  von  außen  als  von 
innen,  nicht  sowohl  durch  Lehre  und  Bildung,  als  vielmehr  auf  dem 
Wege  der  Generation  zu  erlangen  sei.  Und  das  ist  in  der  Tat  nichts 
anderes  als  sozialer  Pessimismus,  denn  auf  die  Zufälligkeiten  der 
Zuchtwahl  wird  das  Schicksal  der  Gesellschaft  gestellt,  und  statt  zur 
Ab  Schwächung  der  Klassengegensätze  führt  die  nur  auf  die  genera- 
tive Entwicklung  sich  gründende  „Veredlung"  möglicherweise  gerade 
zum  Gegenteil,  zur  Verneinung  der  Gesellschaftszwecke.  Ist  denn  der 
Differenzierungsprozeß,  der  sich  psychisch  und  physisch  aus  der  Dif- 
ferenziertheit der  Lebensführung  ergibt,  nicht  eigentlich  ein  haupt- 
sächlich treibendes  Element  zur  Verschärfung  der  Klassengegensätze? 
Und  ist  nicht  das  gerade  in  den  Kreisen  der  Besitzenden  so  stark 
verbreitete  und  zielbewußt  immer  wieder  anerzogene  Bewußtsein, 
physisch  und  psychisch  ein  „anderer'^,  besserer  Mensch  zu  sein,  ein 
Hauptnährmittel  für  den  Klassengegensatz?  Fließt  nicht  aus  diesem 
Bewußtsein  neue  Energie  in  die  Spannung? 

Solchem  Pessimismus  darf  ein  Optimismus  gegenübergestellt 
werden,  der  in  dem  Glauben  an  die  Entwicklungsmöglichkeit  sozialer 
Gesinnung  gipfelt  und  der  seine  Berechtigung  nicht  minder  auf  die 
Beobachtung  tatsächlicher  Anpassungsvorgänge  zurückführt.  Es  ist 
nicht  wahr,  daß  der  Kapitalist  von  vornherein  immer  schon  von  den 
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typischen  .,Bourgeois^^-Gedanken  erfüllt  sein  muß.  Oft  genug  läßt 
sich  beobachten,  wie  der  extrem  kapitalistische  und  antisoziale  Geist 
erst  allmählich  von  der  Psyche  des  Individuums  Besitz  ergreift,  sei 
es  nun,  daß  der  junge  Erbe  eines  großen  Vermögens,  zunächst  von 
Ideen  der  sozialen  Fürsorge  und  einer  gewissen  Selbstlosigkeit  ge- 
tragen, ganz  allmählich  durch  das  stete  Sorgen  für  die  Erhaltung 
seines  Einkommens  und  wohl  auch  durch  die  Gefährdung  seiner  In- 
teressen von  diesen  sozialen  Idealen  abkommt,  sei  es,  daß  der  aus 
Arbeiterkreisen  sich  emporringende  Unternehmer  allen  Instinkten  der 
Klasse,  aus  der  er  hervorgegangen,  entfremdet  wird  und  sich  zum 
schroffsten  Arbeitgeber,  zum  Diener  des  Kapitalismus  auswächst.  In 
aUen  derartigen  FäUen  ist  in  der  Wirksamkeit  der  Umwelt  und  vor 
aUem  auch  eines  stetigen  Ringens  der  Schlüssel  für  das  Verständnis 
von  Wandlungen  der  Individuen  zu  suchen. 

Anpassungswirkungen  können  nun  freilich  nur  in  beschränktem 
Maße  planvoU  im  Sinne  der  sozialpolitischen  Bildungsideale  aus- 
genützt werden,  aber  die  Probleme  sind  verschieden  genug,  so  daß 
auch  sie  in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Soziale  Bildung  muß  ja  allen 
Klassen  gegenüber  betätigt  werden.  Nichts  wäre  falscher,  als  etwa  anzu- 
nehmen, daß  nur  die  unteren  Klassen  als  Objekt  der  Erziehungsarbeit 
in  Frage  kommen.  In  gewissem  Sinne  sind  es  gerade  die  Besitzen- 
den, überhaupt  die  Angehörigen  der  oberen  Klassen,  denen  die  durch 
soziale  Bildungsarbeit  zu  vermittelnde  Erkenntnis  so  häufig  vollständig 
fehlt.  Sind  die  erblichen  sozialen  Anlagen  des  Menschen  großenteils 
von  geringerer  Stärke,  wie  vielfach  behauptet  wird,  als  die  sozialen 
Instinkte  der  Tiere,  und  ist  die  Aufrechterhaltung  einer  sozialen  Ord- 
nung nur  mit  Hilfe  von  Recht  und  Sitte  zu  ereichen,  so  ist  nur  erst 
recht  bewußt  auf  die  Entwicklung  eines  sittlichen  Bewußtseins  im 
Sinne  eines  gewissen  sozialen  Altruismus  hinzuarbeiten  utid  natürlich 
vor  aUem  in  den  Reihen  derjenigen,  die  auf  den  Altruismus  der 
anderen  zufolge  ihrer  Machtstellung  am  wenigsten  angewiesen  sind. 
Nicht  ein  unbedingter,  nur  durch  das  Selbsterhaltungsinteresse  be- 
schränkter Altruismus  wäre  das  Ideal,  denn  das  würde  zur  Per- 
petuierung,  ja  zur  Steigerung  der  Klassenschichtung  im  Stile  des 
Bienen-  und  des  Ameisenstaates  führen,  sondern  es  braucht  dieser 
Altruismus  in  der  Hauptsache  nur  in  einem  gewissen  Zurückdrängen 
des  Erwerbsstandpunktes  gegenüber  dem  Berufsstandpunkte 
zur  Geltung  zu  kommen. 

Es  handelt  sich  durchaus  nicht  um  etwas  ganz  Neues,  Absonderliches, 
vielmehr  um  die  Verallgemeinerung  einer  Auffassung,  die  gegenüber  einer  Reihe 
von  Erwerbsbetätigungen  bereits  in  ausgedehntem  Maße  in  der  Gesellschaft 
lebendig  ist.  Gewisse  Stände  zeigten  von  jeher  mehr  oder  weniger  den  Cha- 
rakter beruflicher  Organisation,  und  nach  der  weit  verbreiteten  Meinung,  ja,  man 
kann  geradezu  sagen,  nach  der  öffentlichen  Meinung  ist  die  Zugehörigkeit  zu 
einer  solchen  Beschäftigungsgruppe  in  dem  Sinne  aufzufassen,  daß  der  einzelne 
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damit  einen  Pflichtenkreis  übernimmt  (so  bei  den  Ärzten,  Rechtsanwälten,  auch 
Gelehrten).  Es  lebte,  freilich  rudimentär,  aber  immerhin  noch  bis  vor  kurzem, 
die  namentlich  in  der  Glanzzeit  der  hellenischen  Philosophie  so  scharf  aus- 
geprägte Anschauung  fort,  daß  das  Entgelt  für  gewisse  Beschäftigungen,  na- 
mentlich solche  wissenschaftlichen  Charakters,  nicht  als  Kaufgeld,  als  Preis, 
sondern  als  Unterhaltsbeitrag  anzusehen  sei.  Emil  Steinbach  namentlich  hat 
auf  die  Wandlungen  hingewiesen,  die  sich  darin  vollzogen  haben.  Es  kann 
freilich  keine  Rede  davon  sein,  daß  schlechthin  ein  Zurückschrauben  auf  die 
alte  Auffassung  sehr  erfolgreich  angestrebt  werden  könnte.  Daß  gewisse  Funk- 
tionen nur  sehr  langsam  als  Erwerbs  zweige,  also  als  Beschäftigung  mit  An- 
spruch auf  Entlohnung  anerkannt  wurden,  läßt  ja  gerade  die  gegenteilige  Ent- 
wicklungsrichtung als  die  „naturgemäße"  erscheinen.  Dennoch  ergibt  sich  ge- 
rade aus  dem  Verstehen  der  Gesellschafts- Genesis  ganz  von  selbst  der  Amts- 
charakter  aller  auch  noch  so  differenzierten,  sozialwirtschaftlich  nicht  entbehr- 
lichen Berufstätigkeiten.  Besonders  charakteristisch  ist  die  staatliche  Tarifierung 
der  hierher  gehörigen  Leistungen,  wie  beispielsweise  der  des  Notars.  Für  Priester, 
Beamte,  Offiziere,  öffentliche  Lehrer  ist  längst  die  ausschließlich  „berufliche" 
Auffassung  von  den  Tätigkeiten  zur  allgemeinen  Geltung  gelangt.  Damit  hängt 
natürlich  die  Gefahr  der  „Besoldung",  der  Entwicklung  des  gebundenen  Bureau- 
kraten  zusammen,  und  deshalb  ist  überdies  auch  niemals  zu  verzichten  auf 
gleichzeitige  sittliche  Erziehung  im  Sinne  des  sozialen  Pflichtbewußtseins  und 
auf  jenes  Maß  von  Bildung,  welches  dem  einzelnen  seine  Lebensbetätigung  als 
Amt  und  Beruf  im  Dienste  der  Gesamtheit  klar  macht,  nicht  aber  als  bloßes 
Mittel  zur  gesicherten  pensionsberechtigten  Lebensstellung.  Das  wird  auch  um 
so  wichtiger,  je  mehr  die  Tendenz  zur  Ausgestaltung  eines  solchen  Beamten- 
tums im  Geschäftsleben  sogar  zur  Geltung  kommt.  Denn  darüber  darf  man 
sich  keinen  Illusionen  hingeben,  daß  wie  das  politische,  so  auch  das  ökono- 
mische Leben  durch  die  modernen  Organisationsformen,  die  Aktiengesellschaft,  die 
Gesellschaft  überhaupt,  die  Kartellierung  usw.  immer  mehr  bureaukratisiert  wird. 

Darin  liegt  ein  großes  Stück  der  Ausbildung  des  ,,sozialen 
Menschen",  daß  auch  auf  derartige  ideologische  Faktoren  Bedacht  ge- 
nommen wird.  Und  die  Wirkung  eines  sozialen  Pflichtbewußt- 
seins, das  wir  als  Voraussetzung  schon  genannt,  ist  der  bedeutsamste 
unter  diesen  Faktoren.  Soziales  Pflichtbewußtsein,  das  sich  bekunden 
muß  in  der  Ausübung  jedweder  Erwerbstätigkeit,  das  aber  nicht  minder 
in  der  Stellung  jedes  Individuums  zu  allen  Mitmenschen  wirksam 
sein  sollte,  namentlich  dann,  wenn  die  Mitmenschen,  mit  denen  der 
einzelne  zu  tun  hat,  anderen  sozialen  Klassen  angehören.  Ausbeutung 
darf  nicht  Wirtschaftsprinzip  sein,  und  kann  es  gar  nicht  sein,  wo 
das  Bewußtsein  lebendig  ist,  daß  jeder  seine  Tätigkeit  als  Glied  der 
Gesamtheit  zu  erfüllen  hat.  Es  darf  aber  auch  auf  der  anderen  Seite 
jenes  Maß  von  Verbitterung  nicht  unbeachtet  bleiben,  das  im  Arbeiter 
namentlich  das  Gefühl,  ausgebeutet  zu  sein,  auslöst,  auch  dort,  wo 
Ausbeutung  nicht  vorliegt,  und  das  seine  Energie,  seine  Lust  und 
Liebe  zu  gewissenhafter  Pflichterfüllung  lähmt. 

Welcher  Art  ist  aber  wohl  die  Bildung,  die  zu  solchen  Zielen 
hinführt?  Um  ein  Lernen,  um  eine  Entwicklung  geistiger  Potenzen 
handelt  es  sich  freilich  auch  hier,  aber  nicht  sowohl  um  die  Auf- 
nahme einer  gewissen  Summe  positiven  Wissens,  als  vielmehr  um  ein 
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Begreifen^  namentlich,  wie  gesagt,  ein  Begreifen  der  sozialen  Be- 
dingtheit aller  Erfolge  des  einzelnen  wie  auch  ein  Erfassen  der 
Begrenztheit  aller  bewußten  Gestaltungen  in  sozialen  Dingen,  der  be- 
schränkten Möglichkeit,  die  Grundlagen  unserer  wirtschaftlichen  Arbeit, 
unseres  Erwerbes,  unseres  Anteiles  am  gesamten  Güterbestand,  un- 
serer ganzen  sozialen  Ordnung  zu  korrigieren. 

Es  hat  den  Anschein,  als  ob  damit  etwa  letzten  Endes  die  Ver- 
breitung eines  grenzenlosen  Opportunismus,  das  Predigen  bedingungs- 
loser Zufriedenheit  gleichbedeutend  wäre,  als  ob  anzustreben  wäre, 
daß  alles  soziale  Sein  wie  es  ist,  auch  von  den  Parias,  für  gut  ge- 
halten werde.  Nichts  weniger  als  das.  Aber  die  Einsicht  gilt  es 
zu  fördern,  daß  ihr  Gefühl  der  Entrechtung  und  Verkürzung  insofern 
übertrieben  ist,  als  die  Masse  der  Verkürzten  die  Möglichkeit  ihres 
Genußlebens  sich  unter  der  Herrschaft  einer  anderen  Rechts-  und 
Wirtschaftsordnung  viel  rosiger  vorstellt.  Auch  die  Masse  muß  wür- 
digen lernen,  wie  viel  Arbeit,  die  ihren  Interessen  scheinbar  fremd 
ist,  tatsächlich  der  Gesamtheit  zugute  kommt.  Aber,  wie  gesagt,  nicht 
Selbstzweck  ist  die  Aufklärung  in  dieser  Richtung,  sondern  sie  ist  zu 
pflegen  als  Voraussetzung  für  die  Entwicklung  und  Betätigung  so- 
zialen Pflichtbewußtseins  und  des  sozialen  Gewissens. 

Hier  liegt  nun  ein  Problemkomplex  vor,  der  eine  Wirksamkeit  der 
sozialpolitischen  Arbeit  nur  sehr  allmählich  erst  erwarten  läßt.  Hier 
gilt  es,  Anpassungswirkungen  auszulösen,  die  nur  in  kleinen  Dosen 
von  Generation  zu  Generation  gehäuft  und  gesteigert,  gekräftigt  und 
erweitert  werden  können.  Es  können  weder  die  materiellen  Daseins- 
bedingungen, noch  kann  die  psychische  Durchschnittsverfassung  der 
Masse  mit  einem  Schlage  geändert  werden;  niemals,  am  wenigsten 
auch  durch  einen  Übergang  zu  dem  noch  so  ideal  gedachten  Zukunfts- 
staat des  Sozialismus  kann  das  im  sozialistischen  Gesellschaftsörga- 
nismus  ganz  besonders  unentbehrliche  Pflichtbewußtsein  von  heute 
auf  morgen  eingeimpft  werden.  Immer  wird  in  erster  Linie  bei  der 
jungen  Generation  der  Hebel  einzusetzen  sein,  immer  wird  es  sich 
darum  handeln,  diese  in  Verhältnisse  zu  bringen,  in  denen  ihr  Be- 
dürfniskreis den  Kulturidealen  näher  gerückt  wird  als  in  ihrem  Her- 
kunftsmilieu, und  sie  mit  Anschauungen  zu  erfüllen,  die  das  Ver- 
ständnis und  das  Gefühl  für  die  gesellschaftliche  Einheit  und  die 
Interessen-Komplimentarität  gegenüber  dem  Klassenbewußtsein  die 
Oberhand  gewinnen  lassen. 

Ohne  wirtschaftliche  Reformen,  mögen  sie  durch  Umgestaltung 
mehr  des  öffentlichen  Rechts  oder  mehr  des  privaten  Rechts  zu  er- 
reichen sein,  ist  sozialer  Fortschritt  nicht  zu  denken.  Aber  gerade 
weil  den  mächtigsten  Hemmschuh  für  den  Fortschritt  allezeit  die  ent- 
gegenstehenden Interessen  derjenigen  gebildet  haben  und  stets  bilden 
werden,  in  deren  Händen  die  Macht  ruht,  und  weil  auf  dem  Gebiete 


16.    Grenzen  der  Sozialpolitik.  —  Territorial.  133 

der  gesellscliaftliclieii  Entwicklung  die  Verschiebung  der  inneren 
Machtverhältnisse  dafür  entscheidend  ist^  ob  die  Idee  des  Gemein- 
Avesens  über  die  Individualinteressen  den  Sieg  in  gevs^issem  Ausmaße 
davon  trägt:  gerade  deshalb  ist  es  unerläßlich*  daß  auf  eine  Entwick- 
lung der  sozialen  Gesinnung  und  einer  sozialwirtschaftlichen  Einsicht 
in  denjenigen  Kreisen  hingearbeitet  wird,  die  voraussichtlich  auf  ab- 
sehbare Zeit  die  Macht  inne  haben. 

Literatur:  Jodl,  Was  heißt  Bildung,  1909.  Stein,  Ludwig,  Die  soziale 
Frage  im  Lichte  der  Philosophie,  39.  und  40.  Vorlesung,  2.  Aufl.,  1903.  Stein- 
bach,  Erwerb  und  Beruf,  1891.  Schallmayer,  Vererbung  und  Auslese  im 
Lebensberuf  der  Völker,  1903;  sowie  auch  die  anderen  Teile  des  Sammelwerkes 
„Natur  und  Staat,  Beiträge  zur  naturwissenschaftlichen  Gesellschaftslehre". 
Natorp,  Sozialpädagogik,  Theorie  der  Willenserziehung  auf  Grundlage  der 
Gemeinschaft,  1899.  Carnegie,  Das  Evangelium  des  Reichtums  (deutsch  1908). 
Troeltsch,  Referat  a.  d.  XL  evang.-soz.  Kongr.  über  die  Vorbereitung  der 
schulentwachsenen  Jugend,  1900. 

Sechzehntes  Kapitel. 

Grenzen  der  Sozialpolitik. 
1.  Die  territoriale  Begrenzung. 

Sofern  die  Sozialpolitik  sich  des  Mittels  der  Gesetzgebung  bedient 
und  sofern  also  die  sozialpolitische  Tendenz  an  der  Verwirklichung 
einer  gesetzlichen  Norm  und  den  damit  verbundenen  Ver waltun gs Vor- 
schriften hängt,  findet  sie  ihr  Ende  bisher  an  den  räumlichen  Grenzen 
der  Gesetzgebung.  Ein  Staat  kann  gesetzlich  Einrichtungen  schaffen, 
durch  die  alle  seine  eigenen  arbeitstätigen  Staatsbürger  gegen  Unfall- 
wirkungen versichert  sein  sollen,  ja  er  kann  darüber  hinaus  auch 
fremde  Staatsbürger  innerhalb  seiner  Grenzen  in  diese  Fürsorge  ein- 
beziehen. Erfolgt  aber  die  Betätigung  des  Staatsbürgers  außerhalb 
des  Staatsgebietes,  so  erreicht  die  Sozialpolitik  die  mit  dieser  Ein- 
richtung bezweckte  Fürsorge  für  die  eigenen  Staatsbürger  nur  unter 
gewissen  Voraussetzungen.^) 

Dieser  Zustand  ist  natürlich  außerordentlich  unbefriedigend,  und 
zwar  umsomehr,  je  reger  die  internationalen  Verkehrsbeziehungen  und 
die  Wanderbewegung  über  die  Grenze  ist.  Der  Staat  erreicht  dabei 
nicht  einmal  eine  wirtschaftliche  Entlastung,  wenn  der  eigene  Staats- 
bürger im  Auslande  erwerbsunfähig  wird,  da  mit  dem  Eintritt  der 
Erwerbsunfähigkeit  die  freiwillige  oder  zwangsweise  Rückwanderung 
eintritt.  Es  macht  sich  daher  das  Bestreben  bemerkbar,  die. räumlichen 
Schranken  der  Sozialpolitik,  soweit  sie  durch  die  Gesetzgebungsgrenzen 
gezogen  sind,  zu  überwinden,  vor  allem  durch  internationale,  zwischen- 


1)  Z.  B.  wenn   die  Beschäftigung   für  Rechnung   einer  inländischen  Unter- 
nehmung im  Ausland  erfolgt. 
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staatliche  Vereinbarungen.  Eine  „überstaatliche"  Sozialpolitik  ist  ebenso 
möglich,  wie  die  Ideen  sich  an  Staatsgrenzen  nicht  binden  lassen. 
Ja,  nicht  nur  möglich,  sie  ist  heute  Tatsache,  und  es  ist  auch  schon 
eine  Form  geschaffen,  in  der  international  Sozialpolitik  zur  Verwirk- 
lichung gebracht  wird.  Aber  ein  überstaatliches  Recht  in  dem  Sinne, 
daß  es  das  Produkt  einer  über  den  Staaten  stehenden  höheren  wäre, 
ist  ebenso  wenig  möglich  wie  eine  überstaatliche  Sozialpolitik  ohne 
Staatsbürger  als  Träger  der  Ideen.  Wie  jedoch  auf  dem  Gebiet  des 
Privatrechtes  sich  internationale  Rechtsnormen  entwickeln  konnten, 
also  ein  internationales  Privatrecht,  so  vollzieht  sich  auch  für  das 
öffentliche  Recht,  wenn  auch  sehr  allmählich,  eine  internationale  Rechts- 
bildung, und  zwar  im  Wege  der  völkerrechtlichen  Verträge,  gerade 
auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Gesetzgebung.  Durch  die  völkerrecht- 
lichen Verträge  wird  ein  Recht  mit  gesetzlicher  Kraft  geschaffen, 
durch  welches  die  sozialpolitischen  Tendenzen  der  Gesetzgebung  des 
einen  Staates  auch  für  Verhältnisse  innerhalb  der  Grenzen  des  an- 
deren Staates  wirksam  werden. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  es  keine  geringen  Schwierigkeiten, 
sind,  die  es  hier  zu  überwinden  gilt,  wenn  man  bedenkt,  daß  schon 
die  Materien  des  deutschen  Verwaltungsrechtes  sich  nicht  reichsrecht- 
lich regeln  lassen,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Eigen- 
tümlichkeiten, in  denen  das  Verwaltungsrecht  wurzelt,  einzelstaatlich 
geregelt  bleiben  muß.  Erfahrungsgemäß  durchbricht  die  Sozialpolitik 
eines  Staates  aber  wohl  auch  nur  dann  diese  territorialen  Schranken, 
wenn  in  dem  anderen  Staatswesen  das  gleiche  Ausmaß  sozialpolitischer 
Einsicht  und  sozialpolitischen  Wollens  vorhanden  ist. 

Die  Idee  einer  Internationalisierung  des  wirtschaftlichen  Verwaltungsrechta 
ist  schon  in  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  von  hervorragenden  deutschen 
Rechtsphilosophen  (Mohl,  Ahrens)  vertreten  und  schon  damals  mit  der  Ge.fähr- 
dung  des  sozialpolitischen  Fortschrittes  eines  Staates  durch  die  Konkurrenz  der 
konservativen  Staaten  mit  weniger  Arbeiterschutz  motiviert  worden.  Der  gleiche 
Gesichtspunkt  trat  in  einer  Denkschrift  eines  elsässischen  Fabrikanten  (Legrand) 
1887  hervor,  mit  der  er,  natürlich  vergeblich,  eine  internationale  Aktion  bei  ver- 
schiedenen Staaten  anregte.  Für  die  Schweiz  stellte  die  eidgenössische  Fabrik- 
gesetzgebung von  1877  gewissermaßen  einen  Erfolg  des  Gedankens  interterri- 
torialer Regelungen  dar.  Aber  verschiedentlich  ergangene  Anregungen  und  Son- 
dierungen von  Regierungen  blieben  erfolglos  bis  zur  Einberufung  der  ersten 
internationalen  Arbeiterschutzkonferenz  in  Berlin  1890,  die  von  15  Staaten  be- 
schickt war.  Gustav  Cohn  faßt  das  Ergebnis  derselben  damit  zusammen,  daß 
der  Inhalt  dieser  ersten  Phase  der  Bestrebungen  nichts  anderes  war,  als  die 
Zurückführung  eines  hochgespannten  Ideals  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit. 
Eine  „internationale  Gesetzgebung"  ist  ja  in  der  Tat  schon  aus  staatsrechtlichen 
Gründen  (die  mit  der  ängstlichen  Wahrung  der  Souveränität  zusammenhängen) 
ein  überspanntes  Ideal.  Bescheidener  waren  schon  die  Aspirationen,  mit  denen 
der  internationale  Arbeiterschutzkongreß  in  Zürich  1897  und  jener  in  Brüssel  im 
selben  Jahre,  die  sich  durch  die  Parteistellung  der  Mitglieder  unterschieden,  in 
die  ÖflFentlichkeit  traten:  sie  führten  zu  der  Erkenntnis,  daß  man  sich  zunächst 
damit   begnügen    müsse,  die  Errichtung    eines    von  den  beteiligten  Staaten  zu 
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erhaltenden  oder  wenigstens  zu  subventionierenden  internationalen  Bureaus  zu 
erreichen  zwecks  Information  über  Arbeiterschutzmaßregeln,  also  zur  internatio- 
nalen Kenntnisnahme  des  in  den  einzelnen  Ländern  Geleisteten   dienen  soll. 

Aber  auch  diese  Hoffnungen  mußten  noch  eingeschränkt  werden,  man  hat 
sich  entschließen  müssen,  auf  die  Offiziosität  der  internationalen  Institution  zu- 
nächst noch  zu  verzichten.  Die  1899  in  die  Wege  geleitete  „internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz"  mit  einem  Zentralorgan,  dem  „Arbeits- 
amt" in  Basel,  das  1901  in  Tätigkeit  trat,  ist  eine  private  Gründung,  gegenüber 
den  ursprünglichen  Erwartungen  eine  bescheidene  Frucht  der  Bestrebungen.  Sie, 
ist  darum  nicht  minder  wertvoll,  die  vom  Arbeitsamt  herausgegebenen  Publika- 
tionen sind  bislang  ein  vielversprechender  Samen,  der  eine  schöne  Ernte  hin- 
sichtlich der  internationalen  Verbreitung  des  Arbeiterschutzes  erwarten  läßt. 
Die  bisherigen  Erfolge  dieser  Organisation  stehen  in  engstem  Zusammenhang 
mit  den  Aktionen  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz 
und  v/erden  noch  im  einzelnen  berührt  werden. 

Eine  wirkliclie  Förderung  der  Sozialpolitik  im  Wege  internatio- 
naler Organisation  ist  heute  zu  verzeichnen  in  dem  Erfolg  der  Berner 
internationalen  Arbeiterschutzkonferenz  (Mai  1905),  die  zum  inter- 
nationalen Abkommen  vom  26.  September  1906  führte;  mit  der  Unter- 
zeichnung dieses  haben  sich  die  Regierungen  verpflichtet:  1.  das  Ver- 
bot weiblicher  Nachtarbeit  und  2.  das  Weißphosporverbot  in  der 
Zündhölzchenindustrie  zu  verwirklichen. 

Als  eine  Tat  auf  dem  Gebiete  der  Schaffung  internationalen  Privat- 
rechts wurde  der  italienisch-französiche  Staats  vertrag  namentlich  von 
juristischer  Seite  begrüßt.  Mit  der  Ausgestaltung  der  sozialen  Yer- 
sicherungsgesetzgebung  werden  ähnliche  Übereinkommen  höchstwahr- 
scheinlich häufiger  werden.  Verständigungen  über  die  Gleichstellung 
der  Ausländer  in  der  Unfallversicherung,  wie  die  Deutschlands  mit 
Österreich  (1901)  und  Holland  (1907),  liegen  in  der  Natur  der  Sache, 
wenn  in  beiden  Staaten  gleiche  sozialpolitische  Einrichtungen  bestehen. 

Ein  weiteres  wichtiges  Feld  für  internationale  Vereinbarungen 
im  Dienste  der  Sozialpolitik  wird  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  die  Be- 
steuerung bilden  müssen.  Die  Entwicklung  einer  gesunden  Progression 
der  Subjektbesteuerung,  insbesondere  die  Erbschaftsbesteuerung,  findet 
heute  ihre  Schranken  an  der  Befürchtung  der  Auswanderung  der 
Steuerkräftigsten,  bzw.  des  Kapitales. 

Der  am  15.  April  1904  zwischen  Frankreich  und  Italien  zustande  gekommene 
Vertrag  darf  als  erstes  internationales  Übereinkommen,  betreffend  den  Arbeiter- 
schutz, bezeichnet  werden.  Durch  dasselbe  wird  eine  besondere  Sicherung  des 
Schutzes  italienischer  Kinder  in  Frankreich  (besondere  aus  Italienern  bestehende 
Schutzkommissionen  gesteht  Frankreich  zu)  bezweckt,  wogegen  Italien  Garantien 
für  die  Durchführung  der  Arbeiterschutzbestimmungen  bietet,  ja  sogar  die  Ver- 
kürzung auch  des  elf  stündigen  Arbeitstages  für  Frauen  allmählich  zu  verwirk- 
lichen zusagt. 

Eine  internationale  Organisation  zur  Beratung  über  die  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  ist  geplant.  Vorbereitungen  für  die  im  September  1910  statt- 
findende Konferenz  über  diese  Frage  sind  bereits  gepflogen.  Ebenso  sind  Be- 
ratungen für  internationale  Sozialversicherung  im  Gange  (Paris,  Nov.  1909). 
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Aber  abgesehen  von  jenen  Akten  sozialpolitiscber  Arbeit,  die  der 
Gesetzgebung  nicbt  en traten  können,  selbst  bei  den  rein  wirtschaft- 
lichen Leistungen  der  Sozialpolitik,  kann  sich  mit  der  staatlichen  oder 
nationalen  Grenze  auch  eine  Begrenzung  für  den  Wirkungsbereich 
der  betreffenden  sozialpolitischen  Bestrebung  wie  z.  B.  in  der  Arbeits- 
vermittelung ergeben.  Es  macht  sich  in  den  Arbeiterkreisen  wie  in  den 
Kreisen  ernst  zu  nehmender  Sozialpolitiker  die  Tendenz  bemerkbar, 
ausländischen  Arbeitern  die  Zuwanderung  zu  erschweren.  Das  ist 
allerdings  der  Punkt,  wo  die  Sozialpolitik  aus  kulturidealem  Grunde 
der  eigenen  Ziele  national-chauvinistisch  wird.  Die  Gefahr,  die  mit 
der  Zuwanderung  staatsfremder  oder  fremdsprachiger  Arbeiter  sozial- 
politisch verbunden  ist,  liegt  nicht  nur  in  dem  tieferen  Lohnniveau, 
mit  dem  jene  sich  begnügen,  sondern  in  dem  ganzen  allgemeinen 
Ku  Iturunt  ers  chied. 

Auf  dem  Boden  der  Selbsthilfe  bahnt  sich  die  internationale  Ver- 
ständigung Gleichinteressierter  immer  deutlicher  an.  Die  Voraussetzung 
hierfür  in  der  Stimmung  der  Arbeiterschaft  ist  oft  genug  in  Konflikts- 
zeiten in  die  Erscheinung  getreten  durch  Subventionsgelder,  die  strei- 
kenden oder  ausgesperrten  Arbeitern  ins  Ausland  geschickt  wurden. 
Internationale  Vereinbarungen  werden  dann  auf  Gewerkschaftskongressen 
in  festere  Formen  gebracht,  nicht  nur  im  Kreis  der  sozialistischen, 
auch  der  christlichen  Arbeiterorganisationen.  Das  wird  um  so  not- 
wendiger, als  die  Arbeitgeber  gleichfalls  sich  international  für  Kon- 
fliktsfälle verbrüdern  (z.  B.  die  Unternehmer  Deutschlands  und  die  der 
drei  nordischen  Staaten). 

2.  Wirtschaftliclie  Hemmungen. 

Wir  haben  bei  der  Erörterung  der  Voraussetzungen  der  Sozial- 
politik (auch  im  12.  Kapitel)  mehrfach  Zusammenhänge  gestreift,  die 
auf  das  Vorhandensein  wirtschaftlicher  Schranken  der  Förderung  der 
sozialpolitischen  Bestrebungen  hinweisen.  Die  allgemeinste  und  häu- 
figste Form,  in  der  solche  geltend  gemacht  werden,  ist  der  Hinweis 
auf  die  Konjunktur,  unter  der  die  inländischen  Unternehmer  zu  arbeiten 
haben,  die  Argumentation,  daß  mit  den  Maßnahmen  sozialpolitischer 
Natur  die  Kosten  der  Produktion  irgendwelcher  Güter  und  Lei- 
stungen steigen,  daß  jede  Forderung  des  Arbeiters,  die  den  Arbeit- 
geber belastet,  die  Produktion  verteuere  und  damit  eine  Veränderung 
der  Marktlage  mit  sich  bringe,  die  Absatzverhältnisse  erschwere,  so- 
fern der  Unternehmer  nicht  schon  von  vornherein  auf  die  Fortwälzung 
der  Kosten  auf  die  Konsumenten  verzichtet  habe,  so  daß  alle  Sozial- 
politik in  letzter  Linie  doppelt  lähmend  wirken  müsse,  vor  allem  auf 
die  wirtschaftliche  Lage  des  Arbeitgebers  drückend  und  dadurch  un- 
fehlbar auch  auf  die  der  Arbeiter. 

Daß    der  Gedankengang   theoretisch   bestechend   wirkt,   ist   ohne 
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weiteres  zuzugeben.  Man  vergegenwärtige  sich  nur  einen  Fabrikanten, 
der  zu  niedrigen  Löhnen  Kinder  beschäftigt,  in  der  Fabrik  vielleicht 
kontinuierlichen  Betrieb  mit  12 stündiger  Arbeitszeit  durchführt,  also 
auch  des  Nachts  Frauen  und  vielleicht  sogar  Kinder  beschäftigt,  ohne 
irgendwelche  Einrichtung  zur  Abwehr  von  Krankheitsgefahren,  die 
z.  B.  aus  der  Verwendung  von  Bleiweiß  als  Produktionsstoff  für  die 
Arbeiter  erwächst.  Und  man  vergegenwärtige  sich  den  Konkurrenten 
vielleicht  in  einem  anderen  Staat,  der  in  allen  diesen  Dingen  strikten 
Normen  unterworfen  ist,  in  lOslündiger  Schicht  arbeiten  lassen  muß, 
Kinder  überhaupt  nicht  und  Frauen  nicht  in  der  Nacht  beschäftigen 
darf,  zu  einer  Reihe  kostspieliger  Einrichtungen  hygienischer  Natur 
verhalten  wird,  für  Versicherungsbeiträge  zur  Versicherung  seiner  Ar- 
beiter aufkommen  muß  u.  dgl.  Ja  man  braucht  gar  nicht  diesen  schroffen 
Kontrast  heraufzubeschwören,  es  genügt  sich  zu  überlegen,  daß  die 
Ergänzung  des  Überganges  von  der  zehn-  zur  neunstündigen  täglichen 
Maximalarbeitszeit  für  den  Unternehmer  glatt  eine  Verdiensteinschrän- 
kung um  zehn  Prozent  bedeuten  kann,  wenn  er  mit  der  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  eine  intensivere  Arbeitsausnutzung  nicht  mehr  erreichen 
kann,  oder  daß  er  eine  Lohnerhöhung  zugestehen  muß,  die  er  in  den 
Produktionspreisen  nicht  abwälzen  kann,  und  damit  dermaßen  in  die 
Enge  getrieben  wird,  daß  er  das  Interesse  am  betreffenden  Produktions- 
zweig verlieren  und  denselben  schließlich  aufgeben  muß. 

Es  sind  damit  schon  Zusammenhänge  berührt,  die  zu  der  Frage- 
stellung zwingen,  ob  und  bei  welchen  Belastungen,  die  dem  Unter- 
nehmer durch  sozialpolitische  Forderungen  auferlegt  werden,  ein 
Konflikt  zwischen  zwei  sozialpolitischen  Wünschen  entstehen  muß, 
nämlich  einerseits  dem  der  Durchsetzung  der  die  Industrie  belasten- 
den Forderungen,  anderseits  dem  des  Vorhandenseins  eines  kräftigen 
Unternehmertums,  das  für  reichliche  Beschäftigung  der  Arbeiter  sorgt. 
Unzweifelhaft  kann  bei  einer  gewissen  Grenze  die  Sozialpolitik  auf- 
hören, gemeinwirtschaftlich,  sozial  günstig  zu  wirken. 

Das  erkannte  auch  John  Rae,  der  begeisterte  Vorkämpfer  für 
den  Achtstundentag,  wenn  er  schrieb:  Hört  auf,  wenn  ihr  findet,  daß 
die  Grenze  nützlicher  Verbesserungen  erreicht  ist,  haltet  ein,  wenn 
der  Arbeitstag  um  soviel  verkürzt  ist,  daß  der  dadurch  erzielte  Zu- 
wachs an  Energie  gerade  noch  den  Zeitverlust  ausgleichen  kann;  dies 
ist  der  Punkt,  der  nur  durch  versuchsweises  Vorwärtsstreben  bestimm- 
bar ist.  Und  namentlich  wenn  an  die  Inanspruchnahme  von  Kapital  für 
Zwecke  des  Arbeiterschutzes,  der  Arbeiterversicherung  und  natürlich 
auch  der  Lohnzahlung  gedacht  wird:  würde  nicht,  wenn  dieses  Kapital 
zur  Ausstattung  noch  anderer  Industrien,  zur  Vermehrung  der  An- 
lagen zur  Erweiterung  der  Produktionsbasis  verwendet  würde,  das 
Interesse  der  Arbeiter  besser  gewahrt  werden,  die  Arbeitslosigkeit  und 
damit  das  Massenelend  vermindert? 
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Wir  haben  auf  diese  Frage  eine  teilweise  Antwort  sclion  mit 
dem  Hinweis  auf  die  Abhängigkeit  der  Bevölkerungsbewegung  von 
dem  Wohlstande  der  Masse  gegeben:  Ungünstige  Daseinsbedingungen^ 
Not,  kurze  durchschnittliche  Lebensdauer  steigern  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  die  Vermehrungstendenz  in  der  ArbeitermassC;  so  daß  die 
Arbeitslosigkeit  bei  Tiefstand  der  Lohneinkommen  dauernd  nicht  über- 
wunden oder  abgeschwächt  werden  kann.  Außerdem  ist  anf  die  in 
obiger  Frageformulierung  enthaltene  Annahme  einer  Beschränktheit 
des  Kapitalvorrates  (Lohnfonds)  noch  besonders  in  der  Erörterung 
der  Lohnpolitik  einzugehen  und  auf  die  Produktivkraft  des  sonst  im 
Arbeiterschutz  gefesselten  Kapitales  bei  Darstellung  dieses  Zweiges 
der  Sozialpolitik.  Aber  weiter,  wird  nicht  eine  Verteuerung  der  Pro- 
dukte die  Folge  sein,  die  die  Lebensführung  gerade  der  Arbeiter  auf 
das  nachteiligste  beeinflußt?     Und  endlich: 

Muß  diese  Verteuerung  nicht  die  Konkurrenzfähigkeit  der  natio- 
nalen Lidustrie  im  Ausland  beeinträchtigen,  ja  droht  nicht  geradezu 
die  Gefahr,  daß  die  ausländische,  mit  dem  Konto  der  Sozialpolitik 
nicht  belastete  Industrie  die  heimische  auf  dem  eigenen  inländischen 
Markt  mit  Erfolg  bekämpft? 

Darauf  ist  zunächst  zu  antworten,  daß  es  eine  Reihe  von  sozial- 
politisch sehr  wichtigen  Maßnahmen  und  Einrichtungen  gibt,  die  die 
Kosten  der  Produktion  tatsächlich  durchaus  nicht  steigern  müssen. 
Es  sei  etwa  an  die  Einrichtung  von  Arbeitskammern  oder  an  die 
Ausbildung  eines  gewissen  Maßes  von  Einfluß  der  Arbeiterschaft  auf 
die  Betriebsordnung,  an  das  sogenannte  konstitutionelle  System  im 
Fabrikbetrieb  gedacht,  an  die  Schaffung  von  Arbeiterausschüssen,  an 
die  Überwindung  der  Freiheitseinschränkung  der  Arbeiter  bei  Be- 
nutzung der  sogenannten  Wohlfahrtseinrichtungen  u.  dgl.,  alles  Dinge, 
die,  wo  sie  geschaffen  wurden,  durch  ihre  psychologische  Tragweite 
auf  der  einen  oder  anderen  Seite,  oder  auf  beiden,  in  der  Richtung 
einer  Abschwächung  der  Gegensätze  wirksam  werden  können  und  zu 
werden  pflegen.  Das  ganze  Arbeitsgebiet  sozialer  Bildung  und  Auf- 
klärung kostet  den  Unternehmer  nichts,  und  was  von  ihm  verlangt 
wird,  ist  in  erster  Linie  ein  gewisses  Maß  von  Selbstkritik  und  von 
nicht  selten  fehlender  Selbstzucht.  Namentlich  das  so  furchtbar  ver- 
fehmte  Prinzip  der  Gleichberechtigung,  dessen  Verwirklichung  dem 
sozialen  Einheitscharakter  so  sehr  zugute  kommen  könnte!  Wie  soll 
es  denn  die  Produktion  schon  verteuern,  wenn  zunächst  einmal  nur 
gefordert  wird,  daß  „die  Unternehmer  die  Arbeiterorganisationen 
dulden,  anerkennen,  mit  ihnen  verhandeln  und  daß  sie  dabei  die  Ar- 
beitervertreter so  höflich  behandeln,  wie  sich  Käufer  und  Verkäufer 
auf  dem  Markte  zu  begegnen  pflegen,  daß  sie  aufhören,  die  Forderung 
einer  Lohnerhöhung  oder  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  als  Insubordi- 
nation zu  behandeln,    und   wenn   sie   den  Arbeitern  mit  den  Formen 
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der  AchtuDg,  der  Rücksichtnahme,  der  Menschlichkeit  gegenübertreteu, 
wie  sie  heute  überhaupt  zwischen  den  verschiedenen  Klassen,  die  auf- 
einander angewiesen  sind,  die  Voraussetzung  des  Geschäfts-  und  des 
Verfassungslebens,  des    gesellschaftlichen   Friedens    sind''  (SchmoUer). 

Das  Feld  sozialpolitischer  Einflußnahme  ohne  Kostenauslösung  ist 
groß  genug,  zumal  ja,  wie  noch  im  einzelnen  zu  zeigen  sein  wird  (insbes. 
22.  und  24.  Kapital),  die  Verwirklichung  der  Gleichberechtigung  in 
der  Verfassung  des  Arbeitsverhältnisses  weder  der  Betriebsdisziplin 
noch  der  Durchführung  des  Wirtschaftsplanes  eine  wirkliche  Gefahr 
bringen  muß. 

Wo  aber  durch  sozialpolitische  Forderungen  wirklich  Lasten 
auferlegt  werden,  dort  dürfen  auch  die  Nützlichkeiten  solcher  Auf- 
wendungen nicht  unberücksichtigt  bleiben.  Gewisse  Errungenschaften 
des  Industriefortschrittes,  die  die  Ertragsmöglichkeiten  steigern,  sind 
derart  soziologische  Phänomene,  daß  der  Zusammenhang  viel  richtiger 
umgedreht  und  gesagt  wird,  die  Lasten  sozialpolitischer  Art  zur  He- 
bung des  Kulturniveaus,  der  Daseinsbedingungen  der  Arbeiter  usf. 
sind  notwendig,   um    überhaupt   diese   und  jene  Technik  auszubilden. 

Dann  bleibt  aber  immer  noch  ein  beträchtlicher  Rest  von  so- 
genannten Lasten,  die  dem  Sozialpolitiker  als  selbstverständlich,  dem 
an  günstigere  Kalkulationsspielräume  gewöhnten  Geschäftsmanne  aber 
allerdings  als  Verkürzung  seiner  „Rechte"  erscheinen.  Privatwirt- 
schaftlich bedeutet  die  sozialpolitische  Maßnahme  im  einzelnen  Fall 
eine  Minderung  der  Ertragsmöglichkeit  für  den  Unternehmer  (übrigens, 
was  nicht  übersehen  werden  darf,  unter  Umständen  auch  für  die  zu 
begünstigenden  Klassenangehörigen,  z.  B.  Verbot  der  Kinderarbeit 
wird  von  den  Eltern  als  Last  empfunden).  Ja  noch  mehr:  sie  kann 
die  Ertragsgrundlage  erschüttern.  Die  Verteuerung  der  Produktion 
kann  die  Konkurrenzfähigkeit  der  einheimischen  geschützten  Industrie 
auf  dem  Weltmarkt  untergraben,  d.  h.  den  Absatz  nach  dem  Ausland 
erschweren,  sie  kann  aber  sogar  die  Vorherrschaft  der  heimischen 
Industrie  auf  dem  Inlandmarkte  in  Gefahr  bringen. 

Die  letztere  Schädigung  läßt  sich  abwehren.  Ist  Ziel  und  Auf- 
gabe der  Zollpolitik  auch  der  Schutz  der  nationalen  Arbeit,  dann  kann 
darüber  kein  Zweifel  aufkommen,  daß  der  Schutzzoll  seine  Zweck- 
bestimmung gar  nicht  vollkommener  erreichen  kann,  als  indem  er 
zum  Korrelat  des  Arbeiterschutzes  im  engeren  Sinne  wird.  In  der 
Tat  entspricht  es  den  kulturidealen  Zielen  der  Sozialpolitik,  eine  Ar- 
beiterbevölkerung, die  eine  gewisse  Höhe  der  Lebensführung  erreicht 
hat,  vor  der  Gefahr  zu  bewahren,  daß  sie  durch  Kulis  um  ihre  Exi- 
stenzgrundlagen gebracht  wird. 

Schwieriger  liegt  die  Sache  bezüglich  der  Erhaltung  ausländischer 
Absatzgebiete.  Wenn  die  Kohlenzechen  von  Südwales  ihre  Beziehungen 
zu  Frankreich  oder  zu  den  großen  transatlantischen  Schiffahrtsgesell- 
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Schäften  verlieren,  weil  die  Streikunsicherheit  wegen  des  Achtstunden- 
tages die  Abnehmer  zur  Versorgung  bei  sicheren  Quellen  zwingt,  wenn, 
die  Belastung  mit  hohen  Löhnen,  Versicherungsbeiträgen  die  deutschen 
Goldschmiede  zwingt,  gewisse  Arbeiten  in  Italien  machen  zu  lassen, 
wenn  die  deutsche  Glasindustrie  an  Boden  verliert,  weil  die  belgische 
die  Kinderarbeit  in  größerem  Ausmaße  bei  der  Produktion  verwenden 
kann,  die  deutsche  nicht,  so  scheinen  solche  und  viele  andere  ähnliche 
Fälle  ein  durchschlagendes  Argument  gegen  die  Fortführung  der  Sozial- 
politik zu  liefern,  und  man  darf  sich  auch  keinen  lUusionen  darüber 
hingeben,  daß  für  die  Förderung,  die  der  Gedanke  der  internatio- 
nalen Arbeiterschutzgesetzgebung  gerade  von  selten  der  ein- 
flußreichsten Interessenten,  der  Arbeitgeber,  gefunden  hat,  die  Hoff- 
nung auf  eine  Ausgleichung  der  Konkurrenzbedingungen  die  ausschlag- 
gebende Triebfeder  bildet.  Sobald  die  ausländische  Konkurrenzindustrie 
ebenso  wie  die  einheimische  die  Lasten  des  Arbeiterschutzes  zu  tragen 
haben  wird,  wird  auch  die  Basis  der  Konkurrenz  wieder  eine  einheit- 
liche.    So  denken  namentlich  Unternehmer. 

Aber  diese  Hoffnungen  sind  eigentlich  recht  trüb,  und  die  sie 
hegen,  blicken  wenig  weit.  Wie  soll  wohl  eine  solche  internationale 
Aktion  auf  die  einflußreichen  Industriellen  der  Auslandsstaaten  wirken, 
wenn  die  Vertreter  der  geschützten  Industrie  ihr  Interesse  damit  be- 
gründen, daß  die  internationale  Ausgestaltung  der  Sozialpolitik  ihnen 
Erleichterung  im  Wettbewerb  bringen  soll,  wenn  sie  jenen  zurufen: 
Eine  große  Zahl  eurer  ausländischen  Konkurrenten  wird  durch  Sozial- 
politik gelähmt,  seht  also  doch  zu,  daß  ihr  dieselben  Lasten  übernehmtl 

Sieht  man  nun  näher  zu,  wie  denn  in  der  Praxis  diese  ökono- 
mischen Grenzen  wirksam  werden,  so  fehlt  es  doch  einigermaßen  an 
Material.  Ja,. es  werden  Auslandsbeziehungen  abgeschnitten,  kommen 
nicht  zustande  u.  dgl.  Aber  von  dem  Untergang  stärker  besetzter 
Industrien  ist  noch  recht  wenig  bekannt  geworden.  Und  die  Ironie 
des  Schicksals  will  es,  daß  gerade  die  sozialpolitisch  mindestgut  ge- 
stellten Arbeiter  durch  Auslandskonjunkturen  am  allerschwersten  ge- 
troffen werden.  Im  Gegenteil,  es  spricht  doch  wohl  nicht  für  die 
Gefahr  dieser  ökonomischen  Hemmung,  daß  die  zu  den  bestgeschützten 
Industrien  der  Welt  gehörige  Baumwollindustrie  Englands  noch  heute 
den  Weltmarkt  beherrscht,  daß  Deutschlands  Industrie  gerade  in  der 
Zeit,  in  der  hier  die  Sozialpolitik  mit  Lasten,  wie  sie  keine  andere 
der  Welt  zu  tragen  unternahm,  jenen  beispiellosen  Aufschwung  ge- 
nommen hat,'  der  sie  heute  auf  dem  Weltmarkte  unvergleichlich  größer 
dastehen  läßt  als  am  Beginn  der  sozialpolitischen  Ära. 

Natürliche  Produktionsbedingungen  und  technische  Entwicklung 
fallen  bezüglich  der  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmarkte  un- 
gleich schwerer  ins  Gewicht  und  eine  der  wichtigsten  natürlichen 
Produktionsbedingungen,  die   einer   Industrie   die  Überlegenheit   über 
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die  ausländisclie  Konkurrenz  schafft,  ist  die  entsprechende  Reife ^  der 
geistig-sittliche  Ernst  ihrer  Arbeiterschaft,  deren  Einsicht  in  die  großen 
Aufgaben,  die  die  nationalen  Kräfte  auf  dem  Gebiete  der  Produktion 
7.\i  lösen  haben:  alles  Elemente,  die  erwiesenermaßen  das  Produkt 
einer  unablässig  fortschreitenden  Schutzgesetzgebung  sind. 

Damit  verliert  das  Schreckgespenst,  mit  dem  die  Gegner  der 
Sozialpolitik  zu  wirken  glauben,  schon  erheblich  an  realem  Hinter- 
grund. Sozialpolitik  bedeutet  in  der  Mehrheit  ihrer  verschiedenen 
Wirkungsformen  eine  Verteuerung  der  einzelnen  Arbeitskraft  für  den 
Unternehmer.  Daraus  ergibt  sich  nach  den  Prinzipien  der  Privat- 
wirtschaft die  Tendenz  bei  den  Unternehmern,  die  möglichst  sorg- 
fältige Auslese  unter  den  Arbeitern  zu  halten  und  gerade  die  besten 
nur  einzustellen.  Ist  nun  nicht  in  dieser  Konsequenz  selbst  eine 
Grenze  für  wirtschaftspolitische  Bestrebungen  gegeben?  —  In  der 
Tat  führt  theoretisch  —  und  in  der  Praxis  läßt  sich  die  Bestätigung 
feststellen  —  die  Fortführung  der  Sozialpolitik  allmählich  da  und 
dort  zu  einer  Verdrängung  minder  leistungsfähiger  durch  vollkräftige 
Individuen  aus  der  Arbeit.  Unzweifelhaft  eine  Härte!  Aber  sie  be- 
kommt dem  sozialen  Körper  jedenfalls  nicht  schlechter,  als  wenn  die 
leistungsfähigeren  arbeitslos  blieben.  Der  gesellschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit muß  dieser  Effekt  zugute  kommen.  Ein  eigentliches  Grenz- 
problem liegt  nicht  vor. 

Wohl  aber  in  dem  immerhin  als  möglich  zu  betrachtenden  FaU 
einer  derartigen  Beeinträchtigung  der  Bewegungsfreiheit  des  Unter- 
nehmers, daß  dieser  mit  dem  Kapital  auswandert.  Nicht  der 
Wunsch  entscheidet  im  wirtschaftlichen  Kampf,  sondern  es  gibt  doch 
eine  gewisse  Bedingtheit  der  Lebensfunktionen,  über  die  auch  die 
kräftigste  Masse  nicht  hinwegkommt.  Wenn  die  Arbeiter  in  Lodz 
1905  die  Fabriken,  nachdem  sie  sie  mit  Gewalt  in  Besitz  genommen 
hatten,  den  „Expropriateuren",  den  Fabrikanten,  zurückgeben  mußten, 
weil  sie  selbst  das  Regime  nicht  fruchtbar  in  Szene  zu  setzen  ver- 
mochten (Bernstein),  so  ist  das  eben  ein  Symptom  solcher  Gesetz- 
mäßigkeit, über  die  Theorie  und  Wunsch  nicht  hinausfinden.  Über- 
treibungen der  Sozialpolitik  sind  ebenso  denkbar,  wie  diese  Gewalt- 
akte der  entfesselten  Masse  aus  großenteils  zu  rechtfertigenden  Wünschen 
erwuchsen,  und  die  Ausschreitungen  können  den  Unternehmern  und 
dem  Kapital  den  „Geschmack  verderben'^  Die  rationelle  Sozialpolitik 
darf  niemals  die  Bedeutung  der  Persönlichkeit  übersehen,  in  deren 
Händen  die  Fäden  aus  dem  ungeheuren  Komplex  technischer  Anlagen 
und  geschäftlicher  Beziehungen  zusammenlaufen.  Man  neigt  nur  allzu- 
leicht dazu,  gegenüber  den  kolossalen  Sachgütermassen  und  ihrem  schein- 
bar so  glatten  Funktionieren  den  lenkenden  Kopf  zu  unterschätzen,  das 
Pulsieren  des  Wirtschaftskörpers  für  subjektiv  unbedingter  zu  halten  als 
es  ist.    Die  Kapital-  wie  die  Arbeitermassen  woUen  dirigiert  sein.    „Es 
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ist  nicht  wahr,  wenn  man  diesen  viel  geschmähten  Unternehmer  zum 
Sündenträger  der  ganzen  modernen  Wirtschaftsordnung  gemacht  hat^ 
wenn  man  ihn  nur  von  der  Leidenschaft  des  Gelderwerbs  beherrscht 
sein  läßt.  Den  wahrhaft  großen  Unternehmer  und  Kaufmann  leitet 
der  von  einer  gütigen  Natur  in  unser  Herz  gelegte  Trieb,  sich  per- 
sönlich auszuzeichnen,  das  Höchste  und  Beste  zu  leisten,  die  Firma  zu 
Ehren  zu  bringen"  (Bücher). 

Über  den  hohen  gesellschaftlichen  Wert  dieser  Leistungen  kann 
kein  Zweifel  bestehen,  wenn  Massen,  wie  im  Kruppschen  Werk  über 
60000  Arbeiter,  in  der  Gelsenkirchener  Bergwerksaktienunternehmung 
an  44000,  in  der  Bergwerksgesellschaft  Hibernia  und  in  der  Harpener 
je  20000  Arbeiter  usf.,  mit  dem  vollen  Bewußtsein  der  Verantwort- 
lichkeit für  den  wirtschaftlichen  Erfolg  der  Arbeit  dieser  Menschen 
gelenkt  werden.  Es  geht  auch  nicht  an,  die  unablässige  Anspannung 
aller  Kräfte  des  verantwortlichen  Leiters  eines  Bergwerksbetriebes  als 
eine  sozial  gleichwertige  Leistung  wie  die  jedes  Häuers  zu  kategori- 
sieren.  Nur  wer  nicht  in  der  Lage  war,  einen  Einblick  zu  tun  in 
diese  in  jedem  Augenblick  notwendige  höchste  Konzentrationsfähigkeit 
und  Bereitschaft,  die  wichtigsten  folgenschwersten  Entscheidungen  für 
Hunderte  von  Situationen  zu  treffen,  vermag  zu  sagen:  Arbeit  ist 
Arbeit.  Die  Sozialpolitik  kann  nur  eine  Gleichung  vertreten:  Mensch 
sei  Mensch.  Die  Verschiedenwertigkeit  der  Arbeit  muß  sie  als  Schranke 
ihrer  Bestrebungen  respektieren  und  das  heißt  in  praktischer  Konse- 
quenz, es  darf  diesen  Männern  nicht  die  Freude  an  ihrer  Arbeit,  nicht 
die  Lust  zu  solcher  Einsetzung  ihrer  ganzen  kraftvollen  Persönlich- 
keit durch  die  kleinlichsten  bureaukratischen  Reglementierungen  und 
Freiheitsbeschränkungen  genommen  werden  und  es  ist  vor  allem  auch 
hier  Aufgabe  der  sozialpolitischen  Aufklärung,  einmal  das  Verständnis 
für  die  Größe  der  Aufgaben  und  der  Verantwortung,  die  solche 
Männer  tragen,  zu  wecken:  in  ihnen  selbst,  soweit  es  fehlen  sollte, 
während  ihrer  Entwicklung,  wie  in  der  Allgemeinheit;  dann  aber  auch 
das  Vertrauen  zu  pflegen  zu  ihrer  Pflichttreue  und  ihrem  Verantwort- 
lichkeitsgefühl. Mit  Kleinlichkeit  und  Berücksichtigung  der  dem  Neid 
entspringenden  Verdächtigungen  kommt  die  Gesellschaft  nicht  vor- 
wärts und  das  wichtige  pädagogische  Prinzip,  durch  Vertrauen  zu 
veredeln,  wird  gar  oft  eine  bessere  Gewähr  für  den  Fortschritt  bieten 
als  die  mißtrauische  Kontrollierung  einer  Einschnürungsmaßregel,  es 
wird  der  Entwicklung  des  Berufsstandpunktes  in  Unternehmerkreisen 
und  der  Überwindung  des  extremen  Erwerbsstandpunktes  förderlicher 
sein  als  diese. 

Die  Unerläßlichkeit  der  Kapitalsbildung  und  Vermehrung  haben 
wir  in  der  Besprechung  der  Einkommenpolitik  schon  erörtert.  Eine 
Sozialpolitik,  die  zur  Beeinträchtigung  des  Sparsinns  führte,  würde 
ihre    eigenen    Voraussetzungen    unterbinden.      Sie    darf   aber    deshalb 
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auch  nicht  zu  weit  gehen  in  der  Verkürzung  des  Kapitalertrages.  Das 
Sparen  ist,  wie  Cassel  schon  richtig  formuliert  hat,  ein  Richtunggeben 
für  die  Leitung  der  Produktion,  und  zwar  speziell  ein  Dirigieren  von 
Produktivkraft  auf  die  Erzeugung  von  Produktivgütern. 

Auch  hierüber  ist  Näheres  noch  in  der  Lohnpolitik  zu  sagen, 
denn  der  Lohn  ist  eben  der  Hauptschlüssel  zur  Beschränkung  des 
Kapitalertrages. 

Gerade  der  Tatsache  aber  muß  sich  die  Sozialpolitik  bewußt 
bleiben,  daß  die  Ersparungen  aus  Unternehmergewinn  und  Kapital- 
renten die  hauptsächlichste  Form  sind,  in  der  die  Reservierung  von 
Realkapital  für  die  Produktionserweiterung  gesichert  wird.  Konkret 
gesprochen:  der  deutschen  Volkswirtschaft  wachsen  pro  Arbeitstag 
rund  800  im  Gewerbe  und  Bergbau  hauptsächlich  erwerbsfähige  Per- 
sonen zu  (2,975000  von  1895  bis  1907).  Nach  einer  (allerdings 
alten)  Berechnung  entfielen  auf  jede  in  Aktienbetrieben  beschäftigte 
Person  beinahe  17000  Mk.  Kapital.  So  ergibt  sich  daraus  bald  die  Not- 
wendigkeit für  die  deutsche  Volkswirtschaft,  täglich  rund  14  Millionen 
aus  dem  Produktwert  zur  Kapitalausrüstung  der  zuwachsenden  Arbeiter 
bereitzustellen,  das  heißt  der  Konsumtion  zu  entziehen.  Sind  die 
Ziffern  auch  nur  ganz  approximativ  und  vielleicht  zu  hoch,  so  geben 
sie  doch  ein  Bild  davon,  daß  die  Aufrechterhaltung  der  technischen 
Produktivität,  die  von  der  durchschnittlichen  Kapitalausrüstung  der 
Arbeiter  abhängt,  eine  planmäßige  Einschränkung  des  Aufwandes  der 
Gesellschaft  erheischt,  die  bisher  zum  großen  Teil  in  annähernd  be- 
friedigender Weise  erreicht  worden  ist. 

Es  ist  gewiß  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  daß  außer- 
ordentliche Aufwandssteigerungen,  wie  namentlich  in  Jahren  günstiger 
Konjunktur,  die  die  gesamte  Gesellschaft,  vornehmlich  Besitzende,  aber 
auch  Arbeiter,  sich  zu  schulden  kommen  läßt,  ein  Defizit  in  der  not- 
wendigen Kapitalbildung  bewirken,  das  in  den  folgenden  Depressions- 
zeiten in  dem  Mangel  an  Realkapital  zur  ausreichenden  Beschäftigung 
der  zuwachsenden  Arbeiterschaft  sich  fühlbar  macht.  Aber  im  Ver- 
gleich zu  der  ungeheuren  Kompliziertheit  des  Gewebes  von  ökono- 
mischen Abhängigkeiten  vollzieht  sich  die  Kapitalbildung  im  großen 
und  ganzen  zulänglich.  Gerade  deshalb  ist  es  eine  wichtige  Aufgabe 
und  Pflicht  der  sozialpolitischen  Praxis  —  das  sind  Dinge,  die  sich 
theoretisch  gar  nicht  spezieller  formulieren  lassen!  —  unabhängig 
ihr  Augenmerk  darauf  zu  richten,  daß  ungeachtet  der  in  den  Zielen 
der  Sozialpolitik  gegebenen  Verschiebung  der  Einkommens  Verhältnisse 
diese  wichtige  Funktion  der  Kapitalersparung  nicht  gestört  wird. 

3.  Psychologische  Hemnmiigen. 
Wie  die  eine   spezifisch  ökonomische  Voraussetzung  für  Erfolge 
der  Sozialpolitik,  die  Hebung  der  gesamtgesellschaftlichen  Leistungs- 
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fähigkeit,  den  sozialpolitiscilen  Maximen  Grenzen  auferlegt,  die  'auf 
den  meisten  Gebieten  ihrer  Betätigung  Berücksichtigung  finden  müssen^ 
so  führen  auch  die  natürlichen  Voraussetzungen  zu  Begrenzungen, 
wenn  sie  nicht  erfüllt  sind.  Ganz  besonders  sei  hier  nochmals  daran 
erinnert,  daß  die  sozialpolitische  Arbeit  großenteils  wirkungslos  zu 
bleiben  droht,  wo  die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  mit  der 
Volks  Vermehrung  nicht  Schritt  hält.  Soweit  die  Erfahrungen  bisher 
reichen,  hat  man  es  in  dieser  Hinsicht  dort,  wo  wirkliche  Hebung 
der  Lebenshaltung  erzielt  worden  ist  und  dennoch  starke  Bevölkerungs- 
vermehrung fortdauert,  'nur  mit  überdurchschnittlichen  Verhältnissen 
zu  tun.  Gewiß  werden  immer  einzelne  Arbeiterehen  außergewöhnliche 
Fruchtbarkeit  an  den  Tag  legen,  auch  wenn  ihre  Lebensbedingungen 
schon  wesentlich  gebessert  sind.  So  strikt  wirkt  eben  die  oben  aus- 
geführte Tendenz  (S.  122)  in  der  Bevölkerungsbewegung  nicht.  Geht 
die  Vermehrung  über  die  wirtschaftliche  Kraft  der  Ernährer,  dann 
liefern  sie  eben  doch  immer  wieder  das  Material  für  die  Armen- 
fürsorge und  ähnliche  soziale  Betätigungsformen. 

Es  ist  oben  ferner  schon  von  der  Notwendigkeit  eines  gewissen 
Optimismus  hinsichtlich  der  Entwicklungsfähigkeit  des  geistigen 
Niveaus  der  Masse,  hinsichtlich  der  sozialen  Bildung  auch  in  den 
Kreisen  der  Besitzenden,  mit  einem  Wort  hinsichtlich  der  ideologi- 
schen Grundlagen  und  Voraussetzungen  für  die  Erhaltung  des  mög- 
lichen sozialen  Einheitsgedankens  die  Rede  gewesen.  Optimismus! 
Damit  ist  zugegeben,  daß  die  Dinge  auch  einen  anderen  Lauf  nehmen 
können.  Aber  zum  Optimismus  gibt  uns  die  Menschheitsgeschichte 
das  Recht  und  mehr  Stützpunkte  als  zum  Zweifel.  Nur  muß  man 
sich  über  eines  nicht  täuschen. 

Der  Entwicklungsgedanke,  der  seine  höchsten  Triumphe  auf  dem 
Gebiete  der  Biologie  zu  verzeichnen  hat,  wird  immer  schon  mit  einem 
gewissen  Optimismus  auf  das  Gesellschaftsleben  übertragen  und  man 
setzt  sich  gern  über  die  Tatsache  hinweg,  daß  sich  die  Entwicklung, 
die  uns  Darwin  lehrte,  im  Verlaufe  ganz  anderer  Zeitabschnitte  voll- 
zogen hat,  als  wir  sie  heute  in  soziologischen  Fragen  und  Problemen 
erhoffen.  Wohl  können  wir  oft  eine  überraschend  schnelle  Wandlung 
in  den  sozialpsychischen  Grundstimmungen  einzelner  Individuen  unter 
dem  Einflüsse  eines  veränderten  Milieus  beobachten.  Für  die  Massen 
sind  die  Veränderungen  und  insbesondere  die  Überwindung  des  aus- 
gesprochenen Klassengeistes,  des  Proletariergefühls  soweit  überhaupt, 
wohl  nur  in  ganz  großen  Perioden  zu  erwarten.  Aber  auch  andere  Ziele, 
die  mehr  auf  dem  Boden  der  Erziehungsarbeit  zu  erstreben  sind,  wer- 
den langsamer  erreicht,  als  es  wünschenswert  ist.  Und  damit  kommen 
wir  auf  das  Grenzproblem.  Die  sozialpolitische  Arbeit  schreitet  so- 
zusagen auf  zwei  Gleisen  vorwärts:  auf  einem,  dem  der  materialistischen 
Förderung,    der  Hebung   der  Lebensbedingungen    des  Arbeiters;    auf 
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dem  anderen,  dem  der  idealistischen  Förderung,  dem  einheitlichen 
Ziele  zu:  die  wirtschaftlich  höchst  mögliche  Assimilierung  des  Arbeiter- 
daseins an  das  erreichte  Kulturniveau  der  besitzenden  Klasse  und  auf 
diesem  Wege  die  Sicherung  einer  fortdauernden  Verwirklichung  der 
Oesellschaftszwecke.  Aber  die  Vorwärtsbewegung  muß  möglichst 
kongruent  auf  beiden  Bahnen  vor  sich  gehen,  und  namentlich  wird 
die  sozialpolitisch  gewollte  Wirksamkeit  der  materiellen  Fortschritte 
wohl  auch  ausbleiben ,  wenn  es  an  den  Fortschritten  und  Erfolgen 
auf  der  anderen  Bahn  fehlt.  Mit  Lohnerhöhung  allein  ist's  noch  nicht 
getan,  das  kann  nicht  oft  genug  gesagt  werden.  Rückständigkeit  in 
der  geistigen  Welt  des  Arbeiters,  in  seinem  Interessenkreis,  setzt 
auch  den  Fortschritten  der  materiellen  Förderung  Grenzen,  die  natür- 
lich auch  wieder  nicht  definiert  werden  können,  aber  jedem,  der  mit 
der  Praxis  der  Sozialpolitik  Fühlung  hat,  bewußt  werden. 

Aus  der  menschlichen  Natur  heraus  gelangt  man  unter  dem 
Einflüsse  der  Sozialpolitik  aber  noch  zu  einem  weiteren  Faktor,  den 
die  sozialpolitische  Praxis  nicht  aufkommen  lassen  darf,  wenn  sie 
nicht  an  Kulturbasis  verlieren  will,  was  sie  auf  anderem  Boden  zu 
gewinnen  strebt.  Dieser  Faktor  ist  Indolenz.  Die  Selbstverant- 
wortlichkeit hat  die  Menschheit  auf  die  Höhe  der  heute  erreichten 
gesellschaftlichen  Leistungsfähigkeit  gehoben  und  in  ihr  sind  die 
Voraussetzungen  für  die  Fortsetzung  des  bisherigen  Entwicklungs- 
ganges. Das  Prinzip  der  Selbstverantwortlichkeit  legt  dem  Individuum 
die  Pflicht  auf,  alle  körperlichen  und  physischen  Kräfte  in  erster 
Linie  in  den  Dienst  seines  ökonomischen  Interesses  zu  stellen.  Es 
ist  kein  Postulat,  das  die  Sozialpolitik  aufstellt,  aber  ohne  dieses 
Prinzip  geht  das  Pflichtbewußtsein  und  die  Berufstreue  unter,  die 
wir  als  Voraussetzungen  einer  erfolgreichen  sozialpolitischen  Wirk- 
samkeit kennen  gelernt  haben.  Freilich  nicht  die  absolute  elemen- 
tare Selbstverantwortlichkeit  ist  es,  die  heute  noch  in  Frage  kömmt, 
sondern  eine  modifizierte.  Das  Individuum  kann  in  seiner  Isoliertheit 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden,  daß  es  wirtschaftlich  untergeht, 
wenn  durch  die  wirtschaftliche  Konjunktur  ihm  die  Absatzmöglichkeit 
seiner  Ware  plötzlich  schwindet.  Die  individuelle  Verantwortlichkeit 
kann  heute  bei  der  Unübersichtlichkeit  der  Marktverhältnisse  kaum 
auf  die  Berufswahl  ausgedehnt  werden,  sie  ist,  soU  sie  auch  in  dieser 
Richtung  Geltung  haben,  an  Voraussetzungen  geknüpft,  die  nur  durch 
-ein  gesellschaftliches  Wirken  erfüUt  werden  können.  Es  kann  dem 
Individuum  eine  Verantwortlichkeit  erst  aufgeladen  werden,  wenn  ihm 
die  Möglichkeit  geboten  ist,  jene  Eigenschaften  zu  erwerben,  die  es 
in  Stand   setzen,    eine  gesellschaftlich  gewertete  Tätigkeit   auszuüben. 

Aber  ist  der  einzelne  an  die  Stelle  gelangt,  an  der  er  durch  seine 
Arbeit  der  Gesellschaft  Dienste  leisten  kann,  dann  muß  er  sich  auch 
jeden  Augenblick  bewußt  bleiben,   daß  er  Pflichten  übernommen  hat 

V.  Zwiedineck:  Sozialpolitik.  10 


146  I^as  Arbeitsgebiet.    Ziele,  Wege  und  Möglichkeiten. 

und  daß  er  bei  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  dem  Elend  verf ällty 
denn  ohne  Pflichttreue  kann  die  Gesellschaft,  wie  immer  sie  gestaltet 
sein  mag,  nicht  existieren.  Ja  die  Selbstverantwortlichkeit  geht  doch 
auch  heute  noch  so  weit,  daß  von  einzelnen  die  tunlichst  energische 
Mitwirkung  und  Unterstützung  der  gesellschaftlichen  Funktionen  er- 
wartet werden  kann,  z.  B.  daß  die  Suche  nach  Erwerbsmöglichkeit 
vom  Erwerbslosen  selbst  aus  allen  Kräften  gefördert  wird,  daß  für 
leichtfertige  Arbeitskündigung  er  gewisse  Folgen  zu  tragen  hat  u.  dgL 

Wirkliche  Gefahren  drohen  dem  Prinzipe  auf  dem  Gebiete  der 
sozialen  Versicherung,  weshalb  gerade  dort,  besonders  in  der  Arbeits- 
losenversicherung, die  Sozialpolitik  beachten  muß,  daß  sie  mit  ihren 
Mitteln  nicht  die  Wirtschaftlichkeit  gefährdet.  Auch  alle  sozialpoli- 
tischen Ziele  sollen  nach  dem  ökonomischen  Prinzip  verfolgt  werden: 
das  heißt  sie  sollen  mit  dem  möglichst  geringsten  Aufwand  von 
Kraft  erreicht  werden. 

Die  hier  berührte  Grenze  betrifft  nicht  mehr  die  Sozialpolitik 
schlechthin,  sondern  vor  allem  die  Methode.  Es  fragt  sich,  wie  weit, 
bei  aUer  Zweckmäßigkeit  staatlicher  Ingerenz,  dieser  doch  von  der 
Erwägung  aus  Schranken  gezogen  werden  müssen,  daß  die  Individuen 
selbst,  wenigstens  organisiert,  noch  viel  Kraft  aufzubringen  vermöchten, 
die  ungenutzt  bleibt,  wenn  schon  der  Staat  die  viel  seh  werf  äUigere 
Maschine  in  Funktion  setzt. 

Und  dabei  sehen  wir  von  den  Schattenseiten  des  Überhand- 
nehmens  bureaukrati sehen  Geistes  in  der  Sozialpolitik  ganz  ab.  Es 
gilt  nur  vor  aUem,  auch  die  Möglichkeit  einer  Unterbindung  der 
Persönlichkeits-Entwicklung  hintanzuhalten,  die  mit  der  Staatsingerenz 
verbunden  ist.  Gerade  in  der  Wahrung  eines  gewissen  Maßes  von 
Selbstverantwortung  ist  das  Individualprinzip  zu  entwickeln  und  zu 
erhalten,  und  ganz  widersinnig  ist  es,  die  Sozialpolitik  mit  individual- 
prinzipiellen  Auffassungen  stützen  zu  woUen,  sie  aber  anderseits  durch 
die  Mittel  und  Wege  zu  untergraben. 

Handelt  es  sich  bei  der  eben  erwähnten  Grenze  immerhin  noch 
um  eine  Begrenzung  von  Zweckmäßigkeits-Gesichtspunkten  aus,  also 
um  eine  Frage  des  Sollens,  so  ist  noch  viel  entscheidender,  daß  alle 
Ausgleichstendenzen  der  Sozialpolitik  an  der  menschlichen  Natur 
selbst  allem  Anscheine  nach  unüberschreitbare  Grenzen  findet.  Daß 
alle  Vergesellschaftung  sich  mit  der  Bildung  von  Klassen  und  mit 
dem  Entstehen  von  Klassengegensätzen  vollzieht,  ist  nicht  bloß  eine 
historische,  sondern  aller  Wahrscheinlichkeit  eine  natürlich  bedingte 
Erscheinung.  Was  Treitschke  etwas  massiv  mit  den  Worten  aus- 
drückte: es  muß  immer  Dienstboten  geben,  wo  es  Kulturfortschritt 
gibt,  ist  auch  von  sozialistischen  Theoretikern  von  Considerant  bis 
Lagardelle  wiederholt  ausdrücklich  anerkannt  worden.  Die  „Klassen- 
losigkeit"  ist  ein  Phantom.     Und  die  oligarchischen  Tendenzen  in  der 
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Gesellschaft  (Michels)  werden,  selbst  die  radikalste  wirtschaftliche 
Gleichmacherei  vorausgesetzt,  immer  mindestens  politische  Klassen-' 
Schichtungen  herbeiführen.  Und  wenn  selbst  der  Unterschied  zwischen 
Besitzenden  und  Mchtbesitzenden  überwunden  werden  könnte,  aus 
dem  ökonomischen  Unterschied  zwischen  Gelernten  und  Ungelernten 
würde  der  Klassengegensatz  doch  herauswachsen,  und  wie  in  der 
Politik  die  Abhängigkeit  der  Mehrheit  von  einer  organisierten  Minder- 
heit nicht  ausgemerzt  werden  kann  —  auch  nicht  in  der  Demo- 
kratie —  so  wird  die  Abhängigkeit  einer  Mehrheit  Minderfähiger  von 
einer  Minderheit  Fähigerer  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  zur 
Klassenschichtung  führen.  „Gerade  in  der  Gewerkschaftsbewegung 
tritt  die  Diskrepanz  zwischen  den  einzelnen  Arbeiter  schichten  deutlich 
zutage",  denn,  wie  Michels  hervorhebt,  die  oligarchische  Tendenz  liegt 
auch  im  Wesen  der  Organisation.  Selbst  wenn  es  der  Unzufrieden- 
heit der  Massen  einmal  gelingen  sollte,  die  herrschende  Klasse  ihrer 
Macht  zu  berauben,  müßte  sie  doch  notwendig  im  Schöße  der  Massen 
selbst  eine  neue  organisierte  Minderheit  vorfinden,  die  das  Amt  einer 
herrschenden  Klasse  übernähme  (Mosca). 

Es  mag  sein,  daß  die  stärkere  Erfüllung  aller  Geister  mit  dem 
Glauben  an  eine  sozialistische  Zukunft,  daß  die  demokratische  und 
proletarisch-revolutionäre  Bewegung  die  oligarchischen  Tendenzen  zu 
hemmen  vermag,  daß  eine  Yerlangsamung  der  ökonomischen  und 
sozialen  Entfremdung  auch  die  Trennung  der  Idealwelt  bei  den  ver- 
schiedenen Arbeiterschichten  verzögern  wird:  immer  wird  die  Sozial- 
politik damit  zu  rechnen  haben,  daß  der  aufsteigende,  zu  leitenden 
Funktionen  berufene  Proletarier  dazu  neigt,  den  proletarischen  Inte- 
essen  abzusterben. 

Ganz  ähnlich  wie  dieses  Streben  nach  Einfluß  und  Vorgesetztsein 
in  einer  Vielheit  Einzelner  auch  innerhalb  des  Proletariats  zur  Geltung 
kommt  und  den  Schichtungsprozeß  perpetuiert,  wird  auch  der  selbst 
im  Kulturmenschen  noch  nicht  abgestorbene  Kampfsinn  -weiter  wirk- 
sam bleiben.  Die  Leistungen  der  Sozialpolitik  können  daher  höchstens 
darin  bestehen,  die  Formen,  in  denen  sich  dieser  Kampfsinn  betätigt, 
zu  bestimmen,  und  den  Kampf  der  Gruppen  gegeneinander  auf  das 
möglichst  niedrige  Maß  wirtschaftlicher  und  kultureller  Schädigung 
zu  beschränken,  nicht  zu  unterdrücken. 


4.  Grenzen  in  den  Knlturidealen. 

Man  könnte  schon  die  Beschränkung  der  Sozialpolitik  durch  das 
Prinzip  der  Selbstverantwortung  in  diese  letzte  Gruppe  von  Grenzen 
einschalten,  wie  sie  ja  auch  wirtschaftlichen  Charakter  hat,  denn  die 
Erhaltung  der  Selbstverantwortlichkeit  ist  selbst  auch  ein  Kultur^ 
und  ein  Wirtschaftsproblem.     Aber  es   handelt  sich  hier  auch  noch 
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darum,  daß  die  Yon  Kulturidealen  ausgehende  Sozialpolitik  geradezu 
an  den  Voraussetzungen  der  Kulturfortsetzung  Schranken  finden  kann. 

Not  ist  die  Mutter  der  Arbeit,  und  Arbeit  ist  die  Mutter  der 
Kultur.  So  hat  Carneri  die  Tatsache  formuliert,  daß  es  eine  Vor- 
bedingung für  die  Erlangung  einer  hohen  Kultur  nachweisbar  in  der 
Geschichte  der  Menschheit  wiederholt  gewesen  ist,  daß  die  Menschen 
durch  irgendeinen  Zwang  zu  harter  Arbeit  unterworfen  waren  (Seeck). 
Sowohl  klimatische  Ungunst  als  auch  sozialer  Druck  haben  solchen 
kultur- fruchtbaren  Zwang  ausgeübt.  Wenn  nun  Sozialpolitik  Not 
überwinden  wiU,  so  scheint  sie  damit  die  Arbeitsnotwendigkeit  und 
demzufolge  die  Kulturmöglichkeit  in  Frage  zu  stellen.  Allein  für 
Not  braucht  die  Menschheit,  wenn  sie,  auf  einer  gewissen  Kultur- 
stufe angelangt,  eine  gewisse  Bevölkerungsdichte  aufweist  und  die 
Vermehrung  fortsetzt,  nicht  zu  sorgen.  Den  so  zahlreich  und  so  be- 
dürfnisreich gewordenen  Menschen  ist  der  Kampf  mit  der  Kargheit 
der  Natur  auferlegt  und  in  der  sozialisierten  Wirtschaft  diktiert  der 
Kampf  ums  Dasein  die  Not. 

Nicht  von  dieser  Seite  her  also  droht  dem  Kulturfortschritt  Ge- 
fahr, wohl  aber  von  einer  in  manchen  sozialpolitischen  Ideen  wirk- 
samen Egalisierungstendenz.  Wenn  sich  bei  gleichbleibender  ge- 
sellschaftlicher Leistungsfähigkeit  die  Lebensführung  der  Masse  heben 
soll,  so  ist  diese  Wandlung  wohl  kaum  denkbar,  ohne  daß  auf 
manche  Kulturspitzenleistung,  wie  man  sie  nennen  könnte,  verzichtet 
werden  muß.  Es  ist  nun  gewiß  eine  maßlose  Übertreibung,  daraus 
schon  schlechthin  eine  Gefahr  für  den  Kulturfortschritt  ableiten  zu 
wollen.  Abgesehen  davon,  daß  mit  Verbesserung  der  sozial  wirtschaft- 
lichen Organisation  eine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  zu  er- 
warten ist,  ist  vieles  von  den  Kulturspitzen  für  die  reelle  Kulturfort- 
setzung belanglos. 

Wohl  aber  ist  zu  bedenken,  daß  die  meisten  Fortschritte  in  der 
Genußkultur  immer  erst  als  Spitzenleistungen  möglich  werden,  d.  h. 
in  so  engem  beschränktem  Ausmaß,  daß  nur  wenige  Leistungsfähige, 
natürlich  Besitzende  vor  allem,  derselben  teilhaftig  werden  können. 
So  ist  eine  gewisse  Ungleichheit  der  Vermögensverhältnisse  Voraus- 
setzung für  dieses  tastende  Vorwärtsschreiten  der  kulturellen  Leistungs- 
fähigkeit, und  deshalb  würde  die  sozialpolitische  Ideenwelt  ihren 
kulturidealen  Grundzug  verleugnen  müssen,  wenn  sie  in  der  Aus- 
gleichungstendenz zu  weit  gehen  wollte. 

Kulturentwicklung  vollzieht  sich  also,  soweit  soziologische  Be- 
obachtungsreihen zurückreichen,  nur  schichtenweise,  und,  was  dabei 
auch  zu  beachten  ist,  sie  vollzieht  sich  unter  dem  Einfluß  höchst 
individueller  Geistesbildung.  Gerade  die  gesellschaftlich  wirkungs- 
vollsten Kulturerrungenschaften  der  neueren  Zeit  sind  vielfach  — 
auch  hier  hat  man   sich  freilich  vor  Generali sierungen  zu  hüten  — 
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möglich  geworden  dank  der  Ausbildung  der  höheren  Geistesfunktionen. 
Wir  schätzen  nun  gewiß  die  Leistungen  der  persischen  und  sonstigen 
orientalischen,  auch  der  chinesischen  und  japanischen  Hausfleiß-Kultur 
in  ihren  Teppichen,  Geweben,  Waffen  usf.,  die  aus  einem  Milieu  ein- 
töniger, zäher,  überwiegend  mechanischer  Arbeit  entstehen.  Zur  Aus- 
bildung jener  höheren  Geistesfunktionen  aber,  die  unsere  europäische 
Kultur  immer  wieder  um  ein  Stück  vorwärts  schieben,  gehört  Muße 
und  ein  gewisses  Wohlleben,  die  als  durchschnittliche  nicht  entfernt 
gedacht  werden  können,  so  daß  damit  schon  stets  eine  schichtenweise 
Verschiedenheit  des  Lebensführungs-Niveaus  bedingt  sein  wird.  „Wer 
mit  der  Misere  des  Alltags  unablässig  Auge  um  Auge  zu  kämpfen 
hat,  der  bleibt  sein  Leben  lang  Muskelmensch,  ohne  die  Eignung  zu 
erlangen,  sich  zum  Nervenmenschen  herauszuarbeiten.  Der  Sklave 
gibt  seinem  Herrn  die  nötige  Muße,  Herr  sein  zu  können"  (Ludwig 
Stein).  Nicht  mit  der  schroffen  Konsequenz  des  letzten  Satzes,  wohl 
aber  im  Kern  liegt  in  dieser  Abhängigkeit  der  raffinierten  Nerven- 
arbeit, die  schon  unsere  moderne  Technik  voraussetzt,  von  einem 
gewissen  relativen  Wohlstand  die  eherne  Notwendigkeit,  die  Güter, 
die  der  Gesellschaft  zur  Verfügung  stehen,  ungleich  zu  verteilen. 
Eine  Notwendigkeit,  der  sich  auch  die  Leitung  einer  kommunistischen 
Gemeinschaft  nicht  widersetzen  könnte,  wenn  sie  nicht  auf  Weiter- 
reifung der  Technik  und  wenn  sie  nicht  auf  Kunst  verzichten  wiU. 
Und  über  eines  muß  sich  die  sozialpolitischen  Idealen  folgende  Ge- 
sellschaft allerdings  auch  klar  sein:  sie  wird  keine  unvergänglichen 
Pyramiden,  keine  Bacchustempel  von  gigantischer  Größe,  ja  kaum  mehr 
Denkmäler  von  der  Wucht  der  altrömischen  Bauwerke  schaffen.  Sie 
wird  sich  abfinden  müssen  mit  der  engeren  Großartigkeit,  zu  der  ihr 
monumentale  Nutzbauten  wie  die  eiserne  Firth  of  Forth- Brücke  mit 
500  m  Offnungen  oder  die  steinerne  Isonzobrücke,  ungeheure  Tal- 
sperren u.  dgl.  Gelegenheit  geben. 

Eine  weitere  Frage  ist  die,  ob  gerade  der  Sieg  der  europäischen  Kultur 
gegenüber  der  anderer  Rassen  gesichert  bleiben  soll.  Für  die  Entscheidung 
zwischen  der  weißen  gegenüber  der  gelben  Rasse,  die  ja  in  erster  Linie  in  Frage 
steht,  kommt  es  wahrscheinlich  wohl  auf  den  Grad  der  natürlichen  Auslese  an. 
Daher  kann  das  Kulturschicksal  wohl  auch  insofern  mit  der  Sozialpolitik  ver- 
knüpft sein,  als  die  Möglichkeit  einer  Beeinflussung  der  natürlichen  Auslese 
durch  die  Mittel  der  Sozialpolitik  nicht  in  Abrede  zu  stellen  ist.  Speziell  ein© 
Verschlechterung  der  Auslese  glaubt  man  der  Kleinhaltung  der  Kinderzahl,  den 
Einflüssen  der  sozialen  Hygiene  und  gerade  der  individualistischen  Richtung  der 
Humanität  zuschreiben  zu  können.  Die  Fragen  sind  alle  noch  sehr  kontrovers. 
Daß  in  generativer  Hinsicht  die  gelbe  Rasse  der  weißen  heute  überlegen  ist, 
wird  kaum  zu  bestreiten  sein.  So  ist  es  natürlich  auch  sehr  fraglich,  ob  es  un- 
bedingt gegen  die  Sozialpolitik  spricht,  wenn  sich  der  Sieg  in  diesem  Kampf, 
der  sich  ja  immer  mehr  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  abspielen  wird,  der  gelben 
Rasse  zuneigen  wird,  etwa  weil  die  Chinesen  fortwährend  einem  außerordent- 
lich harten  Daseinskampf  und  einer  so  viel  strengeren  Auslese  unterworfen  sind, 
während  unsere  Sozialpolitik  den  Kampf  ums  Dasein  mildern  will. 
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Jedes  Volk  neigt  dazu,  an  die  Richtigkeit  seiner  Kultur  axiomatisch  zu 
glauben ,  so  auch  die  europäischen  Völker  ungeachtet  eines  wahrlich  nicht  be- 
deutungslosen Schwankens  der  Kulturrichtungen  (wenigstens  verglichen  mit  der 
erstaunlichen  Konstanz  der  ethischen  Kultur  der  Chinesen).  Sollte  die  Reaktion 
gegen  soziale  Mißstände,  die  im  Wege  des  Daseinskampfes  aufgetreten  sind, 
kurz  sollte  die  Sozialpolitik  zum  Unterliegen  der  ganzen  sozialpolitisch  „ver- 
seuchten" Rasse  gegenüber  einer  anderen  Kultur  führen,  weil  wir  infolgedessen 
in  der  Strenge  der  Auslese  zurückbleiben,  so  kann  das,  abgesehen  von  der  Ent- 
fernung des  Zeitpunktes,  in  dem  die  Gefahr  aktuell  wird,  wohl  kaum  bestimmend 
werden  für  eine  Änderung  der  Kulturideale,  die  die  letzte  Grundlage  unseres 
Strebens  nach  Erhaltung  gesellschaftlicher  Einheit  und  die  die  treibende  Kraft 
für  die  ungeheure  sozialpolitische  Arbeit  bilden,  die  geleistet  werden  soll  und 
geleistet  wird. 
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ZWEITER  TEIL 

DIE  EINZELNEN  PROBLEME 


I  Organisation  der  Sozialpolitik 

Siebzehntes  Kapitel. 

Die  Träger  der  Sozialpolitik. 

Sozialpolitik  ist,  wie  wir  sahen,  immer  auf  ein  Paralysieren  der 
Macht  des  Kapitalismus  gerichtet.  Alles,  was  an  Sozialpolitik  prak- 
tisch geleistet  wird,  läßt  sich  in  eine  der  folgenden  Hauptkategorien 
von  Mitteln  einreihen. 

A.  Vorkehrungen  und  Maßnahmen,  die  auf  die  Beeinflussung- 
d.es  Willens  der  Menschen  gerichtet  sind,  von  deren  Verhalten,  Tun 
und  Lassen  die  sozialen  Zustände  vornehmlich  abhängen.  Es  sind 
dies  entweder 

a)  strikte  Normen,  durch  die  das  sozial  relevante  Handeln  un- 
mittelbar reguliert  wird,  durch  die  Rechte  und  Pflichten  be- 
gründet werden  sollen,  z.  B.  das  Gebot  der  Lohnauszahlung  in 
barem  Geld,  das  Verbot  von  Frauen-Nachtarbeit,  die  gesetzliche 
Beschränkung  der  Arbeitszeit,  Lohnerhaltungsschutz  u.  dgl.,  oder 

b)  Maßnahmen  der  Aufklärung,  Bildung,  Belehrung  und  Er- 
ziehung, sei  es  durch  Mustereinrichtungen,  Vorbilder,  Dar- 
stellungen in  öffentlichen  Museen,  Ausstellungen  u.  dgl.,  sei 
es  im  Wege  des  Unterrichtes.  Hier  ist  die  Einwirkung  auf 
den  Willen  im  Wege  der  Erkenntnis  angestrebt.  Letztes  Ziel 
ist  freies,  aber  den  sozialpolitischen  Idealen  entsprechendes. 
Handeln,  von  dem  die  sozialpolitisch  anzustrebenden  Zustände 
zu  erwarten  sind. 

B.  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  der  Verwaltung,  die 
durch  ihr  Funktionieren  selbst  schon  Mängel  der  sozialen  Struktur 
beheben  und  Lücken  in  dem  im  übrigen  freier  Betätigung  überlassenen 
Wirtschaftsorganismus  ausfüllen,  also  Einrichtungen,  durch  die  die 
Einzelnen,  indem  sie  sich  ihrer  bedienen,  in  dem  Kampf  um  ihre 
Existenz  eine  Erleichterung  und  Förderung  erfahren:  hierher  gehören 
die  Einrichtungen  zur  Arbeitsbeschaffung,  die  Organisierung  rascher 
und  billiger  Rechtspflege  für  spezielle  Arbeiterfragen,  Organe  zur  Be- 
ratung der  Arbeiter,  Arbeitsämter,  Arbeitersekretariate. 

C.  Einrichtungen  und  Vorkehrungen  wirtschaftlichen  Cha- 
rakters, die  unmittelbar  auf  die  Förderung  der  wirtschaftlichen  Kraft 
und  Leistungsfähigkeit  gerichtet  sind,  insbesondere  auch  auf  unmittel- 
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bare  Förderung  der  Bedürfnisbefriedigung  der  arbeitenden  Klassen^ 
seien  es  materielle  oder  kulturelle  Bedürfnisse:  Bodenpolitik  öffent- 
licber  Körperschaften,  Beschaffung  billiger  gesunder  Wohnungen,  bil- 
liger Nahrung  und  sonstiger  Konsumartikel;  hierher  gehört  auch  der 
ganze  Komplex  Yon  Versicherungseinrichtungen,  wie  auch  die  Ver- 
anstaltungen zur  Beseitigung  von  Arbeitslosigkeit  u.  dgl. 

D.  Maßnahmen  zur  Kraftentwicklung  durch  Konzentration  der 
vorhandenen  Kräfte  auf  Seite  der  durch  den  Kapitalismus  gefährdeten 
Arbeiterindividuen,  vor  allem  durch  Organisation,  durch  Vereinigung 
und  Verständigung  der  Berufsgenossen  über  die  Gleichartigkeit  ihrer 
Interessen  gegenüber  dem  Kapital,  Ordnung  der  Massen  innerhalb  der 
sozialen  Gruppen,  sei  es  nach  beruflichen,  sei  es  nach  anderen  Gesichts- 
punkten, die  sich  aus  dem  gemeinschaftlichen  Interessenkreis  des  Be- 
rufsstandes ableiten  lassen. 

In  alle  diese  Betätigungsmöglichkeiten  teilt  sich  eine  Vielheit 
von  Trägern  der  Sozialpolitik.  Träger  nennen  wir  alle  jene  Faktoren, 
die  an  der  Verwirklichung  der  sozialpolitischen  Ideen  mitarbeiten, 
d.  h.,  die  als  Träger  oder  Förderer  einer  der  genannten  Maßnahme 
wirken.  Als  solche  kommen  in  Betracht:  1.  der  Staat  und  andere 
Träger  öffentlich-rechtlicher  Gewalt,  also  insbesondere  die  Gemeinden; 
2.  die  Arbeiter;  3.  die  Arbeitgeber;  4.  gemeinnützige  Körperschaften 
als  Organisationen  unbeteiligter  Dritter. 

Natürlich  sind  diese  Träger  der  Sozialpolitik  vielfach  auch  gleich- 
zeitig Träger  der  sozialpolitischen  Ideen.  Denn  wie  sehr  auch  der 
Staat  als  Träger  der  praktischen  Sozialpolitik  in  den  Vordergrund 
gerückt  werden  kann  und  gerückt  zu  werden  pflegt,  neben  ihm  sind 
auch  andere  soziale  Gruppen  und  trotz  mancher  Einwendungen,  die 
dagegen  erhoben  werden,  auch  die  einzelnen  Individuen  wichtige  Fak- 
toren unter  den  Trägern.  Die  staatliche  Organisation  als  Trägerin 
praktischer  Sozialpolitik  realisiert  in  der  Hauptsache  die  Ideen  der 
mächtigsten  politischen  Gruppen,  der  Parteien.  Höchstens  die  staat- 
lichen Organe,  die  sogenannte  Regierung,  vertreten  selbst  eventuell 
sozialpolitische  Ideen  und  Richtungen,  nicht  der  Staat  als  solcher. 
Im  konstitutionellen  Staat  kann  die  Regierung  und  kann  auch  der 
eine  der  gesetzgebenden  Faktoren,  der  Monarch,  sozialpolitische  Maß- 
nahmen wollen:  wo  die  Parteigestaltung  eine  ungünstige  ist,  scheitert 
dieses  Wollen,  soweit  Akte  der  Gesetzgebung  in  Frage  stehen. 

Damit  ist  aber  noch  keineswegs  Sozialpolitik  unmöglich  ge- 
macht, nicht  einmal  die  Staatsgewalt  braucht  darum  zu  verzichten, 
weil  die  gesetzgebenden  Körper  nicht  wollen.  Ihr  bleibt  in  der 
Regel  die  Ausnutzung  der  Administrativgewalt  im  Dienste  der  Sozial- 
politik. Wo  aber  auch  diese  Möglichkeit  fehlt,  da  erweitert  sich 
eben  der  Aufgabenkreis  für  die  anderen  Träger  der  praktischen  So- 
zialpolitik. 
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Von  einer  eigentliclien  Arbeitsteilung  unter  den  verschiedenen 
Trägern,  etwa  im  Sinne  der  obigen  Kategorisierung,  kann  überhaupt 
nicht  geredet  werden.  Nicht  einmal  das  Gebiet  der  Norm  Setzung 
(oben,  lit.  A,  a)  ist  der  staatlichen  Gewalt  —  was  ja  am  nächsten 
läge  —  vorbehalten.  Auch  die  proletarische  Organisation  kann  ohne 
Willensbindung  gegenüber  den  Massen  nicht  zu  Erfolgen  führen.  Schon 
die  Methode  der  kollektiven  Yertragsschließung  (Tarifvertrag),  eines 
der  wichtigsten  Mittel  der  Organisationen,  ist  nichts  als  eine  Norm- 
setzung für  das  Verhalten  der  Individuen  bei  Abschließung  von  Ar- 
beitsverträgen. Anderseits  kann  aber  auch  die  staatliche  Sozialpolitik 
vielfach  gar  nicht  auf  die  Organisierung  der  Arbeiter  verzichten,  wenn 
sie  die  sozialpolitischen  Ziele  auf  kürzestem  Wege  verfolgen  will, 
und  wenn  sie  das  ökonomische  Prinzip  in  der  Wahl  der  Mittel  be- 
obachtet. Gerade  die  soziale  Einkommenpolitik  führt  dahin:  die  Staats- 
gewalt fördert  z.  B.  die  Organisationen,  wenn  sie  ihren  Lieferanten 
die  Berücksichtigung  von  Gewerkvereinslöhnen  in  den  Bedingnisheften 
auferlegt,  sie  muß  die  Organisierung  der  Arbeiter  anregen,  wenn  sie 
die  Lohngestaltung  durch  Tarifgemeinschaften  gesichert  sehen  will, 
kurz,  die  staatliche  Sozialpolitik  hat  oft  genug  Anlaß,  die  Selbsthilfe 
zu  entwickeln,  mag  sie  das  nun  eventuell  auch  mit  Zwangsnormen 
oder  auf  administrativem  Wege  durchführen,  auch  sie  erscheint  dann 
zunächst  als  Trägerin  gerade  dieses  Mittels  der  Sozialpolitik. 

Ist  die  zielbewußte  einseitige  Wahrnehmung  des  Interesses  einer 
sozialen  Gruppe  an  sich  gleichwohl  das  Gegenteil  von  Sozialpolitik, 
m  liegt  bezüglich  der  Interessenpolitik  der  Arbeiter  die  Sache  da- 
durch anders,  daß  die  Hebung  der  Macht  der  Arbeiterklasse  primäres 
Ziel  der  Sozialpolitik  ist.  Nur  dürfen  Sozialpolitik  und  Interessen- 
politik der  Arbeiterorganisationen  namentlich  nicht  identifiziert  wer- 
ben. Es  ist  mit  obigem  keineswegs  gesagt,  daß  alle  und  jede  Maß- 
nahme der  Arbeiter  zur  Förderung  ihres  Vorteiles  sozialpolitischen 
Idealen  entsprechen  müssen.  Ja,  bei  einigen  von  den  Gewerkvereins- 
prinzipien  (namentlich  den  englischen),  ist  der  unsoziale  monopo- 
listische Charakter  ganz  evident,  so  wenn  sie  den  Zugang  zu  einem 
Gerwerbe  erschweren.  Gegenüber  solchem  Partikularismus  der  Gruppen 
wird  die  universelle  Tendenz  autoritärer  Politik  nie  entbehrt  werden 
können. 

Nicht  minder  wichtig  ist  die  von  anderer  Seite  umstrittene  Frage, 
ob  planmäßiges,  in  der  Richtung  sozialpolitischer  Tendenzen  sich  be- 
wegendes Verhalten  und  Handeln  der  Arbeitgeber  als  praktische 
Sozialpolitik  zu  akzeptieren  ist.    Wir  bejahen  die  Frage. 

Eine  Reihe  von  Aufgaben  sozialpolitischen  Charakters  im  eigent- 
lichen Sinne  ist  überhaupt  nur  unter  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  zu 
lösen.  Überall,  wo  das  vorhin  als  erforderlich  bezeichnete  Maß  von 
sozialer  Einsicht  und  auch  Kenntnissen  vorhanden  ist,  wird  der  Unter- 
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nehmer,  indem  er  freiwillig  und  aus  der  Überzeugung  kollektiver 
Zweckmäßigkeit  heraus  die  Maßnahmen  und  Einrichtungen  trifft,  die 
das  gesellschaftliche  Interesse  erheischt,  eine  eigentlich  autoritäre  Sozial« 
politik  auf  vielen  Gebieten  sozialpolitischer  Arbeit  entbehrlich  machen 
können.  Soziale  Aufklärung  soll  letzten  Endes  stets  dahin  führen. 
Entgegen  mancher  hiervon  abweichenden  Auffassung  ist  die  als^ 
„Arbeiterwohlfahrtspflege"  bezeichnete  Fürsorgetätigkeit  der  Unter- 
nehmer, sofern  sie  als  Ausfluß  sozialpolitischer  Gesinnung  geübt  wird^ 
jedenfalls  als  sozialpolitisch  wichtiges  Vorgehen  einzuschätzen,  selbst 
wenn  mit  solcher  Fürsorgetätigkeit  eine  günstige  Wirkung  für  di& 
eigene  Unternehmung  verknüpft  und  beabsichtigt  sein  sollte.  Voraus- 
setzung für  diese  Anerkennung  ist,  daß  die  Einrichtungen  dem  Durch- 
schnitte der  Fürsorge  aller  gleichartigen  Betriebe  vorauseilt  und  die 
Hebung  des  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Niveaus  der  Arbeiter  al» 
das  in  erster  Linie  leitende  Motiv  erscheint.  So  unkontrollierbar  diesa 
letzte  Voraussetzung  theoretisch  erscheint,  in  der  Praxis  liegen  die 
Dinge  in  der  Regel  viel  klarer.  Männer  wie  Abbe  und  Freese  sind 
durch  ihre  Taten,  nicht  allein  durch  ihre  Ideen  hervorragende  Sozial- 
politiker (vgl.  darüber  22.  Kapitel). 

Alle  Sozialpolitik  bedeutet  ein  Eingreifen  in  den  Verlauf  der  Dinge,  soweit, 
er  eben  den  sozialen  Interessen  zuwiderläuft,  insbesondere  wo  das  Verhalten  der 
Individuen  dem  nicht  entspricht.  Wo  ein  solches  Zuwiderlaufen  nicht  konsta- 
tierbar ist,  wo  die  Individuen  in  der  Verfolgung  ihrer  eigenen,  namentlich  kapita- 
listischen Ziele  den  sozialen  Interessen  Rechnung  tragen,  da  wird  Sozialpolitik 
nicht  mehr  notwendig.  Insofern  erscheint  es  allerdings  auch  nicht  logisch,  dieses- 
korrekte  Handeln  selbst  als  Sozialpolitik  zu  bezeichnen.  Die  Wohlfahrtspflege 
durch  Arbeitgeber  ist  denn  auch  nicht  schon  an  sich  Sozialpolitik,  namentlich 
dann  nicht ,  wenn  eigene ,  nicht  soziale  Interessenförderung  das  Motiv  der 
Wohlfahrtseinrichtungen  ist.  Und  dennoch  steht  das  nicht  der  Auffassung  im 
Wege,  daß  man  gewisse  Einrichtungen,  die  an  sich  den  Unternehmern  her- 
kömmlicher Weise  gar  nicht  zufallen,  gleichwohl  als  sozialpolitische  Maß- 
nahmen anerkennt,  sofern  damit  eine  Leistung  im  Geiste  sozialpolitischer  Ziele- 
prästiert  wird,  deren  Erfolg  dem  Unternehmer  selbst  nur  zum  geringeren  Teil 
zugute  kommen  kann.  Wenn  z.  B.  ein  Unternehmer  für  die  Bildung  seiner  Ar- 
beiter Nennenswertes  leistet,  wenn  er,  ohne  dem  Stellungswechsel  derselben 
Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  ein  Kasino,  Spareinrichtungen,  günstigere 
Konsumverhältnisse,  billige  Wohnungen  u.  dgl.  schafft,  ist  ein  solches  uner- 
zwungenes  Vorangehen  mindestens  im  Hinblick  auf  seine  Mustergültigkeit 
als  Akt  individueller  Sozialpolitik  zu  registrieren.  Sofern  solchen  Einrichtungen 
im  Sinne  Abbes  geradezu  mit  Rechtseinräumung  erziehliche  Tendenz  und 
Wirksamkeit  innewohnt,  sind  sie  als  sozialpolitische  Maßnahmen  zu  beurteilen^ 
auch  trotz  eines  vielleicht  mitspielenden  individualwirtschaftlichen  Motivs. 

Inkonsequent  ist  es  aber  ohne  Zweifel,  Staat  und  Gemeinde  als  Träger  der 
Sozialpolitik  auch  insofern  gelten  zu  lassen,  als  sie  in  ihrer  Stellung  als  Arbeit- 
geber sozialpolitische  Gesichtspunkte  verfolgen,  den  Privatunternehmern  jedoch, 
diese  Bedeutung  ihres  Verhaltens  absprechen  zu  wollen. 

Der  berufenste  Träger  der  Sozialpolitik  ist  der  Staat.  Das  folgt 
notwendig  schon  daraus,  daß  das  kraftvollste  Mittel,  mit  dem  sozial- 
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politische  Ideen  in  Wirkliclikeit  umgesetzt  werden,  die  Gesetzgebung 
ist,  und  daß  die  Reform  des  Rechts,  sei  es  mit  Änderung  bestehender, 
sei  es  mit  Schaffung  neuer  Normen,  nur  getragen  von  der  staatlichen 
Organisation  denkbar  ist.  Wenn  auch  gleichwohl  sozialpolitische  Er- 
folge im  Kampf  der  Parteien  von  der  arbeitenden  Klasse  errungen 
werden,  so  wird  die  Sicherung  der  Errungenschaft  (wie  namentlich 
auf  dem  Gebiete  des  spezifischen  Arbeiterschutzes)  erst  durch  die 
gesetzliche  Festlegung  gegenüber  den  Schwankungen  in  der  Über- 
legenheit der  Parteien  erreicht. 

Daß  der  Staat  der  Träger  der  Sozialpolitik  par  excellence  geworden 
ist,  daß  heute,  so  oft  auch  nur  Mißstände  irgendwelcher  Art  auf- 
tauchen, nach  dem  Staat  gerufen  wird,  hat  seinen  Grund  noch  beson- 
ders in  folgendem.  Wir  sahen,  daß  gewisse  Kenntnisse,  ein  gewisses 
Durchschauen  der  Abhängigkeiten  im  Wirtschaftsleben  und  eine  ge- 
wisse Objektivität  eine  Voraussetzung  rationeller  Sozialpolitik  ist. 
Bei  den  Parteien  sind  diese  Elemente  nur  selten  zu  finden.  Gerade 
die  große  Masse  der  Arbeiter  weiß  oft  am  wenigsten,  welches  die 
Wurzel  der  sozialen  Übel  ist,  unter  denen  sie  leiden  und  wo  der 
Hebel  einzusetzen  ist.  Zweifellos  darf  die  Erfüllung  dieser  Voraus- 
setzungen am  ehesten  bei  denjenigen  Faktoren  vermutet  werden,  die 
verhältnismäßig  am  wenigsten  Partei  sind  in  dem  Interessenkonflikt. 
Diese  am  wenigsten  Interessierten  sollten  die  Träger  der  staatlichen 
Gewalt  in  ihrer  Amtstätigkeit  sein  und  überwiegend  darf  angenommen 
werden,  daß  mit  fortschreitender  Entwicklung  des  beruflichen  Pflicht- 
bewußtseins die  Staatsorgane  diesen  Vorraussetzungen  tatsächlich  immer 
vollkommener  entsprechen.  Wo  das  politische  Parteiwesen  seine  Grund- 
linien durch  die  matea-ielle  Interessengruppierung  vorgezeichnet  erhält, 
wird  von  der  Gesetzgebung  am  wenigsten  erwartet  werden  können. 
Der  Staat  ist  dann  nicht  mehr  als  Ganzes,  was  er  sein  soUte:  die 
von  jedem  einzelnen  gewollte  und  bedurfte  Macht  der  Gesamtheit 
über  jeden  einzelnen.  Um  so  größer  wird  dann  die  Kraft  und  Be- 
deutung eines  sozial  gebildeten  und  vom  Pflichtbewußtsein  erfüllten 
Verwaltungsapparates.  Es  ist  eine  segensreiche  Wirkung  des  Kon- 
servatismus im  Staatsleben,  daß  Einrichtungen,  die  eine  fortschritt- 
liche Ära  gebracht,  nicht  sobald  verschwinden,  auch  wenn  die  fort- 
schrittliche Richtung  nicht  die  Oberhand  behält.  Sind  nur  einmal 
sozialpolitische  Traditionen  in  den  Organen  der  Staatsgewalt  lebendig, 
dann  versagt  der  Träger  Staat  niemals  mehr  ganz. 

Ein  absoluter,  für  aUe  Zeiten  gültiger  Standpunkt  gegenüber  dem 
Problem  der  Organisation  der  Sozialpolitik  ist  überhaupt  ausgeschlossen. 
Unter  dem  Einflüsse  besserer  Lebensführung,  die  gerade  dank  staat- 
licher Ingerenz  erreicht  werden  konnte,  wird  eine  Arbeiterbevölkerung 
rasch  eine  gewisse  Emanzipation  vollziehen.  Über  das  Tempo  dieser 
entscheidet    das    überwiegende    Temperament.     Im    allgemeinen    wird 
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nur  gesagt  werden  können:  Gegenüber  den  ganz  neuartigen  Entwick- 
lungsbedingungen, die  die  Klassen differenzierung  so  ungeheuer  zu 
steigern  vermocbte,  mußte  allenthalben  eine  sehr  starke  Aktivität  der 
autoritären  Sozialpolitik  am  Platze  sein.  In  dem  Maße  aber,  als  in 
den  breiten  Schichten  Mittel  und  Wege  zur  zweckmäßigen  Förderung 
der  eigenen  Interessen  immer  mehr  erkannt  werden,  muß  sich  der 
Aufgabenkreis  der  autoritären  Sozialpolitik  verschieben.  Es  wird  sich 
dann  mehr  darum  handeln,  gesetzliche  Grundlagen  zu  schaffen,  auf 
denen  die  Selbsthilfe  wirksam  werden  kann,  ohne  das  Gemeininteresse 
der  ganzen  Gesellschaft  zu  beeinträchtigen.  Aber  es  kann  natürlich 
immer  wieder  eine  Wendung  in  den  Entwicklungsbedingungen  ein- 
treten, die  eine  größere  Aktivität  des  Staates  fordert,  so  daß  diesem 
auch  in  der  unablässigen  Wachsamkeit  in  sozialpolitischen  Dingen 
eine  wichtige  Rolle  als  Träger  der  Sozialpolitik  zukommt. 

In  gemischten  Staatsformen  (Bundesstaat,  Staatenbund)  tritt  bald  der  Glied- 
staat, bald  der  Bund  als  Träger  der  Sozialpolitik  in  den  Vordergrund,  bald  ist 
das  Gebiet  gleichmäßig  aufgeteilt.  Bestimmend  hierfür  ist  meist  die  Verfassung, 
beziehungsweise  welche  Gesetzgebungsgebiete  dem  einen  und  dem  andern  zu- 
gewiesen sind. 

Die  überwiegende  Bedeutung  der  autoritären  Sozialpolitik  tritt  in  den 
europäischen  Kontinentalstaaten  am  meisten  hervor,  in  den  Ländern,  in  denen 
der  Geist  des  aufgeklärten,  absoluten  Königtums  noch  in  der  Verwaltung  lebendig 
ist  und  in  denen  mit  dem  Beamtentum  und  dessen  Traditionen  immerhin  wert- 
volle Voraussetzungen  für  die  objektive  Wahrnehmung  der  Gesamtstaats-  und  Ge- 
sellschaftsinteressen jedenfalls  da  und  dort  noch  erfüllt  sind.  In  England  wirkt 
die  autoritäre  Sozialpolitik  weit  mehr  subsidiär.  Den  Arbeitsvertragsparteien 
fällt  dort  weit  größere  Bedeutung  zu.  Das  hängt  schon  mit  dem  Grundzug  des 
öffentlichen  Lebens  zusammen.  Tradition  und  völkerpsychologische  Bedingungen 
bestimmen  dieses  und  damit  auch  die  Initiative.  In  England  waren  es  einige  gut 
organisierte  Berufe,  die  es  verstanden  haben,  selbst  Arbeitsgesetze  zu  entwerfen 
und  dem  Parlament  abzuringen,  wie  z.  B.  das  Verbot  der  übermäßigen  Schwänge- 
rung der  Webräume  mit  Wasserdämpfen  oder  dasjenige  betreffend  die  Sicherung 
der  Werklohnberechnung  (particular  clauses). 

Als  Träger  eines  umfassenden  Teiles  der  sozialpolitischen  Arbeit 
fungieren  nächst  dem  Staat  die  lokalen  Gebietskörperschaften,  vor 
allem  die  Großstadt  gemeinde.  Man  kann  hier  wohl  von  einer 
Spezialisation  reden,  die  sich  immer  mehr  vollzieht,  sofern  der  Ge- 
meinde wie  im  Bereich  der  Verwaltung  auch  in  der  Sozialpolitik  eine 
Reihe  von  Agenden  immer  ausschließlicher  zufallen. 

Gewisse  Verwaltungsaufgaben  waren  es,  die  anfänglich  ohne 
bewußten  Zusammenhang  mit  den  sozialpolitischen  Ideen  die  Ge- 
meindeverwaltungen in  das  sozialpolitische  Fahrwasser  getrieben  haben. 
So  entwickelt  sich  organisch  aus  der  Verwaltung  der  Armenpflege 
mit  der  rationelleren  Gestaltung  derselben  die  Arbeitslosenfürsorge 
und  die  Organisation  und  Verwaltung  des  Arbeitsnachweises,  daran 
anschließend  einer  Rechtsauskunftstelle,  eines  öffentlichen  Sekretariates 
für   die   Minderbemittelten  u.  dgl.      Die   Handhabung    der   Baupolizei 
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zwingt  die  Gemeinde  zur  Stellungnalime  in  den  Fragen  der  Wolinungs- 
politik,  die  Gesundheitspolizei  drängt  in  der  Richtung  der  Beseitigung 
der  Quellen  und  letzten  Gründe  hygienischer  Mißstände,  die  die  ganze 
Stadt  gefährden,  und  wieder  ist  es  ein  Eingreifen  in  die  Wohnungs- 
fürsorge, was  daraus  resultiert.  Unablässig  drängt  namentlich  in 
deutschen  Gemeinden  der  sozialpolitische  Geist  in  gemeinnützigen 
Körperschaften,  die  für  ihr  Wirken  die  Unterstützung  der  Stadt  in 
Anspruch  nehmen  müssen,  auf  dem  Gebiete  sozialer  Pflege  vorwärts,, 
in  der  Alkoholbekämpfung  wie  in  Sachen  des  Bildungswesens,  Lese- 
hallen, Yolkshochschuleinrichtungen,  in  der  Säuglingsfürsorge  wie  in 
der  Jugenderziehung  u.  dgl. 

Schließlich  ist  die  Gemeinde  Arbeitgeber  in  großem  Stil  geworden 
und  ihre  Stellung  gewinnt  als  solche  in  doppelter  Hinsicht  Bedeutung,, 
worauf  noch  an  anderer  Stelle  einzugehen  sein  wird. 

So  ist  es  doch,  als  ob  in  der  Gemeinde  und  ihrer  Verwaltungs- 
arbeit das  Prinzip  der  gegenseitigen  Hilfe,  wenn  auch  in  anderer 
Gestalt,  noch  fortleben  könnte.  Ist  es  auch  nicht  Sache  der  Sozial- 
politik, zu  individualisieren,  so  ist  eine  gewisse  Anpassung  an  lokale 
Verschiedenheiten  durch  Zweckmäßigkeit  geboten,  und  auch  dies  ver- 
weist auf  die  Mitwirkung  der  engeren  Verwaltungskörper. 

Natürlich  führt  das  wieder  zu  vielen  Unausgeglichenheiten,  weil 
der  lokale  Geist  bestimmend  wird.  ,Aber  selbst  innerhalb  einer  Ge- 
meinde treten  paradoxe  Gegensätze  auf:  überraschend  tut  eine  Stadt 
z.  B.  mit  Besserstellung  ihrer  Arbeiter  einen  mächtigen  Schritt  vor- 
wärts, bleibt  aber  zäh  und  schwerfällig  mitunter  ganz  untätig  etwa 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsreform  und  der  Alkoholbekämpfung^ 
Politische  Konstellationen  in  den  Gemeinde -Vertretungskörpern,  In- 
teressentenrücksichten in  Kreisen  der  Stadträte,  Angst  vor  Vermin- 
derung der  Steuerkraft  der  Hausbesitzer  und  Gastwirte  u.  dgl.  hängen 
lähmend  und  hemmend  an  den  vorwärts  Wollenden.  Besondere  soziale 
Kommissionen,  in  denen  die  Stadtväter  mit  außenstehenden  Sachverstän- 
digen, Gewerbeinspektoren,  Arbeitervertretern,  auch  sozialpolitischen. 
Theoretikern  und  mit  Leitern  städtischer  Verwaltungen  beraten,  ver~ 
mögen  dann  manchmal  aufklärend  zu  wirken  und  zu  nützen. 

Neben  Staat  und  Gemeinde  treten  die  Organisationen  der  frei-^ 
willigen  Wohlfahrtsarbeit,  die  Vereine  für  Gemeinwohl,  für  Volks- 
bildung, für  soziale  Fürsorge  usf.  als  Träger  sozialpolitischer  Arbeit 
und  sind  mit  dem  großen  System  einer  sozialen  Selbstverwaltung  em 
unentbehrliches  Glied  in  der  Kette  sozialpolitischer  Wohltätigkeit, 
geworden.  In  positiver  sozialer  Wirksamkeit  ist  eben  auch  die  frei- 
willige soziale  Tätigkeit  in  dem  Kampf  gegen  Armut  und  Not  empor-^ 
gewachsen  und  hat  um  so  größeren  Wirkungskreis  gewinnen  können^ 
je  mehr  der  Begriff  der  sozialen  Pflicht  sich  entwickelt.  Intensivie- 
rung der  sozialen  Arbeit  erheischt  auch  eine  Betätigung  freier,  sozu- 
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sagen  neutraler  Energie  des  Individuums  zur  Pflege  der  Wohlfahrt 
der  Massen  und  besonders  der  Arbeiter.  Mit  Recht  wird  heute  ge- 
sagty  das  Können  bestimmt  heute  das  Sollen  (Ph.  Stein).  Wo  die 
private  Organisation  die  Kraft  und  Mittel  hat,  die  Daseinsführung 
auch  der  ganzen  Arbeiterschichte  zu  fördern,  ist  sie  dazu  berufen. 
Es  ist  die  individualistische  Methode  neben  dem  Staats-  und  Muni- 
zipalsozialismus ein  notwendiges  KoroUar  im  Rahmen  der  bestehenden 
Vermögensverteilung.  Das  ist  der  eigentliche  Boden,  auf  dem  gegen- 
seitige Hilfe  neu  zu  organisieren  sein  wird:  die  eine  Klasse  organi- 
siert ihre  Kräfte  zur  Förderung  der  anderen  Klasse  mit  Ausschaltung 
des  kapitalistischen  Prinzips,  aus  Pflichtbewußtsein. 

Die  wichtigsten  Arbeitsaufgaben  liegen  hier  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
bildung und  der  Vermittlung  sonstiger  höherer  Kulturbedürfnisse,  des  Wohnungs-, 
des  Heilstätten-,  Kranken-,  AVitwen-,  Waisen-  und  Invalidenversorgungswesens, 
dann  namentlich  der  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugendliche.  Großzügige  Organi- 
sierungen sind  in  Deutschland  in  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrich- 
tungen (Berlin)  und  im  Institut  für  Gemeinwohl  (Frankfurt  a.  M.)  durchgeführt. 

Eine  besonders  verdienstvolle  KöqDerschaft  ist  in  Deutschland  der  1872  ge- 
gründete Verein  für  Sozialpolitik  (vgl.  oben  S.  57).  Sein  großes  Verdienst 
liegt  vor  allem  in  der  hervorragenden  Sammlung  sozialpolitischen  Tatsachen- 
materiales,  das  in  den  nunmehr  130  Bänden  seiner  Schriften  weitesten  Kreisen 
zugänglich  gemacht  ist  und  mit  dem  er  wie  mit  seinen  Generalversammlungen 
außerordentlich  aufklärend  gewirkt  hat.  Eine  jüngere  Schöpfung  mit  etwas 
enger  nmrissenem  Programm  ist  die  Gesellschaft  für  soziale  Reform,  die 
1901  gegründet  wurde.  Sie  verfolgt  nach  ihren  Satzungen  folgende  Zwecke: 
Durch  Aufklärung  in  Wort  und  Schrift  die  soziale  Reform  auf  dem  Gebiete 
der  Lohnarbeiterfrage  in  Deutschland  zu  fördern,  u.  zw. :  a)  den  weiteren  Ausbau 
der  Gesetzgebung  im  Interesse  der  Arbeiterklasse;  b)  die  Förderung  der  Bestre- 
hungen  der  Arbeiter  in  Berufsvereinen  und  Genossenschaften,  ihre  Lage  zu  ver- 
bessern. Die  Gesellschaft  ist  eine  Sektion  der  Internationalen  Vereinigung 
für  gesetzlichen  Arbeiter  schütz  und  unterstützt  als  solche  deren  Bestrebungen. 
Sie  sucht  ihre  Zwecke  zu  erreichen:  durch  Gründung  von  Zweigvereinen,  Ver- 
anstaltung von  Vorträgen  und  Kursen  belehrenden  Inhalts,  Verteilung  von  Flug- 
blättern, Broschüren  usw.,  Absendung  von  Petitionen  an  die  Regierungen,  gesetz- 
gebenden Körperschaften,  Verwaltungsbehörden,  endlich  durch  Abhaltung  von 
Kongressen  (Generalversammlungen).  Sektionen  dieser  internationalen  Vereinigung 
bestehen  auch  in  anderen  Staaten:  Österreich,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frank- 
reich, England,  Ungarn,  Italien,  Niederlande,  Schweiz,  Ver.  Staaten.  In  ähnlichem 
Geist  und  mit  ähnlichen  Mitteln  arbeiten  auch  selbständige  Gesellschaften  in 
anderen  Staaten,  z.  B.  die  Fabian  Society  in  England,  The  American  Academy 
of  political  and  social  science  u.  a. 

Literatur:  v.  d.  Borght,  5.  Kapitel.  Herkner,  11.  Teil,  9.  u.  12.  Kap. 
Hugo,  Städteverwaltung  und  Munizipalsozialismus  in  England,  1897.  Albrecht, 
Handbuch  der  sozialen  Wohlfahrtspflege,  1902.  Ph.  Stein,  Das  Verhältnis  der 
freiwilligen  und  zwangsgemeinwirtschaftlichen  Körperschaften  in  der  Wohlfahrts- 
pflege, Sehr.  d.V.  f.  S.  Bd.  128.  Shaw,  Municipal  government  in  Great-Britain, 
1895.  Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafschaftsrat,  1900.  Boverat,  Le  socia- 
lisme  municipal  en  Angleterre,  1907. 
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Achtzehntes  Kapitel. 

Der  sozialpolitische  Apparat  des  Staates. 

Von  den  Mitteln  der  Sozialpolitik  war  im  Vorstehenden  schon 
mehrfach  die  Rede.  Durch  die  Wahl  der  Mittel  ist  in  der  Haupt- 
sache auch  die  Organisation  und  damit  sind  einigermaßen  die  Organe 
bestimmt,  deren  sich  die  Träger  der  Sozialpolitik  bedienen  müssen. 
Schon  der  oben  gegebene  Überblick  über  verschiedene  Kategorien  von 
Mitteln  (S.  153)  legt  ohne  weiteres  eine  Vielgestaltigkeit  der  Organe 
nahe,  sie  zeigt,  daß  die  Organe,  die  zur  Realisierung  der  sozialpoliti- 
schen Absichten  berufen  sind,  die  verschiedensten  Qualifikationen  auf- 
weisen müssen,  und  zwar  nicht  nur  die  Organe  aller  Träger  zusammen- 
genommen, sondern  schon  die  eines  einzigen  Trägers,  des  Staates,  aber 
ebenso  jedes  anderen,  der  seine  Wirksamkeit  auf  verschiedene  Auf- 
gaben ausdehnt. 

Der  Apparat  des  Staates  ist  in  den  meisten  Kulturländern  schon 
recht  differenziert,  und  namentlich  schon  für  ein  Arbeitsgebiet,  das 
bei  der  obigen  Kategorisierung  der  Mittel  noch  gar  nicht  Berück- 
sichtigung gefunden  hat:  für  die  Ermittlung  von  Tatsachen.  Eine 
Systematik  der  Organe  ergibt  sich  am  nächstliegenden  aus  den  Ver- 
wendungszwecken derselben;  nur  kann,  wie  sich  gleich  zeigen  wird, 
dieser  Gesichtspunkt  nicht  durchgreifen,  da  einzelne  Organe  verschie- 
denen Zwecken  dienen.  Nach  den  Hauptverwendungen  sind  folgende 
Gruppen  von  Organen  und  Hilfsmitteln  zu  unterscheiden,  die  zum 
Teil  Behörden-  und  Amtscharakter  haben,  zum  Teil  eben  Einrich- 
tungen verwaltungstechnischer  oder  wirtschaftlicher  Natur  sein  müssen: 
I.  Organe  zur  Ermittlung  und  Feststellung  des  Tatsächlichen; 
n.  Organe  und  Hilfsmittel  zur  Durchführung  der  sozialpolitischen 
Maßnahmen; 

ni.  Organe  zur  Vorbereitung  und  Beratung  des  Ausbaues  der 
Sozialpolitik; 

IV.  Die  Leitung  der  Sozialpolitik. 

I.  Kenntnisse  über  die  Mißstände  sozialer  Natur  sind,  wie  schon 
wiederholt  hervorgehoben  wurde,  Vorraussetzung  aller  Sozialpolitik, 
ja  der  Ausgangspunkt  für  diese.  Die  Symptome,  die  man  leicht 
gewahr  wird,  sind  natürlich  meist  die  an  die  Oberfläche  dringenden. 
Sie  sind  unzulänglich  für  positive  Arbeit.  Es  bedarf  eingehender 
Untersuchungen,  durch  die  eruiert  werden  müssen:  1.  die  Mißstände 
selbst  in  ihrem  vollen  Umfange  und  ihrer  ganzen  Tiefe;  2.  die  Ur- 
sachen derselben,  die  Bedingtheit  ihres  Auftretens  im  engeren  und 
weiteren  Sinne,  durch  allgemeine  oder  durch  spezielle  örtliche  Ver- 
hältnisse; je  nachdem  die  Wurzeln  der  Mißstände  zutage  liegen  oder 
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weit  in  die  Tiefe  der  wirtschaftliclien  Zusammenliänge  reidien,  je 
nachdem  die  UrsacTien  sehr  unmittelbar  wirksam  sind,  oder  ob  ent- 
ferntere Zusammenhänge  aufgedeckt  werden  müssen,  sehr  verschieden: 
schwierige  und  umfangreiche  Aufgaben;  3.  die  Möglichkeit  der  Abhilfe. 

Jede  einzelne  dieser  Erforschungsaufgaben  (ganz  besonders  die 
ersten  zwei)  erfordert  einen  Apparat,  der  ohne  die  Machtmittel  des- 
Staates kaum  rationell  funktionierend  gedacht  werden  kann.  Das- 
Streben  muß  zumeist  auf  Feststellung  von  Massenerscheinungen  ge- 
richtet sein,  also  auf  eine  den  ganzen  Sozialkörper  erfassende  Sta- 
tistik. Dieser  muß  die  Gesetzgebung,  mindestens  aber  die  Admini- 
strativgewalt der  staatlichen  Behörde  den  Arm  leihen.  Wo  die 
Arbeiterstatistik  der  gesetzlichen  Grundlage  entraten  muß,  haben  sich 
in  der  Regel  die  Aufgaben  der  Tatsachenfeststellung  auf  die  Methode 
der  Enquete  auch  dort  beschränken  müssen,  wo  sie  sich  als  unvoll- 
kommen erweist.  Immer  handelt  es  sich  um  die  Erzwingbarbeit  der 
Auskunfterteilung  auf  der  Basis  des  Gesetzes.  Sie  ist  nicht  nur  für 
die  nackte  Tatsach enermittlung,  sondern  ebenso  für  die  Feststellung 
von  kausalen  Zusammenhängen,  sei  es  im  Wege  der  Enquete,  sei  es- 
durch  Individualerhebungen,  kaum  entbehrlich. 

Einfache  private  Untersuchungen  und  Bestrebungen  werden  zu 
häufig  an  einem  Punkt  Halt  machen  müssen,  wo  nur  staatliche  Zwangs- 
gewalt zur  Gewinnung  verläßlicher  Mitteilungen  führt.  Dennoch  ist 
nicht  in  Abrede  zu  stellen,  daß  gemeinnützige  Bestrebungen  privater 
Vereinigungen  —  namentlich  sind  der  Verein  für  Sozialpolitik  und 
die  Gesellschaft  für  soziale  Reform  für  Deutschland  zu  nennen  —  in 
solchen  Richtungen  außerordentlich  Wertvolles  auch  ohne  die  Mittel 
staatlicher  Autorität  erreicht  haben. 

Immer  mehr  ist  die  Arbeiterstatistik  in  den  Vordergrund  getreten. 
Die  ältere,  darum  aber  nicht  minder  wertvolle  Methode  zur  Ermitt- 
lung sozialer  Verhältnisse,  die  Enquete,  erweist  sich  für  viele  Pro- 
bleme nicht  ausreichend.  Sie  hat  namentlich  als  offizielle  Erhebungs- 
methode Hervorragendes  geleistet;  so  insbesondere  in  Großbritannien; 
in  den  Parlamentsenqueten  von  1816  und  jenen  der  dreißiger  und 
vierziger  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts,  und  ist  auch  heute,  wenn  sie 
mit  Zeugenveidigung  unter  Mitwirkung  von  fachlich  geschulten  Sozial- 
politikern und  Technikern,  eventuell  auch  Ärzten  veranstaltet  wird,, 
ein  Verfahren,  durch  das  ein  wirklich  nach  allen  Seiten  hin  tunlichst 
einwandfreies  Resultat  erreicht  werden  kann.  Auf  dem  Kontinent  und 
besonders  gerade  in  Deutschland  ist  die  parlamentarische  Enquete 
noch  viel  zu  wenig  entwickelt,  was  zum  Teil  wohl  mit  der  Eigenart 
der  politischen  Verhältnisse  und  dem  Kastengeist,  der  bis  in  das 
Parteiwesen  herein  wirkt,  in  Zusammenhang  stehen  dürfte.  Das  ist 
um  so  bedauerlicher,  als  die  Enquete  in  diesem  parlamentarischen 
Stil  besonders  geeignet,  ja  geradezu  unentbehrlich  erscheint  zur  Er- 
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gänzung,  Aufklärung,  eventuell  sogar  zur  Kontrolle  der  Arbeiter- 
statistik. Aber  wie  gesagt,  dieser  kommt  heute  die  viel  umfassendere 
Aufgabe  zu. 

Es  ist  ihre  Aufgabe,  nicht  nur  die  betriebstechnischen  Verhält- 
nisse, die  soziale  Struktur  in  ihrer  Abhängigkeit  von  den  beruflichen 
Betätigungen,  die  Arbeitermasse  in  den  verschiedenen  Beschäftigungen 
nach  Arbeitsbedingungen,  Lohn,  Arbeitszeit,  ihrer  Stellung  bei  Ab- 
schluß des  Arbeitsvertrages,  im  Verlauf  derselben  usf.  festzustellen, 
sie  hat  auch  den  Klassenkampf  in  allen  seinen  Erscheinungsformen 
zu  verfolgen  und  das  Maß  des  Klassengegensatzes  im  Auge  zu  behalten, 
indem  sie  besonders  den  Daseinsbedingungen,  Lebensverhältnissen, 
ihren  Kosten  und  deren  Veränderungen,  den  Störungen  in  den  Er- 
werbs Verhältnissen,  in  der  Arbeitsfähigkeit  und  Arbeitsgelegenheit, 
den  Forpflanzungs-,  Krankheits-  und  Sterblichkeits-,  den  sittlichen  und 
kulturellen,  darunter  besonders  den  Erziehungs-,  Bildungs-  und  Fort- 
bildungstatsachen ihre  Aufmerksamkeit  zuwendet. 

Das  Gebiet  der  Arbeiterstatistik  wird  keineswegs  nur  vom  Staat 
geflegt.  Namentlich  die  Literessentengruppen  wirken  hier  mit  und 
liefern  vielfach  ganz  Vortreffliches.  Die  Schattenseiten  solcher  pri- 
vaten Statistiken  zeigen  sich  am  stärksten,  wo  die  Unparteilichkeit, 
die  unbedingt  gefordert  werden  muß,  gefährdet  ist.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  im  allgemeinen  die  staatliche  Statistik  einwandfrei.  Doch 
darf  man  sich  darüber  keinen  Illusionen  hingeben.  Namentlich  dann 
nicht,  wenn  die  Leitung  der  Arbeiterstatistik  in  einer  Beamten hierarchie 
so  eingegliedert  ist,  daß  sie  aus  der  politischen  Verwaltung  heraus 
eine  Kontrolle  ihrer  Tätigkeit,  insbesondere  ihrer  Veröffentlichungen 
sich  gefallen  lassen  muß.  Man  darf  wohl  die  Verläßlichkeit  und  Ehr- 
lichkeit der  amtlichen  Sozialstatistik  mit  als  einen  Maßstab  für  das 
Kulturniveau  der  Staatsverwaltung  ansehen.  Der  schwächste  Grad 
von  Unehrlichkeit,  aber  immerhin  noch  ein  solcher,  äußert  sich  in  der 
Verschweigung  statistischer  Erhebungen  und  ihrer  Ergebnisse.  Die 
Sammlung  des  arbeitsstatistischen  Materials  gewinnt  ihren  Wert  oft 
vor  allem  durch  die  Publizität,  nicht  durch  Amtsgebrauch. 

Die  Organisation  der  Arbeiterstatistik  beruht  heute  in  den  meisten 
Kulturländern  auf  dem  Zusammenwirken  einer  Vielheit  von  Organen, 
unter  denen  eine  staatliche  Zentralstelle  die  Hauptarbeit  leistet.  Solche 
arbeitsstatistische  Zentralstellen  (vielfach  kurz  Arbeitsämter^),  Bureau 
of  labour,  Department  of  labor,  Office  du  travail)  sind  im  Laufe  der 
letzten  vierzig  Jahre  mit  größerer  oder  geringerer  behördlicher  Selb- 
ständigkeit allenthalben  entstanden,   zuerst  im    amerikanischen   Staat 


1)  Zur  Bezeichnung  „Arbeitsamt"  ist  zu  bemerken,  daß  die  Praxis  den  Aus- 
druck auch  für  andere  Veranstaltungen,  z.  B.  für  Arbeitsnachweisanstalten,  Aus- 
kunfts-  und  Rechtsschutzstellen  verwendet  hat. 
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Massachusetts  1869^  es  folgte,  nacliclein  andere  nordamerikanisclie  Staaten 
gefolgt  waren,  die  Errichtung  eines  solchen  von  der  Union  aus  (1884), 
dann  in  Europa  zuerst  in  England  (1886),  später  in  Frankreich  (1891), 
Belgien  (1894),  Österreich  (1898),  Deutschland  (1902).  Auch  Italien 
und  Spanien,  und  jüngstens  Kanada  haben  diese  Einrichtung  in 
größerem  Stil  ins  Leben  gerufen.  Andere  Staaten  haben  besondere 
Behördenabteilungen  für  die  Pflege  der  Arbeiterstatistik  geschaffen 
(Niederlande,  Schweden,  Norwegen,  Finnland),  während  sie  in  der 
Schweiz,  Dänemark,  Ungarn,  Rußland  noch  nicht  zentralisiert  ist. 

Diesen  Zentralstellen  haben  für  die  Zwecke  der  Arbeiterstatistik 
die  meisten  sozialpolitischen  Organe  und  sonstige  Behörden  und  An- 
stalten, die  mit  Sozialpolitik  in  Fühlung  stehen,  ihre  Kräfte  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  In  der  Materialbeschaffung  für  die  fortlaufenden, 
über  aktuelle  Verhältnisse  rasch  orientierenden  Publikationen,  die 
Monatsbulletins  (Reichs- Arbeitsblatt  in  Deutschland,  Soziale  Rund- 
schau in  Osterreich,  Labour  Gazette  in  England  usf.),  ist  die  Zentral- 
stelle hauptsächlich  auf  die  Berichterstattung  der  übrigen  Organe  an- 
gewiesen, so  z.  B.  bezüglich  der  Statistik,  die  der  Orientierung  über 
die  Lage  des  Arbeitsmarktes  dient:  Vermittlungstätigkeit  der  Arbeits- 
nachweissteUen,  Mitglied  erstand  der  Krankenkassen,  Verkauf  von  In- 
validenversicherungsmarken. 

Die  Funktion  dieser  Ämter  war  vielfach  und  ist  noch  heute  da 
und  dort  mit  anderen  Aufgaben  sozialpolitischer  Verwaltung  verquickt. 
Das  statistische  Aufgabengebiet  umfaßt  häufig  auch  Aufgaben,  die 
nicht  speziell  mit  Arbeiterproblemen  zusammenhängen. 

In  Deutschland  ist  die  Zentralstelle  als  „Abteilung  für  Arbeiterstatistik" 
beim  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  errichtet  worden.  Zu  ihrer  Unterstützung 
ist  ein  „Beirat  für  Arbeiterstatistik"  gebildet.  Das  Amt  veröffentlicht  fortlaufend 
das  monatlich  erscheinende  Reichs- Arbeitsblatt,  ferner  „Beiträge  zur  Arbeiter- 
statistik" und  „Erhebungen". 

Wichtige  und  wertvolle  Berichte,  die  der  Feststellung  sozialer 
Verhältnisse  gewidmet  sind,  liefern  die  Fabrikinspektoren. 

II.  Als  Organe  und  Hilfsmittel  zur  Durchführung  der 
staatlichen  Sozialpolitik  funktionieren: 

a)  Für  die  Durchführung  der  Gesetzgebungsakte  und  Verord- 
nungen: der  allgemein  diesen  staatlichen  Zwecken  dienende  Apparat. 
In  diesem  Zusammenhang  zwischen  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
und  dem  Verwaltungsapparat  liegt  ein  Anhaltspunkt  für  die  Behaup- 
tung, daß  die  ganze  Verwaltung  mit  sozialpolitischer  Arbeit  durch- 
setzt sei. 

b)  Für  die  Beaufsichtigung  bestimmter  Wirkungsgebiete  eine 
Reihe  spezieller  Organe  zur  Hintanhaltung  und  Behebung  von  Miß- 
ständen und  Gesetzwidrigkeiten,  meist  fachlich  differenzierte  Amter 
oder  Funktionäre  mehr  oder  minder  amtlichen  Charakters,  unter  denen 
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die  Fabrik-  oder  Gewerb einspektorate  als  verbreitetstes  und  besonders 
wirkungsvolles  Organ  in  erster  Reihe  zu  nennen  sind.  Wohnungs- 
inspektion, Heimarbeitsinspektion  fallen  unter  dieselbe  Kategorie. 

Die  Praxis  bat  es  mit  sieb  gebracht,  daß  die  erstgenannten  immer 
mehr  zu  einem  sozialpolitischen  Funktionär  des  Staates  par  excellence 
geworden  sind.  Die  Bedeutung  der  Fabrikinspektion  geht  heute 
über  die  Rolle  eines  Aufsichtsorganes  weit  hinaus. 

Viele  Arbeiterorganisationen  erheben  die  Forderung,  daß  aus  ihrer  Mitte 
die  Kräfte  für  die  Gewerbeinspektion  genommen  werden  sollen,  und  allenthalben 
wird  auf  Verschärfung  der  Strafen  gedrungen.  Macht  sich  gleichwohl  die  Aus- 
gestaltung des  Inspektionswesens  als  ein  dringendes  Bedürfnis  fühlbar,  nament- 
lich in  der  Richtung,  daß  die  Fabrikinspektion  gerade  in  der  Durchsetzung  ihrer 
Anordnungen  von  anderen  Verwaltungsbehörden  unabhängig  wird,  so  treten  doch 
verschiedene  Bedenken  gegen  die  Erweiterung  in  dieser  geforderten  Richtung 
zutage.  Das  Amt  des  Fabrikinspektors  fordert  nicht  nur  technische,  medizinische, 
hygienische  und  juristische  Kenntnisse,  sondern  auch  besondere  menschliche 
Qualitäten,  darunter  insbesondere  eine  auf  Ruhe  und  innere  Sicherheit  begründete 
Selbstbeherrschung  und  vor  allem  Sachlichkeit.  Ohne  ein  hohes  Maß  von  indi- 
vidueller Kultur,  Verstandes-  und  Seelenbildung  werden  diese  selten  vorkommen. 
Sie  sollen  dem  Arbeiter,  der  für  die  Verwendung  an  sich  geeignet  scheint,  nicht 
abgesprochen  werden.  Aber  die  Gefahr  ist  groß,  daß  gegenüber  dem  tempera- 
mentvollen Unternehmer  die  Autorität  des  Amtes  in  der  Person  eines  Arbeiters 
leichter  versagt  und  daß  dann  die  innere  Sicherheit  auch  nicht  hinlänglich  ge- 
festigt ist.  Auch  der  Doktrinarismus  ist  eine  Gefahr,  und  gerade  die  hervor- 
ragendsten Persönlichkeiten  unter  den  Gewerbeinspektoren  (Wörishoffer,  Schuler) 
haben  Gewicht  gelegt  auf  ein  gewisses  Individualisieren,  das  aber  die  aller- 
höchsten Anforderungen  an  die  Intelligenz  des  Inspektors  stellt. 

c)  Für  die  unmittelbare  Friedewirkung  in  sozialen  Konflikten: 
die  verschiedenen  Arten  von  Spezialgerichten  und  Einigungsämter; 
allenfalls  können  Arbeiter-  oder  Arbeitskammern  hierfür  in  Frage 
kommen  (vgl.  unter  III). 

d)  Für  die  spezifisch  wirtschaftlichen  Einrichtungen:  zum  Teil 
Amter,  wie  die  Landesversicherungsämter  und  das  Reichs versicherungs- 
amt  in  Deutschland,  zum  Teil  Anstalten  und  Organisationen,  soweit 
sie  auf  gesetzlicher  Grundlage  entstanden  sind,  wie  vor  allem  die  Yer- 
sicherungseinrichtungen. 

e)  Für  die  Aufgaben  sozialer  Aufklärung  fehlt  es  an  staatlichen 
Organen  mit  der  speziellen  Widmung  für  diesen  Zweck  fast  voll- 
ständig. Auch  für  diesen  Zweck  sind  in  erster  Linie  die  Fabrik- 
inspektorate  zu  nennen.  Dieses  Feld  sozialpolitischer  Arbeit  ist  die 
Domäne  der  Parteien  und  das  Ergebnis  ist  begreiflicherweise  weit 
mehr  Steigerung  der  Spannung  als  das,  was  wirklich  das  Ergebnis 
der  sozialen  Bildungsarbeit  sein  sollte.  Die  größte  Aufgabe  hätte  hier 
die  Schule  zu  leisten. 

Als  staatliche  Schöpfungen  oder  wenigstens  Schöpfungen  unter 
staatlicher  Leitung  und  Verwaltung  sind  Museen  und  Ausstellungen 
zu   nennen.      Die   sozialen   Museen   sind   sozialpolitische  Muster-  und 
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Vorbildersammlungen  mit  dem  Zwecke,  der  Anregung  und  Belehrung 
zu  dienen.  Sie  sind  zum  Teil  allgemeinen  Charakters,  alle  Gebiete 
der  Arbeit  er  Wohlfahrt  umfassend,  zum  Teil  speziellen  Bestrebungen 
gewidmet,  wie  z.  B.  Tuberkulosenmuseen,  „Alkoholausstellungen",  in 
denen  die  Wirkungen  mangelhafter  Hygiene  bzw.  des  Alkoholismus 
durch  bildliche  und  plastische  Darstellungen  leicht  faßlich  und  ein- 
drucksvoll veranschaulicht  werden. 

Die  Idee  der  sozialen  Museen  stammt  von  dem  Engländer  E.  Twinning 
(1852)  und  kam  in  den  fünfziger  Jahren  in  Spezialausstellungen  für  Arbeiter- 
-wohlfahrtspflege  zunächst  zur  Verwirklichung.  Die  erste  permanente  solche  An- 
stalt ist  in  Wien  aus  Privatmitteln  errichtet  worden:  das  gewerbehygienische 
Museum  (1889).  Im  Anschlüsse  an  die  Abteilung  für  Arbeiterwohlfahrt  der  Pa- 
riser Weltausstellung-  1889  kam  es  1892  in  Paris  zur  Gründung  des  Musee  social. 
Ein  ähnliches  Institut  besteht  in  Amsterdam  und  in  Neuyork.  Deutschland 
besitzt  in  der  „Ständigen  Ausstellung  für  Arbeiterwohlfahrt"  in  Charlottenburg 
seit  1902  eine  solche  Anstalt,  die  unter  Mitwirkung  eines  sachverständigen  Bei- 
rates ausgestaltet  wird. 

III,  Aus  der  Kenntnis  der  Tatsachen  gewinnt  die  Öffentlichkeit 
und  insbesondere  die  Staatsverwaltung  die  Überzeugung  von  der  Not- 
wendigkeit gewisser  Reformen  und  von  der  Richtung  derselben.  Daraus 
folgt  selbstverständlich  die  Pflicht,  die  Abhilfemöglichkeiten  zu  er- 
forschen und  zu  prüfen.  Zum  Teil  sind  dabei  Fragen  wissenschaftlichen 
Charakters  zu  erörtern,  so  daß  hierfür  ein  entsprechend  qualifizierter 
Beamtenkörper,  der  die  Ergebnisse  wissenschaftlicher  Forschung  und 
Erörterung  evident  hält,  unentbehrlich  erscheint.  Zum  Teil  sind  die 
Probleme  überwiegend  praktischer  Art,  und  dann  gebietet  die  Zweck- 
mäßigkeit, Einrichtungen  zu  schaffen,  durch  die  die  Leiter  der  staat- 
lichen Sozialpolitik  sich  über  die  Auffassungen,  die  in  den  Kreisen 
der  Praktiker  über  ein  solches  Problem  bestehen,  orientieren  können. 

A.  Mit  Rücksicht  auf  die  starke  Entwicklung  der  ersteren  Auf- 
gaben ist  die  Verstärkung  der  schon  erörterten  Zentralstellen  mit  Spe- 
zialorganen  für  die  Tatsachenfeststellung  bei  allen  Staatsverwaltungen, 
die  rationelle  Sozialpolitik  treiben  wollen,  eine  unabweisbare  Not- 
wendigkeit geworden.  Nicht  nur  die  Vorbereitung  sozialpolitischer  Ge- 
setzgebungsakte erheischt  geradezu  wissenschaftliche  Arbeit,  sondern 
schlechthin  jede  Stellungnahme  der  Staatsgewalt  zu  einem  aktuellen 
Problem,  zu  den  Forderungen,  die  unablässig  an  die  staatliche  Autorität 
gerichtet  werden.  Diese  Arbeiten  umfassen  einerseits  die  unablässige 
Verfolgung  der  tatsächlichen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
politik, und  in  gewissem  Ausmaße  auch  der  Ideen  zu  bestimmten 
Problembehandlungen,  anderseits  die  Prüfung  des  Für  und  Wider  bei 
Anwendung  bestimmter  Mittel  und  die  Klarstellung  aller  jener  Bedingt- 
heiten der  Wirksamkeit  einer  Maßnahme,  die  in  der  Besprechung  des 
wissenschaftlichen  Charakters  (9.  Kap)  und  der  Schranken  (16.  Kap.) 
der  Sozialpolitik  angedeutet  wurden.     In  der  Förderung   dieser  Seite 
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der  vorbereitenden  Arbeiten  haben  sich  einige  Staaten  insofern  schon 
zu  geraeinsamer  Tätigkeit  verstanden,  als  sie  eine  private  Schöpfung^ 
das  Internationale  Arbeitsamt  in  Basel^  der  oben  (S.  135)  er- 
wähnten internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz 
subventionieren.  Dieses  verfolgt  die  Materialsammlung  und  -publi- 
zierung aller  Art  staatlicher  Sozialpolitik,  soweit  sie  die  Gesetzgebung 
in  Anspruch  nimmt,  ferner  die  Auskunfterteilung  an  Regierungen. 

B.  Für  die  praktische  Seite  der  Vorbereitungsarbeiten  ist  die 
Mitarbeit  der  Interessenten  das  wesentlichste  Postulat,  das  bei  ihrer 
Organisation  berücksichtigt  werden  muß.  Schon  aus  dem  Grunde, 
weil  die  Hebel  der  Sozialpolitik  in  erster  Linie  dort  eingesetzt  werden 
müssen,  wo  Mißstände  zur  Abhilfe  drängen,  und  weil  die  Empfindung 
dafür,  wo  etwas  an  dem  sozialen  Körper  fehlt,  selbstverständlich  am 
häufigsten  bei  den  unaiittelbar  Betroffenen  zuerst  auftaucht.  Ein  hoher 
und  sehr  bedenklicher  Grad  von  Krankhaftigkeit  ist  der  Zustand,  daß 
dieses  Gefühl  für  vorhandene  Mängel  bei  den  Betroffenen  nicht  mehr 
spricht.  Ist  aber  einmal  erkannt,  daß  die  kritische  Stellung  der  Ar- 
beiterschaft in  der  Hauptsache  die  Grundlage  für  die  Initiative  zu 
sozialpolitischem  Eingreifen  welcher  Art  immer,  zunächst  einmal  nur 
der  Untersuchung  und  Prüfung  ist:  dann  kann  wohl  nichts  selbst- 
verständlicher sein,  als  daß  man  der  Arbeiterschaft  als  solcher,  eine 
offizielle  Berufs-  und  Interessenvertretung  schafft. 

1.  Solche  Vertretungen  der  Arbeiterschaft  bestehen  in  einzelnen 
Staaten  in  den  sogenannten  Arbeitskammern,  in  anderen  Staaten 
ist  ihre  Einrichtung  geplant.  Soweit  die  bestehenden  und  die  ge- 
planten in  Betracht  kommen,  ist  keine  ganz  einheitliche  Auffassung 
über  ihren  Wirkungskreis  feststellbar.  In  der  Hauptsache  sollen  diese 
Organe,  gleichviel  ob  Arbeiter-  oder  Arbeitskammer,  staatlich  organi- 
sierte oder  wenigstens  staatlich  anerkannte  Interessenvertretungskörper 
sein,  mit  einer  gutachtlichen,  statistischen  und  berichterstattender  Tä- 
tigkeit. Der  Gedanke,  solche  Vertretungen  einzurichten,  ist  annähernd 
40  Jahre  alt  und  am  frühesten  in  Osterreich  in  dem  Sinne  verfolgt 
worden,  daß  man  mit  den  Arbeitervertretungskörpern  ein  Aualogon  zu 
einer  Reihe  ähnlicher  Interessenvertretungen  geschaffen  wissen  wollte, 
wie  sie  für  Großindustrie  und  Handel  in  den  Handelskammern,  für 
das  Kleingewerbe  heute  in  den  Handwerkskammern,  für  die  Landwirt- 
schaftskreise in  Landwirtschaftskammern  bestehen. 

Stellt  man,  wovon  wir  ausgingen,  die  gutachtliche  und  auch  die 
berichterstattende  Funktion  in  den  Vordergrund,  dann  ist  die  ursprüng- 
liche Idee,  ein  nur  aus  Arbeitern  sich  zusammensetzendes  Organ,  also 
Arbeiterkammern  zu  schaffen,  jedenfalls  das  Konsequente  und  Zweck- 
mäßige. Will  man  aber  die  Zusammensetzung  sozusagen  utraquistisch, 
derart,  daß  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  gleichen  Teilen  Mit- 
glieder  in    diese    Körperschaft    entsenden,    dann    verschiebt    sich    ihr 


168  Organisation  der  Sozialpolitik. 

Charakter  und  es  tritt  ein  neuer  Zweck  in  den  Vordergrund.  Solche 
Arbeitskammern  sind  dann  nur  zum  geringsten  Teil  Interessenten- 
vertretungen, ihrem  Wesen  nach  sind  sie  offizielle  Friedensorgane, 
deren  Hauptaufgabe  —  wie  nicht-sozialdemokratische  Arbeitervereins- 
vertreter  auf  einer  Versammlung  ausdrücklich  (1903)  hervorgehoben 
haben  —  die  Regelung  von  für  Arbeiter  und  Arbeitgeber  gemeinsamen 
Angelegenheiten  ist  und  die  nur  den  Arbeitern  die  gesetzlich  geschützte 
Gelegenheit  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bei  Verhandlungen  mit 
den  Arbeitgebern  und  mit  den  Organen  der  Regierung  bieten  sollen. 
Sie  sind  insofern  zweifellos  geeignet,  Mißstände  zu  beheben,  als  die 
Arbeitgeber,  die  so  oft  heute  jedes  Verhandeln  von  der  Hand  weisen, 
dann  zum  Verhandeln  von  vornherein  gezwungen  sind,  und  sie  sind 
geeignet,  auf  diese  Weise  Verschärfungen  der  Gegensätze,  der  Verbitte- 
rung und  Entfremdung  entgegenzuwirken.  Sie  können  gewiß  dazu 
beitragen,  daß  dank  der  unmittelbaren  Aussprache  das  Verständnis  für 
den  Interessenstandpunkt  der  Gegenpartei  gefördert  und  damit  das 
Entgegenkommen  erleichtert  wird;  sie  können  die  soziale  Aufklärung 
fördern.  Aber  sie  sind  dann  nicht  mehr  als  unbefangene  Informations- 
organe der  Staatsverwaltung  zu  betrachten,  wie  die  Arbeiterkammern,, 
die  in  ihrer  Einseitigkeit  klarere  Darstellungen  gewisser  Interessen- 
zusammenhänge geben,  als  solche,  Versöhnungszwecken  dienende  Ver- 
ständigungsparlamente. > 
Ob  man  sich  für  die  eine  oder  die  andere  Form  dieser  offiziellen 
Arbeitervertretung  entscheiden  wiU,  soUte  eigentlich  gar  nicht  als 
Alternative  in  Frage  stehen.  Beide  Formen  sind  notwendig,  beide 
gerechtfertigt  und  zweckmäßig.  Will  man  nur  eine  Form  schaffen, 
dann  kommt  es  darauf  an,  welche  Zwecke  man  vorzüglich  gefördert 
wissen  wiU:  den  der  reinen  Interessenvertretung  oder  den  der  Ver- 
mittlung kraft  Verhandlungszwang.  In  letzter  Linie  ist  es  dann  eine 
Frage,  ob  man  den  Gesichtspunkt  der  Gerechtigkeit  oder  den  der 
Zweckmäßigkeit  durchsetzen  wiU.  Die  Gerechtigkeit  fordert  jedenfalls, 
dem  numerisch  so  kolossal  überlegenen  Berufsstand  einzuräumen,  was 
die  anderen  haben.  Taktisch  mag  das  Zweckmäßige  den  Vorzug  ver- 
dienen. 

Bisher  bestehen  auf  gesetzliclier  Grundlage  nur  Arbeitskammern,  und  zwar 
in  Belgien  Conseils  de  l'industrie  et  du  traveil  seit  1887,  ca.  80  an  der  Zahl 
mit  über  300  gewerblich  differenzierten  Sektionen.  Die  Erfolge  haben  enttäuscht. 
Man  plant  eine  Erweiterung  des  Wirkungskreises;  in  Holland  Kamers  van 
arbeid  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1897;  in  Frankreich  die  Conseils  du  tra- 
vail,  zu  deren  Errichtung  der  Handelsminister  mit  Dekret  vom  17.  XI.  1900  er- 
mächtigt worden  ist.  In  Deutschland  ist  die  Errichtung  von  Arbeitskammern 
geplant,  sie  steht  im  Zustande  parlamentarischer  Beratung.  (In  Italien  be- 
stehen Arbeiterkammern  [camere  del  lavoro]  ohne  autoritäre  Mitwirkung;  es  sind 
Vereinigungen  der  Arbeiterberufsvereine,  erscheinen  praktisch  nicht  als  Organe, 
sondern  selbst  als  Träger  der  Selbsthilfe-Politik.)  Als  Kammern  erfüllen  in  der 
Schweiz   die  Funktion  von  Informationsorganen   der  Regierung  zwei   Arbeiter- 
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Sekretariate:  die  Arbeitskammer  in  Zürich  und  die  chambre  de  travail  in  Genf, 
ursprünglich  beide,  jetzt  nur  noch  die  letztere  von  der  Regierung  subventioniert. 
Auch  das  „schweizerische  Arbeitersekretariat"  wirkt  jetzt  vornehmlich  als  Inter- 
essenvertretung und  ist  eine  staatlich  unterstützte  Schöpfung  des  Arbeiterbundes. 

2.  Ein  anderes  Organ  der  staatlichen  Sozialpolitik  für  die  Zwecke 
der  Beratung  ist  in  den  sogenannten  Beiräten  ausgebildet  worden.  Ihre 
Bestimmung  ist  ganz  yorzüglich  die  Begutachtung  von  Gesetzentwürfen 
in  kontradiktorischen  Verhandlungen,  an  denen  die  Regierungsvertreter 
teilnehmen.  In  zweiter  Linie  ist  der  Beirat  ein  Organ  zur  Unterstützung 
der  Zentralstelle  für  Arbeiterstatistik;  in  Deutschland  ist  das  Vorwiegen 
der  statistischen  Beiratstätigkeit  gewahrt  und  findet  auch  im  Namen 
Ausdruck:  Beirat  für  Arbeiterstatistik.  Er  hat  die  Ergebnisse  arbeits- 
statistischer Erhebungen  zu  begutachten  und  gewinnt  damit  einiger- 
maßen die  Initiative.  Doch  fehlt  diesem  deutschen  Beirat  eine  Eigen- 
tümlichkeit des  französischen  Conseil  superieur  du  travail,  des  öster- 
reichischen Arbeitsbeirates  und  des  italienischen  Oberen  Arbeitsrates: 
die  berufsständische  Zusammensetzung.  So  setzt  sich  der  französische 
Arbeitsrat  (1891  gebildet,  seither  wiederholt  umgestaltet)  seit  30.  IV. 
1909  aus  29  Arbeitgebern,  29  durch  die  Arbeiterund  Handelsangestellten 
gewählten  Mitgliedern,  3  Senatoren,  5  Deputierten  der  Kammer  und  son- 
stigen Sachverständigen  und  Interessentenvertretern  (insgesamt  72  Mit- 
gliedern) zusammen.  Der  deutsche  Beirat  besteht  aus  14  je  zur  Hälfte 
vom  Bundesrat  und  vom  Reichstag  entsendeten  Mitgliedern. 

IV.  Die  Wichtigkeit  der  sozialpolitischen  Aufgaben  und  die  Ver- 
mehrung der  einschlägigen  Agenden  hat  in  einzelnen  Staaten  zur  Bil- 
dung von  Zentralbehörden  geführt,  deren  Hauptwirkungskreis  eben 
die  Sozialpolitik  des  Staates  ist:  Arbeitsministerien.  In  Deutschland 
ist  eine  Zentralstelle  für  die  Sozialpolitik  der  Reichsgewalt  im  Reichs- 
amt des  Innern  vorhanden,  in  den  Gliedstaaten  liegt  die  Leitung  der 
Sozialpolitik  in  der  Regel  in  den  Ministerien  des  Innern.  Mit  der 
Ausgestaltung  und  Intensivierung  gewisser  Zweige  der  Sozialpolitik 
wird  die  Ausbildung  eines  besonderen  instanzmäßig  gegliederten  Ver- 
waltungskörpers für  solche  notwendig.  Das  ist  in  Deutschland  bei- 
spielsweise in  der  Sozialversicherung  zu  beobachten. 

Literatur:  Die  Artikel  „Arbeitsstatistik  und  arbeitsstatistische  Ämter'% 
„Gewerbeinspektion",  „Arbeitskammern",  im  Handw.  d.  St.  und  die  dort  an- 
gegebene Literatur,  ferner  Leo,  Die  Organisation  der  amtlichen  Arbeiterstatistik 
im  Deutschen  Reiche,  1904.  v.  d.  Borght,  Sozialpolitik,  Kap.  5.  Richter,  Die 
Fortschritte  der  amtlichen  Arbeiterstatistik  in  den  wichtigsten  Staaten,  2  Bde. 
Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  des  Kais.  Stat.  Amtes,  1904  u.  1908.  v.  Mayr,. 
Deutsche  Arbeiterstatistik  im  Stat.  Arch.  III.  Über  Arbeitskaramern  eine  große 
Zahl  von  Monographien,  das  Wichtigste  angeführt  von  Harms  im  gleichnamigen 
Art.  im  H.  d.  St.  Vgl.  dess.  Referat  über  Arbeitskammern  in  der  Gesellsch.  f.  soz. 
Ref.,  1904;  u.  dess.  Arbeits-  und  Kaufmannskammern,  2.  Aufl.,  1906;  Kahler, 
Weiterbildung  der  Gewerbeinspektion  in  Deutschland^  Soz.  Pr.  XIX. 
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Neunzelmtes  Kapitel. 

Die  Organisation  der  Selbsthilfe. 

1.  Die  Arten  und  Mögliclikeiten  der  Selbsthilfe. 

Als  Mittel  der  Sozialpolitik  kommt  die  Selbsthilfe  durch  Energie- 
l3etätigung  des  isolierten  Besitzlosen  nur  mit  wenigen  Möglichkeiten 
noch  in  Frage.  Der  in  Arbeitstellung  befindliche  Nichts -als -Lohn- 
arbeiter wird  durch  glückliche  Umstände  und  eine  gewisse  wirtschaft- 
liche Tüchtigkeit  sich  wobl  aus  seiner  Besitzlosigkeit  zu  einer  ge- 
sicherten Lebensstellung  auf  der  Basis  kleiner  Ersparungen  und  Versiche- 
rungen emporringen  können.  Ja,  es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel, 
daß  heute  noch  in  einzelnen  Industriezweigen  ein  Aufsteigen  besonders 
Süchtiger  Fabrikarbeiter  zur  Selbständigkeit  mit  der  Übernahme  oder 
Errichtung  eines  handwerksmäßigen  Betriebes  keineswegs  so  ganz  selten 
geworden  ist.  Daß  Proletarierkinder  von  besonderer  Begabung  und 
großer  Zähigkeit  des  Willens  auch  auf  dem  Wege  der  Arbeiterlaufbahn 
zu  besser  dotierten  Verwendungen  gelangen  können,  ist  eine  Alltags- 
erscheinung und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen  dafür,  daß  aus  den  Vor- 
arbeiter- und  Werkmeisterkreisen  sich  die  Unternehmer  rekrutieren. 
Nach  dem,  was  wir  oben  ausgeführt  haben  (11.  u.  14.  Kap.)  ist  ja  in  der- 
artigen Tatsachen  und  in  der  aus  ihnen  sprechenden  Möglichkeit  des 
Aufsteigens  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Berechtigung  der 
-sozialpolitischen  Arbeit  zu  erblicken.  So  wird  auch  jeder,  der  sich  in 
Kleingewerbekreisen  etwas  eindringlicher  orientiert,  in  der  Regel  die 
höchst  erfreuliche  Überzeugung  gewinnen  können,  daß  der  Prozentsatz 
von  Handwerksmeistern,  die  dem  Proletariat  entstammen,  keineswegs 
verschwindend  ist. 

Ganz  ohne  sozialpolitische  Einrichtungen,  ohne  Mitwirkung  dritter 
Faktoren,  wird  aber  auch  dieses  Aufsteigen  schon  kaum  nennenswert 
zahlreichen  Elementen  gelingen.  Die  Versicherung  gegen  die  Schädi- 
gungen, die  dem  besitzlosen  Lohnarbeiter  drohen,  wird  entweder  nur 
mit  bescheidenen  Prämien,  und  dann  eben  bei  öffentlichen  Anstalten, 
•die  aus  öffentlichen  Mitteln  subventioniert  oder  sonstwie  gefördert 
«ind,  erfolgen  können,  oder  bei  höheren  Prämien  nur  mit  Zuschuß- 
leistung der  Arbeitgeber. 

Ganz  abgesehen  davon  ist  aber  schon  die  Erzielung  eines  Arbeits- 
verdienstes, der  eine  solche  Existenzsicherung  ermöglicht,  ohne  auto- 
ritäres Eingreifen  oder  kollektives  Auftreten  nicht  wohl  denkbar. 
"Gewiß  gibt  es  Tausende  von  aufgeklärten  Arbeitgebern,  die  aus  voller 
Überzeugung  ordentliche  Löhne  zahlen,  so  hoch  als  es  bei  Erübrigung 
«ines  wenn  auch  nur  bescheidenen  Unternehmergewinns  überhaupt 
noch  möglich  ist.     Diese  Einsicht,    dieses    soziale  Pflichtgefühl,    aus 
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dem  heraus  solche  Lohnhöhen  zugestanden  werden^  aus  dem  heraus 
angemessene  Arbeitszeiten  eingeräumt  werden,  sind  schon  das  Produkt 
«iner  langwierigen  sozialen  Erziehungsarbeit,  die  zum  großen  Teile 
auf  dem  Wege  des  Kampfes  geleistet  werden  mußte.  Die  Yerhält- 
Jiisse  des  Arbeitsmarktes  selbst  würden  solche  Daseinsbedingungen  im 
Arbeitsverhältnisse  immer  nur  sehr  vorübergehend  bei  günstigsten 
Konjunkturen  der  Industrie  —  und  auch  da  vielleicht  nur  bezüglich 
der  Lohnhöhe  —  ffezeitifft  haben.  Es  läßt  sich  territorial  historisch 
verfolgen,  wie  das  gegenwärtige  Niveau  der  Arbeitsbedingungen  ein 
Ergebnis  sozialpolitischer  Maßnahmen  ist  und  wie,  soweit  Selbsthilfe 
wirksam  gewesen  ist  —  und  sie  ist  zum  größten  Teil  z.  B.  die  Quelle 
der  Lohnerhöhungen  — ,  wie  diese  Selbsthilfe  nicht  als  individua- 
listische, sondern  als  kollektivistische  Erscheinung  wirksam  geworden 
ist,  mittels  Organisation  auf  der  Grundlage  der  Koalitionsfreiheit. 

Die  Koalition  der  Arbeiter  gewinnt  in  zwei  wichtigen  Erschei- 
nungen der  modernen  Arbeiterbewegung  ihre  prägnanteste  Gestalt: 
1.  in  der  dauernden  Organisation  in  den  Arbeiterberufsverbänden, 
den  Gewerkvereinen,  und  2.  in  den  Kampfmitteln,  mit  denen  die 
koalierten  Arbeiter  in  letzter  Linie  ihre  Ziele  verfolgen,  im  Streik 
und  seiner  Parallel-  oder  Gegenerscheinung,  dem  Boykott. 

Zu  diesen  Maßnahmen,  die  dem  Prinzip  der  Selbsthilfe  ent- 
springen, gesellt  sich  als  ein  weiteres  Mittel  der  Förderung  der 
Arbeiterinteressen  ohne  autoritäre  Intervention  des  Staates  oder 
sonstiger  öffentlicher  Gebietskörperschaften:  der  Zusammenschluß 
der  Individuen  in  Genossenschaften  zu  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsz wecken.  Der  kann  nach  zwei  Seiten  wirkungsvoll  werden. 
Einmal,  wenn  der  genossenschaftliche  Verband  Arbeiter  zu  Pro- 
duktivzwecken vereinigt,  damit  auf  diesem  Wege  der  Aufstieg  zur 
Selbständigkeit  erreicht  werde:  die  Arbeiter  schließen  sich  zu  einer 
kollektiven  Produktivunternehmung  zusammen,  weil  die  ökonomische 
Kraft  des  einzelnen  zu  schwach  ist,  um  eine  gewerblich  selbständige 
Erwerbsunternehmung  so  zu  gestalten,  daß  sie  die  Grundlage  einer 
nicht  mehr  bloß  proletarischen  Daseinsführung  bildet.  So  ist  es  also 
hier  wieder  die  Stellung  des  Arbeiters  als  Träger  des  Produktions- 
elementes Arbeit,  was  durch  die  genossenschaftliche  Organisation  ge- 
fördert werden  soll.  Der  andere  Zweck,  der  mit  dem  genossenschaft- 
lichen Zusammenschluß  erreicht  werden  soU,  liegt  auf  dem  Boden  der 
realen  Einkommenpolitik  und  besteht  in  der  Förderung  der  Arbeiter 
durch  Verbesserung,  insbesondere  VerbiUigung  der  Lebensführung. 
Das  Mittel  dazu  sind  die  Konsum-  und  Baugenossenschaften  u.  dgl. 

So  ergibt  sich  für  die  Sozialpolitik  bezüglich  der  Selbsthilfe  ein- 
mal das  Doppelproblem  des  Prinzips  der  freien  Koalition  und  der 
Form,  in  der  die  Koalition  der  Arbeiter  organisch  gestaltet  und  zu 
dauernder  Wirksamkeit    gebracht  werden  soll,  und  zweitens   ergeben 
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sicli  spezielle  Probleme  der  Produktivgenossenscliaft  und  des  Konsum- 
vereinswesens. 

2.  Das  Prinzip  der  Koalition. 

Wir  Yerstehen  unter  Koalition  im  allgemeinen  die  Vereinigung- 
von  Angehörigen  einer  Interessentengruppe  zur  Förderung  ihrer  wirt- 
schaftlich-gesellschaftlichen Interessen,  in  der  Regel  gegenüber  einer 
bestimmten  Gegenpartei.  Der  Begriff  Koalition  wird  aber  immer  spe- 
zieller auf  die  Parteien  des  Arbeitsvertragsverhältnisses  bezogen. 

Zwei  Dinge  sind  im  modernen,  rechtsstaatlich  abgeschlossenen- 
Volks wirtschaftskörp er  immer  untrennbarer  voneinander  geworden: 
das  Prinzip  der  Selbstverantwortlichkeit  und  das  Koalitions- 
recht. WiU  nämlich  der  Staat  (beziehungsweise  die  Gesetzgebung) 
das  Selb  st  Verantwortungsgefühl  wach  erhalten,  will  er  es  als  die^ 
Grundlage  für  alle  wichtigsten  Entscheidungen  über  das  wirtschaft- 
liche und  soziale  Schicksal  jedes  einzelnen  fortbestehen  lassen,  wiH 
er,  daß  nach  wie  vor  die  Individuen  für  ihr  ökonomisches  Schicksal 
mindestens  mit  verantwortlich  gemacht  werden  können,  dann  darf 
die  Gesetzgebung  niemals  einer  Verständigung  der  vielen  Einzelnen 
hemmend  in  den  Weg  treten,  einer  Verständigung,  durch  die  mit  der 
Kräftigung  der  sich  Zusammenschließenden  auch  schon  eine  gewisse- 
Planmäßigkeit,  eine  Ordnung  in  die  Massen  gebracht  wird.  Je  iso- 
lierter der  einzelne  seine  Interessen  in  dem  Gewirr  von  verschiedenen 
Möglichkeiten  des  Gewerbes  verfolgt,  um  so  leichter  kommt  es  zu 
einem  Fehlschlagen  des  Erwerbsplanes.  Je  weiter  die  Vergesellschaf- 
tung fortschreitet,  um  so  mehr  verwirren  sich  die  Fäden,  um  so  schwie- 
riger wird  es  für  den  einzelnen  durchschnittlich  Veranlagten  den  Weg- 
zu  finden,  der  ihn  zu  sicherer  Existenzgrundlage  hinführt.  Nicht 
mehr  genügen  Fleiß  und  Tüchtigkeit,  sondern  immer  mehr  bedarf  e» 
besonderer  Qualitäten,  und  mit  einem  gewissen  Wagemut  auch  eines- 
gewissen  Quantums  Glück,  um  zu  Erfolg  zu  gelangen.  Diese  Millionen 
von  Erwerbsplänen  der  Erwerbstätigen  bewirken  ein  Drängen  und 
Stoßen,  ein  Beiseiteschieben,  eine  ökonomische  EUenbogenarbeit,  ein 
Niedertreten,  woraus  letzten  Endes  unvermeidlich  eine  Verständigung: 
der  gleich  Interessierten,  der  gleich  Berufstätigen  über  einen  Teil  des 
Wirtschaftsplanes  hervorgehen  muß.  Am  selbstverständlichsten  ist  sie- 
für die  am  meisten  Gestoßenen,  für  die  Wehrlosesten,  für  die  Kapital- 
und  Kreditlosen. 

Aber  diese  Ordnungsfunktion,  die  den  Koalitionen  neben  aUem 
Unfrieden,  den  sie  stiften  können  und  gestiftet  haben,  unverkennbar- 
eigen  ist,  findet  heute  noch  vergleichsweise  wenig  Beachtung  und  hat 
sie  in  früherer  Zeit  noch  weniger  gefunden.  Die  Koalition  ist  eine 
Begleiterscheinung  der  beruflichen  Differenzierung  innerhalb  größerer 
sozialer  Körper.  Wohl  sind  im  mittelalterlichen  Handwerk  Gesellen- 
verbände aus  außerwirtschaftlichen  Motiven  entstanden  (Schanz),  aber 
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«die  Bedeutung  der  Koalition  gewannen  sie  erst  mit  der  Verschärfung 
des  berufsständischen  Gegensatzes  zu  den  Arbeitgebern.  Im  XIY.  und 
XV.  Jahrhundert  war  die  Gesellenbewegung  in  Deutschland  allgemein; 
der  genossenschaftliche  Geist  hat  wie  allenthalben  auch  unter  den 
Gesellen  das  Vereins-  und  Einungswesen  entwickelt.  Bis  ins  XVI.  Jahr- 
hundert hinein  hat  unter  dem  Einflüsse  der  so  ausgebildeten  Vereins- 
freiheit die  Organisation  der  lokalen  Gruppen  zu  einer  Steigerung 
der  Macht  dieser  lokalen  Gewalten  geführt.  Der  Geist  des  römischen 
Rechts  aber  hat,  mit  der  juristischen  Renaissance  eindringend,  die 
Waffen  schmieden  geholfen,  die  die  landesherrliche  Gewalt  brauchte, 
um  die  Macht  des  Staatsverbandes  gegenüber  den  beruflichen  Ver- 
bänden zu  entwickeln.     Namentlich  auf  deutschem  Boden. 

Damit  fiel  die  Vereinsfreiheit,  und  die  römische  Kaisergesetz- 
gebung, die  ihr  feindlich  war,  brachte  in  der  landesherrlichen  Regie- 
rungspraxis wie  in  den  Köpfen  der  Rechtstheoretiker  die  Überzeugung 
zur  Geltung,  daß  nur  mit  dem  Willen  der  staatlichen  Obrigkeit  eine 
Vereinsbildung  vor  sich  gehen  könnte,  daß  von  ihm  die  Existenz 
eines  Vereins  abhänge.  Der  genossenschaftliche  Geist  wurde  so  unter- 
drückt und  die  Erinnerung  an  ihn  wurde  durch  positive  Normen 
und  durch  die  Regierungsgewalt  zu  ersticken  gesucht.  Das  entsprach 
vollkommen  dem  Geiste  und  der  Auffassung  von  den  Aufgaben  des 
Staates,  aus  denen  der  Polizeistaat  geboren  wurde.  Dieser  bedeutete 
mit  seinen  weitgehenden  Eingriffen  in  das  Leben  des  einzelnen  die 
Vernichtung  des  Selbstverantwortlichkeitsgefühls.  Wo  dieses  fehlt, 
kann  auch  der  Sinn  für  kollektive  Selbsthilfe  nicht  leben. 

Diese .  Auffassung  hat,  soweit  die  exklusive  und  gemeinschädliche 
wirtschaftliche  Politik  der  Zünfte  in  Frage  kam,  in  weiteren  Kreisen 
leicht  Anhang  finden  können,  aber  sie  untergrub  eben  auch  das  natür- 
liche Gefühl  für  die  Koalitionsfreiheit. 

Der  Verfall  der  Zünfte  hat  eine  Erschlaffung  der  Koalitions- 
bewegung bei  den  Arbeitgebern  wie  bei  den  Gesellen  im  Gefolge  ge- 
habt und  Gesetze  wie  die  Generalzunftordnung  für  das  Deutsche  Reich 
von  1731  förderten  den  Glauben  an  die  Selbstverständlichkeit  der 
Koalitions Unfreiheit,  zumal  ja  ähnliche  Verwaltungstendenzen  der 
Territorialregierungen  parallel  gingen. 

Erschüttert  wurde  diese  Auffassung  in  Europa  erst  mit  dem  Er- 
eignis der  Französischen  Revolution.  Aber  nicht  nur  in  Frankreich,  son- 
dern allenthalben,  wohin  die  Aufklärung  vordrang,  wurde  nunmehr 
der  Mangel  dieses  Freiheitsrechtes,  sich  zu  vereinigen  und  zu  ver- 
sammeln, allmählich  in  steigendem  Maße  als  ein  Druck  empfunden. 
Vorerst  freilich  wohl  nur  in  politischer  Hinsicht.  Die  wirtschaftliche 
Ausnutzung  des  Koalitionsrechtes  durch  Arbeiter  zum  Zwecke  der 
Einflußnahme  auf  die  Lohnhöhe  wurde  in  Frankreich  auch  von  der 
Revolutionsgesetzgebung   nicht    zugestanden,  ja    im   Gegenteil    direkt 
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verboten  (1791)^  und  nicht  nur  in  dem  wieder  monarchistisch  gewor- 
denen Frankreich,  auch  in  der  republikanischen  Periode  nach  1848 
lebte  das  Koalitionsverbot  in  aller  Strenge  bis  1864  fort. 

Erst  Napoleon  III.  hat,  die  Ungereclitigkeit  des  Koalitionsverbotes  aner- 
kennend, die  Beseitigung  desselben  veranlaßt.  Mit  Gesetz  vom  25.  Mai  1864 
wurden  die  Strafbestimmungen  gegen  die  Koalitionen  beseitigt,  nachdem  in  den 
Jahren  1853  bis  1863  fast  4000  Arbeiter  wegen  Teilnahme  an  Koalitionen  ver- 
urteilt worden  waren.  Praktisch  war  damit  die  Koalitionsfreiheit  noch  keines- 
wegs erreicl^t,  nicht  weil  die  Ausschreitungen  strafbar  blieben,  sondern  weil  die 
Gründung  jedes  Vereins  mit  mehr  als  20  Mitgliedern  von  polizeilicher  Ge- 
nehmigung abhängig  blieb  und  jeder  Verein  aufgelöst  werden  konnte.  Auch 
Versammlungen  nichtpolitischen  und  nichtreligiösen  Charakters  wurden  erst  1868 
genehmigungsfrei,  für  Vereine  mit  wirtschaftlichen  Interessen  wurde  die  Ge- 
nehmigungspflicht 1884  erst  aufgehoben  (Gewerkschaftsgesetz). 

Nicht  besser  stand  es  um  diese  Freiheit  im  „fortschrittlichen"  England. 
Dort  war  um  die  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  im  Parlament  ein  Umschwung 
von  der  gesetzlichen  Lohnregelung  zum  Standpunkte  des  Laissez  faire  vollzogen, 
obgleich  die  Arbeiter  vielfach  bemüht  waren,  die  gesetzliche  Einflußnahme  zu 
ihrem  Schutze  sich  zu  erhalten.  Die  Bemühungen  blieben  vergeblich,  und  so 
sieht  die  zweite  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  eine  Menge  Koalitionen  der  Arbeiter 
entstehen,  denen  aber  immer  schärfer  entgegengetreten  wurde,  am  entschiedensten 
mit  einigen  Gesetzen  von  1795,  1796,  1799  und  1817  und  namentlich  mit  dem 
speziell  gegen  die  Lohnarbeiterkoalitionen  gerichteten  Gesetz  von  1800,  das  die 
Lohnarbeiter,  die  an  Vereinen,  Verabredungen  und  Versammlungen  zwecks  Er- 
zielung einer  Lohnaufbesserung  teilnahmen,  mit  schweren  Freiheitsstrafen  be- 
drohte, die  Arbeitgeber  mit  Geldstrafen.  Die  Folge  war  die  Gründung  geheimer 
Arbeiterverbindungen  und  jene  Verbitterung  der  Arbeitermassen,  die  die  fanati- 
schen Ausbrüche  gegen  die  neuen  Kapitalformen ,  die  Maschinen  auslöste.  Da- 
bei wurde  in  dieser  Zeit  des  Koalitionsverbotes  die  innere  Disziplin  strenger 
und  die  Behandlung  der  Nichtunionisten  despotischer,  was  aber  nicht  hinderte, 
daß  das  Solidaritätsgefühl  bei  der  ganzen  Körperschaft  der  Lohnarbeiter  erstarkte 
(Webb).  Die  Reaktion  ergab  sich  aus  den  fortschreitenden  Lohnherabsetzungen, 
die  von  den  trotz  des  Gesetzes  koalierten  Arbeitgebern  durchgesetzt  werden 
konnten.  Das  System  der  politischen  Knebelung  im  Bereiche  der  „heiligen 
Allianz"  konnte  kaum  irgendwo  glänzender  verwirklicht  sein  als  das  System  der 
wirtschaftlichen  in  der  Handhabung  dieses  Koalitionsverbotes  gerade  gegen  die 
Arbeiter  in  England.  Aber  diese  Reaktion  äußerte  sich  gar  nicht  in  einer  großen 
Volksbewegung  gegen  das  Verbot,  sondern  in  einer  politischen  Aktion,  mit  der 
einige  geschickte  Männer  die  Aufhebung  des  Verbotes  1824  im  Parlament  er- 
reichten. Schon  1825  folgte  eine  neuerliche  Beschränkung  des  Koalitionsrechtes, 
die  erst  durch  die  gesetzliche  Anerkennung  der  Gewerkvereine  1871  und  1875 
beseitigt  wurde.  Nur  die  Anwendung  von  Gewalt,  Bedrohungen  und  Belästi- 
gungen blieb  von  da  ab  untersagt  (sogen.  Conspiracy  act.). 

In  Deutschland  lebten  die  Zünfte  ein  behördlich  genehmigtes 
und  überwachtes  Dasein.  Für  die  autonome  Interessenvertretung 
waren  sie  zumeist  so  gut  wie  abgestorben.  Die  Konzession,  die  dem 
Prinzip  der  Selbstverantwortlichkeit  mit  der  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit (1810  und  1811)  gemacht  wurde,  änderte  nichts  an  der  Tra- 
dition und  den  positiven  Normen,  die  dem  Koalitionsgedanken  feind- 
lich waren.  Die  preußische  Gewerbeordnung  von  1845  rezipierte  die 
alten  Verbote.    1854  wurden  diese  für  die  gewerblichen  Arbeitsverhält- 
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nisse  geltenden  Normen  sogar  auf  die  landwirtschaftlichen,  1860  in 
der  Hauptsache  auf  die  Bergarbeiter  ausgedehnt.  Ähnlich  stand  es 
in  den  meisten  deutschen  Gesetzgebungen.  Der  Umschwung  zur 
prinzipiellen  Anerkennung  des  Koalitionsrechts  erfolgte  zuerst  in 
Sachsen,  indem  dort  das  Gesetz  vom  15.  Oktober  1861  sich  darauf 
beschränkte,  Verabredungen  zur  Beeinflussung  der  Bedingungen  des 
Arbeitsverhältnisses  als  unverbindlich  zu  erklären.  Diese  Lösuncr- 
wurde  vorbildlich  für  andere  Gesetzgebungen,  so  z.  B.  für  die  öster- 
reichische (7.  April  1870),  und  im  wesentlichen  läuft  auch  die  For- 
mulierung des  Koalitionsrechtes  in  der  deutschen  Gewerbeordnung  auf 
dasselbe  Prinzip  hinaus.  Es  folgten  mit  der  Aufhebung  der  Koalitions- 
verbote Preußen  1867,  die  meisten  übrigen  Staaten  mit  Einführung  der 
Gewerbeordnung.  Die  Gewerbeordnung  des  norddeutschen  Bundes  vom 
21.  Juni  1869  enthielt  die  folgenden  heute  noch  geltenden  Bestimmungen: 

§  152  Absatz  1  erklärt  alle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Gewerbe- 
treibende, gewerbliche  Gehilfen,  Gesellen  oder  Fabrikarbeiter  wegen  Verab- 
redungen und  Vereinigungen  zum  Behufe  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittels  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung 
der  Arbeiter  für  aufgehoben.  Im  Absatz  2  desselben  Paragraphen  wird  jedoch 
jedem  Teilnehmer  der  Rücktritt  von  solcher  Vereinigung  freigestellt.  §  153  be- 
droht bestimmte  Formen  des  Koalitionszwanges  mit  Gefängnisstrafe.  Die  Normen 
gelten  nicht  nur  für  die  unter  die  Gewerbeordnung  fallenden  Gewerbezweige,  son- 
dern nach  §  154a  auch  für  Bergwerke,  Salinen,  unterirdisch  betriebene  Brüche 
oder  Gruben.  Für  landwirtschaftliche  Arbeiter  besteht  das  Koalitionsverbot  von 
1854  in  Preußeu  noch  zu  Recht.  Endlich  ist  des  Gesetzes  vom  11.  Dezember  1899 
zu  gedenken,  nach  dem  inländische  Vereine  miteinander  in  Verbindung  treten, 
können,  was  bisher  untersagt  war. 

Nach  diesen  Bestimmungen  ist  die  Koalitionsfreiheit  zurzeit  auch  in  Deutsch- 
land beschränkt:  einmal,  weil  nur  jene  Koalitionen  den  reich]sgesetzlichen 
Schutz  haben,  die  auf  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  gerichtet  sind,  während 
für  andere  Koalitionen  landesrechtliche  Normen,  also  meist  Verbote  gelten,  so- 
daß  Koalitionen  zwecks  Abwehr  der  Ausschließung  einzelner  Arbeiter  aus  Betrieben 
(der  ,, Führer"  namentlich)  verboten  erscheinen.  Zweitens,  weil  durch  §  153  Hand- 
lungen, die  sonst  straffrei  sind,  wenn  sie  in  Verbindung  mit  Koalitionen  vor- 
kommen, mit  Strafe  bedroht  sind  und  etwa  vorkommende  Delikte  infolge  dieses^ 
Zusammenhanges  mit  der  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  (durch  die  Koa- 
lition) statt  unter  Zubilligung  mildernder  Umstände  mit  besonderer  Schärfe  be- 
handelt werden  können. 

Auf  die  Beseitigung  dieser  Beschränkungen  der  Koalitionsfreiheit 
ist  das  Interesse  der  Arbeiter  und  begreiflicherweise  auch  die  Agi- 
tation gerichtet.  Auch  ein  sehr  maßvoller  Sozialpolitiker  wie  van  der 
Borght  hält  die  Erweiterung  der  Koalitionsfreiheit  für  unbedenkliche 
Wenn  dieselbe  schon  seit  nunmehr  vier  Jahrzehnten  grundsätzlich  an- 
erkannt ist  und  in  erheblichem  Maße  angewendet  werden  konnte,  sa 
werde  eine  maßvolle  Erweiterung  eine  entsprechend  starke  Zunahme- 
der  Kämpfe,  wie  seinerzeit  die  Aufhebung  der  Koalitionsverbote,,, 
schwerlich  zur  Folge  haben.  Die  Zunahme  werde  sich  wohl  nur  ini. 
Rahmen  des  Bedürfnisses  einstellen. 
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Die  Sicherung  des  Koalitionsreclites  überhaupt  wird  in  der  Sta- 
tuierung eines  Zwanges  für  Arbeitgeber  wie  für  Arbeiter  erblickt, 
mit  Vertretern  der  Organisation  der  Gegenpartei  über  die  Arbeits- 
bedingungen zu  verhandeln  (Brentano).  Da  nun  die  Arbeitgeber  mit 
Recht  darauf  hinweisen  können,  daß  die  Arbeiterschaft  nicht  einheit- 
lich organisiert  ist,  so  ergibt  sich  allerdings  als  notwendige  Er- 
gänzung dieses  Zwanges  die  Schaffung  einer  womöglich  gewerblich 
gegliederten  Organisation  der  sämtlichen  Arbeiter,  mag  diese  Zentral- 
organisation nun  eine  Vertretung  der  bestehenden  Berufsvereine  der 
Arbeiter  sein  (was  das  Natürliche  und  Zweckmäßige  wäre)  oder  mag 
sie  von  diesen  unabhängig  gebildet  werden. 

Nicht  genug  aber,  daß  die  Koalitionsfreiheit  durch  das  Gesetz 
selbst  noch  geschmälert  ist,  entstehen  Hemmungen  vor  allem  durch 
die  Abneigung  der  Riesenbetriebe,  sich  mit  Organisationen  der  Arbeiter 
auf  Verhandlungen  überhaupt  einzulassen.  Zudem  ist  nun  überdies 
die  Arbeitgeberschaft  vielfach,  und  so  auch  gerade  im  Rahmen  des 
Zentralverbandes  deutscher  Industrieller,  zu  Koalitionen  mit  der  Spitze 
gegen  die  Arbeiter  organisiert  worden.  Und  damit  sind  Machtfaktoren 
wirksam,  die  die  Statuierung  des  Prinzips  der  Koalitionsfreiheit  als 
eine  recht  platonische  Maßnahme  der  Gesetzgebung  von  recht  proble- 
matischem Wert  erscheinen  lassen  und  die  die  Frage  nahe  legen,  ob 
die  Koalitionsfreiheit  als  ein  richtiges  Prinzip  und  ob  die  Koalition 
als  ein  richtiges  Mittel  der  Sozialpolitik  gelten  kann.  Die  Erwägung 
ist  um  so  weniger  zu  umgehen,  als  der  Liberalismus  sogar  mit  ge- 
teiltem Empfinden  dem  Koalitionsgedanken  gegenüberstand  und  heute 
noch  steht.  Immer  schon  erblickten  die  Doktrinären  in  seiner  Hand- 
habung eine  Gefahr  für  die  individuelle  Bewegungsfreiheit.  Dieser 
Individualismus,  dem  jede  Koalition  der  Arbeiter  wie  der  Unternehmer 
im  Sinne  des  Napoleonischen  Strafgesetzbuches  als  Verbrechen  an 
der  individuellen  Freiheit  der  Staatsbürger  erschien,  ist  allerdings  als 
überwunden  anzusehen  und  es  gewann  doch  schließlich  die  Erkenntnis 
die  Oberhand,  daß  für  die  Masse  die  weit  größere  Beeinträchtigung 
der  individuellen  Freiheit  von  dem  Mangel  an  Koalitionsfreiheit  zu 
befürchten  ist  als  von  ihrem  Bestehen,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
ja  die  Arbeiter  wegen  der  Massenhaftigkeit,  mit  der  sie  in  der 
modernen  Industrieorganisation  dem  einzelnen  Arbeitgeber  gegenüber- 
stehen, sich  untereinander  zugunsten  des  einen  oder  jedenfalls  der 
wenigen  Arbeitgeber  konkurrenzieren.  Aber  man  ist  noch  nicht  so 
weit,  gelten  zu  lassen,  daß  die  Sachlage  für  die  Arbeiter  keine  andere 
als  für  konkurrierende  Unternehmer  mit  beschränkter  Absatzgelegen- 
heit ist.  Gerade  so  wie  die  Koalierung  etwa  einer  Mehrheit  von 
Waggonbauunternehmungen  einer  Staatsbahnverwaltung  gegenüber  oder 
mehrerer  Militärtuchfabriken  der  Armee  Verwaltung  gegenüber  in  den 
Augen  aller  rationellen  Unternehmer  nur  ganz   selbstverständlich   er- 
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scheint,  dürfte  auch  die  Koalierung  der  Arbeiter  keinen  Augenblick 
Bedenken  erregen. 

Ohne  ein  Einverständnis  der  Arbeiter,  oder  wenigstens  ohne  das 
Bewußtsein  in  Arbeiterkreisen,  daß  auf  ihrer  Seite  ein  einheitlicher 
Wille  hinsichtlich  der  Arbeitsbedingungen  besteht,  ist  jeder  Arbeiter 
infolge  der  Zwangslage,  Arbeitsgelegenheit  zwecks  Erwerb  zu  finden, 
■den  Bedingungen,  die  die  Arbeitgeber  bieten,  ausgeliefert,  falls 
nicht  autoritäre  Kräfte  in  die  Gestaltung  dieser  Bedingungen  ein- 
greifen. Wenn  heute  trotzdem  auch  in  Industriegebieten,  namentlich 
in  den  Riesenbetrieben  z.  B.  in  Rheinland -Westfalen,  in  denen  die 
Koalition  der  Arbeiter  von  den  Arbeitgebern  nicht  anerkannt  wird, 
Arbeitsbedingungen  bestehen,  die  vielfach  sogar  besser,  d.  h.  für  die 
Arbeiter  günstiger  sind,  als  in  Gegenden,  in  denen  die  Arbeiter- 
organisation sich  durchzusetzen  vermochte,  so  hat  das  einmal  seinen 
Grund  darin,  daß  die  Arbeitgeber  selbst  einsichtsvoll  genug  sind,  den 
Zusammenhang  zwischen  Leistungsfähigkeit  und  Lebensführungsniveau 
^u  durchschauen,  zweitens  in  der  Kritik,  die  die  öffentliche  Meinung 
an  sozialrückständigen  Unternehmungen  konstant  übt,  drittens  an  dem 
Umstände,  daß  die  Koalition  in  anderen  Industrien  oder  Gegenden 
solche  Existenzbedingungen  erreicht,  die  eben  über  den  unmittelbar 
beabsichtigten  Wirkungskreis  der  Koalition  hinaus  Bedeutung  erlangen. 
Ein  für  die  Arbeiter  günstiges  Niveau  der  Arbeitsbedingungen,  das 
in  irgend  einem  Teil  eines  Kulturkreises  erreicht  worden  ist  und 
dauernd  durchgesetzt  werden  konnte,  wird  zum  Vorbild,  das  die 
übrigen  Arbeitgeber  nicht  ganz  vernachlässigen  können. 

Nun  ist  allerdings  die  Wirkung  einer  guten  Konjunktur  auf 
•den  Arbeitsmärkten  gleichfalls  imstande,  die  Arbeitsbedingungen  für 
die  Arbeiter  zu  verbessern,  ja,  nicht  selten  geraten  Arbeitgeber 
hinsichtlich  der  Beschaffung  qualifizierter  Arbeiter  geradezu  in  eine 
Notlage,  und  dann  ist  der  einzelne  Arbeiter  in  der  Lage,  Bedingungen 
zu  stellen.  Und  das  scheint  ein  Argument  gegen  die  Notwendigkeit 
der  Koalitionsfreiheit  zu  sein.  Aber  abgesehen  davon,  daß  gewisse 
sozialpolitisch  zu  fordernde  Fortschritte,  z.  B.  in  der  Arbeitszeit,  gerade 
in  günstigen  Beschäftigungsperioden  vom  einzelnen  nicht  erreicht 
werden,  lehrt  die  Geschichte  des  Arbeitsverhältnisses,  daß  in  Zeiten 
ungünstiger  Konjunktur  der  Rückschlag  dann  nur  um  so  katastro- 
phaler eintritt,  und  für  die  große  Masse  der  ungelernten  Arbeiter 
kommt  das  ganz  besonders  zur  Geltung.  Aber  selbst  diese  Chance 
einer  Ausnutzung  der  günstigen  Konjunktur  schwindet  mit  der  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Arbeitgeber,  sie  verringert  sich  namentlich 
mit  dem  zunehmenden  Übergewicht  der  Riesenbetriebe.  Welche  Macht 
Tepräsentiert  doch  jede  der  177  deutschen  Steinkohlenbergwerksunter- 
nehmungen,  die  zusammen  362  719  Personen  beschäftigen  (12.  Juni 
1907)! 

V.  Zwiedineck:    Sozialpolitik.  12 
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Daß  die  Arbeitgeber  sozusagen  offiziell  für  das  Koalitionsrecbt 
eintreten  müssen,  ergibt  sieb  aus  ibrem  eigenen  Interesse  an  dem- 
selben, einmal  als  Verkäufer  ibrer  Ware  (KarteUierung)  und  dann 
eben  gerade  auch  als  Käufer  der  Ware  Arbeit.  Sie  sind  nach  der 
ersten  Richtung  zu  erfolgreich  organisiert  worden,  als  daß  sie  sich 
nicht  des  Wertes  der  Verständigung  bewußt  wären.  Und  es  hat  fast 
den  Anschein,  als  ob  auch  ihre  Organisation  gegen  die  Arbeiter  mit 
größeren  Erfolgen  aus  dem  Kampf  gegen  die  Koalition  der  Arbeiter 
hervorgehen  soUte.  Ein  abschließendes  Urteil  ist  über  diese  Gefahr, 
die  dem  Koalitionsprinzip  als  Mittel  der  Sozialpolitik  namentlich  in 
Deutschland  in  jüngster  Zeit  erstanden  ist,  derzeit  ausgeschlossen  und 
es  wird  eine  absolute  Beurteilung  überhaupt  niemals  möglich  sein. 
Hält  sich  die  Arbeitgeberkoalition  in  dem  Rahmen  einer  bloßen  Ab- 
wehr von  Auswüchsen  der  Arbeiterkoalitionen,  so  spricht  sehr  viel 
für  die  Wahrscheinlichkeit  ihrer  dauernden  Erfolge.  Geht  sie  dar- 
über hinaus,  wird  sie  offensiv  geleitet,  dann  wird  sie  wohl  auch  noch 
Erfolge  erzielen  können,  aber  es  werden  Pyrrhussiege  sein.  Es  hat 
den  Anschein,  als  ob  mit  dieser  Einschätzung  doch  nur  wieder  ein 
sehr  problematisches  Urteil  erreicht  wäre:  Wer  erscheint  kompetent 
für  die  Entscheidung  der  Frage,  wo  die  Betätigung  der  Arbeiter- 
koalition anfängt,  ihre  Berechtigung  zu  verlieren,  und  was  als  Aus- 
wuchs der  Koalition  anzusehen  ist.  Die  Parteien  beurteilen  die  ein- 
zelne Situation  gerade  entgegengesetzt.  Denn  es  ist  an  Schopenhauers 
tiefwahren  Ausspruch  zu  erinnern:  „Der  Vorteil  übt  eine  geheime 
Macht  über  unser  Urteil  aus;  was  ihm  gemäß  ist,  erscheint  uns  als- 
bald billig,  gerecht,  vernünftig,  was  ihm  zuwider  ist,  stellt  sich  uns 
ungerecht,  abscheulich  oder  zweckwidrig  und  absurd  dar."  Die  Frage, 
wo  die  Abwehr  notwendig  wird,  ist  ohne  Gerechtigkeitsideal  im  vor- 
aus nicht  zu  lösen.  Nach  dem,  was  wir  oben  über  die  Möglichkeit 
und  die  Grenzen  der  Sozialpolitik  gesagt  haben,  gibt  es  nur  Sym- 
ptome, die  es  zumeist  erkennen  lassen,  so  oft  man  an  einem  Punkt 
der  Verbesserung  des  Daseins  der  Massen  angelangt  ist,  der  mit  der 
gesellschaftlichen  Gesamtleistungsfähigkeit  und  der  gesellschaftlichen 
WertsteUung  der  einzelnen  Arbeitsleistungen  nicht  mehr  in  Einklang 
zu  bringen  ist. 

AUes  in  allem  bedeutet  das  Prinzip  der  Koalitionsfreiheit  für 
die  Arbeiter  nichts  anderes,  als  Schaffung  jener  gesetzlichen  und  tat- 
sächlichen Voraussetzungen,  durch  die  die  Arbeiter  trotz  ihrer  Besitz- 
losigkeit jene  geschäftsmännische  Stellung  erreichen,  wie  sie  die 
Unternehmer  einnehmen.  Wie  diese  woUen  auch  die  Arbeiter  soweit 
als  möglich  eine  Ausschließlichkeit  der  Marktlage  für  die  Verwertung 
der  von  ihnen  zu  liefernden  Ware  Arbeit  herbeiführen.  Die  Koalitions- 
bewegung zielt  auf  Monopolstellung,  monopolartige  Verwertung  der 
Arbeitskraft    ab,    gleichviel    ob    sich    die   Koalition   fallweise   auf  die 
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Lohnhölie  oder  die  Arbeitszeit  oder  andere  prinzipielle  Fragen  konzen- 
triert. Damit  ist  aber  für  ihre  Erfolgmöglichkeit  wie  für  jeden  Mono- 
polinhaber hinsichtlich  der  Ausnutzung  seiner  Position  eine  Grenze 
gegeben.  Auch  wenn  es  den  Arbeitern  gelingt^  die  vollständige  Mono- 
polstellung zu  gewinnen,  d.  h.  alle  als  Konkurrenten  in  Frage  kommen- 
den Arbeiter  zu  einem  einheitlichen  Vertrags  willen  zu  vereinen,  so 
würden  sie  mit  ihrer  Preis-  beziehungsweise  Lohnpolitik  dennoch 
nicht  souverän  werden,  sondern  bleiben  abhängig  von  der  Kauflust 
und  Kaufkraft  der  Interessenten  für  ihre  Ware  und  das  ist  im  letzten 
Grunde  niemand  anderes  als  die  Gesamtheit  des  Publikums,  die  Gesell- 
schaft. Die  unmittelbaren  Interessenten,  die  Arbeitgeber,  sind  un- 
geachtet ihrer  Gewinnabsichten  geseUschaftswirtschaftlich  nur  die 
mehr  oder  minder  gut  entlohnten  Funktionäre  der  Konsumenten. 
Ihr  Streben  nach  Gewinnen  ist  allerdings  auch  ein  nicht  zu  unter- 
schätzender Kraftfaktor.  Allein  weit  ausschlaggebender  als  Schranke 
für  die  Forderungen  der  Arbeiter  wirkt  die  Ablehnung  einer  Ware 
oder  Leistung  seitens  des  Publikums  wegen  der  durch  die  Arbeits- 
kosten verursachten  Verteuerung.  Der  Unternehmer  setzt  auch  mit 
minderer  Rentabilität  seinen  Betrieb  fort,  dazu  zwingt  ihn  die  Er- 
haltung des  im  Betrieb  investierten  Kapitals. 

Nun  haben  wir  wohl  schon  hervorgehoben,  daß  in  einem  gewissen 
Maße  auch  eine  Umwertung  bestehender  Werte  sozialpolitisch  erreicht 
werden  will,  daß  namentlich  gewisse  Arbeitsverrichtungen,  auch  wenn 
uns  die  Leistung  sehr  minderwertig  scheint,  mit  einer  menschen- 
würdigen Lebensführung  entlohnt  werden  müssen,  der  sie  bisher  nicht 
teilhaftig  wurden.  Aber  das  vollzieht  sich  nur  schrittweise,  und  in 
diesen  sozialen  Wertvorstellungen  treten  der  Koalition  jeweils  hem- 
mende Schranken  gegenüber. 

Andere  Schranken  der  Koalition  sind  noch  im  Zusammenhang 
mit  der  Gewerkschaftorganisation  zu  erörtern.  Sie  berühren  sich 
schon  aufs  engste  mit  den  Schattenseiten  der  Koalitionen.  Schatten- 
seiten der  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  bestehen  unverkennbar. 
Man  braucht  nur  an  den  überwiegenden  Einfluß  temperamentvoller, 
unruhiger  Elemente  zu  denken.  Der  objektive  Beobachter  kann  und 
darf  nicht  einfach  hinweggleiten  über  die  verheerenden  Wirkungen 
von  Hetzereien  innerhalb  einer  Betriebsstätte,  die  in  der  Stimmung 
oder  dem  Temperament  oft  nur  eines  Individuums  ihren  Ursprung 
haben,  Verhetzungen,  die  sogar  die  Mißbilligung  der  sozialdemokra- 
tischen Führer  finden.  Liegt  es  doch  auch  im  Geiste  der  Klassen- 
kampfpolitik, Zwietracht  zu  säen,  also  auch  jene  Arbeitsverhältnisse  zu 
trüben,  denen  zufolge  der  sozialen  Einsichtigkeit  der  Arbeitgeber  an- 
gemessene, sozialpolitisch  fortschrittliche  Arbeitsbedingungen  zugrunde 
liegen.  Und  eine  andere  Gefahr  ist  eben  die  aus  der  Kampfesstimmung 
heraus  geschaffene  Gegenkoalition  der  Arbeitgeber,    die  geeignet  ist,, 
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unter  Umständen  die  Wirksamkeit  einer  jahrelangen  mühsamen  sozial- 
politischen Arbeit  glatt  zu  vernichten.  Ein  besonders  schwieriges 
Problem  ist  die  Hintanhaltung  einer  Ausartung  der  Koalitionsfreiheit 
in  den  Koalitionszwaug.  Davon  ist  noch  besonders  zu  reden.  Aber 
das  Prinzip  erschüttern  diese  Entartungen  nicht. 

Die  Bedeutung  der  kollektivistischen,  kooperativen  Methode  in  der  Selbst- 
hilfe ist  durch  folgende  Systematisierung  gut  herausgearbeitet.  Michels  unter- 
scheidet von  Hauptformen  der  Arheiterkooperation:  die  ökonomische  Koo- 
peration der  proletarischen  Produzenten  oder  Arbeits-  und  Produktivgenossen- 
schaft; die  ökonomische  Kooperation  der  proletarischen  Konsumenten  oder 
Konsumvereine;  die  soziale  Kooperation  der  Lohnarbeiter  oder  die  Gewerkschaft ; 
die  politische  Kooperation  der  sogenannten  revolutionären  Proletarier  oder  die 
Arbeiterpartei  (Arch.  f.  Soz.  XXIX).  Unvollständig  ist  die  Systematik  dennoch 
hinsichtlich  der  ökonomischen  Kooperation  der  Proletarier  als  Konsumenten,  da  sie 
eine  wichtige  kooperative  Funktion,  den  Boykott,  nicht  in  der  Form  des  Konsum- 
vereins, sondern  außerhalb  dieser  durchführen.  Ein  Mißverstehen  des  Phänomens 
der  Kooperation  und  Assoziation  will  es  uns  aber  scheinen,  wenn  aus  dieser 
Vierfachheit,  in  der  die  Kooperation  Gestalt  gewinnt,  schon  ein  Schluß  auf 
die  Natürlichkeit  der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung  gezogen  wird.  (Vgl. 
Kautsky,  Klasseninteresse,  Sonderinteresse,  Gemeininteresse,  N.  Z.,  Jg.  XXI, 
Bd.  n.)  Die  Koalition  ist  wohl  eine  mit  der  Vergesellschaftung  und  mit  der 
wachsenden  Massenhaftigkeit  der  Gleichinteressierten  unvermeidliche  Begleit- 
erscheinung, aber  sie  steht  dem  Prinzip  des  Kollektivismus  ganz  fern,  sie  ist 
vielmehr  das  Prinzip  zur  Überwindung  der  Schwächen  der  kapitalistischen  Ord- 
nung und  dient  damit  der  Erhaltung  dieser. 

Literatur:  Loening,  Das  Vereins-  und  Koalitionsrecht  der  Arbeiter  im 
Deutschen  Reich  (Referat),  Sehr.  d.  V.  f  S.,  Bd.  76.  Brentano,  Referat  auf  der 
Mannheimer  Generalvers,  des  V.  f.  S.,  Bd.  116;  auch  in  den  anschließenden  De- 
batten zu  beiden  Referaten  viele  wertvolle  Gesichtspunkte,  v.  d.  Borght, 
11.  Kap.;  ders.,  Die  Weiterbildung  des  Koalitionsrechts  der  gewerblichen  Ar- 
beiter in  Deutschland,  1899.  Denkschrift  zum  deutschen  Gesetzentwurf  betr.  das 
Arbeitsverhältnis,  1899  (sogenannte  Zuchthaus  vorläge).  Legien,  Das  Koalitions- 
recht in  Theorie  und  Praxis,  1899.  Göbel,  Handhabung  des  Koalitionsrechtes 
in  Deutschland,  A.  f.  Soz.  XXIIl.  v.  Berlepsch,  Das  Koalitionsrecht  der  Ar- 
beiter, S.  Pr.  Xni,  Nr.  28— 30.  Goldschmidt,  Das  Koalitionsrecht  der  Arbeiter 
(Annalen  d.  Deutschen  Reiches,  1901).  Dierig,  Die  Koalitionsfreiheit  der  Ge- 
werbetreibenden und  gewerblichen  Arbeiter,  1909.  Colliez,  Les  coalitions  in- 
dustrielles et  commerciales  d'aujourdhui,  1904. 

Zwanzigstes  Kapitel. 

3.  Die  Arbeiterberufsvereine. 

Es  ist  heute  noch  ein  etwas  problematisches  Unternehmen,  die 
Arbeiterberufsvereine  (Trade  Unions,  Syndicats  professioneis,  compag- 
nonnages)  als  eine  einheitliche  Erscheinungsform  der  Koalition  zu 
charakterisieren.  Diese  Arbeiter-Assoziationsform  ist  noch  immer  ein 
Werdendes.  Die  Fülle  von  Organisationen  zeigt  unverkennbar  mehrere 
Schattierungen,  aber  sie  gehen  dermaßen  ineinander  über,  daß  be- 
stimmte   Begriffsabgrenzungen    nicht    ohne  •  Bedenken    vorgenommen 
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werden  können.  Die  Quelle  dieser  Unbestimmtheit  liegt  in  dem  eigen- 
artigen Gemisch  von  politischen  und  ökonomischen  Zwecken  und 
Tendenzen,  die  in  der  gewei'kschaftlichen  Organisation  zu  finden  sind 
und  die  selbst  wieder  mit  der  Entstehung  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung aufs  engste  zusammenhängen.  Solange  die  Arbeiterassozia- 
tionen am  Beginn  ihres  Wirkens  standen,  waren  sie  durch  die  Ver- 
hältnisse, durch  die  Schwerüberwindbarkeit  der  Widerwilligen,  wie 
durch  die  Notwendigkeit,  als  Masse  aufzutreten,  gezwungen,  vor  allem 
auf  die  Agitation  sich  zu  konzentrieren.  „Mit  der  Erstarkung  der 
gewerkschaftlichen  Organisationen  wuchs  jedoch  das  Yerantwortlich- 
keitsgefühl  namentlich  der  leitenden  Kreise,  und  es  brach  sich  die 
Erkenntnis  Bahn,  daß  die  Gewerkschaften  ohne  Gefährdung  ihrer 
Zukunft  sich  nicht  darauf  beschränken  könnten,  lediglich  die  Gegen- 
sätze zum  Unternehmertum  zu  betonen,  sondern  ihren  Mitgliedern 
praktische  Erfolge  erringen  müßten.^'  Und  damit  liegt  die  Versuchung 
nahe,  die  Gewerkvereine  vollständig  von  der  Politik  loszulösen,  sie 
zu  einer  rein  wirtschaftlichen  Organisation  zu  machen. 

Ob  man  berechtigt  ist,  diese  schärfere  Scheidung  der  politischen 
von  der  wirtschaftlich-genossenschaftlichen  schon  als  einen  Abschluß, 
zunächst  wenigstens  für  eine  längere  Periode,  anzusehen,  die  nunmehr 
unter  der  Devise  dieser  Trennung  steht,  ist  heute  also  noch  nicht  zu 
bejahen  und  ebensowenig  zu  verneinen.  Daß  der  Klassenkampf  sich  in 
zwei  Arten  von  Organisation  auf  Seite  der  Arbeiter  abspielt,  wurde  oben 
schon  erwähnt  (S.  36),  und  so  bringt  es  also  allem  Anschein  nach  die 
doppelte  Natur  des  Klassenkampfes  mit  sich,  daß  die  gewerkschaftliche 
einerseits,  die  parteipolitische  Organisation  anderseits  nebeneinander  her- 
gehen. Mit  Rücksicht  darauf  definiert  Brentano  die  Gewerkvereine 
als  Interessen  verbände,  bestehend  aus  Lohnarbeitern  eines  und  des- 
selben Gewerbes,  welche  die  Interessen  ihrer  Mitglieder,  insbesondere 
beim  Abschluß  des  Arbeitsvertrages,  wahren,  indem  sie  für  sie  Für- 
sorge treffen  bei  Arbeitslosigkeit,  gleichviel,  ob  diese  in  schlechter 
Marktlage  oder  in  mangelnder  Übereinstimmung  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  über  die  Arbeitsbedingungen  ihren  Grund  haben.  Die 
Definition  mag  vielleicht  zu  eng  sein.  Für  ein  gewisses  Stadium  der 
Entwicklung,  in  dem  die  wirtschaftlichen  Bestrebungen  im  Vorder- 
gründe der  Zwecke  der  Berufsvereine  stehen,  trifft  diese  Definition 
den  Kern  der  Sache.  Aber  das  ist  doch  schon  eine  Betrachtung,  die 
die  Berufsvereine  als  Mittel  der  Reform  ansieht,  als  einen  Weg  zu 
den  Zielen  der  Sozialpolitik.  Nach  ihr  hat  die  Organisation  als  solche 
schon  Aufgaben  zu  erfüllen,  die  unmittelbar  und  nicht  erst  sekundär 
oder  mittelbar  den  Zwecken  der  Sozialpolitik  dienen. 

Es  gibt  auch  noch  einen  anderen  Standpunkt.  Der  sieht  in 
der  Elementarform  der  Gewerkschaft  die  dauernde  Organisation  zur 
Vorbereitung  des  Streiks,   d.  h.  derjenigen  Phase  in  dem  Ringen  um 
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Einfluß  auf  den  Arbeitsvertrag,  in  der  der  Kampf  unvermeidlicb. 
wird.  Was  die  Gewerkschaft  sonst  sich  zur  Aufgabe  stellt,  ist 
Mittel  zum  Zweck,  Erhöhung  der  Wehrkraft  der  Koalition,  Fesselung 
der  Mitglieder  und  Gewinnung  neuer.  Das  ist  der  Standpunkt  des 
Klassenkämpfers,  der  alles  vom  Gesichtspunkte  des  Kämpfers  aus  an- 
schaut. In  den  Kreisen  der  Gewerkvereinler  sind  beide  Auffassungen 
zu  finden. 

Innerhalb  der  Gewerkvereinsbewegung  kommt  theoretisch,  und 
da  und  dort  sogar  programmatisch,  der  Gegensatz  vor  allem  darin 
zum  Ausdruck,  daß  die  radikalere  Auffassung  die  Wirksamkeit  der 
Gewerkvereine  schon  in  Beziehung  zur  Zukunftstaat- Gestaltung  bringt, 
während  eine  meist  jüngere  Strömung  Gegenwartswerte  erstrebt.  In 
Deutschland  und  gar  in  Osterreich  meinten  die  radikalen  Gewerk- 
schaftler noch  in  den  achziger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts,  die 
Berufsvereinler  müßten  sich  mit  allen  Kräften  darauf  vorbereiten,  die 
Produktion  in  die  Hände  zu  nehmen,  in  Theorie  und  Praxis  aUe 
möglichen  Experimente  anstellen,  sie  dürften  nicht  im  Kleinkampf 
ums  tägliche  Brot  ihre  Zeit  und  Mittel  vertrödeln,  sondern  mit  allen 
Kräften  der  großen  Aufgabe  der  kollektivistischen  Produktion  ent- 
gegenwachsen. Dieser  die  Zukunft  vorwiegend  bedenkenden  und  inso- 
fern idealistischeren  Richtung  ist  nun  im  weiteren  Verlauf  eine  mehr 
realistische  gegenübergetreten,  die  die  Gegenwartsprobleme  vor  allem 
gelöst  sehen  will.  In  England  ist  diese  Strömung  schon  die  ältere. 
Die  Führer  des  neuen  Trade  Unionismus,  der  in  den  neunziger 
Jahren  aufkam,  erklärten  mit  einer  gewissen  Genugtuung,  um  den 
Kampfcharakter  und  die  Kampffreiheit  zu  betonen,  daß  sie  keine  Hilfs- 
kassenunterstützung  hätten,  die  ihre  Bewegungsfreiheit  hemmen  könnte. 
Freilich  sind  auch  sie  schließlich  zum  Kassenwesen  zurückgekehrt,  und 
so  läßt  sich  in  der  Hauptsache  sagen:  es  betreffen  diese  Kontroversen 
in  erster  Linie  das  Programm,  das  WoUen. 

Die  Tatsachen  geben  vorläufig  der  Brentanoischen  Charakterisierung 
recht.  Der  Wirkungswert  der  Gewerkvereine  liegt  in  der  Förderung 
der  Arbeiterinteressen  im  Rahmen  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung,  und  zwar  speziell  nach  der  Richtung,  daß 
die  Stellung  der  Arbeiter  auf  dem  Arbeitsmarkte  gekräftigt 
wird.  Die  Arbeiterberufsvereine  sind  die  unentbehrliche  Form,  in 
der  die  Arbeiter  auf  rationelle  Weise  zur  Gewinnung  eines  kollek- 
tivistischen Vertragswillens  gelangen,  nur  durch  dauerndes  Zu- 
sammenschließen kann  die  Einheitlichkeit  des  WiUens,  soweit  diese 
überhaupt  erreichbar  ist,  mit  Erfolg  auf  dem  Arbeitsmarkt  zur  Gel- 
tung gebracht  werden,  können  die  Arbeiter  jene  Reserven  ansammeln, 
die  sie  instand  setzen,  nötigenfalls  lieber  auf  Lohnerwerb  zu  ver- 
zichten, als  zu  unannehmbaren  oder  wenigstens  ungünstigen  Bedingungen 
Arbeitsgelegenheiten  anzunehmen,  nur  durch  Zusammenschluß  können 
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sie  das  verderbliche  Überwiegen  des  Angebots  von  Arbeitskräften  auf 
dem  Arbeitsmarkte  unwirksam  machen. 

Die  gegenseitige  Arbeitslosigkeitsunterstützung,  die  Reisesubvention 
und  allenfalls  die  Vereinigung  der  Kräfte  für  die  Kampfsituationen, 
den  Streik  und  die  Aussperrung,  sind  aber  sehr  früh  schon  ergänzt 
worden  durch  andere  UnterstützuDgszwecke:  Fürsorge  für  Krankheit, 
Unfall  und  Tod.  Hinsichtlich  dieser  letzteren  Funktionen  ist  die 
Mitgliedschaft  eines  Gewerkvereins  freilich  nicht  die  einzige  Möglich- 
keit für  den  einzelnen,  sich  die  Fürsorge  zu  sichern.  Dafür  bestehen 
allenthalben  auch  andere  Organisationen,  die  privaten  Versicheruugs- 
unternehmungen,  die  friendly  societies  in  England,  die  societä  di 
mutuo  soccorso  in  Italien  usf.  Aber  die  Bedeutung  solcher  Für- 
sorgefunktionen für  die  Gewerkvereine  ist  namentlich  dort  ziemlich 
gering,  wo  die  Staatsorganisation  die  Einrichtung  der  Fürsorge  ver- 
anlaßte  und  besonderen  Organen  zuwies.  So  bleibt  dann  die  Gewerk- 
vereinskassentätigkeit  für  die  vom  Staat  organisierten  Versicherungen 
subsidiär  oder  bloß  ergänzend  und  die  Gewerkvereine  gewinnen  da- 
mit in  solchen  Ländern  immer  ausschließlicher  den  Charakter  der 
wirtschaftlich  fundierten  Repräsentation  der  Arbeiter  als  Produktions- 
faktor. Dadurch,  daß  sie  diese  Funktion  innerhalb  des  kapitalistischen 
Wirtschaftsorganismus  ausüben,  sind  sie  trotz  mancher  parteipolitischen 
Züge,  die  ihnen  besonders  in  einzelnen  Ländern  anhaften^),  deutlich 
von  den  Organisationen  zu  scheiden,  die  durch  die  politischen  Be- 
wegungen der  Arbeiter  ins  Leben  gerufen  werden. 

Die  älteste  Geschichte  haben  die  englischen  Gewerkvereine  auf- 
zuweisen. Mit  dem  Vorsprung  der  englischen  Industrieentwicklung 
vor  derjenigen  anderer  Länder  ist  es  wohl  auch  die  nationale  Eigen- 
art des  Engländers,  Zähigkeit  und  realistischer  Sinn,  die  —  nament- 
lich im  Vergleich  mit  der  Entwicklung  der  Dinge  in  Frankreich  — 
nicht  unerheblich  die  frühe  Entfaltung  des  Gewerkvereins wesens 
gerade  dort  fördern  mußte.  Man  unterscheidet  folgende  Abschnitte 
in  der  englischen  Gewerkvereinsgeschichte  (nach  Brentano,  H.  d.  St. 
IV^  S.  1119). 

1.  XVIII.  Jahrhundert  bis  1799:  In  dem  noch  stark  agrarischen  Lande  mit  ari- 
stokratisch-patriarchalischer Herrschaft  der  Grundbesitzer  führen  die  zu  einer 
zünftigen  Politik  vereinigten  Verbände  von  Gesellen  und  hausindustriellen 
Arbeitern  ein  halb  verbotenes,  halb  geduldetes  Dasein,  sind  im  ganzen  trotz 
ihres  in  manchen  Gewerben  energischen  Auftretens  wenig  geachtet. 

2,  1799 — 1824:    Drakonische  Koalitionsverbote    zeitigen    in    den    heimlich   fort- 
bestehenden Gewerkvereinen,  die  häuptsächlich  hausindustrielle  Arbeiter  um- 
fassen, zünftige  Ausartungen,  einen  leidenschaftlichen  Kampf  gegen  die  neue " 
Technik  und  ihr  sachliches  Substrat,  die  Maschinen. 


1)  In  Österreich,  Frankreich,  Belgien  und  Dänemark  waren  Partei  und 
Gewerkschaften  sozialistischer  Ptichtung  die  längste  Zeit  überhaupt  ein  und  das- 
selbe; auch  in  Holland  war  bis  vor  kurzem  die  Verbindung  viel  inniger. 
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3.  Das  Jahr  1824  bringt  mit  der  Aufhebung  der  Koalitionsverbote  (vgl.  oben 
S.  174)  den  Beginn  des  Kampfes  zwischen  Großindustrie  und  Großgrundbesitz. 
In  den  Verbänden,  in  denen  vor  allem  die  durch  die  neue  Technik  in  Mit- 
leidenschaft gezogenen  Arbeiterkreise  vertreten  sind,  überwiegen  noch  die 
zünftleri sehen  Ideen,  langsam  kommen  modernisierte  wirtschaftliche  An- 
schauungen auf. 

4.  1824—1850:  Die  Koalitionsfreiheit  ist  wieder  eingeengt,  Verwaltung  und  Ge- 
richte verfolgen  die  Gewerkvereine,  die  nunmehr  aus  Grubenarbeitern,  Textil- 
arbeitern, allmählich  auch  zunehmend  aus  Maschinenbauern  bestehen;  die 
Kämpfe  um  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  schlagen  meist  fehl,  revo- 
lutionäre wirtschaftliche  Strömungen  kommen  auf,  der  Chartismus  flammt 
auf^  um  bedeutungslos  zu  verflackern.  Die  Parlamentsreform  bringt  nur  die 
Übermacht  der  Bourgeoisie  und  den  Sieg  der  Großindustrie  über  die  agra- 
rischen Faktoren.  Vom  Staate  erwartet  sich  die  Arbeiterschaft  nichts,  sie 
mißtraut   ihm. 

5.  1850 — 1874:  Diese  Periode  eines  großen  wirtschaftlichen  Aufschwunges  des 
Landes  bedeutet  den  Kampf  der  Trade  Unions  um  gesetzlichen  Schutz  und 
gesetzliche  Anerkennung.  Ausschluß  aller  Politik  ist  Gewerkvereinsprinzip, 
Die  Maschinenbauer  schaffen  das  „neue  Muster"  der  Gewerkvereine,  da» 
Nachahmung  insbesondere  in  den  Baugewerben  findet.  Man  verfolgt  eine 
Politi  k,  die  an  den  Grundlagen  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung  festhält,, 
teilweise  sogar  zünftlerische  Prinzipien,  soweit  sie  geeignet  erscheinen,  eine 
planmäßige  Regelung  der  Produktion  herbeizuführen  und  ein  Lohnminimum  zu 
sichern.  Die  Lohnfondstheorie  verliert  an  Anhängern.  Man  vereinbart  Lohn- 
skalen, läßt  sich  auf  Einigungsämter  ein.  Die  Parlamentsreform  1867  bringt 
den  Arbeitern  das  Wahlrecht. 

6.  1874 — 1889 :  Die  Gewerkvereine  sind  gesetzlich  und  werden  gesellschaftlich 
anerkannt.  Unter  dem  Einflüsse  der  Krise  erweisen  sich  die  Bestrebungen, 
mit  dem  individualistischen  Wirtschaftssystem  sich  abzufinden  und  ausein- 
anderzusetzen, als  unzulänglich.  Das  Wahlrecht  wird  erweitert:  Liberale  und 
Konservative  treten  als  Gewerkvereinsfreunde  auf. 

7.  1889 — 1906:  Bringt  den  Versuch,  die  ungelernten  Arbeiter  zu  organisieren. 
In  den  Vordergrund  der  Bewegung  treten  1893  Grubenarbeiter,  1897/8  Ma- 
schinenbauer, 1899  Eisenbahner.  Der  politische  Einfluß  der  Arbeiterklasse 
steigt;  die  Gewerkvereine  werden  ein  politischer  Machtfaktor.  Aber  das  Ge- 
fühl der  erschütterten,  mindestens  bedrohten  Vormachtstellung  der  englischen 
Industrie  bringt  die  Schutzzollbewegung,  im  weiteren  Zusammenhange  den 
Imperialismus  und  doch  auch  eine  Stimmung  gegenüber  den  Gewerkvereinen^ 
die  in  der  Taff-Vale  -  Entscheidung  ^)  des  Hauses  der  Lords  Ausdruck  fand 
und  die  zu  zahlreichen  Versuchen  der  Arbeitgeber,  den  Gewerkvereins-Einfluß 
zurückzudämmen,  führte.  Der  neue  Trade  Unionismus  kommt  auf,  mit  der 
Tendenz,  die  Methode  nach  der  radikaleren  Kampfstimmung  zu  gestalten. 
Diese  Gewerkvereine  müssen  aber  einlenken  und  wie  die  alten  das  Unter- 
stützungswesen aufnehmen,  wenn  sie  nicht  ihre  Mitglieder  verlieren  wollen. 
Man  lenkt  wieder  in  gesetzliche  Bahnen  ein  und  sucht  den  politischen  Ein- 
fluß zugunsten  einer  gewerkvereinsfreundlichen  Gesetzgebung  in  die  Wag- 
schale zu  werfen. 


1)  Im  Jahre  1901  entschied  das  Haus  der  Lords,  daß  der  Verein  der  ver- 
einigten Eisenbahnangestellten  20000  j^  Schadenersatz  zu  zahlen  habe,  weil  er 
durch  seine  Beamten  die  Angestellten  der  Taff-Vale- Bahngesellschaft  zum  Ver- 
lassen ihrer  Arbeit  veranlaßt  und  den  Verkehr  auf  den  Linien  durch  Schreck- 
worte und  andere  ungesetzliche  Mittel  gestört  habe. 
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8.    Seit  1906:  Die  Wahlen  bringen  50  Arbeiter  ins  Parlament:  eine  vierte  Partei. 
Die  liberale  Majorität  kommt  den  Arbeitern  entgegen  mit  dem  Trade-Disputes- 
Act  (Dez.  1906),  der  u.  a.  bezüglich  der  Haftbarmachung  von  Bernfsvereinen 
für  Streikschäden  den  Zustand  vor  der  Taff-Vale- Entscheidung  zum  gesetz- 
lichen macht,  die  Gefahr  der  Entschädigungspflicht  also  beseitigt.     Dennoch 
dringen  gemäßigt  sozialistische  Bestrebungen  stark  vor. 
Hier  kann  auf  die  Entwicklung  der  Gewerkvereinsbewegung  in  den  andere» 
Ländern  außer  Deutschland  nicht  eingegangen  werden.     Einen  guten  Überblick 
geben  die  Spezialkapitel  „Gewerkvereine''  im  H.  d.  St.  IV^,  unter  denen  besonders^ 
die  von  H er kn er  (Österreich,  Schweiz),  Mahaim  (Frankreich,  Belgien),  Michels 
(Italien)  und  Schachner  (Australien)  hervorgehoben  seien. 

Die  de ut sehe  Gewerkvereinsbewegung  ist  durch  drei  Momente 
charakterisiert.  Sie  ist  erstens  ziemlich  originär  entstanden,  ohna 
Zusammenhang  mit  älteren  Vereinigungen  der  Lohnarbeiterschaft,  wia 
dies  für  England  von  Brentano  mindestens  sehr  wahrscheinlich  gemacht 
ist.  Ihr  Ursprung  hat  zweitens  stark  politischen  Einschlag,  die 
deutsche  Gewerkschaftsbewegung  setzt  erst  mit  der  Aufhebung  der 
Koalitionsverbote  ein,  also  in  einer  Zeit,  da  die  Arbeiterschaft  bereits^ 
eine  politische  Organisation  erhalten  hatte.  Drittens  ist  für  die  Ent- 
wicklung der  Gewerkvereine  das  frühe  Eingreifen  der  Staatsgewalt 
in  das  Gebiet  der  ökonomischen  Funktionen  der  Berufsvereine  wichtig 
geworden.  Namentlich  aus  dem  zweiten  Moment  ergibt  sich  die- 
Zersplitterung  der  Bewegung.  Arbeiterberufsvereine  wurden  Ende- 
der  sechziger  Jahre  von  sozialistischen  Arbeitern  der  Lassalleschen 
Richtung  als  Gewerkschaften  mit  der  Absicht  der  Erweckung  und 
Schürung  des  Klassenkampfes  gegründet.  In  bewußtem  Gegensatze  zu 
dieser  Richtung  des  Allgemeinen  deutschen  Arbeiterschaftsverbandes, 
riefen  der  aus  England  zurückgekehrte  Apostel  der  englischen  Gewerk- 
vereinsidee  M.  Hirsch  und  F.  Duncker  noch  1868  und  1869  Gewerk- 
vereine ins  Leben,  die  die  Harmonie  der  Interessen  des  Kapitals  und 
der  Arbeit  in  den  Vordergrund  stellten  und  zu  allmählicher  fried- 
licher Verbesserung  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  führen  sollten. 
Damit  war  von  Anfang  an  die  Einheit  der  gewerkschaftlichen  Be- 
wegung in  Deutschland  zerstört. 

Es  gab  sozialdemokratische  Gewerkschaften  erst  Lassallescher,  dana 
auch  Marxistischer  Richtung,  seit  1875  sind  sie  einheitlich,  aber  schlechthin  freie,, 
d.  h.  grundsätzlich  von  der  politischen  Organisation  unabhängige  Gewerkschaften^ 
deren  Wirksamkeit  durch  das  Sozialistengesetz  (1878,  21.  X.)  so  wesentlich  be- 
einträchtigt wurde,  daß  auch  von  den  übriggebliebenen,  d.  h.  nicht  untersagtem 
neun  Gewerkschaften  die  Auflösung  beschlossen  wurde.  Nach  der  Periode  dea 
Sozialistengesetzes  (1879 — 1890)  setzt  das  Leben,  das  in  reinen  Fachvereinen  nur 
mit  bescheidensten  Funktionen  (Arbeitslosenunterstützung,  Reisegeld,  Rechts- 
schutz, Stellenvermittlung)  fortbestanden  hatte,  neu  ein.  Es  beginnt  damit  die- 
neue  Entwicklungsperiode  für  die  freien  Gewerkschaften,  in  der  zwei  Gesetz- 
gebungsakte von  besonderer  Wichtigkeit  zustande  kamen:  die  Beseitigung  der 
landesgesetzlichen  Bestimmungen,  die  den  Vereinen  verboten,  miteinander  ii* 
Verbindung  zu  treten  (1899)  und  das  Reichsvereinsgesetz  von  1908.  Trotz  der 
äußeren  Unabhängigkeit    stehen    die    freien  Gewerkschaften    durch    ihre  Führer 
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der  sozialdemokratischen  Partei  (im  ganzen  wohl  mehr  der  revisionistischen 
Richtung),  namentlich  seit  dem  Dresdner  sozialdemokratischem  Parteitage  nahe.^) 

Die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine,  die  lange  Zeit  einen  selt- 
samen Doktrinarismus  in  der  Praktizierung  liberaler  Prinzipien  bekundeten 
(Ablehnung  jedes  staatlichen  Eingriffes  in  das  Arbeitsverhältnis,  auch  des  Ar- 
beiterschutzes, Verwerfung  des  Streiks  u.  dgl.),  nehmen  auch  heute  noch  eine 
Sonderstellung  ein.  Aber  ungeachtet  des  freisinnigen  Charakters  sind  sie  prin- 
zipiell politisch  neutral.  Den  Kern  ihrer  Gruppe  stellen  Maschinenbauer  und 
Metallarbeiter.  Das  Schwergewicht  dieser  Organisation  liegt  heute  unverkennbar 
in  ihren  Unterstützungskassen :  zwei  Drittel  ihres  Vennögens  liegt  in  der  Kranken- 
und  Begräbniskasse. 

In  den  neunziger  Jahren  ist  die  christliche  Gewerkschaftsbewegung 
in  Schwung  gekommen.  Teilweise  aus  älteren  katholischen  und  evangelischen 
Jünglings-,  Männer-  und  Gesellenvereinen  entstanden,  verfolgen  sie  religiöse, 
humane,  gesellige,  Bildungs-  und  Unterstützungszwecke.  Der  wirtschaftlich 
gewerkvereinliche  Charakter  kam  ursprünglich  nur  Fachabteilungen  der  kon- 
fessionellen Vereinigungen  zu.  Die  eigentlichen  christlichen  Gewerkschaften 
sind  als  selbständige  Organisationen  erst  seit  1894  im  Werden,  haben  ein  außer- 
ordentlich rasches  Anwachsen  der  Mitgliederzahl  erreicht  und  sind  nunmehr 
den  Leitsätzen  nach,  die  auf  dem  I.  christlichen  Gewerkschaftskongreß  in  Mainz 
aufgestellt  wurden,  zwar  christlich,  aber  interkonfessionell,  und  stehen  auf  dem 
Boden  der  bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung.  Sie  lehnen  Klassen- 
kämpfe und  Klassenhaß  ab,  verwerfen  aber  eine  extreme  Scheidung  der  Lohn- 
arbeiterklasse von  den  anderen  Volksschichten.  Neben  diesen  christlichen  be- 
stehen auch  rein  katholische  Gewerkschaften,  die  den  interkonfessionellen 
Charakter  mit  der  päpstlichen  Enzyklika  Rerum  novarum  unvereinbarlich  finden. 
Prinzipiell  wird  der  Streik  abgelehnt,  tatsächlich  aber  geduldet.  Politisch  ist  so- 
wohl die  katholische  wie  die  interkonfessionell  christliche  Gewerkschaft  ab- 
liängig  oder  mindestens  nicht  neutral. 

So  deutlich  auch  gewisse  Gegensätze  zwischen  den  gekennzeich- 
neten Hauptrichtungen  programmatisch,  namentlich  aber  auch  in  der 
Fachpresse  formuliert  zu  werden  pflegen,  im  großen  und  ganzen  ist 
eine  weitgehende  Solidarität  vorherrschend,  auf  die  bei  schweren  Kon- 
flikten mit  den  Arbeitgebern  gerechnet  werden  kann. 

Die  Solidarität  reicht  aber  nicht  so  weit,  daß  die  verschiedenen 
Gewerkschaftsrichtungen  wenigstens  die  recht  viel  Kraft  erfordernde 
Konkurrenz  gegeneinander  aufgeben  würden.  Das  führt  zu  einer 
Schädigung  nicht  allein  der  Arbeiter,  sondern  auch  der  Gesamtheit, 
denn  diese  Rivalität  bringt  es  mit  sich,  daß  die  einzelnen  Gruppen, 
um  sich  nicht  dem  Vorwurfe  auszusetzen,  geringere  Energie  als  ihre 
Gegner  zu  besitzen,  nicht  selten  Forderungen  stellen,  die  sie  selbst 
nicht  für  durchführbar  halten  und  daß  sie  eine  an  sich  naheliegende 
Verständigung  ablehnen,  weil  deren  Abschluß  von  einer  anderen  Or- 
ganisation eingeleitet  ist  (Kulemann).  An  Versuchen  zur  Einigung  und 
offiziellen  Verständigung  fehlt  es  nicht.    Doch  bildet  die  freilich  nicht 


1)  Über  die  Versuche,  die  Gewerkvereinsbewegung  von  der  Sozialdemokratie 
unabhängig  zu  machen,  orientieren  fortlaufend  die  sozialistischen  Monatshefte. 
Zu  vgl,  insbesondere  die  Aufsätze  von  Legien,  Bernstein,  Spiekmann,  Erkelenz, 
Kampffmeyer,  Hue. 
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offizielle  aber  tatsächliche  Beziehung  der  freien  Gewerkschaften  zur 
Sozialdemokratie  ein  wesentliches  Hindernis^  freilich  gewiß  nicht  das 
einzige.  Daß  auch  die  Verwaltungsorgane  jeder  Gruppe,  an  der  Selb- 
ständigkeit der  Gruppe  interessiert,  diese  aufrecht  zu  erhalten  suchen, 
ist  nur  allzu  menschlich. 

Für  die  drei  Hauptgruppen  der  Arbeiterorganisationen  weist  die 
Reichsstatistik  folgende  Daten  (1908)  aus: 

Aussperrungs-, 
Mitßlieder  Arbeitslosen-  Rechtsschutz  und  Streik-  und 

unterstützuug  Unterstützungen  Gemaßregelten- 

unterstützung 

,,     auf  den    .  _^     auf  den    .  ,,     auf  den 

xnsges.^^.     ^^^^^^    msges.J^.    ^^^^^^^     insges.  ./^     ^^p^^^ 

Freie  Gewerkschaften  1  831  731  8  134  388  6,19  20  004  767  10,92  14  206  408  3,42 

Christi.            „                   264  519  134  453  0,70  976  393     3,69        424  992  1,61 
Hirsch-Dunckersche 

Gewerkvereine              105  558  288  068  2,83  406  318    3,85        130  340  1,23 

Das  Wachstum  ist  relativ  bei  den  christlichen  Vereinen  am  raschesten  vor 
sich  gegangen.     Es  zählten 

1900          1908  daher  Zunahme 

Mitglieder  1900—1908 

die  freien  Gewerkschaften                             680  427    1  831  731  1  151  316  =  168,2  7^ 

„     Christi.            „                                                76  744       264  519  187  775  =  244,5  V^ 

„    Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine      91  661       105  553  13  892  =    15,1  7o 

Insgesamt  waren  in  Deutschland  2  421  950  Arbeiter  organisiert,  also  etwas 
mehr  als  der  fünfte  Teil  der  gesamten  Arbeiterschaft,  22,62  7o  von  der  am 
12.  Juni  1907  ermittelten  Arbeiterzahl  in  Industrie,  Handel  und  Verkehr  (10  708  346) ; 
und  zwar  75,6  %  in  freien,  10,92  %  in  christlichen,  4,36  %  in  Hirsch-Duncker- 
schen Vereinen,  der  Rest  in  unabhängigen  (5,58  7(,),  in  vaterländischen  ^)  und  in 
gelben  Arbeiterverbänden. 

Die  Wirksamkeit  der  Gewerkvereine  ist  vor  allem  abhängig  von 
den  Organisationsprinzipien.  Bezüglich  dieser  taucht  einmal  die 
Frage  auf,  ob  die  Gliederung  der  Organisation  den  Berufsspezialitäten 
möglichst  angeschlossen  werden  soll  (Branchenorganisation),  oder  ob 
auch  fremdere  Berufe  zu  einheitlichen  Verbänden  („gemischte"  In- 
dustrieverbände) zusammengeschlossen  werden  sollen.  Die  Unter- 
scheidung ist  wichtig  und  hat  praktische  Konsequenzen,  einerseits 
weil  die  berufliche  Gleichheit  auch  eine  Gleichartigkeit  des  Risikos 
für  alle  ünterstützungsfragen  bedeutet,  so  daß  also  nur  die  Gleich- 
gefährdeten für  einander  in  eine  Kasse  einzahlen,  anderseits  ist  für 
die  Vertretung  der  Arbeitergruppe  gegenüber  den  Arbeitgebern  das 
Hand-in-Handarbeiten  verschiedener  Berufsgruppen  wertvoll.  Beruf- 
liche Differenzierung  führt  auch  zu  Abgrenzungsfragen,  die  nicht 
selten,  wie  bei  den  englischen  Vereinen,  Streitigkeiten  und  Konflikte 
heraufbeschwören  und  sogar  die  Solidarität  bedrohen.     Sie  sind  auch 


1)  Vereine  mit  ähnlicher  Grundanschauung  wie  die  gelben  Gewerkschaften, 
stehen  aber  mehr  auf  politischem  Boden. 
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besonders  geeignet,  zünftlerische  Tendenzen,  wie  die  Beschränkung- 
der  Lehrlingszahl,  des  Nachwuchses  u.  dgl.,  großzuziehen.  In  Deutsch- 
land herrscht  die  Neigung  zur  Industriegruppierung  vor,  eine  gewisse- 
Berufszugehörigkeit  greift  als  regulierendes  Prinzip  dabei  dennoch 
durch.  Wenige  Ausnahmen  liegen  (z.  B.  in  den  Gemeinde-Arbeiter- 
verbänden) vor.  Daneben  steht  die  Alternative:  Zentralisierung^ 
oder  Dezentralisierung.  Das  erstere  Prinzip  hat  sich  als  das  weit 
zweckmäßigere  erwiesen,  die  eigentliche  Leitung  muß  von  einer  Zentral- 
stelle ausgehen.  Den  örtlichen  Besonderheiten  wird  durch  örtliche- 
Verwaltungsstellen  Rechnung  getragen.  Allein  damit  ist  das  Problem 
erst  halb  gelöst.  Gerade  das  zentralistische  Direktionsprinzip  stellt 
eine  Reihe  von  Aufgaben,  die  selbst  wieder  Prinzipienfragen  bedeuten. 
Es  bestehen  also  Lokal-,  dann  Bezirks-  oder  GausteUen,  endlich  der 
von  der  Generalversammlung  gewählte  Vorstand,  und  zu  seiner  Über- 
wachung ein  Ausschuß.  Wenn  nun  auch  immerhin  noch  ein  Beirat 
diesem  Vorstand  beigegeben  ist:  das  Schwergewicht  der  ganzen  Lei- 
tung ruht  in  den  Händen  besoldeter  Beamter.  Nun  mögen  die 
leitenden  noch  so  tüchtige  Persönlichkeiten  sein,  sie  bedürfen  mit  der 
wachsenden  Mitgliederzahl  immer  mehr  eines  Stabes  von  Unterbeamten,, 
deren  Qualität  heute  noch  sehr  zu  wünschen  übrig  läßt.  Es  taucht 
immer  das  schwierige  Problem  auf,  eine  leistungsfähige  Verwaltung 
mit  dem  demokratischen  Prinzip  der  Volkssouveränität  in  ihrer  Ver- 
fassung zu  verknüpfen.  (Prager.) 

Dem  letzteren  entspricht  bei  Beschlüssen  die  Urabstimmung,  bei 
der  aUe  Mitglieder  selbst  zu  Wort  kommen.  Diese  hat  sich  aber  als 
ein  Hemmungsfaktor  erwiesen,  z.  B.  für  den  Ausbau  der  Unterstützungs- 
einrichtungen, Erhöhung  der  Beiträge  usw.  Nicht  minder  fortschritts- 
widrig ist  das  gleichfalls  dem  demokratischen  Prinzip  entsprech ende- 
imperative Mandat.  Die  Delegierten  der  Lokalvereine  kommen  mit 
gebundener  Marschroute  zur  Generalversammlung.  Eine  Überzeugung,. 
Belehrung  u.  dgl.  ist  meist  ausgeschlossen.  So  bedarf  es  denn  nach 
der  Anschauung  der  Kenner  der  Gewerkvereins  Verwaltung  sehr  einer 
gewissen  Überwindung  der  demokratischen  Verfassung,  einer  Stärkung^ 
der  Autorität  der  Führer  und  größerer  Disziplin  der  Massen.  Nur 
zu  oft  schon  ist  das  Zauberlehrlingsmotiv  bei  Konflikten  fühlbar  ge- 
worden: Die  ich  rief,  die  Geister,  werd  ich  nun  nicht  los.  Und  wenn 
die  Führer  oft  nicht  mit  Unrecht  verantwortlich  gemacht  werden  für 
die  Steigerung  der  Spannung  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern,, 
so  ist  oft  genug  auch  die  Einflußlosigkeit  der  Gewerkvereinsbeamten 
schuld  an  manchem  Ausbruch  oder  der  Hinausdehnung  eines  Konfliktes. 

Die  äußere  Organisation  ist  in  England  eigentlich  weniger  glücklich  als 
in  Deutschland,  wo  die  Leitung  der  62  „freien"  Zentralverbände  (1908)  die  all- 
gemeine Politik  bestimmt,  also  auch  die  letzte  Entscheidung  über  Beginn  von 
Streiks  sich  vorbehält,  während  die  Zweigvereine  mit  ihren  Zahlstellen  außer 
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•dem  Verkehr  mit  der  Hauptleitung  die  örtlichen  Funktionen,  Einziehen  der 
Beiträge,  Auszahlung  von  Unterstützungen  zu  besorgen  haben.  Das  gilt  ähnlich 
von  den  christlichen  22  Organisationen  und  den  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
vereinen. Die  englische  Statistik  behandelt  1173  einzelne  Trade  Unions  (1907), 
kann  aber  nur  für  100  die  Einnahmen ,  Ausgaben  und  Fonds  nachweisen. 
Zentralisiert  sind  auch  die  englischen  in  den  Amalgamated  Federations,  und  doch 
bestehen  zahlreiche  lokale  und  Spezialberufsvereine,  die  immer  nur  einen  Zweig 
von  Arbeitern  aus  einer  Gruppe  umfassen;  z.  ß.  von  den  Textilarbeitern:  die 
Vorbereiter,  Sortierer,  Spinner,  Weber,  Tucharbeiter,  Färber,  Drucker  usw.,  alle 
gesondert,  in  Deutschland  besteht  für  alle,  auch  verschiedene  Materialien  be- 
treffenden Arbeiter  (Wolle,  Baumwolle,  Seide,  Jute)  ein  einziger  Textilarbeiter- 
verbänd. 

Zusammenfassungen  sind  die  lokalen  Gewerkschaftskartelle  in  Deutsch- 
land, denen  in  Frankreich  beiläufig  die  sog.  Arbeiterbörsen,  in  England  die 
Trades  Councils  entsprechen.  Es  sind  örtliche  Vereinigungen  zwecks  Agi- 
tation unter  der  Arbeiterschaft  nicht  organisierter  Berufe,  Wahlorganisierung 
bei  allen  Wahlen  in  Institutionen  der  staatlichen  Arbeiterversicherung  usw.  Die 
Funktionen  der  Gewerkschaftskartelle  sind  seit  1905  ziemlich  eingeengt.  In  die 
Gestaltung  der  Arbeiterbedingungen  dürfen  sie  nicht  eingreifen.  Die  bleibt 
Sache  der  Zentralorganisationen,  wie  die  Entscheidung  über  Streiks.  In  neuerer 
Zeit  ruht  ihr  Hauptwert  in  den  Arbeitersekretariaten,  deren  Geschäfte  von 
ihnen  wirksamer  als  von  den  Lokalstellen  der  zentralisierten  Berufsverbände 
geführt  werden  können;  ihre  Haupttätigkeit  besteht  in  der  Rechtshilfe  und 
Auskunfterteilung  und  gilt  allgemein  als  außerordentlich  zweckmäßige  Selbst- 
hilfeeinrichtung. Auch  um  wertvolle  sozialstatistische  Erhebungen  und  Ver- 
öffentlichungen haben  einzelne  besonders  gut  geleitete  Sekretariate  sich  verdient 
gemacht.  Dem  Beispiel  der  freien  Gewerkschaften  sind  die  christlichen  mit 
solchen  Sekretariaten  gefolgt.  Namentlich  wo  nicht  städtische  Arbeitsämter 
solche  Auskunfterteilung  übernommen  haben,  ist  das  Bedürfnis  ein  sehr  großes. 
Nicht  zu  identifizieren  sind  mit  diesen  Sekretariaten  die  schweizerischen,  diesen 
Titel  führenden  lokalen  Organe,  Sie  sind  dort  in  erster  Linie  Verwaltungs- 
stellen mit  vorwiegend  propagandistischen  Aufgaben  im  Gewerkschaftsinteresse. 
Die  Trades  Councils  nehmen  die  Arbeiterinteressen  bei  Gemeindewahlen  und  gegen- 
über Stadtverwaltungen  wahr.  Trotz  der  Zersplitterung  haben  die  englischen 
Vereine  an  der  öffentlichen  Meinung  starken  Rückhalt.  Die  Kraft  der  Bewegung 
liegt  dort  darin,  daß  sie  im  Bergbau,  in  der  Metall-,  Schiffbau-,  Bau-  und  Textil- 
industrie Eingang  gefunden  haben.  Im  Jahre  1907  stellten  diese  Berufe  1657000 
Vereinsmitglieder. 

Die  Organisation  der  weiblichen  Arbeitskräfte  hat  erst  in  dem 
letzten  Dezennium  in  Deutschland  Fortschritte  gemacht.  Sie  sind  grund- 
sätzlich in  den  Gewerkvereinen  mit  den  Männern  vereinigt;  eine  Aus- 
nahme machen  die  Hirsch-Dunkers chen  Frauen-  und  Mädchen- Gewerk- 
vereine und  der  Christliche  Heimarbeiterinnen-Gewerkverein.  In  England 
waren  1907  201709,  in  Deutschland  1908  rund  179000  Arbeiterinnen 
organisiert. 

Ein  weiteres  für  die  Wirksamkeit  der  Bewegung  wichtiges  Moment 
ist  die  Rechtsstellung  der  Berufsvereine  hinsichtlich  ihrer  Fähig- 
keit, Träger  von  Vermögensrechten  und  Pflichten  zu  sein.  Blitzartig 
wurde  den  englischen  Gewerkvereinen  die  ungeheure  Gefahr  klar,  als 
1901  in  ausgesprochenem  Gegensatz  zu  der  seit  1871  überkommenen 
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Rechtsauffassung  die  Taff-Yale-Entscheidung  fiel,  daß  niclit  nur  die 
Agenten  und  Führer  der  Gewerkvereine  belangt  werden  könnten,  wenn 
man  sich  durch  Gewerkvereinsmaßnahmen  geschädigt  halte,  sondern 
daß  nunmehr  die  Gewerkvereine  mit  ihrem  Vermögen  haftbar  gemacht 
werden  könnten.  Das  bedeutete  die  Untergrabung  der  wirtschaftlichen 
Leistungen  der  Vereine  für  ihre  Mitglieder,  und  deshalb  setzten  die 
1906  in  stattlicher  Zahl  ins  Parlament  gelangten  Arbeitervertreter 
alle  Kraft  darein,  den  alten  Zustand  wieder  herzustellen,  was  im  Verein 
mit  den  Liberalen  mit  dem  erwähnten  Gesetz  von  1906  (oben  S.  185) 
auch  erreicht  wurde.  Eine  ähnliche  Klarstellung  der  Rechtsfähigkeit 
ist  in  Deutschland  mit  dem  Gesetzentwurf  über  die  gewerblichen  Be- 
rufsvereine 1906  versucht,  aber  nicht  erreicht  worden.  Li  den  meisten 
Staaten  ist  die  Regelung  der  Rechtsfähigkeit  der  Vereine  eine  der- 
artige, daß  die  Arbeiterverbände  sich  mit  ihren  Vermögens  Verhält- 
nissen in  recht  unsicherer  Lage  befinden. 


Die  Hauptwirksamkeit  der  Gewerkvereine  läßt  sich  ziffermäßig 
schwer  zusammenfassen,  sie  tritt  in  der  Gestaltung  der  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  zutage,  auf  die  bei  der  Erörterung  der  einzelnen 
Probleme  noch  weiter  einzugehen  ist.  Gegen  Kautskys  Schrift  „Der 
Weg  zur  Macht"  polemisierend,  hat  das  Korrespondenzblatt  der  Ge- 
werkschafts-Generalkommission  Deutschlands  für  eine  Reihe  von  Be- 
rufen die  Erfolge  der  Gewerkschaften  ziffermäßig  nachgewiesen, 
so  z.  B.  für  die  Maurer  eine  Stundenlohnerhöhung  von  13  bis  20  (im 
Durchschnitt  16)  Pfennig  in  der  Zeit  von  1895  bis  1908,  also  eine 
durchschnittliche  Erhöhung  des  Jahresarbeitsverdienstes  von  860  auf 
1198  Mark,  die  Verkürzung  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  bei  den 
Zimmerern,  Steinsetzern,  Fabrikarbeitern,  Buchdruckern  um  3  Stun- 
den u.s.f. 

Die  Herabsetzung  der  Leistungen  der  Gewerkvereine  rückt  in 
ein  seltsames  Licht,  wenn  man  die  großen  Anstrengungen  der  Arbeit- 
geber gegenüber  den  Gewerkvereinen,  sei's  in  Deutschland,  sei's  in 
England,  in  Erwägung  zieht.  Ist  es  aber  nicht  etwa  auch  ein  Erfolg 
der  Arbeiterorganisationen,  wenn  die  Leitungen  irgendwelcher  großen 
Unternehmungen,  ja  selbst  von  Riesenwerken,  es  tunlichst  vermeiden, 
mit  irgend  einer  Maßregel  den  Unwillen  der  Arbeiter  heraufzube- 
schwören? Zunächst  tritt  die  Vorsicht  und  Zurückhaltung  als  Wirkung 
auf,  und  immer  mehr  entwickelt  sich  das  Gefühl  für  das  sozialpoli- 
tisch Zulässige. 

Einen  ganz  anderen  Gesichtspunkt  rückt  die  Kritik,  die  der  fran- 
zösische Syndikalismus  an  den  Gewerkvereinen  übt,  in  den  Vorder- 
grund: sie  sieht  als  Wirkung  der  Gewerkschaftspolitik,  wie  sie  na- 
mentlich die  Engländer  im  Kassenwesen,  in  Tarifverträgen,  Schieds- 
gerichten und  Einigungsämtern  entwickelt  haben,  die  Verbürgerlichung 
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der  Arbeiter-Denkweise.  Der  leistungsfähige  Gewerkverein  müsse  Ver- 
mögen ansammeln  und  damit  werde  er  ängstlich,  fürchte  den  Kampf 
und  werde  exklusiv  gegen  die  ärmeren  Schichten.  Die  syndikalistische 
Kritik  gelangt  daher  zur  Schlußfolgerung:  tunlichst  Industrieverbände 
(also  nicht  Berufsverbände)  zu  bilden,  und  um  der  Entwicklung  eines^ 
gewissen  Körperschafts-Egoismus  entgegenzuwirken,  seien  die  Verbände 
zu  großen  Föderationen  zu  vereinigen,  seien  Beitragsleistungen,  Streik- 
und  Unterstützungskassen  abzulehnen.  Es  ist  eine  für  die  Sozial- 
politik wertvolle  Tatsache,  daß  die  Gewerkvereine  als  ein  den  sozialen 
Frieden  förderndes  Institut  eingeschätzt  werden.  Eine  andere  Frage 
ist  es  allerdings,  ob  die  Gefahr,  die  in  diesem  Charakter  der  Verbände 
für  die  Bewegung  liegen  soll,  nicht  doch  auch  vom  Standpunkte  der 
sozialen  Reformziele  berücksichtigt  werden  muß. 

Die  angebliche  Gefahr  liegt  in  der  Verschärfung  der  Differenz!  e-^ 
rang  zwischen  den  untrüglich  unterscheidbaren  Schichten  innerhalb 
der  Arbeiterschaft  (vgl.  S.  147).  Eine  Verschärfung  soU  aber  auch 
in  der  Exklusivität  der  Gewerkvereine  liegen,  die  nicht  nur  die  Mit- 
gliedschaft von  dem  Nachweis  einer  gewissen  Mindestqualität  ab- 
hängig machen,  sondern  (in  England  und  Amerika  namentlich)  be- 
trächtliche Eintrittsgelder  fordern.  Was  namentlich  in  der  letzteren 
Einrichtung  sich  dokumentiert,  ist  eine  Verengerung  des  Klassen- 
begriffes aus  dem  besonderen  Erwerbsinteresse  heraus.  Damit  nicht 
zu  verwechseln  ist  es  aber,  wenn  die  Gewerkvereine  von  ihren  Mit- 
gliedern die  Fähigkeit,  eine  gewisse  Mindestlohnhöhe  zu  erreichen^ 
einen  bestimmten  Lehrgang,  ja  sogar  eine  besondere  Prüfung  fordern. 
Mit  Recht  weist  Herkner  gegenüber  den  sozialistischen  Kritikern 
solcher  Einrichtungen  darauf  hin,  daß  die  Gewerkvereine,  da  sie  ein 
gewisses  Minimum  für  ihre  Mitglieder  von  den  Arbeitgebern  erkämpfen,, 
logischerweise  diesen  auch  dafür  garantieren  müssen,  daß  ihre  Mit- 
glieder ein  gewisses  Minimum  der  Leistungsfähigkeit  aufweisen.  Jeden- 
falls ist  es  eine  Übertreibung,  die  Sache  so  darzustellen,  als  ob  die 
Gewerkvereine  damit  die  Sache  der  Unternehmer  förderten. 

Das  Gewerkvereinsprinzip  als  solches  bedeutet  aber  mit  der  Sonder- 
organisierung der  oberen  Arbeiterschichte  eine  Isolierung  der  an  sich 
unqualifizierten  Arbeiter,  die  auch  zur  Selbsthilfe  weniger  Kraft  und 
Eignung  besitzen,  und  das  ist  die  Hauptschattenseite  des  Prinzips. 

Eine  -  auch  nur  ganz  flüchtige  Kritik  der  Erfolge  der  Gewerk- 
schaftspolitik darf  zwei  weitere  Maßregeln,  die  gleichfalls  geradezu 
Prinzipien  geworden  sind,  nicht  übersehen:  1.  die  Beschränkung  der 
Arbeitsleistung  der  Mitglieder  und  2.  das  Streben,  die  Niclitorgani- 
sierten  aus  allen  Betrieben  zu  verdrängen,  in  denen  Gewerkvereinler 
arbeiten. 

Das  erste  Prinzip,  das  sich  in  England  als  Go'canny  (auch 
Ca'canny,  „hübsch  sachte  !^^)  verbreitet  hat,  um  das  Sinken  der  Akkord- 
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lölmung  unter  dem  Einflüsse  einiger  Streber  (bell-tiorses)  hintanzu- 
halten ^  ist  ursprünglich  ein  reines  Mittel  der  Lohnpolitik  gewesen, 
ist  aber  immer  mehr  ein  allgemeines  Klassenkampfmittel  in  dem  Sinne 
geworden^  daß  damit  eine  Schädigung  der  Kapitalisten  erreicht  werden 
soll.  In  milderer  Form  tritt  es  in  dem  Rahmen  des  Sabotage  auf. 
Da  heißt  es,  dem  Grundsatz  zu  dienen,  für  schlechten  Lohn  schlechte 
Arbeit.  Bei  den  revolutionären  Gewerkschaftlern  hat  der  Sabotage 
aber  schlechthin  den  Inhalt  gewonnen,  dem  Wettkampf  der  Produktion 
«inen  Riegel  vorzuschieben  (Cornelissen).  Und  noch  eines!  Als 
Lohnarbeiter  nehmen  sie  gegen  die  Einführung  der  Maschinen  Stel- 
lung, sträuben  sich,  sie  zu  bedienen,  weil  sie  nur  ein  bestimmtes 
Arbeitsquantum  sehen,  das  ihnen  durch  die  Maschine  noch  verkleinert 
wird,  und  ebenso  ist  es  das  „Strecken"  dieses  ihnen  sichtbaren  Aus- 
maßes von  Arbeitsgelegenheit,  was  sie  als  zweckentsprechendes  Mittel 
zur  Sicherung  der  Arbeitsgelegenheit  anwenden  zu  müssen  glauben. 
Es  ist  natürlich  in  doppelter  Richtung  eine  verfehlte  Politik,  die  hier 
getrieben  wird.  Es  handelt  sich  im  Interesse  der  Arbeiterschaft  wohl 
um  die  Verschiebung  der  Einkommensverhältnisse  und  damit  um  eine 
Verschiebung  der  Produktionsrichtung,  aber  niemals  kann  die  Ver- 
geudung von  Arbeitskraft  im  Interesse  irgend  eines  Teiles  der  Gesell- 
schaft auf  die  Dauer  gelegen  sein. 

Das  zweite  Prinzip  bedeutet  den  Koalitionszwang. 

Wieder  handelt  es  sich  um  ein  im  Wesen  antisoziales  Prinzip, 
das  der  Tendenz  entspringt,  die  Träger  eines  Sonderinteresses  um 
jeden  Preis  auch  auf  Kosten  des  herkömmlichen  Freiheitsbegriffes  zu 
einem  besonderen  Ganzen,  einer  organisierten  Masse  innerhalb  des 
Gesellschaftskörpers  zusammenzuschweißen.  In  der  Drohung  der  orga- 
nisierten Arbeiter,  also  speziell  der  Ge  werk  vereinler,  überall  da  die 
Arbeit  zu  kündigen,  wo  nicht-organisierte  Arbeiter  beschäftigt  werden, 
liegt  ein  Terrorismus,  der  nicht  nur  den  Arbeitgebern,  sondern  den 
großen  Massen  von  Nichtorganisierten  gegenüber  nicht  zu  rechtfertigen 
ist.  Aber  das  kann  nicht  hindern,  die  Tatsache  sowohl  als  psychologisch 
begreiflich,  wie  taktisch  geradezu  unvermeidlich  zu  bezeichnen.  Die 
Freiheitsbeeinträchtigung  ist  hier  wie  in  den  meisten  kollektivistischen 
Phänomenen  ein  notwendiges  Übel.  Organisationsbestrebungen  werden 
«tets  mit  Härten  für  einen  Teil  der  Organisierten  ^verbunden  sein,  da 
jeder  Kollektivwille  eine  Resultierende  ist,  auf  die  auch  die  weitest 
entfernt  liegenden  Komponenten  orientiert  werden  müssen,  wenn  sie 
«ben  überhaupt  mittun  sollen.  Ohne  Beschränkung  des  individuellen 
Wollens  ist  das  Zustandekommen  eines  KollektivwiUens  großer  Massen 
nicht  denkbar.  Nun  ist  hier  wie  so  oft  ein  KoUektivwiUe  nur 
dann  belangreich,  wenn  die  Kollektivität  eben  die  Gesamtheit  oder 
wenigstens  eine  sehr  dominierende  Mehrheit  aUer  IndividualwiUen 
umfaßt,  und  das  zeitigt  die  mittelbare  Erzwingung   des  Anschlusses 
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der  Minorität  an  den  Kollektivwillen  einer  Mehrheit,  aber  oft  auch 
schlechthin   der  zahlreichen  Nichtorganisierten  an  die  Ge  werk  vereine. 

In  den  Organisationsbestrebungen  der  Unternehmer,  sei  es  als 
Arbeitgeber,  sei  es  als  Warenverkäufer,  taucht  genau  dieselbe  Erschei- 
nung auf:  die  Herstellung  einer  Situation  für  alle  Nichtkartellierten, 
für  die  Outsiders,  die  diesen  den  Geschmack  an  ihrer  Rolle  verdirbt. 
Die  maßlose  Schärfe,  mit  der  von  den  Unternehmerverbänden  die 
Outsider  bekämpft  werden,  sollte  erwarten  lassen,  daß  gerade  auf  Seite 
der  organisierten  Unternehmer  das  „verzeihende"  Verständnis  für  die 
Ausschreitungen  der  Gewerkvereinspolitik  gegenüber  den  Nichtorgani- 
sierten aufkommt. 

Taktisch  notwendig  ist  der  Kampf  gegen  die  Unorganisiertheit 
—  also  gegen  das  Prinzip,  nicht  gegen  die  Individuen  —  aber  allerdings 
schon  um  dessentwillen,  daß  die  Arbeitgeber  dem  WiUen  der  Arbeiter 
wirklich  als  einer  Einheit  gegenüberstehen  und  mit  dieser  rechnen 
können.  Denn  nicht  nur  um  das  Rechnenmüssen,  auch  um  das  -können 
handelt  es  sich  für  die  Arbeitgeber. 

Die  Qualität  der  Nichtorganisierten  wird  sehr  verschieden  ein- 
geschätzt, aber  meist  einseitig.  Sie  rekrutieren  sich  ebenso  oft  aus 
den  kräftigen,  sehr  persönlich  veranlagten  Individualitäten,  wie  aus 
den  zu  einer  gewissen  Schmarotzerei  neigenden  verdrückten  Kreaturen, 
die  von  einer  Organisation  wohl  den  Nutzen  ziehen,  aber  nicht  auch 
die  Opfer  für  sie  bringen  wollen,  endlich  auch  solchen,  die  tatsächlich 
wirtschaftlich  die  Lasten,  die  die  Organisation  auferlegt,  nicht  tragen 
können.^)  Der  Kampf  gegen  die  erste  Kategorie  bleibt  in  der  Regel 
vergeblich  und  wird  es  wohl  stets  bleiben.  Die  Chancen,  diese  Ele- 
mente in  eine  Organisation  zu  zwingen,  sind  bei  den  Arbeitern  wohl 
noch  vergeblicher  als  bei  den  Unternehmern,  die  das  Kapital  des 
Outsiders  wenigstens  unterzukriegen  pflegen.  Der  Kampf  gegen  die 
letzte  Kategorie  ist  meist  hart  und  deshalb  schon  nicht  zu  recht- 
fertigen. Es  sind  gerade  besonders  die  Ungelernten  und  die  Frauen, 
hei  denen  die  Leistungsunfähigkeit  eine  große  Rolle  spielt,  wozu  der 
häufige  Verwendungswechsel  und  häufigere  Arbeitslosigkeit  nicht  wenig 
beitragen.  Wie  sehr  freilich  auch  da  völkerpsychologische  Momente, 
Einflüsse  des  Temperaments  mitspielen,  läßt  sich  gerade  in  Deutsch- 
land leicht  verfolgen,  wie  das  Troeltsch  und  Hirschfeld  (a.  a.  0., 
4.  Abschn.)  im  einzelnen  überzeugend  nachgewiesen  haben.  Süd-  und 
Norddeutsche  zeigten  bis  vor  kurzem  verschiedene  Organisations- 
«nergie.  So  bleibt  als  zweckmäßig  und  gerechtfertigt  nur  die  Stellung- 
nahme gegen  die  Schmarotzer. 

Die  nachstehende  Zusammenstellung  gibt  einen  beiläufigen  Überbhck  über 
den  Stand  und  die  ökonomische  Wirksamkeit  der   Gewerkvereinsorganisationen 

1)  Beiträge  von  50  Pfennig  und  mehr  für  die  Woche  sind  eben  doch  schon. 
erhebUche  Beträge:  in  Deutschland  bei  über  15%  der  Gewerkschaften. 

V.  Zwiedineck:    Sozialpolitik.  13 


194 


Organisation  der  Sozialpolitik. 


in    den    Staaten    mit 

einigermaßi 

en    entwickelter 

■   Gewerkvereinsbewegung 

1907. 

Zahl 

Die  Angaben 

Jahres- 

Jahres- 

Vermöge 

der 

betreffen ...  % 

ein- 

aus- 

stand 

Organi- 

der gesamten 

nahme 

gabe 

' 

sierten 

Mitglieder 

in  Millionen  Mark 

Deutschland 

2  446  480 

95 

57,4 

47,9 

38,6 

Großbritannien 

2  406  746 

60 

50,7 

41,8 

114,7 

Ver.  Staaten  v.  Amer. 

1  586  885 

— 

— . 

— 

Österreich 

501  094 

100 

6,9 

6,1 

7,5 

Italien 

387  384 

— 

Schweden 

239  000 

79 

3,0 

2,1 

2,4 

Belgien 

181015 

75 

1,7 

1,0 

2,3 

Ungarn 

142  030 

100 

1,6 

1,5 

1,2 

Schweiz 

135  377 

50 

1,1 

0,8 

— 

Niederlande 

128  845 

25 

1,3 

0,7 

2,2 

Dänemark 

109  914 

95 

2,3 

1,8 

3,2 

Norwegen 

48  215 

80 

1,2 

0,9 

0,8 

Die  Verschiedenheit  zwischen  den  verschiedenen  Landesorganisationen  hin- 
sichtlich der  Zusammensetzung  ihrer  Ausgaben  ist  vor  allem  durch  die  Gestal- 
tung der  sozialen  Versicherung  beeinflußt.  Außerdem  bieten  die  Ziffern  eines 
einzelnen  Jahres  aber  auch,  namentlich  die  kleineren  Organisationen,  Zufälligkeits- 
ergebnisse infolge  der  beträchtlichen  Schwankungen  durch  Streiks  und  infolge 
der  Abhängigkeit  von  der  Konjunktur.     Es  verausgabten  die   Organisationen  in 


für 

1.  Reiseunterstützungen 

2.  Arbeitslosenunterstützungen 

3.  Krankenunterstützungen 

4.  Invalidenunterstützungen 

5.  Sterbegeld 

6.  Sonstige  Unterstützungen 
Unterstützungen  i.  e.  S.  inges. 

7.  Streiks  und  Aussperrungen 

8.  Sonstige  Zwecke,  Agitation, 
Prozesse 

9.  Verwaltung 

10.  Verbandsorgan  u.  Bibliothek 
Summe  8—10 


Deutschland 
in 

England 
Tausenden  Mark 

österreic] 

941 
6  730 

}  9,476 

138 
975 

3  926 

8  782 

663 

388 

6  668 

163 

751 

2  128 

128 

1238 

782 

347 

13  975 

27  837 
2  714 

2  415 

15  164 

1621 

7  603 

? 

1774 

7  328 

? 

1022 

2  724 

? 

864 

17  655 


11251 


3  660 


Wie  die  obigen  Ziffern  zeigen,  hat  namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten 
V.  N.  die  Gewerkvereinsbewegung  auch  schon  zu  einer  beträchtlichen  absoluten 
Mitgliederzahl  geführt.  Die  Bewegung  setzte  Ende  der  sechziger  Jahre  vorigen 
Jahrhunderts  mit  der  Gründung  des  Geheimordens  der  Ritter  der  Arbeit  (Knights 
of  Labor)  ein,  bestehend  in  allgemeinen  Arbeiterverbänden  mit  beruflichen  Ab- 
teilungen. Sie  befinden  sich  in  unaufhaltsamem  Niedergang  und  sind  durch 
jüngere  berufliche  Organisationen  ganz  zurückgedrängt.  Trotz  einer  Zentral- 
organisierung in  Zentralverbänden,  die  sogar  über  die  Grenzen  des  Staates 
hinausgreifen  (International  Unions)  ist  die  Leitung  der  Lokalgruppen  sehr  selb- 
ständig. Dagegen  konnte  auch  die  American  federation  of  labor  (eine  der 
deutschen  Generalkommission  vergleichbare  Zentralstelle)  nicht  genügend  auf- 
kommen.    In  den  letzten  Jahren  hat  die  Wucht  der  Trust-Politik  die  Organi- 
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sation  sehr  beeinträclitigt.  Diese  Tatsache  ist  wohl  mit  der  einem  ultra- 
demokratischen Doktrinarismus  entspringenden  Schwäche  der  Organisations- 
prinzipien zuzuschreiben  und  wahrscheinlich  mehr  als  der  Harmonieduselei,  die 
man  den  amerikanischen  Gewerkschaften  so  gern  vorwirft.  Gegen  den  Vorwurf 
der  üntemehmerfreundlichkeit  sprechen  die  beträchtlichen  Streikausgaben  bei 
den  der  American  federation  of  labor  angehörigen  Verbänden  1906:  3,98,  1907: 
3,1,  1908:  2,45  und  1909  allerdings  nur  1,86  Million  Dollars.  Das  sind  immerhin 
teilweise  höhere  Beträge  als  die  von  den  deutschen  Gewerkschaften  zu  gleichem 
Zweck  verausgabten. 

Literatur:  Brentano,  Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart,  2  Bde.,  1871; 
ders.,  Art.  Gewerkvereine  (Allgemeines  u.  England)  H.  d.  St.  Kulemann,  Die 
Berufsvereine,  3  Bde.,  2.  Aufl.,  1908.  Nostitz,  Das  Aufsteigen  des  Arbeiter- 
standes in  England,  5.  Kap.  Webb,  Theorie,  passim  und  Webb,  Geschichte 
(deutsch  von  Bernstein).  Troeltsch  u.  Hirsch feld,  Die  deutschen  sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaften,  1905.  Hirsch  feld,  Die  freien  Gewerkschaften  in 
Deutschland,  1908.  Schomerus,  Neben-  und  Folgewirkungen  der  eng- 
lischen Gewerkschaften  (Neumann -Festgaben),  1905.  Schmelzer,  Tarif- 
gemeinschaften, 1906.  Heilborn,  Die  freien  Gewerkschaften  seit  1870,  1907. 
Umbreit,  Die  gegnerischen  Gewerkschaften  Deutschlands,  2.  Aufl.,  1907. 
Brüggerhoff,  Das  Unterstützungswesen   der  deutschen  freien  Gewerkschaften» 

1908.  Deutsch,  Geschichte  der  österreichischen  Gewerkschaftsbewegung,  1908. 
Herkn er,  Arbeiterfrage,  H.  Teil,  Kap.  3 — 5.  Erdmann,  Die  christliche  Arbeiter- 
bewegung in  Deutschland,  1908.    Bernstein,  Gewerkschaftsdemokratie,  Soz.  M. 

1909,  L  Thorndicke,  Zur  Rechtsfähigkeit  der  deutschen  Arbeiterberufsvereine» 
1908.  Bolen,  Getting  a  living,  tlie  problem  of  wealth  .  .  .  and  trade  unionism, 
1903.  Ashley,  The  adjustment  of  wages,  lecture  I,  H  und  VHI,  1903.  Über  den 
Stand  und  die  Entwicklung  der  Gewerkvereinsbewegung  orientierten  die  ein- 
schlägigen Artikel  im  H.  d.  St.  von  Kulemann,  Herkner,  Mahaim,  Michels,  Sar- 
torius.  Schachner.  Haneid,  Das  englische  Gewerkvereinsrecht  (Schmoller,  For- 
schungen, Nr.  139),  1909.  Lagardelle,  Die  syndikalistische  Bewegung  in  Frank- 
reich, A.  f.  Soz.  XXVI.  Cornelissen,  Über  den  internationalen  Syndikalismus, 
A.  f.  Soz.  XXX.  Schildbach,  Die  Verwaltung  der  freien  Gewerkschaften  in 
Deutschland,  Zeitschr.  f.  Sozialwissensch.,  1909/10.  Philippovich,  Die  Gewerk- 
vereine in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Soz.  Rundsch.  1905,  S.  589. 
Pehlinger,  Die  amerikanischen  Gewerkschaften,  Soz.  M. ,  1910,  I.  Aus  der 
außerordentlich  großen  Menge  von  Schriften  über  die  Gewerkvereine  sei  hier 
noch  die  Gruppe  der  deutschen  Monographien  hervorgehoben,  die  im  Artikel 
Gewerkvereine  in  Deutschland  (Kulemann),  H.  d.  St.  IV^,  S.  1177  und  Herkner» 
S.  89,  Note,  genannt  sind.  Vgl.  auch  Schmöles  Referat  Jb.  f.  Nat.  HI  F.  Bd.  35» 
S.  531.  Eine  beträchtliche  eigenartige  Literatur  entwickelt  sich  als  Instruktions- 
mittel der  Gewerkschaftsorgane.  Näheres  darüber  die  gen.  Aufsatzreihe  Schild- 
bachs. Regelmäßige  gute  Berichterstattungen  im  Internationalen  Bericht  über 
die  Gewerkschaftsbewegung,  hrsg.  vom  internationalen  Sekretariat  der  gewerk- 
schaftlichen Landeszentrale,  sowie  in  den  Hauptorganen  der  Gewerkschaftsrich- 
tungen, so  das  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  (freien)  Gewerk- 
schaften Deutschlands,  Zentralbl.  der  christlichen  Gewerkschaften  Deutschlands 
und  Der  Gewerkverein  (Hirsch-Dunker);  für  England  vgl.  Report  on  trade  uniona 
in  1905—1907  (Board  of  trade)  1909. 
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Einundzwanzigstes  Kapitel. 

4.  Die  Kampfmittel  der  Selbsthilfe. 

Wir  haben  im  vorstehenden  schon  von  den  Mitteln  der  Selbst- 
hilfe gesprochen.  Sie  sind  zum  Teil  absolut  wirtschaftliche,  die 
nur  auf  unmittelbare  ökonomische  Förderung  der  Arbeiterwirtschaft 
gerichtet  sind.  Wir  werden  auf  sie  noch  in  der  Erörterung  des  Ver- 
sicherungswesens, der  Einkommenpolitik  und  anderer  spezieller  Pro- 
bleme zurückkommen.  Zum  Teil  sind  es  aber  auch  Maßnahmen 
und  Vorkehrungen,  die  nur  für  die  Arbeiter  selbst  wirtschaftlichen 
Vorteil  bringen  sollen,  unmittelbar  aber  auf  Schädigung  der  Arbeit- 
geber zielen;  der  Ausstand  und  der  Boykott. 

Der  Streik  ist,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  durchaus  kein 
ausschließlich  modernes  Phänomen.  Das  Mittelalter  kennt  ihn  bereits 
als  eine  Form,  in  der  die  geeinigte  Gresellenschaft  den  arbeitgebenden 
Handwerksmeistern  gegenüber  ihre  Wünsche  oder  Forderungen  durch- 
zusetzen unternahmen,  wenn  andere  Methoden  der  Einflußnahme  ver- 
sagten. Anlässe  dazu  gab  es  gar  nicht  so  selten,  wenngleich  die 
spezifisch  wirtschaftlichen  Gründe  gegenüber  anderen  Ursachen  im 
Vergleiche  zu  den  neuzeitlichen  Verhältnissen  stark  zurücktraten. 

Es  muß  nun  fast  Wunder  nehmen,  wenn  wir  das  Gefühl  für 
die  Selbstverständlichkeit  solcher  Konflikte  verloren  haben.  Die  Er- 
klärung dürfte  wohl  darin  zu  suchen  sein,  daß  die  kleinen  Gesellen- 
bewegungen wegen  ihrer  numerischen  Geringfügigkeit  der  Wahr- 
nehmung weiterer  Kreise  entrückt  waren  und  daß  erst  größere  Massen- 
bewegungen unser  Interesse  und  damit  unsere  Aufmerksamkeit  in 
Anspruch  nehmen.  Aber  freilich  wirtschaftlich  ist  unser  Protest 
gegen  die  Streikerscheinung  und  überhaupt  unsere  Anteilnahme  an 
solchen  Vorgängen  sehr  erklärlich.  Wir  sind  eben  durch  die  Sozia- 
lisierun gsf  ortschritte  in  ungeheurem  Maße  abhängiger  geworden  von 
dem  ruhigen  Fortgange  jedes  gewerblichen  Arbeitsprozesses,  von  dem 
wir  unsere  Bedürfnisbefriedigung  abhängig  wissen.  Wie  leicht  war 
im  einzelnen  Haushalt  noch  vor  50  Jahren  die  Schwierigkeit  zu  über- 
winden, wenn  einmal  die  Bäcker  streikten,  da  doch  die  Haushaltungen 
auf  das  Brotbacken  noch  eingerichtet  waren.  Welche  Kalamität  schuf 
dagegen  der  Wiener  Bäckerstreik  vor  wenigen  Jahren! 

In  den  Anfängen  der  kapitalistischen  Neugestaltung  der  Industrie 
kam  allerdings  auch  die  Wucht  und  Gewalttätigkeit,  mit  der  die 
Gegnerschaft  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  sich  abspielt,  hinzu. 
Man  hat  in  Empörung  und  blinder  Wut  über  die  krasse  Ausbeutung 
in  den  Arbeiterkreisen  vor  aUem  an  persönliche  Rache  an  den  Aus- 
beutern gedacht  und  das  durch  Vernichtung  des  scheinbar  unmittel- 
barsten Feindes,  der  Fabriken  und  Maschinen,  am  besten  zu  erreichen 
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gemeint.  Das  war  mehr  oder  minder  spontane  Insurrektion.  Der 
Krieg  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  wie  er  sich  heute  ab- 
spielt, ist  eben  wirklich  auch  ein  gewissermaßen  durch  Völkerrechts- 
regeln schon  beeinflußter  planmäßig  geleiteter  Feldzug,  ein  meist  schon 
auf  beiden  Seiten  vorbereitetes  Handeln,  in  dem  sich  eine  bestimmte 
Taktik  und  ebenso  strategische  Gesichtspunkte  als  Prinzipien  erkennen 
lassen.  Der  Streik  ist  also  die  eigentliche  Kampfphase  in  dem  wirt- 
schaftlich-rechtlichen Ringen  der  Arbeitervertragsparteien,  in  dem  das 
hauptsächlichste  Kampfobjekt  die  Arbeitsbedingungen  sind. 

Der  Streik  ist  die  Waffe  der  Arbeiter  und  besteht  in  der  gemein- 
samen meist  (NB.  nicht  immer)  freiwilligen  Niederlegung  der  Arbeit 
seitens  einer  so  großen  Zahl  von  Arbeitern  und  mit  der  Absicht,  daß 
hierdurch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ein  Druck  auf  den  oder  die 
Arbeitgeber  ausgeübt  werde,  durch  den  sie  zur  Nachgiebigkeit  gegen- 
über den  Forderungen  der  Arbeiter  gezwungen  werden.  Der  Arbeiter- 
ausstand ist  also  ein  Zwangs-  und  Machtmittel.  Der  Druck  soll  durch 
die  Schädigung  der  wirtschaftlichen  Interessen  des  Gegners  erreicht 
werden.  Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Streikabsicht  auch 
darüber  hinausreicht:  alle  Gesellschaftsschichten  zu  schädigen.  Dann 
ist  der  Kampf  jedoch  meist  schon  ein  politischer;  nicht  mehr  dem 
Yertragsgegner  gilt  es  etwas  abzuringen,  sondern  der  Gesellschaft  und 
dem  Staatsgefüge,  wie  das  vornehmlich  im  Generalstreik  der  Fall  ist. 
Das  sind  dann  Kraftproben,  die  aus  der  Parteizugehörigkeit  der  lei- 
tenden Führer  der  Gewerkschaften  zu  erklären  und  von  den  Sympathie- 
streiks zu  unterscheiden  sind. 

In  früheren  Stadien,  und  zwar  in  Deutschland  noch  vor  20  und 
30  Jahren,  war  der  Ausbruch  eines  Streiks  meist  die  mehr  oder  minder 
spontane  Wirkung  einer  Temperamentswallung  bei  einem  oder  meh- 
reren Führern  einer  bestimmten  Arbeiterschaft,  von  denen  die  Initia- 
tive zum  Ausstand  ausging.  Heute  sind  diese  Entscheidungen  viel 
weniger  von  dem  Temperament  einzelner  abhängig.  Da  die  Gewerk- 
schaften als  die  Träger  der  Politik  der  Arbeiter  funktionieren,  sind 
sie  heute  auch  in  erster  Linie  die  Organisatoren  des  Streiks,  wenn- 
gleich die  Streikenden  keineswegs  nur  den  Organisierten  angehören 
und  die  Kämpfe  ohne  Leitung  durch  Gewerkvereine  sogar  recht 
häufig  sind.  Die  führende  Stellung  der  Berufsvereine  ergibt  sich  aber 
z.  B.  in  Deutschland  schon  aus  der  Instruktion  für  die  Errichtung  von 
Lokalstellen.  Die  Zweigvereine  haben  die  Aufgabe,  Material  zur  Be- 
gründung von  Lohnforderungen  u.  dergl.  zu  sammeln.  Es  werden  also 
Erhebungen  eingeleitet  und  auf  Grund  des  Tatsachenmaterials  von  den 
Gewerkschaftsorganisationen  Tarifforderungen  formuliert,  und  für  diese 
trachtet  man  gleichzeitig,  nichtorganisierte  Berufsgenossen  zu  ge- 
winnen. Dann  kommt  die  Yorbringung  der  Forderung  bei  den  Arbeit- 
gebern und   damit  das  Verhandeln,   das   entweder  zur  Verständigung 
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oder  zur  Abweisung  führt.  Ehe  es  aber  dann  im  letzteren  Falle  zu 
einem  Streik  —  in  diesem  Zusammenhange  einem  Angriffsstreik  — 
kommt^  haben  heute  noch  andere  Faktoren  mitzureden. 

Beabsichtigt  ist  immer  eine  gründliche^  oft  monatelange  Vor- 
bereitung. Natürlich  werden  die  Bestimmungen  der  Streik-Regle- 
ments nicht  selten  durchbrochen,  namentlich  aber,  wenn  die  Leitung 
der  Masse  den  Führern  entgleitet.  Vorbereitet  wird  der  eigentliche 
Kampf  durch  die  Platzsperre  oder  schlechthin  Sperre,  d.  h.  es  wird 
vor  Zuzug  in  den  betreffenden  Ort  oder  auch  nur  vor  dem  Antritte 
der  Arbeit  in  einer  bestimmten  Unternehmung  in  den  Fachblättern 
gewarnt,  wodurch  der  gegnerische  Arbeitgeber  bereits  in  die  Situation 
gebracht  werden  soll,  daß  er  über  Arbeiterersatz,  also  eventuell  Streik- 
brecher, sich  nicht  orientieren  kann. 

Aber  natürlich  ist  mit  dieser  Vorbereitung  auch  noch  bei  weitem 
nicht  alles  getan,  und  wenn  eine  Streikaktion  sachlich  auch  noch  so 
trefflich  eingeleitet  sein  mag,  so  kann  doch  in  den  letzten  entschei- 
denden Verhandlungsstadien  die  Erfolg -Chance  plötzlich  zunichte 
werden.  Die  große  Rolle,  die  in  Streikangelegenheiten  heute  die 
öffentliche  Meinung  spielt,  bringt  es  mit  sich,  daß  vor  der  Eröffnung 
des  Ausstandes  oder  einer  Aussperrung  ein  hochgespannter  diploma- 
tischer Kampf,  meist  ein  Duell,  um  die  Ursachen  der  Kriegserklärung 
sich  abspielt.  Es  gilt  vor  der  Öffentlichkeit  die  guten  Gründe  der 
Kriegserklärung  oder  die  Passivität,  das  Angegriffenwerden  für  sich 
zu  haben.  Gerade  wegen  der  großen  Wichtigkeit  der  Entschließungen 
in  den  letzten  Stadien  ist  die  formal  demokratische  Abstimmung  der 
Arbeitermassen  gänzlich  unpraktisch.  Ein  Marc  Antonius  wirft  das 
schwanke  Rohr  der  Massenstimmung  leicht  gegen  die  bedächtige, 
sachlich  wohl  begründete  Führung  des  eingeweihten  Verhandlungs- 
leiters auf  die  entgegengesetzte  Seite. 

Die  Abstimmungen  sind  umso  gefährlicher,  je  mehr  jüngere  Ele- 
mente in  der  Masse  dominieren,  die  sich  die  Tragweite  ihrer  Ent- 
schließung nicht  genügend  klarzumachen  vermögen.  Zahlreiche  Bei- 
spiele in  der  Streikgeschichte  liegen  dafür  vor,  daß  der  Leichtsinn 
der  Jüngeren  frivole  Entscheidungen  herbeigeführt  hat. 

Der  Krieg  kann  auch  einen  schleichenden  Verlauf  nehmen,  eine  Art 
(juerillakrieg,  ohne  strikte  Kriegserklärung.  Einmal  dadurch,  daß  die 
Abkehr  der  Arbeiter  sich  allmählich  vollzieht,  so  daß,  wenn  die  Sperre 
wirksam  ist,  die  Unternehmung  wohl  noch  fortarbeiten  kann,  aber  unter 
steigenden  Schwierigkeiten  in  der  Arbeiterbeschaffung.  Man  kann  dann 
natürlich  von  einem  Streik  nicht  wohl  reden.  Das  Niederlegen  der 
Arbeit  ist  noch  kein  offener  Kampfzustand.  Erst  das  kollektive,  ein- 
verständliche Vorgehen  einer  Mehrheit,  die  die  Einstellung  des  Be- 
triebes notwendig  machen  könnte,  hat  Streikcharakter.  Der  Organisation 
und   dem  Umfange    nach    kann   man    aber    danach  immerhin  Einzel- 
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Streiks  unterscheiden,  die  sich  auf  einzelne  Betriebe  oder  Werkabtei- 
lungen (strike  in  detail)  beschränken. 

Wir  sagten,  der  Streik  stelle  nur  eine  bewußte  Schädigung  der 
gegnerischen  Interessen  dar.  Er  ist  aber  dennoch  gleichzeitig  eine 
Schädigung  der  Gesamtheit,  der  gesamtgesellschaftlichen  Interessen, 
weil  das  Brachliegen  produktiver  Kräfte  gleichbedeutend  ist  mit  der 
Reduzierung  der  gesellschaftlichen  Leistungen,  ja  sogar  darüber  hinaus 
der  Leistungsfähigkeit.  Die  Beeinträchtigung  der  Gesamtgesell- 
schaft ist  natürlich  umso  stärker,  ein  je  dringenderes  Bedürfnis  durch 
den  Ausstand  um  seine  Befriedigung  kommt.  Man  denke  an  den  Streik 
der  Arbeiter  von  Yerkehrsanstalten,  durch  die  täglich  auf  die  Dauer 
unentbehrliche  Nahrungsmittelmengen  einer  großen  Stadt  zugeführt 
werden,  oder  an  den  Streik  in  Beleuchtungszentralen  einer  solchen, 
wodurch  geradezu  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der  Mitbürger 
herbeigeführt  werden.  Mit  der  Beeinträchtigung  der  Produktivität 
und  sonstigen  Übeln  treffen  sich  die  Streikenden  natürlich  auch  selbst. 
Daß  sie  nach  glücklicher  Durchführung  des  Streiks  umso  günstigere 
Arbeitsverhältnisse,  höhere  Löhne,  kürzere  Arbeitszeiten  genießen, 
schwebt  dem  Arbeiter  jedenfalls  gegenüber  dem  unmittelbar  zu  ge- 
wärtigenden Lohnausfall  als  Kompensation  vor.  Und  mit  Recht  im 
großen  gauzen,  wenn  es  auch  nicht  unbedenklich  ist,  diese  Verluste 
zu  unterschätzen.^)  Gewiß  ist  mindestens  auch  davor  zu  warnen,  den 
ProduktionsausfaU  bei  einem  Streik  mit  der  Zahl  der  Arbeitstage,  die 
verstreikt  werden  und  für  einen  Industriezweig  allerdings  ziffermäßig 
nachgewiesen  werden  können,  als  vollständig  erfaßt  anzunehmen. 
Wenn  in  der  Kohlengewinnung  in  rund  drei  Wochen  4  Millionen 
Arbeitstage  verloren  gegangen  sind,  so  sind  das  in  dem  betreffenden 
Revier  allerdings  nur  6 — 7  Prozent  der  Jahresproduktion,  aber  sie 
setzen  sich,  wenn  auch  mit  geringerem  Anteil,  doch  noch  fort  in  das 
gesamte  Wirtschaftsleben. 

Nun  geht  aber  der  Streik,  solange  er  dauert,  schon  mit  einer 
Einschränkung  der  Lebensführung  der  Streikenden  wie  der  Unter- 
stützenden Hand  in  Hand  und  damit  wird  der  ProduktionsausfaU  in 
etwas  wett  gemacht,  wenn  wir  davon  absehen,  daß  nach  physiolo- 
gischen Gesetzen  diese  Herabdrückung  des  Nahrungsniveaus  als  Kraft- 


1)  Bernstein  berechnet  für  das  in  Deutschland  ausgesprochene  Kampfesjahr 
1903  bis  88  964  an  Streiks  und  Aussperrungen  Beteiligten  und  3  Millionen  verlorenen 
Arbeitstagen  rund  SYg  Mill.  Mk.  Lohnverlust,  einen  Durchschnitt  von  Yg  Arbeits- 
tag und  etwas  über  1  Mk.  Lohnausfall  pro  Arbeiter.  Den  1^^/^  Mill.  Mk.  Streik- 
unterstützungen 1906  und  1908  dürfte  aber  ein  höherer  Lohnausfall  entsprechen. 
Aber  man  denke  auch  an  die  31,2  Mill.  verstreikten  Arbeitstage  der  englischen 
Oewerkschaft  1893.  Bernstein  sagt,  ein  Streik  bedeute  keinen  größeren  Arbeits- 
verlust für  die  nationale  Wirtschaft,  als  ein  außerordentlicher  Feiertag.  Auch 
das  wird  nicht  ganz  stimmen,  wenn  wir  an  mehrwöchentliches  Stillestehen  von 
Bauten  oder  Betrieben  mit  Maschinen  und  heiklichen  Materialien  denken. 
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Verminderung  wirksam  werden  muß.  Ob  man  davon  absehen  kann^ 
bangt  von  der  Dauer  des  Streiks  ab.  Bedauerlich  genug  ist  es,  daß 
man  die  Einschränkung  der  Lebensführung  in  einer  Richtung  sogar 
begrüßen  muß,  nämlich  hinsichtlich  des  Alkoholgenusses.  Wo  die 
Streikmassen  nicht  aUzu  sehr  lokal  gehäuft  sind,  zeigt  die  Erfahrung^ 
namentlich  für  gewisse  Berufszweige,  daß  die  Streikenden  doch  viel- 
fach während  der  Streikzeit  anderweitige  nützliche  Verwendung  finden 
können  und  daß  der  Streik  dann  umso  ungetrübter  den  zu  schädi- 
genden Arbeitgeber  belastet.  Die  Fälle  bitterster  Not  sind  freilich 
trotzdem  regelmäßige  Begleiterscheinungen,  und  an  ihnen  hat  man 
ein  Maß  für  die  Kraft  psychischer  Faktoren,  Berufs-,  Solidaritäts- 
gefühl, Opfermut,  gewiß  mitunter  auch  Fanatismus,  von  denen  eine 
Streikbewegung  immer  mit  getragen  ist. 

Diese  und  viele  andere  psychischen  Elemente  werden  nur  allzu 
leicht  unterschätzt.  Sie  erklären  den  Ausbruch  wie  den  Verlauf  des 
eigentlichen  Konfliktes  und  in  ihnen  sind  auch  die  wichtigsten  Wir- 
kungen des  Ausganges  eines  Konfliktes  zu  bedenken.  Über  die  Ver- 
meidbarkeit von  Konflikten  hat  Carnegie,  selbst  gewiß  aus  einem 
harten  Holz  geschnitzt,  ein  von  der  Erfahrung  diktiertes  Wort  ge- 
prägt: „Eine  Stunde  vornehmer  Höflichkeit  auf  Seiten  der  Geschäfts- 
leiter würde  manchen  Ausstand  schon  abgewendet  haben."  Ist  ein- 
mal der  Krieg  erklärt,  dann  treten  Ehrgefühl,  Pflichtbewußtsein,  Eitel- 
keit auf  Seite  der  Führer  wie  namentlich  des  Arbeitgebers  auf,  der,, 
vor  der  Off'entlichkeit  gleichzeitig  um  seinen  Ruf  kämpfend,  gewisser- 
maßen auch  seine  Überzeugungstreue  und  mit  dem  Durchfechten  der 
Sache  auch  die  Gerechtigkeit  seines  Standpunktes  verteidigen  muß:  alles 
Momente,  die  die  Verständigung  erschweren.  Und  wenn  wir  unter 
den  Wirkungen  der  Ausstände  Umschau  halten,  dann  sind  es  auch 
die  seelischen  Stimmungen,  die  neben  den  materiellen  Erfolgen  oder 
Mißerfolgen  sozialpolitisch  zu  erwägen  sind.  Harte  Zeiten  könnten 
manches  Gute  wirken,  aber  sie  werden  überwiegend  einen  Stachel 
zurücklassen  und  die  Beziehung  zwischen  beiden  Arbeits  Vertrags- 
parteien erfährt  mit  den  Enttäuschungen,  Entbehrungen,  Beschimp- 
fungen u.  dgi.  fast  ausnahmslos  eine  Verschlechterung.  Das  wissen  die 
Nichts-als-Klassenkämpfer  nur  zu  gut,  drum  schüren  sie  den  Kriegs- 
mut selbst  dort,  wo  der  Erfolg  eines  Streiks  in  ihren  Augen  gar  nicht 
den  Vorteil  bringt,  mit  dessen  Anpreisung  der  Kampfesmut  genährt 
werden  muß.  So  droht  der  Streik,  neuen  Nährboden  für  die  Ver- 
schärfung des  Klassengegensatzes  zu  schafi'en. 

Der  Ausgang  des  Streiks  ist  von  einer  Reihe  von  Umständen 
abhängig.      Zunächst    von    den   Zielen^),    deren   Erreichbarkeit,    dann 

1)  Am  aussichtslosesten  erwiesen  sich  die  Streiks,  die  auf  Hemmung  tech- 
nischer Verbesserungen  (Maschinen)  oder  gegen  Beschäftigung  von  Nichtorgani- 
sierten (Black  legs)  gerichtet  waren. 
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vor  allem  von  der  pekuniären  Situation  der  kämpfenden  Parteien. 
In  der  Regel  ist  diese  auf  Seite  der  Unternelimer  die  stärkere.  Aber 
es  hat  sich  gerade  bei  gewissen  Riesenstreiks  die  Leistungsfähigkeit 
der  Arbeiter  dank  der  internationalen  Solidarität  als  eine  sehr  be- 
achtenswerte pekuniäre  Macht  gezeigt,  so  namentlich  die  Unter- 
stützung englischer  Streikenden  seitens  deutscher  Gewerkschaften. 
Doch  sind  die  Streiks  finanziell  immer  mehr  auf  die  Leistungsfähig- 
keit der  beteiligten  Gewerkschaften  gestellt.  Dennoch  würden  manche 
Streiks  nicht  so  günstig  für  die  Arbeiter  verlaufen  sein,  wenn  nicht 
die  Exponiertheit  der  UnternehmersteUung,  insbesondere  infolge  der 
Gefährdung  investierter  Kapitalien  durch  das  Ruhen  des  Betriebes,, 
der  relativen  Schwäche  der  Arbeiter  zu  Hilfe  gekommen  wäre.  Die 
Siegeswahrscheinlichkeit  ist  für  die  Arbeiter  auch  umso  größer,  je- 
günstiger  die  Marktlage  für  das  Unternehmen,  je  größer  seine  Ge- 
winn-Chance. Die  gute  Konjunktur  läßt  man  sich  nicht  gern  ent- 
gehen. 

Die  Vorbereitung  des  Streiks  kann  gleichfalls  die  Situation  der 
Arbeiter  verbessern,  und  ein  Hauptakt  der  Vorbereitung  ist  die  Reserven- 
bildung. So  hängt  aber  der  Streik  immer  mehr  an  der  Gewerkschaft,, 
da  die  Organisation  zur  Vorbereitung  unentbehrlich  ist.  Aber  auch 
während  des  Verlaufes  gilt  es,  geschickte  Manöver  zu  vollführen,  zu 
denen  die  Gewerkschaft  am  berufensten  ist.  So  soll  der  Streik  nach 
der  Absicht  der  Streikenden  mit  ihrer  Wiedereinstellung  endigen. 
Gerade  bei  scharfen  und  lange  dauernden  Konflikten  ist  es  aber  Sache^ 
der  Streikleitung,  den  lokalen  Arbeitsmarkt  durch  Abschiebung  der 
beweglicheren  Streikelemente  zu  erleichtern,  was  immer  gleichzeitig 
ein  wichtiger  Schachzug  gegen  den  Arbeitgeber  ist. 

Die  Wichtigkeit  der  guten  Vorbereitung  wird  beim  Abwehrstreik 
wohl  auch  noch  wie  beim  Angriffsstreik  zu  beobachten  sein.  Bei 
Massenstreiks^)  behauptet  Bernstein  gerade  das  Entgegengesetzter 
nicht  trotz,  sondern  wegen  der  besseren  Vorbereitung  seien  die  Ver- 
suche, günstig  verlaufene  Massenstreiks  zu  wiederholen,  fehlgeschlagen^ 
denn  der  Hauptfaktor  der  erfolgreich  verlaufenen  Massenstreiks  sei 
ihre  Spontanität.  Stimmung  sei  die  Voraussetzung  des  Erfolges,  und 
die  trägt,  wenn  von  langer  Hand  vorbereitet,  nicht  den  Elan  zu 
Kraftproben  in  sich.  Massenstreiks  könne  man  ebensowenig  „machen^^ 
wie  Revolutionen. 

Für    den  Ausgang  des   Streiks   ist   das  Maß,    in   dem  Dritte    in 


1)  Ein  solcher  liegt  schon  vor,  wenn  sich  die  Bewegung  nicht  auf  einzelne- 
Gewerbe  beschränkt,  in  Frankreich  greve  generale.  Davon  zu  unterscheiden  wäre 
der  als  Klassenstreik  inszenierte  sogen.  Generalstreik,  bei  dem  spezielle  beruf- 
liche Interessen  nicht  mehr  in  Frage  stehen;  die  ganze  Arbeiterklasse  müßte- 
beteiligt  sein,  was  bisher  noch  nicht  vorkam  (Georgi  Eis.,  Theorie  und  Praxis, 
des  Generalstreiks,  1908). 
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Mitleidenschaft  gezogen  werden,  recht  bedeutsam.  Der  neutrale 
Bürger,  gleichviel  ob  bedächtig  friedliebend  oder  nicht,  die  öffentliche 
Meinung,  die  Presse,  sie  alle  wirken  ja,  wie  schon  angedeutet,  durch 
ihre  Stellungnahme  zur  Entscheidung  dieser  Kriege  der  modernen 
Kulturwelt  mit.  Nicht  immer  nämlich  ist  die  unmittelbare  Willens- 
durchsetzung die  einzige  Erfolgsraöglichkeit.  Es  können  die  Arbeit- 
geber zunächst  das  Feld  behaupten,  die  Arbeiter  zu  den  Bedingungen 
•der  Arbeitgeber  die  Arbeit  wieder  aufnehmen  müssen.  Wenn  aber 
die  Gesetzgebung  unter  dem  Druck  der  öffentlichen  Meinung  nach- 
träglich zugunsten  der  Arbeiter  eingreift,  dann  wandelt  sich  eben  der 
Sieg  des  Arbeitgebers  in  das  Gegenteil.  Ein  solches  Eingreifen  der 
Gesetzgebung  zeitigten  die  preußischen  Kohlenarbeiterstreiks  1889 
und  1905.  Auch  die  österreichische  Kohlenbergarbeiterschaft  hat  mit 
einem  Streik  (1900)  den  gesetzlichen  Neun  stunden  tag  erreicht  (1901). 

In  der  Entwicklung  des  Streikwesens  ist  ein  gewisser  Fortschritt 
darin  zu  erkennen,  daß  die  Vernichtung  realer  Sachwerte  nicht  nur 
vermieden  wird,  sondern  daß  sogar  spezielle  Normen  des  Streikregle- 
ments die  Fortsetzung  gewisser  Arbeiten  trotz  des  Streiks  vorsehen, 
z.  B.  notwendige  Reparaturen  in  einem  Werk,  die  Arbeit  des  Ab- 
teufens  neuer  Schächte,  Maschinenbedienung  in  Bergwerken  (Schild- 
bach). Auch  die  ziemlich  vollständige  Ablehnung  des  Prinzips  des  Sabo- 
tage bei  den  deutschen  Gewerkschaften  zeugt  von  einem  gesunden, 
offenen  Charakter  der  deutschen  Arbeiter  im  Kampfe. 

Ein  zweites  Moment,  das  in  der  Entwicklung  hervortritt,  ist  die 
lawinenartige  Verbreiterung  der  Basis  jedes  Streiks.  Es  liegt 
darin  das  Analogon  zur  Verlängerung  der  Angriffslinie  unter  Auf- 
bietung der  verfügbar  zu  machenden  Streitkräfte  im  Völkerkrieg. 
Jede  Partei  sucht  den  Gegner  hinsichtlich  der  Kampfmittel  zu  über- 
bieten. Erklären  gewisse  Arbeiter  einen  Ausstand,  so  antworten  die 
Arbeitgeber  mit  der  Aussperrung  weiterer  Kategorien  von  Arbeitern, 
und  damit  ist  wieder  das  Signal  zur  Eröffnung  von  Sympathiestreiks 
gegeben.  Streik  —  Aussperrung  —  Streikerweiterung  folgen  Schlag 
auf  Schlag.  Die  Taktik  der  Arbeiterführer,  den  einzelnen  Unternehmern 
in  Einzelgefechten  etwas  abzuringen,  wird  damit  immer  weniger  mög- 
lich, namentlich  seitdem  auch  die  Arbeitgeber  ihre  überlegte  Taktik 
verfolgen.  Das  zwingt  natürlich  auch  zu  einer  neuartigen  Strategie 
und  unvermeidlich  auch  zur  Abnahme  der  Zahl  der  Streikerklärungen. 
In  dem  Maße  als  die  Tragweite  des  Streiks  zunimmt,  wird  er  auch 
vorsichtiger  erklärt  und  damit  vielleicht  bald  seltener,  wie  ja  auch 
der  Krieg  zwischen  den  Völkern.  Die  Rüstungsarbeit  wird  früher  auch 
wie  bei  diesen  so  bei  den  wirtschaftlichen  Kämpfen  gesteigert,  an  der 
Wehrfähigkeit  und  Kriegsbereitschaft  wird  unablässig  gearbeitet.  Der 
Streik  wirkt  mehr  als  latente  Kraft  denn  als  in  wirkliche  Funktion 
Tersetzte  Waffe  (Bernstein). 
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Und  nun  die  Frage:  Stellt  das  Streikproblem  dieses  letzte  Glied 
in  der  Kette  der  Selbsthilfe-Maßnahmen  auch  der  autoritären  Gewalt 
des  Staates  Aufgaben?  Aus  dem  Selbsthilfe-Charakter  des  Streik- 
phänomens folgt  fürs  erste  ein  Hands  off  für  die  Staatsleitung.  Um 
so  mehr,  als  ja  heute  zwei  bewaffnete  Mächte  einander  gegenüberstehen. 
Beschränken  wir  uns  zunächst  auf  ein  besonders  aktuelles  Problem. 
Die  Staatsintervention  wird  nämlich  schon  seit  geraumer  Zeit  für  das 
Problem  der  Arbeitsermöglichung  für  die  Arbeitswilligen  gefordert. 
Gewiß  mit  Recht,  sofern  der  Zweck  doch  wohl  auch  hier  nicht  die 
Mittel  heiligen  darf  und  kann. 

Bei  Abhaltung  Arbeitswilliger  durch  Streikposten  können  unmög- 
lich andere  Mittel  benützt  werden  dürfen,  als  sie  im  gewöhnlichen 
wirtschaftlichen  Verkehr  üblich  sind.  Und  die  Mittel,  die  tatsächlich 
schon  angewendet  worden  sind,  um  die  Streikbrecher  am  Arbeiten 
zu  verhindern,  gehen  darüber  oft  hinaus.  Nicht  nur  Körperverletzungen 
und  Nötigungen  sind  unzulässig,  auch  Bedrohungen,  ja  auch  Be- 
leidigungen, Ehrenkränkungen  sind  zu  verurteilen.  Die  Androhung 
von  Schädigungen,  die  der  Streikbrecher  zu  gewärtigen  hat,  sind 
wahrlich  nicht  immer  harmlos.  Die  Arbeitswilligen  haben  Ursache, 
die  Verwirklichung  der  Drohung  zu  fürchten,  wenn  sie  auch  nur 
geringfügig  sein  mögen  (Beschädigung  des  Handwerkszeuges,  Ver- 
derben, namentlich  Besudeln  der  während  der  Arbeit  abgelegten 
Kleider  u.  dgl.).  Soll  man  aber  darum  die  bestehenden  strafgesetz- 
lichen Normen  gegen  die  Arbeiter  verschärfen,  Recht  zu  Unrecht 
machen,  indem  man  der  einen  Partei  unmöglich  macht,  was  auf  un- 
kontrollierbaren Wegen  die  andere  spielend  erreicht:  eine  Nötigung 
zur  Koalition?  Wer  hier  mit  Gesetzen  vorgehen  will,  der  hat  zu 
achten,  daß  die  Arbeiter  nur  das  Mittel  des  Streikpostens  und  der 
Überredung  haben,  also  die  Straße  benützen  müssen,  wo  die  Unter- 
nehmer die  Post  und  das  Telephon  gebrauchen  können  (Ph.  Stein) 
und  ganz  andere  wirtschaftliche  Maßnahmen  gegeneinander  zur  Ver- 
fügung haben,  um  unbemerkt  den  nachgiebigen  Konkurrenten  ihren 
Kollektiv  willen  zu  unterwerfen.  Arbeitgeber,  die  den  Arbeitern  nach- 
geben, werden  von  den  Berufsgenossen  boykottiert,  gesellschaftlich 
und  geschäftlich,  ohne  daß  sie  dagegen  aufkommen  und  ohne  daß 
die  Staatsgewalt,  auch  wenn  sie  Kenntnis  erhält,  eingreifen  könnte. 
Zudem  ist  zu  bedenken,  daß  Drohung  seitens  der  Arbeitgeber  gegen 
ihre  Arbeiter  ganz  an  der  Tagesordnung  ist.  Sie  erzwingen  durch 
Androhung  der  Entlassung  das  Fernbleiben  von  der  Organisation. 
Gegenüber  den  Tatsachen  des  Koalitionszwanges  gilt  es  auch  etwas 
Optimismus  zu  bewahren.  Streik„lustig'^  kann  auf  die  Dauer,  abge- 
sehen von  Temperaments-Individualitäten,  nur  sein,  wer  nicht  viel  zu 
verlieren  hat.  Je  besser  die  Stellung  des  Arbeiters,  umso  weniger 
leichtfertig  werden  Streiks  begonnen. 
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Im  großen  und  ganzen  wird  man  von  der  Voraussetzung  aus- 
gehen dürfen,  daß  die  Koalition  ihre  Anziehungskraft  durch  den  sach- 
lichen Gehalt  ihrer  Ziele  ausüben  muß  und  tatsächlich  auch  ausübt. 
Trifft  die  Voraussetzung  zu,  dann  wäre  die  Zahl  der  Arbeitswilligen 
geradezu  ein  Maß  für  die  Beurteilung  der  Leichtfertigkeit  und  Frivo- 
lität, mit  der  ein  Streik  vom  Zaun  gebrochen  ist.  Der  Streik  bleibt 
ein  namentlich  psychologisch  notwendiges  Übel.  Die  erhebliche  Zweifel- 
haftigkeit,  ob  die  Streiks  im  Durchschnitt  für  die  Arbeiter  Erfolge 
bringen,  läßt  vom  ökonomischen  Standpunkt  das  Moment  des  Übels 
mehr  als  das  der  Notwendigkeit  hervortreten. 

Das  wären  allenfalls  Umstände,  die  auch  eine  Gesetzgebung,, 
welche  die  Streikvergehen  zwecks  Abschreckung  verschärft  bestraft,, 
motivieren  könnte.  Ob  man  solcher  Motivation  folgt,  bleibt  immer  nur 
allzu  sehr  Gefühlssache.  Gewiß  ist  nur  eines:  daß  gerade  darin  auch 
Generalisierungen  verfehlt  sind.  Völkerpsychologische  Verschieden- 
heiten müssen  berücksichtigt  werden.  Was  für  den  eigendemokra- 
tischen Schweizer  passen  mag,  kann  für  Engländer  und  Franzosen, 
das  Allerverkehrteste  sein.  Für  Deutsche  dürfte  die  besondere  Ahn-^ 
düng  der  Streikvergehen  sozialpolitisch  nicht  zu  empfehlen  sein.  Unter 
allen  Umständen  müßte  bei  Erlassung  von  Sondernormen  bedacht  wer- 
den: einmal  ob  es  möglich  ist,  gegen  den  Organisationszwang  unter 
Arbeitgebern  ein  lückenloses  System  von  Mitteln  aufzustellen,  ohne 
daß  zugleich  die  wirtschaftliche  Entwicklung  selbst  gefesselt  würde, 
und  zweitens,  ob  es  angesichts  der  ausgesprochenen  Tendenz  zur  Ver- 
wirklichung der  nun  bald  dreiviertel  Jahrhundert  alten  Forderung: 
Organisierung  der  Arbeit,  angesichts  der  zunehmenden  Organisierung 
der  ganzen  Volkswirtschaft  überhaupt  durchführbar  ist,  den  Organi- 
sationszwang durch  besondere  Repressivmaßregeln  zu  verhindern,  da 
er  doch  jeder  auf  Beherrschung  des  Marktes  abzielenden  Organisation 
eigen  ist. 

Neben  der  Einstellung  der  Arbeit  kommen  als  Machtmittel  der 
Arbeiterschaft  noch  andere  Maßnahmen  in  Betracht.  Von  diesen  ist 
die  schon  erwähnte  Sperre  eines  Ortes  oder  eines  Betriebes  der  Ein- 
stellung ziemlich  gleichwertig,  mit  dem  Unterschiede  jedoch,  daß  bei 
der  Einstellung  die  Absicht  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit  in  der 
Regel  vorliegt,  während  bei  der  Sperre  ein  Betrieb  auch  ganz  d.  h. 
dauernd  gemieden  werden  kann;  er  wird  in  Verruf  erklärt,  nicht  an- 
ders, als  in  alter  Zeit  unter  der  Herrschaft  des  Zunftwesens.  Organi- 
sierte Arbeiter  gehen  nicht  zu,  so  daß  unter  Umständen  die  Leistungs- 
fähigkeit des  gemiedenen  Betriebes  dauernd  beeinträchtigt  ist. 

Es  ist  eine  Art  des  Boykotts.  Dieser,  eine  außerordentlich 
wirksame  Waffe,  deren  Handhabung  nach  den  geltenden  Rechtsnormen 
auch  weit  weniger  leicht  zu  Kollisionen  mit  Strafnormen  führt,  wird 
aber  nicht  nur,  wie  oben  angeführt,  a)  gegen  Unternehmer,  sondern 
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aucli  b)  gegen  andere  Arbeiter  oder  c)  gegen  Dritte  unmittelbar  an- 
gewendet, um  damit  gewisse  Unternebmunoren  mittelbar  zu  treffen. 
Der  Boykott  gegen  Arbeiter  vollzieht  sich  gesellschaftlich  durch  die 
Meidung  der  Arbeiter,  die  sich  z.  B.  von  der  Organisation  fernhalten, 
oder  geschäftlich:  die  Organisierten  kündigen,  wo  sie  mit  Boykot- 
tierten zusammen  arbeiten  sollen. 

Von  besonderer  Tragweite  ist  der  Boykott,  in  dem  die  Arbeiter  als  Kon-, 
«umentenmasse  auftreten.  Empfindlich  wurden  am  frühesten  in  Deutschland 
Brauereien  und  Gastwirtschaften  davon  betroffen  und  die  Brauarbeiter  hatten  in 
der  Einstellung  des  Konsums  gewisser  Biere,  des  Produkts  der  bekämpften  Unter- 
nehmungen, einen  mächtigen  Rückhalt  an  der  Gesamtarbeiterschaft.  In  viel  ver- 
vollkommneter, realistisch-positiver  Weise  wird  diese  Art  des  Boykotts  in  Amerika 
von  den  Arbeitern  im  sogenannten  „Labelsystem"  praktiziert.  Dort  werden  Ge- 
werkschaftsmarken für  bestimmte  Erzeugnisse,  zuerst  der  Tabak-,  dann  aber 
namentlich  der  Bekleidungsindustrie  von  den  Gewerkschaften  gesetzlich  einge- 
tragen, und  wird  die  Anbringung  dieser  Marke  nur  denjenigen  Fabrikanten  ge- 
stattet, die  diese  Gegegenstände  unter  Arbeitsbedingungen,  die  den  Gewerkschaften 
-entsprechen,  erzeugen.  Der  Einfluß  der  Arbeiterschaft  als  Massenkonsumträger 
ist  in  Europa  noch  wenig  ausgenutzt;  er  wird  in  dem  Maße  wachsen,  als  die 
Arbeiterhaushaltungen  zu  rationelleren,  allenfalls  genossenschaftlich  organisierten 
Einkaufsmethoden  schreiten  werden.  Die  Zentralisierung  der  Geltendmachung 
des  Bedarfs  wird  unvermeidlich  den  Arbeitern  die  Möglichkeit  schaffen,  Tinter- 
nehmer  für  die  Gewerkschaftsforderungen  zu  gewinnen. 

Die  Statistik  der  Streiks  nach  ihren  Erfolgen  ist  nicht  allzu  verläßlich^  da  strittig 
sein  kann,  was  als  Erfolg  angesehen  werden  darf.  Für  Deutschland  berichtet  die 
Reichsstatistik  (vgl.  Reichsarbeitsblatt)  für  1909,  daß  4811  Betriebe  von  Streiks 
betroffen,  1387  ganz  zum  Stillstand  gebracht  wurden,  daß  253  831  Arbeiter  in 
den  betroffenen  Betrieben  beschäftigt  waren,  von  denen  96  925  tatsächlich  streikten 
und  daß  283  Streiks  vollen,  520  teilweise,  734  keinen  Erfolg  hatten.  Nach  einer 
Statistik  des  amerikanischen  Reports  Strikes  and  lock-outs  (Rep.  of  the  commis- 
sioner  of  labor)  hatten  1899—1905  von  den  Streiks  ergeben: 

in  Deutschland     England     Frankreich 
vollen  Erfolg  22,1  26,3  23,8  Prozent, 

Niederlagen  43,6  31,7  37,0        „ 

der  Rest  teilweisen  Erfolg. 

In  Österreich  erzielten  1907:  vollen  Erfolg  7,7%,  keinen  17,2  y^  und  teil- 
weisen 68,8  7o,  der  Rest  ist  fraglich.  Überwiegen  hier  also  die  Mißerfolge  die 
vollen  Erfolge,  so  darf  diese  Beobachtung  doch  nicht  generalisiert  werden,  zu- 
mal die  Ergebnisse  von  Jahr  zu  Jahr  sehr  schwanken.  Die  deutschen  Gewerk- 
schaften weisen  z.  B.  unter  den  Angriffsstreiks  1906  in  55,7  y^,  vollen  Erfolg  nach. 
Daß  der  Erfolg  dann  aber  oft  nur  nominell  sein  kann,  der  tatsächliche  Wert 
derselben  aber  recht  zweifelhaft,  erkennt  man,  wenn  man  in  die  Dinge  näher 
eindringt.  Z.  B.  eine  Lohnerhöhung.  Der  große  Streik  von  Decazeville  be- 
deutete Lohnverluste  von  600000  Frs.,  die  erzielte  jährliche  Lohnsteigerung  be- 
trug insgesamt  9000  Frs.!  Namentlich  die  temperamentvollst  begonnenen  Be- 
wegungen in  Frankreich  liefern  solche  „Erfolge". 

Eine  gesetzliche  Regelung  des  Streikproblems ,  soweit  der  Koalitionszwang 
in  Frage  steht,  hat  Großbritannien  unternommen  mit  dem  Trade  disputs 
act  1906.  Das  Gesetz  erklärt:  1.  Handlungen,  die  einen  Streik  veranlassen  oder 
fördern,  sind  nur  dann  strafbar,  wenn. sie  an  sich  strafbar  sind;  2.  das  fried- 
liche Streikpostenstehen,  das  ja  allerdings  schon  eine  Einschüchterung  bewirken 
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soll,  ist  zulässig;  3.  eine  Handlung  zur  Förderung  eines  Streiks  soll  um  dessent- 
willen  allein,  weil  eine  Person  dadurch  zum  Brechen  eines  Arbeitsvertrages  ver- 
anlaßt wird,  nicht  strafbar  sein. 

In  der  deutschen  Gesetzgebung  liegt  die  Sache  nicht  klar,  da  Reichsrecht 
und  Landrecht  ineinander  greifen.  Ein  Teil  der  Juristen  erblickt  im  §  152  Abs.  1 
der  Gewerbeordnung  eine  ausdrückliche  Privilegierung  des  Streiks  als  Kampf- 
mittel, andere  erblicken  in  der  Bestimmung  des  Strafgesetzes  über  Erpressung 
(§  253)  ein  Streikverbot,  da  schon  jede  Streikdrohung  als  Androhung  eines  „ernst- 
lichen Übels"  strafbar  sei.  Im  allgemeinen  wird  der  Streik  an  sich  nicht  als 
strafbar  aufgefaßt.  Der  Streik  ist  entweder  ein  Vertragsbruch  und  macht  dann 
schadenersatzpflichtig,  aber  nicht  als  Delikt,  oder  er  ist  nur  ein  Nicht- wiede:c- 
Abschließen  eines  Vertrages  und  als  solches  schon  gar  nicht  strafbar.  §  153 
betrifft  den  Koalitionszwang  und  bestimmt:  Wer  andere  durch  Anwendung  körper- 
lichen Zwanges  oder  Drohungen  oder  Ehrverletzungen  oder  durch  Verrufserklä- 
rungen bestimmt  oder  zu  bestimmen  versucht,  an  solchen  Verabredungen  (die 
nach  §  152  straffrei  erscheinen)  teilzunehmen  oder  ihnen  Folge  zu  leisten  oder 
andere  durch  gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  verhindern  sucht,  von  solchen  Ver- 
abredungen zurückzutreten,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft,  so- 
fern nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz  nicht  eine  höhere  Strafe  eintritt.  Das 
später  (nach  der  Gewerbeordnung)  erlassene  Strafgesetz  stellt  nur  Gewalt  und 
Drohung  unter  Strafe.  §  153  geht  bezüglich  Ehrverletzungen  und  Verrufserklä- 
Tungen  also  über  die  allgemeine  Strafnorm  hinaus,  auch  das  Strafausmaß  ist 
insofern  im  §  153  schärfer,  als  §  240  RStG.  (Nötigung)  alternativ  Gefängnis 
oder  Geldstrafe  bis  zu  600  Mk.  vorsieht.  Gegenüber  den  Mitteln,  die  die  Ar- 
beiter zwecks  Koalitionszwang  anwenden  können,  wirkt  §  153  wohl  lückenlos. 
Gegenstand  der  Klage  sind  aber  mehr  die  extensiven  Auslegungen  als  die  Normen 
selbst.  Dennoch  hat  die  deutsche  Reichsregierung  mit  der  sogenannten  Zucht- 
hausvorlage (Gesetzentwurf  betreffend  Schutz  des  gewerblichen  Arbeitsverhält- 
nisses, Juni  1899)  eine  Verschärfung  der  Normen  gegen  Streikausschreitungen 
zum  Schutze  der  Arbeitswilligen  im  Reichstag  beantragt.  Die  Vorlage  fiel  je- 
doch. Nennenswerte  Verschärfungen  der  Strafnormen  gegen  Streikvergehen  sind 
in  Zürich  und  Bern  1908  Gesetz  geworden.     (Vgl.  darüber  Herkner  S.  180.) 

Literatur:  Außer  der  zum  19.  und  20.  Kap.  angegebenen:  H.  d.  St.  I.^  Artikel 
Arbeitseinstellungen  (Einleitung)  und  für  die  einzelnen  Länder.  Bernstein,  Der 
Streik,  sein  Wesen  und  Wirken,  1906.  Phil.  Stein,  Über  Streiks  und  Aus- 
sperrungen, 1907.  Macrosty,  Die  Vorgeschichte  des  englischen  Streikgesetzes, 
1906  (Arch.  f.  Soz.  XXVIII).  Kleeberg,  Ein  Beitrag  zur  Revision  der  Begriffe 
Strike,  Lockout  und  Boykott  (J.  f.  G.  XXVIII).  Leimpeters,  Kritische  Streik- 
betrachtungen (Soz.  Monatsh.,  1906,  II).  Bolen,  Getting  a  liying.  Chap.  IX, 
1903.  Denkschrift  zum  Deutschen  Reichstag:  Gesetzentwurf  betr.  Schutz  des 
gewerblichen  Arbeitsverhältnisses.  Brentano,  Schutz  der  Arbeitswilligen,  1899. 
Dierig,  Die  Koalitionsfreiheit  der  Gewerbetreibenden  und  gewerblichen  Ar- 
beiter, 1909.  Kestner,  Die  Bedeutung  der  Streikbestimmungen  in  der  Gewerbe- 
ordnung (Z.  f.  d.  g.  St.,  64.  Jg.,  S.  163;  letztere  beide  juristisch),  v.  Heckel, 
Der  Boykott  (Jb.  f.  Nat.  u.  Stat.  1895  nif.  Bd.  10).  Über  Statistik  der  Streik- 
bewegungen publizieren  die  meisten  staatlichen  Arbeitsämter  Sonder-Berichte, 
besonders  eingehend  Österreich.  Außerdem  wird  in  Deutschland  von  der  Ge- 
neralkommission der  Gewerkschaften  eine  Streikstatistik  geführt. 
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Die  Schranken  der  Selbsthilfe,  insbesondere  Gegen- 
koalitionen. 

Gerade  einige  bemerkenswerte  Ereignisse  auf  dem  Gebiete  der 
Streikbewegungen  zwingen  zu  einer  Überlegung  über  die  Beschränkt- 
heit der  Selbsthilfe-Möglichkeit  für  die  Arbeiterschaft.  Diese  be- 
merkenswerten Ereignisse  sind  der  große  englische  Maschinenbauer- 
ausstand (1897/8),  die  meisten  Erhebungen  größeren  Umfanges  in 
Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten,  in  Deutschland  der  Streik 
im  Hamburger  Hafen  1896/7,  in  Krimmitschau  1903,  im  Ruhrkohlen- 
revier 1905,  in  der  Berliner  Metallindustrie  1903  und  viele  andere, 
die  alle  den  Arbeitgebern  keine  unmittelbare  Zugeständnisse  abzu- 
ringen vermochten.  Auch  wenn  von  den  ganz  leichtfertig  vom  Zaune 
gebrochenen  Ausständen  (Berliner  Elektrizitätarbeiter  1905!)  abgesehen 
wird,  sind  gerade  die  meisten  großen  Erhebungen  der  jüngsten  Zeit 
mit  Mißerfolgen  beendigt  worden. 

Ist  darin  nicht  schon  eine  Begrenzung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Gewerkvereinsbewegung  zu  erkennen?  Und  steht  damit  nicht  die 
weitere  Tatsache  in  Zusammenhang,  daß  in  den  Riesenbetrieben^ 
namentlich  der  modernen  gemischten  Eisenhütten-  und  Bergwerke, 
daß  bei  Stumm,  Krupp,  bei  der  Gelsenkirch  euer  Bergwerksgesell- 
schaft usf.  Arbeiterausstände  fast  nicht  aufkommen? 

Grundlagen  zu  einer  Begrenztheit  der  Gewerkschaftsbewegung 
und  ihrer  Wirksamkeit  sind  schon  in  den  Arbeitermassen  selbst,  ins- 
besondere in  ihrer  Zusammensetzung  gegeben.  Mag  die  Bewegung 
auch  noch  so  internationalistisch  gehalten  sein,  so  wird  die  Gemischt- 
sprachigkeit, solange  der  Nationalismus  eine  so  große  Rolle  spielt,, 
der  Gewerkschaftsorganisation  nur  zu  leicht  Schranken  ziehen.  Das 
trifft  gerade  im  Gebiete  der  deutschen  Riesenunternehmungen  und  trifft 
ebenso  in  den  Vereinigten  Staaten  zu.  Da  ist  es  aber  nicht  nur  die 
Verschiedenheit  der  Sprache,  sondern  auch  jene  der  Kultur,  der  Lebens- 
führung, der  Ansprüche  an  'das  Leben  und  deshalb  auch  an  die  Ar- 
beitgeber, was  trennend  wirkt.  Auch  die  Bestrebungen  der  freie» 
Gewerkschaften,  zu  konfessioneller  Neutralität  zu  gelangen,  sind  nicht 
immer  von  dem  gewünschten  Erfolg  begleitet.  Und  nicht  zu  über- 
sehen ist  die  Qualitätsverschiedenheit  der  Arbeiter  selbst.  Nament- 
lich werden  oft  unter  den  Ungelernten  der  Organisierung  durch  die 
starke  Fluktuation  Schwierigkeiten  bereitet. 

Als  Hindernisse  der  Gewerkschaftsausbreitung  treten  ferner  Ab- 
liBnkungen  der  Interessen  auf,  sei  es  durch  landwirtschaftlichen  Besitz,, 
sei  es  durch  sonstigen  Nebenerwerb.  Gewerkschaftszugehörigkeit  be- 
deutet  Disziplin   halten    und    eventueU   eben    doch   auch    ein  Risiko. 
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Durch  einen  Schachzug  der  Organisation  kann  es  zum  Kampf  kommen, 
dessen  Folge  letzten  Endes  in  der  Notwendigkeit  des  Domizilwechsels 
besteht,  und  der  bedeutet  dann  Verlust  des  Nebenerwerbs  oder,  wo 
landwirtschaftlicher  Besitz  mitspricht,  Trennung  von  der  Familie.  Auf 
völkerpsychologische  Qualitäten,  die  als  Grund  geringerer  Organi- 
sationsmöglichkeit angegeben  werden,  sei  hier  nochmals  aufmerksam 
gemacht,  sie  erklären  ja  die  Differenzen  der  geographischen  Verbrei- 
tung der  Organisationsintensität.^) 

Weit  mehr  ein  Problem  für  die  Politik  sind  die  „äußeren"  Hemm- 
nisse der  Organisierung.  Schlechthin  hemmend  kann  die  Unduldsam- 
samkeit  der  Behörden  auftreten  für  Arbeiter  in  öffentlichen  Betrieben 
mit  absoluter  Wirksamkeit.  Erschwerungen  für  die  Arbeit  der  Agi- 
tatoren bringen  natürlich  auch  polizeiliche  Maßnahmen,  aber  erfah- 
rungsmäßig fördern  solche  Plackereien  die  Bewegung  mehr  als  sie 
ihr  schaden,  und  Troeltsch- Hirschfeld  meinen,  das  Zurückbleiben  der 
Gewerkschaftsbewegung  in  Baden,  Württemberg,  Hessen  u.  a.  mit  auf 
die   weniger   schroffe  Haltung  der  Behörden  zurückführen  zu  können. 

Wirkliche  Schranken  für  die  Wirksamkeit  der  Arbeiterbewegung 
in  den  Formen  der  Selbsthilfe  erstehen  aber  in  der  Gegenkoalition 
(defense  patronale)  der  Arbeitgeber.  Alle  gewerkschaftlichen  Selbst- 
hilfemaßnahmen, die  sich  auf  ihre  Funktion  als  Arbeitsvertragspartei 
beziehen,  sind  in  ihrer  Wirksamkeit  abhängig  von  der  Stärke  der 
Gegenpartei.  Das  mußte  den  Unternehmern  bald  bewußt  werden, 
und  da  sie  an  den  Arbeiterkoalitionen  lernen  konnten,  welche  Kräfti- 
gung ihre  Parteistellung  durch  den  Zusammenschluß  finden  kann,  ist 
das  Entstehen  der  Arbeitgeberverbände  ein  ganz  natürlicher  Vor- 
gang. Die  Unternehm  er  Vereinigungen  der  neuzeitlich  kapitalistischen 
Ära  tragen  anfänglich  den  Charakter  der  freien  Berufsorganisation, 
vornehmlich  zur  Wahrung  der  Geschäftsinteressen  gegenüber  dem 
Staat  und  seiner  Politik,  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Die 
Assoziation  und  Verständigung  speziell  als  Arbeitgeber  ist  ein  neues 
Stadium,  in  das  aber  die  Unternehmungen  bereits  allenthalben  ein- 
getreten sind,  wo  die  kapitalistischen  Interessen  durch  Arbeiterkoali- 
tionen bedroht  sind,  denn  die  Arbeitgeberverbände  sind  ein  Produkt 
der  Reaktion  gegen  die  Arbeiterorganisationen. 

In  Deutschland  führte  der  Krimmitschauer  Streik  1903/4  zur  Gründung 
der  „Hauptstelle  Deutscher  Arbeitgeberverbände"  unter  Führung  des  Zentral- 
verbandes (Frühjahr  1904)  und  des  „Veifeins  deutscher  Arbeitgeberverbände" 
(Juni  1904),    also    zwei    Sonderorganisationen,   ohne   daß  jedoch  in  prinzipiellen 


1)  Ja,  sogar  die  Stammes  Verschiedenheiten  haben  Einfluß  auf  den  Erfolg 
•der  geveerkschaftlichen  Agitation.  Troeltsch  hat  auf  die  Lahmlegung  derselben 
hingewiesen,  wenn  z.  B.  ein  norddeutscher  Führer  in  Süddeutschland  arbeitet. 
Hierzu  sowie  zu  dem  folgenden  im  Text  Gesagten  vgl.  insbesondere  Troeltsch- 
Hirschfeld,  Die  deutschen  sozialdemokratischen  Gewerkschaften,  3.  und  4.  Ab- 
schnitt. 
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Fragen  Differenzen  bestehen;  die  erstere  umfaßt  die  Großindustrie,  die  letztere 
nimmt  auch  Handwerksbetriebe  auf.  Die  beiden  Verbände  repräsentieren  nach 
der  Reichsstatistik  (Reichsarbeitsblatt  1910,  Nr.  5)  etwa  57  000  Mitglieder,  bei 
denen  2  627  000  Arbeiter  beschäftigt  sind.  Dazu  kommen  noch  andere  Verbände 
mit  rund  58000  Mitgliedern,  die  rund  1200000  Arbeiter  beschäftigen.  Die  Or- 
ganisation ist  am  fortgeschrittensten  in  der  Metall-  und  Maschinen-  (754000  Ar- 
beiter), Textil-  (473  000  Arbeiter),  Nahrungsmittelindustrie  (127  000  Arbeiter)  und 
im  Baugewerbe  (525000  Arbeiter). 

In  Großbritannien  ist  entsprechend  dem  Alter  der  Gewerkvereine  auch 
die  Idee  der  Gegenkoalition  relativ  am  ältesten.  Dort  war  1873  ein  Nationaler 
Bund  vereinigter  Arbeitgeber  gegründet  worden  wegen  der  Hilflosigkeit  einzelner 
Arbeitgeber  gegenüber  der  außerordentlichen  Entwicklung  und  der  Absichten  der 
•Gewerkvereine.  Nach  dem  Bericht  der  Royal  commission  on  labour  1893  bestanden 
70  Verbände,  1902  wurden  846  ermittelt,  davon  50  in  der  Textilindustrie,  414  in 
verschiedenen  Baugewerben.  In  Frankreich  sind  die  Ziele  der  syndicats  profes- 
sioneis, die  in  großer  Zahl  zum  Teil  gemischt  (d.  h.  mit  Arbeitern  zusammen) 
bestehen,  recht  wenig  geklärt.  Dagegen  sind  unter  dem  Druck  der  Arbeiter- 
organisationen in  den  verschiedensten  Staaten  Arbeitgeberverbände  mit  schärferer 
Stellung  gegen  die  Arbeiter  entstanden,  so  in  Schweden  namentlich  seit  1902, 
Dänemark  1896  —  99  und  auch  in  Norwegen  zwei.  In  den  Vereinigten 
Staaten  wirken  sehr  rührige  National  verbände  und  lokale  Organisationen.  Die 
American  Anti-Boycott  Association  wurde  1903  mit  der  Absicht  gegründet,  auf 
gesetzlichem  Wege  Boykotterklärungen  von  Gewerkschaftlern  und  Nichtgewerk- 
vereinlern  zu  begegnen.  Seit  dem  für  die  Schweiz  besonders  schweren  Streik- 
jahr 1905  kam  auch  dort  die  Organisation  ins  Rollen  und  sind  dort  in  den 
letzten  Jahren  zum  Teil  gemischte,  d.  h.  mehrere  Branchen  umfassende  und 
.zum  Teil  spezielle  Brancheverbände,  mit  strikten  Streikreglements,  gegründet 
worden. 

Nach  dem  Wortlaute  der  meisten  Statuten  ist  als  Zweck  dieser 
Terbände  die  Herstellung  und  Förderung  eines  friedlichen  Zusammen- 
wirkens von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ins  Auge  gefaßt.  Dieses 
Bestreben  wird  ausdrücklich  in  den  Vordergrund  geschoben,  jedoch 
werden  auch  andere  Aufgaben  programmatisch  verfolgt.  Folgen  wir 
dem  Statut  der  HauptsteUe  deutscher  Arbeitgeberverbände,  so  sind 
dort  genannt: 

1.  Vereinigung  der  in  Deutschland  bestehenden  oder  sich  neubildenden  Ar- 
iDeitgeberverbände  zum  Schutze  der  gemeinsamen  Interessen  der  Arbeitgeber 
gegenüber  unberechtigten  Anforderungen  der  Arbeitnehmer. 

2.  Schutz  der  Arbeitswilligen. 

3.  Ausdehnung  der  Arbeitsnachweise  der  Arbeitgeber. 

4.  Möglichste  Durchführung  der  Streikklausel.^) 

5.  Rechtsschutz  der  Arbeitgeber  in  Angelegenheiten  von  grundsätzlicher 
Bedeutung. 

Als  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  werden  weiter  angeführt:  Samm- 
lung von  Materialien  und  Einrichtungen  eines  Nachrichtendienstes  über  alle  für 
die  Gestaltung  der  Arbeitsverhältnisse  und  der  Arbeiterbewegung  bedeutungs- 
vollen Tatsachen,  Verbindung  verschiedener  Verbände  zur  gemeinsamen  Be- 


1)  Durch  die  Streikklausel  soll  in  Lieferungs-  oder  Fertigstellungsverträgen 
festgesetzt  werden,  daß  die  Fristen  für  die  Lieferung  oder  Fertigstellung  (von 
Bauten)  bei  eintretenden  Arbeitseinstellungen  um  deren  Zeitdauer  ipso  jure  ver- 
längert werden. 
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kämpfung  Ton  Streiks  und  Boykotts,  Hilfegewährung  an  die  vQp  unberecli-- 
tigten  Streiks  und  Boykotts  betroffenen  Arbeitgeber,  Errichtung  eines  Garantie- 
fonds zwecks  Rückversicherung  der  Streikkassen  führenden  Verbände. 

Tatsächlich  sind  diese  Verbände  schon  sehr  rührig.  Sie  treffen 
Maßnahmen  zur  Verhütung  von  Streiks  einmal  durch  persönliche 
Maßregelungen  mittels  schwarzer  Listen,  also  Boykottierung  unlieb- 
samer agitatorischer  Elemente  oder  mittels  ausdrücklicher  Forderung^ 
daß  die  Arbeiter  Koalitionen  fernbleiben,  wobei  der  Nichtunterschrei- 
bende  entlassen  wird,  und  schließlich  mit  unparitätischem,  also  ein- 
seitigem Unternehmerarbeitsnachweis.  Die  sachlichen  Maßregeln,  die 
in  der  gleichen  Richtung  der  Streikverhütung  wirken  sollen,  bestehen 
in  Einrichtungen,  durch  die  die  Arbeiter  an  den  Betrieb  so  gefesselt 
werden,  daß  sie  Jiur  mit  erheblichem  materiellen  Nachteil  aus  dem- 
selben scheiden.  Davon  ist  noch  bei  Erörterung  der  sogenannten 
Wohlfahrtseinrichtungen  zu  reden. 

Einer  weiteren  Stufe  gehören  die  Vorkehrungen  gegenüber  aus- 
gebrochenen Konflikten  an.  Hier  setzt  sich  der  direkte  Kampf  gegen 
die  Gewerkvereine  mit  dem  Prinzip  des  Nichtverhandelns  fort,  wie  es 
im  Ruhrbergarbeiterstreik  1905  typisch  zutage  trat.  Weitgehende 
detaillierte  Reglements  bestimmen  das  Verhalten  der  Unternehmer. 
Dazu  tritt  das  planmäßige  Beschaffen  von  Streikbrechern  Hand  in 
Hand  mit  der  Verhinderung,  daß  die  Streikenden  anderweitige  Ver- 
wendung finden.  Durch  Kundenschutzverträge  wird  jeder  von  einem 
Streik  betroffene  Unternehmer  davor  geschützt,  daß  seine  Kunden  von 
seinen  Konkurrenten  bedient  werden,  bei  denen  kein  Streik  besteht,, 
also  eine  ParaUelerscheinung  zu  der  Aktion  der  Arbeiter,  das  Auf- 
tauchen von  Streikbrechern  zu  verhindern.  Daran  schließen  sich. 
Sperren  gegen  abgefallene  Unternehmer  und  Outsider,  ihnen  wird  die 
Materiallieferung  von  ihren  Lieferanten  gesperrt;  es  ist  wohl  da& 
stärkste  Mittel,  um  den  Anschluß  der  Widerstrebenden  an  die  Koali- 
tion zu  erzwingen.  Auch  hier  treten  Überwachungsposten  in  Funktion, 
um  den  Materiallieferanten  über  die  Einhaltung  der  ihm  auferlegten 
Sperre  zu  kontrollieren.  Auch  hier  Ausschreitungen  der  Koalierten,, 
die  bis  zur  Bestrafung  postenstehender  Arbeitgeber  geführt  haben. 
Endlich  die  schwerste  Waffe  gegen  die  Arbeiter:  die  Aussperrung, 
allerdings  für  die  Arbeitgeber  selbst  ein  schweres  Opfer,  so  schwer,, 
daß  für  dieses  Mittel  oft  Einstimmigkeit  der  Verbandsmitglieder  ge- 
fordert wird. 

Um  diese  schwerste  Waffe  der  Aussperrung  (Lockout,  serrata, 
defense  patronale)  handhaben  zu  können,  werden  Reserven  gesammelt, 
und  zwar  vor  allem  in  den  Streikfonds,  die  zur  Gewährung  geldlicher 
Beihilfen  im  Falle  eines  Ausstandes  oder  einer  Aussperrung  an  die 
Mitglieder  bestimmt  sind.  Obwohl  eigene  Gesellschaften  oder  Schutz- 
verbände gegen  Streikschäden  errichtet  worden  sind,  ist  es  keine  eigent- 
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liehe  Streikversicherung,  um  was  es  sich  dabei  handelt,  da  keine  fixen 
Ansprüche  auf  Entschädigung  eingeräumt  werden,  sondern  die  Ent- 
scheidung über  die  Auszahlung  in  die  Hände  eines  Organs  gelegt  wird, 
das  den  Streik-  oder  Aus  Sperrungsfall  auch  in  sozialpolitischer  Hin- 
sicht zu  prüfen  verpflichtet  ist  und  eine  Entschädigung  nur  dann 
auswerfen  darf,  wenn  das  Handeln  des  Unternehmers  einwandfrei  ge- 
funden wurde.  Daher  liegt  immer  eine  mehr  oder  minder  subjektive 
Würdigung  vor.  Die  Hauptsache  bleibt  die  Verfügung  üher  einen 
Unterstützungsfonds,  weil  dadurch  die  Widerstandsfähigkeit  der  Unter- 
nehmer wenigstens  ideeU  gekräftigt  wird. 

Kaum  minder  wichtig  als  die  Aussperrung  ist  jedoch  die  Siche- 
rung eines  Stammes  Arbeitswilliger.  Das  wird  angestrebt  und  er- 
reicht zum  Teil,  wie  wir  sahen,  mit  bedingungsweiser  Gewährung  von 
Wohlfahrtseinrichtungen,  zum  Teil  aber  mit  einer  Reihe  besonderer 
Maßnahmen,  z.  B.  schriftlicher  Ehrenerklärung,  nicht  organisiert  zu 
sein,  sich  nicht  zu  organisieren.  Die  so  verpflichteten  Arbeiter  dürfen 
nicht  ausgesperrt  werden,  erhalten  gegebenenfalls  Arbeitslosenunter- 
stützung, man  bemüht  sich  wohl  auch,  sie  besonders  zu  organisieren 
und  dotiert  die  Organisation  mit  Fonds.  Solche  mehr  oder  minder 
von  den  Arbeitgebern  abhängige  Organisationen  nennt  man  gelbe  ^) 
Gre  werkschaften. 

Die  gelben  Gewerkschaften  haben  sich  namentlich  in  Frankreich  rasch 
entwickelt.  Bei  ihrem  3.  Kongreß  1907  konnten  sie  437  lokale  Organisationen, 
zählen;  angeblich  waren  etwa  600  000  Arbeiter  vertreten.  Nicht  streiken,  son- 
dern sparen!  ist  ihre  Devise.  In  Deutschland  sind  durch  die  Reichsstatistik  für 
1908  insgesamt  79  Vereine  mit  65338  Mitgliedern  ermittelt  worden.  Die  gelbe 
Arbeiterbewegung  hat  sich  im  Gelben  Arbeitsbund  (Berlin)  eine  Zentrale  ge- 
schaffen. 

Diese  Arbeiterorganisation  ist  gewiß  nicht  ganz  bedeutungslos. 
Programmatisch  wird  der  Streik  bei  ihnen  nicht  ganz  verworfen,  aber 
allerdings  wird  die  Agitation  für  das  Sparen,  die  Errichtung  von 
Arbeiterspareinrichtungen,  Beteiligung  am  Industriekapital  u.  dgl.  in 
den  Vordergrund  gerückt. 

So  steht  also  heute  gegenüber  der  organisierten  Arbeiterschaft 
in  den  meisten  Fällen  ein  kampfgerüsteter  Gegner  mit  sehr  leistungs- 
fähigen Waffen,  denen  gegenüber  die  Angriffe  der  Arbeiter,  ihr  ebenso 
oft  freudiges  als  fanatisches  Sturmlaufen  von  vornherein  wenig  Aus- 
sicht zu  haben  scheinen.  Ist  so  nicht  aber  die  Organisierung  der 
Arbeitgeber  eine  Paralysierung  der  Arbeiterselbsthilfe,  die  diese 
Bewegung  und  alle  ungeheure  Arbeit,  die  mit  ihr  verbunden  ist,  nutz- 
los und  zur  Kraftvergeudung  werden  läßt? 


1)  Die  Bezeichnung  kam  in  Frankreich  auf,  als  beim  großen  Streik  in 
Montceau-les-Mines  1901  die  Arbeitswilligen  in  ihrem  Versammlungslokal,  einem 
Cafehause,  die  Fensterscheiben,  die  von  den  Streikenden  eingeschlagen  worden 
waren,  mit  gelbem  Papier  verklebten. 

14* 
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Eine  Bejahung  dieser  Frage  wäre  ein  ungeheurer  Irrtum.  Dabei 
ist  ganz  davon  abgesehen^  daß  die  Selbsthilfe  sich  ja  weit  über  die 
Kampfmethode  hinaus  erstreckt  auf  Mittel  und  Methoden,  die  von 
der  Gegenkoalition  gar  nicht  lahmgelegt  werden  können.  Die  Kampf- 
mittel behalten  trotz  der  Gegenkoalition  ihre  große  durch  nichts  zu 
ersetzende  Wirksamkeit: 

1.  Ist  die  organisierte  Arbeiterschaft  durch  Arbeitswillige  gar 
nicht  vertretbar,  zumal  da  sie  in  vielen  Industriezweigen  wenigstens 
die  Elite  der  Arbeiterschaft  umfaßt. 

2.  Ist  ebensowenig  wie  die  Arbeiterschaft  die  ganze  Arbeitgeber- 
schaft immer  unter  einen  Hut  zu  bringen. 

3.  Ist  auch  ein  Kampf,  in  dem  die  Arbeiter  schließlich  klein  bei- 
geben müssen,  für  die  Interessen  der  Arbeiterschaft  durchaus  noch 
nicht  verloren,  er  ist  unter  allen  Umständen  auch  bei  siegreichem 
Ausgang  für  die  Unternehmer  ein  schweres  Übel,  so  schwer,  daß  eben 
schon  die  Rüstungsarbeit,  das  in  Waffenstehen  der  Arbeiter  eine  la- 
tente Kraft  bedeutet,  durch  die  der  UnternehmerwiUe  hinsichtlich  der 
Ausbeutung  der  Arbeiter  in  Schranken  gehalten  wird.^) 

4.  Ist  die  Tatsache  dieses  so  großen  Energieaufwandes,  wie  ihn 
eine  große  Arbeiterbewegung  voraussetzt,  immer  ein  Symptom,  das 
die  autoritären  Gewalten  der  staatlich  geordneten  Gesellschaft  dazu 
zwingt,  soweit  es  an  der  staatlichen  Ordnung  fehlt,  nach  dem  Rechten 
zu  sehen. 

5.  Ist  die  spezifische  Gewerkvereinsaktion  nicht  zu  entbehren 
und  ist  nicht  wertlos  selbst  bei  äußerer  Erfolglosigkeit:  um  das  Selbst- 
verantwortlichkeitsgefühl der  Arbeiter  lebendig  zu  erhalten.  Es  bleibt 
dieser  psychologische  Wirkungswert  auch  bei  unmittelbarer  Erfolg- 
losigkeit eines  Kampfes. 

Wir  haben  damit  bisher  die  Schranken  für  die  Wirksamkeit  der 
Selbsthilfe  durch  andere  Tatsachen  und  Vorgänge  erörtert.  Für  die 
Frage  der  Organisation  der  Sozialpolitik  ist  aber  auch  die  Frage  von 
Wichtigkeit,  welche  Schranken  der  Selbsthilfe  durch  die  autoritäre 
Gewalt  gezogen  werden.  Die  Sozialpolitik  hat  zwar,  wie  wir  sahen, 
das  Interesse  einer  Klasse  zunächst  zu  fördern,  aber  doch  immer  nur, 
woran  stets  aufs  neue  erinnert  werden  muß,  um  des  Interesses  der 
Gesamtgesellschaft  wiUen. 

Die  Frage  nach  dem  Interventionsrecht  des  Staates  ist  deshalb 
schon  und  gerade  bei  den  Kämpfen  gewiß  nicht  glatt  zu  verneinen. 
Sobald  die  öffentlichen  Interessen  gefährdet,  sobald  Unbeteiligte  in 
Mitleidenschaft  gezogen,  ja  direkt  gefährdet  werden  können,  darf  die 


1)  Bezeichnend  ist,   daß  das  Anschwellen   der  Organisationen  auch  nach 
verlorenen  Streiks  vorkommt. 
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Staatsgewalt  nicht  untätig  bleiben  und  muß  den  kriegführenden  Par^ 
teien  Schranken  ihrer  Waffen  Wirksamkeit  setzen.  Zweifelhaft  ist  aber 
auch  da,  ob  mit  Normen  und  dem  Polizeidegen  das  Richtige  getroffen 
werden  kann.  Die  Schädigung  der  Öffentlichkeit  wird  in  der  Regel 
aus  dem  Mchtfunktionieren  gewerblicher  Unternehmungen  entstehen. 
Wo  immer  es  möglich  ist,  dieses  Funktionieren  wieder  herzustellen 
oder  aushilfsweise  einzurichten,  hat  das  zu  geschehen.  Der  moderne 
Staat  hat,  wie  die  letzten  Streikerfahrungen  zeigen,  genügende  Hilfs- 
mittel, z.  B.  in  seinen  technisch  gebildeten  Truppenteilen,  um  hier 
aktiv  einzuspringen,  nötigenfalls  Privatbetriebe  sequestrationsweise 
weiterzuführen.  Die  streikende  Arbeiterschaft  kann  sich  bei  solcher 
neutraler  Intervention  im  Interesse  des  Publikums  der  Aushilfe  nur 
freuen,  durch  die  die  Wirkung  vermieden  wird,  daß  die  öffentliche 
Meinung  sich  gegen  den  Streik  stellt.  Aber  der  staatliche  Apparat 
kann  doch  auch  unzulänglich  werden.  Daß  der  Betrieb  eines  Eisen- 
bahnnetzes von  10000  und  mehr  Kilometern  von  heute  auf  morgen 
ohne  schwere  Störungen  auf  einem  neuen  Arbeitsapparat  aufgebaut 
werden  kann,  ist  wohl  kaum  zu  denken;  ebensowenig  die  Substituie- 
rung aller  Postfunktionäre  in  einem  größeren  Staatskörper  u.  dgl.  m. 

Das  öffentliche  Wohl  einerseits,  das  Streikrecht  der  Arbeiter 
anderseits,  das  ist  der  Gegensatz,  in  dem  es  scheinbar  wohl  nur  zu 
einer  Alternativlösung  kommen  kann.  Es  sind  dabei  zwei  Sonder- 
probleme im  Auge  zu  behalten:  1.  das  Streikrecht  in  gemeinnötigen 
Unternehmungen,  auch  wenn  sie  in  privaten  Händen  sind;  2.  das 
Recht  dauernd  Angestellter,  ihre  Interessen  mit  den  Kampfmitteln  der 
Selbsthilfe  zu  verfolgen. 

Gemeinnötige  Betriebe!  Welche  Werke  darunter  fallen,  wird  an 
und  für  sich  nicht  immer  leich  zu  entscheiden  sein,  bei  ein  und  dem- 
selben Industriezweig  vielleicht  fallweise  verschieden.  Post,  Eisenbahn^ 
Straßenbahn,  Beleuchtung,  Wasserversorgung  selbstverständlich.  Bei 
Bergbau  ist  die  Sache  schon  zweifelhafter.  Wird  man  bei  Kohlen- 
bergbauen  die  Gemeinnötigkeit  und  Streikverbot  aussprechen  können, 
Avenn  große  Kohlenbestände  vorhanden  sind,  während  ein  Streik  im 
Eisenerzbergbau  vielleicht  eine  halbe  Million  Menschen  erwerbslos 
macht?  —  Wir  wollen  uns  in  diese  Fragen  der  Auffassung  nicht  ver- 
lieren und  können  auf  ihre  Lösung  um  so  leichter  verzichten,  als  die 
eine  Frage  viel  dringender  ist,  welche  Wirkung  man  sich  von  einem 
Streikverbot  versprechen  kann.  Eine  gesetzliche  Norm  hat  doch  nur 
dann  Sinn,  wenn  sie  erzwingbar  ist.  Ist  das  aber  von  einem  Streik- 
verbot zu  erwarten?  Eine  von  der  Gerechtigkeit  ihrer  Sache  über- 
zeugte Arbeiterschaft  läßt  sich  durch  Verbote  nicht  bestimmen.  Die 
Mannhaftigkeit  und  der  hohe  Sinn  für  Treue  und  Ehre,  wie  Carnegie^) 


1)  Carnegie,  Das  Evangelium  des  Reichtums,  1908. 
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sagt,  die  eine  Arbeiterschaft  bestimmen  können,  so  viel  zu  opfern  und 
sich  um  der  Sicherheit  ihrer  Bannerträger  willen  dem  Kampfe  in  die 
Arme  werfen,  die  setzen  sich  auch  über  einen  geschriebenen  Satz 
leicht  hinweg.  Soll  man  etwa  20000  streikende  Kohlenarbeiter  oder 
Eisenbahnbedienstete  einsperren?  oder  sie  etwa  standrechtlich  behan- 
deln? Die  Gesellschaft  sägte  selbstverständlich  damit  nur  sich  selbst 
den  Ast  ab,  auf  dem  sie  sitzt. 

Das  meiste  ist  auch  hier  wohl  nur  von  der  fortschreitenden  Er- 
kenntnis der  Arbeiter  über  die  Wirkungen  der  Arbeitseinstellung  und 
von  der  wachsenden  sozialpolitischen  Einsicht  und  der  Konzilianz  der 
Unternehmer  zu  erwarten.  Die  staatliche  Einflußnahme  hat  Erfolge 
aufzuweisen  durch  energische  Inangriffnahme  des  provisorischen  Be- 
triebes mit  Ersatzkräften  und  einigermaßen  durch  Regulierung  des 
Schiedsverfahrens,  zu  dem  die  streitenden  Parteien  sich  gesetzlich  ver- 
stehen müssen.  Nicht  ein  absolutes  Streikverbot,  sondern  eine  Streik- 
verschiebung sucht  man  z.  ß.  im  amerikanischen  Eisenbahndienst  im 
Konfliktfalle  zu  erreichen.  Das  Schiedsverfahren  ist  also  obligatorisch 
und  vor  oder  während  der  Tagung  der  Schiedskommission  ist  die 
Streikeinleitung  verboten.  Ist  eine  Partei  mit  dem  Spruch  des 
Schiedsamtes  nicht  einverstanden,  so  darf  sie  nur  mit  bestimmter 
Kündigungszeit  zur  Kündigung  schreiten.  Ein  Zwang  zur  Unter- 
werfung unter  den  Schiedsspruch  kann  selbstverständlich  wieder  nicht 
ausgeübt  werden.  Es  ist  also  keine  Lösung  im  voUen  Sinne,  aber 
«ine  Wendung,  die  den  Konflikten  durch  rasches  Einsetzen  der  Schieds- 
organe  gegeben  wird,  und  die  schon  durch  das  Dazwischentreten  Un- 
parteiischer eine  psychologische  Beruhigung  bringen  kann.  Wertvoll 
daran  ist  die  Unterwerfung  der  Parteien  unter  die  Pflicht,  sich  auf 
«in  Schiedsverfahren  überhaupt  einzulassen.  Ein  rationell  durch- 
geführtes Schiedsverfahren  vermag  eben  erfahrungsgemäß  doch  auf- 
klärend zu  wirken,  beiden  Teilen  die  Schwäche  ihrer  eigenen,  die 
Stärke  der  gegnerischen  Argumente  klar  zu  machen  und  damit  die 
Bereitwilligkeit  zur  Verständigung  zu  fördern.  Die  bezüglichen  Ge- 
setze laufen  also  auf  einen  Zwang  zu  Yerständigungsversuchen  hinaus. 

Spezialgesetze  zum  Schutze  gemeinnötiger  Betriebe  sind  in  mehreren  Staaten 
erlassen  worden  so  in  den  Vereinigten  Staaten  das  erwähnte  Bundesgesetz  von 
1888,  revidiert  1898  für  den  Fall  von  Streitigkeiten  der  Eisenbahngesellschaften 
mit  ihren  Angestellten,  indem,  wie  oben  erwähnt,  sofortiges  Eingreifen  einer 
Staatskommission  und,  wenn  diese  nicht  die  gütliche  Beilegung  erreichen  kann, 
eines  board  of  arbitration  (Schiedsamtes)  vorgesehen  ist.  Eine  lehrreiche  Entwick- 
lung zeigt  Kanada.  Dort  wurde  1900  ein  Schiedsgerichtsgesetz  (Conciliation  Act) 
erlassen,  es  erwies  sich  aber  in  einem  hartnäckigen  Eisenbahnerstreik  1902  als 
unzulänglich  und  man  schritt,  da  die  gesetzliche  Verpflichtung  der  Parteien  bei 
Ausbruch  von  Streitigkeiten  ein  Schiedsgericht  anzurufen,  von  den  Gewerkver- 
einen perhorresziert  wurde,  zur  gesetzlichen  Regelung  in  der  Weise,  daß  der 
Arbeitsminister  bei  drohendem  Konflikt  (Streik  oder  Aussperrung)  aus  freien 
Stücken    ein    Schiedsgericht    einsetzen    sollte,    welches    bei  Mißerfolg   des  Ver- 
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söhnungsversuches  als  Untersuchnngbehörde  wie  ein  Gerichtshof  mit  dem  Recht 
zur  Veröffentlichung  der  Ergebnisse  der  Erhebungen  funktionieren  sollte.  Man 
erwartete  von  der  Kritik  durch  die  öffentliche  Meinung  günstigen  Einfluß.  Dieser 
Railway  Disputes  Act  hatte  sich  bewähit  und  wurde  mit  Ges.  v.  14.  März  1907, 
dem  Industrial  Disputes  Investigation  Act  (nach  seinem  Schöpfer,  dem  kanadischen 
Arbeitsminister,  auch  Limieux  Act  genannt)  auf  Bergbau  und  öffentliche  Betriebe 
ausgedehnt,  als  Verkehr,  Dampfschiffahrt,  Telegraph  und  Telephon,  Gas-,  Elek- 
trizitäts-  und  Wasserversorgung.  Vor  oder  während  der  Schiedsgerichtstätigkeit 
sind  Streik  oder  Aussperrung  illegal  und  sind  strafbar.  Das  Gesetz  hat  sich, 
von  wenigen  Fällen  abgesehen,  als  sehr  segensreich  erwiesen.  (Über  die  Wir- 
kungen vgl.  Schnitze  S.  Pr.  XIX,  785.     Bezüglich  Australiens  unten  25.  Kap.) 

Die  Erfahrungen  der  letzten  Dezennien  haben  den  Beweis  erbracht, 
daß  auch  der  Beamtencharakter  der  Arbeiter  die  gemeinnötigen  Be- 
triebe nicht  vor  Streiks  schützt,  wenn  das  Koalitionsrecht  eingeräumt 
ist  und  die  Verwaltung  schwächlich.  Deshalb  ist  auch  der  öffentliche 
Betrieb,  sei  es  des  Staates  oder  einer  Gemeinde  usf.,  genötigt,  sich 
gegen  Streiks  zu  schützen.  Namentlich  in  Frankreich  hat  die  Be- 
wegung der  Staatsangestellten  in  dieser  Richtung  Dimensionen  an- 
genommen, die  das  öffentliche  Interesse  aufs  unmittelbarste  tangieren. 
Und  in  ähnlicher  Weise  haben  die  staatlich  angestellten  Eisenbahner 
in  Österreich  und  Ungarn  durch  eine  Art  Sabotage  („passive  Resistenz") 
den  Eisenbahnbetrieb  leistungsunfähig  gemacht  und  damit  das  auf 
den  Verkehr  angewiesene  Wirtschaftsleben  der  betroffenen  Gebiete 
schwer  geschädigt. 

Die  Lösung  des  Problems  der  Streik-  beziehungsweise  Selbsthilfe- 
schranken hängt  daher  mit  der  Festlegung  des  besonderen  Inhaltes  des 
Beamtenverhältnisses  aufs  engste  namentlich  dadurch  schon  zusammen, 
daß  die  gemeinnötigen  Betriebe  vielfach  heute  öffentliche  Unterneh- 
mungen sind.  Das  Wesentliche  im  Beamtenverhältnis  liegt,  soweit 
sozialpolitische  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen,  in  der  Eingehung 
einer  lebenslänglichen  Beziehung  mit  der  „freiwilligen"  Bereiterklärung, 
eine  gewisse  Berufsarbeit  nach  dem  Bedürfnisse  des  Dienstes  pflicht- 
getreu nach  besten  Kräften  zu  erfüllen.  Die  dienstgebende  Verwaltung 
übernimmt  die  Pflicht  zu  gewissen  Entgeltleistungen,  die,  öffentlich- 
rechtlich normiert,  dem  freiwillig  den  Dienst  Suchenden  bekannt  sind. 
Mit  der  Übernahme  dieser  Dienstpflicht  kann  allerdings  das  Recht 
zur  Vernachlässigung  des  Dienstes,  also  die  Arbeitseinstellung,  nicht 
vereinigt  werden.  Mit  der  kontinuierlichen  Sicherung  der  Existenz 
auf  Lebensdauer  korrespondiert  die  Sicherung  des  Dienstbetriebes. 
Gleichviel  ob  Gerichts-,  Polizei-,  Sanitäts-,  Post-,  Telegraphen-  oder 
Eisenbahndienst:  die  Einstellung  der  Arbeit  steht  in  diesen  Betrieben 
dermaßen  in  Widerspruch  mit  den  Interessen  der  Gesellschaft,  daß  es 
sinnwidrig  wäre,  die  Benutzung  dieses  Machtmittels  hier  als  sozial- 
politisch zweckmäßig  zu  erklären.  Das  Koalitionsrecht  schlechthin 
wird  dadurch  nicht  tangiert,  sondern  eben  nur  ein  Mittel  der  Koa- 
lition.    Und  das  Streikverbot,  wenn  man  es  so  nennen  will,  braucht 
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niclit  absolut  formuliert  zu  werden,  sondern  etwa  in  der  Verpfliclitung 
zu  einer  langfristigen  Kündigung. 

Die  Tragweite  des  Boykotts  kann  gleichfalls  autoritäre  Interven- 
tion notwendig  maclien.  Er  kann,  konsequent  durchgeführt,  zur  Vernich- 
tung der  beruflichen  Existenz  führen.  Das  ist  im  Bereich  der  mittelalter- 
lichen Handwerkerorganisation  gewiß  nicht  selten  geschehen,  allerdings 
mit  ganz  bestimmter  Wendung  gegen  die  Personen,  während  in  seiner 
neueren  Gestaltung  der  Boykott  das  Kapital  treffen  will  und  damit 
also  nur  indirekt  die  ökonomische  Existenz.  Dabei  ist  aber  wieder 
im  Auge  zu  behalten,  daß  das  Boykottprinzip  auf  beiden  Seiten  ge- 
handhabt wird,  auch  von  Arbeitgebern,  und  daß  eines  der  wichtigsten 
Mittel  des  Arbeitgeberboykotts  gegen  Arbeiter  der  einseitige  Arbeit- 
geber-Arbeitsnachweis ist.  Bei  idealer  Vollkommenheit  seines  Funk- 
tionierens  würden  die  auf  die  schwarzen  Listen  gesetzten  Arbeiter  in 
einem  bestimmten  Berufe  vom  Erwerb  ausgeschlossen  und  damit  aber 
überhaupt  existenzlos.  Der  Boykott  gegen  die  Arbeitgeber  kann  wohl 
zum  Aufgeben  des  Betriebes  bei  einer  gewissen  Hartnäckigkeit  des 
Individuums  führen,  bedeutet  aber  damit  noch  nicht  mit  solcher  Wahrr 
scheinlichkeit  die  Vernichtung  der  Existenz  wie  beim  Boykottieren 
eines  Arbeiters.  Die  wirkliche  Vernichtung  von  wirtschaftlichen  Exi- 
stenzen kann,  auch  wenn  sie  auf  diesem  Wege  der  sozialen  Selbsthilfe 
eintritt,  von  der  Sozialpolitik  nicht  unbeachtet  bleiben.  Und  das  min- 
deste, was  hier  zu  geschehen  hat,  ist  wieder  die  Schaffung  von  Ein- 
richtungen, durch  die  die  Parteien  einer  Verständigung  nähergebracht 
werden.  Es  muß  schließlich  auch  eine  Möglichkeit  bestehen,  vor  einer 
unparteiischen  Instanz  die  Unmotiviertheit  der  Boykottierung  darzutun, 
es  muß  auch  möglich  sein,  durch  eine  öffentliche  Erklärung,  daß  man 
seine  Auffassung  geändert  hat,  nicht  mehr  kampflustig  ist  od.  dgl,^ 
den  Bann  zu  brechen.  Es  müßten  Möglichkeiten  für  eine  Probezeit 
geschaffen  werden  u.  dgl. 

Man  hat  den  Boykott  in  Deutschland  strafrechtlich  verfolgt,  indem 
man  die  Aufforderung  hierzu  —  gegen  die  Boykottierenden  selbst  ist 
ja  so  wenig  wie  gegen  Streikende  mit  einer  Massenexekution  vorzu- 
gehen —  als  groben  Unfug  bestraft.  Von  anderer  Seite  wird  vor- 
geschlagen, die  Aufforderung  zum  Boykott  als  Vergehen  wider  die 
öffentliche  Ordnung  zu  verfolgen.  Eine  Störung  der  öffentlichen  Ord- 
nung tritt  aber  überhaupt  nur  auf,  wenn  im  Gefolge  des  Boykotts 
Gewalttätigkeiten  und  Ruhestörungen  vorkommen.  Diese  Gefahr  ist 
ja  allerdings  groß  und  mancher  Aufforderer  zu  solch  einem  Kampf 
mag  sich  schließlich  schon  als  Zauberlehrling  vorgekommen  sein:  die 
Geister  die  er  rief,  wurde  er  nicht  los!  Das  ist  das  Problem  der 
Massenerregung.  In  dieser  Richtung  ließe  sich  ein  Dämpfer  aufsetzen^ 
wie  einmal  vorgeschlagen  wurde,  indem  auf  Grund  eines  Gesetzes  von 
denen,  die  öffentlich  zum  Boykott  auffordern,  einschließlich  der  Redak- 
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teure  und  Verleger  von  Zeitungen,  in  denen  die  Aufforderung  ver- 
öffentlicht wird,  eine  Friedensbürgschaft  in  Form  einer  Geldkaution 
verlangt  würde;  diese  verfiele,  wenn  es  bei  Durchführung  des  Boykotts 
zu  Gewalttätigkeiten  käme.  Wer  ein  gefährliches  Mittel  empfiehlt, 
muß  auch,  für  die  Handlungen  der  Masse,  die  dann  sein  Werkzeug 
ist,  verantwortlich  gemacht  werden  können.  Da  sich  diese  Maßnahme 
mehr  gegen  den  Boykott  der  Arbeiter  und  der  Bevölkerung  als  gegen 
die  Arbeitgeber  richtet,  wäre  es  schon  von  diesem  Standpunkte  aus 
ein  unerläßliches  Gebot  der  Gerechtigkeit,  den  Arbeitsnachweis  der 
Arbeitgeber  einer  Kontrolle  zu  unterwerfen.  Dieses  Boykottmittel  ist 
aber  noch  besonders  zu  erörtern. 

Der  Boykott  selbst,  der  sich  wohl  als  Gewaltakt  (durch  die 
Massenwirkung),  aber  eben  als  Akt  gesellschaftlicher  Notwehr  dar- 
stellt, ist  nicht  anders  zu  behandeln  als  wie  jeder  sonstige  Vorgang,  der 
sich,  als  Ausbeutung  einer  wirtschaftlichen  Machtstellung  erweist,  also 
wie  jede  monopolistische  Preisbildung,  die  zu  den  großen  Einkommen, 
und  den  raschen  Vermögensbildungen  führt.  Jede  Vereinigung  von 
städtischen  Bodenspekulanten  wäre  gleicherweise  strafbar  wie  eine 
ihre  Arbeitskraft  nicht  verkaufende  Arbeiterschaft  oder  eine  nicht 
kaufende  Bevölkerungsmasse.  Das  ökonomische  Interesse  der  Gesell- 
schaft schädigt  diese  wie  jene. 
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IL  Die  Verfassung  des  Arbeitsverhältnisses. 

Zweiundzwanzigstes  Kapitel. 

Entwicklung  und  Grundfragen  der  Gleichberechtigung, 

Ergibt  sich  aus  der  Rechtsordnung  und  ihrer  Wirksamkeit  im 
Laufe  der  Zeit  die  Teilung  in  besitzende  und  deshalb  zur  Arbeit 
nicht  genötigte  Individuen  einerseits^  nicht  besitzende  und  deshalb  zur 
Erwerbsarbeit  gezwungene  anderseits^  eine  Teilung,   über  deren  Not- 
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wendigkeit  und  Zweckmäßigkeit  nicht  wissensdiaftliche,  sondern  nur 
mehr  oder  minder  gefühlsmäßige  Argumentationen  zu  Konflikten,  aber 
kaum  zu  allgemein  gültigen  abschließenden  Urteilen  führen,  so  ergibt 
sich  aus  der  Vergesellschaftung  die  Teilung  der  Arbeit  in  leitende 
und  ausführende  mit  geradezu  gesetzmäßiger  Notwendigkeit.  Sie  folgt 
aus  dem  naturwissenschaftlich  ermittelten  Prinzip  der  Anpassung,  das 
in  der  Natur  die  Entwicklung  zu  tunlich  hoher  Zweckmäßigkeit  der 
Individuen  durchsetzt. 

Eine  Über-  und  Unterordnung  war,  soweit  wir  sehen,  von  jeher 
■ein  Grundzug  der  Organisation  gesellschaftlicher  Arbeit.  Sie  trat  im 
mittelalterlichen  Handwerk  (vgl.  oben  S.  8 3  f.)  schon  auf,  als  eine 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  des  Gesellen  vom  Meister  noch  kaum 
entwickelt  war.  Ihre  Notwendigkeit  hat  sich  mit  fortschreitender 
Sozialisierung  aber  vor  allem  mit  der  Veränderung  der  Technik  nur 
gesteigert.  Die  rechtliche  Form  aber,  in  der  diese  Über-  und  Unter- 
ordnung konkreten  Ausdruck  finden  mußte,  zeigt  einen  mächtigen 
Entwicklungszug. 

Am  Anfange  der  Entwicklung,  wo  dauernde  Lebensgemeinschaften 
bereits  bestanden,  namentlich  im  Rahmen  der  wahrscheinlich  älteren 
patriarchalischen  Großfamilie  wie  der  verkleinerten  Familie  sind  phy- 
sische Gewaltverhältnisse  die  Grundlage  der  Überordnung,  mag  nun 
die  physische  Überlegenheit  des  Geschlechtes,  also  des  Mannes  über  die 
Frau,  oder  die  eines  ganzen  Stammes  über  einen  unterworfenen  das  Herr- 
■schafts Verhältnis  begründet  haben.  Das  Sklavenverhältnis  haben  meist 
kriegerische  Stämme  ausgebildet.  Die  Verwendung  des  erbeuteten  Feindes 
als  Knecht  begründet  die  Vorstellung  von  der  Inferiorität  des  Arbei- 
tenden. Aber  diese  Institution  wurde  für  lange  Zeiträume,  wie  SchmoUer 
sagt,  die  mechanische  Arbeitsschule  der  Menschheit,  und  sie  erzeugt 
in  aller  Tätigkeit  die  Scheidung  zwischen  der  leitenden,  befehlenden 
und  der  mechanischen,  ausführenden  Arbeit.  War  die  Frau  bis  zum 
Aufkommen  der  Sklaverei  das  Lasttier  in  der  Familie,  so  wird's  nun- 
mehr der  Sklave. 

Die  nächste  Stufe  ist  gekennzeichnet  durch  ein  patriarchales  Ver- 
hältnis höherer  Ordnung  mit  klarer  umrissenen  Rechtsgrundlagen.  Die 
Unterordnung  ist  durch  eine  rechtlich  geordnete  Verfügungsgewalt 
über  den  in  der  Macht  (potestas)  des  Herrn  stehenden  Halbfreien 
begründet.  Das  Arbeitsindividuum  ist  zur  Rechte  tragenden  Person 
aufgestiegen  und  ist  durch  die  Verfügungsfreiheit  über  einen  Teil  seiner 
Kräfte  und  Leistungsfähigkeit  Schmied  seines  wirtschaftlichen  Schick- 
sals geworden,  damit  freilich  auch  abhängig  von  dem  Erfolg  dieses 
Wirkens.  Er  ist  teilweise  selbstverantwortlich.  Aber  mitverantwort- 
lich ist  der  Herr  des  Untertanen  Arbeiters,  und  zwar  umso  mehr,  je 
größer  die  Verfügungsgewalt  ist,  die  die  Rechtsnormen  ihm  über  den 
Arbeiter  einräumen  und  meist  auch,  je  weniger  er  den  Untertan  tat- 
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sächlich  seine,  die  Untertans-Eigenwirtschaft  fördern  läßt,  eventuell 
gegen  die  Rechtsnormen,  da  der  Untertan  keinen  entsprechenden 
Rechtsschutz  findet.  Das  Selbstbestimmungsrecht  des  Untertanen  ist 
beschränkt,  das  Rechtsband,  das  ihn  mit  dem  Herrn  verbindet,  ist 
nicht  durch  seine  Kündigung  einseitig  lösbar. 

Erst  die  dritte  Stufe,  die  das  Arbeitsverhältnis  als  ein  freiwillig 
geschlossenes  und  jederzeit  frei  aufhebbares  privatrechtliches  Ver- 
tragsverhältnis zeigt,  hat  das  Selbstbestimmungsrecht  des  Arbeiters 
zu  einem  theoretisch  vollkommenen  ausgebildet.  Der  Arbeiter  begibt 
«ich  freiwillig  in  Unterordnung  unter  einen  Arbeitgeber.  Theoretisch 
ist  damit  die  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  dem  Arbeiter  gegen- 
über gegenstandslos:  der  Arbeitgeber  bietet  Arbeitsgelegenheit  zu 
gewissen  Bedingungen,  der  Arbeiter  geht  freiwillig  darauf  ein.  Und 
mit  dieser  freiwilligen  Entscheidung  verwirkt  er  auch  das  Recht,  die 
Arbeitsbedingungen  zu  beeinflussen,  falls  etwa  der  Unternehmer  bei 
Ausbietung  der  Stelle  sich  auf  Zusage  bestimmter  Arbeitsbedin- 
gungen nicht  eingelassen  hat.  Aber  es  wäre  ein  großer  Irrtum,  zu 
glauben,  daß  dieses  System  des  freien  Arbeitsvertrages  nur  so,  eben 
nach  diesem  theoretischen  Schema  bestehen  könne  und  nicht  anders. 
Ein  Irrtum,  denn  es  hat  viele  Jahrhunderte  hindurch  schon  in  einer 
modifizierten  Form  bestanden  und  nur  der  Wirksamkeit  eines  doktri- 
nären Wirtschaftsliberalismus  ist  es  zuzuschreiben,  daß  heute  die 
Meinung  bestehen  kann,  diese  absolute  beiderseitige  Freiheit,  wie  sie 
theoretisch  denkbar  ist,  sei  auch  praktisch  die  in  der  bestehenden 
Wirtschaftsordnung  zweckmäßigste  und  sei  die  letzte  ideale  Phase  in 
<ler  Entwicklung  des  Arbeitsverhältnisses. 

Als  dieses  System  der  Freiheit  des  Arbeitsverhältnisses  mit  der 
Entwicklung  der  Handwerksbetriebsform  im  Gewerbe  aufkam,  da 
war  das  Wirtschaftsleben  noch  beherrscht  von  dem  Prinzip  der  gegen- 
seitigen Hilfe,  durch  welches  die  Arbeitgeber  mit  verantwortlich  waren 
für  das  wirtschaftliche  Schicksal  ihrer  Arbeitskräfte,  man  war  be- 
herrscht von  genossenschaftlich-bruderschaftlichem  Geist,  der  freie  ge- 
werbliche Arbeiter  stand  mit  seiner  ganzen  Persönlichkeit  in  solchem 
Zusammenhange  mit  der  Gesamtheit,  der  er  angehörte  und  das  Arbeits- 
verhältnis stand  sozusagen  unter  Kontrolle  der  Öffentlichkeit.  Als 
sich  diese  für  die  Erhaltung  der  Einheitlichkeit  des  Berufsstandes  so 
günstigen  Umstände  mit  der  Änderung  der  Besitzverhältnisse  und  mit 
anderen  Wandlungen  (Vergrößerung  der  Gemeinwesen,  Klassenbildung 
in  der  städtischen  Bevölkerung,  Entwicklung  der  Fluktuation  im  Ge- 
sellenstand u.  a.  m.)  immer  mehr  verloren,  da  war  aber  auch  schon 
eine  positive  Ordnung  aufgekommen  und  das  Verhältnis  der  Über- 
und  Unterordnung  war  bei  aller  Freiwilligkeit  der  Vertragschließung 
doch  in  seinen  wichtigsten  Beziehungen  geregelt. 

Diese  positive  Ordnung  ist   mit  der  Änderung  der  gewerblichen 
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Pro duktious Verhältnisse^  mit  dem  Aufkommen  neuer  Betriebsformert 
unzuläu glich  geworden.  Namentlich  die  quantitative  Verschiebung  im 
Produktionsleben  hat  je  nach  der  Kraft  der  landesherrlichen  Autorität 
die  schließlich  mehr  oder  minder  elastisch  gewordene  Zwangsjacke 
der  positiven  Ordnung  des  Arbeitsverhältnisses  sprengen  müssen.  In 
der  Freude  über  die  mit  den  Fabriken  und  Manufakturen  gewonnene 
Steuerkraft  hat  man  trotz  aUer  Reglementierlust  die  Ausnahmestellung 
der  neuen  Betriebsformen  ruhig  sich  entfalten  lassen,  so  daß  eines- 
Tages  die  positiven  Normen,  Arbeitszeitbegrenzung  und  Lohnregu- 
lierung durch  Friedensrichter  u.  dgl.  nur  noch  eine  traumhafte  Er- 
innerung der  Arbeiter  an  ein  goldenes  Zeitalter  waren,  das  sie  ver- 
geblich durch  Petitionen  zu  neuem  Leben  wiedererwecken  zu  können 
meinten.  An  die  Stelle  des  freien,  aber  gleichwohl  regulierten  Arbeits- 
vertrages trat  der  inhaltlich  völlig  unabgegrenzte  theoretisch  freilich 
höchst  freie  Kauf  der  ganzen  Arbeitskraft  des  Arbeiters  mit  der 
schrankenlosen  Willkür  des  Arbeitgebers  hinsichtlich  der  Ausnützung 
dieser  Arbeitskraft.  Und  jede  Mitverantwortlichkeit  des  Arbeitgebers 
für  das  Schicksal  des  Arbeiters  war  ausgelöscht. 

Selbstverständlich,  ohne  Normen  konnte  das  Arbeitsverhältnis 
nicht  funktionieren,  und  so  entwickelte  sich  die  einseitige  Norm- 
gebung  seitens  des  Arbeitgebers  als  etwas  sehr  Natürliches.  In 
seinem  Betrieb,  in  dem  sein  Kapital  oder  wenigstens  in  der  Regel  zum 
großen  Teil  sein  eigenes  Kapital  steckt,  sieht  er  sein  Eigentum,  sein 
Haus,  hier  ist  er  der  Herr  und  hier  hat  nur  mit  seiner  Zustimmung 
ein  anderer  als  er  selbst  zu  reden.  „Wer  sich  darauf  nicht  einlassen 
vrill,  der  braucht  es  nicht  zu  tun!"  So  lautet  die  Motivierung  des- 
Autokratismus  im  modernen  Industriebetrieb,  mit  der  man  den  Zu- 
sammenhang zwischen  dieser  Herrengewalt  einerseits,  dem  Prinzip 
der  Freiheit  anderseits  herstellen  zu  können  glaubt. 

So  fortschrittlich  die  Denkweise  der  modernen  Industrie-Unter- 
nehmer im  großen  und  ganzen  auch  ist,  so  modern  sie  hinsichtlich 
der  Geschäftsgestaltung  meist  zu  handeln  pflegen,  hinsichtlich  des- 
Arbeitsverhältnisses stellen  sie  sich  mit  ihrer  Auffassung  auf  einen 
ausgesprochen  antiquierten  Standpunkt.  Sie  lassen  sich  ja  wohl  auch, 
von  einem  sozialen  Gedanken  leiten,  daß  die  Entwicklung  des  indu- 
striellen Lebens  ein  von  der  Gesamtheit  zu  verfolgendes  Ziel  sei,  mit 
dem  die  Förderung  der  Arbeiterschaft  wie  der  nationalen  Gesamtheit 
überhaupt  am  sichersten  erreicht  wird  —  kein  anderer  Gedanke  als 
der  der  sozialen  Zweckmäßigkeit  einer  Industrialisierung  des  Kultur- 
staates. Aber  sie  glauben,  daß  dieses  Ziel  erreicht  werden  kann  auf 
Grund  einer  Auffassung  des  Arbeitsverhältnisses  als  einer  Art  Herr- 
schaftsverhältnis. Die  fortschrittlicheren  und  allerdings  auch 
kapitalistisch  besonders  kräftigen  Unternehmer  räumen  dabei  ein,  daß 
sie  allerdings  auch  eine  gewisse  Verpflichtung  zur  Fürsorge  für  die 
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Arbeiterscliaft  über  das  vertraglich  ziigesiclierte  Entgelt  hinaus  mit 
übernehmen,  die  Beschaffung  von  Wohnungen,  Bildungseinrichtungen 
und  sonstigen  Wohlfahrtsförderungsmitteln,  aber  der  Arbeiter  hat 
sich,  sobald  er  eine  solche  Beziehung  eingegangen  ist,  über  die  Um- 
stände, unter  denen  er  seine  Berufsarbeit  vollbringen  soll,  jedes  Be- 
stimmungsrechts entschlagen.  Es  ist  der  moderne  Feudalismus, 
der  im  gewerblichen  Leben  auf  diese  Weise  verwirklicht  werden  soll. 
Vollständiges  Sich- ergeben  an  einen  Herrn  zu  einem  Treuverhältnis, 
mit  dem  dieser  innerhalb  der  Schranken  der  sittlichen  Ordnung  — 
das  ist  das  Strafgesetz  —  völlige  Verfügungsgewalt  über  den  Arbeiter- 
Untertanen  samt  seiner  Familie  erreicht,  —  denn  auch  das  Recht  auf 
die  Arbeitskraft  der  Kinder  des  Arbeiters  soll  der  Arbeitgeber  im 
Interesse  seines  Betriebes  besitzen.  —  Und  auf  der  anderen  Seite 
steht  des  Arbeitgebers  Verpflichtung,  für  die  Existenz  des  Arbeiters 
in  dem  Ausmaße  zu  sorgen,  als  er  (natürlich  der  Arbeitgeber)  dies 
für  notwendig  und  zweckentsprechend  hält. 

Gegen  diese  Auffassung  nimmt  die  Sozialpolitik  Stellung.  Eine 
soziale  Auffassung  des  Arbeiterverhältnisses  sieht  von  den  Ver- 
schiedenheiten der  durch  das  Vermögen  und  den  Besitz  gegebenen 
Machtverhältnisse  ab  und  erblickt  im  Arbeitsverhältnis  eine  koope- 
rative Beziehung.  Schöpferischer,  kombinatorischer  Geist,  Kapital 
und  Arbeitskraft  stehen  nach  dieser  Auffassung  völlig  gleich- 
wichtig und  unentbehrlich  nebeneinander.  Das  Übergewicht  des 
ersten  Faktors  ist  eine  aus  seiner  Funktion  sich  ergebende  innere 
Notwendigkeit,  die  für  die  Gestaltung  des  Arbeitverhältnisses  aller- 
dings gewisse  Konsequenzen  nach  sich  zieht.  Aber  ein  Herrschafts- 
verhältnis, das  in  die  Gestaltung  des  persönlichen  Lebens  eingreift, 
ist  mit  der  heute  erreichten  Stufe  der  Auffassung  von  der  mensch- 
lichen Persönlichkeit  nicht  vereinbar.  Die  Präponderanz  des  leitenden 
Kopfes  im  modernen  Fabrikbetrieb  ist  selbst  dort  nicht  zu  entbehren, 
wo  die  Fabrik  etwa  Eigentum  der  Arbeiter  selbst  wäre.  Aber  sie 
ist  notwendig  nur  in  dem  Rahmen,  in  dem  es  das  Interesse  an  der 
Leistungsfähigkeit  des  ganzen  Produktions-Organismus  gebietet. 

Der  Vertrag,  den  Arbeitgeber  und  Arbeiter  miteinander  schließen, 
ist  das  Instrument,  in  dem  Rechte  und  Pflichten  beider  Parteien 
konstituiert  werden;  er  ist  es,  durch  den  der  Arbeiter  wesentlicher 
Teile  seiner  wirtschaftlichen  Bewegungsfreiheit  verlustig  gehen  kann. 
Welches  sind  dann  die  Freiheiten,  die  dem  Arbeiter  gesichert  werden 
müssen?  Und  ist  es  denn  nicht  vollständige  Freiheit  und  Ungebunden- 
heit,  aus  der  heraus  der  Arbeiter  das  Arbeitsverhältnis  eingeht? 
Wenn  er  Freiheitsbeschränkungen  im  Arbeitsvertrag  auf  sich  nimmt, 
z.  B.  keiner  Organisation  oder  wenigstens  nicht  dieser  und  nicht 
jener  anzugehören,  seine  Kinder  der  Unternehmung  als  jugendliche 
Arbeitskräfte  zur  Dienstleistung  zur  Verfügung  zu  stellen  usf.,  geschieht 
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es  niclit  als  Akt  freier  Entschließung?  Darauf  ist  folgendes  zu  ant- 
worten : 

Auf  wenigen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  ist  das  Prinzip  der 
Freiheit  so  sehr  zum  Phantom  geworden  wie  bei  Abschließung  des 
Arbeitsvertrages.  Die  Alternative  zwischen  Annahme  einer  Arbeits- 
stelle mit  solchen  Verpflichtungen  oder  Arbeitslosigkeit  mit  allen 
Schrecken  der  Entbehrung  und  der  Not  ist  eine  Zwangslage  und  die 
Entscheidung  ist  keine  freie.  Indem  man  den  Willen  jedes  der  beiden 
Vertragsteile  von  jeder  rechtlichen  Norm  frei  machte,  hielt  man  die 
Vertragsschließung  an  sich  für  frei  und  meinte  darin  die  sicherste 
Gewähr  für  die  Gerechtigkeit  des  Vertragsverhältnisses  erblicken  ^u 
dürfen:  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sollten  sich  als  Individuen 
gegenübertreten  und  den  Vertragsinhalt  vereinbaren.  Dieses  mehr 
oder  minder  axiomatische  Dogma  wird  in  Tausenden  von  FäUen  zu- 
treffen: der  Arbeiter  wird  seine  Bedingungen  stellen  können,  sie 
mindestens  zur  Erörterung  bringen  können,  in  Millionen  FäUen  aber 
ist  davon  keine  Rede.  Der  Arbeitgeber  sagt:  entweder  so  —  oder 
gar  nicht!  und  der  Arbeiter  fügt  sich.  In  Europa  hat  man  es  eben 
am  eigenen  Leibe  erfahren  müssen,  zu  welchen  Konsequenzen  die 
Freiheit  des  Arbeitsvertrags  führt,  und  so  sind  im  Laufe  des  letzten 
halben  Jahrhunderts  in  die  Gewerbegesetzgebung  sowie  in  die  all- 
gemeinen Normen  des  bürgerlichen  Rechts  die  Grundsätze  ein- 
gedrungen, die  ihrem  Gesamtinhalt  nach  das  Arbeitsverhältnis  auch 
inhaltlich  nicht  mehr  als  ein  rein  privates,  sondern  als  ein  öffentliche 
Interessen  berührendes  Vertrags  Verhältnis  gestalten  lassen  und  es 
deshalb  gewissen  Normativbestimmungen  unterwerfen. 

Galt  es  dem  antiken  Staatsbürger  als  unsittlich,  gewisse  Leistungen 
überhaupt  gegen  Entgelt  zu  verrichten,  galt  dem  Mittelalter,  daß  die 
absolute  persönliche  Hingabe  die  soziale  Ehre  des  Dienenden  erhöhen 
kann,  so  entspricht  eben  heute  dem  sittlichen  Gefühl  ein  Zustand^ 
in  dem  durch  die  Rechtsnorm  die  Überlegenheit  des  besitzenden  Ver- 
tragsteiles über  den  nichtbesitzenden  nach  Möglichkeit  ausgeglichen 
wird.  Diesem  sittlichen  Bewußtsein  entsprang  die  Beseitigung  der 
Koalitionsverbote,  ihm  entsprangen  die  Normen  über  das  Rücktritts- 
recht beider  Parteien  vom  Vertrag,  namentlich  aber  des  Arbeiters  (im 
Gegensatz  zum  römischen  Recht),  wenn  gewisse  Voraussetzungen  vor- 
liegen, ihm  entspringt  die  Auffassung,  daß  der  auf  den  Arbeitserwerb 
seine  Existenz  Aufbauende  seinen  Lohn  auch  nicht  verlieren  soll, 
wenn  außerhalb  seines  Wollens  liegende  Gründe  ihn  an  der  Erfüllung 
seiner  Vertragspflicht  (durch  eine  verhältnismäßig  nicht  erhebliche 
Zeit:  Deutsches  BGB.  §  616)  hindern.^)     Aber  vor  allem   war  es  der 


1)  Es    kann    das    Eindringen   sozialpolitischer    Maximen    in    das    Arbeits- 
vertragsrecht  nicht  weiter  verfolgt  werden.     Doch  sei  hier   auf   die  mit   über- 
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Wandel  der  sittliclien  Auffassung  von  der  Persönliclikeit,  der  mit 
gewissen  Rechtsgrundlagen  des  Arbeitsverhältnisses  aufgeräumt  und 
damit  die  Unfreiheit  in  unverblümter  Form  aus  der  Welt  geschafft 
hat,  vor  allem  mit  der  Abschaffung  der  Sklaverei  und  der  Aufhebung 
der  Zwangsarbeitsleistungen  der  Bauern  (Bauernbefreiung). 

Erinnern  wir  uns,  daß  ein  Mann  wie  Carlyle,  dessen  soziales- 
Empfinden  über  allem  Zweifel  steht,  die  Sklaven- Abschaffung  für  eine- 
verfehlte Maßregel  hielt,  so  kann  es  uns  auch  nicht  wundern,  wenn 
der  Kampf  um  die  Befreiung  des  Menschen  im  Arbeitsverhältnis 
immer  noch  und  immer  aufs  neue  geführt  werden  muß,  weil  die  Un- 
freiheit immer  wieder  in  einem  neuen  Gewände  sich  einzuschleichen 
droht  und  weil  diejenigen,  die  die  Unfreiheit  bewirken,  die  Tragweite^ 
ihres  Handelns  überhaupt  nicht  sehen. 

Das  positive  Recht,  die  lex  lata,  kann  nicht  so  kasuistisch  ge- 
staltet werden,  daß  alle  möglichen  Fälle  der  Freiheitsbeschränkung 
vorausgesehen  und  vorausgehindert  würden.  Auch  ist  die  Gestaltung 
des  Arbeitsverhältnisses  viel  zu  sehr  in  einem  Werden,  als  daß  die^ 
Gesetzgebung  all  den  Variationen  folgen  könnte.  Das  Gesetz  wird 
sich  daher  mit  verhältnismäßig  wenigen  Sätzen  über  den  Arbeits- 
vertrag begnügen  müssen.  Der  wahre  Inhalt  der  Yertragsfreiheit  im 
Arbeitsvertrag  liegt  eben  darin,  daß  die  Arbeitsbedingungen  den  im 
modernen  Wirtschaftsleben  stündlich  neu  auftauchenden  Bedürfnissen 
entsprechend  mit  möglichster  Zweckmäßigkeit  neu  gestaltet  werden 
können.  Die  Wahrung  des  Interesses  beider  Arbeitsvertragsparteien 
ist  Selbstverständlichkeit.  Für  das  der  Unternehmung  sorgt  ja  heute 
zur  Genüge  die  kapitalistische  Energie,  die  geheimnisvolle  Macht  des  Kapi- 
tals und  der  findige  Unternehmungsgeist.  Die  Wahrung  der  Interessen, 
des  anderen  Faktors,  der  Arbeiter,  kann  die  Arbeiterschaft  aber  nicht 
dem  Arbeitgeber  schlechthin  überlassen,  wie  gut  er  es  auch 
mit  den  Arbeitern  meinen  mag.  Vor  allem  weil  er  in  so  und 
so  vielen  Fällen  dem  Lebenskreise  der  Arbeiter  und  ihren  Interessen 
zu  fern  steht,  als  daß  er  sie  überhaupt  genügend  kennen  würde. 

Die  Arbeiterschaft  muß  in  entsprechender  Weise  zu  Wort  kommen,., 
wenn  es  sich  darum  handelt,  den  Inhalt  des  Arbeitsverhältnisses  zu 
gestalten.  Das  ist  die  Idee  der  konstitutionellen  Fabrik.  Es  wär& 
ein  Zeichen  gröbster  Sachunkenntnis,  wollte  man  verkennen,  daß  dies& 
Idee  in  bedenklichster  Weise  auf  Holzwege  führen  kann.  Genau  so 
wie  die  Völker  für  den  Konstitutionalismus  erst  reif  werden  müssen,, 
gilt  es  auch,  die  Arbeiterschaft  zur  Reife  zu  entwickeln.  Aber  diese 
kann  auf  keinem  Wege  sicherer  erreicht  werden,  als  wenn  die  Arbeiter 
in  ihren  Vertrauensmännern   und  durch  diese  über  die  Probleme  der 
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Fabrikleitung  einmal  riclitige  Vorstellaugen  gewinnen.  Die  wichtigste 
Einrichtung  der  sogenannten  Fabrikskonstitution  ist  ein  Arbeiteraus- 
schuß, ein  Yertretungskörper  aus  Arbeitern  bestehend,  der  zwischen 
der  Arbeitermasse  und  der  Fabrikleitung  ein  umso  unentbehrlicheres 
Zwischenglied  sein  sollte,  als  die  Masse  der  Arbeiter  wächst  und  als 
<lie  Vorarbeiter  und  Werkmeister  aus  psychologischen  Gründen  ein 
den  gewählten  Vertrauensmännern  in  den  Augen  der  Arbeiter  gleich- 
wertiges Vermittlungselement  nur  selten  sein  werden.  Wie  der  Soldat, 
zum  Unteroffizier  avancierend,  seiner  Machtfreude  die  Zügel  schießen 
läßt,  so  ist  auch  unter  den  Werkführern  der  Prozentsatz  derer  sehr 
groß,  die  mit  dem  Augenblick,  da  sie  über  die  übrigen  Arbeiter  er- 
hoben werden,  ihre  Herkunft  und  die  Interessen  ihres  früheren  Standes 
vergessen. 

Die  Erziehung  der  Arbeiterschaft  zu  einem  Verständnis  für  die 
Fabrikinteressen,  für  die  organisatorische  Arbeit,  für  die  Notwendig- 
keit der  Disziplin  wird  durch  anfänglich  häufige  Darlegung  der  Sach- 
lage, Befragung,  Anhörung  der  Wünsche,  ruhige  sachliche  Nach- 
weisung der  Schwierigkeiten,  die  ihrer  Befriedigung  im  Wege  stehen, 
und  dergleichen  eingeleitet  und  führt  wohl  zur  allmählichen  Ein- 
räumung von  Beschlußfassungen.  Zu  den  wertvollsten  Wirkungen 
dieses  Heranziehens  der  Arbeiterschaft  gehört  die  Weckung  eines  ge- 
wissen Vertrauens  und  die  Befriedigung  des  Bedürfnisses  nach  dem 
Gefühl  des  Einflusses,  des  Geltunghabens. 

Der  „Herr"  verhandelt  freilich  nicht  mit  seinen  Untertanen,  er 
befiehlt  ihnen.  Der  moderne  fortschrittliche  Arbeitgeber  verhandelt 
mit  seinen  Arbeitern,  macht  diesen  als  den  Mitschöpfern  der  zu  er- 
zeugenden Werte  Konzessionen,  wo  es  zweckmäßig  und  möglich  ist; 
wo  es  nicht  möglich  ist,  sucht  er  sie  mit  Vermeidung  aller  Schroff- 
heiten zu  überzeugen. 

Ob  und  inwieweit  gerade  die  Form  der  Arbeiterausschüsse  in 
den  verschiedenen  Kategorien  von  Unternehmungen  sich  durchführen 
läßt,  ist  bisher  zu  wenig  untersucht.  Es  ist  ja  ohne  weiteres  klar^ 
daß  auch  das  Maß  der  Bewegungsfreiheit  der  einzelnen  Arbeiter  wie 
der  Bestimmungseinfluß  nicht  überall  derselbe  sein  kann.  Das  Wirt- 
schaftsleben hat  ja  sehr  eigenartige  Betriebsformen  ausgebildet,  in 
denen  auch  einem  besonders  hohen  Freiheitsbedürfnisse  der  Arbeiter 
Eechnung  getragen  wird.  So  vor  allem  verschiedene  Systeme  der 
Heimarbeit.  Noch  reichhaltiger  ist  die  Gestaltung  des  Arbeitsverhält- 
nisses wohl  in  der  Landwirtschaft.  Die  Form  der  Verwirklichung  der 
Idee  des  Konstitutionalismus  ist  für  viele  dieser  so  sehr  differenzierten 
Arbeitsverhältnisse  erst  zu  finden.  Wo  der  Arbeiter  mit  dem  Betriebs- 
leiter in  regelmäßige  Fühlung  kommt,  wie  gerade  in  gewissen  Kate- 
^gorien  landwirtschaftlicher  Arbeitsverhältnisse,  wird  naturgemäß  die 
Form,  in  der  dem  Arbeiter  ein  Einfluß  auf  die  Arbeitsgestaltung  ver- 
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wirklicht  wird,  eine  andere  sein  müssen  als  in  Riesenbetrieben  mit 
einer  vielfach  abgestuften  Hierarchie  unter  den  Tausenden  von  Ar- 
beitern. Auch  das  Maß  von  Selbständigkeit,  das  dem  einzelnen 
Arbeiter  eingeräumt  werden  kann,  spielt  dabei  keine  kleine  Rolle. 

Die  deutsche  Gew.-Ordng.  sieht  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  vor  bei  Er- 
lassung der  Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrages  dazu:  die  großjährigen  Arbeiter 
der  betreffenden  Abteilung  des  Betriebes  sind  darüber  vorher  zu  „hören".  Auch 
in  Fabriken,  für  die  ein  ständiger  Arbeiterausschuß  besteht  (fakultativ),  genügt 
die  Anhörung  (§  134  d).  Das  Gesetz  versteht  unter  Arbeiterausschüssen  solche 
Vertretungen,  deren  Mitglieder  in  der  Mehrzahl  von  den  volljährigen  Arbeitern 
der  Fabrik  aus  ihrer  Mitte  in  geheimer  und  unmittelbarer  Wahl  gewählt  werden. 
Als  Ausschüsse  in  diesem  Sinne  gelten  auch  Vorstände  von  Betriebskrankenkassen 
u.  dgl.  Eine  obligatorische,  aber  leider  noch  einflußlose  Einrichtung  sind  die 
Arbeiterausschüsse  in  den  preußischen  Bergwerksbetrieben  mit  mehr  als  100  Ar- 
beitern (Ges.  V.  14.  Juli  1905).  Auch  in  Österreich  ist  die  Gesetzgebung  dazu 
gelangt,  durch  die  Verwaltung  Arbeitervertretungen  im  Kleingewerbe  im  An- 
schluß an  die  Berufsverbände  der  Arbeitgeber  (Genossenschaften)  einrichten  zu 
lassen.  In  der  Schweiz  bestehen  Arbeiterausschüsse  meist  unter  der  Bezeich- 
nung „Arbeiterkommission".  Die  französischen  Comites  du  travail,  für  die 
Staatsbahnen  angeordnet,  dienen  nur  der  Überwachung  aller  gesetzlichen  Vor- 
schriften (Ruhepausen,  Arbeitszeit).  In  Deutschland  haben  öffentliche  Betriebe 
den  Gedanken  zur  Ausführung  gebracht,  so  die  preußische,  badische,  sächsische 
Staatsbahnverwaltung,  die  württembergische  Post-  und  Telegraphenverwaltung, 
ferner  zahlreiche  städtische  Verwaltungen. 

Literatur.  Oechelhäuser,  Die  sozialen  Aufgaben  der  Arbeitgeber  1887; 
derselbe.  Soziale  Tagesfragen  1889.  Schmoller,  Grundriß  I,  §  116 f.;  der- 
selbe. Zur  Sozial-  und  Gewerbepolitik  1890,  S.  379ff.;  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  46 
u.  47  (Arbeiterausschüsse).  Abbe,  Sozialpolitische  Schriften,  S.  250 ff.  1906. 
Koch,  Arbeiterausschüsse  1907,  Schwiedland,  Die  Einführung  obligatori^;cher 
Arbeiterausschüsse  in  Österreich,  J.  f.  G.  XXXII.  Freese,  Die  konstitutionelle 
Fabrik  1909.  Zur  historischen  Entwicklung  vgl.  H.  d.  St.  Artikel  Unfreiheit 
Bd.  VIP  (Grünberg)  u.  dort  angegebene  Literatur.  Gothein,  Die  preußischen 
Berggesetznovellen,  A.  f.  Soz.  XXI,  S.  185. 


Dreiundzwanzigstes  Kapitel. 

Der  kollektive  Arbeitsvertrag. 

Ist  einmal  die  Erkenntnis  gewonnen,  daß  die  sogenannte  indivi- 
dualistische Freiheit  der  Arbeitsvertragschließung  am  allerwenigsten 
einen  wahrhaft  freiheitlichen  Zustand  herbeizuführen  geeignet  ist,  so 
ist  die  nächste  Schlußfolgerung  die,  daß  an  die  Stelle  der  einzelnen 
Individuen  Gruppen  gleich  Interessierter,  womöglich  Gesamtheiten  als 
Vertragsparteien  zu  treten  haben,  durch  die  die  höchst  individuellen 
Richtungen  der  Vertrags  willen,  soweit  sie  der  Gesamtheit  nachteilig 
werden  können,  überwunden  oder  ausgeschaltet  werden.  Die  Konse- 
quenz ist  der  kollektive  Arbeitsvertrag.  Er  ist  für  den  großindu- 
strieUen  Massenbetrieb  die  Methode  zur  Herbeiführung  jener  Gleich- 
mäßigkeit der  Arbeitsverhältnisse,  wie  sie  in  früheren  Wirtschaftsepochen 
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mit  fast  ausschließlich  handwerksmäßigem  Gewerbebetrieb  durch  ge- 
nossenschaftliche (zünftlerische)  und  zum  Teil  auch  obrigkeitliche 
Zwangsnormen  erzielt  werden  wollte.  Aber  selbstverständlich  handelt 
es  sich  um  die  ,, Gleichstellung"  der  nebeneinander  wirkenden  Unter- 
nehmer beim  modernen  Kollektivarbeitsvertrag  in  allerletzter  Linie. 
Die  Gleichheit,  die  jetzt  erreicht  werden  soll,  ist  nicht  Selbstzweck, 
sondern  höchstens  Mittel  zum  Zwecke  der  Hintanhaltung  gefährlicher 
extremer  Ungleichheiten.  Ja,  die  Gleichheit  ist  zweifellos  in  gewissem 
Sinne  ein  schwer  zu  vermeidendes  Übel. 

Kollektive  Arbeitsverträge  sind  also  jene  Verträge,  bei  welchen 
auf  der  Seite  der  Arbeiter  oder  beider  Parteien  eine  Vielheit,  womög- 
lich die  Gesamtheit  aller  in  gleicher  Weise  Interessierten  als  Willens- 
träger auftritt.  Ein  solcher  Kollektivvertrag  liegt  vor,  wenn  die  Ar- 
beiter eines  Betriebes  gemeinsam  eine  Forderung  gegen  die  Betriebs- 
leitung durchsetzen  und  vertraglich  festlegen  (z.  B.  Arbeiter  einös  Berg- 
werksbetriebes setzen  die  Stellung  des  Geleuchtes  durch  die  Werks- 
verwaltung mit  dieser  vertraglich  fest).  Das  ist  eine  vergleichsweise 
enge  Wirksamkeit  des  Kollektivwillens. 

Eine  sozusagen  höhere  Form  der  kollektiven  Vertragsmethode  ist 
erreicht  durch  die  Steigerung  der  Wirksamkeit  des  Vertrages.  Diese 
ergibt  sich  aus  jener  Formulierung  des  Vertrages,  die  ihn  nicht  bloß 
für  die  unmittelbar  das  Vertragsverhältnis  Eingehenden  oder  in  dem- 
selben schon  Stehenden  wirksam  werden  läßt,  sondern  auch  für  alle 
anderen,  die  während  der  Gültigkeitsdauer  des  kollektiven  Vertrages 
in  das  betreffende  Arbeitsverhältnis  eintreten.  Das  ist  der  Fall  vor 
allem  bei  jenen  kollektiven  Verträgen,  die  die  Lohnhöhe  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  regeln  und  die,  da  dies  meistens  durch 
einen  Tarif  geschieht,  Tarifverträge  genannt  werden.  Ihr  Wesen 
liegt  also  in  der  gemeinschaftlichen  Vereinbarung  des  In- 
haltes künftig  abzuschließender,  individueller  Arbeitsver- 
träge. 

Der  Tarifvertrag  bezieht  sich  auf  den  Arbeitsvertrag,  ist  aber  nicht  selbst 
schon  ein  solcher,  denn  die  Parteien  werden  durch  ihn  weder  zur  Leistung  von 
Arbeit  noch  zur  Entrichtung  von  Vergütung  verpflichtet;  seine  Bestimmungen 
gelten  nur,  wenn  Arbeitsverträge  geschlossen  werden  (Sinzheimer).  Damit  ist 
das  Maß  des  Zwanges  beziehungsweise  die  Freiheitseinschränkung  nicht  größer 
als  bei  sonstigen  Verkehrsakten,  bei  denen  der  Preis  nicht  marktmäßig  schwankt^ 
sondern,  wie  z.  B.  bei  der  Benutzung  von  Verkehrsmitteln  (Eisenbahn,  Post  etc.), 
tarifmäßig  festgestellt  ist.  Der  Tarifvertrag  sichert  nur  Arbeitsleistungen,  nicht 
die  Arbeitsverwendung. 

Keineswegs  hat  es  der  Tarifvertrag  bloß  mit  dem  Arbeitslohn 
zu  tun,  es  gibt  Tarifverträge,  die  überhaupt  keine  Bestimmungen  über 
den  Lohn  enthalten,  aber  es  überwiegt  allerdings  das  Lohnproblem 
als  Objekt  dieser  Verträge.  Daneben  gelten  (zumeist  als  „allgemeiner 
Teil^')   Bestimmungen   über   die  Form   des  Abschlusses   von  Tarifver- 
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trägen,  über  die  Lohnbemessungsmethoden,  insbesondere  für  welche 
Arbeits  Verrichtungen  diese  oder  jene  Bemessungsnaethode  anzuwenden 
sei,  über  Arbeitszeit^  Beschaffenlieit  der  Arbeitsräume^  über  die  Stel- 
lung von  Maschinen,  Werkzeugen  und  sonstigen  Hilfsstoffen,  auch 
über  zu  stellende  Hilfskräfte,  über  Kündigung,  Entlassungsgründe, 
sonstige  Modalitäten  der  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses,  über  die 
Stellung  der  Arbeiter  zueinander,  ja  der  Tarifvertrag  enthält  mit- 
unter auch  Vereinbarungen  über  entferntere  Interessen,  Lehrlings- 
angelegenheiten, Besuch  von  Fortbildungsschulen,  dann  aber  auch 
über  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen. 

Die  Vertragsparteien  sind  keineswegs  auch  immer  schon  außer- 
halb des  Vertrages  juristisch  geltende  Rechtssubjekte.  Die  Mehrheit 
von  Individuen,  die  den  Vertrag  auf  Seite  der  Arbeiter  abschließt,  ist 
häufig  nur  durch  das  Interesse  an  dem  Vertrags inhalt  zusammen- 
geschlossen, z.  B.  es  sind  schlechthin  „die"  Arbeiter  eines  bestimmten 
(jewerbezweiges  im  Orte  X  oder  der  Fabrik  Y.  In  Deutschland  ist 
auf  Seite  der  Arbeiter  ein  Gewerkverein  oder  Gesellenausschuß  zu- 
meist, noch  allgemeiner  gesagt  eine  nicht  rechtsfähige  Arbeiterorga- 
nisation, der  abschließende  Teil.  Auf  Seite  der  Arbeitgeber  sind  es 
einzelne  Unternehmer,  mehr  oder  minder  unbestimmte  Gruppen,  dann 
Innungen  und  Arbeitgeberverbände. 

Die  kollektive  Vertragschließung  kann  erfolgen:  1.  in  dem  engen 
Kreis  einer  Werkstätte,  wohl  auch  einer  großen  Unternehmung  zwischen 
den  Parteien  des  konkreten  Arbeitsverhältnisses  (als  Werkstätten- 
tarif); 2.  zwischen  sämtlichen  organisierten  Arbeitern  eines  und  des- 
selben Gewerbes  einer  Stadt  oder  eines  größeren  Gebietes  auf  der 
einen  Seite  und  aUen  oder  einer  größeren  Zahl  von  Unternehmern  des- 
selben Gebietes  anderseits  als  Lokaltarif  oder  3.  als  National- 
oder Generaltarif  mit  der  Wirksamkeit  für  das  ganze  Staatsgebiet. 

Die  größte  Bedeutung  haben  die  lokalen  Tarifverträge  gewonnen.  Es  ge- 
nügt auf  die  Tatsache  hinzuw^eisen,  daß  in  Deutschland  in  wenigen  Jahren  über 
5000  Tarifverträge  zum  Abschluß  gebracht  worden  sind.  Allerdings  ist  in  Deutsch- 
land diese  Form  der  Rechtsbildung  am  meisten  da  eingedrungen,  wo  das  Hand- 
werk als  Betriebsform  überwiegt,  dagegen  sind  die  Fortschritte  der  Tarifvertrags- 
idee im  Gebiete  der  Großindustrie  noch  sehr  spärlich.  In  den  sogenanten  schweren 
Industrien,  in  den  großen  Unternehmungen  der  Bergwerks-,  Hütten  und  sonstigen 
Eisenindustrie  ist  das  Unternehmertum  noch  nicht  zum  Aufgeben  seiner  ableh- 
nenden Haltung  gegen  die  kollektive  Vertragschließung  gelangt. 

Die  praktische  Verwendbarkeit  und  damit  auch  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Tarifvertrages  hängt  heute  noch  ganz  an  der 
Interpretation.  Der  Vertrag  soll  nicht  nur  moralisch  wirksam  sein, 
er  soll  nicht  nur  ein  durch  die  Machtstellung  der  Parteien  aufrecht 
erhaltenes  tatsächliches  Verhältnis,  sondern  er  soll  ein  wirkliches 
Rechtsverhältnis  sein  mit  allen  seinen  Wirkungen.  Zwar  wird  dies 
von  juristischer  Seite  für   die   deutsche   geltende  Gesetzgebung  schon 
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behauptet.  Der  Tarifvertrag  bat  Rechtsbestand,  er  wirkt  auf  die  indi- 
viduellen Arbeitsverträge,  und  sein  Inhalt  gilt  als  erzwingbar  im  Falle 
seiner  Verletzung.  Aber  es  darf  für  die  Rechtsprechung  auch  nicht 
zweifelhaft  sein,  daß  der  Arbeitgeber,  der  sich  zum  Abschluß  des 
Tarifvertrages  verstanden  hat,  ganz  allgemein  zur  Einhaltung  der  Ver- 
tragsbestimmungen gebunden  ist,  sofern  das  die  Absicht  der  Parteien 
war,  und  vor  allem  der  Tarifvertrag  muß  unabdingbar  sein,  er  darf 
nicht  nach  Gelegenheit  darch  individuelle  Abrede  außer  Kraft  gesetzt 
werden.     Das  wird  wichtig  besonders  gegenüber  dem  Arbeitgeber. 

Die  Behandlung  des  Tarifvertrages  vom  Gesichtspunkte  der  Soli- 
darität ergibt  folgendes  Raisonnement,  das  für  den  Gesetzgeber  Richt- 
schnur sein  müßte.  Seitens  der  Arbeiter  besteht  die  Absicht  mit 
dem  Tarifvertrag,  das  Arbeitsverhältnis  als  solches,  nicht  bloß  die 
Arbeitsbedingungen  der  am  Vertragsschluß  beteiligten  Individuen  zu 
regeln  (die  Absicht  ist  im  Vertrag  oft  ausdrücklich  erklärt),  und  auf 
diesen  Parteienwillen  läßt  sich  der  Arbeitgeber  ein,  der  offenbar  im  Zeit- 
punkte des  Vertragsabschlusses  ein  Interesse  an  dem  Vertrags inhalt 
hat.  Der  Tarifvertrag  würde  aber  dem  Parteiwillen  gar  nicht  ent- 
sprechen und  wäre  im  Hinblick  auf  diesen  wertlos,  wenn  die  Arbeit- 
geber den  Vertrag  dadurch  beseitigen  oder  umgehen  könnten,  daß  sie 
an  Stelle  der  der  Tariforganisation  Angehörigen  Nichtangehörige  zu 
tarifwidrigen  Bedingungen  einstellen  könnten. 

Der  Tarifvertrag  scheint  aufs  erste  ausschließlich  im  Interesse 
der  Arbeiter  gelegen  und  deshalb  ein  Leoninischer  Vertrag,  der  nur 
nach  einer  Seite  alles  Licht,  der  andern  Partei  nur  die  Schatten  gibt. 
Aber  es  ist  durchaus  nicht  bloß  der  Arbeitgeber,  der  durch  den  Tarifver- 
trag sich  einem  Zwang  unterwirft,  der  für  ihn  nachteilig  wirken  kann, 
der  für  ihn  den  Verzicht  auf  die  Ausnutzung  einer  günstigen  Konjunktur 
auf  dem  Arbeitsmarkt  bedeutet.  Auch  die  Arbeiter  begeben  sich  der 
Möglichkeit,  auf  legalem  Wege  eine  durch  die  Lage  des  Marktes  ge- 
gebene günstige  Gelegenheit  zur  Lohnerhöhung  auszunutzen.  Dies 
wird  seitens  der  Vertreter  der  einseitigen  Klassenkampf richtung  in 
der  Arbeiterschaft  auch  besonders  hervorgehoben,  daß  namentlich 
ohne  die  langfristigen  Tarifverträge  Lohnsteigerungen  erreicht  werden 
könnten,  die  mit  solchen  nicht  erkämpft  werden  konnten.  Es  ist  aber 
ferner  zu  erwägen,  daß  gerade  ein  langfristiger  Vertrag  für  den  Ar- 
beiter in  ungünstigen  Wirtschaftsperioden  insofern  nachteilig  werden 
kann,  als  bei  sinkenden  Produktpreisen,  aber  tariflich  festgelegten 
Arbeitslöhnen  die  Arbeitgeber  zu  Entlassungen  schreiten  können,  wo 
sie  bei  Tariflosigkeit  das  Arbeitsverhältnis  unter  etwas  gedrückten 
Bedingungen  aufrecht  erhalten  würden. 

Freilich  stehen  diesen  Nachteilen  die  Vorteile  gegenüber,  vor 
allem  die  grundsätzliche  Ausschaltung  der  Arbeitsmarktschwan- 
kungen  auf  dem  Gebiete  der  Lohnbildung  (andere,  nicht  die  Lohn- 
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frage  betreffende  Angelegenheiten  werden  überhaupt  nur  durch  kollek- 
tives Vorgehen,  kaum  je  durch  die  Marktlage  allein  reguliert),  und  es 
ist»  die  Tatsache,  daß  auf  diesem  Wege  die  Arbeiterschaft  Einfluß  auf 
die  Gesamtheit  der  Arbeitsbedingungen  gewinnt,  allein  schon  das  Opfer 
problematischer  Lohnerhöhungsmöglichkeiten  wert.  Es  ist  gegenüber 
einer  Vielheit  konkurrierender  Arbeitgeber  mit  verhältnismäßig  kleinen 
Betrieben  der  Tarifvertrag  jedenfalls  der  geeignetste  Weg  zu  dem 
möglichen  Maß  von  Konstitutionalismus  in  der  Industrie.  Und  das 
ist  doch  auch  das  sicherste  Mittel,  um  wirklich  parasitische  Lohn- 
gestaltungen auszuschließen.  Trotz  des  möglichen  Nachteils  eines  lang- 
fristigen Tarifvertraofes  ist  er  für  die  Arbeiterschaft  mindestens  dadurch 
wertvoll,  daß  nach  Ablauf  des  Vertrages  die  während  der  Vertrags- 
dauer angesammelten  Kräfte  —  soweit  möglich  —  zur  Fortsetzung 
der  Lohnerhöhung  voll  eingesetzt  werden  können,  während,  wenn  bei 
mangelnder  Tarifgemeinschaft  Lohnrückgänge  erfolgt  sind,  ein  Teil 
dieser  Kräfte  erst  wieder  auf  die  Rückeroberung  des  alten  Lohn- 
niveaus verwendet  werden  muß.  Gegenüber  der  Gleichmäßigkeit  der 
Lohnsätze  fällt  aber  die  Unregelmäßigkeit  der  Beschäftigung,  die  durch 
die  Lohnfestlegung  möglicherweise  verursacht  wird,  beträchtlich  ins 
Gewicht. 

Doch  hat  das  Tarifvertragswesen  auch  für  die  Unternehmer  etwas 
Gewinnendes.  Ja,  vielfach  konnte  man  die  Beobachtung  machen,  daß, 
wo  auf  Seite  der  Arbeiter  große  Tariftreue  zutage  trat,  auch  bei  den 
Arbeitgebern  die  Neigung  zum  Tarifvertrag  wuchs.  Die  Dispositions- 
fähigkeit des  Arbeitgebers  wird  eher  gefördert  als  vermindert.  Die 
Gleichmäßigkeit  der  Arbeitskosten  ist  für  jede  auf  längere  Zeit  lau- 
fende Kalkulation  von  großer  Wichtigkeit.  Die  Vermeidung  von 
Arbeitsstreitigkeiten,  die  Sicherung  des  Fortganges  der  Arbeit  kommt 
dem  Unternehmer  mindestens  ebenso  zugut  wie  dem  Arbeiter.  Für 
das  Verhalten  der  Unternehmer  war  und  ist  nicht  selten  besonders 
maßgebend,  daß  ein  Tarifvertrag  eine  Verpflichtung  der  Arbeiter 
gegenüber  den  als  Schmutzkonkurrenz  geltenden  Konkurrenten  in  sich 
schließt;   auch   sie   sollen  nicht  vorteilhafter  Arbeitskräfte  bekommen. 

Was  die  Arbeitgeber  tatsächlich  zu  bekämpfen  Anlaß  hätten, 
wäre  Förderung  der  Indolenz  der  ihres  Tariflohnes  sicheren  Arbeiter. 
Selbstverständlich  spielt  hier  mit  außerordentlicher  Tragweite  das 
ethische  Moment  des  Pflichtbewußtseins  herein.  Wo  der  Kampf  gegen 
den  Arbeitgeber  Selbstzweck  geworden  ist,  erscheint  das  Pflichtbewußt- 
sein bereits  in  seiner  Wirksamkeit  beeinträchtigt  und  Erscheinungen 
wie  das  System  des  Ca'canny  der  englischen  Gewerkschaften  tauchen 
auf.  Obgleich  nach  Äußerungen  aus  Unternehmerkreisen  diese  Politik 
der  zielbewußten  Leistungseinschränkung  in  Deutschland  noch  nicht 
allgemein  festen  Fuß  gefaßt  hat,  ist  doch  nicht  in  Abrede  zu  stellen, 
daß  das  Kampfobjekt  eine  Verschiebung  erfahren  hat:  nicht  mehr  der 
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Lolm  ist  Gegenstand  des  Kampfes^  sondern  die  Leistung,  die  für  den 
zugestandenen  Lohnsatz  erwartet  werden  kann.  Das  ist  aber,  wie  die 
Praxis  lekrt,  eine  Frage,  die  keineswegs  etwa  speziell  mit  dem  Kol- 
lektivvertrag im  Zusammenhang  steht,  sie  tritt  gerade  in  der  Groß- 
industrie, in  der  der  Tarifvertrag  noch  sehr  spärlich  Boden  gewonnen 
hat,  äußerst  schroff  auf.  Aber  es  ist  doch  mit  dem  Tarifvertrag  be- 
dauerlicherweise ein  Mißstand  verbanden.  Der  Arbeitnehmer,  der  die 
durchschnittliche  Leistungsfähigkeit,  auf  die  die  Tarifsätze  zugeschnitten 
sind,  nicht  erreicht,  der  wird  immer  wieder  sehr  bald  seine  Arbeits- 
gelegeuheit  verlieren,  wenn  die  Arbeitgeber  ihm  den  tarifmäßigen 
Lohnsatz  zu  geben  verpflichtet  sind,  an  seiner  Stelle  zum  Tariflohn 
aber  bessere  Kräfte  erhalten  können.  Das  erscheint  als  eine  Schatten- 
seite des  Tarifvertrages,  über  die  man  bisher  noch  nicht  hinweg- 
gekommen ist. 

Handelt  es  sich  bei  der  Praktizierung  dieses  Rechts  seitens  der 
Arbeitgeber  nur  um  die  Abwehr  absichtlicher  Trägheit,  allenfalls  mit 
der  ausgesprochenen  Tendenz,  zu  schaden,  so  kann  das  Entlassungs- 
recht wohl  nicht  als  unsozial  aufgefaßt  werden.  Die  Gefahr  liegt  viel- 
mehr einmal  im  Mißbrauch  der  Ausübung  dieses  Rechts  und  zweitens 
in  der  Schädigung  des  Minderleistungsfähigen,  der  bei  bloß  individu- 
eller Vereinbarung  der  Arbeitsvertragsbedingungen,  wenn  auch  mit 
niedrigerem  Lohne  oder  sonst  härteren  Arbeitsbedingungen  Arbeits- 
gelegenheit erhalten  würde.  Für  diese  letztere  Kategorie  von  Fällen 
ist  in  ganz  gleicher  Weise  bei  autoritären  Lohntaxen  vorzusorgen,  und 
in  der  Tat  sind  z.  B.  für  die  Konfektionsarbeiter  in  Südaustralien, 
für  die  behördlich  die  Mindestlöhne  vorgeschrieben  werden,  Ausnahmen 
zugunsten  nicht  voll  Arbeitsfähiger  vorgesehen.  Gleiches  ist  wohl 
auch  im  Rahmen  der  kollektiven  Vertragschließung  erreichbar,  und 
in  einer  großen  Zahl  von  Tarifen  ist  das  Streben,  zu  individualisieren 
und  schematische  Formulierungen  zu  vermeiden,  erfolgreich  zur  Gel- 
tung gekommen  —  jedenfalls  sehr  zum  Segen  der  Tarifidee.  Der 
Lohn  für  invalide  oder  durch  Alter  minder  leistungsfähige  Gehilfen 
wird  freier  Vereinbarung  überlassen. 

In  der  Hauptsache  hängt  die  sozialpolitische  Wertung  der  Tarif- 
vertragsidee noch  ganz  von  der  Klärung  der  wichtigsten  juristischen 
Grundprobleme  dieses  ganz  neuartigen  Rechtskomplexes  ab,  der  mit 
der  Tarifgemeinschaft  entsteht. 

Die  Arbeiter  befürchten  eine  Entwicklung  des  Tarifvertragsrechtes, 
die  zur  Haftbarmachung  der  Arbeiterorganisationen  für  jedweden  Scha- 
den führen  würde,  der  Arbeitgebern  aus  Nichterfüllung  des  Vertrages 
seitens  der  Arbeiter  entsteht,  denn  solche  Haftung  könnte  den  ökono- 
mischen Zusammenbruch  der  Gewerkvereine  bedeuten.  In  Deutschland 
haben  sich  die  Buchdrucker  ausdrücklich  zu  dieser  Vermögensgarantie 
im  Vertrag   verpflichtet.     Nicht  viel   geringer   ist   die   Besorgnis   der 
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Arbeiterführer,  daß  die  Tarifsätze  den  Charakter  der  Maximallöhne  be- 
kommen könnten.  Es  läßt  sich  aber  bis  heute  wohl  nicht  nachweisen, 
daß  derartige  Entwicklungstendenzen,  auch  wenn  sie  da  und  dort 
wirklich  verfolgt  werden  mögen,  Bedeutung  gewonnen  haben.  Die 
Gefahr  ist  an  sich  nicht  allzu  groß,  da  die  Interessen  der  Parteien 
solchen  Auffassungen  nicht  förderlich  sind.  Der  einsichtsvolle  Arbeit- 
geber wird  stets,  wie  das  heute  schon  geschieht,  geneigt  sein,  wenn 
er  bessere,  d.  h.  über  dem  Durchschnitte  stehende  Arbeiter  bekommen 
kann,  sie  auch  entsprechend  höher  zu  entlohnen.  Deswegen  ist  es 
nur  ebenso  wichtig,  daß  die  Arbeiterpartei  in  den  Tarifsätzen  Minimal- 
löhne für  die  Durchschnittsarbeiter  erkennt  und  sie  als  solche  ver- 
teidigt. 

Auf  der  andern  Seite  die  Arbeitgeber  tragen  Sorge,  daß  die  In- 
dividualfreiheit  der  Unternehmer  im  Rahmen  ihrer  Unternehmung 
immer  mehr  schwinde.  Namentlich  wird  für  die  Exportindustrien  be- 
hauptet, daß  diesen  die  Tarifverträge  eine  gefährliche  Fessel  werden. 
Wir  haben  diese  Frage  schon  bei  der  Erörterung  der  Grenzen  der 
Sozialpolitik  berührt.  Es  liegen  aber  zahlreiche  Beweise  dafür  vor, 
daß  die  Arbeiterschaft  für  die  Exportinteressen  der  eigenen  Industrie 
sehr  zugänglich  sind,  und  wir  stoßen  damit  eben  nur  wieder  auf  die 
eminent  erzieherischen  Aufgaben,  die  am  besten  durch  Heranziehung 
der  Arbeiter  zu  den  Vertrauens angelegenheiten  und  Einweihung  in  ge- 
schäftliche Bedingtheiten  allmählich  gelöst  werden  können.  Ein  Er- 
ziehungsproblem ist  natürlich  auch  die  Tariftreue  der  Arbeiter.  Wenn 
die  Unternehmer  Garantien  für  die  Einhaltung  der  Tarifverträge  for- 
dern, ist  das  sehr  begreiflich.  Aber  bessere  Garantien  als  das  Rechts- 
gefühl der  Arbeiter  werden  niemals  zu  erreichen  sein. 

Auch  in  diesen  privaten  Abmachungen  zweier  Arbeitsvertrags- 
parteien soll  oft  Zwang  in  bestimmtem  Ausmaße  erreicht  werden. 
Die  wechselseitige  Bindung  kann  erfolgen  a)  durch  einfachen  Tarif- 
zwang mit  der  Wirkung,  daß  die  Prinzipale  verpflichtet  werden,  nur 
Arbeiter  zu  beschäftigen,  die  aus  tariftreuen  Betrieben  kommen,  wie 
auch  die  Arbeiter  nur  zu  tariftreuen  Prinzipalen  in  Arbeit  treten 
dürfen,  oder  b)  durch  den  weitergehenden  Yerbandszwang,  .der  die 
Vertragschließenden  verpflichtet,  nur  mit  Mitgliedern  gewisser  Ver- 
bände ein  Arbeitsverhältnis  einzugehen.  Es  ist  das  Prinzip  des  aus- 
schließlichen Verbands  Verkehrs,  wie  es  in  einzelnen  lokalen  Sonder- 
verträgen im  Buchdruckergewerbe  besteht. 

Allein  die  wichtigste  Aufgabe,  die  auf  dem  Gebiete  besteht,  ist 
die  Verbreiterung  des  Bodens,  auf  dem  die  Tarifgemeinschaft  ge- 
deiht. An  den  deutschen  Erfolgen  der  Tarif bewegung  gemessen,  steht 
man  noch  ganz  in  den  Anfängen.  Nach  der  Statistik  für  1909  be- 
lief sich  die  Zahl  der  in  Deutschland  in  Kraft  bestehenden  Tarif- 
gemeinschaften  am    31.  Dezember  1909  auf  6578,  sie  bestanden  mit 
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Rechtswirkung  für  137  214  Betriebe  mit  1107  478  Personen.  Die 
weiteste  Verbreitung  hat  die  kollektive  Vertragscliließung  in  den 
polygraphischen  Gewerben  und  im  Baugewerbe  bisher  gefunden.  Auf- 
fallend schwach  ist  ihr  Vorkommen  in  den  Gewerben  der  Metallver- 
arbeitung, Maschinenindustrie,  Textilindustrie.  Die  wichtigsten  Ziffern 
sind  für  1908  folgende: 


in  Prozent 

Gewerbegruppe 

Verträge 

für  Betriebe 

mit  Personen 

aller  im  betr. 
Gewerbe 
Gezählten 

Polygraphische  Gewerbe 

73 

8581 

75  536 

36,2  7, 

Baugewerbe 

2069 

52  465 

423  072 

27,1  „ 

Ind.  d.  Holz-  u.  Schnitzstoffe 

557 

13996 

112  839 

14,6  „ 

Papierindustrie 

67 

1496 

18187 

7,9  „ 

Lederindustrie 

135 

2  415 

15  882 

7,7  „ 

Bekleidungsgewerbe 

486 

15119 

92145 

7,1  „ 

Verkehrsgewerbe 

309 

2614 

21  055 

5,2  „ 

Metallverarbeitung  und 

Maschinenindustrie 

537 

12361 

104197 

5,1  „ 

Textilindustrie 

22 

184 

10  732 

1,0  „ 

Die  Gebiete  der  Industrie,  auf  denen  der  Groß-  und  Riesenbetrieb 
hauptsächlich  als  Träger  der  Produktion  erscheint,  sind,  wie  erwähnt, 
in  Deutschland  der  Tarifgemeinschaft  noch  fast  gar  nicht  erschlossen. 
Tarifgemeinschaften  sind  in  Betrieben  mit  mehr  als  200  Personen  in 
Deutschland  noch  äußerst  spärlich.  Gewiß  wirkt  da  auch  die  unvoll- 
kommene Technik  der  Vertragschließung  mit  (Zimmermann).  Seitens 
der  Großunternehmer  wird  geltend  gemacht,  die  kollektive  Vertrag- 
schließung sei  für  viele  Produktionsgebiete  überhaupt  unmöglich. 

Besonders  umstritten  ist  die  Möglichkeit  der  Anwendung  der  Tarifmethode 
im  Bergwerksbetrieb.  Die  Bergwerksunternehmungen,  namentlich  die  Ver- 
waltungen von  Kohlenzechen  des  Ruhrreviers  behaupten,  die  Abbaubedingungen 
seien  zu  schwierig,  infolge  starker  Verwerfungen  in  den  Lagerungen  der  FJöze 
seien  die  Verhältnisse  vor  Ort  (d.  h.  an  den  Arbeitsorten)  so  ungleichartig,  ins- 
besondere zufolge  der  geringen  Mächtigkeit  der  Flöze,  daß  an  generelle  Verein- 
barungen im  Stile  der  Tarifgemeinschaften  nicht  gedacht  werden  könne.  In  der 
Tat  sind  die  Schwierigkeiten  ja  ganz  bedeutende,  und  selbst  wenn  eine  sehr  große 
Zahl  von  Akkordsätzen  mit  Berücksichtigung  verschiedener  Gesteins-  und  Flöz- 
verhältnisse geschaifen  würde,  so  würde  allerdings  das  wirkliche  Erfordernis  an 
Arbeitsmühe  und  Zeit  für  eine  bestimmte  Leistung  niemals  mit  annähernder  Sicher- 
heit auf  einige  Zeit  voraus  ermittelt  werden  können.  Außerdem  sprechen  gegen 
den  Tarifvertrag  vielleicht  wirklich  psychologische  Motive  auf  Seite  der  Arbeiter. 
Der  westfälische  Bergarbeiter  z.  B.  will  selbst  seines  Glückes  Schmied  sein,  er 
will  das  Gedinge  selbst  handeln  und  will  nicht  werkfremde  Dritte  für  sich  die 
Löhne  konstruieren  lassen.  —  Dennoch  dürfte  die  Tariffrage  im  Bergbaubetrieb 
weit  mehr  als  ein  Problem  der  Disziplin  auf  Seite  der  Zechenverwaltungen  auf- 
gefaßt werden.  Bei  den  Arbeitern  über  Tag  kommen  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Leistungseinschätzung  bzw.  der  Beurteilung  der  Arbeitsmöglichkeit, 
gar  nicht  in  Frage,  und  dennoch  wird  auch  für  diese  sicher  bemeßbaren  Lei- 
stungen kein  Tarif  zugestanden.  Man  faßt  die  Sache  als  Machtfrage,  den  -Tarif- 
vertrag als  Konzession  an  die  Arbeiterorganisation  auf.  Die  Tarifierung  der  Arbeit 
vor  Ort  würde  aber  allerdings  auf  die  Vereinbarung  eines  Mindestschichtverdienstes 
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hinauslaufen,  und  gegen  deren  Ausbeutung  durch  nicht  pflichtbewußte  Arbeiter 
meinen  die  Zechen  sich  nicht  schützen  zu  können. 

Zweifellos  ist  für  die  Tarifsache  mit  der  Anerkennung  der 
Tarife  durch  öffentlich-rechtliche  Gebietskörperschaften,  insbesondere 
Staat  und  Gemeinde,  eine  gewisse  Stütze  geschaffen.  Bahnbrechend 
ist  in  der  Richtung  in  Großbritannien  vorgegangen  worden.  Dort  hat 
namentlich  das  Vorgehen  des  Londoner  Grafschaftsrates  Anregung  ge- 
geben, bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  den  Übernehmern  die 
Pflicht  aufzuerlegen,  gewisse  Mindestlöhne  zu  bezahlen.  Diese  fair- 
wages-Klausel  ist  aber  nur  der  erste  Ansatz  zur  vorbehaltlosen  und 
direkten  Anerkennung  von  Tarif  Vereinbarungen  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern,  wie  sie  jetzt  in  Deutschland  der  Tarifgemeinschaft  der 
Buchdrucker  von  einer  großen  Zahl  von  Behörden  und  Verwaltungen 
zuteil  geworden  ist. 

Noch  wichtiger  und  notwendiger  ist  allerdings  die  Förderung  dieser 
Methode  durch  Schaffung  gesetzlicher  Grundlagen,  wovon  oben  schon 
die  Rede  war.  Einzelne  Ansätze  dazu  sind  bereits  vorhanden.  Wir 
haben  es  hier  gerade  mit  einem  sozialpolitischen  Problem  zu  tun,  das 
den  Einfluß  völkerpsychologischer  Verschiedenheiten  erkennen  läßt. 
In  Deutschland,  dem  Lande  mit  dem  stark  ausgeprägten  Paragraphen- 
sinn, wirds  ohne  gesetzliche  Normen  nicht  abgehen.  In  England  und 
in  anderen  Kulturstaaten  ist  die  Tarifidee  auch  für  Großbetriebe  als 
das  Natürliche  schon  ungleich  häufiger  angewendet  worden.  Aller- 
dings, wo  Massenbeziehungen  in  Frage  stehen,  da  kann  auf  die  Dauer 
die  generelle  Norm  für  die  Judikatur  nicht  entbehrt  werden.  Und  es 
ist  auch  zu  beachten,  daß  der  demokratische  Grundzug,  der  der  Tarif- 
idee innewohnt,  nur  durch  die  gesetzliche  Norm  erhalten  werden  kann. 
Die  Praxis  schleift  ihn  mit  der  unentbehrlichen  Vertretung  der  Massen 
durch  wenige  Einzelne  selbstverständlich  ab.  Und  sie  muß  ihn  ab- 
schleifen, weil  die  streng  demokratische  Technik  des  Tarif vertrags- 
schlusses  unzweckmäßig  ist.  Für  die  wochen-  und  monatelangen  Ver- 
handlungen, die  da  geführt  werden  müssen,  haben  die  Massen  ebenso 
wenig  Verständnis  wie  für  die  Kompromisse,  die  wie  überall  im  Leben 
auch  hier  das  zweckmäßige  sind.  Die  Existenzberechtigung  des  Radi- 
kalismus wurzelt  in  dem  Ergebnisse  des  Feilschens,  das  ohne  Radika- 
lismus eben  anders  ausfiele. 

Ein  niederländisches  Gesetz  vom  13.  VII.  1907  (Novelle  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch)  bestimmt,  daß  Arbeitsverträge,  die  im  Widerspruch  mit  einem 
Tarifvertrag  abgeschlossen  sind,  unter  dessen  Geltungsbereich  beide  Parteien 
fallen,  von  jedem,  der  bei  Abschluß  des  Tarifvertrages  Partei  war,  angefochten 
werden  kann.  Der  Arbeitsvertrag  mit  einem  „außenstehenden",  tariflich  nicht 
gebundenen  Kontrahenten  bleibt  gültig,  unbeschadet  der  Haftung  des  tariflich 
gebundenen  Vertragsteiles  gegenüber  seinem  Vertragsgegner  im  Tarifvertrag. 
Als  Tarifvertrag  gelten  aber  nur  Vereinbarungen,  die  seitens  der  Arbeiter  von 
ganzen  Verbänden  abgeschlossen  sind.  Die  österreichische  Gewerbenovelle  vom 
5.  II.  1907  sieht  im  §  114b  die  Bedingungen  und  Erfordernisse  vor,  unter  denen 
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eine  Tarifgemeinschaft  von  gewerblichen  Zwangsgenossenschaften  für  den  Ge- 
nossenschaftsbereioh  geschaffen  werden  kann.  Jedoch  sind  die  Bestimmungen 
des  Tarifvertrages  im  Gesetz  als  individuell  derogierbar  erklärt.  In  Frankreich 
steht  die  Angelegenheit  noch  im  Stadium  des  Entwurfes.  (Vgl.  darüber  R.  .Tay, 
Der  kollektive  Arbeitsvertrag  im  Gesetzentwurf  der  französischen  Regierung,  Soz. 
Pr.  XVI,  Sp.  1337).  In  Italien  hat  der  obere  Arbeitsrat  Vorschläge  für  die  ge- 
setzliche Regelung  gemacht,  die  auf  absolute  Unabdingbarkeit  und  Ungültigkeit 
des  Arbeitsvertrages  abzielten,  wenn  mit  demselben  der  Tarifvertrag  verletzt  ist. 

Literatur:  In  erster  Linie  steht  das  umfassende  amtliche  Werk  „Beiträge  zur 
Arbeiterstatistik''  Nr.  3  bis  5,  Der  Tarifvertrag  im  Deutschen  Reich  und  Nr.  8  Die 
Weiterbildung  des  Tarifvertrages,  sowie  die  dort  angegebene  Literatur,  aus  der 
besonders  hervorzuheben  sind:  Lotmar,  Der  Arbeitsvertrag  nach  dem  Privatrecht 
des  Deutschen  Reiches,  2  Bde.,  1902  u.  1908.  Sinzheimer,  Der  korporative 
Arbeitsnormenvertrag,  2  Tle.,  1907/8.  Koeppe,  Der  kollektive  Arbeitsvertrag  als 
Gesetzgebungsproblem,  1908.  Verhandlungen  des  28.  deutschen  Juristentages.  Die 
ökonomischen  Fragen  behandeln  Hüglin,  Der  Tarifvertrag  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer,  1906.  Schmelzer,  Tarifgemeinschaften,  ihre  wirtschaftliche, 
sozialpolitische  und  juristische  Bedeutung  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Arbeitgeberstandpunktes,  1906.  Zimmermann,  Der  Arbeitstarifvertrag  im  Deut- 
schen Reich,  J.  f.  G.  u.  V.  XXXI,  1906.  Wölbung,  Der  Akkordvertrag  und  der 
Tarifvertrag,  1908. 


Yierundzwanzigstes  Kapitel. 

Formaler  Vertragsschutz  durch  das  Gesetz. 

Der  Verwirklichung  des  Arbeitsverhältnisses  als  Herrschafts  Ver- 
hältnis entsprach  ein  Abschluß  desselben  auf  Treu  und  Glauben  voll- 
ständig, da  ja  dann  doch  unter  allen  Umständen  die  Autorität  des 
Arbeitsherrn  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Arbeiter  entscheidet. 
Allein  diese  Grundlagen  haben  sich  bezüglich  des  Inhaltes  des  Arbeits- 
verhältnisses tatsächlich  als  vollständig  unzulänglich  erwiesen,  na- 
mentlich wo  mit  dem  Anwachsen  der  Arbeiterschaft  ein  Mangel  der 
entsprechenden  Qualitäten  auf  Seite  des  Arbeitgebers  vorlag.  Die 
bösesten  Mißstände  haben  sich  entwickelt,  wo  die  öJBfentlich  recht- 
lichen Zunftnormen  über  das  Arbeitsverhältnis  in  Vergessenheit  ge- 
raten waren  und  der  Arbeiter  in  die  Arbeitsstelle  eintrat,  ohne  nach 
anderem  als  gerade  nach  Lohn  und  Arbeit  zu  fragen. 

Es  widerspricht  nicht  nur  dem  Wesen  des  Rechtsstaates,  sondern 
den  Voraussetzungen  aller  Vergesellschaftung,  daß  eine  klare  Ab- 
grenzung des  Rechts-  und  Pflichtenkreises  aller  Individuen  überhaupt 
gar  nicht  vorgenommen  wird.  Und  gerade  weil  das  Gesetz  die  un- 
geheure Variabilität  der  zweckmäßigsten  Gestaltungen  des  Arbeits- 
verhältnisses nicht  regulieren  kann,  muß  der  Arbeitsvertrag  diese  Be- 
stimmungen schaffen.  Wie  wir  gesehen  haben,  ist  eine  neue  Rechtsform 
der  Vertragschließung,  der  Kollektivvertrag,  aus  dem  Bedürfnisse 
herausgewachsen.  Wo  er  sich  durchgesetzt  hat  und  in  ihm  das  Recht 
für  die  beiden  Vertragsparteien  vereinbart  wird,  hat  man  es  mit  einem 
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Erfolg  der  Selbsthilfemethode  zu  tun,  und  es  erübrigt  heute  in  diesen 
Ton  einem  Kollektivvertrag  betroffenen  Arbeitsverhältnissen  für  die 
autoritäre  Sozialpolitik  kaum  mehr  als  die  Einflußnahme  auf  die 
Schaffung  eines  Tarifvertragsrechtes  und  die  Kräftigung  solcher  Ver- 
träge im  Rahmen  der  Verwaltung. 

Aber  die  große  Masse  der  Arbeitsverhältnisse,  für  welche  Tarif- 
verträge noch  nicht  wirksam  sind,  ist  immer  noch  der  Gefahr  aus- 
gesetzt, eine  Schädigung  der  Arbeiter  dadurch  zu  ermöglichen,  daß 
die  Rechtslage  nicht  klar  ist.  Das  ist  übricrens  nicht  nur  für  den 
Arbeiter,  sondern  ebensosehr  für  den  Arbeitgeber  eine  Gefahr,  und  so 
erweist  sich  die  Erlassung  einer  Arbeitsordnung,  sobald  der  Betrieb 
einmal  einen  gewissen  Umfang  erreicht  hat,  als  eine  unentbehrliche 
Einrichtung  zur  Wahrung  der  Interessen  beider  Teile.  Sie  wird  aber 
zu  einem  besonders  wertvollen  Schutz  für  den  Arbeiter  einmal  dann, 
wenn  ihm  die  Kenntnis  der  Arbeitsordnung  gesichert  ist,  und  zweitens 
wenn  er  Gelegenheit  erhält,  auf  den  Inhalt  derselben  Einfluß  zu 
nehmen.  Das  letztere  Problem  ist  schon  bei  der  Erörterung  der  Ver- 
fassung des  Arbeitsverhältnisses  berührt,  und  wir  sahen,  daß  in  dieser 
Richtung  einige  Ansätze  vorhanden  sind.  Das  mindeste  aber,  worauf 
seitens  der  autoritären  Sozialpolitik  das  Augenmerk  gerichtet  werden 
muß,  ist  die  Existenz  und  die  Publizität  der  Arbeitsordnung. 
Sie  ist  Voraussetzung  für  die  rationelle  Disziplin,  und  aus  diesem 
Grunde  schon  sollte  man  vermuten,  daß  die  Betriebsleitung  selbst  auf 
sie  bedacht  ist.  Dies  ist  jedoch  keineswegs  der  Fall,  so  daß  für  die 
wirkliche  Bekanntmachung  dieses  wichtigen  Bestandteiles  der  Arbeits- 
verträge durch  gesetzliche  Normen  vorgesorgt  werden  muß. 

Das  Vorhandensein  einer  Arbeitsordnung  ist  an  sich  um  so  wich- 
tiger, als  irgend  eine  andere  Vertragsformulierung  meist  fehlt,  na- 
mentlich Schriftlichkeit  des  Arbeitsvertrages  eigentlich  nur  in  gesetz- 
lich besonders  vorgeschriebenen  Fällen  vorkommt. 

Weil  die  Arbeitsordnung  inhaltlich  geradezu  Bestandteil  des 
Arbeitsvertrages  wird^),  liegt  es  im  Geiste  der  Vertragsfreiheit,  daß 
jeder  Arbeiter  vor  Eingehung  des  Arbeitsvertrages  von  jener  Kenntnis 
nimmt,  und  weiter,  daß  die  Arbeitsordnung  ohne  Zustimmung  der 
Arbeiter  nicht  zu  ihren  Ungunöten  geändert  werden  kann.  In  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  wird  hinsichtlich  der  Arbeitsordnung  dem 
Unternehmer  eine  Reihe  von  Pflichten,  bzw.  Beschränkungen  auf- 
erlegt,   indem    das    Gesetz    1.   die   Pflicht    zur    Erlangung  einer  aU- 


1)  Womit  aber  gar  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  Arbeitsvertrag  und  Arbeits- 
ordnung widersprechende  Bestimmungen  enthalten  können,  so  daß  dann  die  Frage 
aktuell  wird,  welche  Bestimmung  durchgreift.  Namentlich  beim  Tarifvertragsrecht 
tritt  dies  leicht  ein.  Die  juristische  Literatur  neigt  dazu,  die  Tarifvertrags- 
bestimmung nach  deutschem  Recht  als  entscheidend  anzusehen  (vgl.  Sinzheimer 
und  Wölbling  gegen  Lotmar). 
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gemeiuen  Arbeitsordnung  statuiert;  2.  die  Geltung  dieser  Ordnung 
sowie  die  jeder  Änderung  von  der  Genehmigung  einer  unparteiischen 
Behörde  abhängig  macht,  die  die  Gesetzlichkeit  der  Arbeitsordnungs- 
bestimmungen wahrzunehmen  hat  (wie  in  Osterreich  und  der  Schweiz); 
3.  die  Kontrolle  der  Durchführung  der  Arbeitsordnung  auch  zugunsten 
der  Arbeiter  Yorschreibt;  4.  die  Übertretung  seitens  des  Arbeitgebers 
ebenso  mit  Strafen  bedroht,  wie  ja  auch  Verletzungen  seitens  der 
Arbeiter  durch  die  Ordnung  selbst  mit  Strafen  bedroht  werden; 
5.  Strafbestimmungen  untersagt,  die  das  Ehrgefühl  und  die  guten 
Sitten  verletzen,  u.  a.  m. 

Gegenstand  des  Schutzes  mußte  mit  dem  Einreißen  von  Übel- 
ständen  auch  die  Dokumentierung  des  Arbeitsvertrages  werden. 
Die  Arbeiter  können  Arbeitszeugnisse  oder  Arbeitsbücher  als  Aus- 
weise über  ihre  Arbeitsverwendung  erhalten.  Beide  Formen  sind  unter 
Umständen  geeignet,  dem  Arbeiter  mehr  zu  schaden  als  zu  nützen, 
z.  B.  weil  nachgewiesene  kurze  Beschäftigungsdauer  dem  Arbeiter  das 
Fortkommen  erschwert,  oder  weil  die  Dokumente  den  Arbeitgebern 
die  Möglichkeit  zu  Erkundigungen  geben,  die  oft  nicht  nur  zu  un- 
günstigen, sondern  mitunter  auch  zu  ungerechtfertigten  Auskünften 
über  den  Arbeiter  führen.  Die  Schutzvorschriften  auf  diesem  Gebiete, 
z.  B.  die  XJntersagung  gewisser  Beurteilungen  eines  Arbeiters  auf 
solchen  Legitimationsdokumenten,  haben  sich  leider  bisher  als  recht 
unwirksam  herausgestellt,  zumal  da  die  Arbeitgeber  sich  über  die 
Qualitäten  des  Arbeiters  auch  außerhalb  solcher  Dokumente  zu  orien- 
tieren vermögen. 

Ein  wichtiges  Problem  ist  die  Kündigungsfrist.  Das  Vor- 
handensein einer  solchen  liegt  im  Interesse  beider  Parteien,  dennoch 
erweist  sich  im  großen  und  ganzen  die  Festlegung  von  Kündigungs- 
fristen als  weniger  zweckmäßig,  wie  man  vermuten  könnte.  Wo  immer 
Kündigungsfristen  vereinbart  werden,  muß  durch  Gesetz  erzwungen 
werden,  daß  die  Kündigungsfrist,  die  dem  Arbeitgeber  zugute  kommt, 
auch  zugunsten  des  Arbeiters  eingeräumt  werde,  obwohl  die  Kün- 
digungsfrist dem  Arbeitgeber  weit  seltener  eine  materielle  Entschä- 
digung für  Verluste  bei  Nichteinhaltung  seitens  des  Gegenkontrahenten 
bringen  wird  als  dem  Arbeiter. 

Aber  es  entspricht  wohl  dem  Rechtsgefühl  heute  überhaupt  nicht 
mehr,  daß  dem  Arbeiter  überall  dort,  wo  der  Arbeitgeber  den  Stand- 
punkt des  Herrschaftsverhältnisses  vertritt,  der  Arbeiter  also  schlecht- 
hin als  Machtobjekt  behandelt  wird,  noch  eine  Hemmung  seines  Aus- 
trittes gesetzt  wird  in  der  Form  der  Kündigungsfrist,  wenn  er  auf 
den  Inhalt  des  Vertrages  keinen  Einfluß  gehabt  hat.  Das  sind  zwei 
Dinge,  die  sich  als  KoroUare  zur  Seite  stehen:  Kündigungsfrist  mit 
dem  ganzen  Komplex  von  sittlicher  Pflicht  und  Verantwortlichkeit 
für  ihre  Einhaltung  einerseits,  Mitgestaltungsrecht  am  Vertrag  ander- 
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seits.  Es  ist  auch,  nach  dieser  Seite  wohl  nur  vom  Kollektivvertrag 
«ine  tiefgehende  erziehliche  Wirkung  zu  erwarten. 

Die  Kündigungspflicht  mit  bestimmter  Frist  wird  natürlich  vor 
allem  bei  Einzelkonflikten  aktuell.  Im  Fall  eines  Streiks  ist  die  Ein- 
haltung der  Kündigungsfrist  für  den  Arbeitgeber  kaum  ein  Schutz^ 
namentlich  nicht  bei  Massenausständen.  Der  ^Arbeitgeber  wird  nicht 
viel  besser  gestellt,  wenn  er  14  Tage  vorher  die  Kündigung  erhält. 
Daher  ist  die  Einhaltung  der  Kündigungsfrist  seitens  der  Arbeiter 
sogar  bei  Streiks  häufiger  geworden,  zumal  sie  sich  des  Vertrags- 
bruches und  der  aus  ihm  folgenden  ungünstigen  Position  im  Konflikt 
bewußt  geworden  sind. 

Die  Existenz  von  Normen,  durch  die  die  Verpflichtung  zu  ge- 
wissen Vertragsformalien  im  Interesse  der  Arbeiter  statuiert  wird, 
genügt  noch  nicht,  es  ist  der  Arbeiter  auch  in  seiner  Unkenntnis  des 
geltenden  Rechts  zu  schützen,  namentlich  soweit  ihm  dieses  Recht  zu- 
gute kommen  soll. 

Wohl  ist  das  Interesse  der  Arbeiter  durch  die  Einrichtung  besonderer  Ge- 
richte für  Streitigkeiten  aus  gewerblichen  Arbeitsverhältnissen  (Gewerbe-  und 
Kaufmannsgerichte)  namhaft  gefördert  worden,  aber  eine  Bürgschaft  dafür,  daß 
die  Ausbeutung  gerade  bescheidener  Arbeitsindividuen  auf  Grund  ihrer  Rechts- 
unkenntnis  hintangehalten  gehalten  werde,   ist    damit   durchaus    nicht  erreicht. 

Die  Erlassung  von  Arbeitsordnungen  ist  in  den  Gewerbegesetzen  zu  Ende 
der  fünfziger  und  in  den  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  meist  für 
Fabriken  oder  Betriebe  mit  mindestens  20  Arbeitern  obligatorisch  gemacht 
worden,  so  in  Schweizer  Kantonen,  in  Sachsen,  Baden  usf.  In  Deutschland  ist 
dies  gegenwärtig  seit  der  Novelle  vom  1.  Juni  1891  (§  134  a  bis  134  c)  zur  G.-O. 
geltendes  Recht.  Seit  30.  VI.  1900  gilt  die  Pflicht  auch  für  offene  Verkaufs- 
stellen mit  in  der  Regel  mindestens  20  Gehilfen  und  Lehrlingen  (§  139  K).  Ge- 
setzlich geregelt  haben  die  Einführung  von  Arbeitsordnungen  weiter  teilweise 
Belgien,  die  Schweiz,  Österreich,  Norwegen,  Rußland,  Ungarn.  In  Deutschland 
kann  die  untere  Verwaltungsbehörde  die  Arbeitsordnung  beanstanden,  nament- 
lich im  Hinblick  auf  das  Vorhandensein  von  Strafbestimmungen,  die  das  Ehr- 
gefühl der  Arbeiter  oder  die  guten  Sitten  verletzen,  auf  die  Höhe  der  verhängten 
Strafgelder,  die  die  Hälfte  des  durchschnittlichen  Tagesarbeitsverdienstes  des  Be- 
straften nicht  übersteigen  dürfen,  abgesehen  von  Ausnahmen  bei  besonders  folgen- 
schweren Vergehen. 

Literatur:  H.  d.  St.  P  Artikel:  Arbeitsordnungen  und  Arbeiterausschüsse 
(Stieda);  Ost.  Staatswb,,  Art.  Arbeitsvertrag.  Koehne,  Die  Arbeitsordnungen 
im  deutschen  Gewerberecht,  1901.  Zur  rechtlichen  Seite  der  Frage  muß  in 
erster  Linie  wieder  auf  Lotmars  Monumental  werk  Der  Arbeitsvertrag  (vgl. 
insbes.  Bd.  I,  1.  Abschn.,  V.  Kap.)  verwiesen  werden,  dazu  Sinzheimer,  Der 
korporative  Arbeitsnormenvertrag,  2  Tle.,  1907/8,  insbes.  Teil  II,  1.  Kap.  Wölb- 
ung, Der  Akkordvertrag  und  der  Tarifvertrag,  1908. 
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Fünfundzwanzigstes  Kapitel. 

Rechtswahrung  und  Rechtsfindung. 

(Gewerb egericlite  und  Einigungsämter.) 

Der  Arbeitsvertrag  schafft  Recht  zwischen  den  Parteien.  Diese» 
Recht  muß  einerseits  geschützt,  anderseits  fortgebildet  werden;  daraus- 
ergeben  sich  Aufgaben,  für  die,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  über 
den  Parteien  stehende  Einrichtungen  notwendig  sind. 

Mit  der  Anerkennung  der  Gleichwertigkeit  beider  Vertrags- 
parteien bei  der  Yertragsbildung  sind  wohl  die  Voraussetzungen  ge- 
rechter und  sozial  zweckmäßiger  Rechtsgestaltung  erfüllt,  und  im 
Kollektivvertrag  ist  eine  solche  Gestaltung  als  erfüllt  anzusehen.  Aber 
auch  das  gerechte  Recht  muß  sich  durchsetzen  lassen.  Und  man  darf 
sich  darüber  nicht  täuschen,  daß  der  kollektive  Arbeitsvertrag  große 
Anforderungen  an  die  Disziplin  der  Parteien,  an  die  Kraft  des  kollek- 
tiven Parteiwillens  stellt.  Es  ist  keine  unberechtigte  Sorge  der  Arbeit- 
geber, daß  sie  für  die  Einhaltung  des  Vertrages  seitens  der  Arbeiter 
keine  realen  Garantien  haben.  Immer  nur  in  dem  Maße  rechtlicher, 
ethischer,  kulturell-sozialer  Bildung  und  des  Könnens  liegt  die  Garantie. 
Es  handelt  sich  um  das  Vertrauen  zu  dem  Willen,  der  erst  erzogen  werden 
muß,  allerdings  am  sichersten  erzogen  werden  kann  auf  dem  Wege 
der  Organisation.  Der  Vertrag,  den  heute  eine  Arbeiterschaft  1  bis 
50000  abschließt,  muß  morgen  auch  von  den  Arbeitern  50  001  bis 
51  000  usf.  respektiert  werden. 

Aus  der  Existenz  solcher  Massenverträge  ergibt  sich  mehr  noch 
als  in  dem  Geschäftsleben  mit  überwiegend  individueller  Vertrag- 
schließung die  Notwendigkeit  rascher,  glatter,  einfacher  Rechtsent- 
scheidung für  die  verschiedenen  Konfliktsarten.  Es  sind  folgende  Fälle 
zu  scheiden: 

I.  Individuelle  Differenzen  zwischen  einzelnen  Arbeitgebern  und 
einzelnen  Arbeitern  infolge  von  Unklarheiten  der  Vertragsformulie- 
rung, dann  aber  natürlich  auch  Streitigkeiten,  die  sich  auf  den  Aus- 
tritt, die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  des  Lehr-  oder  Arbeitsverhält- 
nisses beziehen,  auf  die  gegenseitigen  Leistungen,  Lohn,  Arbeitszeit 
u.  dgl.,  für  alle  diese  Streitsachen  sind  Sondergerichte,  die  sog.  Ge- 
werbegerichte, ausgebildet  worden  in  Deutschland,  Osterreich,  Frank- 
reich, Belgien  und  der  Schweiz.  Sie  zeigen  verschiedene  Struktur, 
sind  zum  Teil  beruflich  spezialisiert  (Innungsschiedsgerichte  und  kauf- 
männische Gerichte,  Berggewerbegerichte),  zum  Teil  allgemein,  sind 
entweder  von  einem  Interessenten  (Arbeitgeber  oder  Arbeiter),  oder 
von  einem  rechtsgelehrten  Unbeteiligten  geleitet.  So  stehen  sich 
namentlich  das  System   der  französischen  Gesetzgebung,   die  bis  auf 
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Napoleon  zurückreicht  (1806)  mit  den  conseils  de  prudliomme,  zuletzt 
geregelt  1907,  und  das  deutsche  System,  begründet  im  Gesetz  vom 
29.  Juli  1890,  durch  die  Verschiedenheit  ihrer  Einrichtungen  diffe- 
renziert gegenüber.  Die  Bedeutung  dieser  Sondergerichte  liegt  darin, 
daß  Standesgenossen  der  Streitenden  zur  Entscheidung  herangezogen 
sind,  daß  vor  allem  auf  gütliche  Vergleichung  hingewirkt  wird,  daß 
das  Verfahren  einfach  und  sehr  rasch  mit  geringen  Kosten  durchgeführt, 
wird.  Der  dank  der  Zusammensetzung  berufsgenossenschaftliche  Cha- 
rakter des  Gerichts  und  des  Urteils  wirkt  namentlich  auf  den  Arbeit- 
geber erzieherisch,  und  außer  allem  Zweifel  steht,  daß  die  Leichtigkeit 
der  Rechtswahrung  ein  wichtiges  Hemmnis  gegenüber  Rechtswidrig- 
keiten im  Verhalten  der  Arbeitgeber  darstellt.  In  der  Jurisdiktion  der 
Gewerbegerichte,  namentlich  auch  soweit  sie  sogar  über  den  Buch- 
staben des  Gesetzes  sich  hinwegsetzt,  vollzieht  sich  auch  eine  Doku- 
mentierung des  Wandels  in  der  Rechtsauffassung. 

In  Deutschland  beruht  die  Organisation  der  Gewerbegerichte  heute  auf  der 
Novelle  vom  30.  lY.  1901.  Der  Schwerpunkt  des  Gesetzes  ruht  in  den  Gerichten^ 
deren  Einsetzung  Gemeinden  und  Kommunalverbänden  überlassen  bleibt,  für 
Gemeinden  von  mehr  als  2000  Einwohnern  aber  obligatorisch  ist.  Außerdem 
bestehen  Innungsschiedsgerichte  und  Berggewerbegerichte  und  nach  Ges.  vom 
6.  yil.  1904  kaufmännische  Schiedsgerichte  (Kaufmannsgerichte).  Trotz  kommu- 
naler Initiative  sind  es  staatliche  Gerichte. 

IL  Die  zweite  Kategorie  von  Konflikten  hängt  zusammen  mit 
dem  Auftauchen  von  gegensätzlichen  Auffassungen  über  den  Inhalt 
kollektiver  Vereinbarungen,  entweder  so,  daß  über  die  Auslegung 
einer  Bestimmung  eine  Einigung  nicht  erzielbar  ist,  oder  daß  neu- 
artige Sachlagen  unter  einen  geltenden  Vertrag  gebracht  werden 
sollen:  kurz  eine  Differenz  pendente  contractu  angesichts  eines  be- 
stehenden Vertrages,  die  diesen  zum  Zerfall  und  im  weiteren  Gefolge 
zu  Kampfstellungen  der  Parteien  führt.  Hier  handelt  es  sich  meistens 
schon  um  die  Findung  neuen  Rechts,  wie  bei 

IIT.  Streitigkeiten  über  den  Inhalt  eines  zu  schaffenden  Vertrags- 
rechtes. 

Im  allgemeinen  soll  die  Vertragsgestaltung,  also  die  Pindung 
dessen,  was  zwischen  den  Parteien  Recht  sein  soll,  Sache  der  Par- 
teien bleiben.  An  einem  gewissen  Punkt  des  Ringens  um  die  Durch- 
setzung der  gegensätzlichen  ParteiwiUen  droht  der  Abbruch  der  Ver- 
handlungen, das  NichtZustandekommen  des  Vertrages  und  damit  — 
das  ist  die  Eigenart  des  Arbeitsverhältnisses  —  der  Kampf,  weil  eben 
ein  Teil  ohne  den  anderen  wirtschaftlich  nicht  existieren  kann.  Dann, 
wenn  die  Parteien  aus  eigener  Kraft  und  Einsicht  aus  dem  Wider- 
streit der  Interessen  den  Weg  zu  einer  Lösung  nicht  finden  können^ 
dann  kann  die  Lösung  von  außen  kommen  durch  das  Eingreifen 
dritter  Faktoren.  Herkner  hat  die  psychologische  Erklärung  für  die 
Wirksamkeit  eines  solchen  Eingreifens  dritter  unbeteiligter  Faktoren 
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mit  Reclit  in  den  Vordergrund  gerückt.  Es  ist  wie  ein  Krampf,  der 
die  Parteien  befällt,  „es  entwickelt  sich  im  Eifer  der  Verhandlungen 
eben  leicht  eine  gewisse  Schärfe  des  Tones,  die  zu  persönlicher  Ge- 
reiztheit und  Beleidigung  führt.  Man  glaubt  es  seiner  Würde  schuldig 
zu  sein,  die  Verhandlungen  abzubrechen.  Später  erblickt  man  darin 
•eine  Übertreibung,  scheut  sich  aber,  die  abgerissenen  Fäden  wieder 
anzuknüpfen.  Scheint  es  doch  dann,  als  ob  man  der  schwächere  Teil 
sei,  derjenige,  dem  es  auf  friedliche  Verständigung  mehr  ankommen 
müsse".  In  solcher  Situation  bedarf  es  mitunter  nur  einer  leichten 
Anregung  von  außen,  um  die  Stauung  mit  allen  bösesten  Konsequenzen 
zu  überwinden. 

Schon  bei  der  Erörterung  der  Grenzen  der  Selbsthilfe  wurde  auf 
-die  Fälle  hingewiesen,  in  denen  das  Gemeininteresse  an  der  Hintan- 
haltung von  Streiks  oder  Aussperrungen  eine  Intervention  dem  Staat, 
beziehungsweise  öffentlichen  Verwaltungsträgern  aufdrängt,  und  aus 
diesem  Bedürfnis  heraus  entstand  das  Institut  der  Einigungsämter. 
Diese  sind  Organe  aus  einer  gleich  großen  Zahl  von  Vertretern  beider 
Parteien,  deren  Aufgabe  die  Feststellung  strittiger  Bedingungen  des 
Arbeitsvertrages  ist. 

Auch  diese  Amter  können  wieder  sehr  verschieden  eingerichtet 
«ein.     Es  kommt  dabei  darauf  an: 

1.  in  welcher  Weise  die  Initiative  zu  solchem  Eingreifen  gegeben 
werden  muß,  ob  die  Anregung  a)  von  einer  Partei  genügt,  ob  ß)  beide 
Parteien  die  Intervention  verlangen  müssen,  oder  y)  ob  das  Amt  aus 
eigenem  Antrieb  eingreifen  kann; 

2.  ob,  wenn  die  Initiative  vorliegt,  die  Parteien  zur  Verhandlung 
gezwungen  werden  können  (insbesondere  die  Gegenpartei  im  Falle  c^); 

3.  wie  die  Schlichtungsfaktoren  bestellt  werden:  a)  ob  auf  die 
Dauer  oder  fallweise  berufen,  und  b)  in  jedem  dieser  beiden  Fälle  ob 
raus  den  Reihen  der  Interessenten  oder  aus  unbeteiligten  Kreisen; 

4.  ob  die  Entscheidung  des  Einigungsamtes  erzwingbar  sein,  oder 
ob  durch  sie  bloß  ein  Druck  auf  die  Parteien  ausgeübt  werden  soU, 
sich  in  der  Richtung  der  Entscheidung  zu  finden. 

Aus  allen  diesen  Alternativen  ergibt  sich  eine  Vielheit  von  Kom- 
binationen mit  recht  verschiedenem  Charakter:  von  den  bescheidenen, 
man  möchte  fast  sagen  zaghaften  Funktionen,  wie  sie  etwa  in  Deutsch- 
land den  Gewerbegerichten  als  Einigungsämtern  zugewiesen  sind,  bis 
■zu  der  zwangsweisen  Schiedsprechung  der  besonderen  Schiedsgerichte 
in  Neuseeland  mit  der  bindenden  Wirkung  des  Schiedspruches  für 
die  ganze  Industrie  des  betreffenden  Staates,  in  der  ein  Schiedspruch 
gefäUt  ist. 

Es  ist  nach  den  bisher  gesammelten  Erfahrungen  noclb  nicht  ge- 
rechtfertigt, über  irgend  eine  der  Modalitäten  ein  abschließendes  Urteil 
zu  fällen.     In  der  Hauptsache  sprechen  gegen  das  Zwangsprinzip  aber 
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schon  innere  Gründe,  und  zwar  gegen  die  Verpflichtung,  sich  an  ein 
Einigungsamt  zu  wenden,  ebenso  wie  gegen  die  zwangsweise  Durcli- 
setzung  eines  ergangenen  Schiedsspruches,  weil  für  die  Erzwingung 
der  Erfüllung  einer  solchen  Pflicht  nur  schwache  Mittel  zur  Verfügung 
stehen,  wo  nicht,  wie  in  Neuseeland  oder,  noch  weitergehend,  in  Neu- 
südwales und  Westaustralien,  das  Verbot  des  Streiks  und  der  Aus- 
sperrung statuiert  ist.^)  Noch  wichtiger  aber  ist  wohl,  daß  sich  nach 
der  in  europäischen  Staaten  lebendigen  Rechtsauffassung  ein  Zwang 
zu  einem  Vertragsschluß  nicht  rechtfertigen  läßt.  Nichts  anderes 
aber  wäre  eine  Erzwingbarkeit  des  Schiedspruches.  Ob  endlich  die 
versöhnliche,  für  ein  Vertrags  Verhältnis  unerläßliche  Stimmung  mit 
der  Unterwerfung  erreicht  werden  könnte,  ist  gleichfalls  sehr  fraglich. 
In  der  Hauptsache  hat  man  es  wohl  auch  hier  mit  einer  jener 
sozialen  Einrichtungen  zu  tun,  die  sich  zwar  langsam,  aber  mit  jener 
Gewißheit  durchsetzen,  durch  die  hinsichtlich  des  Sieges  des  Ver- 
nünftigen der  sozialpolitische  Optimismus  gerechtfertigt  wird.  Daß 
die  Verständigung  auf  eine  oder  die  andere  Weise  das  Förderlichste 
ist,  das  ist  die  Einsicht,  die  den  Zwang  entbehrlich  macht.  Nur 
nach  einer  Seite  wird  ein  Zwang  keinem  ernstlichen  Bedenken  be- 
gegnen: den  Zwang  zu  verhandeln,  zur  Vernehmung  vor  dem  Einigungs- 
amt zu  erscheinen,  zur  Feststellung  des  Sachverhaltes  und  Klarstel- 
lung der  Rechtslage,  soweit  eine  solche  noch  in  Frage  kommt,  mit- 
zuwirken, das  ist  nicht  mehr  als  ein  Kulturprinzip,  das  wohl  geradezu 
mit  Widersetzlichkeitsstrafen  durchzusetzen  sein  müßte.  Es  steht  im 
Einklang  mit  der  Auffassung  des  Arbeitsvertrages  als  eines  halb 
öffentlich-rechtlichen  Verhältnisses,  das  innerhalb  gewisser  Grenzen 
dem  Parteiwillen  entrückt  sein  muß.  Nur  der  Herrschaftsstandpunkt 
könnte  sich  solchem  Zwang  widersetzen. 

Die  Ausbreitung  des  Einigungswesens  ist  nicht  zum  Geringsten  freien  Ver- 
einbarungen zu  danken.  Wohl  greift  in  England  schon  1824  die  Gesetzgebung  ein 
(Masters  and  Workmen  arbitration  act),  aber  Bedeutung  gewinnt  das  Einigungs- 
wesen erst  mit  den  vom  Parlamentsmitglied  Mund  eil  a  und  den  vom  Grafschafts- 
richter Kettle  eingesetzten  Friedensämtern  in  den  sechziger  Jahren.  Seither  ist 
durch  die  Einigungsämter  in  England  viel  erreicht  worden  und  —  was  das  Wert- 
vollste daran  ist  —  der  Wille  zur  Verständigung  ist  unter  dem  Eindrucke  ge- 
steigerter Möglichkeit  gewachsen.  Namentlich  sind  in  den  letzten  Jahren  meh- 
rere schon  äußerst  bedenklich  drohende  Kämpfe  umfassendster  Art  in  der  Baum- 
wollspinnerei, im  Schiffbau-,  Eisenbahnwesen  und  in  der  Kohlenindustrie  durch 
Intervention  der  Einigungsämter  verhindert  worden.     Das  Einigungswesen  ruht 


1)  Die  große  Verschiedenheit  der  australischen  Schiedsämter  von  den  euro- 
päischen besteht  darin,  daß  ihre  Entscheidungen  öffentlich-rechtlichen  Charakter 
haben.  Die  Parteien  schaffen  durch  ihre  „Übereinkunft",  der  Versöhnungsaus- 
schuß durch  seine  von  den  Parteien  angenommene  „Empfehlung",  das  Schieds- 
gericht dul'ch  seinen  „Spruch"  Recht,  das  (wie  registrierte  Tarifverträge)  dem 
Gesetzesbuchstaben  gleicht.  Seine  Verletzung  bringt  strafgesetzliche  Ahndung 
(Schachner). 
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dort  auf  der  in  England  geltenden  Arbitrationact  von  1889  und  auf  der  Con- 
ciliationact,  durch  welche  das  Board  of  trade  (Handelsamt)  angewiesen  wird,  bei 
ausbrechenden  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  von  Amts 
wegen  einzugreifen,  a)  die  Streitursache  zu  ermitteln,  b)  durch  Verhandlung  der 
Streitteile  unter  Vorsitz  einer  von  ihnen  gewählten  oder  vom  Handelsamt  er- 
nannten Person  die  gütliche  Beilegung  zu  erstreben,  c)  auf  Antrag  eines  Streit- 
teiles einen  Mittler  oder  ein  Sühneamt  (board  of  conciliation)  zu  ernennen,  d)  auf 
Anrufen  beider  Teile  einen  Schiedsrichter  zu  bestellen.  Erst  neuerlich 
wurde  eingehend  geregelt,  wie  die  Unterstützung  des  Schiedsgerichtswesens  durch 
das  Handelsamt  vor  sich  zu  gehen  habe,  u.  a.  die  Zuziehung  von  Sachverstän- 
digen, Tragung  der  Kosten  u.  dgl.  Was  das  englische  Einigungswesen,  nament- 
lich der  letzten  Jahre,  auszeichnet,  ist  die  starke  Aktivität  der  Verwaltung,  und 
namentlich  die  Erfolge,  die  Minister  Churchill  zu  erreichen  vermochte,  beweisen, 
wieviel  auf  die  energische  Mitwirkung  der  Träger  der  öffentlichen  Ge- 
walt, wenn  sie  neutral  vorgehen,  ankommt.^) 

In  Deutschland  sind  die  Gewerbegerichte  durch  das  Gesetz  von  1890 
auch  berufen,  als  Einigungsämter  zu  fungieren.  Das  Verfahren  ist  durch  die 
Novelle  vom  30.  IV.  1901  in  der  Weise  geregelt,  daß  auf  Anrufen  beider  Par- 
teien  das  Gewerbegericht  als  Einigungsamt  in  Tätigkeit  tritt,  bestehend  aus 
dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  und  den  von  den  Parteien  zu  bestimmenden 
Vertrauensmännern.  Erfolgt  die  Anrufung  nur  von  einer  Seite,  so  soll  der  Vor- 
sitzende die  andere  Partei  nach  Möglichkeit  zur  Anrufung  veranlassen.  Kommt 
das  Einigungsamt  zustande,  so  hat  es  Vorladungs-  und  Vernehmungsrecht  mit 
Strafsanktion  bis  zu  100  Mk.  Kommt  keine  Einigung  zustande,  so  fällt  es 
einen  Schiedspruch  mit  einfacher  Mehrheit.  Die  Tätigkeit  der  Gewerbegerichte 
als  Einigungsämter  ist  noch  recht  bescheiden.  Es  fehlt  die  Initiative  und  es  ist 
zweifelhaft,  ob  die  Anlehnung  an  die  Gewerbegerichte,  denen  keineswegs  immer 
diplomatisch  geschickte  Leute  Vorsitzen,  eine  glückliche  ist.  Dagegen  hat  sich 
mit  der  kollektiven  Vertragschließung  ein  freies  Einigungswesen  im  Anschlüsse 
an  die  Schiedsgerichte,  Lohnkommissionen  u.  dgl.  ausgebildet,  zumal  dort,  wo 
die  Zuziehung  Unparteiischer  als  Vorsitzender  vorgesehen  ist.  Solange  von  diesen 
Instanzen  keine  Entscheidung  in  einem  Streitfalle  ergangen  ist,  soll  in  der  Regel 
eine  Gewaltaktion,  Streik  oder  Aussperrung  unterbleiben.  Das  Buchdruckgewerbe 
hat  die  vollkommenste  Organisation  des  Einigungswesens  aufzuweisen. 

Gesetzlich  geregelt  ist  das  Einigungswesen  auch  in  Belgien  (1887),  Frank- 
reich (1892),  Italien  (Ges.  über  die  probi  viri  1893),  Niederlande  (1897),  in  Basel- 
Stadt,  Bern,  Zürich  (1906),  St.  Gallen,  Neuenburg,  Winterthur,  Wadt  und  Genf 
(1904  obligatorisch),  ferner  in  Schweden,  in  Dänemark,  in  zahlreichen  Staaten 
Nordamerikas,  endlich,  wie  schon  erwähnt,  in  Kanada  (vgl.  oben  S.  214)  und  in 
Australien,  wo  Neuseeland  beispielgebend  vorausgegangen  ist. 

In  Neuseeland  (und  ähnlich  in  Westaustralien,  Neusüd wales  und  im  Com- 
monwealth) hängt  die  ganze  Einrichtung  des  Schiedswesens  mit  der  ungleich 
bedeutenderen  Stellung  der  Berufsverbände  als  in  Europa  zusammen.  Dort 
gelten  eben  diese  als  Träger  der  Fortbildung  des  Rechts.  Ihrem  Einfluß  ent- 
sprechend werden  sie  und  ihre  Verträge  amtlich  registriert.  Für  den  Einigungs- 
kommissar (ein  solcher  ist  für  jeden  Gewerbebezirk  vom  Gouverneur  ernannt) 
kommen  nur  die  Berufsverbände  als  Partei  in  Frage.  Diese  schlagen  ihre  Ver- 
treter zur  Bestellung  des  Einigungsrates  (Council  of  Conciliation)  von  Fall  zu 
Fall  vor,  aus  ihnen  ernennt  der  Gouverneur  die  Beisitzer  des  Rates.    Dieser  hat 


1)  1908  z.  B.  wurden  56  Arbeitskonflikte  mit  158  276  Beteiligten  durch 
Einigungsämter  oder  Schiedsgerichte  beigelegt.  Die  eigentliche  be(!eutsamste 
Tätigkeit  der  Einigungsämter  liegt  aber  in  der  Konfliktsverhütung,  1908  an 
1600  Fälle. 
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gütliclie  Verständigung  anzubahnen.  Gelingt  diese  nicht,  dann  geht  die  Sache 
an  den  Schiedsgerichtshof,  die  höchste  Instanz  in  gewerblichen  Streitigkeiten. 
Darin  sitzen  als  Vorsitzender  ein  besoldeter,  zum  Richteramt  im  höchsten  Ge- 
richtshof fähiger,  und  zwei  Parteien  Vertreter,  die  vom  Gouverneur  auf  drei  Jahre 
ernannt  werden.  In  all  dem  spricht  sich  das  Gewicht  aus,  das  der  ganzen  In- 
stitution beigemessen  werden  will,  und  das  macht  es  wohl  verständlich,  daß  der 
Bruch  der  Schiedssprüche  (und  ihnen  gleich  der  Tarifverträge)  strafrechtlich  ge- 
ahndet wird  (Arbeitgeber  bis  zu  100,  Arbeiter  bis  zu  5  ä^  Strafe).  Damit  ist 
ein  Streik  oder  eine  Aussperrung,  durch  die  eine  Tarif-  oder  Schiedsspruchver- 
letzung erfolgt,  worüber  die  Gewerbeinspektoren  zu  wachen  haben,  verboten 
und  strafbar.  Für  Gas-,  Elektrizitäts- ,  Wasserwerke,  Eisenbahnen,  Straßen- 
bahnen, Fähren  und  die  die  Bevölkerung  mit  Kohlen,  Milch,  Fleisch  versorgen- 
den Gewerbe  gelten  verschärfte  Streikverhütungsnormen.  —  Das  sind  die  Kon- 
sequenzen einer  weitgehend  demokratischen  Gestaltung  der  Fortbildung  des 
Vertragsrechtes.  Die  Urteile  darüber  lauten  verschieden.  In  der  Hauptsache 
soll  die  Unzufriedenheit  über  die  Wirksamkeit  bis  1909  (die  geschilderte  neue 
Organisierung  besteht  seit  1.  I.  1909  in  Kraft)  ihren  Grund  in  der  Qualität  und 
namentlich  in  der  stockkonservativen  Gesinnung  der  richterlichen  Funktionäre 
haben. 

Einriclitungen  wie  die  australisclie  Compulsary  conciliation  wären 
auf  Europa,  auch  abgesehen  von  der  andern  Stellung  der  Berufsver- 
bände, kaum  möglieb.  Wie  von  V.  Clark,  Cornelissen  u.  a.  hervor- 
gehoben wird,  liegen  die  Voraussetzungen  im  wirtschaftlichen  Gesamt- 
charakter verschieden  (vgl.  auch  S.  258).  In  Europa  handelt  es  sich  um 
andere  Aufgaben.     Das  Wesentliche  läge  in  folgenden  Richtungen: 

1.  Die  Tarifverträge  und  die  Einigungsämter  müssen  als  die  Fak- 
toren zur  Fortbildung  des  materiellen  Yertragsrechtes  anerkannt  wer- 
den, darin  kann  Australien  Vorbild  werden. 

2.  In  der  Ausgestaltung  des  Einigungsamtes  und  seiner  Funk- 
tionen müßte  eine  Ordnung  geschaffen  werden,  durch  die  das  Amt 
vor  der  Öffentlichkeit  ein  besonderes  Gewicht  erhielte  und  durch  die 
es  auch  die  Mitwirkung  der  öffentlichen  Meinung  für  seinen  Schieds- 
spruch gegenüber  den  Parteien  gewänae  (Veröffentlichungsrecht  des 
Verhandlungsverlaufes  im  Sinne  einer  Brandmarkung  der  uneinsich- 
tigen Friedensstörer,  Veröffentlichung  des  Schiedsspruches  u.  dgl.). 

Diese  Fortbildung  des  Rechtes  wird  freilich  nimmermehr  ganz 
ohne  Koniliktszuspifzungen  vor  sich  gehen.  Mag  das  Streben  nach 
Überwindung  elementarer  Temperamentsregungen  im  Gesellschafts- 
körper noch  so  ernst  verfolgt  werden,  so  weit  ist  auf  absehbare  Zeit 
die  menschliche  Natur  noch  nicht  zurückdrängbar,  daß  der  Zusammen- 
prall der  Meinungen  nicht  auch  zur  Messung  der  Kräfte  führen  müßte. 
Phänomene,  die  in  der  Natur  des  Menschen  als  Träger  physischer 
Kräfte  und  psychischer  Spannungsenergien  begründet  sind,  wird  die 
fortgeschrittenste  Sozialpolitik  nicht  ausmerzen,  sie  wird  sie  nur  in 
ihrer  Schädlichkeit  abschwächen,  in  ihrer  Wucht  mildern  können. 
Und  wer  woUte  behaupten,  daß  nicht  etwas  vom  Kampfsinn  in  der 
menschlichen  Natur  liegt.     Das   Höchste,   was  Kultur   und   in  ihrem 
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Dienste  Sozialpolitik  erreichen  kann,  ist:  diesem  Kampfsinn  die  Rich- 
tung für  seine  Betätigung  zu  geben  und  dafür  zu  sorgen,  daß,  wo 
Kraftmessung  unvermeidlich  ist,  nicht  einer  der  Gegner  dauernd 
niedergestreckt  werde. 

Literatur:  H.  d.  St.  Art.  Einigungsämter  und  Gewerbegerichte  von  Stieda. 
Wörtb.  d.  Volksw.  dieselben  Art.  (Neukamp).  Jastrow,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltungswissenschaft, 3.  Buch,  1902.  Schomerus,  Neben-  und  Folgewirkungen 
der  englischen  Gewerkschaften,  1905.  Zimmermann,  Gewerbliches  Einigungs- 
wesen in  England  und  Schottland,  1906.  Methoden  des  gewerblichen  Einigungs- 
wesens, Sehr.  d.  Gesellsch.  f.  soz.  Reform,  Heft  23  u.  24,  1906.  Herkner  S.  249ff. 
V.  d.  Borght,  10.  u.  11.  Kap.,  §  4.  Schachner,  Schiedsgerichte  und  Lohn- 
ausschüsse in  Australien,  Arch.  f.  Soz.  XXVII.  Der  Tarifvertrag  im  Deutschen 
Keich,  II.  Bd.,  1908.  R.  A.  Bl.  1910,  S.  216  (Neuseeland).  Clark,  Labor  con- 
ditions  in  New-Zealand  (Bull,  of  the  Bureau  of  Labor),  1903.  Ashley,  The  ad- 
justment  of  wages,  1903.     Cornelissen,  Theorie  du  salaire,  29.  chap.,  1908. 
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Sechsundzwanzigstes  Kapitel. 

Begriff,  Wesen,  Inhalt  und  Entwicklung  des  Arbeiter- 
schutzes im  engeren  Sinne. 

Man  kann  den  Begriff  Arbeiterschutz  in  einem  sehr  weiten  Sinn 
fassen  und  kann  dann  unter  ihn  ebenso  die  Arbeitslosenfürsorge,  die 
Regulierung  des  Arbeitsnachweises  wie  die  Minimallohngesetzgebung 
sub summieren,  schließlich  auch  Unterrichts-  und  Bildungsmaßnahmen. 
Wir  fassen  ihn  in  einem  engeren  Sinne,  wie  das  auch  der  Termino- 
logie der  Gesetzgebung  entspricht,  und  verstehen  darunter  alle  jene 
Maßnahmen,  die  darauf  gerichtet  sind,  Schädigimgen  irgendwelcher 
Art  hintanzuhalten,  denen  der  unselbständige  Arbeiter  durch  seine 
Verwendung  in  einem  konkreten  Arbeitsverhältnis  ausgesetzt  ist. 

Man  hat  mit  Recht  in  diesem  auf  die  Erhaltung  des  Lebens, 
der  Gesundheit,  Arbeitsfähigkeit  und  Sittlichkeit  gerichteten  Arbeits- 
gebiet der  Sozialpolitik  eine  Betätigung  volkswirtschaftspolitischer 
Natur  erblickt.  Das  Problem  des  Arbeiterschutzes  ist  ein  eminent 
wirtschaftliches.  Durch  ihn  wird  zielbewußt  in  das  freie  Spiel  der 
Kräfte  eingegriffen,  um  die  wirtschaftlichen  Daseinsbedingungen  eines 
Volkes,  um  seine  Leistungsfähigkeit  zu  schützen,  die  mit  der  Zahl 
der  gesunden,  arbeitsfähigen  und  arbeitsfreudigen  Individuen  wächst, 
während  sie  durch  die  Zahl  der  Siechen,  Arbeitsunfähigen  beein- 
trächtigt wird.  Arbeiterschutz  ist  also  vor  allem  eine  Methode  im 
System  der  Schadenabwehr.  Alle  Schutz  maßregeln  haben  den  aus- 
gesprochen präventiven  Charakter  aller  Kategorien  der  Meidung  oder 
Minderung  von  Schadensgefahren. 
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Es  ist  aber  natürlich  nicht  bloß  ökonomiscbe  Zweckmäßigkeit 
leitender  Gesichtspunkt  für  den  Arbeiterschutz,  sondern  es  wirken 
auch  hier  Gerechtigkeitsideale  und  nicht  in  letzter  Linie  soziale 
Zweckmäßigkeit  bestimmend  auf  diesem  Gebiete  sozialpolitischer  Arbeit. 
Gerade  wenn  wir  das  Problem  des  moralischen  Schutzes  in  Betracht 
ziehen,  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  die  einmal  eingetretenen  Schäden 
an  dem  sittlichen  Niveau  von  Individuen  der  arbeitenden  Klasse  als- 
bald auch  große  Teile  der  Klasse  gefährden,  sie  drohen  immer  wie 
eine  ewige  Krankheit  sich  fortzuerben,  zu  wirken  wie  ein  Krankheits- 
keim, der  epidemisch  um  sich  greift. 

Der  sittliche  Defekt  eines  Individuums  belastet  ausnahmslos  eine 
Vielheit  von  Menschen  und  am  bedenklichsten  die  wenigst  Widerstands-' 
fähige  Schicht,  das  eigene  Milieu  des  Defekten. 

Die  Schädigungen  selbst,  zu  denen  die  berufliche  Stellung  und 
Beschäftigung  Gelegenheit  und  Ursache  werden,  sind  verschiedene. 

1.  Gefahren  drohen  der  physischen  Konstitution  des  Ar- 
beiters. Das  nächstliegende  Gefahrsmoment  bietet  in  dieser  Hinsicht 
die  mehr  oder  minder  ausgesprochene  üntauglichkeit  eines  Indivi- 
duums zu  der  betreffenden  Arbeit.  Körperliche  Unreife  bringt 
die  Gefahr  mit  sich,  daß  das  Individuum  durch  zu  starke  Inanspruch- 
nahme in  seiner  Entwicklung  gehemmt  wird.  Diese  Gefahr  besteht, 
obgleich  man  vermuten  sollte,  daß  das  Interesse  des  Arbeitgebers 
selbst  auf  die  Vermeidung  eines  solchen  Arbeitsverhältnisses  gerichtet 
sein  muß.  Außer  durch  Unreife  kann  der  Arbeiter  auch  durch  seine 
individuelle,  aber  absolute  Üntauglichkeit  zufolge  der  natürlichen 
Konstitution  der  Gefahr  körperlicher  Schädigung  ausgesetzt  sein. 
Nicht  minder  wichtig  ist  die  allgemein  absolute  Gefahr  für  die  Ge- 
sundheit jedweden  menschlichen  Organismus',  wie  sie  die  Ver- 
wendung bestimmter  Stoffe,  der  Verlauf  gewisser  Arbeitsprozesse  und 
und  überhaupt  zu  lange  Dauer  der  Beschäftigung,  nicht  zu  vergessen 
die  Gestaltung  der  Arbeitsräume  usf.,  im  Gefolge  haben  können.  In 
erster  Linie  ist  also  hier  der  spezifischen  Probleme  der  Fabrikarheit 
und  der  Heimarbeit  zu  gedenken,  von  denen  das  erstere  ebenso  sehr 
als  gepflegt  wie  das  zweite  auch  heute  noch  als  vernachlässigt  bezeich- 
net werden  muß;  diese  Verschiedenheit  ist  nur  auf  die  größere 
Leichtigkeit  der  Durchsetzung  eines  Schutzes  bei  der  Fabrikarbeit, 
nicht  etwa  auf  die  so  bedeutend  geringere  Gefahr  der  Heimarbeits- 
verhältnisse zurückzuführen. 

2.  Gefahren  drohen  der  Persönlichkeit  im  Hinblick  auf  ihre  geistige 
Entwicklung  und  ihre  moralische  Qualität.  Die  erstere  ist  ge- 
fährdet bei  zu  weitgehender  Inanspruchnahme  der  physischen  und 
geistigen  Energie  des  Arbeiters  durch  seine  Erwerbsarbeit.  Das  Po- 
stulat einer  bestimmten  Begrenzung  der  Beschäftigungsdauer  wurzelt 
also  auch  in  diesem  Kulturinteresse,    daß  dem  Arbeiter  die  Möglich- 
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keit  zur  Aufwärtsbewegung  in  seinem  geistigen  Interessenkreise  ge- 
sichert bleibe. 

Die  Gefahr  sittlicher  Verrohung,  deren  wirtschaftliche  Seite  schon 
berührt  wurde,  läuft  den  die  Sozialpolitik  treibenden  Kulturidealen 
stracks  zuwider.  Sie  droht  ganz  besonders  wirksam  zu  werden,  wo 
die  sittliche  Verrohung  in  der  weiblichen  Bevölkerung  einsetzt,  und 
aus  naheliegenden  Gründen  sind  die  Arbeitskräfte  in  jüngeren  Jahren 
am  gefährdetsten. 

In  engstem  Zusammenhang  mit  der  Bedachtnahme  auf  die  sitt- 
liche Entwicklung  der  Individuen  steht  das  ganze  Problem  der  Frauen- 
beschäftigung zu  Erwerbszwecken,  denn  mit  seiner  Lösung  oder  Nicht- 
lösung  wird  auch  über  die  Entwicklung  des  Familienlebens  entschieden. 
Auch  die  Verminderung  der  Leistungsfähigkeit  der  verheirateten  Frau 
für  ihre  häuslichen  Aufgaben  als  Betreuerin  der  Hauses,  als  Gattin 
und  Mutter  ist  eine  Gefahr  in  sittlicher  und  ökonomischer  Beziehung. 
Es  gilt  hierin  einen  ganz  eigenartigen  Schutz  zu  entwickeln. 

3.  Gefahren  drohen  auch  unmittelbar  der  ökonomischen 
Stellung,  namentlich  wenn  der  Arbeiter  im  Verlauf  des  Arbeits- 
verhältnisses außerhalb  dieses  zum  Arbeitgeber  in  geschäftliche  Be- 
ziehung tritt,  die  für  ihn  den  Anfang  wachsender  Abhängigkeit  von 
diesem  bedeuten  und  seine  Widerstandskraft  gegenüber  irgendwelchen 
Unbilligkeiten  seitens  desselben  wesentlich  schwächen.  Namentlich 
der  Bezug  von  Lebensmitteln  und  anderen  Bedarfsartikeln  vom  Arbeit- 
geber ist  geeignet,  eine  Abhängigkeit,  bald  eine  Verschuldung  und 
schließlich  einen  Zustand  herbeizuführen,  daß  der  Arbeiter  über  sein 
Einkommen  und  bald  über  seine  Arbeitskraft  nicht  mehr  verfügen 
kann.  Das  sind  Verhältnisse,  die  nicht  nur  unseren  fortgeschrittenen 
Rechtsanschauungen  über  die  persönliche  Handlungsfreiheit  nicht  ent- 
sprechen, sondern  die  geradezu  auch  der  freien  Entwicklung  des 
Verkehrs  mit  der  Wirkung,  daß  die  wirtschaftlichen  Interessen  durch 
sie  am  besten  gefördert  werden,  zuwiderlaufen. 

Mit  dem  Arbeiterschutz  ist  der  Sozialpolitiker  unmittelbar  prak- 
tischer Sozialökonom,  der  die  Wirtschaftsgestaltung  der  Gesellschaft 
und  ihre  Bedingungen  in  der  Zukunft  vor  die  Augen  der  Gegen- 
wart rückt  und  im  Interesse  jener  von  der  Gegenwart  Opfer  fordert. 
Mit  dem  Arbeiter  schütz  im  engeren  Sinne  ist  die  moderne  Sozial- 
politik ins  Leben  getreten,  und  zwar  in  der  Richtung,  in  der  die 
schwerste  Gefährdung  der  menschlichen  Gesellschaft  durch  den  Indu- 
striekapitalismus bereits  verheerend  zu  wirken  begann.  Die  Maschinen- 
einsteUung  hatte  in  der  englischen  Textilindustrie  die  Verwendung 
der  billigsten  Arbeitskräfte  —  Frauen  und  Kinder  —  ermöglicht. 
Damit  war  nicht  nur  die  absolute  Reinertragssteigerung  erreicht  — 
im  Marxistischen  Sinne  absolute  Mehrwertserzeugung  gefördert  — 
sondern   es  war  gleichzeitig  eine  relative  Mehrwertvermehrung  an- 
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gebahnt:  der  Arbeiter  brauchte,  da  Frauen  und  Kinder  selbst  ver- 
dienen konnten,  nicht  mehr  so  hohen  Lohn  zu  erhalten  und  überdies 
verschlechterte  sich  durch  diesen  Zuwachs  der  Arbeitsmarkt  zum 
Vorteil  der  Arbeitgeber.  Aber  die  Folgen  waren  aUerbedenklichster 
Art.  Armenkinder  aus  dem  Süden  Englands,  die  von  den  Behörden 
zur  Arbeit  angehalten  werden  sollten  und  behördlich  in  Lohnver- 
hältnisse eingestellt  werden  durften  (Kirchspiellehrlinge),  wurden  zu 
Tausenden  in  die  Fabriken,  namentlich  in  die  Textilfabriken  des  nörd- 
lichen Teiles  des  Landes  verschickt.  Da  mit  den  Behausungs-  und 
Ernährungsverhältnissen  dieser  Kinderarbeiter  das  Umsichgreifen  an- 
steckender Krankheiten  mit  verheerenden  Wirkungen  in  Zusammen- 
hang gebracht  wurde,  kam  es  zu  dem  ersten  englischen  Arbeiterschutz- 
gesetz The  moral  and  health  act  (zur  Wahrung  der  Moral  und 
Gesundheit)  von  1802.  Es  setzte  für  die  Lehrlinge  in  den  Baumwoll- 
und  Wollfabriken  ein  Maximum  der  Arbeitsdauer  von  12  Stunden 
fest  und  untersagte  für  sie  die  Nachtarbeit. 

Auch  die  zunächst  folgenden  Gesetzgebungsakte  (1819  Verbot 
der  Kinder  unter  9  Jahren,  dann  1820,  1825,  1831  bis  1833:  Arbeits- 
zeit für  Kinder  von  9 — 13  Jahren  auf  8,  für  jugendliche  Arbeiter 
von  13 — 18  Jahren  auf  12  Stunden  maximiert)  galten  nur  der  Textil- 
industrie. In  dieser  hat  der  Schutz  der  Arbeiter  auch  in  den  vier- 
ziger Jahren  wesentliche  Fortschritte  gemacht,  bis  1850  für  jugend- 
liche Arbeiter  und  Frauen  in  diesen  Fabriken  die  Wochenarbeitszeit 
auf  60  wirkliche  Arbeitsstunden  herabgesetzt  war,  ein  Normalarbeits- 
tag, der  mittelbar  auch  den  Erwachsenen  zugute  kam,  weil  ihre  Ar- 
beit nicht  ohne  Hilfeleistungen  geschützter  Personen  zu  verrichten  war. 

Das  nächste  Produktionsgebiet,  das  die  Schutzgesetzgebung  heran- 
zog, nachdem  durch  parlamentarische  Enqueten  unerhörte  Mißbräuche 
in  der  Verwendung  von  Kindern,  Jugendlichen  und  Frauen  aufgedeckt 
worden  waren,  war  der  Bergbau. 

Die  Arbeiterschutzpolitik  beginnt  auch  in  Deutschland  mit 
Regulierung  der  Kinderarbeit,  und  zwar  mit  einem  preußischen  Re- 
gulativ von  1839,  welches  Arbeit  von  Kindern  unter  9  Jahren  für 
Fabriken,  Berg-,  Poch-  und  Hüttenwerke  untersagte,  für  jugendliche 
bis  18  Jahre  alte  Arbeitskräfte  einen  Zehnstundenmaximalarbeitstag 
statuierte.  In  den  übrigen  Staaten  des  Reichs  ist  es  in  der  Haupt- 
sache erst  von  den  sechziger  Jahren  ab  zu  planmäßiger  Schutzgesetz- 
gebung gekommen.  In  Frankreich  sind,  wie  es  scheint,  von  den 
ältesten  Normen  (1813  Kinderarbeit  in  Bergwerken  für  Unterzehn- 
jährige verboten,  1814  Sonntagsfeier  geregelt)  abgesehen,  Anregungen 
zum  Kinderschutz  zuerst  von  Unternehmern  ausgegangen:  1827  hat 
ein  elsässischer  Fabrikant,  in  den  dreißiger  Jahren  haben  Arbeitgeber- 
korporationen im  Elsaß  Kinderschutz  gefordert.  Erst  1841  gelingt 
es,  ein  in  seinen  Schutztendenzen  äußerst  bescheidenes  Gesetz  zustande 
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zu  bringen,  nachdem  in  leidenschaftliclien  Parlaments debatten  die 
wichtigsten  Prinzipienfragen  (Eingriffsrecht  des  Staates),  aber  aucb 
heute  noch  umstrittene  Probleme  des  Schutzes  (Maximalarbeitstag, 
internationaler  Arbeiterschutz),  zur  Erörterung  gelangt  waren. 

An  einen  Stillstand,  ein  Ruhen  dieser  Gesetzgebung  ist  niemals 
zu  denken.  Auf  die  unablässige  Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes 
wirken  drei  Umstände  hin.  Erstens  die  Entwicklung  der  Technik,  und 
diese  wirkt  wieder  in  doppelter  Hinsicht;  einerseits  unterliegen  die 
Einrichtungen  der  Betriebe,  gleichviel  ob  maschinell  oder  nicht,  fort- 
während Neuerungen,  die  neue  Situationen  der  Arbeiter  im  Arbeits- 
prozeß bringen,  anderseits  wächst  die  Technik  des  Arbeiterschutzes 
und  damit  das  mögliche  Maß  des  Schutzes.  Zweitens  die  Entwicklung 
der  körperlichen  und  da  wieder  ganz  besonders  der  Nervenverfassung. 
Die  hochleistungsfähige  Menschenmaschine  ist  im  Durchschnitte  auch 
die  sensiblere  und  stellt  höhere  Anforderungen  an  die  Umstände, 
unter  denen  die  höhere  Leistungsfähigkeit  entwickelt  werden  soll. 
Drittens  endlich  die  Erhöhung  des  Kulturniveaus.  Die  Kultur  fordert 
einen  Teil  des  Menschen  und  Pflege  des  Menschen,  worauf  bei  der 
Gestaltung  der  Verhältnisse,  unter  denen  das  Individuum  als  Erwerbs- 
faktor auftritt,  Rücksicht  genommen  werden  muß. 

Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  ist  hauptsächlich 
geschaffen  worden  1.  mit  der  Reichsgewerbeordnung  (d,  h.  Einführung  der  nord- 
deutschen Gewerbeordnung);  2.  mit  der  Gewerbenovelle  von  1878;  3.  mit  der 
Novelle  vom  l.YI.  1891;  4.  mit  der  sogenannten  Handwerkernovelle  vom  26.  VII, 
1897;  5.  mit  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzes  vom  10.  V.  1897;  6.  mit  der 
Novelle  vom  30.  VI.  1900;  7.  den  Kinderschutzgesetzen,  Novelle  6.  VIH.  1896  und 
Reichsgesetz  vom  30.  III.  1908;  8.  mit  dem  Gesetz  betreffend  Binnenschiffahrt 
vom  15.  VI.  1895  und  9.  mit  der  Seemannsordnung  vom  2.  VI.  1902. 

Literatur:  Frankenstein,  Der  Arbeiterschutz,  1896.  Herkner,  Die  Ar- 
beiterfrage, 5.  Aufl.,  1908,  II.  Teil,  10.  Kap.  Hitze,  Schutz  dem  Arbeiter,  1890. 
F.  A.  Lange,  Die  Arbeiterfrage,  4.  Aufl.,  1879.  Oechelhäuser,  Die  sozialen 
Aufgaben  der  Arbeitgeber,  1887.  v.  Berlepsch,  Warum  treiben  wir  soziale 
Reform?  Sehr.  d.  Ges.  f.  soz.  Ref.,  Heft  11.  Philippovich,  Grundriß  II.  1,  S.  138 
bis  201.  Zwiedineck,  Arbeiters chutz  und  Arbeiterversicherung,  1905.  Zustands- 
schilderungen:  Marx,  Kapital,  I.  Bd.  Webb,  Geschichte  des  britischen  Trade 
Unionismus.  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands,  1881. 
Shadwell,  Industrial  efficiency,  2  vol.,  1906.  Materialien:  Berichte  der  Fa- 
brik- oder  Gewerbeinspektoren.  Sammlungen  und  Darstellungen  des  gel- 
tenden Rechts:  Bulletin  des  internationalen  Arbeitsamtes  Basel,  seit  1902  jähr- 
lich 12  Hefte.  Im  Handw.  d.  St.  P,  Artikel  „Arbeiterschutzgesetzgebung"  und  dort 
angegebene  Literatur.  Die  Artikel  „Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  einzelnen 
Ländern"  sind  größtenteils  ausgezeichnet  geeignet  zu  rascher  Informierung.  Für 
das  deutsche  Recht  insbesondere  die  großen  Kommentare  zur  Gewerbeordnung 
(Landmann,  Schicker),  ferner  Evert,  Handbuch  des  gewerblichen  Arbeiterschutzes, 
2.  Aufl.,  1900  und  Stier-Somlo,  Deutsche  Sozialgesetzgebung,  1906;  für  Öster- 
reich insbesondere  Mischler-Ulbrich  öster.  Staatswörterbuch,  2.  Aufl.  Sehr  ver- 
läßlich orientiert  über  alle  im  Zug  befindlichen  und  aUe  wirklichen  Fortschritte 
die  Wochenschrift  Soziale  Praxis,  hrsg.  v.  Francke,  auf  die  hier  ein  für  alle- 
mal verwiesen  sei. 
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Arbeitszeit  und  Erholung. 

a)  Beschränkung  der  täglichen  Beschäftigungsdauer. 

Die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  ist  kein  modernes  Problem. 
Schon  das  mittelalterliche  Handwerksieb en  kannte  es.  Nur  waren 
neben  den  religiösen  Motiven  (Sonn-  und  Festtagsheiligung,  Gottes- 
dienstbesuch) vorzüglich  polizeiliche  Gründe  maßgebend,  einmal  Feuers- 
gefahr der  Arbeit  bei  Kerzenlicht  oder  Störungen  der  Nachbarn,  dann 
die  Gefahr  ungleicher  Produktionsquanten  unter  den  Handwerks- 
genossen, also  wirtschaftspolizeiliche  Gesichtspunkte.  Mit  der  stärkeren 
Entwicklung  des  Gesellenstandes  infolge  Erschwerung  des  Meister- 
werdens wurde  die  Arbeitszeit  allerdings  auch  ein  Streitobjekt  zwischen 
den  Knechten  und  Gesellen  einerseits,  den  Meistern  anderseits,  aber 
ohne  daß  jene  nennenswerte  Erfolge  erzielt  hätten.  Große  Bedeutung 
erreichte  die  Frage  nicht.  Wer  ein  Bäcker  werden  wollte,  mußte 
sich  während  seiner  Lehrzeit  überlegen,  ob  er  sich  den  herkömmlichen 
Arbeitsbedingungen,  also  auch  der  Zeiteinteilung  des  Gewerbes  unter- 
werfen woUe,  die  seine  Arbeit  um  2  Uhr  nachts  beginnen  ließ,  und 
so  erfuhr  auch  der  Schmiedelehrling  bald,  daß  sein  Handwerk  nicht 
bloß  ausnahmsweise  vor  Sonnenaufgang  den  Tag  beginnt  und  spät 
nach  Sonnenuntergang  schließt.  Das  Bedürfnis  der  Kunden  griff  eben 
durch  und  so  zweifelte  man  nicht  an  der  Selbstverständlichkeit  der 
Einrichtungen. 

Man  darf  sich  aber  die  Arbeitszeitverhältnisse  in  älterer  Zeit 
nicht  allzu  schlimm  vorstellen.  Ende  des  XV.  Jahrhunderts  dürfte 
in  der  Mehrzahl  der  Handwerke  die  effektive  Arbeitsdauer  12  Stunden 
nicht  überschritten  haben.  Petty  stellt  für  das  letzte  Drittel  des 
XVn.  Jahrhunderts  für  England  eine  effektive  Arbeitszeit  von  10 
Stunden  fest.  Und  zudem  dürfen  wir  nicht  übersehen,  daß  der  durch 
die  Handwerksakten  aUer  Jahrhunderte,  vom  XIY.  angefangen,  sich 
hinziehende  Kampf  um  den  Blauen  Montag  von  den  Meistern  in  der 
Hauptsache  vergeblich  gekämpft  worden  ist  und  daß  durch  ihn  die 
wöchentliche  Gesamtarbeitszeit  erheblich  geringer  wurde.  ^)  Wenn 
daher  das  XIX.  Jahrhundert  zunächst  einen  gewaltigen  Kampf  für 
eine  maßvolle  Arbeitszeit  bringen  mußte,  so  hat  man  die  Ursache 
nicht  in  den  aus  der  Handwerksverfassung  übernommenen  Verhält- 
nissen,   sondern    in    den    erschreckenden    Ausartungen    des    industrie- 


1)  Daß  der  halbe  Montag  blau  gemacht  werden  durfte,  war  ziemlich  all- 
gemein verbreitete  Ansicht  (Krieg,  Schanz  an  dem  S.  8ij  a.  0,),  für  eine  Yer- 
gleichung  mit  der  Gegenwart  sind  auch  die  zahh-eichen  Feiertage,  sind  die  langen 
periodischen  Pausen  durch  das  Wandern,  Ersparung  des  Weges  zur  Arbeit  u.  dgl. 
zu  berücksichtigen. 
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kapitalistischen  Betriebes  nach,  dieser  Seite  zu  suchen.  Die  Haus- 
industrie und  die  Fabrik  brachten  die  Beschäftigungsexzesse  und 
führten  schließlich  dahin^  daß  das  Verständnis  und  das  natürliche  Gefühl 
für  die  notwendigen  Grenzen  der  Beschäftigungsdauer  vollständig  ver- 
kümmerten^ so  vollständig,  daß  ein  Arzt  vor  einer  Enquetekommission 
des  englischen  Parlaments  die  Äußerung  tun  konnte,  er  bezweifle, 
•daß  eine  23  stündige  Arbeitsdauer  für  ein  Kind  schädlich  sei. 

Und  so  ist  die  Regelung  der  Arbeitszeit  um  des  Schutzes  der 
Arbeiter  willen  in  der  Tat  ein  Produkt  des  neuen  Stiles  im  Wirt- 
schaftsleben. Der  Kern  der  auf  eine  Regelung  abzielenden  Bestrebungen 
ist  die  Maximierunor  der  täojlichen  Arbeitszeit.  Als  Motive  wirken 
vorzüglich  zwei  Momente,  ein  wirtschaftliches  und  ein  kulturpolitisches 
Postulat: 

1.  soll  die  physische  Kraft  des  Arbeiters  mit  Ökonomie  ausgenützt 
werden,  d.  h.  derart,  daß  die  Arbeitskraft  möglichst  lange  die 
Grundlage  für  die  wirtschaftliche  Existenz  des  einzelnen  Individuums 
abgibt,  daß  also  die  Daseinserhaltung  für  dieses  Arb eiterin dividuum 
nicht  vorzeitig  anderen  Arbeitskräften  zur  Last  fällt; 

2.  soll  der  Arbeiter  auch  für  das  private  Leben  neben  seiner  Berufs- 
arbeit genügend  Zeit  und  Kraft  erübrigen. 

1.  Das  wirtschaftliche  Postulat  hat  im  Lauf  der  letzten  Zeit 
immer  mehr  an  wirtschaftlicher  Fuudierung  gewonnen,  vor  allem 
durch  physiologische  und  psychologische  Forschungen  über  die  Er- 
müdung. Der  Grundgedanke  ist  der,  daß  der  Mensch  als  Träger  der 
Arbeitskraft  ein  Organismus  ist,  der  Energie  aufnimmt,  um  sie  wieder 
in  anderer  Form  abzugeben,  in  unserem  Falle  also  durch  Arbeit. 
Jede  Arbeit  bedeutet  Energieverbrauch,  der,  wenn  er  eine  gewisse 
Grenze  überschreitet,  schädlich  für  den  Organismus  wird,  der  aber 
auch  nicht  unter  einer  gewissen  Grenze  bleiben  darf,  wenn  die  Lei- 
stungsfähigkeit nicht  Einbuße  erleiden  soll.  Die  Arbeitsleistung  des 
ausgeruhten  Arbeiters  steht  unter  den  günstigsten  Voraussetzungen. 
Bei  läncrerer  Dauer  der  Arbeit  treten  dann  die  Ermüdungs-  und  Er- 
schöpfungszustände  auf,  die  die  Arbeitsleistung  in  steigendem  Maße 
hemmen.  Die  Herrschaft  über  die  Muskeln  geht  immer  mehr  ver- 
loren, die  Präzision  der  Leistung  nimmt  ab,  die  ünfallgefahr  wächst. 
Die  Ermüdung  ist  eine  Störung  in  den  letzten  Elementen  des  Menschen, 
im  Protoplasma  der  Zellen,  sie  besteht  in  der  Hauptsache  darin,  daß 
«die  Bildung  von  giftigen,  lähmenden  Stoffwechselprodukten  durch 
Muskeltätigkeit  in  den  Muskeln  rascher  vor  sich  geht  als  deren  Weg- 
spülung aus  dem  Muskel,  die  (während  der  Muskelruhe,  namentlich 
im  Schlaf  besonders  leicht)  durch  die  Blutzirkulation  (Lymphwege) 
vollzogen  wird.  Energie  wird  nun  freilich  durch  das  Leben  selbst  ver- 
braucht, aber  der  Verbrauch  bei  Arbeit  ist  innerhalb  24  Stunden  etwa 


27.  Arbeitszeit  und  Erholung.  251 

4550  Kalorien^  während  der  ruhende  Organismus  nur  2770  Kalorien 
etwa  verbraucht.  Dazu  kommt  die  Inanspruchnahme  des  Nerven- 
systems, die  insofern  gefährlicher  ist,  als  die  bei  Muskelermüdung  auf- 
tretenden Warnungssignale  die  Schmerzempfindungen  erst  in  viel  spä- 
teren Stadien  der  Nervenermüdung,  die  näher  an  der  Erschöpfung 
liegen,  bemerkbar  werden. 

Das  Interesse  des  rationellen  Arbeitgebers  ist  nun  natürlich  nicht 
auf  eine  gewisse  Dauer  der  Beschäftigung  des  Arbeiters,  sondern  in 
•der  Regel  auf  das  auf  die  Dauer  erzielbare  Optimum  an  Leistung  ge- 
richtet. Je  nach  der  Kombination,  in  der  in  einem  bestimmten 
Arbeitsverhältnisse  Muskel-  und  Nervenenergie  während  der  Ar- 
beit konsumiert  wird,  ist  dieses  Optimum,  dieses  günstigste  Ausbeute- 
verhältnis^  an  sich  verschieden.  Es  ändert  sich  aber  natürlich  auch 
mit  der  Änderung  der  Kombination  und  wir  gelangen  damit  zu  den 
Faktoren,  in  denen  die  Erklärung  für  die  ausgesprochene  Tendenz 
zur  fortwährenden  Verkürzung  des  Arbeitstages  zu  suchen  ist. 
Nicht  die  Muskelkraft  wird  heute  in  der  Hauptsache  im  Fabrik-  und 
Yerkehrsbetrieb  so  viel  mehr  in  Anspruch  genommen,  obwohl  diese 
■durch  die  Gleichförmigkeit  der  Inanspruchnahme  gestiegen  ist,  sondern 
die  Nervenkraft,  und  das  vor  allem  durch  die  Eintönigkeit  des  Arbeits- 
verlaufes und  die  meist  ungeheure  Steigerung  des  Arbeitstempos,  die 
Vermehrung  der  von  einem  Arbeiter  zu  bedienenden  mechanischen 
Prozesse  (Spindeln,  Webstühle  u.  dgl.)  oder  durch  die  Hast  des  Ge- 
triebes, die  das  moderne  gewerbliche  Leben  durchdringt.  Die  Abwechslung 
und  Unterbrechung  in  der  Arbeit,  die  schon  die  Eigenart  des  Hand- 
werksbetriebes mit  sich  brachte,  wird  ausgeschlossen  durch  den  Gang 
der  Maschine,  und  damit  ist  die  Arbeit  selbst  der  Willkür  des  Ar- 
beiters entrückt.  Die  charakteristischen  Rhythmen,  die  die  Handwerks- 
arbeit  erleichtert  haben,  sind  einem  allgemeinen  Tosen  und  Sausen 
gewichen,  das  die  Arbeitsstätten  erfüllt. 

Das  Optimum  an  Leistungsfähigkeit  zu  finden,  das  dauernd  ohne 
Schädigung  des  Arbeiters  verlangt  werden  kann,  wäre  notwendige 
Pfiicht  eines  jeden  Betriebsleiters,  denn  es  hängt  immer  von  konkreten 
Begleitumständen  ab,  unter  denen  die  Arbeit  vor  sich  geht,  Luftraum, 
Luftqualität  u.  dgl.,  aber  ebenso  von  der  Lohnbemessungsweise:  Stück- 
lohn und  Prämiensysteme  gestatten  meist  nur  kürzere  Arbeitszeiten.  So 
gehen  aber  nur  die  wenigsten  vor  und  das  leitende  Prinzip  ist,  die 
Arbeitszeit  soweit  auszudehnen,  als  nicht  ein  Mißverhältnis  zwischen 
Lohn  und  Erfolg  bemerkbar  wird.  Bestimmend  ist  die  Überzeugung, 
daß,  je  länger  die  Maschinen  laufen,  sie  sich  um  so  rascher  amor- 
tisieren, um  so  besser  verzinsen.  Da  man  für  den  Arbeiter,  der  diese 
gewünschte  Arbeitszeit  nicht  aushält,  sofern  es  sich  nicht  um  quali- 
fizierte Leistungen  handelt,  regelmäßig  Ersatz  findet,  scheint  die  Ar- 
gumentation vollständig  berechtigt. 
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Und  doch  hat  es  seit  dem  XVIIL  Jahrhundert  immer  Arbeit- 
geber gegeben,  die  anders  dachten  und  handelten,  die  an  der  Über- 
zeugung hingen,  daß  der  Zusammenhang  zwischen  Arbeitsdauer  und 
Leistung  keineswegs  eine  gerade  Proportionalität  im  herkömmlich  an- 
genommenen Sinne  erkennen  lasse.  Männer  der  Praxis  wurden  zwar^ 
wie  Robert  Owen,  als  Narren  angesehen,  wenn  sie  von  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  eine  Hebung  der  Produktion  erwarteten,  aber 
dennoch  sind  sie,  entgegen  aller  nationalökonomischen  Theorie  ihrer 
Zeit,  Bahnbrecher  geworden  für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit.  Owen 
hat  1817  schon  den  Achtstundentag  als  richtiges  Maß  hingestellt  und 
ist  agitatorisch  dafür  eminent  tätig  gewesen.  Er  hat  ihn  nicht  durch- 
setzen können  und  mußte  sich  mit  der  Erreichung  des  gesetzlichen 
Zehnstundentages  für  die  jugendlichen  und  weiblichen  Arbeiter  noch 
1848  begnügen,  aber  seine  Idee,  daß  die  Leistung  der  Arbeiter  bei 
kürzerer  Zeit  dieselbe  sein  könne,  als  bei  einer  für  den  Organismus 
unbedingt  schädlichen  Beschäftigungsdauer,  die  Idee  ist  nicht  mehr 
untergegangen.  Wesentlich  Neues  ist  zum  Arbeits  zeit  schütz  nicht 
mehr  yorgebracht  worden,  nur  die  wissenschaftliche  Vertiefung  seiner 
ökonomischen  Rechtfertigung  vollzieht  man  immer  mehr. 

Über  diesen  wichtigen  Zusammenhang  zwischen  Leistungserfolg 
und  Arbeitszeit,  über  den  auch  wieder  Brentano,  angeregt  durch  Er- 
fahrungen Brasseys  (7gl.  S.  286),  wertvolle  Untersuchungen  angestellt 
hat,  liegen  nun  auch  geradezu  naturwissenschaftlich  vertiefte  Experi- 
mentaluntersuchungen  vor,  denn  vorerst  als  Experiment  war  der  am 
genauesten  untersuchte  Übergang  zur  Achtstundenarbeit  in  den  Zeiß- 
werken  auf  Veranlassung  Abbes  unternommen  worden.  Das  Ergebnis 
war  hinsichtlich  der  Prüfung  der  Leistungsentwicklung  positiv:  es  ist 
nicht  nur  kein  Verlust  an  Leistung,  sondern  ein  Zuwachs  eingetreten, 
gleichmäßig  bei  jungen  und  alten  Arbeitern,  nur  in  höherem  Ausmaße 
bei  gröberen  Arbeiten  als  bei  feineren.  Dabei  haben  auch  die  Ma- 
schinen höhere  Nutzeffekte  ergeben,  geringeren  Leerlauf  und  —  was 
besonders  beachtenswert  ist!  —  von  der  Erhöhung  der  Arbeitsinten- 
sität, die  diese  absolute  Mehrleistung  bewirkte,  war  kein  ungünstiger 
Einfluß  auf  die  Arbeiter  wahrnehmbar.  Besonders  glänzend  sind  auch 
die  Erfahrungen,  die  Ingenieur  Fromont  in  der  Schwefelsäurefabrik 
zu  Engis  beim  Übergang  vom  12-  zum  8  stündigen  Arbeitstag  gemacht 
hat,  und  zwar  unter  ungünstigsten  Umständen,  da  das  Experiment 
gegen  den  WiUen  der  Arbeiter  unternommen  war  und  da  deren  Ob- 
struktion erst  nach  einem  halben  Jahr  überwunden  werden  konnte.^) 

Nun  muß  trotz  der  vielfachen  Kontrollen  in  der  Abbeschen  Unter- 


1)  Weitere  Stützen  wird  die  Bewegung  für  die  Arbeitszeitkürzung  in  vielen 
Gewerben  (z.  B.  Großeisenindustrie)  aus  einer  vollkommeneren  Statistik  der  Mor- 
bidität, Invalidität  und  Mortalität  gewinnen  müssen.  Die  Statistik  wird  aber 
wohl  die  Schichtwechsel-  und  Arbeitszeitverschiedenheit  berücksichtigen  müssen. 
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suchung  davor  gewarnt  werden,  die  Ergebnisse  ohne  weiteres  zu 
generalisieren.  Die  Dinge  liegen  techniscli  gewiß  nicht  in  allen  In- 
dustrien so  günstig  wie  in  der  Feinmechanik,  der  optischen  oder  der 
chemischen  Industrie,  weder  für  die  Intensitätssteigerung ^)  noch  für 
die  Inanspruchnahme  der  Arbeiter  bei  höherer  Intensität.  Aber  der 
Oewinn,  der  für  die  Erkenntnis  des  Kausalzusammenhanges  gemacht 
wurde,  ist  auch  für  die  Politik  von  größtem  Wert.  Einmal  die  Tat- 
sache, daß  der  Kraftverbrauch  infolge  der  Geschwindigkeit  einer  Ar- 
beitsverrichtung (die  natürlich  auch  ein  Ermüdung  begründendes  Ele- 
ment der  Arbeit  ist)  in  weiten  Grenzen  konstant  bleibt  und  erst  beim 
Erreichen  einer  sehr  großen  Geschwindigkeit  merklich  in  Betracht 
kommt.  Und  zweitens  das  von  Abbe  formulierte  Ergebnis:  für 
jede  bestimmte  Person  und  jede  bestimmte  Art  Arbeit  wird  das  täg- 
liche Arbeitsprodukt  bei  einer  bestimmten  Dauer  der  täglichen  Arbeits- 
zeit ein  Maximum,  und  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  muß  noch 
Erhöhungen  der  Leistung  zur  Folge  haben,  so  lange  der  Gewinn  für 
den  Kräfteersatz  aus  der  Ruhezeitverlängerung  und  die  Ersparnis  an 
Kraftverbrauch  für  Leergang  (d.  h.  Kraftverbrauch  durch  bloße  An- 
wesenheit im  Betrieb  ohne  effektive  Wirksamkeit)  zusammen  noch 
größer  sind  als  der  Kraftverbrauch  für  die  Beschleunigung  des  Tempos. 

Das  Optimum  ist  nicht  absolut  konstant,  es  ändert  sich  mit  Ein- 
schiebung  von  Pausen  in  die  Arbeitszeit  und  ist  natürlich  wieder  ver- 
schieden für  verschiedene  Kombinationen  von  Arbeit  und  Pause.  ^) 
Daraus  ergibt  sich  als  zweites  wichtiges  Problem  die  Gestaltung  der 
Pausen.  Das  erste  Hauptproblem  bleibt  die  Herstellung  eines  Gleich- 
gewichts zwischen  Kraftzufuhr  und  Energieabgabe.  Dieses  Gleich- 
gewicht ist  nicht  bloß  durch  Lohn  und  damit  beschaffbarer  Nahrung 
herstellbar,  sondern  nur  unter  gleichzeitiger  entsprechender  Gestaltung 
der  Arbeitszeit  ist  es  zu  erreichen. 

In  der  Durchführung  dieser  Ideen  scheinen  sich  Schwierigkeiten 
daraus  zu  ergeben,  daß  dieses  Optimum  nicht  ein  objektives,  sondern 
immer  nur  ein  subjektives  ist.  Es  müßte  also  individualisiert 
werden,  d.  h.  jeder  Arbeiter  für  seinen  Arbeitsprozeß  seine  Arbeitszeit 
nach  Maßgabe  seiner  Eignung  vorgeschrieben  erhalten.  Allein  dafür 
fehlen,  auch  Einsicht  und  besten  Willen  der  Arbeitgeber  vorausgesetzt, 
die  Vorbedingungen.     „In  einer  Textilfabrik,  einer  Kohlengrube,  einer 

1)  Sie  ist  bei  den  Arbeitsprozessen  der  Textilindustrie  vielfach  zunächst 
nicht  mehr  zu  erwarten.  (Martin,  Zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  der  me- 
chanischen Textilindustrie,  Arch.  f.  soz.  Ges.  YIIJ.)  Aber  unter  dem  Drucke  der 
Arbeitszeitverkürzung  ist  man  zu  Fortschritten  der  Technik  gelangt,  die  den 
Produktionsausfall  wett  gemacht  haben  (Schul er.  Auch  im  Zentralverband 
deutscher  Industrieller  zum  Ausdruck  gekommen.) 

2)  So  wurden  bei  achtstündiger  Arbeitszeit  zwei  Intensitätsmaxima  beob- 
achtet: vormittags  nach  der  Kaffeepause,  nachmittags  zwischen  3  und  6  Uhr. 
Yon  Einfluß  sind  aber  auch  Temperatur,  Witterung,  Nachtarbeit,  Lohnformen  u.  dgl. 
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Schiffsbauwerft,  einer  Maschinenfabrik  oder  auf  einem  großen  Bau 
kann  aus  Gründen  der  inneren  Ökonomie  derselben  dem  einzelnen 
Arbeiter  nicht  gestattet  werden,  nach  Belieben  zu  kommen  oder  zu 
gehen'^,  so  äußert  sich  das  Ehepaar  Webb  in  der  Darstellung  der 
Gewerkvereinspolitik  bezüglich  dieses  Problems.  Der  groß  industrielle 
Betrieb  ist  ein  Organismus,  der  auf  gewisse  Regelmäßigkeit  nicht 
verzichten  kann,  sowohl  aus  ökonomischen  wie  aus  disziplinaren 
Gründen.  Wenn  man  selbst  noch  darüber  wegkäme,  eine  Verschieden- 
heit der  Beschäftigungszeiten  dort  als  selbstverständlich  anzusehen^ 
wo  die  Verschiedenheit  der  Qualifizierung  äußerlich  deutlich  wahr- 
nehmbar ist  (z.  B.  für  Jugendliche,  Frauen),  so  bleibt  das  Problem  in- 
folge des  Mangels  äußerer  Prägnanz  dieser  Verschiedenheit  ungelöst. 
An  der  notwendigen  Betriebsdisziplin  scheitert  eine  differenzieUe  Be- 
handlung der  Arbeiterindividuen.  Aber  auch  die  gesetzliche  Regelung 
der  Arbeitszeit  kann  immer  nur  generalisierend  erfolgen.  Dann  ist 
freilich  möglich,  daß  manche  Arbeitskraft  nicht  voU  (bis  zum  Opti- 
mum) ausgenützt  wird.  Zwei  Erwägungen  helfen  über  diesen  Nach- 
teil hinweg:  1.  für  die  Gesellschaft  geht  diese  im  Betrieb  nicht  aus- 
genützte Arbeitskraft  nicht  verloren,  wenn  dieser  Kraftrest  überhaupt 
anderweitig,  eventuell  auch  erwerbsmäßig  verwertet  wird;  2.  im  Haus- 
halte des  Arbeiters  wird  solcher  Kraftrest  in  der  Regel  sehr  vorteil- 
haft nutzbar  gemacht  werden  können.  Aber  die  unvermeidliche  Ein- 
heitlichkeit der  Regelung  stellt  sich  in  der  Praxis  immer  als  eine 
Schwäche  jeder  Regelung  dar  und  ebenso  anderseits  doch  auch  die 
Differenzierung.  Das  hat  sich  schon  bei  der  Sonderstellung  der  Kinder, 
Jugendlichen  und  Frauen  gezeigt.  Die  Zeitbeschränkungen  für  diese 
letzteren  zwei  mußten  zweckmäßigerweise  auch  auf  die  erwachsenen 
männlichen  ausgedehnt  werden  (Prankreich).  Die  anstrebenswerte  Diffe- 
renzierung der  Maximalarbeitszeit  nach  Beschäftigungskategorien  ist 
auch  nur  in  ganz  großen  Zügen  durchführbar.  So  muß  der  Arbeit- 
geber mit  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  immer  in  Kauf  nehmen, 
daß  einzelne  Arbeitsprozesse  möglicherweise  ein  Minderergebnis  auf- 
weisen. Das  hat  auch  Abbe  für  eine  Gruppe  feststellen  müssen.  Ist 
der  Verlust  daraus  bedeutend  genug,  um  die  längere  Arbeitszeit  für 
das  Ganze,  um  insbesondere  den  „Leergang"  bei  längerer  Arbeitszeit 
zu  rechtfertigen?  In  der  Hauptsache  wird  man  verneinen  dürfen,  da 
durch  die  Betriebsdauer-Verkürzung  an  Betriebskosten  (Feuerung,  Be- 
leuchtung, Maschinenleergang)  Erhebliches  erspart  werden  kann.  Sie 
waren  oft  genug  bestimmend  für  den  freiwilligen  Schritt  der  Unter- 
nehmer zur  niedrigeren  Arbeitszeit. 

2.  Daß  das  wirtschaftliche  Postulat  da  und  dort  noch  unvoll- 
kommen fundiert  ist,  wird  durch  die  Möglichkeit  kulturpolitischer 
Wirkungen  der  Arbeitszeitkürzung  mehr  als  ausgeglichen. 

Der  arbeitende  Mensch  muß  auch  eine  gewisse  Zeit  zur  Verfügung 
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haben,  die  er  der  Entwicklung  seiner  Persönlichkeit  widmen 
kann.  Zu  dieser  Entwicklung  braucht  das  Individuum  nicht  nur  im 
Stadium  körperlicher  Unreife,  sondern  noch  später  Zeit  und  Kraft,, 
und  deshalb  soll  die  Berufsarbeit  nicht  bloß  das  verfügbare  Zeit-, 
sondern  auch  das  Kraftausmaß  nicht  voU  erschöpfen.  Was  will  man 
von  einem  Geschlecht  von  Menschen  erwarten,  deren  tägliches  Einerlei 
günstigstenfalls  jahrelang  in  nichts  anderem  sich  abspielt,  als  in  12 
Stunden  Aufenthalt  in  der  Arbeitsstätte,  2  Stunden  Weges  zu  und 
von  derselben,  8  bis  9  Standen  Schlaf  und  1  bis  2  Stunden  Nahrungs- 
zufuhr? Kaum  wird  jemand  zu  jenen  Verhältnissen  zurücksteuern 
wollen,  die  den  alten  Cato  zu  dem  Ausspruch  veranlaßten,  Sklaven 
dürften  nur  entweder  arbeiten  oder  schlafen,  denn  die  Erkenntnis  hat 
sich  wohl  durchgerungen,  daß  die  gebildetere,  anderen  als  rein  sinn- 
lichen Genüssen  zugängliche  Arbeiterschaft  leistungsfähiger  ist. 

Daß  und  welche  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Weiterbildung 
des  Arbeiters  nach  der  Elementarschulung  zu  lösen  sind,  ist  schon  an 
anderer  Stelle  angedeutet  worden.  Fort-  und  Weiterbildung  ist  aber 
nur  zu  erwarten,  wo  Kraft  dafür  vorhanden  ist,  denn  sie  ist  selbst 
wieder  Arbeit,  wenn  auch  anderer  Art,  die  nicht  geringe  Energie  er- 
heischt. Diese  Energie  muß  also  nach  der  täglichen  Erwerbsarbeit 
verfügbar  bleiben.  Dann  kann  aber  allerdings  auch  mit  der  befruch- 
tenden Wirkung  dieses  Energieaufwandes  für  die  Arbeit  gerechnet 
werden,  mit  der  Wechselwirkung,  da  die  Ablenkung  des  Innenmenschen 
von  der  AUtagsmühe  erfrischt  und  Energie  weckt. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gibt  es  für  die  autoritäre  Maxi- 
mierung  der  Beschäftigungsdauer  keine  Schwierigkeit  bezüglich  einer 
Unterscheidung  verschiedener  Arbeiterkategorien,  denn  wenngleich  die 
Fähigkeiten  zur  eigenen  Entwicklung  ungemein  individuell  differieren, 
so  ist  darauf  doch  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  IdeeU.  gedacht  müßte 
das  Maximum  beruflicher  Arbeitsdauer  bestimmt  werden  nach  dem 
Minimum  an  Muße,  das  für  den  auch  von  der  Familie  in  Anspruch 
genommenen  Arbeiter  zu  einem  gewissen  Ausmaß  geistiger  Weiter- 
entwicklung als  erforderlich  angenommen  werden  muß.  Praktisch 
läßt  sich  das  selbstverständlich  nicht  in  eine  Ziffer  fassen.  Aber 
darum  handelt  es  sich  zunächst  auch  gar  nicht.  Betont  werden  muß 
jedoch,  daß  es  sich  bei  der  Entwicklung  der  Persönlichkeit  durchaus 
nicht  nur  um  ein  Lernen  im  engeren  Sinne  handeln  kann,  sondern 
auch  um  ein  gewisses  Maß  von  Lebensgenuß,  dessen  Notwendigkeit 
gleichfalls  schon  in  anderem  Zusammenhang  begründet  wurde  (2.,  5.  und 
12.  Kap.).  Der  schwerste  Einwand,  der  immer  wieder  gegen  diese 
Motivierung  des  Arbeitszeitschutzes  vorgebracht  wird,  ist  wohl  der,  daß 
die  Verkürzung  der  beruflichen  Arbeitszeit,  nicht  nur  nicht  zu  einer 
sittlichen  Hebung,  sondern  geradezu  zu  einer  Herabdrückung  des  sitt- 
lichen Niveaus   der  arbeitenden  Klasse  führe.     Ausgedehnterer  Gast- 
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hausbesucli  sei  vornehmlich,  der  Erfolg  gekürzter  Arbeitszeit  und  die 
größere  Geldausgabe  hierfür,  die  so  zur  Quelle  des  wirtschaftlichen 
Niederganges  des  Hauswesens  des  einzelnen  Arbeiters  werde  und  zur 
Fortzeugung  sittlicher  Verkommenheit  führen  müsse,  sei  die  unaus- 
weichliche Begleiterscheinung  des  größeren  Maßes  freier  Zeit  des  Ar- 
beiters. Der  Einwand  ist  leider  berechtigt,  sofern  genügend  Erfahrungen 
gemacht  werden  mußten,  die  den  Glauben  vernichten  können,  daß  die 
Verminderung  der  beruflichen  Arbeitsdauer  die  moralische  und  geistige 
Entwicklung  fördere.  Aber  sie  beweisen  vor  allem  nur  die  Not- 
wendigkeit, daß  mit  den  Bestrebungen  zur  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit Hand  in  Hand  gehen  müssen  der  Kampf  gegen  den  Alkoholismus, 
die  Fürsorge  für  den  seelischen  Teil  des  Arbeiters,  die  Wohnungs- 
reform im  weitesten  Umfang,  die  Gewinnung  der  Arbeitermassen  für 
andere  als  die  Interessen  des  Alltagsgenusses,  mit  einem  Wort,  daß 
mindestens  parallel  mit  dem  Arbeitszeitschutz  die  Sorge  werktätig 
weiden  muß,  daß  nicht  in  den  errungenen  Freistunden  an  die  Stelle 
der  Erwerbsarbeit  eine  Leere  tritt,  die  ihren  Inhalt  am  leichtesten  in 
Gestalt  des  Alkohols  gewinnt. 

Über  dieser  möglichen  Gefahr  seien  aber  die  Tatsachen  nicht 
vergessen,  z.  B.  daß  auf  Grund  20 jähriger  Beobachtung  der  Schweizer 
Fabrikinspektor  Schuler  die  Abwendung  vom  Alkoholgenuß  als  eine 
Wirkung  des  elfstündigen  Maximalarbeitstages  feststellen  konnte. 
Und  ebenso  hebt  Fromont  Abnahme,  ja  fast  völliges  Verschwinden 
der  TrunkenheitsfäUe  nach  dem  Übergang  vom  12-  zum  8  Stunden- 
betrieb hervor.  Je  größer  die  Freizeit,  um  so  bessere  Verwertungs- 
möglichkeiten ergeben  sich  für  sie! 

Auch  das  sind  Momente,  die  die  Unternehmer  zu  freiwilligem 
Aufgeben  der  langen  Arbeitszeiten  bestimmen  könnten.  Aber  die 
Sozialpolitik  kann  nicht  mit  solchem  Maß  von  Einsicht  bei  aUen 
Arbeitgebern  rechnen.  Das  Interesse  des  Staates  an  der  Hintanhal- 
tung von  Arbeitszeit-Exzessen  ist  zu  groß,  als  daß  er  einfach  ab- 
warten dürfte,  und  so  finden  wir  ihn  namentlich  mit  dieser  Tendenz, 
Gesundheits-  und  Sittlichkeitsschädigungen  abzuwehren,  am  Werk, 
die  Arbeitszeit  zu  maximieren.  Dabei  spielt  ja  auch  das  militärische 
Interesse  am  Rekrutenkontingent  mit.  Einzelne  Staaten  sind  aber 
auch  darüber  hinausgegangen,  wenn  von  den  gesetzgebenden  Faktoren 
der  Standpunkt  eingenommen  wurde,  daß  nicht  bloß  Mitleidsregungen 
oder  aUenfalLs  noch  das  Interesse  an  der  Erhaltung  der  Arbeiterzahl 
den  Arbeiterschutz  zu  begründen  haben,  sondern  daß  seine  über 
das  Augenblicks-Reinertragskalkul  einzelner  Unternehmungen  hinaus- 
reichende Wirtschaftspolitik  und  das  von  Kulturidealen  getragene 
GeseUschaftsinteresse  ohne  den  Arbeiterschutz  nicht  zu  denken  sind. 
Wie  heute  die  Dinge  liegen,  scheint  die  Sicherung  der  Koalitions- 
freiheit und  die  möglichst  z^^eckmäßige  Organisation   der  Interessen- 
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Vertretung  auch  in  der  Lösung  des  Zeitproblems  die  Hauptaufgabe 
der  staatlichen  Politik  zu  sein.  Unentbehrlich  ist  die  strikte  Norm 
unter  allen  Umständen^  wo  das  momentane  Interesse  der  Arbeiter 
selbst  dem  gesellschaftlichen  zuwiderläuft,  wie  z.  B.  vielleicht  bei 
Verkürzung  der  Frauenarbeitszeit. 

Einen  allgemeinen  gesetzlichen  Maximalarbeitstag  für  Fabrikbetriebe 
kennen  nur  Frankreich  mit  12,  Österreich  mit  11,  Rußland  mit  11  Vg,  bezw.  vor 
hohen  Festtagen  mit  10  und  die  Schweiz  mit  11,  sowie  Australien  und  Neusee- 
land mit  8  Stunden.  In  allen  diesen  Ländern  ist  die  Praxis  lange  schon  im 
größten  Teil  der  Industrie  unter  diese  Grenze  herabgegangen.  In  England  ist 
man  hinsichtlich  der  Arbeitszeit  beständig  den  andern  Ländern  voraus  gewesen, 
obwohl  dort  eine  allgemeine  Norm  fehlt.  Bahnbrechend  war  die  Gestaltung 
in  der  Textilindustrie.  Die  einschlägigen  gesetzlichen  Normen,  unter  denen 
die  englische  Textilindustrie  arbeitet,  gelten  nur  für  Frauen,  Jugendliche  und 
Kinder.  Allein  das  vorhin  erwähnte  Moment  der  Betriebsdisziplin  und  Ökono- 
mik (die  Arbeitszeit  einheitlich  für  alle  Arbeiter  eines  Betriebes  zu  halten)  bringt 
es  mit  sich,  daß  nur  ausnahmsweise  diese  Begrenzungen  nicht  auch  den  erwach- 
senen männlichen  Arbeitern  zugute  kommen.  Dort  besteht  für  minderjährige 
unter  18  Jahren  und  für  weibliche  Arbeiter  ein  Beschäftigungsmaximum  von 
55  Yj  Stunden  wöchentlich,  seitdem  durch  das  Gesetz  von  1901  über  die  Arbeits- 
zeit an  Sonnabenden  in  Textilfabriken  der  Schluß  der  Arbeit  auf  12  Uhr  mittags 
festgesetzt  worden  ist.  Über  eine  Million  Textilarbeiter  arbeiten  nunmehr  unter 
der  Wirkung  dieser  gesetzlichen  Bestimmung.  Damit  ist  die  Neunstundentags- 
woche  (an  Wochentagen  10,  an  Sonnabenden  öYg  Stunden)  beinahe  erreicht  (Bauer). 
Die  niedrigen  Arbeitszeiten  in  anderen  (freien)  Industrien  sind  hauptsächlich  Er- 
folge der  Gewerkvereinspolitik.  Der  Achtstundentag  ist  seit  1893  und  1894  in 
den  Regierungsbetrieben  des  Heeres  und  der  Flotte  eingeführt  und  in  den  kon- 
tinuierlichen Betrieben  mit  3  Schichten.  Im  Bergbau  Durhams  und  Northumber- 
lands  ist  die  Schichtdauer  auf  7  Stunden  und  weniger  gesunken.  Dennoch  hat 
die  Notwendigkeit  bestanden,  die  Achtstunden-Arbeit  auch  für  die  übrigen  Berg- 
werke festzusetzen,  was  1908  geschah  (exkl.  Ein-  und  Ausfahrtszeiten).  Neun- 
stündige Arbeitszeit  im  Bergbau  ist  auch  in  Österreich  und  in  Belgien  (ab 
1.  Januar  1911)  gesetzliches  Maximum.  Erwähnenswert  ist  die  schon  seit  1868 
geltende  Regelung  der  Arbeitszeit  mit  8  Stunden  in  den  Regierungsbetrieben 
der  Union.  In  manchen  Unionsstaaten  ist  für  gewisse  Arbeitsgebiete  diese  Zeit- 
schranke übernommen  worden. 

Im  Deutschen  Reich  besteht  keine  allgemeine  gesetzliche  Maximierung 
der  Arbeitszeit.  Die  allmähliche  Verkürzung  der  vielfach  14  stündigen  Arbeits- 
zeit, die  um  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  in  Fabriken  üblich  war,  ist  zum 
großen  Teil  der  Initiative  der  Unternehmer  selbst  entsprungen.  In  den  letzten 
Jahren  hat  die  Gewerkvereinspolitik  wesentliche  Fortschritte  zu  erzielen  ver- 
mocht. Doch  ist  auch  hier  der  Gesetzgebung  zugunsten  der  Frauen  ein  Einfluß 
zuzuschreiben.  Das  Gesetz  von  1891  maximierte  die  Frauenarbeit  auf  11  Stunden 
und  gab  damit  den  Anstoß  zu  allgemeinen  Kürzungen  der  Arbeitszeit.  Es  ist 
zu  vermuten,  daß  auch  die  1908  (Gew.-Nov.  v.  28.  Dezbr.)  erfolgte  Herabsetzung 
dieser  Grenze  auf  10  Stunden  weiterwirken  wird.  Für  bestimmte  Gewerbe  sind 
Spezialnormen  auf  Grund  des  §  120  e  der  Gew.-Ordng.  vom  Bundesrat  erlassen 
worden  (Bäckereien,  Konditoreien,  Getreidemühlen,  Gast-  und  Schankwirtschaften). 
Diese  dem  Bundesrat  eingeräumte  Ermächtigung  ist  noch  äußerst  spärlich  aus- 
genützt. Für  eine  Reihe  von  Beschäftigungen  sind  von  den  Gewerbeinspektoren 
Verkürzungen  auf  8  bis  6,  sogar  5  Stunden  für  hygienisch  notwendig  erklärt. 
In  Preußen  ist  nur  die  für    die   Arbeit  im  Bergbaubetrieb  an  Betriebspunkten 
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mit  mehr  als  28°  C.  gewöhnlicher  Temperatur  auf  6  Stunden  beschränkt^  In 
Bayern  ist  die  Achtstundenschicht  gesetzlich  eingeführt.  Wie  in  England,  hat 
sich  auch  in  Deutschland  die  Arbeiterschaft  auf  dem  Wege  der  Tarifgemein- 
schaft die  meisten  der  neueren  Zeitkürzungen  errungen.  Immer  noch  sind  Er- 
folge darin  leichter  zu  erzielen,  wenn  alle  Unternehmungen  gleichmäßig  eine 
solche  Konzession  machen.  Die  9-  und  8  Yg  stündige  Arbeitszeit  ist  schon  in 
einer  Reihe  von  Gewerben  durch  Tarifvertrag  gesichert.  Im  Baugewerbe  und 
in  der  Industrie  der  Steine  sind  1908  für  rund  150000  Arbeiter  Winterarbeits- 
zeiten sogar  unter  8  Stunden  durch  Tarifvertrag  vereinbart  gewesen. 

Gegenüber  den  Tatsachen  hat  das  ^^Gespenst"  des  Achtstunden- 
tages seine  Schrecken  verloren.  Jedoch  sind  die  Tatsachen  des  Be- 
stehens des  Achtstundentages  in  gewissen  Gebieten  oder  in  gewissen 
Gewerben  und  Berufen  noch  kein  zwingendes  Beweismaterial  dafür, 
daß  die  allgemeine  Festsetzung  dieser  Arbeitszeit  ohne  Beeinträch- 
tigung des  erreichten  Kulturniveaus  möglich  ist.  Worauf  es  an- 
kommt ist  die  Frage,  ob  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  eines 
Wirtschaftskreises  unter  Zugrundelegung  der  in  einem  gegebenen 
Augenblick  überkommenen  Lebensführung  desselben,  bei  den  ge- 
gebenen Produktionsbedingungen,  insbesondere  dem  Stande  der  Tech- 
nik, die  menschlichen  Produktivkräfte  nur  8  Stunden  täglich  gebraucht 
werden.  Und  diese  Rechnung  könnte  zunächst  schon  niemals  mit 
absoluter  Geltung  durchgeführt  werden,  weil  der  Reichtum  der  Natur, 
aber  auch  die  Berufsgliederung  der  Bevölkerung  entscheidend  dafür 
sind,  wie  viele  Menschen  des  Wirtschaftskreises  an  der  materiellen 
Produktion  nicht  mitwirken,  sondern  von  der  Arbeit  der  übrigen  er- 
halten werden  können  bzw.  müssen.  Deshalb  ist  die  Tatsache,  daß  in 
Neuseeland  seit  vielen  Jahren  der  gewohnheitsmäßige  Achtstundentag 
in  den  meisten  Gewerben  besteht  (abgesehen  von  Hochschutzzöllen  und 
Bedeutungslosigkeit  der  Industrie  am  Weltmarkt),  kein  Argument  dafür, 
daß  er  in  Deutschland  oder  Frankreich  oder  Großbritannien  oder 
sonst  einer  Volkswirtschaft  möglich  ist,  die  unter  völlig  anderen 
natürlichen  Produktionsbedingungen  arbeiten  müssen  und  die  eine  so 
große  ökonomische  Last,  wie  es  die  „oberen  Klassen",  aber  auch  die 
Träger  der  spezifischen  Geisteswelt,  die  wissenschaftlichen  und  künst- 
lerischen Arbeiter  sind,  zu  tragen  haben. 

Und  dennoch  spricht  namentlich  die  Steigerung  der  industriellen 
Technik  für  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit,  daß  die  Verallgemeinerung 
der  achtstündigen  Begrenzung  der  Arbeit  in  Gewerbe  und  Verkehr 
nur  eine  Frage  der  Zeit  ist.  Besondere  Verhältnisse  liegen  auf  be- 
stimmten Arbeitsgebieten  vor,  so  insbesondere  im  landwirtschaftlichen 
Betrieb,  worauf  noch  besonders  einzugehen  ist. 

Literatur.  H.  d.  St.  Artikel  Arbeitszeit  (Herkner),  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung für  die  einzelnen  Staaten,  Normalarbeitstag.  Uodbertus,  Der  Normal- 
arbeitstag, 1871.  Webb  and  Cox,  The  eight  hours  day,  1891.  Brentano, 
Über  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeitsleistung  2.  Aufl. 
1893.     ßae,  Eight  hours  for  work  1894.     Kraepelin,  Zur  Hygiene  der  Arbeit^ 
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1896.  Bauer,  Die  Entwicklung  des  Zehnstundentages.  Arch.  f.  Soz.  XIX. 
Vandervelde,  Der  Neunstundentag  im  Bergbau  und  die  belgische  Enquete. 
Arch.  f.  Soz.  XXIX,  Fromont,  IJne  experience  industrielle  de  reduction  de  la. 
journee  de  travail  1906.  Abbe,  Sozialpolitische  Schriften  1906.  Harms,. 
Maximalarbeitstag,  Ref.  a.  d.  17.  Evang.-soz.  Kongr.  1906.  Zeitschr.  f.  Berg-, 
Hütten-  u.  Salinenwesen  1907,  S.  38.  Gute  Zusammenstellungen  über  Maximal- 
arbeitszeit Erwachsener  und  Nachtarbeit  Jugendlicher  in  Nr.  5  und  6  der  Schriften 
der  Internat.  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  1907  u.  1909.  Wieber^ 
Der  Arbeiterschutz  in  der  gesundheitsgefährlichen  und  schweren  Industrie  (in 
den  Hüttenwerken)  1909.  Pieper  u.  Simon,  Die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit 
für  Frauen  1903.  Verhandlungen,  Mitteilungen  usw.  des  Zentralverbandes  deut- 
scher Industriellen,  Nr.  101,  1905.  Bernhard,  Höhere  Arbeitsintensität  bei  kür- 
zerer Arbeitszeit,  ihre  personalen  und  technisch-sachlichen  Voraussetzungen,  1909. 

b)  Die  Erholungspausen. 

Das  Prinzip  der  Erholungspausen  übertiaupt  ist  zu  natürlich,  als 
daß  es  selbst  verteidigt  werden  müßte.  Das  strittige  Moment  in  dem 
Problem  ist  vor  allem  das  Maß  und  dann  die  Art  der  Anordnung 
der  Pausen.  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung  sind  schon  durch 
die  sehr  auf  der  Hand  liegenden  Interessen  gegeben,  wobei  aller- 
dings hervorzuheben  ist,  daß  außer  den  beiden  Arbeitervertragsparteien 
auch  das  Publikum  und  darunter  die  Arbeiter  als  Konsumenten  sehr 
merklich  interessiert  sind. 

Die  Pausen  sind  einmal  die  kurzen,  in  den  Rahmen  der  Tages- 
arbeit fallenden  Unterbrechungen,  die  vor  aUem  der  Nahrungsauf- 
nahme, dem  Frühstück,  Mittagessen  und  eventuell  der  Vesper  zu 
dienen  bestimmt  sind  und  deren  Dauer  von  der  Länge  der  Schichten 
abhängt,  und  zweitens  die  langen,  unter  denen  die  Wochenruhe,  die 
wichtigste,  weitaus  überwiegend  als  Sonntagsruhe  zur  Einführung 
gelangt  ist. 

Bezüglich  der  kurzen  Pausen  hat  die  Gesetzgebung  fast  nur  für 
Frauen  und  Jugendliche  Normen  geschaffen.  Soweit  man  auch  die 
Nachtruhe  als  kurze  Pause  auffaßt,  bestehen  auch  für  erwachsene 
männliche  Arbeiter  in  vielen  Gesetzgebungen  vereinzelte  Bestimmungen. 
Die  tunlichst  weitgehende  Einschränkung  der  Nachtarbeit  ist  ein  hy- 
gienisch und  insoweit  auch  wieder  wirtschaftlich  begründetes  Postulat. 
Die  Nachtarbeit  reibt  mehr  auf  als  die  Tagarbeit  und  ist  weniger  er- 
giebig. Aber  sie  ist  aUerdings  wie  die  Sonntagsarbeit  auf  manchen 
Gebieten  ein  technisch-ökonomisch  notwendiges  Übel.  Wo  sie  das 
nicht  ist,  hängen  die  Mißstände  vielfach  an  einer  zu  weit  gehenden 
Rücksicht  auf  die  Bequemlichkeit  des  Publikums  und  dessen  Mangel 
an  rechtzeitiger  Bedachtnahme  auf  die  Erfordernisse.  So  ist  der  deutsche 
gesetzliche  Neun-Uhr-Ladenschluß  immer  noch  eine  zu  weitgehende 
Konzession  an  das  Publikum,  das  eben  durch  Gesetzesnormen  am 
leichtesten  erzogen  wird,  Ist  die  Nachtarbeit  schon  eine  der  übelsten 
härtesten    Notwendigkeiten,    die    die    karge    Natur    der    wachsenden 

17* 
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Mensdiheit  aufdrängt^  da  die  Ökonomik  es  gebietet,  so  ist  doch  mit  aller 
Energie  darauf  hinzuarbeiten,  daß  dieser  kulturell  zweifelhafte  Egois- 
mus der  Gesellschaft  auch  wirklich  auf  das  Allernotwendigste  be- 
schränkt bleibt. 

Bei  der  Wochenruhe  spielen  außer  den  hygienischen  noch  andere 
Motive  mit.  Vor  allem  die  Rücksicht  auf  das  religiöse  und  kon- 
fessionelle Bedürfnis.  Aber  auch  die  Forderung  sozialer  Gerechtig- 
keit, daß  wenigstens  in  dieser  Hinsicht  der  Arbeiter  nicht  hinter  den 
mit  irdischen  Gütern  reicher  Ausgestatteten  zurückstehen  dürfe,  end- 
lich die  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  des  Familiensinnes  führen  zu 
einem  Verbot  der  Sonntagsarbeit.  Daß  die  größere  Arbeitsunter- 
brechung, die  innerhalb  des  Rahmens  einer  größeren  Arbeitsperiode 
eintreten  muß,  auf  den  Sonntag  verlegt  wird,  hängt  an  der  über- 
lieferten religiösen  Sonntagsheiligung. 

Man  hat  diese  für  unbegründet  gehalten.  Warum  soU  gerade 
jeder  siebente  Tag  frei  von  Arbeit  zugebracht  werden?  —  Die  Er- 
fahrung, die  man  mit  dem  dekadischen  System  gemacht  hat^),  spricht 
nur  zu  deutlich  dafür,  daß  das  Festhalten  an  der  Jahrtausende  hin- 
durch überlieferten  Einrichtung  einem  überaus  richtigen  Gefühl  ent- 
sprangen ist.  Wenn  dem  gegenüber  eingewendet  wird,  daß  ja  die  In- 
anspruchnahme des  menschlichen  Organismus  insbesondere  mit  der 
vollständigen  Umgestaltung  der  Produktionstechnik  gestiegen  sei,  daß 
aber  überhaupt  durch  die  ungeheure  Steigerung  des  Verkehrstempos 
das  Rastbedürfnis  des  Individuums,  das  am  Verkehrsgetriebe  aktiv  teil- 
nimmt, mit  gewachsen  sein  müsse,  so  ist  das  durchaus  kein  durch- 
greifender Einwand  gegen  das  System  des  einzigen  einen  Wochenruhe- 
tages, sondern  nur  ein  Argument  für  die  Ausdehnung  der  Wochenruhe 
über  die  24  Stunden  des  Sonntages  hinaus,  für  jene  Entwicklung  also, 
die  in  manchen  Gesetzgebungen  bereits  durch  Verkürzung  der  Sams- 
tagsarbeit (Half-holyday  in  England)  angebahnt  ist. 

Eine  andere,  gleichfalls  wiederholt  aufgeworfene  Frage:  ob  es 
denn  nicht  genüge,  daß  der  Arbeiter  an  irgendeinem  von  den  sieben 
Tagen  der  Woche  seine  Arbeit  einstelle,  findet  ihre  Beantwortung 
durch  eine  der  Resolutionen  des  IV.  hygienischen  Kongresses  (1882), 
in  welcher  u.  a.  auf  die  Wichtigkeit  hingewiesen  wird,  daß  der  Ruhetag 
soviel  als  möglich  für  alle  gleichzeitig  und  dadurch  auch  äußerlich 
ruhiger  und  stiller  sei  als  alle  anderen  Tage. 

Einschränkungen  des  allgemeinen  Prinzipes  der  einheitlichen 
Sonntagsruhe  ergeben  sich  aber  zunächst  schon  aus  der  Berücksich- 
tigung der  Verschiedenheit  der  Beschäftigungsarten.  Es  gibt  absolut 
unentbehrliche  und  unaufschiebbare  Arbeits  Verrichtungen,  und  daraus 

1)  Bekanntlich  hat  Napoleon  (mit  dem  Gesetz  vom  5.  August  1799)  die 
Sonntagsfeier  nach  kaum  2 jährigem  Bestände  der  lOtägigen  „Woche"  wieder 
auf  den  siebenten  Tag  festgelegt. 
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folgt  notwendig  schon  eine  Ausnahmestellung  gewisser  Arbeiten. 
Hierher  sind  alle  jene  Arbeiten  zu  zählen,  die  ausgeführt  werden 
müssen,  um  fortlaufende  Bedürfnisse  zu  befriedigen  (Wasserwerke, 
Gaswerke  usf),  oder  die  Wiederaufnahme  des  Betriebes  am  Montag 
zu  sichern;  nicht  minder  ist  auch  derjenigen  Arbeitsleistungen  zu 
gedenken,  die  Voraussetzung  dafür  sind,  daß  das  arbeitende  Volk 
den  Sonntag  zu  seiner  Bildung  und  Erholung  benutzen  kann:  Theater, 
Konzert,  Kunstausstellung  u.  dgl.,  gewiß  aber  auch  Ausflüge  über 
Land  und  in  Zusammenhang  damit  Verkehrseinrichtungen  sind  un- 
entbehrliche Erholungsmittel,  die  ohne  Arbeitsleistungen  nicht  in 
Funktion  gesetzt  werden  können.  Endlich  ist  aber  auch  noch  Sonntags- 
arbeit für  jene  Produktionsprozesse  zuzugestehen,  bei  denen  die  Unter- 
brechung oder  Verschiebung  der  Arbeit  aus  technischen  Gründen  sich 
als  unwirtschaftlich  oder  geradezu  untunlich  erweist.  (Die  Arbeiten 
am  Hochofen  bei  Eisenhüttenwerken,  Schmelz-  und  Brennöfen  bei 
der  Stein-  und  Tonwarenindustrie  u.  a.  m.,  Arbeiten  zur  Hintanhal- 
tung des  Verderbens  von  Stoffen  oder  Waren  usf) 

Solche  notwendige  Durchbrechung  der  Sonntagsruhe  erweist  sich 
als  eine  mit  strikten  Normen  der  Gesetzgebung  schwer,  ja  kaum  zu 
bewältigende  Materie.  Diskretionäres  Dispensrecht  der  Verwaltungs- 
organe ist  kaum  entbehrlich.  Selbstverständlich  bedarf  es  aber  ge- 
wisser Kautelen  dagegen,  daß  dieses  Dispensrecht  in  einer  dem  Prin- 
zip der  Sonntagsruhe  widersprechenden  Weise  ausgeübt  werde.  Die 
Einholung  der  Zustimmung  der  Gewerbeinspektion  vor  Erteilung  eines 
Dispenses  u.  dgl.  kann  als  eine  im  allgemeinen  hinlänglich  wirksame 
Kautel  betrachtet  werden. 

Die  Gründe,  welche  zur  Einräumung  von  Ausnahmen  von  der 
Sonntagsruhe  zwingen,  sind  rein  objektive,  schließen  also  nicht  etwa 
in  sich,  daß  bestimmte  Individuen,  die  zu  unaufschiebbaren  oder  un- 
entbehrlichen Arbeiten  gebraucht  werden,  deshalb  die  Sonntagsruhe 
entbehren  können.  Es  entsteht  daher  die  Notwendigkeit,  den  am 
Sonntag  verwendeten  Arbeitskräften  einen  sog.  Ersatzruhetag  im  Laufe 
der  Woche  zu  sichern.  Abgesehen  hiervon  aber  führt  der  Grundsatz, 
daß  die  Sonntagsruhe  durch  die  Gleichzeitigkeit  der  Ruhe  in  allen 
Gewerben  einen  besonderen  Charakter  erhalten  soll,  noch  dazu,  daß 
die  Sonntagsarbeit  nur  abwechslungsweise  auf  die  einzelnen  Individuen 
faUen  dürfe. 

Die  weitestgehende  Sonntagsruhe  herrscht  bekanntlich  in  England.  Nach 
dem  „Lords  Day-Act"  von  1680,  der  noch  heute  in  Kraft  besteht,  wird  dort 
jeder,  der  sein  gewöhnliches  Berufsgeschäft  am  Sonntag  ausübt,  mit  5  Schilling 
bestraft;  auch  jede  öffentliche  Ausstellung  von  Waren  ist  verboten.  Ein  all- 
gemeines Verbot  der  Sonntagsarbeit  besteht  außerdem  in  Deutschland,  Öster- 
reich-Ungarn, der  Schweiz  und  den  skandinavischen  Staaten.  Zumeist  wird  24- 
stündige  Ruhe  vorgeschrieben.  Die  Einzelheiten  der  Regelung  können  in  diesem 
Zusammenhang  nicht  erörtert  werden  (§  105 — 105  i  Deutsche  Gew.-Ordng.). 
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In  fortschrittlich  geleiteten  Betrieben  taucht  bereits  recht  häufig 
die  Gewährung  von  Urlauben  an  die  Arbeiter  mit  Fortzahlung  regel- 
mäßiger Durchschnitts  Verdienste  auf.  Auch  solcher  Urlaub  ist  eine 
„lange^'  Erholungspause^  sie  wird  nicht  ohne  Grund  als  Arbeiterwohl- 
fahrtseinrichtung genannt. 

Literatur.  Außer  der  zu  3  genannten  Literatur:  H.  d.  St.  Artikel  Sonn- 
tagsarbeit.    Fischer,  Arbeiterferien.     Soz.  Mon.  1910,  S.  513. 
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Allgemeiner  hygienischer  Schutz.    (Betriebsschutz.) 

Gewisse  Schutzmaßnahmen  gelten  der  Abwehr  von  Gefahren^  die 
nicht  nur  einzelne  Kategorien  von  Arbeitskräften  zufolge  ihrer  Kon- 
stitution^ sondern  unabhängig  davon  alle  Arbeitsindividuen  bedrohen. 
Es  handelt  sich  dann  um  Einschränkung  oder  Beseitigung  objektiver 
Gefahren  durch  entsprechende  Ausgestaltung  der  Betriebsanlagen  und 
Anordnung  des  Betriebsverlaufes,  weshalb  man  von  Betriebsschutz  zu 
sprechen  pflegt.  Er  ist  nach  zwei  Richtungen  zu  entwickeln,  denn 
die  Quellen  körperlicher  Schädigung  sind  zweierlei:  1.  akute  plötzlich 
auf  den  Körper  einwirkende  Ereignisse,  die  als  Unfälle  erfaßt  werden, 
und  2.  allmählich  auf  den  Organismus  wirkende  Einflüsse,  welche 
chronische  Krankheitserscheinungen,  Organzerstörungen  u.  dgl.  herbei- 
führen. Der  Betriebsschutz  umfaßt  danach  Unfallverhütung  und  Ge- 
werbehygiene. 

1.  Wenden  wir  uns  zunächst  der  Unfallverhütung  zu,  so  läßt 
ein  Einblick  in  einige  statistische  Daten  über  die  Ursachen  der  Be- 
triebsunfälle gar  bald  erkennen,  daß  die  auf  Einschränkung  der  ob- 
jektiven Gefahren  der  gewerblichen  Arbeiten  gerichteten  Bestrebungen 
Erfolge  aufzuweisen  haben.  Auf  das  Verschulden  des  Arbeitgebers, 
und  zwar  mangelhafte  Betriebseinrichtungen,  Fehlen  von  Schutz- 
vorrichtungen u.  dgl.  waren  in  Deutschland  1887  noch  20^1^  Prozent 
aller  Unfälle,  1897  nur  noch  17,30  Prozent  zurückzuführen.  Die  spe- 
zifische Gefährlichkeit  des  Betriebes  war  Ursache  der  Unfälle  1887 
in  457o7  1897  nur  in  42,8%  ^^^  Fälle.  Unverkennbar  nimmt  die  Aus- 
stattung der  Betriebe  mit  Anlagen  zur  Verhütung  von  Unfällen  zu. 
Aber  es  muß  auch  zugestanden  werden,  daß  dieser  Fortschritt  bedauer- 
licherweise nicht  voll  zur  Geltung  gelangt,  da  hierbei  vielfach  auch 
ein  subjektiver  Faktor  mit  ins  Spiel  kommt:  die  tatsächliche  Be- 
nutzung der  Schutzanlage  seitens  des  Arbeiters.  Daran  fehlt  es  nur 
allzu  oft,  die  Unfälle,  die  auf  Verschulden  des  Arbeiters  zurück- 
zuführen sind,  betrugen  1887:  26,56  Prozent,  1897:  29,74  Prozent 
aller  Unfälle,  und  hierunter  fallen  eben  namentlich  auch  Unfälle  infolge 
Nichtbenutzung  oder  Beseitigung  vorhandener  Schutzvorrichtungen. 
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Ein  anderer  Mißstand,  der  der  Wirksamkeit  von  Sctiutzeinrich- 
tungen  und  anderen  ünfallverhütungsnormen  im  Wege  steht,  ist  die 
unvollkommene  Kenntnis  von  denselben  bei  den  Arbeitern.  Daß  die 
Arbeiter  sich  der  Vorrichtungen,  auch  wo  sie  sie  kennen,  nicht  be- 
dienen, wird  von  den  Unternehmern  auch  gegen  die  Schutzvorschriften 
überhaupt  geltend  gemacht.  Aber  die  Ursache  der  Nichtbenutzung 
ist  meist  die  Hemmung,  die  bei  Benutzung  der  Vorrichtungen  im 
Arbeitstempo  auftritt,  was  überall,  wo  der  Lohn  nach  der  Leistung 
bemessen  wird,  auf  den  Arbeiter  zurückfällt.  Auch  bedeute  die  Schutz- 
vorrichtung oft  nur  eine  Minderung,  nicht  eine  Beseitigung  der  Gefahr, 
so  daß  immer  noch  weitgehende  Vorsicht  notwendig  sei,  der  Arbeiter 
erlahme  aber  in  seiner  Vorsicht,  sobald  die  Vorrichtung  angebracht 
sei.  Freilich  darf  solchen  Einwendungen  nicht  Folge  gegeben  werden. 
Ist  es  doch  Pflicht,  den  technisch  möglichen  Grad  von  Sicherheit 
zu  erreichen,  auch  wenn  die  Sicherheit  nur  relativ  sein  kann.  Es  ist 
ein  Trost,  daß  Max  Kraft,  eine  Autorität  auf  diesem  Gebiet,  meint,  die 
Technik  der  Unfallverhütung  stecke  noch  in  den  .Kinderschuhen.  Daß 
sie  in  steigendem  Ausmaße  entwickelt  werden  muß,  ergibt  sich  schon 
aus  dem  Wachsen  des  Arbeitstempos,  mit  dem  die  Unfallgefahr 
enorm  steigt. 

2.  Unter  den  gewerbehygienischen  Prinzipien  gibt  es  all- 
gemeine und  spezielle.  Unter  den  ersteren,  an  alle  Betriebe  zu 
stellenden  Anforderungen  ist  die  Verfügung  über  den  für  die  Arbeiter 
erforderlichen  Luftraum  eine  der  wichtigsten.  Die  Anschauungen  über 
das  Mindestmaß  an  Luftkubus  für  jeden  Arbeiter  schwanken.^)  Die  Mög- 
lichkeit regelmäßiger  Lufterneuerung  durch  Lüftung,  die  freilich  nicht 
bei  jedem  Arbeitsprozeß  dieselbe  ist,  wird  immer  mitbestimmend  da- 
für sein,  welche  Anforderung  an  den  Raum  gestellt  werden  muß. 
10 — 15  cbm  gelten  wohl  allgemein  als  Ausmaß,  unter  das  keinesfalls 
herabgegangen  werden  darf.  Temperaturregelung^),  Beleuchtung,  Rei- 
nigung, Maueranstrich,  Farbe  desselben,  Bodenmaterial,  Lage  der  Be- 
dürfnisanstalten, Vorhandensein  von  Trinkwasser  usf.  sind  Umstände, 
auf  die  das  zur  Wahrung  der  Gesundheitsverhältnisse  berufene  staat- 
liche Organ  zu  achten  hat. 

Zu  den  speziellen  Schutzmaßnahmen,  die  gegen  die  besonderen 
Gefahren  einzelner  Gewerbe  und  bestimmter  Arbeitsprozesse  gerichtet 
sind,  gehören  vor  allem  Vorrichtungen  zur  Abwehr  der  Luftverun- 
reinigung,  die  insbesondere   durch  Staubarten  (beim  Hobeln,   Fräsen, 


1)  Auch  die  Gesetzgebungen  schwanken  in  diesem  Minimum:  Frankreich  6, 
Belgien  10,  Schweiz  10,  Niederlande  6—25  cbm. 

•2)  Natürlich  gibt  es  Arbeitsprozesse,  bezüglich  welcher  die  allgemeinen 
Prinzipien  und  gerade  z.  B.  die  hygienischen  Temperaturverschriften  nicht  zur 
Geltung  gelangen  können.  Das  gilt  namentlich  von  Hüttenwerken,  Bergbau- 
und  Tunnelarbeiten. 
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Sägen  von  Holz^  Metallen^  Hörn,  bei  Glättarbeiten,  Schleifen,  Polieren 
usf.),  dann  durch  Dämpfe  und  Verdunstungsniederscbläge  von  Giften 
(Quecksilberbelegung,  Phosphorverwendung  in  der  Zündholzmasse,  Blei- 
verwendung in  verschiedenen  Prozessen  u.  a.  m.)  verursacht  wird.  Der 
Bekämpfung  gewisser  Staubarten  ist  in  der  industriellen  Verwertung 
der  Staubbestandteile  ein  Bundesgenosse  entstanden,  so  z.  B.  bezüglich 
der  Holzspäne,  die  vom  Werkzeug  weg  abgesogen  werden  Auch 
gegenüber  gewissen  gifthaltigen  Dämpfen  hat  man  diese  Abscheidungs- 
methoden  auszunutzen  vermocht.  Außerdem  hat  man  gegen  Stoffe, 
deren  Einatmung  schädlich  ist,  mit  Respiratoren  (vor  den  mensch- 
lichen AtmungsöfihuDgen  anzubringen)  zu  wirken  versucht,  häufig 
wegen  des  Widerstandes  der  Arbeiter  mit  schlechtem  Erfolg.  Gegen- 
über gewissen  Giften  aber  ist  die  einzige  erfolgreiche  Methode  die 
radikale  Untersagung  der  Verwendung  gewisser  Stoffe  in  der  Industrie. 
Seit  Jahren  sind  in  den  Kulturstaaten  die  Bestrebungen  auf  die  Unter- 
sagung der  Verwendung  von  weißem  Posphor  zur  Zündholzerzeugung 
gerichtet.  Es  ist  ein  Erfolg  der  Berner  Konferenz  (vgl.  S.  135),  daß 
eine  Reihe  von  Staaten  ein  solches  Verbot  erlassen  hat.  Ähnliches 
ist  bezüglich  der  Bleivergiftungen  im  Werden. 

Die  autoritäre  Schutzpolitik  ist  so  vielgestaltig,  namentlich  sobald 
man  die  wichtigste  Quelle  der  Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes,  die 
Fabrikinspektion  mit  heranzieht,  daß  an  ihre  Darstellung  im  einzelnen 
hier  nicht  zu  denken  ist.  Der  Schwerpunkt  der  Initiative  liegt  bei 
diesem  Aufsichtsorgan,  und  das  ist  um  so  zweckmäßiger,  als  die  Ent- 
schließungen und  Vorschriften  viel  zu  rasch  ergehen  müssen,  als  daß 
der  schwerfällige  Gesetzgebungsapparat  da  in  Funktion  gesetzt  werden 
könnte.  Wichtig  ist  aber  deshalb  der  Umfang  der  Amtsbefugnis  dieser 
Staatsorgane. 

So  begnügen  sich  denn  auch  viele  Gesetzgebungen  in  der  Hauptsache  mit 
sehr  allgemein  gehaltenen  Wendungen  (wie  z.  B.  §  120a  der  Reichsgewerbeordng.), 
begründen  aber  dann  ein  weitgehendes  Yerordnungsrecht  der  Verwaltungsstellen. 

In  Deutschland  ist  auf  Grrund  dieser  gesetzlichen  Normen  eine  Reihe  wich- 
tiger Schutzverordnungen  erlassen  worden  (sog.  Bekanntmachungen),  so  eine  sehr 
eingehende  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln  im  allgemeinen,  ferner  spezielle 
für  Zuckerfabriken  und -Raffinerien,  Zündholzfabriken,  Bleifarben- und  Bleizucker- 
fabriken, für  Fabriken  von  Akkumulatoren  aus  Blei,  Buchdruckereien  und  Schrift- 
gießereien u.  a.  m.  Die  Landesregierungen  haben  zumeist  Bau-Unfallverhütungs- 
vorschriften erlassen.  Eine  größere  Bedeutung  kommt  auch  den  ünfallverhütungs- 
vorschriften  der  Berufsgenossenschaften  zur  Unfallversicherung  zu.  Andere  Staaten 
verfügen  über  ein  eingehenderes  Recht,  so  England,  Frankreich,  die  Schweiz, 
Holland,  die  skandinavischen  Staaten.  Auf  eine  weitgehende  Verfügungsgewalt 
der  Verwaltungsorgane  können  auch  sie  nicht  verzichten. 

Literatur:  Handbuch  der  Hygiene,  Bd.  VIII  u.  Suppl.  IV,  daraus  insbes. : 
1.  Kraft,  Maschinelle  Einrichtungen  gegen  Unfälle;  2.  Roth,  Allgemeine  Ge- 
werbehygiene und  Fabrikgesetzgebung;  3.  Füller,  Hygiene  der  Berg-  und 
Tunnelarbeiter.  Holitscher,  Gewerbliche  Gesundheitslehre,  1907.  Barten, 
Notwendigkeit,  Erfolge  und  Ziele  der  technischen  Unfallverhütung,  1909,  Diss. 
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Neunundzwanzigstes  Kapitel. 

Besonderer  Geschlechts-  und  Altersschutz. 

a)  Der  Frauenarbeitsschtitz. 

Über  den  Frauenschutz  besteht  unter  den  sozialpolitisch  fort- 
schrittlich Denkenden  keineswegs  prinzipielle  Übereinstimmung.  Auch 
unter  den  Frauen  hat  er  starke  Gegnerinnen.  Sie  verwerfen  ihn  zum 
Teil;  weil  sie  Gleichberechtigung  der  beiden  Geschlechter  fordern  und 
dieser  entspreche  das  Tragen  gleicher  Lasten.  Sie  fürchten  insbe- 
sondere, daß  die  Frau  in  dem  besonderen  Schutz  ein  Hemmnis  ihrer 
Gleichstellung  finden  könnte,  daß  zudem  die  Bewegungsfreiheit  der 
Frau  auf  dem  Arbeitsmarkte  beeinträchtigt,  der  Wert  der  Frauen- 
arbeit bei  den  Arbeitgebern  gedrückt  werden  müsse,  also  auch  ihr 
Lohn,  wenn  für  die  Frau  ein  größeres  Schutzausmaß  vorgeschrieben  sei 
als  für  den  Mann. 

Der  scheinbar  sehr  plausible  Standpunkt,  dem  die  Tatsachen  ja 
auch  nicht  ganz  unrecht  geben,  ist  ein  insofern  ganz  einseitiger 
Klassenstandpunkt,  als  er  übersieht,  daß  mit  dem  Arbeiterschutz  das 
Literesse  der  ganzen  Gesellschaft  wahrgenommen  werden  soll.  Denn 
die  Frau  soll  besonders  geschützt  werden,  weil  sie  dem  Manne 
physisch  nachsteht,  weil  sie  in  ihrem  sittlichen  Empfinden  schutz- 
bedürftiger ist,  weil  sie  Trägerin  des  künftigen  Geschlechts  ist  und 
als  solche  ihre  Bestimmung  und  Aufgaben  sozusagen  im  Dienste  der 
gesamten  Menschheit  zu  erfüllen  hat,  endlich  weil  für  sie  ein  beson- 
derer Schutz  möglich  ist.  Übrigens  schließt  ein  solcher  weder  eine 
Beschränkung  noch  ein  Vorrecht  in  sich.  Der  Frauenschutz  ist  nur 
eine  aus  der  Eigenart  des  Schutzsubjektes  folgende  graduelle  Steige- 
rung des  allgemeinen  Schutzes.  Auch  in  dem  weitergehenden  sitt- 
lichen Schutz  schützt  sich  die  Gesellschaft  selbst  vor  allem,  da  die 
Schädigung  des  bei  der  Frau  potenzierter  entwickelten  sittlichen  Emp- 
findens die  Gefahr  einer  rasch  zunehmenden  Verrohung  in  sich  schließt. 
Der  Einfluß  des  Schutzes  auf  die  Verwendung  der  Frau  ist  aber 
noch  spärlich  wahrnehmbar.  In  Deutschland  weist  das  Ziffernmaterial 
nur  im  geringsten  solchen  Einfluß  auf.  Die  Zahl  der  dem  1891  er- 
flossenen  gesetzlichen  Schutz  unterworfenen  Fabrikarbeiterinnen  ist 
unablässig  gestiegen.  Dagegen  ist  allerdings  in  Frankreich  im  Anschlüsse 
an  die  Schutzgesetzgebung  von  1900  zwar  nicht  in  der  Großindustrie, 
wohl  aber  in  der  Klein-  und  Mittelindustrie  ein  Rückgang  der  Frauen- 
verwendung eingetreten.  Doch  hing  das  auch  dort  mehr  an  der 
Eigenart   des   Gesetzes.^)      Die  Würdigung  eines   solchen  Zusammen- 

1)  Durch  Entlassung  von  Frauen  konnte  sich  mancher  Betrieb  den  strengeren 
Bestimmungen  für  „gemischte  Betriebe",  die  geschützte  und  ungeschützte  Indi- 
viduen beschäftigen,  entziehen.     (Vgl.  oben  S.  '254.) 
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banges  ist  übrigens  nocb  au  anderer  Stelle  zu  geben.     Bezüglich  des 
Schutzes  selbst  ist  folgendes  bervorzubeben : 

I.  Der  Schutz  richtet  sich  gegen  Frauenverwendung  bei  Arbeitsverrich- 
tungen, in  denen  die  Frau  dem  Manne  zufolge  ihrer  geringeren  physischen 
Leistungsfähigkeit  nachsteht.  Zwar  vollzieht  sich  dieses  Ausscheiden  der 
Frau  aus  solchen  Verwendungen  vielfach  von  selbst  immer  mehr;  allein  es  be- 
schäftigt sich  doch  z.  B.  das  französische  Gesetz  von  1874  und  neuerlich  eine 
eingehende  Verordnung  damit,  die  jüngeren  Mädchen  von  Arbeiten  auszu- 
schließen, die  eine  gewisse  Muskelkraft  erfordern,  es  verbietet  das  Ziehen  von 
Lasten  über  100  kg,  das  Tragen  von  mehr  als  5  kg  z.  B.  für  Mädchen  bis  zu 
16  Jahren.  Beobachtungen  des  Alltagslebens  beweisen,  daß  solche  Einschrän- 
kungen durch  Gesetz  durchaus  nicht  überflüssig  waren,  weshalb  man  auch  in 
Deutschland  sie  zu  statuieren  notwendig  fand. 

II.  Auch  gegenüber  bestimmten  Schädigungen,  die  gewisse  Arbeitsprozesse 
hervorrufen  können,  erweisen  sich  die  Frauen  weniger  widerstandsfähig  als 
Männer.  Eingehende  Untersuchungen  über  die  körperliche  Entwicklung  der 
Fabrikarbeiter  in  Zentralrußland  lassen  kaum  einen  Zweifel  darüber  aufkommen, 
daß  beim  heutigen  Stande  der  Industrie  die  weibliche  Arbeitskraft  geringere 
Aussicht  hat,  sich  körperlich  gut  zu  entwicl?eln  als  die  männliche  (Erismann, 
Arch.  f.  Soz.  Ges.  I.).  Aber  selbst  wenn  auch  nicht  gerade  die  organische  Wider- 
standskraft der  Frau  eine  geringere  ist,  kann  sie  mehr  gefährdet  sein,  weil 
ihr  Habitus  die  Einwirkung  von  schädigenden  StoflPen,  namentlich  Giften,  er- 
leichtert. So  gilt  mehr  der  ausgedehnte  Kontakt  der  Frau  mit  dem  gifttragenden 
Staub  durch  Kleidung  und  meist  weniger  häufige  Haarreinigang  als  Hauptgrund 
höherer  Intoxikationshäufigkeit  bei  der  Frau  und  weniger  eine  geringere  Wider- 
standskraft (z,  B.  bei  Bleiweiß-  und  Quecksilberarbeiten).  Gleichwohl  kommt 
die  Prädisposition  des  weiblichen  Organismus  in  gewissen  Altersjahren  zu 
Bleichsucht  und  Anämie  nicht  unbeträchtlich  zur  Geltung,  sie  gefährdet  die 
Frau  gerade  gegenüber  der  Übertragung  von  Krankheitskeimen,  steigert  vielleicht 
die  Neigung  zur  Phthise  und  erhöht  indirekt  jedesmal  auch  Giftwirkungen. 

III.  Eine  wichtige  Aufgabe  des  Frauenschutzes  ist  durch  ihre  Funktion 
der  Geschlechtsfortsetzung  gegeben.  Auch  hier  gilt  es  direkte  Beschäf- 
tigungsverbote, z.  B.  für  Bergarbeiten  unter  Tag,  schon  wegen  der  Gefahr  der 
Beckenverengerung  infolge  von  Zwangskörperhaltungen,  aber  auch  für  Arbeiten, 
die,  mit  starken  Bodenerschütterungen  verbunden,  leicht  Genitalleiden  zur  Folge 
haben  (Kattundruck,  Weberei).  Handelt  es  sich  dabei  schon  um  Vorsichtsmaß- 
nahmen zur  Erhaltung  der  Gebärqualifikation  ^),  so  erhöht  sich  die  Notwendig- 
keit des  Schutzes  während  der  Gravidität  und  nach  dem  Geburtsakt,  also  wäh- 
rend der  eigentlichen  Mutterschaftsperiode  (Mutterschutz). 

IV.  Ein  weiteres  Problem  ist  der  Schutz  der  weiblichen  Arbeiterin  in  sitt- 
licher Hinsicht,  soweit  eben  Einrichtungen  des  Betriebes  das  sittliche  Empfinden, 
speziell  die  sexuelle  Sittlichkeit,  verletzen  oder  schonen  können.  Diesem  Zweck 
entspringen  gewisse  Anforderungen  an  Ankleideräume,  Lage  der  Bedürfnis- 
anstalten, Verbot  der  Nac];itarbeit  u.  dgl. 

V.  Endlich  ist  noch  eines  Gesichtspunktes,  der  bei  der  Regelung  der  Frauen- 
arbeit Einfluß  hat,  zu  gedenken:  die  Frau  soll  auch  ihren  Aufgaben  als  Leiterin 
und  Betreuerin  des  Haushaltes  oder  wenigstens  als  Hilfskraft  in  demselben  nicht 
ganz  entzogen  werden,  auch  wenn  sie  der  Erwerbsarbeit  nachgeht. 


1)  Die  Anlage  leicht  zugänglicher  Sonderaborte  für  Frauen  wird  auch  zum 
Schutz  der  Zeugungsfähigkeit  gefordert,  da  BlasenüberfüUung  eine  Lageverände- 
rung des  Uterus  bewirken  und  dessen  Funktionen  gleichfalls  wesentlich  beein- 
trächtigen kann.     (Vgl.  Bluhm,  Handb.  d.  Hygiene  VIII.,  S.  90.) 
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So  ergeben  sich  folgende  Maßnahmen  für  die  sozialpolitische  Regulierung 
der  Frauenarbeit:  1.  umfassendere  Einschränkung  der  Beschäftigungsdauer; 
2.  besondere  Regelung  der  Erholungspausen,  insbesondere  der  Nachtruhe;  3.  all- 
gemeines Verbot  für  gewisse  Arbeitsarten;  4.  Ausschließung  der  Frau  in  ge- 
wissen Entwicklungsstadien  von  schädlichen  Verwendungen;  5.  besondere  Rück- 
sichtnahme auf  den  Schwangerschafts-  und  Wöchnerinnenzustand,  mit  zeitweisem 
Beschäftigungsverbot. 

So  ist  der  Frauenarbeitsschutz  zum  großen  Teil  auch  ein  Arbeits- 
zeit schütz^  und  ihm  haben  die  Gesetzgebungen  verhältnismäßig  bald 
sich  zugewandt.  Allein  es  darf  als  ein  hochwichtiger  Erfolgj  der 
internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  bezeichnet 
werden,  daß  in  dem  internationalen  Berner  Abkommen  das  Verbot 
der  Frauennachtarbeit  in  den  Industriebetrieben  mit  mehr  als  10  Per- 
sonen in  der  Weise  vereinbart  wurde,  daß  eine  elfstündige  Nachtruhe 
(unbedingt  von  10  bis  5  Uhr,  der  Rest  nach  Ermessen  der  Gesetz- 
gebungen zu  verteilen)  vorgesehen  werden  soll,  mit  Ausnahmen :  für 
Betriebsunterbrechungen  aus  höherer  Gewalt,  Verlusten  an  leichtver- 
derblichen Gegenständen  und  gewissen  Überstunden  bei  besonderer 
Häufung  der  Arbeit.  Das  Abkommen  ist  von  14  Regierungen  unter- 
zeichnet (Sept.  1906). 

Die  wirkliche  Durchführung  und  Sicherung  der  Nachtruhe  er- 
heischt aber  noch  ein  weiteres  Verbot,  nämlich  das  der  Beschäftigung 
von  Fabrikarbeiterinnen  nach  Schluß  der  Beschäftigung  durch  Mit- 
gabe von  Arbeiten  nach  Hause.  Auch  die  Ausnahmen,  insbesondere 
die  Überstundengewährung,  dürfen  die  Norm  nicht  illusorisch  machen. 
Daher  hat  die  deutsche  Gesetzgebung,  die  nach  dem  neuesten  Stand 
so  ziemlich  den  fortschrittlicheren  Typus  der  Behandlung  dieser  Materie 
darstellt,  die  überstundengewährung  durch  die  Verwaltungsbehörden 
auf  ein  Maximum  schon  im  Gesetz  beschränkt  (§  138  a)  und  ebenso 
die  Mitnahme  von  Arbeit  nach  Hause  geregelt.  Für  den  speziellen 
Schutz  der  verheirateten  Arbeiterin  ist  wohl  die  Halbtagsschicht  als 
Ziel  der  nächsten  Bestrebungen  anzusehen.  Ob  das  ohne  Mitwirkuno- 
der  Gesetzgebung  zu  erreichen  sein  wird,  erscheint  noch  sehr  fraglich, 
es  kommt  dabei  nicht  bloß  auf  den  guten  Willen  der  Arbeitgeber 
an.  Die  derzeitige  Gesetzeslage  in  Deutschland  sei  hier  als  Beispiel 
der  Regelung  skizziert. 

Arbeiterinnen  dürfen  nicht  in  der  Nachtzeit  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens  und  am  Sonnabend  sowie  an  Vorabenden  der  Festtage  nicht  nach 
5  Uhr  nachmittags  beschäftigt  werden.  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
darf  die  Dauer  von  zehn  Stunden  täglich,  an  den  Vorabenden  der  Sonn-  und 
Festtage  von  acht  Stunden  nicht  überschreiten.  Zwischen  den  Arbeitsstunden 
muß  den  Arbeiterinnen  eine  mindestens  einstündige  Mittagspause  gewährt 
werden.  Nach  Beendigung  der  täglichen  Arbeitszeit  ist  den  Arbeiterinnen  eine 
ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  elf  Stunden  zu  gewähren. 

Arbeiterinnen,  welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sind  auf  ihren 
Antrag  eine  halbe  Stunde  vor  der  Mittagspause  zu  entlassen,  sofern  diese  nicht 
mindestens  ein  und  eine  halbe  Stunde  beträgt. 


26S  Körperlicher  und  sittlicher  Schutz. 

Atbeiterinnen  dürfen  -vor  und  nach  ihrer  Niederkunft  im  ganzen  w'ährend 
acht  Wochen  nicht  beschäftigt  werden.  Ihr  Wiedereintritt  ist  an  den  Ausweia 
geknüpft,    daß   seit  ihrer  Niederkunft  wenigstens   sechs  Wochen  verflossen  sind. 

Mit  diesen  Normen  der  Gew.-Nov.  v.  28.  XII.  1908  ist  also  die  Frauen- 
arbeitszeit von  65  auf  58  Stunden  wöchentlich  herabgesetzt  worden.  Auch 
der  spezielle  Schutz  der  verheirateten  Frauen  ist  mit  der  Erweiterung  der 
Schwangerschaftsschonung  verbessert,  gerade  er  aber  bedarf  noch  weiterer  Fort- 
schritte. 

Über  die  Ausschließung  der  Frauen  aus  gewissen  gefährliclien 
Betrieben,  von  gewissen  Arbeiten  kann  hier  nur  in  Kürze  bemerkt 
werden,  daß  in  einer  Reihe  von  Staaten  mehr  oder  minder  zahlreiche 
Betriebe  und  Arbeitsprozesse  autoritativ  als  gefährlich  und  ungesund 
bezeichnet  worden  sind,  in  welchen  die  Beschäftigung  von  Frauen 
und  jugendlichen  Arbeitskräften  untersagt  ist. 

§  139  a  der  deutschen  Gewerbeordnung  räumt  das  Recht,  solche  Fabrika- 
tionszweige  zu  bezeichnen  und  damit  Frauenbeschäftigung  für  sie  zu  untersagen,, 
dem  Bundesrate  ein.  Demzufolge  bestehen  solche  A'^erwendungsverbote  u.  a.  für 
Glashütten,  Steinkohlenbergwerke,  Rohzuckerfabriken  und  Raffinierien,  Kon- 
servenfabriken, Metallwalz-  und  Hammerwerke  mit  ununterbrochenem  Betrieb 
gesetzlich,  nun  auch  für  Kokereien  und  für  das  Tragen  von  Materialien  bei 
Bauten  usf.  Ziemlich  allgemein  besteht  nunmehr  das  Verbot  der  Arbeit  „unter 
Tag".  Erwähnt  sei  schließlich,  daß  für  weibliche  jugendliche  Arbeitskräfte 
(unter  16,  18  oder  21  [Belgien]  Jahren)  besondere  Schutzmaßregeln  vereinzelt 
bestehen. 

Literatur:  Hdwb.  d.  St.  Artikel  Frauenarbeit  und  Frauenfrage  (Pierstorff). 
Braun,  Lily,  Die  Frauenfrage,  1901.  Fürth,  H.,  Die  Fabrikarbeit  verheirateter 
Frauen,  1902.     Lange    u.  Bäum  er,   Handbuch   der  Frauenbewegung  Teil  lY, 

1902,  Pieper,  A.,  u.  Simon,  Hei.,  Die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  für  Frauen, 

1903.  Goldstein,  Fanny,  Arbeiterschutz  zugunsten  der  Kinder  und  Frauen  in  der 
Schweiz,  1904.  Diss.  Salomon,  Die  deutsche  Arbeiterinnenschutzgesetzgebung, 
1906,  Wilbrandt,  Arbeiterinnenschutz  und  Heimarbeit,  1906.  Cornelissen, 
Theorie  du  salaire,  S.469f.,  1907.  Po  hie,  Die  Beschäftigung  verheirateter  Frauen 
in  Fabriken,  J,  f.  Ges.  XXV  u,  XXVI,  Schomerus,  Halbtagschicht  statt  Ganz- 
tagschicht für  verheiratete  Fabrikarbeiterinnen  1907.  Verhandlungen  des  Zentral- 
verbandes Deutscher  Industrieller  Nr.  101  u.  107,  1905  u.  1907. 

b)    Schutz  der  Kinder  und  Jugendlichen. 

Die  Größe  der  Änderung,  die  sich  in  der  Beurteilung  der  gewerb- 
lichen Arbeit  der  Kinder  und  Jugendlichen  seit  einem  Jahrhundert 
vollzogen  hat^  ist  so  recht  bezeichnend  für  das  Wachstum  der  Kraft 
des  sozialen  Gesichtspunktes  in  der  Denkweise  und  Betrachtungsweise 
gegenüber  den  Phänomenen  des  Arbeitsverhältnisses.  Fanden  um  die 
Wende  des  XVIII.  Jahrhunderts  die  Hausindustrieverleger  überwiegend 
Zustimmung,  wenn  sie  sich  rühmten,  daß  sie  Greisen  und  Kindern  Be- 
schäftigung gäben,  so  hüten  sich  heute  die  Arbeitgeber  vielfach  bekannt 
werden  zu  lassen,  daß  sie  Kinder  beschäftigen.  Unsere  Zeit  hat  nicht 
mehr  die  Fähigkeit,  sich  in  die  Gedankengänge  jener  PseudoÖkonomen 
hineinzudenken,  die,  wie  Ure  z.  B.,  die  Kinderarbeit  entzückend 
fanden    und    die    Anschauung    vertraten,    daß    die    Abschaffung    der 
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Kinderarbeit  gleicilbedeuteiid  sei  mit  Entziehung  der  Mittel  zum  ünter- 
lialt  der  Kinder^  daß  die  Beschränkung  der  Kinderbeschäftigung  min- 
destens so  viel  heiße  als  ^,den  unglücklichen  Objekten  mißverstandener 
Humanität  ein  Mittag-  oder  Abendessen  nehmen."  Urteilt  man  heute 
anders,  so  fehlt  es  aber  doch  nicht  an  Verhältnissen,  die  den  gesetz- 
lichen Eingriff  unentbehrlich  erscheinen  lassen.  Das  haben  euglische 
Parlamentsberichte  ^)  und  das  haben  deutsche  Erhebungen  erwiesen. 
Soziale  Zweckmäßigkeit  und  Mitleid  sind  selten  so  widerspruchslos 
harmonische  Träger  der  sozialpolitischen  Maßnahmen  wie  auf  diesem 
Gebiete.  Soweit  ist  die  soziale  Wirtschaftlichkeit  eben  heute  doch 
schon  gefördert,  daß  angesichts  gewisser  Tatsachen  der  Kinderaus- 
nutzung zu  gewerblichen  Zwecken  alsbald  der  Gedanke  an  die 
kommenden  Generationen  rege  wird.  Wie  bei  allen  Problemen  einer 
gesetzlichen  Regelung,  die  ziffermäßig  eine  Grenze  für  das  Geltungs- 
gebiet der  gesetzlichen  Normen  festsetzen  muß,  ergeben  sich  auch 
bei  der  Abgrenzung  der  speziell  für  unreife  Individuen  festzusetzenden 
Bestimmungen  Härten,  die  man  dadurch  zu  mildern  sucht,  daß  man 
mit  Rücksicht  auf  das  verschiedene  Ausmaß  von  Beschäftigungsfreiheit 
mehrere  Altersstufen  auseinanderhält.  Es  rechtfertigt  sich,  über  die 
durch  offenkundig  physisches  Unvermögen  gezogene  Grenze  hinaus 
für  Individuen  bis  zu  einem  gewissen  Alter  die  gewerbliche  Beschäf- 
tigung überhaupt  zu  untersagen,  ferner  eine  Altersperiode  festzu- 
stellen, für  welche  nur  in  sehr  beschränktem  Ausmaße  die  Teilnahme 
an  gewerblichen  Arbeiten  zu  gestatten  ist  und  dann  erst  noch  eine 
Altersstufe,  von  der  man  füglich  sagen  kann,  sie  sei  Ubergangsstufe, 
auf  der  die  Individuen  wohl  schlechthin  zur  gewerblichen  Beschäftigung 
herangezogen  werden  können,  aber  doch  noch  eines  besonderen  Schutzes 
bedürfen. 

In  diesem  Sinne  unterscheidet  z.  B.  die  englische  Gesetzgebung:  1.  Kinder 
unter  11  Jahren,  sie  sind  von  jeder  Beschäftigung  innerhalb  einer  Fabrik  oder 
einer  Werkstätte  ausgeschlossen.  2.  Kinder  von  11  bis  16  Jahren,  sie  dürfen 
nur  dann  in  einer  Fabrik  arbeiten,  wenn  sie  sich  mit  einem  ärztlichen  Zeugnis 
über  die  körperliche  Fähigkeit  ausweisen.  3.  Individuen  über  16  Jahre  sind 
aber  noch  bis  zum  18.  Jahre  besonders  geschützt,  ihre  Beschäftigung  ist  für  ge- 
wisse gesundheitsgefährliche  Produktionsprozesse  ausgeschlossen  (Quecksilber- 
belegen, Bleiweißfabriken);  teilweise  ist  auch  für  sie  Nachtarbeit  verboten. 
4.  Daneben  spielt  aber  noch  die  Altersgrenze  des  erreichten  14.  Lebensjahres 
eine  bedeutungsvolle  Rolle,  insofern  für  Knaben  und  Mädchen  von  11  bis 
14  Jahren  das  sog.  half-time  (Halbzeit-)System  gilt,  demzufolge  die  Kinder  ent- 
weder nach  dem  System  der  Vor-  und  Nachmittagszeiten  oder  an  umschichtigen 
Tagen  beschäftigt  werden  müssen,  und  zwar  so,  daß  die  Schichten  wochenweise 
wechseln  müssen. 

Überdies  wird  der  individuellen  Entwicklung  dadurch  Rechnung  ge- 
tragen,  daß  z.  B.   als  „Jugendliche"   auch  Kinder  zwischen   13   und   14   Jahren 


1)  Erhebungen    über    körperliche    Entartung    und    körperliche    Erziehung 
(1903  u.  1904). 
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betrachtet  werden  können,  wenn  sie  ein  vom  Erziehungsamt  (Educations-Depart- 
ment)  ausgestelltes  Zeugnis  über  diesen  erforderlichen  Grad  der  Entwicklung 
aufweisen. 

Der  spezielle  Schutz  für  diese  Alterskategorien  hat  neben  der 
Schonung  der  Entwicklung  des  Organismus,  die  in  verschiedenem 
Ausmaße  notwendig  ist,  noch  eine  zweite  Wurzel:  die  Rücksicht  auf 
die  Erziehung  und  namentlich  die  geistige  Ausbildung.  Diesem  Ge- 
sichtspunkt fällt  kein  geringer  Anteil  an  der  Einschränkung  der  Be- 
schäftigung von  Kindern,  und  zwar  historisch  zunächst  in  Fabriken, 
zu.  In  Preußen,  Sachsen,  Baden,  in  der  Schweiz  beförderte  die  Ein- 
führung des  Schulzwanges  die  Notwendigkeit  des  Fabrik  -  Kinder- 
schutzes. Sollten  Lehrlingsgesetze  und  Schulmari date  durchgeführt 
werden,  so  mußte  den  Fabrikkindern  und  ihren  Eltern  ihre  Befolgung 
ermöglicht  werden  (St.  Bauer). 

Schon  das  preußische  Kinderschutzgesetz  von  1839  stellte  den 
Grundsatz  auf,  daß  der  obligatorische  Elementarunterricht  anter  der 
Fabrikarbeit  nicht  notleiden  dürfe.  Der  weitere  Ausbau  dieser  Schutz- 
prinzipien hatte  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Seit  einem  Gesetz 
von  1853  brachten  erst  die  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
Fortschritte.  Der  neueste  wurde  mit  dem  Gesetz  vom  30.  März  1903 
gemacht.  Die  Erweiterung  der  Schutzbestimmungen  war  namentlich 
unaufschiebbar  geworden,  seitdem  eine  amtliche  Erhebung  über  Kinder- 
arbeit außerhalb  der  Fabriken  festgestellt  hatte,  daß  von  532  283  bei 
der  Erhebung  erfaßten  Kindern  57,64  Prozent  in  der  Industrie  tätig 
waren;  nahezu  ein  Drittel  wurde  als  Laufburschen,  Austräger,  Aus- 
fahrer, über  4  Prozent  wurden  im  Gastgewerbe,  über  3  Prozent  im 
Handelsgewerbe  gezählt.  Auch  in  absolut  gesundheitsgefährlichen 
Betrieben  wurde  Kinderverwendung  festgestellt,  in  der  Hausindustrie 
tägliche  Arbeitszeiten  bis  zu  10  Stunden.  Eine  Lehrerenquete  hatte 
ergeben,  daß  40  bis  70  Prozent  der  erwerbstätigen  Schüler  in  In- 
dustriebezirken unternormale  Lehrergebnisse  aufwiesen.  Dabei  kommen 
freilich  nicht  bloß  die  Übermüdung  des  Körpers,  sondern  auch  die 
Abnahme  der  Schuldisziplin  als  Folge  der  Erwerbstätigkeit  und  Ur- 
sache des  Lehrmißerfolges  in  Betracht.  Daß  Zusammenhänge  zwischen 
sittlicher  Schädigung,  jugendlicher  Kriminalität  einerseits  und  Be- 
schäftigung in  gewerblichen  Betrieben,  namentlich  im  Straßenhandel 
bestehen,  ist  eine  leider  nur  zu  reichlich  erwiesene  Tatsache.  Die 
Sicherung  des  Schulbesuches  ist  für  die  erwerbstätigen  Kinder  in  dem 
Maße  notwendiger,  als  sie  meistens  Kinder  von  Arbeitenden  sind  und 
demzufolge  des  Erziehungselementes,  das  die  Sohule  normalerweise  zu 
bieten  vermag,  um  so  weniger  entraten  können,  als  ja  die  Eltern  ihnen 
keine   oder  keine  genügende  Erziehung  zuteil  werden  lassen  können. 

Es  sei  hier  aber  auch  besonders  betont,  daß  ein  Gesichtspunkt  in  all  den 
bisher  erwähnten  Motiven  noch  gar  nicht  berücksichtigt  ist.  Er  entspringt  einer 
nicht  nur  die  Zweckmäßigkeit,  sondern  auch  die  Lebensweisheit  wahrnehmenden 
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Auffassung  von  der  Entwicklung  der  Kinder  zu  Gliedern  der  Gesellschaft,  und 
er  lautet:  das  Kind  hat  ein  ideelles  Recht  auf  Glück.  Namentlich  in  der 
amerikanischen  Kinderschutzbewegung  wird  diesem  Gedanken  besonders  Rech- 
nung getragen.  Es  ist  eine  der  heiligsten  Aufgaben  der  Menschheit,  dem  Kinde 
die  Sorglosigkeit,  das  natürliche  Sich-Freuen,  das  bis  ins  späte  Alter  fort- 
klingende Vorspiel  des  Lebens,  so  ungetrübt  als  nur  irgend  möglich  zu  erbalten, 
und  es  ist  gewiß  auch  eine  der  schwierigsten  Aufgaben,  mit  der  Wahrung  dieses 
Rechts  auf  Glück  die  Erziehung  zum  Pflichtbewußtsein  rechtzeitig  anzubahnen. 
Aber  beides  geht  Hand  in  Hand  und  verwirklicht  ein  anderes  ideelles  Recht 
jedes  Kindes:  ein  nützliches  Glied  der  Gesellschaft  werden  zu  können. 

Das  Problem  der  gesetzlichen  Regelung  der  Kinderarbeit  ist  nicht  überall 
das  gleiche.  Deutschland  und  England  sind  auf  diesem  Gebiet  wohl  am  weitesten 
voraus.  Gerade  .bei  diesen  beiden  Staaten  sind  die  Aufgaben  recht  verschieden^, 
nicht  zum  mindesten  schon  unter  dem  Einflüsse  der  vorausgegangenen  und  der 
sonstigen  Schutzgesetzgebung.  England,  das  Land  des  älteren  Kinderschutzes, 
hat  den  Vorteil  voraus,  daß  seine  Kinder  in  physisch  weniger  anstrengenden 
Berufen  tätig  sind,  im  Handel,  Verkehr,  Gast-  und  Schankwirtschaften  mit  Aus- 
trage- und  Laufdiensten,  als  in  Deutschland,  dem  Lande  des  jüngeren  Industria- 
lismus,  wo  die  Beschäftigung  in  der  Industrie  überwiegt. 

Die  Grundzüge  der  deutschen  gesetzlichen  Regelung  sind  folgende  (Gew.- 
Ordng.  und  Ges.  vom  30.  HL  1903): 

Der  Schutz  der  Kinder  ist  ein  absoluter,  d.  h.  er  besteht  unabhängig  von 
dem  Vorhandensein  eines  vertragsmäßigen  Arbeitsverhältnisses.  Nur  die  Beschäf- 
tigung in  der  Landwirtschaft  und  zu  häuslichen  Dienstleistungen  unterliegt  nicht 
dem  Gesetze.  „Kinder"  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  Knaben  und  Mädchen  unter 
13  Jahren  und  diejenigen  über  13,  die  noch  zum  Besuche  der  Volksschule  ver- 
pflichtet sind.  Das  Gesetz  unterscheidet  „eigene"  und  ,/remde"  Kinder;  eigene 
sind  jene,  die  mit  demjenigen,  der  sie  beschäftigt,  oder  dessen  Ehegatten  a)  bis 
zum  3.  Grade  verwandt  sind,  oder  b)  von  diesem  an  Kindesstatt  angenommen 
oder  bevormundet  sind,  oder  c)  die  dem  Arbeitgeber  zur  Zwangseraiehuug  über- 
wiesen sind,  immer  aber  nur,  sofern  die  Kinder  zum  Hausstande  des  Be- 
schäftigers gehören. 

Das  Gesetz  verbietet  Kinderbeschäftigung  absolut  für  eine  Reihe  von  Ar- 
beiten und  Betrieben,  so  für  Fabriken  (Gew.-Ordng.  §  185),  Bauten  aller  Art  und 
eine  größere  Zahl  taxativ  aufgezählter  Werkstätten,  ausdrücklich  auch  für 
öffentliche  theatralische  Vorstellungen  und  Schaustellungen.  Der  Bundesrat 
kann  das  Verzeichnis  ändern,  also  das  Verbot  ausdehnen  und  einschränken.  In 
Werkstätten,  für  die  kein  absolutes  B es chäftigungs verbot  besteht,  Handels-  und 
Verkehrsgew&rben,  ist  die  Beschäftigung  fremder  nicht  vor  dem  zurückgelegten 
12.,  eigener  Kinder  nicht  vor  dem  10.  Jahre  gestattet,  und  zwar  auch  nach  Er- 
reichung dieser  Altersgrenze  nur  zwischen  8  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends 
und  nicht  vor  dem  Vormittagsunterricht,  am  Nachmittags  erst  eine  Stunde  nach 
dem  Unterricht.  Verwendungsmaximum  3 ,  in  Schulferien  4  Stunden  täglich. 
Die  Beschäftigung  von  fremden  Kindern  darf  nur  bei  vorheriger  schriftlicher 
Anzeige  erfolgen  und  erst  dann,  wenn  dem  Arbeitgeber  zuvor  eine  Arbeitskarte 
für  das  Kind  ausgestellt  ist.  Auch  eigene  Kinder  dürfen  in  Gast-  und  Schank- 
gewerben,  sowie  in  der  Wohnung  (Werkstätte)  für  Dritte  erst  vom  12.  Lebens- 
jahre an  beschäftigt  werden.  Die  Aufsicht  über  die  Durchführung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  die  außerdem  noch  die  Sonntagsruhe  und  insbesondere 
das  Austragen  von  Waren  regeln,  obliegt  vor  allem  den  Gewerbeaufsichts- 
beamten; ihre  Revisionen  finden  eine  Schranke  nur  bezüglich  Privatwohnungen, 
in  denen  nur  eigene  Kinder  verwendet  werden.  Sie  dürfen  bei  Nacht  nur  dann 
revidiert  werden,  wenn  Tatsachen  vorliegen,   die  den  Verdacht  der  nächtlichen 
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Beschäftigung  dieser  Kinder  begründen.  Die  Erfolge  dieses  Gesetzes  sind  vor- 
läufig nur  dort  befriedigende,  wo  (wie  in  Hessen)  diese  Schutznormen  durch  eine 
positive  Fürsorge  für  die  Kinder  unterstützt  werden,  die  die  Unannehmlichkeiten 
und  Geldopfer,  die  das  Gesetz  den  Eltern  verursacht,  paralysiert.  Und  weiter 
erweist  sich  die  Mitwirkung  der  Lehrerschaft  als  ganz  unentbehrlich. 

Der  Schutz  der  „Jugendlichen^^,  der  sozusagen  dem  Übergangs- 
stadium zugedacht  ist,  trifft  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen 
verschiedene  Altersjahre:  in  Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Belgien, 
Luxemburg  14  bis  16,  Spanien,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen  und, 
wie  oben  gezeigt  auch  England,  14  bis  18,  Italien  12  bis  15,  Ruß- 
land 15  bis  17.  Auch  in  Frankreich  ist  der  Schutz  (Beschäftigungs- 
verbot) in  manchen  Betrieben  auf  Personen  bis  zum  vollendeten 
18.  Jahr  ausgedehnt.  Die  Regelung  der  Verwendung  Jugendlicher 
lehnt  sich  in  der  Regel  an  die  Beschränkungen  für  Frauenarbeit  an: 
völlige  Beschäftigungs verböte,  Beschränkungen  der  Arbeitszeit  und 
Mindestpausen.  Die  gewaltigen  Probleme  des  sittlichen  Schutzes  liegen 
überwiegend  auf  dem  Boden  der  sozialen  Fürsorge. 

Literatur:  Hdwb.  d.  St.  Artikel:  Jugendliche  Arbeiter,  Kinderarbeit. 
Deutsch,  Die  Kinderarbeit  und  ihre  Bekämpfung,  1907.  Agahd,  Lehrerschaft 
und  Jugendfürsorge,  1909.  Bauer,  St.,  Die  neuere  Kinderschutzgesetzgebung  in 
Deutschland  und  Großbritannien.  Arch.  f.  Soz.  Bd.  XIX.  Mathias,  5  Jahre 
Kinderschutz,  Soz.  Pr.  XVIII.  Child  labor  in  the  United  States.  Dep.  of  commerce 
and  labor  1907.  Child  labor  and  social  progress  (Suppl.  to  the  Annais  of  the 
American  Academy  of  Pol.  and  Soc.  Science)^  Philadelphia  1908.  Vgl.  auch  Soz. 
Pr.  XIX,  Sp.  346.    Schwiedland,  Probleme  der  erwerbenden  Jugend.    5.  A.  1910. 


IV.  Soziale  Lohnpolitik. 

(Problem  des  Nominaleinkommens.) 
Dreißigstes  Kapitel. 

Begriff  und  leitende  Gesichtspunkte. 

Die  soziale  Lohnpolitik  begreift  aUe  Maßnahmen,  die  das  Ent- 
gelt für  zu  leistende  beziehungsweise  geleistete  Arbeit  im  Interesse 
des  Arbeiters  zu  beeinflussen  suchen.  Sie  ist  damit  auch  nur  ein 
Teil  der  Fürsorge,  die  auf  das  Gesamteinkommen  des  Arbeiters  ge- 
richtet ist.  Die  Beschaffung  yon  Arbeitsgelegenheit  und  die  Maß- 
nahmen für  regelmäßige  Beschäftigung,  ständige  Verwertung  der  Ar- 
beitskraft ist  KoroUar  zur  Lohnpolitik  im  Hinblick  auf  die  Gestaltung 
des  Gesamteinkommens  der  Arbeiter. 

Ist  die  Lohnpolitik  gleichwohl  ein  Problem  an  sich,  das  die 
Sozialpolitik  zu  verfolgen  hat,  so  ist  ihre  Betreibung  doch  nicht  so- 
weit unabhängig,  daß  z.  B.  die  Erreichung  des  denkbar  höchsten 
Arbeitsentgeltes  als  ihr  höchster  Erfolg  gelten  könnte.  Eine  Lohn- 
politik,  die   die   Beschäftigungsgelegenheit   innerlich   bedroht,    würde 
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yielmelir  als  verfehlt  verurteilt  werden  müssen.  Es  kann  sehr  wohl 
der  Fall  gedacht  werden,  daß  zwischen  den  Arbeitgebern  und  den 
Arbeitnehmern  ein  Übereinkommen  zustande  gebracht  wird,  durch  das 
die  Arbeitgeber  zur  Zahlung  hoher  Lohnsätze  gezwungen  werden,  und 
daß  die  Wirkung  dieser  Vereinbarung  sich  in  einer  Einschränkung 
der  Unternehmertätigkeit  fühlbar  macht,  so  daß  die  Gesamtlage  der 
Arbeiter  eine  Verschlechterung  statt  einer  Verbesserung  erfährt.  Bei 
allen  Erwägungen  lohnpolitischer  Maßnahmen  darf  daher  die  Bedacht- 
nahme  auf  die  Wirkungen  bezüglich  der  Arbeitsverwertungs- Aussichten 
niemals  vernachlässigt  werden.  Die  Förderung  des  Einkommens  aus 
der  Arbeit  als  Einheit,  nicht  bloß  einzelner  Lohnsätze,  ist  das  weitere 
Objekt  der  sozialen  Lohnpolitik. 

Das  ökonomische  Erinnerungsvermögen  ist  in  manchen  Beziehungen 
außerordentlich  karg  entwickelt,  so  auch  bezüglich  der  Lohnpolitik. 
Andernfalls  würde  die  auf  Beeinflussung  der  Lohnbildung  gerichtete 
Politik  mehr  Verständnis  finden.  Gerade  dieses  Gebiet  der  Sozial- 
politik hat  eine  lange  Geschichte.  Freilich  besteht  zwischen  der  Lohn- 
politik früherer  Zeiten  und  der  modernen  Lohnpolitik  keine  Konti- 
nuität. Der  absolute  wirtschaftliche  Liberalismus  hat  erst  zu  Miß- 
ständen schlimmster  Art  führen  müssen,  bis  man  wieder  die  Korrektur 
der  sogenannten  freien  Lohnbildung  als  notwendig  zu  erkennen  be- 
gann, bis  man  das  Wesen  und  die  Voraussetzungen  der  freiheitlichen 
Lohnbildung  erfassen  lernte. 

Der  junge  Großindustriekapitalismus  sah  in  der  Arbeit  nichts  als 
eine  kauf  bare  Ware  und  glaubte  seine  Interessen  am  besten  zu  fördern, 
wenn  er  diese  Ware,  wie  alle  übrigen  Produktionseiemete,  zum  denk- 
bar billigsten  Preise  beschaffen  konnte.  Den  Preis  dieser  Ware  be- 
urteilte man  die  längste  Zeit  gleichfalls,  wie  den  anderer  Waren,  nur 
nach  dem  dafür  aufgewendeten  Geldbetrage.  Bei  der  isolierten  Ver- 
tragschließung wirkte  der  mächtigste  Bestimmungsgrund,  der  die 
Preisbewegung  beherrscht,  das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage, 
auch  auf  die  Lohnfestsetzung  völlig  ungehemmt  zugunsten  des  Käufers 
der  Ware  Arbeit.  Die  gleichzeitige  großartige  Entwicklung  der  groß- 
industriellen  Produktion  —  vor  allem  in  Großbritannien,  welches  Land 
für  die  elementare  Entwicklung  der  Lohnpolitik  geradezu  ein  Para- 
digma bietet  —  konnte  den  Glauben  festigen,  daß  die  ausschließliche 
Abhängigkeit  des  Lohnes  von  Angebot  und  Nachfrage  nach  Arbeit  in 
einer  inneren  Notwendigkeit  der  Wirtschaftszusammenhänge  begründet 
sei,  und  die  weitere  Konsequenz  war,  daß  jedwede  Lohnpolitik,  die 
sich  über  diesen  Bestimmungsgrund  hinwegsetzen  wollte,  wirkungslos 
bleiben  mußte. 

Freilich  konnte  nicht  verhindert  werden,  daß  diese  aus  einer  sehr 
kurzsichtigen  Beobachtung  des  Wirtschaftlebens  entspringenden  Dog- 
men immer  mehr  an  Kraft  verloren.    Erstens  lernte  das  Unternehmer- 
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tum  zunäclist  bald  einselien,  daß  der  niedrigste  Geldlohn  weit  entfernt 
sei,  gleichbedeutend  zu  sein  mit  größter  Wohlfeilheit  der  Arbeits- 
leistung, zweitens  ergab  eine  sorgfältigere  Analyse  der  Lohnbildungs- 
vorgänge, daß  außer  dem  Einfluß  des  Angebot-Nachfrageverhältnisses 
noch  andere  Bestimmungsgründe  bei  der  Gestaltung  der  Lohnverhält- 
nisse wirksam  sind,  daß  außer  diesen  in  der  Hauptsache  objektiven 
und  scheinbar  automatischen  Einflüssen  auch  subjektive  zu  beobachten 
und  zu  berücksichtigen  sind  und  drittens  begann  die  Einsicht  durch- 
zusickern, daß  es  gar  nicht  im  Interesse  der  kapitalistischen  Unter- 
nehmung liege,  wenn  in  der  Lohngestaltung  nur  die  Funktion  des 
Lohnes    als  Produktionskostenelement  zur  Geltung  käme. 

Der  erste  Punkt  bedeutete  eine  Voraussetzung  für  eine  Wendung 
der  Dinge,  die  ohne  Zutun  Dritter  sich  erfüllen  mußte.  Anders  die 
beiden  weiteren  Punkte.  Für  die  Anerkennung  dieser  Erkenntnisse 
galt  es  zu  kämpfen.  In  dieser  Richtung  mußte  erst  die  Wirklichkeit 
die  Grundlagen  für  einen  neuen  Glauben  schaffen  helfen.  Und  diese 
Wirklichkeit  mußte  erreicht  werden  durch  planvolles  Eingreifen  in 
den  scheinbar  so  natürlichen  Lauf  der  Dinge  durch  Lohnpolitik.  Jede 
bewußte  Einflußnahme  auf  die  Lohnbestimmung  ist  Lohn- 
politik im  engeren  Sinne,  mag  sie  sich  darauf  beschränken,  mittel- 
bar zu  wirken,  indem  sie  jene  Faktoren,  die  als  Elemente  der  natür- 
lichen Lohnbildung  gelten,  beeinflußt  oder  mag  sie  unmittelbar  auf 
den  Parteiwillen  Einfluß  nehmen.  Die  soziale  Lohnpolitik  hatte 
vor  allem  und  hat  noch  heute  in  erster  Linie  die  Einkommenfunktion 
des  Lohnes  im  Sinne  der  Ziele  der  Sozialpolitik  wahrzunehmen  und 
zu  diesem  Zweck  den  übermäßigen  Einfluß  des  Verhältnisses  von  An- 
gebot und  Nachfrage,  sofern  er  zu  Ungunsten  der  Arbeiter  wirksam 
wird,  soweit  als  möglich  zu  überwinden. 


Keine  Lohnpolitik,  weder  die  der  Selbsthilfe  noch  die  der  autori- 
tären Gewalten,  kann  sich  über  die  als  Gerechtigkeitsideal  empfundenen 
rhythmischen  Massenbewegungen  hinwegsetzen,  die  jeweils  die  Massen- 
psyche eines  Kulturkreises  beherrschen.  Es  ist  auch  im  Lohnproblem 
etwas  wie  eine  Stabilität,  die  immer  wieder  zu  einer  Gleichgewichts- 
lage der  gesellschaftlichen  Zustände  drängt.  Aber  dieses  Verfolgen 
von  Gerechtigkeitsidealen  ist,  wie  wir  ja  sahen,  nichts  weniger  als 
eine  unzweideutige  Maxime  der  Politik.  Schon  für  die  Absteckung 
der  Ziele   ist   sie  ein  Prinzip,  das  erst  sehr  der  Interpretation  bedarf. 

Kann  die  soziale  Lohnpolitik  mit  dem  Prinzip  des  gerechten 
Lohnes  überhaupt  operieren? 

Von  vornherein  wird  man  sich  über  das  eine  klar  sein  müssen^ 
daß,  wenn  dieses  Prinzip  in  der  Lohnpolitik  Geltung  gewinnen  kann^ 
es  keinesfalls  etwas  sein  wird,  was  als  Schlüssel  für  die  Bestimmung 
des   Nominallohnes   hinreicht.     Mit   der  bloßen  Geldziffer    weiß    auch 
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das  bloß  kritiscli  funktionierende  Gereclitigkeitsgefühl  nichts  anzu- 
fangen. Mit  der  nackten  Tatsache,  daß  der  Arbeitslohn  eines  Tage- 
löhners im  Orte  A  nicht  mehr  als  eine  Mark  beträgt,  wird  auch  die 
Kritik  nicht  viel  machen  können.  Aber  es  ließe  sich  ja  das  Gerechtig- 
keitspostulat bezüglich  der  Lohnhöhe  doch  mit  Beziehung  auf  die 
Kaufkraft  eines  Geldlohnes  präziser  formulieren.  Es  könnte  z.  B.  ge- 
sagt werden,  daß  die  Arbeit  eines  Menschen,  der  in  seiner  Vollkraft 
steht  und  eine  durchschnittliche  Leistungsfähigkeit  prästiert,  dann, 
wenn  sie  ihn  ganz  in  Anspruch  nimmt,  eine  angemessene  Lebens- 
führung schaffen  müsse.  Die  Gerechtigkeit  ist  also  getragen  von  der 
Vorstellung  eines  gewissen  Realwertes  des  Nominallohnes,  einer  ge- 
wissen, mit  dem  Nominallohn  erreichbaren  Lebensführung. 

Nun  gehen  aber  die  Anforderungen  an  den  Realwert  der  Lohn- 
höhe sehr  verschieden  weit.  Es  ist  bezeichnend  genug,  daß  man 
innerhalb  jener  wirtschaftspolitischen  Partei,  die  ihre  ökonomischen 
Doktrinen  und  Postulate  auf  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche 
aufbaut,  deren  Anhänger  demnach  alle  von  derselben  ethischen  Welt- 
anschauung, von  derselben  Moral  ausgehen,  auf  die  Frage,  wie  hoch 
der  gerechte  Lohn  sein  und  welche  Lebensbedürfnisse  er  decken  müsse, 
so  sehr  verschiedene  Antworten  erhält.  Über  das  Maß  dessen,  was 
als  „angemessen"  bezeichnet  werden  kann,  herrschen  individuell  die 
verschiedenartigsten  Anschauungen.  Die  Geschmacks-  und  Gefühls- 
richtung des  einzelnen  bestimmen  sein  Urteil  ebensosehr  über  das 
Maß  des  Wünschen  werten  wie  des  Notwendigen,  In  diesem  Sinne 
gäbe  es  also  so  zahlreiche  „gerechte  Löhne",  daß  eine  Einigung 
über  eine  bestimmte  Lohnhöhe,  die  gerechterweise  etwa  von  autoritärer 
Gewalt  vorgeschrieben  werden  könnte,  kaum  denkbar  ist.  Aber  selbst 
wenn  eine  solche  Einigung  zu  erreichen  wäre,  würde  mit  derselben 
kein  Ergebnis  gezeitigt  werden,  das  etwa  den  Vorstellungen  von  einem 
gerechten,  angemessenen  Stand  der  Lebensführung  entspräche,  wenn 
nicht  für  gleiche  Leistung  ungleiche  Löhne  gezahlt  werden  sollen. 
Der  gerechte  Lohn,  der  den  Vorstellungen  von  einer  gewissen  Bedürf- 
nisbefriedigung genügen  soll,  könnte  folgerichtig  nur  individuell,  d.  h. 
für  jeden  einzelnen  Arbeiter  nach  Maßgabe  seiner  persönlichen,  ins- 
besondere seiner  Familienverhältnisse  festgestellt  werden.  Das  bedeutet 
in  letzter  Konsequenz  die  Verwirklichung  eines  Rechts  auf  Exi- 
stenz und  eine  Güterverteilung  nach  Maßgabe  der  Bedürfnisse,  womit 
aber  selbstverständlich  das  weitere  und  schließlich  nicht  mit  besseren 
Gründen  zu  vernachlässigende  Gerechtigkeitsprinzip:  für  gleiche  Lei- 
stung gleichen  Lohn,  unvereinbar  ist. 

Eine  andere  Auffassung  von  der  Gerechtigkeit  des  Lohnes  geht 
nun  allerdings  dahin,  daß  die  Nominallohnziffer  zwar  nicht  als  abso- 
lute Größe,  wohl  aber  in  dem  Verhältnisse  zu  dem  Ertrag?  der  j/anzen 
Unternehmung,  in   der   die  zu  entlohnenden  Arbeitskräfte  beschäftigt 
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sind,  bestimmten  Anforderungen  genügen  müsse.  Dieser  Gerechtig- 
keitsstandpunkt  wurzelt  im  letzten  Grunde  in  der  Auffassung,  daß 
jedem  Produktionsfaktor,  der  in  einen  Produktionsprozeß  eingeworfen 
wird,  ein  bestimmter  Anteil  am  gesamten  Ertrag  der  Produktion  zu- 
gesprochen werden  kann.  Eine  solche  Zurechnung  kann  aber  schon 
deshalb  nicht  Grundlage  für  die  Ermittlung  der  gerechten  Lohnhöhe 
sein,  weil  sie  theoretisch  unhaltbar  und  praktisch  undurchführbar  ist. 
Auch  der  Sozialismus  hat,  wie  SchäflPle  sagt,  die  unfindbare  Formel 
des  in  diesem  Sinne  gerechten  Einkommens  nicht  gefunden.  Das 
Verhältnis  der  Mitverursachung  des  Produktionswertes  ist  bei  gemein- 
schaftlicher Produktion  überhaupt  nicht  ermittelbar.  Wieviel  die  Ar- 
beit und  wieviel  das  Kapital  zum  Wert  oder  zur  Menge  des  gemein- 
schaftlichen Produkts  beitragen,  läßt  sich  nicht  entziffern;  das  Produkt 
ist  unteilbares  Ergebnis  des  Zusammenwirkens  der  Arbeit,  des  Kapitals 
und  der  mitwirkenden  Natur.  Und  selbst  wenn  die  Aufteilung  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  gelingen  könnte,  bliebe  immer  noch  das  Problem 
der  Aufteilung  unter  die  verschiedenenKategorien  von  Arbeitsleistungen, 
die  zusammenwirken.  Und  wieder  würde  der  Arbeiter  in  verschieden 
günstig  gestellten  Unternehmungen  gleicher  Art  für  gleiche  Arbeit 
offenbar  verschiedenen  Lohn  erhalten. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  als  ein  Weg  zur  Verwirk- 
lichung des  Gerechtigkeitsprinzipes  schließlich  die  vollständige  Ver- 
werfungdes  Lohnsystemes  auftaucht.  Eine  Idee,  die  ihren  Ausdruck 
besonders  scharf  in  der  Formulierung  eines  Rechts  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag  gefunden  hat.  Dahin  führt  schon  die  Zurechnungs- 
theorie, sobald  man  in  den  Kapitalgütern  nichts  anderes  sieht  als 
selbst  wieder  ein  reines  Arbeitsprodukt  oder,  wie  die  betreffende  lite- 
rarische Richtung  sagt,  fest  geronnene  Arbeit.  Das  Recht  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag  hat  in  den  Systemen  einer  Reihe  von  Sozialisten 
eine  fundamentale  Bedeutung,  so  bei  den  noch  zum  Teil  dem  XVIIL  Jahr- 
hundert angehörenden  William  Godwin  (1756 — 1836)  und  Charles  Hall 
(publizierte  1805)  und  später  bei  Rodbertus  namentlich.  Trotz  des 
ganz  offenbar  hervorstechenden  individualistischen  Charakters  dieser 
Rechtsidee  wäre  ihre  Anwendung  in  einem  sozialistischen  Gemein- 
wesen wohl  denkbar  und  deshalb  dürfte  auch  eine  soziale  Politik 
nicht  unachtsam  an  ihr  vorübergehen.  Aber  sie  ist,  abgesehen  von 
gesellschaftlichen  Bedenken,  aus  rein  wirtschaftlichen  Gründen  unmög- 
lich. Dem  Recht  jedes  Individuums  auf  den  vollen  Arbeitsertrag, 
dessen  negative  Funktion  darin  besteht,  daß  jedes  arbeitslose  Ein- 
kommen als  eine  zu  beseitigende  Ungerechtigkeit  erscheint,  steht  wirt- 
schaftlich schon  die  Tatsache  entgegen,  daß  innerhalb  der  arbeitsteilig 
organisierten  Gesellschaft  der  einzelne  Arbeiter  mit  seinem  eigenen 
Arbeitsprodukt  sich  nicht  begnügen,  seine  Bedürfnisse  nicht  befrie- 
digen kann,  denn  er  produziert  ja  eben  einseitig;  ob  er  aber  für  sein 
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Produkt  andere  Produkte,  die  er  braucht,  eintausclien  kann,  hängt  von 
der  Nachfrage  nach  seinen  Produkten  und  von  der  Produktion  seiner 
Bedarfsgüter  durch  andere  ab.  Namentlich  aber  die  Tatsache,  daß 
gewisse  Güter,  nach  denen  alle  Verlangen  tragen,  knapp  sind,  bildet 
für  die  arbeitsteilig  organisierte  Wirtschaft  ein  nicht  überwindbares 
Hemmnis  für  die  Verwirklichung  dieser  Rechtsidee. 

Würde  das  Recht  statuiert  werden,  so  müßte  innerhalb  der  arbeitsteiligen 
Wirtschaft  jeder  Arbeiter  sich  mit  der  Zuerkennung  eines  gewissen  Maßes  von 
Kaufkraft  begnügen,  das  als  dem  Arbeitsertrag  des  betreffenden  Arbeiters  gleich- 
kommender Wert  gilt.  Anderseits  müßten  die  Preise  aller  Nützlichkeiten  (Güter 
und  Leistungen),  die  die  Arbeiter  kaufen  wollen,  in  solchen  Arbeitswerteinheiten 
—  z,  B.  Arbeitsstunden,  die  auf  die  Herstellung  als  verwendet  angenommen 
werden  —  festgesetzt  werden.  Das  ist  soweit  wohl  denkbar,  aber  die  weitere 
Voraussetzung  einer  befriedigenden  Gestaltung  der  Dinge  wäre  die,  daß  dieser 
Kaufkraft  aller  Arbeiter  auch  der  Gesamtwert  der  verfügbaren  Nützlichkeiten  ent- 
spricht. Der  ganze  Wirtschaftsorganismus,  beziehungsweise  dessen  Leitung  müßte 
demzufolge  auch  dafür  gewappnet  sein,  die  Nachfrage  der  kaufkräftigen  Arbeiter 
zu  befriedigen,  wenn  das  Angebot  an  Nützlichkeiten  dieser  Nachfrage  nicht  ent- 
spricht. Z.  B.  es  bestünde  Nachfrage  nach  einer  größeren  Menge  Fleisch  oder 
Kleidung  oder  Wohnräumen,  als  die  ganze  Sozialwirtschaft  sie  hervorzubringen 
vermag.  Dann  müßte,  weil  kaum  einer  sich  mit  dauernder  Vertröstung  auf 
spätere  Befriedigung  wird  abfinden  lassen,  die  Preisbildung  so  erfolgen,  daß  nur 
diejenigen  zum  Zuge  kommen,  die  bereit  sind,  das  größte  Opfer  an  Kaufkraft 
gerade  für  die  betreffende  Nützlichkeit  zu  bringen.  Geschieht  dies,  dann  würde 
also  der  Kaufpreis  erhöht,  um  nur  diejenigen  mit  dem  vorhandenen  Vorrat  zu 
befriedigen,  die  den  größten  Wert  darauf  legen.  Der  Preis  würde  den  wirklich 
verwendet  angenommenen  Arbeitseinheiten  nicht  mehr  entsprechen.  Die  Knapp- 
heit des  Vorrats  gegenüber  der  Nachfrage  würde  also  zu  Preisgestaltungen 
zwingen,  die  einen  Gewinn  über  die  Herstellungskosten  bedeuten,  und  die  Gesell- 
schalt würde  auf  diese  Weise  arbeitsloses  Einkommen  gewinnen.  Auf  diese  Funk- 
tion der  Preisbildung  (bei  Knappheit  des  Vorrates  diejenigen  von  der  Erwerbung 
einer  Nützlichkeit  auszuschließen,  die  weniger  Opfer  zu  bringen  bereit  sind)  könnte 
auch  in  der  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  nicht  verzichtet  werden. 

Anderseits  müßte  im  Gegensatz  dazu  auch  damit  gerechnet  werden,  daß 
regelmäßig  Arbeitern  Kaufkraft  zuerkannt  werden  muß,  obwohl  sie  keine  oder 
zu  wenige  Produktwerte  auf  den  Markt  bringen,  weil  ihre  Arbeit  ergebnislos 
verlief,  z.  B.  durch  Elementareinflüsse  vernichtet  oder  beeinträchtigt  wurde.  Hier 
müßte  es  also  zu  einer  Beschränkung  des  individuellen  Rechts  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag  der  andern  Arbeiter  kommen.     (Vgl.  Gas  sei  a.  a.  0.  S,  87.) 

Außer  in  diesem  individuellen  Sinne  wäre  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag noch  in  der  Weise  denkbar,  daß  zwar  nicht  jedem  einzelnen  sein,  wohl  aber 
der  Gesamtheit  der  Arbeitenden  der  volle  Ertrag  der  Arbeit  zufallen  muß. 
Allein  die  Hindemisse  und  Schwierigkeiten  sind  auch  da,  ganz  abgesehen  vom 
Problem  der  Ertragsaufteilung,  kaum  minder  groß.  Nur  bei  vollständiger  Stagna- 
tion der  Gesellschaft,  bei  Verzicht  auf  jedweden  Fortschritt,  könnte  die  Gesell- 
schaft jedes  Jahr  über  den  vollen  Ertrag  ihrer  Arbeit  verfügen.  In  dem  Augen- 
blick, wo  dieser  Beharrungszustand  einem  Fortschritt  weichen  soll,  d.  h.  hier 
einer  Steigerung  der  Gesamtmenge  an  Gütern,  sei  es  im  Hinblick  auf  die  Men- 
schenvermehrung, sei  es  um  der  Erhöhung  der  Lebensführung  willen :  wird  als- 
bald die  Gesellschaft  mit  einem  Defizit  an  verzehrbaren  bzw.  verfügbaren, 
konsumreifen  Produkten  zu  tun  haben  gegenüber  dem  Gesamtwert  der  in  Arbeits- 
werteinheiten  gemessenen   Gesamtarbeitsleistung    der  Gesellschaft.     Das   ist    be- 
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dingt  durch  die  Intensivierung  der  Arbeitsmethoden,  d.  h.  durch  die  Einschlagung 
von  Umwegen,  die  wohl  zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  einer  Arbeitskraft, 
aber  eben  auch  zur  Hinausschiebung  der  Genußreife  einer  Nützlichkeit  führen 
(man  denke  an  mehrjährige  Produktionsdauer,  z.  B.  bei  Bahnbauten)  und  ist  ins- 
besondere bedingt  durch  Kapitalbildung.  Die  Bildung  realer  Kapitalgüter  ist  aber 
unentbehrlich.  Die  jedes  Jahr  der  vorhandenen  Arbeitermenge  zuwachsende  Ar- 
beiterzahl kann  sich  keineswegs  selbst  versorgen.  Was  an  Bedürfnisbefriedigungs- 
mittel für  jeden  zuwachsenden  Arbeiter  zur  Verfügung  stehen  muß,  kann  er  sich 
nicht  allein  schaifen.  Es  bedarf  steter  Zunahme  der  Kapitalbestände.  Kapital- 
bildung wird  aber  nur  dadurch  möglich,  daß  die  Arbeiter  nicht  den  ganzen  Er- 
trag ihrer  Arbeit  im  Laufe  eines  Jahres  zur  freien  Verfügung  erhalten.  Es  muß 
daher  eine  Quote  der  Produktion  dem  Konsum  entzogen  werden.  Deshalb 
müßte  auch  in  der  sozialistisch  organisierten  Gesellschaft  die  Entlohnung  der 
Arbeiter  im  ganzen  hinter  ihrem  gesamten  Produktions  wert  zurückbleiben,  die 
Mitglieder  der  Gesellschaft  müßten  geradezu  gezwungen  werden,  für  die  Zwecke 
der  Kapitalvermehrung  zu  sparen,  d.  h.  auf  den  Genuß  von  Arbeitsertragsanteilen 
verzichten. 

Wie  dringend  notwendig  die  unablässige  Kapitalbildung  ist,  ergibt  sich 
aus  zwei  Ziffern:  einmal  der  absoluten  Vermehrung  der  arbeitenden  Bevölkerung 
und  zweitens  aus  dem  Kapitalbetrag,  der  im  Durchschnitt  aufgewendet  werden 
muß,  um  die  einzelne  Arbeitskraft  so  ergiebig  verwenden  zu  können,  daß  die- 
selbe ein  Arbeitsprodukt  von  solchem  gesellschaftlichen  Wert  erzeugen  kann, 
der  hinreicht,  den  Arbeiter  dem  erreichten  Niveau  durchschnittlicher  Lebens- 
führung entsprechend  zu  erhalten.  Diese  Kapitalbildungen  sind  industrieweise 
verschieden.     Für  Deutschland  vgl.  S.  143. 

Das  Reclit  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  das  nur  ein  Ausdruck 
der  sozialistischen  Wertlehre  ist,  kann  daher,  wie  Cassel  richtig  sagt, 
als  praktische  Forderung,  näher  betrachtet,  nicht  mehr  sein  als  die 
emphatische  Formulierung  für  die  allgemeine  Forderung  einer  besseren 
Verteilung. 

Soweit  die  Verteilungsprinzipien  die  Voraussetzungen  des  Fort- 
schrittes, und  das  ist  auch  Kapitalbildung,  sichern,  sind  sie  aufrecht  zu 
erhalten  innerhalb  jenes  Rahmens,  den  das  Interesse  an  fortschrittlicher 
Lohnbildung  einräumen  kann.  Aber  freilich  ein  befriedigendes  Prinzip 
für  die  gerechte  Lohngestaltung  ist  damit  nicht  gewonnen,  und  es  hat 
den  Anschein,  als  ob  das  Gerechtigkeitsprinzip  bei  der  Lohnpolitik 
überhaupt  nicht  zu  Wort  kommen  könnte. 

So  allgemein  ist  dies  nun  jedenfalls  nicht  richtig. 

Nicht  alle  Ideen  von  einem  gerechten  Lohn  sind  verknüpft  mit 
einer  bestimmten  Größenvorstellung  vom  Lohne,  etwa  in  dem  Sinne 
eines  gerechten  Preises.  Es  gibt  lohnpolitische  Forderungen,  die  von 
solchen  ZifFernvorstellungen  ganz  absehen  und  doch  auch  ein  ethisches 
Element  enthalten.  Und  mit  derartigen  Forderungen  hat  sich  die 
Sozialpolitik  zu  befassen.  So  lehnt  sich  unser  sittliches  Urteil,  unser 
Gerechtigkeitsempfinden  dagegen  auf,  wenn  die  bloße  Tatsache  der 
Uberfüllung  des  Marktes  mit  Arbeitskräften  hinreicht,  um  die  Lohn- 
höhe zu  drücken,  und  ebenso  wenig  kann  sich  ein  gewisses  Ethos 
damit  abfinden,  daß  Arbeit,  weil  sie  als  Nebenerwerb  getrieben  wird. 
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acMechter  gezahlt  werden  könne,  als  wenn  sie  Haupterwerbsgrundlage 
wäre.  Das  von  ethischen  Gesichtspunkten  getragene  Urteil  sträubt 
sich,  die  Vorgänge,  die  auf  dem  Warenmarkte  ganz  billig  und  ein- 
wandfrei erscheinen,  auf  dem  Arbeitsmarkte  gelten  zu  lassen,  daß 
eine  Arbeit,  die  heute  mit  5  Mark  entlohnt  werden  kann,  nur  deshalb, 
weil  am  nächsten  Tage  genügend  Arbeitskräfte  zum  Lohne  von  4  Mark 
sich  anbieten,  um  ein  Fünftel  schlechter  bezahlt  wird. 

Objekt  der  von  Grerechtigkeitsidealen  geleiteten  Kritik  ist  hier 
also  nicht  das  Ausmaß  des  Lohnes  an  sich.  Also  auch  nicht  der  Um- 
stand, daß  der  Unternehmer  aus  der  Lage  des  Arbeitsmarktes  einen 
besonderen  Gewinn  zu  schlagen  vermag,  ist  entscheidend  und  kann 
auch  nicht  entscheidend  sein,  weil  es  dann  doch  wieder  eine  Frage 
des  Maßes  wäre,  wo  der  Gewinn  „ungerecht"  zu  werden  beginnt. 
Sondern  ausschlaggebend  ist,  daß  er  diesen  Gewinn  erzielen  kann  in- 
folge der  Schwäche  seiner  Gegenpartei,  dank  der  Unfähigkeit  der 
Arbeiterschaft,  jene  Preise  für  ihre  Arbeitsleistungen  zu  fordern,  die 
nach  wirtschaftlichen  Bedingtheiten  gezahlt  werden  könnten  und  nach 
dem  Gesichtspunkte  sozialer  Politik  zweckmäßig  gezahlt  würden. 

Fassen  wir  das  zusammen,  was  über  die  Bedeutung  der  Gerech- 
tigkeitsidee für  diese  wichtigste  Seite  der  Sozialpolitik  gesagt  werden 
kann,  so  ist  zuzugeben,  daß  freilich  die  ethische  Wertung  immer 
wieder  auch  gegenüber  den  konkreten  Lohnziffern,  von  bestimmten 
Vorstellungen  getragen,  kritisch  funktionieren  wird,  daß  aber  die  vor- 
gestellten Ideale,  die  für  die  Kritik  die  grundlegenden  Maßstäbe  bilden, 
zu  schwankend,  selbst  zu  sehr  sekundär,  aus  Vergleichungen  sich  er- 
gebende Größen  zu  sein  pflegen,  als  daß  eine  positive  Lohnbeeinflus- 
sung, die  etwa  auf  eine  für  alle  Lohnverhältnisse  maßgebende  Lohn- 
höhe gerichtet  wäre,  darauf  aufgebaut  werden  könnte.  Aber  die  Ge- 
rechtigkeitsidee funktioniert  auch  für  die  Lohnfragen  der  Sozialpolitik 
als  wohl  zu  beachtende  Grundlage  der  Kritik  der  herrschenden  Zu- 
stände, denn  daß  sie  sich  kritisch  regt,  ist  allenthalben  und  zu  jeder 
Zeit  ein  Symptom  dafür,  daß  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Lohn- 
tatsachen zustande  kommen,  nicht  mehr  den  Grundsätzen  genügen, 
die  innerhalb  des  Rahmens  des  wirtschaftlich  Möglichen  die  soziale 
Zweckmäßigkeit  gebietet.  Also  nicht  positive  Grundlagen  für  Lohn- 
tarifkonstruktionen sind  aus  den  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  ableit- 
bar, nicht  die  Ideen  von  bestimmten  gerechten  Lohnhöhen  dürfen  die 
Sozialpolitik  leiten,  sondern  der  Wille  zur  gerechten  Lohnbildung, 
daß  heißt  zur  Herbeiführung  einer  solchen  Verfassung  des  Ar- 
beitsmarktes, die  das  mögliche  Maß  von  Freiheit  für  beide  Vertrags- 
teile des  Arbeitsverhältnisses  schafft  und  sichert,  die  es  ermöglicht,  daß 
auch  der  Arbeiter  instand  gesetzt  wird,  seine  Arbeitskraft  in  der 
nach  den  wirtschaftlichen  Bedingungen  günstigsten  Weise  zu 
verwerten  und  den  tunlichst  höchsten  Ertrag  aus  ihr  zu  erzielen. 
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Aus  diesem  Postulat  ergibt  sich  eine  Fülle  von  Maximen,  die  alle 
zusammen  den  Inhalt  der  Lohnpolitik  ausmachen.  Maximen,  die  das 
Verhalten  der  staatlichen  Gewalt  und  vor  allem  der  Verwirklicher  ihrer 
Zwecke  sehr  wesentlich  berühren,  die  aber  alle  in  erster  Linie  auf 
die  Herbeiführung  einer  Stellung  der  Arbeiter  abzielen,  die  es  ihnen 
ermöglicht,  einerseits  bei  guter  Konjunktur,  —  die  ja  an  sich  immer 
eine  Verschiebung  in  den  Einkommensverhältnissen  und  damit  im 
Verhältnisse  der  Einkommensarten  zueinander  auszulösen  pflegt,  — 
eine  Lohnerhöhung  zu  erreichen,  anderseits  bei  schlechter  Lage  des 
Marktes  im  allgemeinen  und  insbesondere  des  Arbeitsmarktes  die  Auf- 
rechterhaltung des  einmal  erreichten  Lohnniveaus  zu  sichern. 

Die  katholisch- soziale  Literatur  überrascht  gerade  in  der  Lohnfrage  durch 
die  Verschiedenheit  der  Auffassung  über  den  Begriff  und  das  Wesen  der  Ge- 
rechtigkeit. Die  weiter  links  stehende  Gruppe,  zu  der  insbesondere  Vogelsang, 
P.  A.  M.  Weiß,  Prinz  Liechtenstein  zu  rechnen  sind,  fordert  vom  Lohn  etwa, 
daß  er  außer  Daseinskostenersatz  auch  einen  Lohn  im  eigentlichen  Sinne  umfasse. 
Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  kann  sich  allerdings  von  dem  freilich  wenig 
präzis  formulierten  Konservativismus  Thomas  von  Aquins  nicht  ganz  befreien. 
In  neuerer  Zeit  wirkt  wohl  die  Auffassung  der  Enzyklika  ,^Rerum  novarum'''- 
Leos  XIIL  nach,  die  es  als  Forderung  der  natürlichen  Gerechtigkeit  erklärt,  „daß 
der  Lohn  nicht  so  niedrig  sein  darf,  daß  er  einem  genügsamen  rechtschaffenen 
Arbeiter  den  Lebensunterhalt  nicht  abwirft".  Entsprechend  der  päpstlichen  Enzy- 
klika ^,Officioso  sanctissimo"'  wird  aber  darüber  noch  hinausgegangen  und  mit 
der  Anerkennung  eines  Rechts  der  Eltern  auf  Erziehung  ihrer  Kinder  ein  Recht 
des  Arbeiters  auf  einen  Lohn  statuiert,  der  ihm  ermöglicht,  als  Familienvater  den 
Seinigen  ein  angemessenes  Dasein  zu  bieten. 

Gegen  die  Formulierung  eines  Rechts  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  hat 
Marx  (vgl.  Neue  Zeit,  9.  Jahrg.  1.  Bd.)  gerade  vor  allem  unter  Hinweisung  auf 
die  gesellschaftliche  Notwendigkeit  der  Kapitalbildung  klar  und  scharf  Einspruch 
erhoben.  Diese  notwendige  Verkürzung  des  Arbeitsertrages  wird  aber  in  der 
sozialistischen  Publizistik  vielfach  arg  unterschätzt,  so  auch  vom  Vorwärts,  wenn 
er  die  64  Yg  Millionen  Reingewinne,  die  in  einigen  deutschen  Berg-  und  Hütten- 
werksunternehmungen erzielt  wurden,  glatt  als  eine  Verkürzung  des  Einkommens 
der  100  000  Arbeiter  hinstellt,  die  in  diesen  Werken  beschäftigt  waren,  so  daß 
gewissermaßen  jeder  um  640  Mark  an  Lebensgenüssen  zu  kurz  gekommen  sei. 
Diese  Gewinne  würden  auch  in  einer  kollektivistischen  Gesellschaft  mit  einem 
erheblichen  Bruchteil  der  Kapitalbildung  zugeführt  worden  sein. 

Literatur:  Aus  der  immensen  Literatur,  die  für  die  in  Kapitel  30 — 33  be- 
rührten, teilweise  theoretischen  Fragen  in  Betracht  kommen,  können  nur  wenige 
Werke  genannt  werden.  Außer  den  zum  13.  Kapitel  genannten:  Brassey,  Work 
and  Wages,  1874  (2.  Aufl.).  Walker,  The  wages  question,  1891.  Brentano, 
Über  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeitsleistung,  1893. 
Schulze-Gävernitz,  Zum  sozialen  Frieden,  Kap.  7,  IV,  1890.  Cassel,  Das 
Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  1900.  Meng  er,  Das  Recht  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag.  Taussig,  Capital  and  wages,  1896.  Cree,  Der  kollektive  Ar- 
beitsvertrag, 1904.  Zwiedineck,  Lohnpolitik  und  Lohntheorie,  1900,  Brassey- 
Chapmann,  Work  and  Wages,  1904.  Salz,  Beiträge  zur  Geschichte  und  Kritik 
der  Lohnfondstheorie,  1905.  Cornelissen,  Theorie  du  salaire  et  du  travail 
salarie,  1908.  Conrad,  Lohn  und  Rente,  1909.  Philippovich,  Grundriß  H,  2, 
5.  Buch,  I,  u.  n.  Abschn.    v.  d.  Borght,  8.  Kap. 
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Möglichkeit  der  Lohnerhöhung,  Grenzen  und  Wirkungen 

dieser  Politik. 

Die  Politik  der  Lohnerhöhung  setzt  vor  allem  voraus,  daß  eine 
solche  Erhöhung  aus  wirtschaftspolitischen  Motiven  heraus  planmäßig 
erreicht  werden  kann.  Diese  Möglichkeit  wird  ernstlich  bestritten. 
Zunächst  wird  schon  behauptet,  die  Arbeitgeber  könnten  überhaupt 
auch  keine  bloß  nominelle  Lohnerhöhung  vornehmen,  denn  die  Lohn- 
höhe regle  sich  mehr  oder  minder  automatisch,  sie  unterliege  be- 
stimmten gesetzmäßig  wirkenden  Zusammenhängen.  Dann  aber  wird 
hinwiederum  wohl  zugegeben,  daß  die  Erhöhung  der  Löhne  eintreten 
könne,  aber  ein  dauernder  Nutzen  könne  für  die  Arbeiter  daraus  nicht 
erwachsen;  teils  weil  die  Bevölkerungsbewegung  wieder  eine  Verschlech- 
terung des  Arbeitsmarktes  herbeiführe,  teils  weil  die  Lohnerhöhung 
nicht  auch  schon  von  einer  entsprechenden  Ausgestaltung  der  Pro- 
duktion von  Arbeiterkonsumgütern  begleitet  sei  u.  dgl.  m. 

Wenn  diese  Auffassungen  richtig  sind,  dann  kann  auch  die  auf 
Lohnsteigerungen  abzielende  Lohnpolitik  nur  Scheinerfolge  erzielen. 
Es  ist  daher  diese  Seite  notwendig  zu  prüfen. 

Zwei  Theorien  sind  es  ganz  besonders,  die  einer  solchen  ziel- 
bewußten Lohnpolitik  im  Wege  zu  stehen  scheinen:  1.  die  Lohnfonds- 
theorie und  2.  das  sogenannte  eherne  Lohngesetz. 

Der  Kern  der  nun  schon  ein  und  einhalb  Jahrhundert  alten  Lohnfonds- 
theorie,  die  seither  in  sehr  zahlreichen  Varianten  vertreten  worden  ist,  liegt 
in  dem  Gedanken,  daß  die  Summe  aller  gerade  zu  zahlenden  Löhne  eine  von 
vornherein  eindeutig  bestimmte  Größe,  nämlich  die  jeweils  vorhandene  Kapital- 
menge sei.  Jede  bestimmte  Menge  Kapitales  könne  nur  eine  bestimmte  Menge 
Arbeit  in  Tätigkeit  setzen  und  zu  einem  einzigen  Lohnsatze  bezahlen,  so  daß 
die  praktische  Konsequenz  daraus  abgeleitet  werden  müßte,  daß  nichts  den  Ar- 
beitern zur  Besserung  ihrer  Lage  helfen  könne,  als  wenn  sich  das  Kapital  rascher 
vermehre  als  die  Bevölkerung. 

Wird  hier  die  Kapitalgröße  als  Grenze  für  die  Lohngestaltung  bezeichnet, 
so  ist  nach  dem  ehernen  Lohngesetz  die  überwältigende  Kraft  der  Bevölke- 
rungsbewegung das  ausschlaggebende  Moment  dafür,  daß  die  Lohnerhöhung 
keinen  dauernden  Nutzen  den  Arbeitern  bringen  könnte.  Die  Bevölkerung  trage 
beständig  die  Tendenz  in  sich,  über  die  verfügbaren  ünterhaltsmittel  hinaus 
sich  zu  vermehren,  und  diese  Tendenz  wirke  mit  der  Kraft  eines  Naturgesetzes. 
Mit  dieser  These  verknüpfte  Ricardo  seine  ökonomische  Erklärung  der  Lohn- 
bestimmung zu  der  Doktrin:  für  die  Arbeitskraft  gibt  es  einen  natürlichen  Preis, 
der  sei  so  groß,  daß  er  die  Arbeiter  instand  setzt  zu  existieren  und  ihr  Ge- 
schlecht fortzupflanzen,  ohne  Vermehrung  oder  Verminderung,  und  um  diesen 
natürlichen  Lohn  herum  schwanke  der  wirkliche  Lohn  auf  und  nieder;  bald 
übersteige  er  jenen,  bald  sinke  er  wieder  unter  ihn.  Von  den  Vertretern  dieser 
Lehre,  auch  schon  von  Ricardo  wurde  nicht  bestritten,  daß  die  Gütermengen, 
die  die  Arbeiterklasse  sich  heute  zu  verschaffen  vermag,  relativ  gewachsen  seien, 
daß  der  einzelne  Arbeiter  im  Durchschnitt  über  ein  größeres  Maß  von  Nützlich- 
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keiten  verfüge  als  in  früheren  Zeiten,  aber  es  wird  von  ihnen  bestritten,  daß 
sich  in  dem  Wachstum  dieser  Gütermengen  im  Laufe  der  Zeit  ein  Steigen  des 
Lohnes  über  den  Stand  der  zur  Befriedigung  der  Lebensnotdurft  erforder- 
lichen Höhe  bekunde. 

In  diesen  ursprünglichen  Formulierungen  bedeuten  beide  Theorien 
die  absolute  Negierung  jeder  spezifischen  Lohnpolitik,  irgendwelche 
planmäßig  unmittelbar  auf  die  Gestaltung  des  Lohnes  gerichteten 
Maßnahmen  müssen  erfolglos  bleiben,  nur  die  Entwicklung  des  Ka- 
pitals oder  die  Beeinflussung  des  Bevölkerungswachstums  sind  danach 
Elemente,  durch  die  der  Ursachenkomplex  für  die  Lohngestaltung 
maßgebend  bestimmt  werden  könnte.  —  Nicht  nur  in  den  Zeiten  der 
gewaltigen  Kämpfe,  die  um  die  Freiheit  des  Arbeitsvertrages  in  Eng- 
land geführt  worden  sind,  auch  in  der  Chartistenzeit,  in  der  Periode 
der  Lassalleschen  Agitation  und  bis  in  die  neueste  Zeit  haben  beide 
Dogmen  die  Rolle  des  „Lasciate  ogni  speranza!"  spielen  müssen. 

Nun  sind  die  Zusammenhänge  im  Wirtschaftsleben  allerdings  mit 
diesen  behaupteten  Gesetzmäßigkeiten  sehr  oberflächlich  und  derart 
einseitig  schematisch  erfaßt,  daß  sie  in  gewissem  Sinne  geradezu  in- 
haltlos erscheinen. 

Wenn  also  die  Lohnfondstheorie  die  Abhängigkeit  der  Lohnzah- 
lungen und  damit  der  Lohnerhöhungen  von  der  Kaufkraft  der  Arbeit- 
geber behauptet,  deckt  sie  nur  eine  völlig  schwankende,  allenfalls  von 
der  Bankpolitik  (Kreditgewährung)  abhängige  Grenze  für  die  Gesamt- 
heit der  nationalen  möglichen  Lohn  auf  wen  duno^en  auf 

Für  den  einzelnen  Arbeitgeber  ist  natürlich  seine  Fähigkeit,  Kauf- 
kraft zu  übertragen,  eine  Grenze  für  die  Mietung  von  Arbeitskräften. 
Doch  ist  das  kein  letzter  Grund.  Der  letzte  Grund  bleibt  die  Wahr- 
scheinlichkeit des  Erfolges  der  Lohnaufwendung,  nach  Maßgabe  dieser 
Wahrscheinlichkeit  erhält  der  Arbeitgeber  Kredit,  und  damit  wächst 
seine  Fähigkeit,  Löhne  zu  zahlen.  Für  das  wirtschaftspolitische  Tun 
und  Lassen  ist  daraus  kein  Schluß  abzuleiten,  denn  die  subjektive 
Beurteilung  der  Sachlage  und  die  Energie  des  Unternehmertums  be- 
stimmen mehr  oder  minder  mit  die  Grenzen,  bis  zu  denen  ein  Arbeit- 
geber in  der  Aufwendung  von  Löhnen  geht. 

Die  andere  Seite  der  Theorie  enthält  aber  eine  wichtige  Erkennt- 
nis: die  Lohnerhöhung  revolutioniert  zunächst  in  der  Regel  nur  die 
Gütermärkte  zu  Ungunsten  der  Arbeiter,  steigert  die  Nachfrage  in  einer 
Richtung,  in  der  der  Markt  überwiegend  nicht  genügend  versehen  ist, 
und  treibt  so  gerade  die  Preise  hinauf,  an  denen  der  Arbeiter  am 
meisten  interessiert  ist.  Gerade  diese  Preissteigerung  lockt  aber  wie- 
der Kapital  und  Unternehmungsgeist  in  diese  Richtungen,  und  die 
zweite  Phase  der  Wirkungen  einer  Lohnerhöhung  kann  einen  Gleich- 
gewichtszustand zeitigen,  bei  dem  der  Arbeiter  eine  seiner  nominellen 
Lohnerhöhung  entsprechende  reale  Erweiterung  seiner  Lebensführung 
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genießen  kann.  Die  von  den  Lohnfondstheoretikern  behauptete  Ver- 
geblichkeit des  Strebens  nach  Lohnerhöhungen  läßt  sich  mit  der  Starr- 
heit und  UnVeränderlichkeit  eines  Lohnfonds  jedenfalls  nicht  recht- 
fertigen. 

Die  Einwendungen,  die  sich  gegen  das  eherne  Lohngesetz  erheben 
lassen,  richten  sich  vor  allem  gegen  die  Verwendung  des  Begriffes 
„notwendiger  Lebensunterhalt".  Ein  absolutes  physiologisches  Mini- 
mum ist  überhaupt  nur  in  gewissen  Beziehungen  feststellbar,  auch 
dann  übrigens  nur  individuell,  und  dann  könnte  für  ein  Kulturvolk 
^in  solches  physiologisches  Minimum  überhaupt  nicht  in  Frage  kommen. 
Faßt  man  den  Begriff  in  dem  Sinne,  daß  der  Mangel  an  Luxus  und 
die  Spärlichkeit  konventioneller  Bedürfnisbefriedigung  darunter  zu 
verstehen  wäre  (Marshall),  so  kann  ohne  weiteres  diesem  sogenannten 
Gesetz  eine  recht  umfassende  Geltung  zuerkannt  werden.  Dennoch 
kommt  man  über  Unklarheiten  nicht  hinweg. 

Festzuhalten  ist  insbesondere  die  fortschreitende  Bereicherung  der  Lebens- 
führung der  Arbeiterschaft,  namentlich  im  Laufe  der  letzten  Dezennien,  und 
ferner  die  Tatsache,  daß  sich  Tag  für  Tag  beobachten  läßt,  wie  sich  offenbar 
eine  ganz  gewaltige  Differenzierung  des  Begriffes  „notwendiger  Lebensunterhalt'' 
in  der  Arbeiterschaft  selbst  vollzieht,  derart,  daß  auch  mit  dem  Begriff  Klassen- 
bedarf schon  nichts  mehr  anzufangen  ist,  wenn  wir  ihn  nicht  in  einem  sehr 
spezialisierten  Verstände  gebrauchen. 

Wenn  wir  hören,  daß  das  Minimum  des  Lohneinkommens  (gewisses  Geld) 
«ines  24  Jahre  alten  Setzers  25  Mark  die  Woche,  also  rund  1300  Mark  auf  das 
Jahr  Anerkennung  findet,  daß  seit  Jahren  die  halbwegs  verwendbaren  Monteure 
in  deutschen  Maschinenfabriken  5  bis  6  Mark  täglich,  also  etwa  ein  Jahresarbeits- 
einkommen von  1500 — 1800  Mark  beziehen,  und  wenn  wir  dagegen  erfahren,  daß 
Taglöhner  in  Baumwollspinnereien,  z.  B.  in  Baden,  einen  Lohn  von  2,50  Mark, 
also  aufs  Jahr  rund  750  Mark  verdienen  können,  daß  in  Sachsen  männliche 
Zigarrenroller  etwa  1,80  bis  2,00  Mark,  Wickelmacher  1,00  bis  1,20  Mark  täg- 
lich, mithin  im  Jahr  ein  Einkommen  von  300  bis  600  Mark  erwerben  können, 
wenn  wir  also  Lohneinkommen  von  Durchschnittsindividuen  heranziehen  und 
berufsweise  und  kategorienweise  solche  Differenzen  finden:  so  wird  darüber 
wohl  kein  Zweifel  bestehen  können,  daß  es  recht  viele  notwendige  Lebens- 
unterhalte geben  muß,  wenn  das  eherne  Lohngesetz  seine  Richtigkeit  haben 
soll:  für  jeden  Berufszweig,  für  beide  Geschlechter  und  darüber  hinaus  noch  für 
jede  Alters-  und  Geschicklichkeitstufe  besondere. 

Ungleich  berechtigter  und  wichtiger  ist  geradezu  eine  Umkeh- 
rung der  im  ehernen  Lohngesetz  behaupteten  Kausalfolge:  Wo 
durch  Hebung  des  Lohnniveaus  eine  Erweiterung  der  Lebensführung 
eingetreten  ist  und  sich  dieselbe  nur  halbwegs  geraume  Zeit  halten 
läßt,  dort  wird  alsbald  der  betreffende  Lohn  als  zur  Beschaffung  des 
zum  Leben  notwendigen  Unterhaltes  unerläßlich  verteidigt  werden. 
Damit  kommen  wir  zur  weitgehenden  Differenzierung  des  Klassen- 
bedarfs. Als  solcher  erscheint  die  jeweilig  innerhalb  einer  Kategorie 
zufolge  der  Lohnhöhe  erreichte  und  eingewöhnte  Lebensführung,  und  als 
Klassenbedarf  erscheint  diese,  obwohl  sie  individuell  nach  persönlichen 
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Verhältnissen  (Familie  u.  dgl.)  so  überaus  verschieden  ist.  Durch  die 
Lohnhöhe  und  ihre  Kaufkraft  ist  die  Möglichkeit  einer  gewissen  Le- 
bensführung gegeben,  und  so  verknüpft  sich  traditionell  mit  jedem 
Beruf  ein  gewisses  Maß  von  Lebensgewohnheiten,  der  standesgemäße 
oder  der  klassenmäßige  Unterhalt.  Die  gewohnte  Lebensführung  ist 
damit  überwiegend  als  eine  historische  Kategorie  einzuschätzen,  als 
sekundäres  Element,  das  primäre  ist  der  im  Laufe  der  Entwicklung 
jeweilig  erreichte  Geldlohn.  Selbstverständlich  wirkt  der  Klassenbedarf 
auf  die  Lohnbildung  zurück,  das  ergibt  sich  schon  aus  dem  Prinzip 
der  Preisfortsetzung,  aus  der  Kraft  des  Herkommens  für  die  Lohn- 
bildung wie  für  jede  Preisbildung. 

Das  ist  für  die  Lohnpolitik  ein  außerordentlich  wichtiger  und 
wertvoller  Sachverhalt,  er  bedeutet  die  Entwicklungsmöglichkeit.  Da 
mag  man  nun  immerhin  von  einem  Herumpendeln  um  oder  richtiger 
einem  Gravitieren  der  Löhne  nach  den  Kosten  der  klassenmäßigen 
Lebenshaltung  sprechen,  also  von  einer  Tendenz,  das  Arbeitsentgelt 
einer  Arbeiterkategorie  so  zu  gestalten,  daß  die  klassenmäßige  Lebens- 
führung aufrecht  erhalten  werden  kann;  den  Charakter  der  „Grau- 
samkeit" verliert  diese  Gesetzmäßigkeit,  sobald  die  klassenmäßige 
Lebensnotdurft  als  Produkt  der  Entwicklung  und  als  weiter  entwick- 
lungsfähig, wenn  auch  durch  Lohnkämpfe,  erkannt  ist. 

Die  bloße  Gravitation  nach  diesen  Kosten  der  Lebensführung 
kann  dauernd  ungünstige  Arbeitsmarktverhältnisse,  die  eine  Senkung 
des  Lohnniveaus  herbeiführen,  freilich  nicht  soweit  binden,  daß  ein 
Zurückfallen  des  Klassenbedarfs,  also  eben  jener  Kosten,  hintangehalten , 
würde.  Einen  Schutz  dagegen  bietet,  nach  dem,  was  uns  das  reale 
Leben  bisher  lehrt,  die  Beherrschung  und  Regulierung  des  Angebots 
an  Arbeitskräften  unter  der  Leitung  des  organisierten  Kollektivwillens 
der  Arbeiterschaft,  also  die  Organisation.  Wir  wissen  aber,  daß  auch 
dieser  Schutz  unzulänglich  werden  kann  und  geworden  ist,  daß  z.  B. 
in  dem  Augenblicke,  in  dem  eine  ausländische  Industrie  den  Kon- 
kurrenzkampf gegen  die  englische  Baumwollindustrie  mit  Erfolg  zu 
führen  begann,  die  Lohnsätze  in  dieser  Industrie  eine  Erniedrigung 
erfahren  haben,  daß  die  Arbeiterorganisationen  zu  diesen  Herabsetzungen 
sich  verstehen  mußten.  Und  damit  ergibt  sich  mindestens  die  Wahr- 
scheinlichkeit, daß  die  Lohnhöhe  nach  oben  in  Grenzen  ge- 
halten ist,  über  die  hinweg  auch  die  Energie  der  Arbeitskraft- 
Anbieter  nicht  gelangen-  kann. 

In  dem  erzielbaren  Preis  für  das  Arbeitsprodukt,  in  der  Markt- 
lage ist  eine  Schranke  für  den  Kostenaufwand  des  Unternehmers  und 
damit  auch  für  die  Lohnhöhe  gegeben.  Das  heißt  im  letzten  Grunde 
nichts  anderes,  als  daß  die  Grenze  für  einen  Arbeitslohn  durch  den 
gesellschaftlichen  Wert  der  Arbeitsleistung  und  insoweit  durch  die 
Produktivität  der  Arbeit  gegeben  erscheint. 
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Es  ist  eine  besondere  und  umstrittene  Frage,  wie  weit  die  Markt- 
preise der  Güter  auf  die  Lohnhöhe  der  bei  ihrer  Herstellung  verwendeten 
Arbeit  zurückwirken  müss^en.  Da  doch  auch  Kapital,  Unternehmungs- 
geist und  Natur  aus  dem  Ertrag  einer  Unternehmung  zu  Einkommen 
führen,  ist  zweifellos  ein  Spielraum  für  die  Lohngestaltung  gegen 
diese  anderen  Einkommenquellen  vorhanden.  Und  insoweit  ist  der 
Satz  wohl  richtig,  daß  es  auf  die  Kraft  der  Interessenverfechtung 
ankomme,  wie  sich  der  Lohn  gestaltet,  also  darauf,  ob  die  Arbeiter 
oder  die  Arbeitgeber,  beziehungsweise  die  Kapitalisten,  ihre  Forde- 
rungen mit  größerem  Nachdrucke  vertreten.  Damit  berühren  wir 
eigentlich  nur  eine  engere  und  verschiebbare  Grenze,  die  durch 
das  Verwertungsstreben  des  Kapitals  gezogene;  sie  liegt  aber  inner- 
halb der  völlig  unüberwindbaren  und  in  jedem  gegebenen  Augenblick 
auch  für  einen  längeren  Zeitraum  hinaus  ziemlich  unveränderlichen 
Grenze  der  technischen  Produktivität,  die  freilich  ziffernmäßig  nicht 
faßbar  ist. 

Der  Inhalt  dieser  Grenze  ist  vielleicht  am  schärfsten  mit  der 
Frage  gekennzeichnet:  welches  ist  das  Maß  von  Nützlichkeiten,  das 
überhaupt  bei  dem  erreichten  Stand  der  Technik  und  bei  der  damit 
auch  gegebenen  dienstbaren  Produktivkraft  der  Natur  von  der  Gesell- 
schaft im  Durchschnitt  für  jeden  einzelnen  Arbeiter  erreicht  werden 
kann?  Dies  Maß  von  Nützlichkeiten  ist  aber  nur  ein  Quotient  aus 
zwei  Größen:  die  eine  ist  das  Gesamtprodukt  gesellschaftlicher  Arbeits- 
leistung und  gesellschaftlichen  Vermögens,  die  andere  die  Zahl  der 
Individuen,  die  an  dem  Gesamtprodukt  teilhaben  sollen.  Dieser 
Zusammenhang  gibt  wohl  schon  Anhaltspunkte  für  die  nächstliegen- 
den Mittel,  die  zur  Hebung  der  Lebenslage  der  Arbeiter  beitragen 
können:  das  eine,  positive,  besteht  in  der  Steigerung  der  Produktivi- 
tät, das  andere,  seiner  Natur  nach  hauptsächlich  negative,  ist  eine  ent- 
sprechende Einflußnahme  auf  den  Divisor:  Bevölkerungszahl. 

Als  Mittel  zur  Steigerung  der  Produktivität  kommen  in  erster  Linie  die 
Fortschritte  der  Technik  in  Betracht.  Aber  nicht  nur  um  neue  Erfindungen 
handelt  es  sich  da,  sondern  um  Verbreitung  der  Kenntnis  energiesparender  Tech- 
niken, Yerallgemeinerüng  von  Betriebsweisen,  Bodenkulturmethoden,  namentlich 
in  der  Urproduktion,  denn  in  dieser  Richtung  ist  die  sicherste  Gewähr  für  die 
Erhöhung  der  Fruchtbarkeit  menschlicher  Arbeit  und  damit  für  die  Förderung 
der  Realeinkommen  der  Arbeiter  zu  erkennen.  „Es  ist  wohl  kaum  mehr  als 
gßrecht ,  anzuerkennen ,  daß  die  im  letzten  Menschenalter  eingetretene  Ver- 
besserung der  Lage  der  unteren  Klassen  in  Deutschland  in  einem  sehr  wesent- 
lichen Grade  der  deutschen  Wissenschaft  und  den  außerordentlich  großen  Auf- 
wendungen für  den  technischen  Unterricht  zu  verdanken  ist."  Das  unablässige 
zähe  Fortschreiten  der  Naturwissenschaften  und  der  Technologien  in  der  Dienst- 
barmachung  von  Naturelementen,  Kraft  und  Stoff,  ist  eine  der  unentbehrlichsten 
Voraussetzungen  für  die  Realisierung  lohnpolitischer  Ideale,  und  die  Entscheidung 
über  den  reellen  Lihalt  einer  Lohnerhöhung  wird  zum  großen  Teil  in  den  che- 
mischen, mechanischen  und  elektrotechnischen  Laboratorien  gefällt. 

Jedwede  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Organisation,  insbesondere  ge- 
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-wisse  Zentralisierungen,  jeder  Übergang  zu  einer  Betriebsform,  die  eine  inten- 
sivere Ausbeutung  gegebener  Energie  bewirkt,  insbesondere  der  Übergang  zum 
Großbetrieb  in  der  Industrie,  die  Entwicklung  gutgeleiteter  Mittelbetriebe  in 
der  Landwirtschaft,  in  gewissem  Sinne  zweifellos  die  fortschreitende  Berufsteilung, 
gewiß  auch  das  Genossenschaftswesen  in  seinen  verschiedenen  Formen  und 
Zwecken :  sie  alle  wirken  steigernd  auf  die  Leistungfähigkeit  der  Gesellschaft  in 
der  Produktion  wie  in  der  Verteilung,  Handel  und  Transport  von  Gütern  und 
ermöglichen  eine  Hebung  der  Lebensführung  der  unteren  Klasse,  denn  sie  wirken 
gegenüber  den  in  anderen  Richtungen  unvermeidlichen  Preissteigerungen  (wie 
z.  B.  bei  Boden,  und  was  am  stärksten  mit  ihm  zusammenhängt,  Wohnung  u.  dgl.) 
mindestens  in  der  Richtung  der  Erhaltung  der  Kaufkraft  des  Geldes  (Cassel). 

Nun  ist  die  geselischaftliclie  Produktivität  zum  größten  Teil  doch 
wieder  ein  Ergebnis  aus  der  Energie  der  einzelnen  Individuen  und 
hängt  davon  ab,  daß  jeder  einzelne  das  höchst  mögliche  Maß  seiner 
Kräfte  in  den  Dienst  der  Aufgabe,  vor  die  er  gesetzt  ist,  stellt.  Da- 
mit aber  eröffnet  sich  die  Perspektive  auf  eine  Wechselwirkung,  die 
für  die  Lohnpolitik  von  größter  Tragweite  sein  kann  und  wird,  eine 
Wechselwirkung,  die  freilich  auch  eine  bestimmte  Grenze  für  die 
Lohnerhöhung  geradezu  ausschließt,  sie  jedenfaUs  in  weitere  Ferne 
rückt,  als  nach  den  jeweils  gegebenen  wirtschaftlichen  Kräften  anzu- 
nehmen wäre.  Und  dieser  Zusammenhang  gipfelt  in  der  Tatsache,  daß 
die  Lohnerhöhung,  sofern  sie  die  Lebensführung  entwickelt,  selbst 
wieder  auf  die  Produktivität  der  Gesellschaft  einwirkt,  so- 
zusagen einen  Zuwachs  an  Produktivkraft  auslöst.  Das  hat 
seinen  Grund  einmal  darin,  daß  erstens  die  persönliche  Leistungs- 
fähigkeit des  Arbeiters  mit  seiner  steigenden  Lebensführung  sich 
normalerweise  erweitert,  zweitens  daß  die  Lohnsteigerung  Nachfrage- 
häufung und  damit  wieder  Konzentration  der  Produktion,  aber  auch 
Steigerung  der  Energie  der  Unternehmer  und  unter  diesen  eine  Art 
von  Auslese  der  kräftigsten  unter  ihnen  auslöst,  und  drittens  daß 
mit  der  Hebung  der  Arbeiterkaufkraft  viele  Artikel  erst  Massenbedarfs- 
gegenstände werden  und  als  solche  rationeller,  d.  h.  mehr  nach  dem 
ökonomischen  Prinzip  erzeugt  werden. 

Dieser  Einfluß  der  Lohnerhöhung  auf  die  individuelle  Leistungsfähigkeit 
—  ein  Zusammenhang,  um  dessen  Erkenntnis  sich  besonders  Lord  Brassey, 
Brentano,  Schulze-Gävernitz,  Walker  und  Beatrice  und  Sidney  Webb 
verdient  gemacht  haben  —  ist  in  neuerer  Zeit  ein  recht  umstrittenes  Argumeut 
der  Lohnpolitik  geworden.  Sehr  ernst  zu  nehmende  Bedenken  hat  neuestens 
Hasbach  gegen  die  theoretische,  straffe  Formulierung  des  Kausalzusammen- 
hanges vorgebracht  (Zur  Charakteristik  der  englischen  Industrie  J.  f.  G.  u.  Verw. 
XXVII.  S.  388  u.  416).  Er  prüft  die  von  Brentano  theoretisierten  Erfahrungen 
Brasseys  und  gelangt  auf  Grund  des  neuen  Tatsachen-  und  Beobachtungs- 
materials zu  einer  recht  skeptischen  Beurteilung  der  Kraft  des  Zusammenhanges. 
Jedenfalls  muß  der  Zuwachs  an  Lohn  der  gesitteten  Lebensführung  zugute 
kommen,  wenn  die  Leistungsfähigkeit  einen  Nutzen  haben  soll. 

Freilich  ist  zu  betonen,  daß  die  Wirkung  der  Lohnerhöhung  auf  die 
Leistungsfähigkeit  gewiß  nicht  immer  unmittelbar  auftreten  wird.  Die  von  der 
Lohnerhöhung    zu    gewäi'tigende   Intensitätssteigerung    im  Fortgang  der  Arbeit 
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tritt  eben  allmählich,  auf  dem  Umwege  über  psychologische  und  physiologische 
Wandlungen  ein.  Ja,  wir  weisen  hier  nochmals  darauf  hin,  daß  gerade  das 
Aufsteigen  der  Arbeiterklasse  von  Generation  zu  Generation  nur  mit  unter  dem 
Einflüsse  der  besseren  und  umfassenderen  Erziehung  der  Arbeiterkinder  sich 
vollziehen  kann.     Aber  diese  hat  u.  a.  die  Lohnsteigerung  zur  Voraussetzung. 

Eine  Lohnerhöhung  im  eigentlichen  Sinne,  die  also  als  eine 
Steigerung  des  Entgeltes  für  die  einzelne  Arbeitsleistung,  insbesondere 
der  Lohnsätze,  erreicht  wird,  wirkt  zudem  in  rückständigen  Betrieben, 
in  denen  der  Ersatz  von  Arbeitskräften  durch  Maschinen  möglich  ist, 
häufig  geradezu  zwingend  auf  die  Einführung  solcher  Maschinen,  also 
in  der  Richtung  einer  Verbesserung  der  sachlichen  Produktionsgrund- 
lagen, was  eine  Verminderung  des  spezifischen,  d.  h.  auf  die  Produkt- 
einheit entfallenden  Erfordernisses  an  menschlicher  Arbeitskraft  be- 
deutet. Die  Lohnerhöhung  drängt  den  Unternehmer  zu  der  möglichen, 
technisch  rationellen  Betrieb seinrichtung. 

Wichtig  ist  allerdings  die  Frage,  ob  die  technische  Produk- 
tivität der  Arbeit  bei  so  rasch  wachsender  Bevölkerung  wie 
im  XIX.  Jahrhundert  in  Deutschland  auf  demselben  Niveau 
erhalten  werden  kann.  Und  da  diese  Produktivität  von  dem  Kapital- 
bestand abhängig  ist,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  die  Kapitalvermehrung 
der  Bevölkeruugsvermehrung  proportional  vor  sich  gehen  kann,  ohne  daß 
die  durchschnittliche  Lebensführung  der  Gesellschaft  eine  Einschränkung 
zu  erfahren  braucht.  Die  Leitung  der  Produktion  einer  wachsenden 
Gre Seilschaft,  auch  der  sozialistischen,  müßte  theoretisch  stets  die  Kapi- 
talbildung nach  dem  Bedarf  der  nächsten  Generation  im  Auge  be- 
halten und  darnach  so  und  so  viele  Arbeitskräfte  und  sonstige  Pro- 
duktivmittel ausschließlich  für  zukünftige  Zwecke  verwenden  und 
damit  der  Verwendung  im  Dienste  der  Lebensfühiiing  der  Gegenwart 
entziehen  (vgl.  12.  Kap.  und  oben  S.  277). 

Eine  zu  weitgehende  Inanspruchnahme  von  Produktivkräften  für  die  der  un- 
mittelbaren Lebensführung  gewidmete  Produktion  kann  dahin  führen,  daß  die 
folgende  Generation  in  ihrer  Lebensführung  herabsinkt,  weil  die  Produktivität 
ihrer  Arbeit  mangels  Kapitalbildung  in  der  vorausgegangenen  Generation  sich 
vermindert  hat  (vgl.  S,  143).  Diese  zu  weitgehende  Inanspruchnahme  würde  dann 
eintreten,  wenn  alle  Nominaleinkommen  auf  die  Genußgüter- Märkte  fließen. 
Und  in  diesem  Zusammenhange  liegt  die  Gewißheit,  daß  der  Lohnerhöhungs- 
politik in  der  wirtschaftlichen  Pflicht,  nicht  sein  ganzes  Einkommen  konsumtiv 
zu  verausgaben,  eine  Grenze  gezogen  ist.  Man  kann  gewiß  nicht  sagen,  bei 
7  Mark  täglich  ist  für  diese  oder  jene  Arbeit  die  höchste  zulässige  Grenze  de» 
Lohnes  erreicht,  schon  deshalb  nicht,  weil  die  Lohnziff'er  erst  durch  Güterpreise 
Wertinhalt  erhält.  Aber  man  kann  allgemein  formulieren,  Lohnbildungen,  die 
die  Kapitalbildung  bedrohen,  sind  sozialwirtschaftlich  unhaltbar.  Und  wenn  die 
ganze  Gesellschaft  nur  aus  Arbeitern  von  7  Mark  Tagesverdienst  sich  zusammen- 
setzte, die  dieses  Einkommen  auf  ihre  Lebensführung  vollständig  verbrauchen^ 
dann  wäre  er  zu  hoch.  Wieder  sehen  wir,  das  Entscheidende  ist  die  Verwen- 
dung der  Einkommen,  und  deshalb  ist  die  Grenze  für  die  Lohnhöhe  immer 
ebenso  abhängig  von  dem  haushälterischen  Geist  der  ganzen  Gesellschaft  und 
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insbesondere  auch  der  Arbeiterschaft,  wie  von  dem   Maß  der  Selbstverleugnung 
und  der  Kraft,  das  Genußstreben  zu  meistern. 

Das  Gesagte  gilt  von  der  Lolmpolitik  im  allgemeinen.  Die  Lohn- 
politik jeder  einzelnen  ßerufsgruppe  wird  freilicli  in  der  Praxis  nocli 
einer  anderen  Kraft  begegnen.  Der  Lohn  ist  nicht  bloß  Entgelt,  er 
ist  auch  Verhältnismäßigkeit.  Das  Lohnstreben  jeder  einzelnen  Gruppe 
ist  daher  abhängig  von  dem  gesellschaftlichen  Wertverhältnis  der  ver- 
schiedenen Arbeitsleistungen,  das  wohl  im  Wandel  der  Zeiten  Um- 
wertungen erfährt,  das  aber  doch  auch  eine  gewisse  Schwerkraft  un- 
verkennbar zeigt:  bedeutsamere  Lohnbewegungserfolge  einer  Gruppe 
pflegen  von   weiteren  Lohnbewegungen  gefolgt  zu  sein. 


Die  Löhne  wirken  als  Kostenelement  und  mit  ihrer  Erhöhung 
wird  die  Produktion  verteuert,  wodurch  in  irgend  einer  Richtung  ein 
Rückschlag  von  der  Lohnsteigerung  auf  die  Marktverhältnisse  unver- 
meidlich wird.  Die  Wirkungen  auf  die  Preisbildung  können  sehr  ver- 
schieden sein.  Soll  durch  die  Lohnpolitik  eine  Erhöhung  des  Anteiles 
der  Arbeiterschaft  an  dem  gesellschaftlichen  Arbeitsertrag  erreicht 
werden,  so  gelingt  das  jedenfalls  nicht  immer  völlig;  namentlich  dann 
nicht,  wenn  die  Unternehmer  die  Lohnsteigerung  zum  Anlaß  einer 
Preiserhöhung  machen  können.  Wo  dies  möglich  ist,  werden  nicht 
selten  die  Preiserhöhungen  höher  gehalten,  als  den  Lohnsteigerungen 
angemessen  wäre.  Dann  tragen  die  Arbeiter  jedenfalls  zum  Teil  die 
Kosten  ihrer  Lohnerhöhung  selbst,  und  zwar  um  so  mehr,  je  aus- 
schließlicher das  betreffende  Erzeugnis  in  den  Bedürfniskreis  der  Ar- 
beiter fällt.  Je  mehr  dagegen  das  Erzeugnis  in  der  Konsumsphäre  an- 
derer Klassen  der  Bevölkerung  vorkommt,  um  so  voUer  wird  die  durch 
die  Lohnerhöhung  angestrebte  Verbesserung  den  betreffenden  Arbeitern 
zukommen.  Natürlich  gibt  es  auch  Unternehmungszweige,  in  denen 
die  Abwälzung  einer  Produktionsverteuerung  auf  die  Käufer  der  Ware 
oder  Leistung  nicht  oder  nur  zum  geringsten  Teil  gelingt.  Aber  je 
mehr  die  Unternehmer  zu  einer  Beherrschung  der  Marktsituation  zu 
gelangen  verstehen,  je  besser  ihnen  insbesondere  die  Schaffung  kollek- 
tiver Monopolstellungen  durch  Koalitionen  (Kartelle)  und  durch  verti- 
kale Kombinier ung  (Vertrustung  u.  dgl.)  gelingt,  um  so  größer  wird 
die  Gefahr  für  die  Arbeiter,  daß  die  Erfolge  der  Lohnpolitik  in  den 
Preissteigerungen  zum  großen  Teil  wieder  eingebüßt  werden.  Daraus 
ergibt  sich:  die  soziale  Lohnpolitik  muß  Hand  in  Hand  gehen  mit 
einer  Einflußnahme  auf  die  Preisbildung.  Eine  solche  wird 
immer  mehr  geradezu  ein  KoroUar  der  Lohnpolitik. 

Die  Gewerkschaften  als  die  eigentlichen  Träger  der  Lohnpolitik  beginnen 
diesen  Zusammenhang  immer  klarer  zu  durchschauen.  Die  Einwirkung  der  Ge- 
werkschaften auf  die  Warenpreise  im  Sinne  einer  Abwehr  der  Mehrkosten- 
abwälzung hat  verschiedene  Wege.  Von  Gewerkschaftsseite  wird  darüber  folgendes 
ausgeführt:    Entweder   die  Gewerkschaft  verbindet   sich  mit  den  Unternehmern 
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gegen  die  übrige  konsumierende  Bevölkerung,  auf  die  sie  die  Mehrkosten  der 
besseren  Arbeitsbedingungen  zu  überwälzen  sucht,  oder  sie  richtet  ihre  Aktion 
in  erster  Linie  gegen  die  Unternehmer,  um  diesen  den  Profit  zu  kürzen,  dann 
muß  sie  sich  gegen  jede  Abwälzung  einsetzen.  Der  erste  Standpunkt  steht  dem 
zünftigen  Gredankenkreis ,  von  dem  sich  die  englischen  und  amerikanischen  Ge- 
werkschaften stark  beherrscht  zeigen,  nahe,  während  die  zweite  Alternative  in 
das  Rüstzeug  des  Klassenkampfes  hinein  paßt.  Die  deutsche  und  österreichische 
Gewerkschaftsbewegung  hat  sich  in  ihrer  Majorität  weder  für  den  einen  noch 
für  den  andern  Weg  prinzipiell  entschieden,  sie  überließ  in  der  Regel  die  Ent-^ 
Scheidung  der  Kraft  und  dem  Gutdünken  des  Unternehmertums. 

Grundsätzlich  gleichartig  werden  die  Gewerkschaften  schon  aus  oben  an- 
gedeuteten Gründen  nicht  vorgehen  können.  In  Gewerben,  deren  Erzeugnisse 
nur  von  Wohlhabenden  gekauft  werden,  wird  für  den  Nicht-Doktrinären  kein 
Bedenken  gegen  die  Verständigung  mit  den  Unternehmern  zwecks  Abwälzung 
auf  die  Käufer  bestehen,  in  Gewerben  aber,  deren  Produkte  mehr  oder  minder 
für  den  Konsum  der  Massen  in  Betracht  kommen,  würden  einer  Überwälzungs- 
politik  der  Gewerkschaften  die  schwerstwiegenden  Bedenken  im  Wege  stehen. 
Nicht  nur  würde  eine  Gewerkschaft  damit  den  Angehörigen  der  anderen  Ge- 
werkschaften die  Kosten  ihres  Erfolges  auf  lasten,  sondern  es  würde  auch  die 
gesamte  öffentliche  Meinung,  die  in  Kampfzeiten  von  großem  Einfluß  ist,  auf  die 
Gegenseite  gedrängt  werden.  Der  Vorteil,  der  aus  einer  solchen  Taktik  entspränge, 
würde  durch  Nachteile  (jedenfalls  für  die  Gewerkschaftsbewegung)  reichlich  auf- 
gewogen. Die  Erfahrungen  englischer  Gewerkschaften  sind  in  dieser  Richtung 
keineswegs  verlockend. 

Der  Kampf  gegen  die  Abwälzung  überhaupt,  also  gegen  die  Unternehmer, 
würde  die  meisten  Sympathien  in  Arbeiterkreisen  finden,  allein  die  Durchführung 
ist  ganz  außerordentlich  schwierig.  Wohl  liegen  einzelne  Nachrichten  über  ein- 
schlägige Versuche  vor:  Der  Lohnkampf  selbst  wird  verbunden  mit  der  Forde- 
rung, daß  die  Mehrkosten  verbesserter  Arbeitsbedingungen  von  den  Unternehmern 
nicht  überwälzt  werden  dürfen  (so  kürzlich  bei  den  Wiener  Bäckern).  Dieser 
Weg  wird  wohl  nur  in  solchen  Gewerben  zu  einem  Erfolg  führen,  in  denen  die 
Unternehmungen  besonders  große  Durchschnittsgewinne  beziehen  konnten,  die 
durch  die  Lohnerhöhung  etwas  gekürzt  werden  sollen.  Andernfalls  muß  doch 
wohl  mit  dem  Aufhören  des  Unternehmertums  gerechnet  werden.  Was  die  Ge- 
werkschaft eher  aussichtsreich  verfolgen  könnte,  ist  die  Sicherung  dagegen,  daß 
die  Unternehmer  die  Lohnerhöhung  zum  Vorwand  einer  Preissteigerung  machen 
die  geradezu  eine  Erhöhung  des  Unternehmergewinnes  gegenüber  dem  voraus- 
gehenden Zustande  bedeuten  würde. 

Wird  nun,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  eine  derartige  Preispolitik  der 
Gewerkschaften,  eine  Abwälzung  der  Lohnerhöhung  den  Unternehmern 
unmöglich  gemacht,  dann  führt  die  Lohnpolitik  zum  Einschrumpfen 
von  Gewinnen,  wodurch  zuerst  die  schwächeren,  minder  leistungs- 
fähigen Unternehmungen  vom  Schauplatz  verdrängt  werden.  Ihr  Ab- 
satz geht  auf  die  noch  zurückbleibenden  über,  so  daß  diese  doch 
wieder  eine  kleine  Ausgleichung  aus  der  ganzen  Bewegung  zu  ihren 
Gunsten  gewinnen.  Auf  diesem  Wege  wirkt  die  Lohnerhöhung,  wie 
schon  oben  erwähnt,  auf  eine  Konzentration  der  Produktion,  dank 
der  die  Schmälerung  des  Profites  für  die  leistungsfähiger  verbleiben- 
den Unternehmungen  gar  nicht  ernstlich  fühlbar  zu  werden  braucht. 
Der  Untergang  rückständiger  Unternehmungen  hat  selbstverständlich 
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auch  seine  sozialpolitisch  nicht  zu  übersehenden  Schattenseiten,  aber 
es  wäre  ein  Zug  einer  fortschritthemmenden  Politik  ohne  weiteren  Blick^ 
wenn  die  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  von  Tausenden  der 
Selbständigkeit  einiger  armselig  kämpfenden  Unternehmer -Existenzen 
geopfert  würde. 

In  Gewerben,  die  vor  allem  für  den  Konsum  der  Besitzenden 
produzieren,  geht  vielfach  die  Preisbildung  nichts  weniger  als  nach 
den  Kosten,  sondern  nach  der  Kaufkraft  der  Konsumenten  vor  sich^ 
so  daß  Lohnerhöhungen  in  der  Regel  schon  sehr  hoch  sein  müssen,  um 
die  Rentabilität  solcher  Gewerbe  zu  gefährden.  Aber  selbst  wenn 
solches  einträte,  wäre  ein  ungünstiger  Rückschlag  auf  die  Arbeiter 
wahrscheinlich  nicht  sehr  belangreich.  Die  anderweitige  Verwendung 
der  Arbeiter  ist  ja  wohl  voraussichtlich  mit  einem  Umlernen  für  sie 
verbunden,  das  in  einzelnen  Fällen  vielleicht  nicht  mehr  möglich  sein 
mag,  aber  die  Verwendung  selbst  erscheint  nicht  gefährdet,  denn  die 
Hebung  der  Arbeiterkaufkraft  gibt  dem  Unternehmungsgeist  und  der 
Kapitalanlage  neue  Initiativen.  Und  das  ist  auch  der  Grund,  weshalb 
die  vielfach  von  der  Lohnsteigerung  befürchtete  Verdrängung  des 
Kapitals  aus  dem  Lande  mit  relativ  hohen  Löhnen  in  ziemlich  weiter 
Ferne  liegt.  Weit  eher  gibt  die  Möglichkeit  zu  Bedenken  Anlaß^ 
daß  manche  kulturell  wertvolle  Industrie,  die  ihren  Abnehmern  nach 
als  Luxus-Industrie  erscheint,  untergeht.  Das  ist  wohl  auch  eine 
harte  Notwendigkeit  in  dem  Rahmen  des  ehernen  Gesetzes  der  Ent- 
wicklung, daß  mit  den  neuen  Daseinsbedingungen  wohl  eine  umfas- 
sendere und  insoweit  neue  Kultur  geschaffen,  aber  auch  manches 
Stück  alter  Kultur  verloren  werden  muß.  Tröstlich  bleibt  demgegen- 
über der  Gedanke,  daß  mit  der  Steigerung  der  Produktivität  ihrer 
Arbeit  eine  Gesellschaft  sich  den  kulturellen  Luxus  gestatten  kann, 
wirtschaftlich  unrationelle,  aber  künstlerische  Techniken  zu  erhalten, 
wie  es  das  aufgeklärte  Kunstgewerbe  heute  sich  mit  zur  Aufgabe  stellt. 

Zweiunddreißigstes  Kapitel. 

Die  Lohnpolitik  der  organisierten  Arbeiter. 

Unter  den  Mitteln  und  Wegen,  die  als  Lohnpolitik  Geltung  haben 
können,  steht  im  Vordergrunde,  was  die  Arbeiterschaft  selbst  anstrebt 
und  erreicht.  Die  Einflußnahme  auf  den  Lohn  wird,  wie  schon  an- 
gedeutet, direkt  und  indirekt  gesucht.  Der  Kreis  der  Maßnahmen, 
durch  die  auf  die  Bildung  des  Lohnes  mittelbar  eingewirkt  werden 
kann,  ist  außerordentlich  groß.  Um  nur  eines  zu  berühren:  wir  haben 
im  allgemeinen  Teil  bereits  auf  die  große  Tragweite  des  Bildungs- 
niveaus für  das  sozialökonomische  Verhalten  der  Bevölkerung  hin- 
gewiesen.    Eine   im   eigentlichen  Sinne   soziale  Bildung,   ein  volleres 
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Erkennen  der  Zusammenhänge  des  Wirtschafts-  und  Gesellschafts- 
lebens, ein  gewisses  Gefühl  der  Verpflichtung  im  Sinne  dieses  Er- 
kennens  zu  handeln,  all  diese  Momente  sind  Grundlagen  einer  be- 
stimmten Gesinnung,  auch  wohl  einer  recht  entscheidenden  Stimmung 
der  Vertragsparteien,  aus  denen  heraus  die  Lohnvereinbarungen  ge- 
schaffen werden.  Soziale  Bildung  zu  pflegen  bedeutet  insoweit  also 
auch  indirekt  Lohnpolitik.  Doch  ist  von  indirekter  Lohnpolitik 
noch  in  einem  engeren  Sinne  zu  reden.  Es  ist  der  Inbegriff  aller 
Maßnahmen,  durch  die  auf  die  beiden  Größen  eingewirkt  werden  will, 
die  als  natürliche  Bestimraungsgründe  der  Lohnbildung,  mindestens 
der  Lohnfortbildung  gelten:  Angebot  und  Nachfrage,  beziehungs- 
weise die  dieselben  ausmachenden  Tatsachen.  Kurz  gesagt,  es  handelt 
sich  darum,  eine  für  die  Arbeiterschaft  günstige  Gestaltung  des  Ar- 
beitsmarktes herbeizuführen. 

Diese  Methode  der  Lohnpolitik  ist  wohl  am  vollkommensten  und  plan- 
mäßigsten von  den  englischen  Gewerkvereinen  in  Szene  gesetzt  worden.  Ihnen 
galt  als  besonders  wichtiges  Mittel  die  Regulierung  des  Nachwuchses;  sie  ist 
typisch  für  die  Ziele,  die  man  in  älterer  Zeit  des  modernen  Industrialismus  ver- 
folgte. Dort  hatte  man  für  die  Zulassung  von  Lehrlingen  einen  Formelkodex 
von  Regeln  aufgestellt,  der  ganz  im  Stil  der  alten  Zunftpolizei  gehalten  war. 
Den  Arbeitgebern  ward  vorgeschrieben  (immer  von  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft!), wie  viele  Lehrlinge  sie  halten  dürfen,  daß  Lehrlinge  über  einen  gewissen 
Betrag  hinaus  nicht  bezahlt  werden  dürfen,  um  den  Kreis  derer  einzuschränken, 
die  in  dem  betreffenden  Gewerbe  Lehrling  werden  können;  wer  keinen  Lehrbrief 
hatte,  konnte  als  Arbeiter  in  dem  Gewerkverein  gar  nicht  Aufnahme  finden. 
Die  Unternehmer  wurden  verpflichtet,  nur  Gewerkvereinsarbeiter  zu  beschäftigen. 
Heute  werden  solche  Lehrlingsbestimmungen  kaum  mehr  gehandhabt.  Das 
Lehrlingswesen  ist  ja  überhaupt  verfallen,  in  soundso  vielen  Gewerkvereins- 
berufen  belanglos.  Begreiflicherweise  haben  aber  die  Gewerkvereine  statt  dessen 
versucht,  die  Verwendung  jugendlicher  Arbeiter  zu  regulieren.  Auch  diese 
Maßnahme  mußte  aber  daran  scheitern,  daß  eine  Gesellschaft,  die  die  Anstellung 
jugendlicher  Arbeitskräfte  beschränkt,  auch  die  Verpflichtung  hat,  für  die  übrig- 
bleibenden andere  Existenzgrundlagen  zu  schaffen.  Recht  ähnlich  stand  es  mit 
der  Stellung  der  Gewerkvereine  zur  Konkurrenz  seitens  der  Frauen:  auch  hier 
sind  die  Bestrebungen,  diese  Konkurrenz  zu  unterdrücken^  allmählich  unter- 
gegangen gegenüber  der  starken  Bewegung  für  die  formelle  Gleichstellung  beider 
Geschlechter,  die  in  letzter  Linie  doch  zu  einer  industriellen  Sonderstellung  der 
Geschlechter,  wenigstens  in  den  wichtigsten  Berufen,  geführt  hat.  Die  Gefahr 
einer  Unterbietung  der  Männerlöhne  durch  das  Angebot  von  Frauenarbeitskräften 
hat  nach  den  Erfahrungen  der  englischen  Gewerkvereine  keine  Bedeutung  mehr, 
wo  für  die  Arbeitsleistung  ein  bestimmter  Stand ardlohnsatz  durchgesetzt  wird. 
Frauen  werden  nicht  mehr  mit  Männerarbeiten  beschäftigt,  wo  die  Unternehmer 
ihnen  denselben  hohen  Lohnsatz  wie  den  Männern  zu  zahlen  haben,  da  sie  die 
Arbeit  der  Männer  profitabler  finden.  (Webb.) 

Mit  dem  Begriff  des  Standardlohnsatzes  ist  aber  freilich  jenes 
Prinzip  der  Lohnbildung  schon  durchbrochen,  dessen  Geltung  und 
dogmenhaftes  Festhalten  gerade  jene  indirekte  Lohnpolitik  der  Ge- 
werkvereine ausgelöst  hat,  das  Prinzip  der  Lohnbestimmung  durch 
Angebot    und   Nachfrage.     Nicht    als    ob    mit    dieser   Durchbrechung 
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die  indirekte  Einflußnahme  überflüssig  oder  wertlos  geworden  wäre. 
Aber  sie  hatte  dann  nur  mehr  der  Kräftigung  der  Arbeiterposition  in 
ihrem  Kampfe  für  den  Standardlohnsatz  zu  dienen.  Natürlich  sind 
die  Mittel  der  indirekten  Lohnpolitik  andere  geworden.  Wichtig  war 
lange  Zeit  hindurch^  daß  den  wandernden  Gesellen  untersagt  war,  im 
Wege  der  Umschau,  des  Zusprechens  in  einer  Werkstätte  sich  um 
Arbeit  umzutun,  wenn  die  in  der  betreffenden  Werkstätte  beschäftigten 
Arbeiter  ihre  Zustimmung  nicht  gegeben  hatten;  eine  Maßregel,  die 
auf  die  Regulierung  des  Arbeiterangebotes  in  einer  einzelnen  Betriebs- 
stätte abzielte.  Die  Energie  der  Arbeitnehmer  suchte  man  zur  Fest- 
haltung der  Standardlöhne  dadurch  anzustacheln,  daß  nur  solche  Leute 
in  einen  Gewerkverein  aufgenommen  wurden,  die  einen  gewissen  Min- 
destlohn verdienten.  Diese  Maßnahme  wirkte  namentlich  negativ,  in- 
dem sie  die  Gewerkverein  smitglieder  gegen  Lohnherabsetzungen  fest- 
machte, da  das  Ausscheiden,  das  mit  dem  Verdienen  eines  niedrigeren 
Lohnes  verknüpft  ist,  auch  den  Verlust  aller  materiellen  Vorteile,  die 
mit  der  Gewerkvereins-Mitgliedschaft  verbunden  ist,  nach  sich  zieht. 
Diese  materiellen  Vorteile  sind  aber  auch  wieder  selbst  Maßnahmen 
von  beträchtlicher  Tragweite  für  die  Wirksamkeit  der  Lohnpolitik,  sie 
sind  gleichfalls  als  indirekte  lohnpolitische  Einrichtungen  anzusehen 
und  sind  als  solche  sogar  gegenüber  den  anderen  immer  mehr  in  den 
Vordergrund  getreten:  es  sind  die  Unterstützung  bei  Arbeitslosig- 
keit und  die  Altersunterstützung. 

Der  Standardlohn  und  der  Kampf  für  ihn  war  zunächst  nur  eine 
erste  Phase  in  der  Entwicklung  der  Lohnpolitik,  die  immer  noch  von 
dem  Glauben  an  die  Unüberwindlichkeit  der  elementaren  Faktoren 
des  Arbeitsmarktes,  Angebot  und  Nachfrage,  beherrscht  war.  Aber 
es  konnte  nicht  ausbleiben,  daß  dieser  Glaube  erschüttert  wurde,  so- 
bald die  Sicherung  der  Standardlöhne  auf  einem  anderen  Wege,  näm- 
lich unmittelbar  angestrebt  wurde,  und  dieser  Weg  war  die  kol- 
lektive Vertragschließung  (vgl.  23.  Kap.),  der  Keim  des  modernen 
Tarifvertrages.  Sie  bedeutete  freilich  zunächst  nur  eine  formelle,  eine 
taktische  Errungenschaft.  Inhaltlich  wirkte  der  Glaube  fort,  indem 
ein  Teil  der  Gewerkvereine  die  Idee  der  gleitenden  Lohnskala  auf- 
nahm, ein  anderer  eine  bemerkenswerte  Reihe  von  „Allianzen"  mit 
den  ünternehmerverbänden  einging. 

Die  gleitende  Lohnskala  (sliding  scale)  ist  ein  System  zweier  Skalen, 
die  eine  umfaßt  Darchschnittspreise  der  Waren,  nach  denen  die  Löhne  sich 
richten  sollen,  die  andere  gibt  die  Löhne,  wie  sie  zu  jedem  einzelnen  Durch- 
schnittspreis der  Richtung  gebenden  Ware  zu  zahlen  sind.  Das  System  ent- 
springt der  Anschauung,  daß  zwischen  beiden  Größen,  dem  Warenpreis  und  dem 
Lohn,  eine  Verhältnismäßigkeit  bestehen  müsse.  In  der  Überzeugung,  daß  der 
Lohn  steigen  müsse,  wenn  die  Preise  der  Produkte  sich  heben,  daß  er  fallen  muß, 
wenn  diese  sinken,  glaubt  man  mit  der  Vereinbarung  eines  solchen  Skalen- 
systems  beiden  Teilen  die  mit  jeder  Preisänderung  notwendig  werdenden  Ver- 
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handlungen  ersparen  zu  können.  Der  wertvollste  Erfolg  wird  in  der  Vermeidung 
von  Streitigkeiten  erblickt.  Die  Löhne  folgen  „automatisch"  den  Produktpreisen. 
Freilich  bildet  die  Aufstellung  der  gleitenden  Lohnskala  selbst  ein  nicht  ganz 
einfaches  Problem;  einmal  gelöst,  ist  die  Lösung  aber  eine  Friedensgewähr  für 
die  Dauer  des  Vertrages.  Die  Aufstellung  erfolgt  nach  Maßgabe  der  für  die 
letztverflossenen  Jahre  ermittelten  Durchschnittspreise  und  Durchschnittslöhne 
in  der  Weise,  daß  die  so  ermittelten  Größen  als  Normalpreise  und  Normallöhne 
(die  Löhne  allerdings  gegenüber  diesem  ermittelten  Durchschnitt  etwas  erhöht) 
zur  Basis  der  Skala  gemacht  werden,  aus  der  sich  die  Verhältnismäßigkeit  er- 
gibt. Ein  zweites  Problem  ist  natürlich  dann  noch  die  Entwicklung  der  Skala, 
da  selbstverständlich  bei  einem  Preisverhältnis  von  beispielsweise:  Preis  =  100 
:  Lohn  =  40  noch  keineswegs  die  Relation  für  den  Preis  =  150  :  Lohn  =  60 
stimmen  muß.  Besonders  schwierig  gestaltet  sich  die  Konstruktion  der  Skala 
überall  dort,  wo  es  sich  gar  nicht  bloß  um  ein  einheitliches  Produkt,  sondern 
um  eine  Vielheit  verschiedener  Produkte  handelt. 

Die  bedenklicliste  Wirkung  einer  solchen  Vereinbarung,  die  in 
der  Regel  auf  einige  Jahre  geschlossen  zu  werden  pflegte,  liegt  in 
der  Möglichkeit  eines  dauernden  Konjunktur -Rückganges,  da  durch 
die  gleitende  Lohnskala  die  Last  der  Änderung  stets  den  Lohnarbeitern 
zufallen  würde.  Das  würde  zwar  dem  Grundgedanken  des  Systems 
wohl  entsprechen,  aber  nicht  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  insofern 
auch  bei  sinkender  Preisbewegung  die  Profite  der  Unternehmer  steigen 
können.  So  ergibt  sich  aus  der  Lage  der  Dinge  von  selbst  das  Be- 
dürfnis nach  öfterer  Kontrollierung  der  in  der  Skala  angenommenen 
Verhältnismäßigkeit,  eventuell  ihrer  Korrigierung.  Die  Arbeiter  mußten 
aber  noch  zu  einer  anderen  Sicherung  ihrer  Interessen  drängen,  sie 
mußten  fordern,  daß  die  Skala  mit  einem  Minimum  beginne,  unter 
das  die  Löhne  unter  keinen  Umständen  sinken  dürften.  Das  wurde 
auch  erreicht,  wogegen  die  Arbeitgeber  sogenannte  graduierte  Lohn- 
skalen durchsetzten;  sie  bedangen  sich  aus,  daß  die  Löhne  über  ein 
gewisses  Maß  der  Preissteigerung  der  Produkte  hinaus  dieser  in  lang- 
samerem Verhältnisse  folgen.  Die  Entwicklung  dieses  Systems  blieb 
in  bescheidenen  Grenzen.  Umfangreich  kam  es  dauernd  nur  in  Kohlen- 
bergwerken und  in  der  Eisenindustrie  Englands  zur  Anwendung;  in 
den  Kohlengruben  ist  es  wieder  zumeist  aufgegeben,  am  längsten  hat 
es  sich  in  den  Kohlengruben  von  Südwales  erhalten,  ist  aber  auch 
dort  erschüttert,  namentlich  durch  das  Verlangen  der  Arbeiter,  daß 
nicht  die  Löhne  nach  den  Preisen,  sondern  umgekehrt  die  Preise 
nach  den  Löhnen  gerichtet  werden  sollen. 

Die  Allianzen  beruhen  auf  der  Idee,  zwecks  Steigerung  der 
Rentabilität  des  Gewerbes  eine  Teilhaberschaft  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  abzuschließen,  die  Steigerung  der  Rentabilität  des  Ge- 
werbes soll  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  Arbeiter  sich  verpflichten, 
nur  bei  solchen  Fabrikanten  zu  arbeiten,  die  ihre  Waren  zu  jenen 
Preisen  verkaufen,  wie  sie  von  einem  (aus  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern zusammengesetzten)  Lohnausschusse  festgesetzt  werden.    Da- 
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gegen  verpflichten  sich  die  Fabrikanten,  nur  Gewerkvereinsmitglieder 
zu  beschäftigen.  Aufgabe  der  Allianzen  ist  demnach,  die  Erhöhung 
der  Warenpreise  zu  ermöglichen  (durch  Verminderung  der  Konkur- 
renten), und  damit  auch  Lohnsteigerungen.  Der  Grundgedanke  ist 
also  auch  hier  ganz  unverfälscht  der,  daß  die  Marktlage  beherrscht 
werden  müsse,  um  Lohnerfolge  erzielen  zu  können.  Diese  Beherrschung 
der  Marktlage  wird  hier  Hand  in  Hand  mit  den  naturgemäß  monopo- 
listisch gesinnten  Unternehmern  gesucht. 

Das  vornehmste  Ziel,  das  die  folgende  englische  Entwicklungsphase 
kennzeichnete,  ist  die  Begrenzung  des  Spielraumes,  innerhalb  dessen 
der  Parteienwille  und  damit  eventuell  im  einzelnen  Fall  die  größere 
Kraft  des  Unternehmertums  den  Ausschlag  geben  kann.  Die  Idee  eines 
Minimums,  für  die  aus  vergangenen  Zeiten,  aus  sozusagen  über- 
wundenen Wirtschaftsepochen  da  und  dort  noch  eine  Erinnerung  am 
Leben  war,  gewann  Gestalt  und  Kraft.  Das  Minimum  ist  anfänglich 
und  lange  Zeit  der  mehr  oder  minder  alt  eingelebte  Standard,  für 
jedes  Gewerbe  und  jede  Arbeitskategorie  eine  besondere  Geldziffer. 
Der  schon  erwähnte  Kampf  für  den  Standard  war  der  Kampf  gegen 
die  absolute  schrankenlose  Wirksamkeit  eines  Arbeitsüberangebotes. 
Dem  Einfluß  von  Angebot  und  Nachfrage  soll  grundsätzlich  nicht 
entgegengearbeitet,  nur  die  ungünstige  Wirkung  einer  schlechten  Kon- 
stellation soll  ausgeschlossen  werden.  Der  Standardlohnsatz  ist  in  der 
Hauptsache  der  Ausdruck  für  das  Verlangen,  daß  der  Wert  der  Arbeit 
gefestigt,  geschützt  werden  soll.  Überdies  sollte  durch  seine  Fest- 
haltung auch  eine  Gleichmäßigkeit  der  Einkommen  ermöglicht  werden. 

Soweit  war  die  Politik  immer  noch  ihrem  Wesen  nach  defensiv. 
Nun  erhielt  dieser  Standard  aber  allmählich  einen  anderen  Inhalt 
durch  den  Zusammenhang  mit  der  Kaufkraft.  Man  will  nicht  mehr 
bloß  eine  abstrakte  Wertrelation  durchsetzen,  sondern  man  wiU.  leben 
können.  In  England  wurde  der  Ausdruck  „living  wages"  (Löhne 
zum  Leben)  geprägt.  Sie  sind  gewiß  noch  kein  klares  Substrat  für 
ein  Programm,  jedenfalls  ein  sehr  variables,  berufs-,  schichten-  und 
ortsweise  verschieden.  Dennoch  aber  eine  Devise,  unter  der  gekämpft 
wird.    An  sie  knüpfen  die  Miniraallohnideen  im  weitesten  Umfang  an. 

Solche  Lohnpolitik  geht  über  den  Rahmen  der  einkommenpoliti- 
schen Maßnahmen  insoweit  erheblich  hinaus,  als  sie  eine  Preisfixierung 
und  damit  eine  Verhältnismäßigkeit  zwischen  dem  Wert  der  Arbeits- 
kraft und  allen  übrigen  in  Geld  schätzbaren  Werten  herstellen  wiU.  Sie 
bleibt  aber  hinter  den  einkommenpolitischen  Zielen  zurück  und  dient 
ihnen  insofern  nur  unvollkommen,  als  der  Beschäftigungsgrad  die  Lohn- 
sätze erst  zum  Einkommen  macht.  Wenn  die  Schneider  durchgesetzt 
haben,  daß  für  das  Nähen  eines  Beinkleides  5  statt  bisher  4  Mark  zu 
zahlen  ist,  so  bedeutet  das  für  die  Einkommengestaltung  der  Schneider 
beziehungsweise  der  Hosennäher  außerordentlich  wenig.     Einkommen- 
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steigernde  Wirkung  hat  es  für  sie  nur  dann,  wenn  sie  normal  oder 
mehr  als  normal  beschäftigt  sind.  Mit  dem  Prinzip  der  Verfechtung 
von  jjliving  wages^^  hat  die  Lohnpolitik  aber  auch  die  Grundlage  zur 
Offensive  bekommen.  Nun  ist  die  Lohnziffer  eine  schwankende,  von 
der  Kaufkraft  einerseits  und  von  den  Ideen  einer  klassenmäßigen 
Lebensführung  anderseits  beherrschte  Größe  geworden.  Sie  führt  mit 
jeder  Änderung  einer  dieser  beiden  Größen  in  einer  den  Arbeitern  un- 
günstigen Richtung  von  selbst  zu  einem  Angriff,  zur  Forderung  einer 
Lohnerhöhung.  So  ist  denn  die  letzte  bisher  erreichte  Phase  der 
Lohnpolitik  der  Arbeiter  durch  folgende  zwei  Momente  gekennzeichnet: 

1.  die  Schaffung  von  rechtlichen  Grundlagen  im  Wege  der  kollek- 
tiven Vertragschließung,  durch  welche  der  Vertragswille  der  beiden 
Vertragsparteien  auf  eine  gewisse  Zeit  gebunden  wird:  der  Tarif- 
vertrag schafft  einheitlich  bindendes  Recht. 

2.  Ausschaltung  des  Individualismus  aus  der  Lohnbildung,  so  daß 
statt  konkurrierender  Arbeitskräfte,  deren  Wettbewerb  der  geschickte 
Arbeitgeber  auszunützen  vermag,  den  Arbeitgebern  die  Arbeitskraft 
in  gewissem  Sinne  als  Monopolgut  gegenübertritt. 

Neben  diesen  im  Wesen  organisatorischen  und  deshalb  schon  in 
anderem  Zusammenhang  dargestellten  Mitteln  der  Lohnpolitik  steht, 
heute  den  Arbeitermassen  gewiß  noch  wenig  klar  und  tatsächlich  da 
und  dort  erst  in  der  Tendenz  erkennbar,  ein  drittes,  das  Prinzip:  in 
der  Gestaltung  der  Löhne  vor  aUem  der  Lohnhöhe  soweit  zu  gehen, 
als  mit  allen  Mitteln  der  Organisation  nur  überhaupt  gegangen  werden 
kann.  Jeder  Mindestlohn,  der  im  Tarifvertrag  erreicht  wird,  ist  so- 
zusagen erst  in  zweiter  Linie  eine  Schranke  nach  unten  hin,  weit 
mehr  wiU  er  eine  neue  höhere  Stufe  aufwärts  auf  dem  Wege  der 
Beeinträchtigung  der  Unternehmergewinne  sein. 

Dieser  letztgenannte  Zug  in  der  modernen  Lohnpolitik  ist  freilich 
ein  Element  des  Klassenkampfes.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß 
dieses  dem  Interesse  an  ruhiger,  friedlicher  Entwicklung  der  Unter- 
nehmungen und  an  friedlicher  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses 
nicht  förderlich  ist.  Was  durch  die  Periodizität  der  Tarifverträge  an 
Stabilität  der  Produktionsbedingungen,  soweit  das  Kostenelement  Arbeit 
in  Frage  kommt,  gewonnen  wird,  geht  durch  die  dank  solcher  Lohn- 
politik wiederkehrenden  Kämpfe  wieder  verloren.  Es  ist  dadurch  das 
Ringen  um  den  Anteil  an  der  gesellschaftlichen  Produktion  in  Per- 
manenz erklärt.  Gibt  es  denn  aber  innerhalb  des  kapitalistischen 
Systems  einen  anderen  Weg?  Gibt  es  denn  einen  gerechten  Lohn, 
bei  dessen  Erreichung  die  Bestrebungen  der  Arbeiter,  ihre  Löhne  zu 
verbessern,  abzubrechen  wären?  SoU,  da  doch  der  Lohn  auch  nur 
eine  Verhältnismäßigkeit  bezweckt,  der  Lohn  auf  einer  Höhe  stehen 
bleiben,  wenn  die  Einkommen  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  fort- 
wachsen und   zu   sozialpolitisch   zu  verurteilenden  Verwendungen  und 
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Produktionsrichtungen  führten? —  Die  Fragen  sind  im  vorausgegangenen 
schon  erledigt  und  so  stellt  sich  die  Lohnpolitik  mit  diesen  Ten- 
denzen als  ein  notwendiges  Übel  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft 
innerhalb  der  kapitalistischen  Wirtschaftsverfassung  dar.  Es  ist  ge- 
rechtfertigt und  sozialpolitisch  zu  wünschen,  daß  die  Arbeiter  den 
möglichst  hohen  Lohn,  bei  dem  der  Gesamtorganismus  ungestört  funk- 
tioniert, erhalten.  Der  aber  läßt  sich  nur  von  Fall  zu  Fall  erkennen 
und  nicht  schematisch  regeln,  was  die  Erfahrungen  mit  den  gleiten- 
den Lohnskalen  bestätigen.  Daraus  ergibt  sich  dann  unvermeidlich, 
daß  jede  Arbeiter-Berufsgruppe  auf  ihrem  Gebiete  sozusagen  tastend 
vorgeht.  Dabei  werden  freilich  Erhöhungen  auch  in  Zeiten  angestrebt 
werden,  in  denen  das  Unternehmertum  sie  nicht  zugestehen  kann,  oder 
in  solchem  Ausmäße,  in  dem  sie  durch  die  gesamtwirtschaftlichen 
Verhältnisse  ausgeschlossen  erscheinen,  und  damit  kann  es  natürlich 
auch  leicht  zu  Konflikten  kommen.  Auch  ist  nicht  zu  verkennen, 
daß  die  dem  sozialen  Frieden  scheinbar  wenig  förderliche  Organisie- 
rung der  Arbeitgeber  bei  dieser  Lage  der  Dinge  nicht  ausbleiben  kann, 
zumal  die  Methode  der  kollektiven  Vertragschließung  darauf  hindrängt. 

Die  Bezeichnung  „living  wages"  wurde  zum  ersten  Male  von  dem  eng- 
lischen Arbeiterführer  Lloyd  Jones  im  Jahre  1874  gebraucht  und  als  ein  Mini- 
mum definiert,  das  genügend  Nahrung  und  einen  gewissen  persönlichen  und 
häuslichen  Komfort  für  den  Arbeiter  umfaßt.  Die  Idee  von  dem  zum  Leben 
ausreichenden  Preis  der  Arbeit  findet  sich  allerdings  schon  in  einem  Pamphlet 
von  1825  (Webb  II,  S.  123).  Praktische  Bedeutung  im  Lohnkampf  gewann  der 
Begriff  merkwürdig  spät,  erst  in  den  Jahren  1892  und  1893,  als  den  Bergleuten 
durch  schlechten  Geschäftsgang  Lohnreduktionen  drohten.  Die  Vagheit  des  Be- 
griffes wurde  von  den  Gewerkvereinsführern  nicht  verkannt.  „Sobald  wir  die 
Ausgabe  an  Muskelkraft  des  Stahlschmelzers,  Plattenlegers  oder  Flintglasarbeiters 
mit  der  Intensität  der  geistigen  Anspannung  der  Baumwollspinner,  der  Graveure 
oder  der  Arbeiter  an  der  Linotypemaschine  vergleichen,  fehlt  es  uns  an  Daten, 
um  die  Kosten  der  Extranahrung,  -Kleidung  und  -Muße  abzuschätzen,  welche  die 
größere  Ausgabe  an  Muskel-  oder  Nervenenergie  dieser  Abteilungen  gegenüber 
den  Taglöhnern  oder  Eisenbahngepäckträgern  erfordert.  Und  selbst  wenn  wir 
in  bezug  auf  die  Normalration,  die  für  die  Gesundheit  jedes  Gewerbes  erforder- 
lich ist,  zu  einem  Resultat  gekommen  wären,  so  könnten  wir  doch  nicht  ent- 
scheiden, wieviel  in  jedem  einzelnen  Falle  als  Entschädigung  für  die  Unregel- 
mäßigkeit der  Beschäftigung  zugeschlagen  werden  müßte.''  (Webb,  Theorie  und 
Praxis  II,  S.  128.  Vgl.  dazu  das  oben  S.  274  f.  Gesagte.)  Dazu  kommen  dann  noch 
die  höchstpersönlichen  Einflüsse  auf  den  Bedürfniskreis. 

So  begreiflich  es  ist,  daß  die  Idee  des  „living  wage"  immer  wieder  zur 
Geltung  kommt:  in  der  Praxis  kann  sie  nur  eine  mehr  oder  minder  konstruierte 
abstrakte  Größe  sein  und  das  vor  allem  aus  dem  Grunde,  weil  die  Kaufkraft  der 
Löhne  von  den  Preisen,  diese  aber  gerade  für  die  wichtigsten,  in  der  Weltwirt- 
schaft „knapp"  verfügbaren  Bedarfsobjekte  von  den  Veränderungen  der  Ein^ 
kommen  abhängig  sind.  Dazu  kommt  aber  noch  der  Umstand,  daß  die  Haus- 
haltungskunst individuell  so  außerordentlich  verschieden  ist.  Mit  demselben 
Lohn  können  zwei  Arbeiterfamilien  gleichartiger  Zusammensetzung  außerordent- 
lich verschiedene  Lebensführungen  erreichen.  Es  ist  daher  nur  ganz  gerecht- 
fertigt,  wenn   die   praktische   Lohnpolitik  vor   allem   auf  die  Entwicklung   der 
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Lohnziffer,  des  Geldbetrages  sich  konzentriert.  Daneben  kommt  der  Idee  des 
living  wage  immerhin  noch  da  und  dort  Bedeutung  zu.  So  finden  sich  in  den 
Tarifverträgen  Abstufungen  der  Lohnsätze  nach  den  Verschiedenheiten  der  Lebens- 
kosten in  verschiedenen  Arbeitsorten.  Dagegen  fehlt  die  Differenzierung  nach 
dem  Familienstand  und,  soweit  eine  Abstufung  nach  dem  Alter  vereinbart  ist, 
erscheint  als  Grund  derselben  nicht  die  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse,  sondern 
die  der  Leistungsfähigkeit.  So  beträgt  das  Minimum  des  gewissen  Geldes  für 
Setzer,  Maschinenmeister  oder  Drucker  bis  21  Jahre:  21,50  Mark;  von  21  bis 
23  Jahren:  22  Mark;  über  23  Jahre  22,50  Mark,  doch  kann  das  Tarifamt  auf  An- 
trag der  Prinzipale  und  Gehilfen  für  Druckorte  bis  6000  Einwohnern  eine  Herab- 
setzung der  obigen  Sätze  um  je  3  Mark  eintreten  lassen. 

Die  Entstehung  der  Minimall  oh  nforderung  hängt,  wie  im  Text  ange- 
deutet, mit  der  Forderung  eines  zum  Leben  ausreichenden  Lohnes  zusammen. 
Im  Laufe  des  Ringens  der  großindustriellen  Arbeiterschaft  nach  Lohnerhöhungen 
tritt  dieser  Zusammenhang  mehr  und  mehr  zurück.  Der  Ausdruck  kommt,  ab- 
gesehen von  der  autoritären  Lohnregulierung  (vgl.  33.  Kap.)  in  folgenden  Bedeu- 
tungen noch  vor  als:  1.  Mindeststücklohnsatz ,  der  für  die  Produkte  geringster 
Qualität  gezahlt  werden  muß,  gegenüber  höheren  Löhnen,  die  für  gleichartige 
Arbeit  besserer  Qualität  gezahlt  werden;  2.  Mindeststücklohnsatz,  der  im  Tarif- 
vertrag für  ein  größeres  Gebiet  vereinbart  worden  ist,  wobei  vorgesehen  ist,  daß 
für  gewisse  Orte  oder  Gegenden  oder  für  höher  qualifizierte  Arbeiter  höhere 
Sätze  vereinbart  werden;  3.  Mindeststundenlohn  unter  Zugrundelegung  einer 
Durchschnittsleistung,  gleichfalls  mit  Hinblick  auf  die  höhere  Entlohnung  leistungs- 
fähigerer Arbeiter;  4.  Minimallohn  in  Verbindung  mit  dem  Zeitlohnprämiensystem 
(vgl.  unten  5.  Lohnbemessung);  5,  Mindestzeitlohn  zwecks  Sicherstellung  des 
Arbeiters  bei  Akkordlöhnung  gegen  zu  ungünstige  Akkordsätze.  Es  sind  durch- 
weg darunter  Lohnsätze,  die  entweder  als  Glied  eines  Tarifvertrages  oder  wenig- 
stens im  Zusammenhang  mit  anderen  Lohnvereinbarungen  Bedeutung  haben. 
Fast  überall  bat  man  es  also  mit  dem  Ergebnis  einer  Vereinbarung  zu  tun,  bei 
deren  Zustandekommen  wohl  die  Vorstellung  einer  gewissen  Kaufkraft  des  be- 
treffenden Geldbetrages  mitgewirkt  haben  mag,  an  sich  ist  aber  der  Mindestlohn 
ein  Glied  des  Tarifes  und  in  den  Tarifen  sehr  häufig  gar  nicht  als  solcher  be- 
zeichnet, 

Mindestzeitlöhne  werden,  auch  wo  Tarifverträge  nicht  bestehen,  bei  Akkord- 
löhnung von  den  Arbeitgebern  gezahlt,  sozusagen  fingierte  Tagelöhne,  das  sind 
höhere  Beträge  als  die  ortsüblichen  Tagelöhne  der  betreffenden  Arbeiterkategorie, 
die  bei  Beschäftigungslosigkeit,  falscher  Akkordfestsetzung  und  bei  unvorher- 
gesehenen Arbeiten  ausgezahlt  werden.  So  namentlich  in  den  großen  Eisen- 
werken Rheinland -Westfalens  (Jeidels,  Die  Methoden  der  Arbeiterentlöhnung 
in  der  rheinisch -westfälischen  Eisenindustrie  1907,  S.  272).  —  Jede  feste  tarif- 
liche Vereinbarung  eines  Lohnsatzes  stellt  sich  als  Minimallohn  dar,  wenn  nicht 
gleichzeitig  höhere  Lohnsätze  ausdrücklich  ausgeschlossen  sind;  insofern  sind 
die  Tarifverträge  zum  großen  Teil  Minimallohnvereinbarungen,  Das  überwiegend, 
anstandslose  Funktionieren  der  Tarifverträge  ist  wohl  das  stärkste  Argument 
für  die  Unrichtigkeit  der  gegen  die  Minimierung  des  Lohnes  vorgebrachten  Be- 
denken. Aber  zuzugeben  ist  allerdings,  daß  dabei  die  Hintanhaltung  der  Träg- 
heit der  Arbeiter  in  der  Hauptsache  dem  Arbeitgeber  reichlich  Probleme  für  die 
Organisation  der  Arbeit  innerhalb  des  Betriebes  stellt. 

Literatur:  Außer  den  S.  280  genannten  Werken  die  S,  195  angegebene 
Gewerkvereinslit.  insbes,  Webb  S.  u.  B.  Die  Geschichte.  1895  u.  ders,  Theorie 
und  Praxis. 
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Dreiunddreißigstes  Kapitel. 

Autoritäre,  insbesondere  staatliche  Lohnpolitik. 

Wirft  man  einen  Blick  auf  die  Haltung  der  staatlichen  Gewalt 
in  der  Frage  der  Lohnbildung  in  weiter  zurückliegenden  Perioden,  so 
setzt  die  Lohnpolitik  der  Arbeiter  doch  auch  eine  gewisse  Politik 
des  Staates  voraus:  Gewährung  der  Koalitionsfreiheit.  Mit  der  das 
Organisationsrecht  in  sich  schließenden  Koalitionsfreiheit  sind  in  der 
Hauptsache  die  Voraussetzungen  dafür  geschaffen,  daß  die  Arbeiter  in 
gleicher  Weise  wie  die  Arbeitgeber  an  der  Lohnbestimmung  teil- 
nehmen können  und  daß  sie  durch  diese  gleichgewichtige  Teilnahme 
ihre  Interessen  in  dem  Maße  zu  verfechten  vermögen,  wie  es  ihnen 
ihre  Bedürfnisse  gebieten.  Die  Rolle,  die  dem  Staate  dabei  zufällt, 
ist  zunächst  die  der  Passivität:  Freiheitsgewährung  für  jedwede 
Koalition  zwecks  lohntaktischer  Bestrebungen.  Im  übrigen  ist  aber, 
wie  die  Entwicklung  zeigt,  die  Lohnpolitik  Domäne  des  ParteiwiUens 
und  kann  es  bleiben.  Nun  ist  es  wie  auf  allen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens, auf  denen  sich  rechtliche  Entwicklungen  vollziehen,  so 
auch  hier  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  die  aus  der  Gewohnheit  sich 
entwickelnde  Rechtsauffassung  zu  verfolgen  und  die  Einrichtungen  zu 
schaffen,  durch  die  diese  Rechtsentwicklung  möglichst  ungehemmt 
sich  vollzieht,  bis  der  Augenblick  für  die  Ausgestaltung  des  positiven 
Rechts  gegeben  erscheint.  Eine  der  jüngsten  Entwicklung  des  Lohn- 
problems entsprechende  Gestaltung  des  Arbeitsvertragsrechtes  hat  dann 
stattzufinden. 

Positive  autoritäre  Regelung  in  der  Form  der  Lohnbegrenzung 
wird  jedoch  dann  zur  Voraussetzung  für  eine  halbwegs  gesunde  Lohn- 
bildunof,  wenn  durch  die  konkreten  Umstände  die  Abhängjiorkeit  der 
Arbeiter  von  dem  Arbeitgeber,  also  dessen  Übergewicht  in  dem  Maße 
gesteigert  ist,  daß  Nötigung  bei  Eingehung  des  Lohnvertrages  ver- 
mutet werden  muß,  um  den  Tiefstand  des  Lohnes  zu  erklären.  In 
dieser  Hinsicht  kann  die  planmäßige  Förderung  des  Tarifvertrages 
ein  bedeutsames  Mittel  der  staatlichen  Politik  werden.  Es  sind  also 
mindestens  zunächst  die  rechtlichen  Grundlagen  dafür  zu  schaffen, 
daß  die  Forderungen  einer  koalierten  Arbeiterschaft  als  ParteiwiUen 
behandelt  werden  müssen.  Nicht  genug  daran,  auch  dort,  wo  eine 
Arbeiterschaft  als  atomisierte  Masse  dem  rücksichslosen  Gegenspiele 
der  Arbeitgeber  (und  vor  allem  kommen  hierbei  Heimarbeitsverhält- 
nisse in  Betracht,  also  Ferger,  Faktoren  und  Verleger)  gegenübersteht, 
wo  also  die  Arbeiterschaft  organisationslos  ihre  eigenen  Interessen 
verkennt  und  wehrlos  preisgibt,  dort  gilt  es  positive  Arbeit  noch  in 
weiterem  Sinne  zu  leisten,  ständige  Organe  zu  schaffen,  eine  Art  von 
Einigungsämtern,    welche    die   Lohn  Verhältnisse   für    eine    solche    be- 
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drängte  Arbeiterschaft  vorerst  durch  kommissionelle  Verhandlungen 
zu  einem  gedeihlichen  Punkte  zu  bringen  versuchen  müßten,  also 
einen  fehlenden  klaren,  kollektiven  ParteiwiUen  zu  ersetzen  hätten. 

Die  sozialpolitische  Gesetzgebung  hat,  vrie  oben  ausgeführt  worden 
ist,  für  die  Lohnpolitik  mittelbar  wichtige  Rechtsnormen  auf  dem  Ge- 
biete des  Tarifvertrags-Rechtes  zu  schaffen.  Sie  sind  hier  nicht  weiter 
zu  verfolgen  (vgl.  23.  Kap.).  Ein  anderes  wichtiges  Gebiet  ist  dem  Ge- 
sagten zufolge  die  unmittelbare  Einflußnahme  auf  die  Lohnbestimmung. 

Autoritäre  Lolinregiiliertingen. 
Wir  haben  gesehen,  daß  schon  in  den  Anfangsstadien  der  Lohn- 
politik der  Trade-Unions  die  Begrenzung  der  Lohnbewegung  nach  ab- 
wärts geradezu  die  Hauptrolle  gespielt  hat.  Sie  steht  auch  im  Mittel- 
punkt aller  staatlichen  Lohnregulierung.  Der  Eingriff  des  Staates  in 
die  Lohnbildung  des  freien  Verkehrs  ist  bisher  in  zwei  Formen  ver- 
sucht und  verwirklicht  worden,  und  zwar: 

1.  als  allgemeine  Minimallohnfestsetzung  in  der  Weise,  daß  be- 
hördlich fixierte  Lohnsätze  die  Grenze  bilden,  unter  die  die  privaten 
Arbeitgeber  bei  Vereinbarung  der  Löhne  mit  den  Arbeitern  nicht 
herabgehen  dürfen.  Diese  Normierung  erfaßt  die  Gesamtheit  der 
Arbeitsverhältnisse  der  betreffenden  Industriezweige  oder  bestimmter 
Betriebsformen  in  einer  Industrie  (z.  B.  Heimarbeit)  innerhalb  des  be- 
stimmten Gebietes  (normalerweise  des  Staatsgebietes); 

2.  als  Minimallohnfestsetzung  für  einzelne  bestimmte  Arbeits- 
verhältnisse; ihr  Wirkungskreis  ist  nach  der  Bestimmung  der  zu  lie- 
fernden Arbeiten,  nach  dem  Auftraggeber,  abgegrenzt.  Der  Minimal- 
lohn ist  dann  jene  Lohngrenze,  die  die  öffentlichen  Verwaltungen  für 
die  von  ihnen  vergebenen  Lieferungen  oder  Arbeitsaufträge  vorschreiben. 
Eine  speziell  staatliche  Einflußnahme  liegt  dann  natürlich  vor,  wenn 
es  sich  um  staatliche  Aufträge  handelt,  es  ist  aber  auch  denkbar,  daß 
durch  staatliche  Vorschrift  eine  solche  Minimierung  auch  für  Liefe- 
rungen an  bestimmte  andere  öffentliche  Verwaltungen  (Bezirke,  Ge- 
meinden, Stiftungen  u.  dgl.)  angeordnet  wird. 

Die  erste  Art  ist  wohl  nur  in  der  Form  einer  gesetzlichen  Ver- 
fügung denkbar:  der  Staat  nimmt  die  Kompetenzhoheit  für  dieses 
Gebiet  der  Vertragschließung  in  Anspruch.  Dagegen  sind  für  die 
zweite  Art  auch  andere  Formen  der  staatlichen  Anordnungen  als  die 
gesetzliche  denkbar;  welche  zweckmäßig  ist,  wird  sich  nur  von  FaU 
zu  Fall  je  nach  den  sonstigen  Staatskompetenznormen  entscheiden 
lassen. 

Während  die  zweite  Art  der  Lohnminimierung  schon  eine  sehr 
weitgehende  Anwendung  gefunden  hat,  ist  die  erste  Art  bisher  auf 
Neuseeland  und  Australien,  das  „sozialpolitische  Laboratorium  unserer 
Zeit",  neuestens  auch  England  (vgl.  unten  S.  434)  beschränkt  geblieben. 
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In  Neuseeland  ist  durch  Gesetz  vom  18.  Oktober  1894  eine  absolute  Norm 
für  die  Bezahlung  von  Überstunden  (Minimum  von  6  Pence  für  die  Stunde)  ge- 
schaffen wordeu.  Außerdem  wurde  im  gleichen  Jahr  durch  Gesetz  vom  31.  August 
(das  seither  wiederholt  abgeändert  wurde)  ein  staatlicher  Schiedsgerichtshof,  be- 
stehend aus  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeiter  (von  den  Organisationen  vor- 
geschlagen, vom  Gouverneur  ernannt)  und  einem  vom  Gouverneur  gewählten  Vor- 
sitzenden eingesetzt  und  mit  der  Befugnis  ausgestattet,  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  die  Lohnsätze  mit  zwingender  Kraft  festzusetzen. 
Die  Schiedsgerichtshof- Entscheidungen  sind  bindend  nicht  nur  für  die  streiten- 
den Parteien,  sondern  für  alle^  die  später  in  das  Arbeitsverhältnis  eintreten,  der 
Gerichtshof  kann  sogar,  wenn  es  beantragt  wird,  die  Entscheidung  eines  speziellen 
Falles  für  die  ganze  Industrie  als  bindend  erklären. 

Die  Kolonie  Viktoria  erhielt  1896  durch  die  Fabrikgesetznovelle  vom 
28.  Juli  (gleichfalls  später  ergänzt,  jetzt  factories  and  Workshop  act  1905)  Mini- 
mallohnämter (minimum  wageboards).  Die  der  Ausschußregelung  unterstellten 
Gewerbe  sind  nach  dem  Gesetz:  Bekleidungs- und  Möbelindustrie,  Bäckerei,  Metz- 
gerei, Fleischverkanf  und  Kramerei,  außerdem  alle  Erzeugimgen  und  Geschäfte^ 
die  gewöhnlich  oder  doch  häufig  in  einer  Fabrik  oder  einem  Arbeitsraum  (der 
Begriff  ist  im  Gesetz  erläutert)  durchgeführt  werden.  Bei  seiner  Lohnbestimmung 
hat  der  Ausschuß  Art,  Natur  und  Charakter  der  Arbeit,  Alter  und  Geschlecht 
der  Arbeiter  zu  berücksichtigen.  Stets  hat  er  jetzt  zu  beachten,  was  der  von 
einem  ehrenhaften  Unternehmer  (reputable  employer)  gezahlte  durchschnittliche 
Lohnsatz  der  Angestellten  von  durchschnittlicher  Fähigkeit  ist.  Hält  der  Aus- 
schuß diesen  für  unbefriedigend,  so  leitet  der  Minister  den  Fall  an  einen  be- 
sonderen Appellgerichtshof,  der  frei  entscheiden  kann.  Besondere  Lohnsätze 
können  für  alte,  schwache  und  langsame  Arbeiter  festgesetzt  werden,  die  aber 
durch  einen  Erlaubnisschein  des  Fabrikinspektors  sich  ausweisen  müssen.  Ein 
südaustralisches  Gesetz  (von  1906)  hält  sich  getreu  an  das  Viktorianische 
Vorbild,  ebenso  ist  ein  Queensländischer  Entwurf  (1907)  diesen  beiden  gelten- 
den Gesetzen  sehr  ähnlich,  und  mit  dem  Jahre  1908  erhielt  auch  Neusüdwales 
Lohnausschüsse.  In  Viktoria  bestehen  zurzeit  49  Lohnausschüsse  für  49  500  Ar- 
beiter, ungefähr  zwei  Drittel  der  in  Fabriken  beschäftigten  Arbeiterschaft. 

Die  Wirkungen  des  Gesetzes  werden  von  den  Unternehmern  und  von  den 
Arbeitern  begreiflicherweise  verschieden  beurteilt.  Die  Unternehmer  behaupten 
Geschäftschädigungen.  Es  ist  jedenfalls  nicht  bedeutungslos,  daß  die  Gesetzes- 
novelle von  1902  für  die  Unternehmer  wichtige  Bestimmungen  geschaffen  hat, 
dank  der  die  Unternehmer  sich  mit  dem  Gesetz  ausgesöhnt  haben.  Dennoch 
ist  feststellbar,  daß  auch  nach  dieser  Regelung  die  Entscheidungen  der  Lohn- 
ausschüsse für  die  große  Mehrheit  der  Gewerbe  eine  Erhöhung  der  Löhne  herbei- 
führten, während,  wie  aus  der  statistischen  Zusammenstellung  der  Fabrikinspek- 
tion hervorgeht,  die  Arbeitszeit  fast  allgemein  beim  Achtstundentag  angelangt 
ist.  Nach  dem  Berichte  ist  wohl  die  Absicht  des  Gesetzes,  die  „Schwitzlöhne" 
zu  beseitigen,  einigermaßen  gelungen,  jedoch  konnte  mit  der  Lohnerhöhung  durch 
die  Ausschüsse  nur  die  „Annäherung  an  ein  zum  Lebensunterhalt  notwendiges 
Einkommen"  erreicht  werden.  Schwächen  des  Gesetzes  und  der  Durchführung 
sind  zutage  getreten  in  der  Umgehung  der  Lohnsatzungen  ^),  im  Ersatz  männ- 
licher durch  weibliche  Arbeitskräfte,  in  anderen  Gewerben  dagegen  in  der  Ver- 
drängung der  weiblichen.  Die  Freiheit  der  Lehrlings  ein  Stellung  habe  die  Schmutz- 
konkurrenz gefördert.  Namentlich  aber  wird  über  die  Ausnahmestellung  der 
„langsamen"  Arbeiter,  die  deshalb  sehr  gesucht  sind,  geklagt.  Es  scheint,  daß 
eine  Reihe   dieser  Mängel  nur   mit   der   Methode    des  Viktorianischen    Gesetzes 

1)  Der  vorgeschriebene  Lohn  wird  zwar  gezahlt,  aber  teilweise  zurück- 
erstattet, oder  es  wird  höherer  Lohn,  als  tatsächlich  empfangen,  bescheinigt. 
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(Lohnausschüsse)  zusammenhängt,  da  die  Mindestlohnfestsetzung  durch  die  Neu- 
seeländer Schiedsgerichte  die  betreffenden  Schwächen  nicht  gezeitigt  haben  soll. 
Für  beide  Gesetzgebungsgebiete  aber  wird  übereinstimmend  berichtet,  daß  die 
Tendenz  zur  Uniformierung  der  Löhne  zum  Schaden  der  tüchtigen  Arbeiter  eine 
nicht  zu  verkennende  Wirkung  der  Gesetzgebung  ist. 

So  wichtig  die  Tatsache  dieser  Gesetzgebung  auch  ist:  grundsätz- 
liche Bedeutung  kommt  ihr  nicht  zu  und  Generalisierung  ist  nur  mit 
größter  Vorsicht  zulässig.  Eine  Würdigung  dieser  autoritären  Lohn- 
regulierungen muß  die  besonderen  Verhältnisse,  muß  vor  allem  den 
Boden  bedenken,  auf  dem  sie  sich  abspielen.  Die  Neuseeländische 
Schiedsgerichts- Gesetzgebung  nennt  Cornelissen  einen  Eckstein  des 
eigentümlichen  Ensembles  von  Sozialismus  und  Kapitalismus  des  Staates, 
sie  sei  ein  Stück  Übergang  vom  liberalen  Regime  zum  Staatssozialismus, 
wie  er  einer  sozialen  Ordnung  mit  Privateigentum  eigentümlich  sei. 
Aber  nicht  das  ist  das  Entscheidende,  sondern  zu  bedenken  ist:  daß 
es  keine  Industriegebiete  sind,  sondern  vorwiegend  agrikultureile  Wirt- 
schaftsgebiete, daß  die  Arbeiterbevölkerung  klein  ist,  die  Bevölkerungs- 
bewegung geringfügig,  daß  die  Erwerbsverhältnisse  relativ  gleichartig 
sind,  daß  z.  B.  in  Neuseeland  der  Staat  der  größte  Arbeitgeber  ist, 
daß  die  Bevölkerung  eigentümliche  psychologische  Grundzüge  erkennen 
läßt,  daß  die  Konkurrenz  fremder  Rassen  (der  Chinesen,  Syrer,  Afghanen) 
besondere  Verhältnisse  schafft  u.  dgl.  m.  Das  Bedauerliche  daran  ist, 
daß  wir  auch  keinen  verläßlichen  Aufschluß  über  eine  sehr  wichtige 
Wirkung,  die  nach  der  Absicht  der  Gesetzgebung  von  der  autoritären 
Lohnregulierung  erwartet  werden  dürfte,  über  die  Förderung  des 
sozialen  Friedens  erhalten.^)  Wohl  scheint  mit  der  Neuseeländer  Ge- 
setzgebung das  Paradigma  für  die  Entwicklung  gegeben  zu  sein.  Der 
Staat  kann  auf  Intervention  in  Lohnkämpfen  nicht  verzichten.  Schafft 
er  Einigungsorgane,  so  ist  es  wohl  nur  eine  Frage  des  Maßes,  welchen 
Nachdruck  er  der  Kraft  der  Entscheidungen  dieser  Organe  einer  sozialen 
Friedenswirkung  geben  wiU.  Erhält  die  Entscheidung  zwingende  Kraft 
durch  die  Gesetzgebung,  so  ist  damit  schon  ein  beträchtlicher  Schritt 
vorwärts  zur  autoritären  Lohnregulierung  gemacht. 

Die  autoritäre  Lohnregelung  kommt  aber  in  vollerem  Umfange 
noch  dort  in  Frage,  wo  die  Kollektivierung  noch  nicht  in  die  Lohn- 
bildungsvorgänge eingedrungen  ist  und  wo  infolgedessen  gesellschafts- 
politisch verwerfliche  und  unbedingt,  selbst  auf  die  Gefahr  der  Lebens- 
fähigkeit einer  Industrie,  zu  bekämpfende  Lohnzustände  herrschen.  Das 
gilt  vor  allem,  wie  schon  erwähnt,  von  der  Verlagsindustrie. 


1)  Rühmend  wird  hervorgehoben,  daß  die  Arbeiter,  auch  wo  sie  durch 
Härten  des  Gesetzes  Nachteile  erfuhren,  sich  mit  Achtung  seiner  Durchführung, 
d.  h.  den  Entscheidungen,  gefügt  haben.  Die  Wirkung  der  Streikverminderung 
wurde  überschätzt,  weil  die  dem  Gesetz  unterworfenen  Industrien  „nie  große 
Streikindustrien'^  gewesen  seien.     (Schachner.) 
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Ungleicli  verbreiteter  ist  die  autoritäre  Einflußnalinie  auf  die 
Lohnbildung  im  Zusammenliang  mit  der  Ausschreibung  öffentlicher 
Lieferungen.  Staat,  Provinz,  Bezirk,  Gemeinde  oder  sonst  eine  öffent- 
liche Verwaltung  gewinnen  bei  der  Vergebung  irgendwelcher  Liefe- 
rungen oder  Leistungen  an  private  Unternehmer  die  Möglichkeit,  den- 
jenigen Unternehmer,  dem  die  Arbeiten  übertragen  werden,  Vor- 
schriften über  die  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen  zu  machen,  zu 
denen  er  entweder  die  bei  diesen  Arbeiten  zu  verwendenden  oder 
weitergehend  die  überhaupt  von  ihm  beschäftigten  Arbeiter  einstellt. 
So  kann  auch  bezüglich  der  Lohnhöhe  dem  Unternehmer  eine  Ver- 
pflichtung auferlegt  werden.  Der  Inhalt  solcher  Verpflichtung  zielt 
in  der  Regel  immer  nur  auf  die  Einhaltung  einer  Untergrenze  ab. 
Sehr  häufig  hat  sich  aber  in  der  Praxis  als  zweckmäßig  und  aus- 
reichend erwiesen,  den  Ubernehmer  von  Arbeiten  nur  zur  Zahlung 
„anständiger  Löhne"  (fair  wages)  zu  verpflichten,  wodurch  sich  für 
diese  Methode  der  Lohnregulierung  die  Bezeichnung  der  „anstän- 
digen LohnklauseP'  eingebürgert  hat.     (Vgl.  S.  233.) 

Vor  der  Einführung  solcher  Lohnklauseln  in  die  Lieferungsbe- 
dingungen war  in  Fällen  von  Lieferungsausschreibungen  die  Niedrig- 
keit des  Preises,  zu  dem  sich  ein  Unternehmer  zur  Durchführung  der 
Arbeit  bereit  erklärte,  in  aller  Regel  wohl  das  entscheidende  Kri- 
terium für  die  Zuteilung  des  Auftrages.  Gerade  darin  aber  lag  eine 
besondere  Gefahr  für  die  Gestaltung  der  Arbeitslöhne,  da  die  Unter- 
nehmer nach  Übernahme  solcher  Lieferungen  am  allermeisten  an  den 
Arbeitslöhnen  zu  sparen  und  so  eine  vielleicht  zu  niedrige  Offerte  zu 
korrigieren  vermochten.  So  wurden  dann  gerade  bei  Staats-  oder  an- 
deren öffentlichen  Lieferungen  vielfach  die  schlechtesten  Löhne  ge- 
zahlt, und  es  war  für  jede  fortschrittliche  Verwaltung  eine  selbstver- 
ständliche Pflicht,  diesem  Zustand  zu  steuern. 

Am  frühesten  ist,  wie  es  scheint,  seitens  der  Stadt  Brüssel  eine  solche 
Lohnklausel  in  die  „Lastenhefte"  für  Vergebung  städtischer  Arbeiten  aufgenommen 
worden  (1855).  Paris  folgte  1887.  Die  erfolgreichste  Initiative  zur  regelmäßigen 
Anwendung  dieser  Methode  der  Lohnbeeinflussung  ging  jedoch  von  England 
aus.  Bahnbrechend  wirkte  dort  das  Vorgehen  des  Londoner  Grafschaftsrates, 
der  in  einer  präzisen  Resolution  seine  Verwaltungsorgane  beauftragte,  alle  mit 
Lieferungen  betrauten  Unternehmer  zur  Zahlung  der  im  betreffenden  Gewerbe 
als  üblich  anerkannten  Minimallöhne  zu  verpflichten.  Eine  ähnliche  Resolution 
beschloß  das  englische  Unterhaus  (1891),  und  damit  gewann  die  Methode  eine 
hervorragende  Bedeutung.  Heute  ist  sie  in  England  außer  bei  den  Regierungs- 
ämtern in  nahezu  500  Ortsverwaltungen  eingeführt. 

Wie  unbestimmt  auch  vielfach  der  Hinweis  auf  die  Lohnhöhe 
gehalten  ist,  im  großen  und  ganzen  hat  sich  die  Klausel  als  zweck- 
mäßig erwiesen.  Je  nach  der  Fassung  der  Klausel  kann  sie  verschie- 
dene Tragweite  haben.  Erfolgt  die  Lohnbegrenzung  mit  dem  Hinweis 
a)    auf   den   herkömmlichen    oder    anständigen    Lohn    (current    oder 
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accustomed  wages,  salair  courant  et  normal),  dann  liegt  offenbar  die 
Absicht  zugrunde,  die  Verschlechterung  der  Löhne,  die  durch  das 
System  der  Submission^  (adjudication)  herbeigeführt  zu  werden  droht, 
hintanzuhalten:  der  Nutzen  aus  der  Submission  soll  nicht  auf  Kosten 
der  Arbeiter  erzielt  werden.  Werden  b)  die  im  Wege  kollektiver 
Yertragschließung  vereinbarten  Löhne,  also  Tarifvertragssätze,  als 
Lohngrenze  bezeichnet,  so  liegt  in  der  Lohnklausel  nicht  nur  eine 
Anerkennung  des  Koalitionsrechtes,  sondern  auch  eine  Kräftigung  des 
Tarifvertrages  und  seines  Prinzipes.  Noch  weiter  geht  man  mit 
c)  der  Verweisung  auf  die  von  den  Arbeiterorganisationen  als  gerecht 
und  anständig  anerkannten  Löhne,  wie  dies  namentlich  in  den  Lohn- 
klauseln englischer,  wallisischer  und  schottischer  Munizipaldistrikte 
nicht  selten  vorkommt:  sie  bedeutet  direkt  eine  Unterstützung  der 
Lohnpolitik  der  Gewerkvereine,  ja  man  kann  wohl  sagen,  daß  diese 
Formulierung  über  den  Rahmen  der  bloßen  Lohnpolitik  hinausgeht. 
Endlich  kommet  es  vor,  daß  d)  bestimmte  Geldziffern  als  Minimallöhne 
in  den  Bedingnisheften  genannt  sind,  wie  von  der  Verwaltung  ein- 
zelner deutscher  Städte. 

So  erfreulich  alle  diese  möglichen  Wirkungen  der  Lohnklausel 
auch  sein  können,  die  wichtigsten  Erfolge  bleiben  einmal  die,  daß 
die  Unternehmer  an  der  Abwälzung  der  Gewinneinschränkungen,  die 
durch  Submission  eintreten  können,  gehindert  werden,  und  zweitens 
der  des  allgemein  moralischen  Effektes,  den  schon  die  Absicht  der 
öffentlichen  Verwaltung  haben  muß,  die  Lohnbestimmung  der  Willkür 
der  Unternehmer  zu  entziehen.  Je  mehr  die  autoritären  Gewalten 
und  namentlich  der  Staat  die  Wahrnehmung  der  Arbeiterinteressen 
bei  der  Lohnbildung  durch  freie  Organisationen  (Gewerkvereinspolitik) 
billigen  und  kräftigen  und  diesen  Standpunkt  durch  die  ganze  Tendenz 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bekunden,  umso  eher  wird  auf  diese 
zweite  Art  der  Lohnregulierung  verzichtet  werden  können.  Vorläufig 
fehlt  es  daran  noch  so  sehr,  daß  man  füglich  diese,  ihrem  Wesen  nach 
die  Prinzipien  der  Vertragsfreiheit  immerhin  noch  nicht  beeinträch- 
tigende Lohnpolitik  als  Pflicht  der  öffentlichen  Verwaltungen  bezeichnen 
muß,  namentlich  gerade  im  Hinblicke  auf  die  noch  keineswegs  ge- 
klärte Situation  in  den  Tarifgemeinschaften. 

Die  Einflußnahme  autoritärer  Gewalten  auf  die  Lohnbildung  durch  direkte 
positive  Normen  ist  ein  Gebiet  der  Sozialpolitik,  das  eine  Vergangenheit  auf- 
weist wie  kaum  ein  anderes.  Freilich  waren  die  Motive  solcher  Lohnregulie- 
rungen keineswegs  sozialpolitische  im  Sinne  der  modernen  Sozialpolitik.  Wohl 
fehlt  es  nicht  an  Gesetzesdenkmälern,  mit  denen  die  staatliche  Gewalt,  die 
landesherrliche  Regierung  die  Interessen  der  Gesellen  und  Knechte  wahrzunehmen 
suchte,  schon  vor  dem  XVI.  Jahrhundert.  Aber  erst  von  diesem  ab  sind  Maß- 
nahmen zum  Lohnschutz  der  Arbeitnehmer  häufiger  zu  finden.  Von  diesem 
Geiste  sind  die  deutschen  Bergwerksordnungen  des  XVI.  Jahrhunderts,  soweit 
sie  die  Lohn  Verhältnisse  regeln,  getragen.  Die  markanteste  Tat  in  dieser  Rich- 
tung ist  jedoch  das  englische  Gesetz  5   der  Königin  Elisabeth  vom  Jahre  1563. 
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Die  Lohnpolitik  war  in  England  mehr  als  in  Deutschland  Sache  des  Staates  ge- 
blieben, die  Bedeutung  des  Elisabethinischen  Gesetzes  liegt  also  nicht  in  dem 
staatlichen  Charakter  des  lohnpolitischen  Einflusses,  der  genommen  wurde,  son- 
dern in  der  Neuerung,  daß  einmal  statt  der  starren  Gesetzesnorm  die  Yeränder- 
lichkeit  der  Löhne  anerkannt  und  die  Festsetzung  den  Friedensrichtern  über- 
tragen wurde,  zweitens  daß  angeordnet  wurde,  die  Löhne  seien  mit  Berücksich- 
tigung der  Bedürfnisse  zu  regeln.  Durch  das  Gesetz  1  Jakobs  L  1603  wurden 
Strafen  auf  das  Zahlen  niedrigerer  Löhne  gesetzt.  Die  Durchführung  des  Gesetzes 
ist  im  späteren  Verlauf  allerdings  nicht  mehr  im  Geiste  des  Gesetzgebers  vor 
sich  gegangen,  aber  um  die  Wende  des  XVIII.  zum  XIX.  Jahrhundert  war  die 
Erinnerung  und  das  Gefühl  für  die  Minimallohnfestsetzungen  früherer  Zeiten  so 
voll  lebendig,  daß  die  englischen  Textilarbeiter  vor  allem  in  den  Jahren  1795 
bis  1808  die  Forderung  der  Erlassung  gesetzlicher  Minimallohntarife  im  Sinne 
der  Arbeiterstatute  der  Elisabeth,  Jakobs  I.  und  Karls  I.  vom  Parlamente  so  lange 
und  hartnäckig  verfolgten,  bis  sich  das  Parlament  schließlich  zur  ausdrücklichen 
Aufhebung  dieser  sozusagen  eingeschlafenen  gesetzlichen  Normen  veranlaßt  sah.  — 
Freilich  keinen  unmittelbaren  Zusammenhang,  aber  eine  innere  Verwandtschaft 
mit  dem  modernen  Minimallohnproblem  zeigt  die  Minimallohnfestsetzung  in  der 
Kanton  Züricherischen  Fabrikgesetzgebung  des  XVIL  und  XVIII.  Jahr- 
hunderts. Dort  wurden  zum  Schutze  der  heimarbeitenden  Florweber,  Seiden- 
spinner u.  dgl.  Lohntaxen  erlassen  und  weitere  Minimal  löhne  1717  für  bestimmte 
Fabrikationszweige.  Die  entschiedenste  Stellungnahme  für  eine  staatliche  Mini- 
mallohngesetzgebung ist  wohl  unter  den  katholischen  Sozialpolitikern  zu 
finden.  Die  erwähnte  Enzyklika  „Herum  novarurn/'  erklärt  es  als  eine  „Forde- 
rung strengster  Billigkeit,  daß  der  Staat  sich  der  Arbeiter  in  der  Richtung  an- 
nehme, ihnen  einen  entsprechenden  Anteil  am  Gewinn  der  Arbeit  zuzusichern; 
die  Arbeit  muß  ihnen  für  Wohnung,  Kleidung  und  Nahrung  so  viel  abwerfen, 
daß  ihr  Dasein  kein  gedrücktes  ist. 

Strittig  ist  die  Stellung  zu  dem  Problem  in  der  sozialistischen  Literatur. 
Von  einer  Seite  wird  geltend  gemacht,  der  gesetzliche  Minimallohn  sei  nur  zu- 
lässig für  die  organisationsunfähigen  Heimarbeiter,  für  Arbeiter  in  Industrien 
mit  Monopolstellung  (technisch  und  kommerziell  konzentrierte)  und  für  Arbeiter 
in  öflFentlichen,  d.  h.  Staats-  und  Gemeindebetrieben.  Dem  gegenüber  wird  von 
anderer  Seite  die  Forderung  allgemeinen  gesetzlichen  Minimallohnes  verteidigt. 
Das  Hauptbedenken,  daß  jedes  staatliche  Eingreifen  in  die  Bestimmung  der 
Lohnhöhe  die  Macht  des  „kapitalistischen  Staates"  gegenüber  der  Arbeiterklasse 
erhöhe,  sei  nur  beschränkt  richtig.  Durch  Eindringen  der  Proletariervertreter 
in  die  Gesetzgebungskörper  werde  der  Klassencharakter  des  modernen  Staates 
abgemindert.  Mit  dem  Einfluß  auf  die  Lohnhöhe  wachse  aber  überhaupt  die 
Macht  des  Staates  nur  unbedenklich,  nicht  einmal  bei  Verstaatlichung.  Aber 
auch  die  Abschwächung  des  Klassenkampfes  sei  durch  solche  Maßregeln  -nicht 
zu  befürchten,  weil  gerade  die  Schichten,  um  die  es  sich  vor  allem  handelt, 
die  Ungelernten,  einen  ökonomischen  Klassenkampf  gar  nicht  oder  nur  erfolglos 
führen  (Liebknecht). 

Literatur:  Außer  den  zum  30.  Kap.  genannten  Werken:  Ashley,  Adjustment 
of  wages,  1908.  Clark,  Labor  conditions  in  New-Zealand  (Bulletin  of  the  Burau 
oflabor,  Washington  1903.  Keeves,  States  experiments  in  Australia  and  New- 
Zealand,  1902.  Schachner,  Schiedsgerichte  und  Lohnausschüsse  in  Australien, 
Archiv  f.  Soz.  XXVII  u.  XXVIH.  Cornölissen,  Theorie  du  salaire,  1908, 
Chap.  XXI.  Siegfried,  La  democratie  en  Nouvelle  Zelande,  1902.  Eberle, 
Arbeit  und  Lohn,  1894;  Lehmkuhl,  Verschiedene  Aufsätze  in  Stimmen  aus 
Maria  Laach.  Schwiedland,  Behördliche  Mindestlohnsatzungen  in  Australien, 
J.  f.  G.  XXVI.    Philippovich,  Grundriß  E,  2,  §  103.    Zetterbaum,  Zur  Frage 
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des  Minimallohns,  N.  Zeit  XX.  Liebknecht,  Minimallohn  u.  Arbeiterbeamtentum. 
N.  Z.  XX,  Bd.  IL  Speziell  betr.  die  anständige  Lohnklausel:  Der  Arbeiterschutz 
bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten,  hrsg.  vom  arbeitsstatistischen  Amt,  Wien 
1900;  Die  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten 
(Nr.  6  der  Beiträge  zur  Arbeitsstatistik  des  Kaiserl.  Stat.  Amtes),  Berlin  1907, 

Vierunddreißigstes  Kapitel. 

Die  Lohnbemessungsinethodeii. 

Die  Arbeitslohnbemessungsmethode  ist  von  solclier  Wichtigkeit 
für  die  Gestaltung  des  Lohnes  als  Kostenelement,  daß  die  einkommen- 
politische Seite  der  Lohngestaltung  dabei  zurückzutreten  scheint.  Das 
liegt  umso  näher,  je  stärker  in  der  Praxis  bei  der  Löhnung  nach 
einer  bestimmten  Werkleistung  (gemeinhin  Akkordlöhnung  genannt) 
die  Maxime  hervortritt,  den  Akkordsatz  so  zu  vereinbaren,  daß  der 
Arbeiter  bei  durchschnittlicher  Fähigkeit  und  Energie  einen  Verdienst 
erzielen  kann,  der  dem  durchschnittlichen  oder  ortsüblichen  Zeitlohn- 
verdienst für  dieselbe  Arbeit  gleichkommt.  Dennoch  gehen  die  Wogen 
des  Interessenkampfes  gerade  unter  dem  Zeichen  der  Methode  der 
Lohnbemessung  gewaltig  hoch.  Die  Bemessungsweise  gibt  in  den 
Einzelheiten  so  häufig  den  Grund  zu  Konflikten,  daß  sie  ein  eminentes 
Problem  der  Sozialpolitik  geworden  ist. 

Es  läßt  sich,  wie  die  Dinge  heute  liegen,  kaum  mehr  eine  abso- 
lute Bevorzugung  einer  bestimmten  Methode  seitens  jeder  der  beiden 
Vertragsparteien  behaupten,  denn  es  fehlt  nicht  an  Arbeitgebern,  die 
das  Zeitlohnsystem,  nicht  an  Arbeitern,  die  das  Akkordlohnsystem 
vorziehen.  Ein  absolut  natürlicher  Gegensatz  ist  also  gar  nicht  an- 
zunehmen. 

Eine  allgemeine  sozialpolitische  Würdigung  der  Akkordlöhnung 
ist  kaum  tunlich,  denn  die  Verhältnisse  liegen  gewerbeweise  und  selbst 
innerhalb  einer  Industrie  für  verschiedene  Arbeitskategorien  zu  ver- 
schieden. Keinesfalls  kann  die  Auffassung  gerechtfertigt  werden,  die 
die  Akkordlöhnung  umso  mehr  verwirft,  je  größer  der  Vorteil  des 
Arbeitgebers  bei  dieser  Methode  ist.  Die  ausgesprochene  Tendenz, 
die  Produktion  zu  verbilligen,  von  der  die  fortschrittliche  Unterneh- 
mung geleitet  ist,  geht  zum  großen  Teil  Hand  in  Hand  mit  dem 
Interesse  der  Gesellschaft  an  der  Steigerung  der  Produktivität.  Das 
wird  von  einsichtigen  Sozialisten  längst  nicht  mehr  bestritten,  die 
sich  gegen  die  Widersinnigkeit  des  Schlendrians  in  der  Fabrik  sehr 
energisch  schon  geäußert  haben  (Sidney  Webb,  Bernstein).  Für  die 
Beurteilung  der  Akkordlöhnung  ist  charakteristisch,  daß  die  Arbeit- 
geber selbst  sehr  verschiedene  Zwecke  mit  ihr  erreicht  sehen  woUen. 
Einerseits  hört  man,  und  zwar  am  häufigsten,  daß  sie  gerechter  sei 
als  Taglohn,   daß  der  gute  Arbeiter  nicht  dadurch  entmutigt  werden 
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dürfe,  daß  der  faule  denselben  Lohn  erhalte.  Von  anderer  Seite  aber 
klingt  es  anders:  der  Akkord  sichere  die  größere  Arbeitsleistung  und 
an  dem,  was  ein  tüchtiger  Arbeiter  dabei  fertig  bringt,  sehe  man, 
was  man  von  allen  Arbeitern  verlangen  könne.  Das  deutet  schon 
sehr  auf  die  Bedeutung  der  Handhabung  des  Systems  hin.  Und  in 
der  Tat,  gerade  die  Beurteilung  von  sozialpolitischen  Gesichtspunkten 
aus  muß  sehr  verschieden  ausfallen,  denn  bei  Akkordlöhnung  hängt 
das  meiste  —  das  zeigt  gerade  die  neueste  Entwicklung  —  von  der 
Handhabung  ab.  Annähernd  läßt  sich  im  allgemeinen  nur  folgendes 
sagen. 

Die  historischen  Grundlagen  der  heute  noch  unverkennbar  stark 
verbreiteten  Abneigung  der  Arbeiterschaft  gegen  die  Akkordlöhnung 
sind  vor  allem  die  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  und  die  mit  der 
Steigerung  des  Arbeitstempos  auftretende  Gefährdung  des  Arbeiters 
durch  Unfälle,  besonders  dadurch,  daß  gewisse  Schutzvorrichtungen 
Zeitverlust  oder  Geschicklichkeitsbeeiuträchtigungen  verursachen  und 
deshalb  als  verdienstmindernd  vernachlässigt  werden.  Es  läßt  sich 
nicht  leicht  beurteilen,  wie  weit  diese  Motive  heute  aus  den  Tatsachen 
gerechtfertigt  sind.  Wohl  aber  hat  ein  anderer  Umstand  immer 
mehr  an  Bedeutung  gewonnen  und  spielt  in  der  Agitation  eine  be- 
trächtliche Rolle:  der  Arbeiter  übernimmt  mit  der  Akkordlöhnung  in 
in  gewissem  Ausmaße  ein  Risiko,  für  das  der  Arbeitgeber  aufkommen 
müßte.  Sein  Leistungserfolg,  der  die  Lohnbemessungsgrundlage  bildet, 
hängt  ab  vom  Material  (namentlich  wichtig  in  Metall-  und  Textil- 
arbeitsprozessen),  von  den  Werkzeugen,  von  der  Ausstattung  der 
Werkstätten,  von  der  Zeitausnützungsmöglichkeit,  die  wieder  durch 
willkürliche  Unternehmungen  seitens  der  Fabrikleitung,  durch  Qualität 
der  Gehilfen,  der  Yorausarbeiter,  Maschinenregulierungen  u.  dgl.  be- 
dingt ist,  und  sein  materieller  Erfolg  ist  abhängig  von  richtiger  Be- 
urteilung des  Kraft-  und  Zeiterfordernisses  einer  Arbeit.  Ein  weiterer 
Gegenstand  der  Bekämpfung  seitens  der  Arbeiter  sind  gewisse  Systeme 
der  Akkordberechnung  und  Systeme  der  Akkordverteilung.  Die  erstere 
kann  durch  die  Wahl  einer  ungeeigneten  Leistungseinheit  Ungerechtig- 
keiten herbeiführen  und  Unzufriedenheit  auslösen,  die  Akkord  Vertei- 
lung kann  für  den  Arbeiter  bei  den  sogenannten  gemeinschaftlichen 
Akkordvereinbarungen  (im  Gegensatz  zu  den  individuellen)  Nachteile 
bringen,  namentlich  wo  ein  Akkordmeistersystem  besteht.  Die  Macht- 
stellung der  Werkmeister  spielt  in  den  Klagen  über  die  Akkord- 
löhnung und  den  daraus  erwachsenden  Konflikten  keine  kleine  Rolle. 
Nun  würde  zugunsten  der  Akkordlöhnung  vom  Standpunkte  der 
Arbeiter  wohl  ein  allerdings  etwas  doktrinärer  Gesichtspunkt  sprechen: 
die  Arbeiterschaft  ist  beherrscht  von  dem  Prinzip,  daß  ein  gewisses 
Maß  von  Leistung,  das  in  einer  bestimmten  Zeit  prästiert  werden 
kann,   festzuhalten   sei,   und   ihre  Lohnpolitik  zielt  davon  ausgehend 
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im  Geiste  des  Rodbertusischen  Minimallohnprogrammes  darauf  ab, 
daß  jede,  namentlich  technische  Entwicklung,  die  dieses  Leistungs- 
quantum zu  fördern  geeignet  ist,  die  also  eine  Verminderung  des 
spezifischen  Arbeitsaufwandes  auf  die  Produkteinheit  herbeiführt,  dem 
Arbeiter  allein  zugute  kommen  müsse.  Sind  die  Arbeiter  nach 
Leistungseinheiten  gelohnt,  dann  können  sie  sich  für  die  Konstanz  des 
Arbeitslohnes  einsetzen,  dann  können  sie  diese  leichter  kontrollieren. 
Nicht  so,  wenn  sie,  nach  Zeit  beschäftigt  und  gelohnt,  durch  Aufsicht 
und  geheime  Kontrollmaßnahmen  zur  Steigerung  der  Leistung  ge- 
zwungen werden,  ohne  daß  sie  Yon  der  Steigerung  einen  materiellen 
Nutzen  ziehen.  Von  einer  Verwirklichung  solcher  Ideale  zeigt  nun 
das  tatsächliche  Leben  freilich  nichts.  Die  Arbeiter  müssen  -vielmehr 
die  Erfahrung  machen,  daß  eine  ungünstige  Wirtschaftskonjunktur  die 
Akkordlöhner  viel  schwerer  zurückwirft  in  ihrem  Verdienst  als  die 
Zeitlöhner,  daß  sie  also  Schwankungen  des  Lohnes  in  großen  Perioden, 
unterliegen,  was  sogar  dazu  geführt  hat,  daß  in  manchen  Betrieben. 
Eheinland- Westfalens  „Verlegenheits-Minimal-Tagelöhne"  für  Akkord- 
arbeiter bewilligt  werden. 

Die  schwersten  Vorwürfe  und  die  energischsten  Angriffe  wenden 
sich  aber  gegen  eine  Begleiterscheinung  der  Akkordlöhnung,  die  in 
der  Tat  den  gesellschaftlichen  Wert  dieser  Bemessungsmethode  recht 
zweifelhaft  erscheinen  läßt:  es  ist  die  Unsicherheit  der  akkor- 
dierten  Lohnsätze,  die  Herabsetzung  derselben,  das  Akkordbrechen, 
wenn  der  Arbeitgeber  findet,  daß  der  Arbeiter  dabei  zu  viel  verdiene. 
Wird  diese  Herabsetzung  schematisch  verfolgt,  d.  h.  vorgenommen, 
sobald  ein  Arbeiter  sich  einer  bestimmten  Verdienstziffer  nähert,  so 
rächt  sich  freilich  eine  solche  Lohnbegrenzung  selbst  sehr  an  der 
Unternehmung.  Neuere  Untersuchungen  haben  ergeben,  daß  die 
Arbeiterschaft  sich  mit  größter  Findigkeit  an  solche  schematische 
Lohngrenzen  anpaßt,  die  für  jede  einzelne  Kategorie  von  der  Fabrik- 
leitung, sei's  Betriebsingenieur,  sei's  Werkmeister,  angenommen  sind. 
Und  so  tritt  gerade  auch  bei  Akkordlöhnung  sehr  bald  der  Schlendrian 
ein,  den  man  mit  diesem  Bemessungssystem  speziell  hintanzuhalten 
vermeint.  Die  Fabrikleitung  verliert  auf  diese  Weise  den  Blick  für 
die  wirkliche  Leistungsfähigkeit  ihrer  Arbeiter  und  damit  für  die 
richtige  Akkordbemessung.  Das  konnte  den  Unternehmern  aber  selbst- 
verständlich auch  nicht  verborgen  bleiben,  und  aus  dem  Streben  nach 
Überwindung  des  „Bremssystems"  der  Arbeiter  (in  England  und 
Amerika  „Go'canny",  vgl.  oben  S.  191)  erwuchs  eine  neue  Methode  der 
Akkordbegrenzung.  Es  galt  dann,  durch  eine  geschickte  Modifizierung 
der  Akkordgrenze  eine  freiwillige  Steigerung  der  Leistung  hervorzu- 
rufen, der  im  geeigneten  Zeitpunkt  doch  die  Akkordherabsetzung  folgt. 
Also  nicht  wie  ein  zu  hoher  Verdienst  auf  das  alte  Niveau  zurück- 
gebracht, sondern  wie  die  Leistung  über  die  normale  Höhe  gesteigert 
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werden  kann,  ist  das  produktiousorganisatorische  Problem.  Der  Ar- 
beiter soll  nicht  durch  zu  frühe  Akkordherabsetzungen  abgeschreckt 
werden.  Wochenlang  geht  der  Verdienst  über  das,  was  der  Arbeiter 
sozusagen  als  Marktpreis  seiner  Arbeit  erzielen  kann,  selbst  um 
100  Prozent  hinaus.  Dann  erst  setzt  die  rechnerische  Verwandlungf 
der  Leistungs-  in  die  Akkordgrenze  ein.  Während  die  schematische 
ältere  Akkordgrenze  zur  Leistungsschranke  wurde,  wird  bei  der  neuen 
Methode  die  mögliche  Leistungsgrenze  zur  Grundlage  für  die  Be- 
schränkung des  Akkordlohnes.  ;,Die  tiefe  Bedeutung  der  Akkord- 
grenze liegt  darin,  daß  sie  den  Interessenkampf  zwischen  Arbeiter 
und  Fabrik  auf  ein  Grebiet  verlegt,  wo  nicht  wie  bei  Fragen  der 
Lohnhöhe  eine  einmalige  Entscheidung  und  deren  unzweifelhafte  Be- 
folgung möglich  ist.  Der  Kampf  um  die  Lohnhöhe  verwandelt  sich 
in  einen  Kampf  um  die  Leistung.  In  jenem  entscheiden  die  Markt- 
und  Machtverhältnisse,  in  diesem  die  Vollkommenheit  der  Betriebs- 
organisation und  der  passive  Widerstand  der  Arbeiter."  (Jeidels.) 
Für  den  Arbeiter  bedeutet  dieser  eminente  Fortschritt  in  der  groß- 
industriellen  Verwertung  der  Arbeitskraft  die  äußerste  Anspannung 
der  Kräfte,  Verlust  der  Verfügungsfreiheit  über  das  Ausmaß  seiner 
Arbeitskraft. 

Der  Akkordsatz,  nicht  der  Verdienst  richtet  sich  nach  der  Lei- 
stung, und  die  grundlegende  Vorstellung,  die  in  Fragen  der  Löhnungs- 
methoden die  Fabrikleitungen  beherrscht,  ist  der  marktmäßige  Zeit- 
lohn. Die  Akkordlöhnung  hört  auf,  treibendes  Element  für  die  Ent- 
wicklung des  Arbeitsverdienstes  zu  sein.  Die  Löhnungsmethode  wird 
unter  die  Grewalt  des  Trägheitsgesetzes  der  Preisbildung  gedrückt,  die 
durch  das  Akkordsystem  gebotene  Möglichkeit  einer  vielleicht  sprung- 
haften Durchbrechung  dieser  herkömmlichen  Lohnhöhe,  etwa  dank 
besonderer  Befähigung,  wird  durch  andere  Kräfte,  die  in  der  Grroß- 
industrie  wirken,  aufgehoben. 

Wohl  herrscht  das  kapitalistische  Prinzip  nicht  überall,  nicht  in 
allen  x\rbeitszweigen  so  unpersönlich,  und  vielfach  ist  auch  der  Wider- 
stand der  Arbeiter  gegen  solches  höchstes  Einsetzen  ihrer  Kräfte 
stärker  als  der  Reiz  höheren  Verdienstes.  Ja,  die  Arbeiter  sind  selbst 
zu  Verabredungen  geschritten,  ihre  Leistungen  (im  Akkord)  in  den 
Grenzen  eines  bestimmten  Stundenlohn-Maximums  zu  halten.  Aber 
im  letzten  Grunde  bedeutet  die  Stellung  der  Sozialpolitik  zum  Be- 
messungsproblem  eine  schwierige  Alternative. 

Das  Interesse  der  Gesellschaft  erheischt  die  Energiesteigerung, 
wie  sie  das  Akkordsystem  der  modernen  Groß  Unternehmung  auslöst, 
nur  soll  sie  selbstverständlich  nicht  die  Erhaltung  von  Gesundheit 
und  Lebenskraft  der  Arbeiterschaft  bedrohen,  und  das  sozialökono- 
mische Prinzip  gebietet  doch  auch  die  Individualisierung,  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Kräfte  des  einzelnen;  bei  einer  zu  straffen  Zentra- 
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lisierung  der  Lohnfestsetzung  wird  solche  Rücksicht  vernachlässigt 
werden.  Nun  kann  wohl  auch  geltend  gemacht  werden,  daß  für  die 
Wirkung  der  Akkordlöhnung  auch  der  Stand  des  Arbeiterschutzes  im 
ensreren  Sinne  von  Einfluß  ist,  daß  die  Akkordlöhnunsc  an  Gefähr- 
lichkeit  für  die  Gesundheit  des  Arbeiters  wie  für  die  Lohngestaltung 
verloren  hat^  wo  und  seitdem  sie  nicht  mehr  zu  willkürlicher  Ver- 
längerung der  Arbeitszeit  den  Anstoß  geben  kann,  worin  ja  Marx  die 
bedenklichste  Zwischenwirkung  der  Akkordlöhnung  früherer  Zeiten 
mit  Recht  erkannte.  Es  ist  ferner  zu  bedenken,  daß  die  Arbeits- 
intensivierung nicht  immer  einen  proportional  wachsenden  Kraftver- 
brauch in  sich  schließt,  daß  ferner  die  seelischen  Druckverhältnisse 
der  Arbeiter  bei  Akkordlöhnung  im  allgemeinen  günstig  beeinflußt 
werden,  nicht  in  letzter  Linie  aber  spricht  für  die  Akkordlöhnung,  daß 
die  Arbeitszeitverkürzung  ohne  Schädigung  der  nationalen  Produk- 
tivität leichter  gewagt  werden  kann,  wenn  Akkordlöhnung  besteht. 

Nun  ist  im  Vorausgegangenen  schon  angedeutet,  daß  in  der 
Akkordlöhnung  selbst  Entwicklungen  sich  vollziehen,  die  auf  die 
wachsende  Überlegenheit  bald  der  einen,  bald  der  anderen  Partei 
zurückzuführen  sind.  So  erscheinen  die  Verhältnisse  nicht  unbeeinfluß- 
bar. Korrekturen,  die  da  und  dort  in  der  Praxis  bereits  mit  gutem 
Erfolg,  ohne  Schädigung  der  Unternehmer  versucht  sind,  werden  noch 
nach  folgenden  Gesichtspunkten  angestrebt: 

1.  Die  Akkordvereinbarung  muß  tunlichst  so  getroffen  werden, 
daß  der  Arbeiter  über  seinen  Verdiensterfolg  jederzeit  einen  klaren 
Eindruck  gewinnen  kann.  2.  Die  Akkordberechnung  muß  auf  sicheren 
und  klaren  Grundlagen  erfolgen  und  durch  den  Arbeiter  leicht 
kontrollierbar  sein,  namentlich  müssen  die  Leistungseinheiten  (Stück- 
zahl oder  sonstige  Maßeinheiten)  möglichst  elementar  gewählt  sein. 
3.  Die  Akkordsätze  sind  von  vornherein  so  zu  vereinbaren,  daß  Herab- 
setzungen vermieden  werden,  was  erfahrungsmäßig  vielfach  möglich 
ist  (Jeidels  a.  a.  0.  S.  112).  4.  Für  die  Akkorde  soU  das  Prinzip  der 
Publizität  herrschend  sein.  5.  Den  Arbeitern  soU  ein  Mitbestimmungs- 
recht eingeräumt  sein,  eine  Maxime,  die  sich  allerdings  mit  dem 
Prinzip  der  kollektiven  Tarifvereinbarung  vielfach  nicht  ganz  verträgt, 
da  die  Arbeiter,  die  den  „Akkord^'  übernehmen,  selbst  von  Fall  zn 
Fall  zugezogen  werden  sollen.  6.  Bei  Akkordverteilung  von  ge- 
meinschaftlichen Akkorden  ist  das  Übergewicht  der  Meister  möglichst 
einzudämmen,  eine  Forderung,  der  die  Entwicklung  selbst  vielfach 
schon  entgegengekommen  ist.  7.  Die  Verkürzung  der  einmal  zu- 
gestandenen Akkordsätze  auf  das  durch  die  Wirtschaftsverhältnisse 
unvermeidliche  Ausmaß  einzuschränken,  bleibt  ein  Wunsch,  zu  dessen 
Verwirklichung  wohl  auch  in  erster  Linie  und  zunächst  vielleicht 
ausschließlich  die  Arbeiterschaft  selbst  beitragen  kann.  Aber  es 
scheint  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Bestrebungen  der  Arbeiter  durch 
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eine  entsprechende  Ausgestaltung  der  Privatrechtsnormen^  noch,  mehr 
aber  durch  Förderung  des  Einflusses  der  prozessualen  Instanzen, 
namentlich  der  Ge Werbegerichte,  unterstützt  werden.  Endlich  8.  Abso- 
lute Ausschließung  von  Überstunden,  wo  Akkord  besteht,  im  Einklang 
mit  den  Prinzipien  bei  der  Arbeitszeitregelung. 

Im  Anschluß  hieran  ist  der  Versuche  zu  gedenken,  die  unter- 
nommen worden  sind,  das  auch  für  die  Unternehmer  so  heikle  Problem 
der  Verkürzung  von  Akkordsätzen  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Die  Ver- 
suche nehmen  von  Amerika  ihren  Ausgang,  wo  das  Akkordbrechen 
am  frühesten  zu  dem  so  gefährlichen  Bremsen  der  Arbeiter  geführt 
hat,  und  bestehen  in  einer  Zwischenform  zwischen  Zeit-  und  Werk- 
lohnbemessung; das  Ergebnis  ist  immer  eine  Art  von  Prämien- 
system. Das  Wesen  dieser  Prämiensysteme  wurzelt  in  folgenden 
Hauptprinzipien : 

1.  Für  die  zu  entlohnende  Arbeits  aufgäbe  wird  eine  Grundzeit  eingeräumt, 
die  in   der  Regel  auf  der  Basis  längerer  Beobachtungen  berechnet  worden  ist; 

2.  der  Arbeiter  erhält  einen  sicheren  Stundenlohn  für  jede  tatsächlich  auf  die 
Arbeit  aufgewendete  Arbeitsstunde  als  Grundlohn;  3.  für  jede  gegenüber  der 
Grundzeit  (1.)  ersparte  Stunde  wird  dem  Arbeiter  eine  Prämie  von  bestimmter 
oder  veränderlicher  Größe  zuerkannt.  Die  verschiedenen  Methoden  der  Prämien- 
bemessung ergeben  verschiedene  Systeme,  von  denen  das  des  kanadischen  Di- 
rektors F.  A.  Halsey  und  jenes  des  Maschineningenieurs  James  Rowan  die 
bekanntesten  sind.  Halsey  räumt  eine  konstante  Quote  der  „Kosten"  jeder  er- 
sparten Arbeitsstunde,  z.  B.  33 Yg  Prozent  (bei  schwierigeren  Arbeiten  aber  auch 
bis  zu  50  Prozent)  als  Prämie  ein,  bei  Rowans  System  ändert  sich  die  Prämie, 
sie  besteht  darin,  daß  der  zur  Auszahlung  gelangende  Grundlohn  um  ebenso 
viele  Prozente  erhöht  wird,  als  Zeit  von  der  Grundzeit  in  Ersparung  gebracht 
wurde.  Konkretenfalls  wird  eine  Arbeit,  die  auf  25  Stunden  veranschlagt  ist, 
bei  40  Pfennig  Grundlohnsatz  für  die  Stunde,  wenn  sie  in  25  Stunden  bewältigt 
sind,  dem  Arbeiter  4  Mk.  Taglohn  (10  stündiger  Arbeitstag)  bringen  und  Gesamt- 
lohnkosten von  10  Mk.  verursachen;  braucht  der  Arbeiter  nur  20  Stunden,  so  steigt 
der  Tagesverdienst  des  Arbeiters  (bei  50  7^  Prämie)  auf  4,50  Mk.,  die  Lohnkosten  für 
die  ganze  Arbeit  betragen  aber  nur  9  Mk.,  bei  15  Stunden  Arbeitszeit  beträgt  der 
Taglohn  5,33  Mk.,  der  Lohnaufwand  8,00  Mk.  u.s.f.  Es  ist  also  ein  System  fallenden 
Stücklohnes  (Hasbach).  Für  die  sozialpolitische  Würdigung  dieser  Systeme  ist 
wichtig:  1.  daß  der  Arbeitgeber  durch  das  System  selbst  zu  einer  Kürzung  der 
für  die  Leistung  gezahlten  Löhne  gelangt,  wenn  die  Leistung  von  den  Arbeitern 
erhöht  wird;  2.  daß  das  Risiko  der  Arbeiter  (bezüglich  Material-,  Werkzeug- 
qualität usw.)  vermindert  wird,  das  beim  reinen  Werklohn  ganz  auf  ihnen  lastet; 

3.  daß  ihnen  ein  sicherer  Zeitlohn  einen  Minimalverdienst  sichert.  Gegenüber 
der  einfachen  Akkordlöhnung  mit  Handhabung  der  Akkordgrenze  bietet  ein 
solches  Prämiensystem  unverkennbare  Vorteile  und  insofern  die  Einschätzung 
einer  Arbeitsaufgabe  auf  das  notwendige  Maß  von  Arbeit  hin  nur  sehr  annähernd 
möglich  ist,  also  bedeutende  Fehlschätzungen  vorkommen  können  (wie  z.  B,  im 
Maschinenbau),  stellt  sich  ein  solches  Prämiensystem  auch  nach  der  Seite  hin 
als  annehmbar  dar,  daß  mit  der  Steigerung  der  Arbeitsleistung  der  Lohnverdienst 
für  die  Leistungseinheit  fällt.  Im  übrigen  ist  dieses  Fallen  nicht  anders  zu  be- 
urteilen, als  das  Abbrechen  der  Akkordsätze,  sobald  die  Arbeiter  bei  denselben 
„zu  hohe"  Verdienste  erzielen. 

Aucb   gegen   diese   Systeme   wie    gegen   alle   nach   der  Leistung 
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erfolgenden  Lolinbemessungen  wird  neuestens  geltend  gemacht,  daß  die 
Solidarität  der  Arbeiter  zerrissen  werde,  wenn  der  Leistungsfähigere 
und  der  Schwächere  durch  die  Verschiedenheit  ihrer  Verdienste  in 
einen  Gegensatz  gedrängt  werden  und  damit  werde  das  Klasseninteresse 
der  Arbeiter  geschädigt.  Jedenfalls  geht  die  Behauptung  schon  von 
der  falschen  Voraussetzung  aus,  daß  solche  Gegensätze  innerhalb  der 
Zeitlöhnung  nicht  aufkommen  könnten.  Die  Ungleichheit  ist  eben 
nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  sie  kommt  bei  der  Bewertung 
der  Arbeitskräfte  im  Verkehr,  auch  wo  kollektive  Tarifvereinbarungen 
in  Kraft  stehen,  zum  Durchbruch.  Der  moderne  Wirtschaftsorga- 
nismus hat  trotz  aller  Ausgleichungstendenzen  die  Sensibilität  für  die 
Qualitätsverschiedenheit  der  Produktionselemente  nicht  verlieren  können. 
Teilweise  ist  aber  sogar  geradezu  das  Gegenteil  von  jener  Befürch- 
tung für  die  Solidarität  zu  beobachten:  Gewisse  Werklohnsysteme, 
insbesondere  der  Gruppenakkord,  jene  stark  demokratische  Form  der 
Akkordorganisation,  bei  der  die  Gruppenbildung  für  eine  bestimmte 
Arbeit  autonom,  auch  mit  Wahl  des  Vormannes  aus  der  Mitte  der 
Gruppe  und  mit  freier  Vereinbarung  der  Akkordverteilung  vor  sich 
geht,  sind  geeignet,  eine  namhafte  Hebung  der  sittlichen  Beziehungen 
zwischen  den  Arbeitern  herbeizuführen. 

Die  erste  schroffe  Auflehnung  gegen  das  Wesen  der  Akkordlöhnung,  der 
eine  größere  Bedeutung  zukam,  waren  wohl  die  x^asführungen,  die  Karl  Marx 
im  ersten  Band  seines  „Kapitals"  dieser  Erscheinung  widmete  (1867).  Ein  um- 
fassender Kampf  gegen  die  Akkordlöhnung  beginnt  in  Deutschland  in  den 
achtziger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts.  Die  Arbeiterschaft  erblickt  in  der 
Akkordlöhnung  ein  besonders  geeignetes  Mittel  zur  Durchsetzung  der  kapitalisti- 
schen Interessen  und,  wie  im  Text  angedeutet  ist,  liegen  ja  genügend  Anhalts- 
punkte für  eine  solche  Auffassung  vor.  Und  die  Resolution  des  Brüsseler 
Internationalen  Arbeiterkongresses  von  1891,  die  die  Bekämpfung  der 
Akkordlöhnung  durch  die  Arbeiterorganisationen  als  Pflicht  im  Klasseninteresse 
erklärte,  ist  ja  fürs  erste  nur  ganz  begreiflich,  zumal  auch,  da  das  Dogma  mit 
hereinspielt,  daß  die  Arbeiter  sich  nicht  gegenseitig  die  Arbeit  wegnehmen 
dürfen  durch  Intensivierung  der  Arbeit.  Aber  es  ist  dem  gegenüber  vor  allem 
die  Gesamtentwicklungstendenz  im  Auge  zu  behalten.  Wohl  bedeutet  die  schroffe 
Zuspitzung  der  kapitalistischen  Prinzipien  eine  maßlose  Interessenkonzentration: 
ausschließlich  im  Unternehmer  und  im  Kapitalisten  scheint  das  Interesse  an  dem 
Arbeitserfolg  konzentriert.  Aber  dieser  Konzentrationstendenz  stehen  ganz  er- 
hebliche Gegenkräfte  gegenüber,  nur  gilt  es  auch,  diese  zu  erkennen  und  zu 
fördern  und  so  auch  den  Ansatz  zu  Interessen-Dezentralisationen,  wie  sie  durch 
die  Akkordlöhnung  bewirkt  werden  können,  zu  pflegen  und  zu  entwickeln. 

Ein  Übergang  zu  solchen  Lohnbemessungsmethoden,  die  das  Interesse  der 
Arbeiter  an  der  Einsetzung  ihrer-  Leistungsenergie  auslösen  und  wecken,  läge 
in  der  Natur  der  Sozialisierung.  Die  zunehmende  Vergesellschaftung  der 
menschlichen  Arbeitsvorgänge  verhüllt  die  Zusammenhänge  immer  mehr,  sie  ver- 
hüllt die  Abhängigkeit  der  Wohlfahrt  jedes  einzelnen  von  den  gesamten  Arbeits- 
ergebnissen und  die  Abhängigkeit  dieser  von  der  Leistung  des  Einzelnen.  Jede 
kollektivistische  Wirtschaftsverfassung  müßte  Mittel  und  Wege  ähnlicher  Art 
suchen,  sie  könnte  sich  nicht  auf  das  Pflichtgefühl  und  auf  die  Einsicht  des 
Individuums  verlassen.    Alle  Argumente  dafür,  daß  man  sich  von  dem  absoluten 
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Kollektivismus  eine  außerordentliche  Steigerung  dieser  beiden  Faktoren,  Pflicht- 
gefühl und  Einsicht,  versprechen  könne,  sind  selbst  beweisbedürftig.  Wie  sehr 
schon  innerhalb  der  kapitalistischen  Wirtschaftsverfassung  die  Akkordlöhnung 
zugunsten  der  Arbeiter  vrirksam  sein  kann,  haben  die  intelligentesten  Arbeiter- 
kreise bereits  erfaßt.  So  kann  es  nicht  überraschen,  wenn  der  absolute  Wider- 
stand ,  der  in  Szene  gesetzt  werden  sollte ,  nicht  mehr  gewachsen  ist  und  wenn 
geradezu  eine  Abschwächung  desselben  sich  beobachten  läßt.  Jedenfalls  recht- 
fertigt die  große  Zahl  von  Akkordlohnvereinbarungen  in  den  Tarifverträgen  der 
deutschen  Arbeiterschaft  die  Vermutung  einer  solchen  Abschwächung.  Pro- 
grammatische Erklärungen  wie  die  des  Leipziger  Gewerkschaftskartells,  daß 
Tarifgemeinschaften,  die  eben  stets  Akkordlohnsätze  enthalten,  unzulässig  seien, 
konnten  diese  Entwicklung  der  Tarifverträge  nicht  aufhalten,  mögen  die  Ab- 
neigungen der  Arbeiter  gegen  Akkord  auch  noch  überwiegen. 
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Fünfunddreißigstes  Kapitel. 

Die  Gewinnbeteiligung. 

Große  Hoffnungen  haben  viele  ehrliche  Sozialreformer  in  die  Ge- 
winnbeteiligung gesetzt,  die  man  schlechthin  als  eine  Löhnungs- 
methode zu  behandeln  pflegte.  Ja,  wie  für  die  Prämiensysteme  und 
für  die  genossenschaftlichen  Formen  der  Akkordlöhnung,  so  setzt  auch 
heute  noch  für  die  Idee  der  Gewinnbeteiligung  eine  stattliche  Gruppe 
von  Theoretikern  und  Praktikern  ihre  von  einer  gewissen  Begeisterung 
getragene  Agitationskraft  ein.  Immer  wieder  kehrt  trotz  so  vieler 
augenscheinlicher  Mißerfolge  der  Gedanke  und  die  Propaganda  fast 
periodisch  zurück.  In  den  dreißiger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts 
hat  das  Problem,  nachdem  es  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  und 
in  der  Seefischerei  schon  geraume  Zeit  Anwendung  gefunden  hatte, 
auch  auf  industriellem  Gebiete  aus  kommunistischen  Ideenkreisen  her- 
aus in  Frankreich  Wurzel  geschlagen.  Eine  Reihe  von  Unter- 
nehmungen versuchte  es  mit  dem  System,  darunter  auch  die  als  be- 
währte Trägerin  der  Gewinnbeteiligungsidee  berühmt  gewordene  Firma 
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Leclaire.  Der  Erfolg  war  aber  an  sich  nicht  groß,  die  Zahl  der 
Unternehmungen  blieb  sehr  bescheiden,  und  die  meisten  gaben  das 
System  bald  wieder  auf.  Dennoch  schrieb  Robert  Mohl  damals 
(1835),  der  Staat  müsse  die  Gewinnbeteiligung  zwangsweise  zur 
Geltung  bringen,  schon  um  den  gefährlichen  revolutionären  Gärungen 
der  Arbeiter  zuvorzukommen;  er  forderte  die  gesetzliche  Verpflichtung 
jeder  neu  zu  gründenden  Fabrik  zur  Einführung  dieses  Systems.  Vor 
allem  erwartete  er  sich  davon  die  Beseitigung  des  tiefen  Mißtrauens 
der  Arbeiter  gegen  die  kapitalistische  Betriebsform.  Die  zweite  Phase 
lebhafteren  Interesses  für  die  Gewinnbeteiligung  spielt  hauptsächlich 
in  Großbritannien.  Dort  führten  mehrere  Fabriken  1865  das  in- 
dustrial  partnersJdp  System  (auch  profit-shares  Schema)  ein  und  auch 
in  den  folgenden  Jahren  tauchten  einige  weitere  Fälle  auf.  Auch 
davon  wurde  ein  deutscher  Theoretiker,  der  Statistiker  Engel,  in  Be- 
geisterung versetzt  und  trat  für  diese  „Lösung"  der  sozialen  Frage  in 
Deutschland  ein.  Aber  auch  dieser  Ansatz  zu  einer  Verwirklichung 
der  Idee  verflüchtigte  sich  außerordentlich  rasch,  gerade  in  England 
erlosch  das  Interesse  fast  vollständig.  Der  dritte  Anlauf  endlich,  der 
zu  verzeichnen  ist,  fällt  in  die  achtziger  und  neunziger  Jahre  des 
letzten  Jahrhunderts,  wobei  es  auch  in  Deutschland  zu  einigen 
dauernden  Gewinnanteilgewährungen  kam.  Damit  ist  die  sozial- 
politische Tragweite  des  Systems  vorläufig  doch  noch  überwiegend 
auf  dem  Gebiete  der  Theorie  zu  prüfen.  Die  Fälle,  in  denen  Erfolge 
feststellbar  sind,  sind  zu  vereinzelt  geblieben,  als  daß  eine  Schluß- 
folgerung, insbesondere  über  die  Wirkungen  des  Systems,  aus  ihnen 
möglich  wäre,  zumal  weil  doch  auch  die  Fälle,  in  denen  das  System 
einzuführen  unternommen  worden  war,  sich  aber  nicht  zu  erhalten 
vermochte,  ein  schweres  Gegengewicht  ausmachen,  wenngleich  die 
Motive  und  Ursachen  dieser  Mißerfolge  zu  wenig  bekannt  sind. 

Das  Wesen  der  Gewinnbeteiligung  liegt  darin,  daß  die  ein- 
gestellten Lobnarbeiter  unter  fest  normierten  Bedingungen  neben 
ihrem  vereinbarten  normalen  Lohne  einen  Anteil  am  Geschäftsgewinn 
erhalten,  dessen  Größe  nach  festen  Grundsätzen  geregelt  ist. 
Als  Anteilsystem  ist  demnach  nicht  schon  jede  Zuweisung  von  Jahres- 
gaben, Prämien  od.  dgl.  zu  betrachten,  wenn  die  zugewiesenen  Be- 
träge zwar  der  Größe  nach  mit  dem  Geschäftsgewinn  der  Unternehmung 
schwanken,  wenn  aber  die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Arbeiter 
schlechthin,  oder  welche  Arbeiter  anteilberechtigt  sind,  der  WiUkür 
des  Arbeitgebers  überhaupt  oder  gar  fallweise  anheimgegeben  ist. 
Auch  die  Quote  des  Reingewinnes,  die  als  Gesamtbonus  zur  Verteilung 
zu  gelangen  hat,  muß  fest  im  voraus  bestimmt  sein.  Innerhalb  dieser 
Begriffsgrenzen  kommt  die  Gewinnbeteiligung  in  sehr  verschiedenen 
Formen  vor,  und  aus  der  Fülle  der  Varianten  lassen  sich  drei  Kate- 
gorien von  Fällen  unterscheiden:   1.  Individualanteilsysteme,  bei  denen 
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der  Anteil  des  einzelnen  Arbeiters  aus  dem  ,^Gesamtbonus^'  berechnet 
und  ihm  zugewiesen  wird;  2.  Kollektivbeteiligungen,  bei  denen  ein 
dem  Arbeiter  zufallender  Bonus  überhaupt  nicht  berechnet  wird,  der 
Gesamtanteil  aller  Anteilsberechtigten  vielmehr  zu  kollektiven  Zwecken 
Verwendung  findet,  insbesondere  zur  Unterhaltung  gevrisser  Wohl- 
fahrtseinrichtungen u.  dgl. ;  3.  die  Fälle  eines  gemischten  Systems,  das 
sich  als  Kombination  aus  beiden  ersten  Arten  ergibt. 

Die  Anwendung  ist  denkbar,  getragen  von  einem  hochstehenden 
sozialen  Empfinden  für  die  Bedeutung  der  Arbeitermitwirkung  an  dem 
Gesamterfolg  und  der  Erfolgsteigerung,  ohne  Rücksicht  auf  irgend- 
welche Zwecke  der  letzteren.  Aus  der  Literatur  der  Gewinnbeteiligung 
geht  aber  hervor,  daß  das  System  häufig  mit  der  Absicht  eingeführt 
wird,  eine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  und  eine 
Anspornung  dieser  zu  erreichen,  mindestens  eine  Belebung  des  Inter- 
esses der  Arbeiter  an  dem  Individualertrag  der  betreffenden  Unter- 
nehmung oder  die  Erhaltung  eines  verläßlichen  Arbeiterstammes. 
Namentlich  je  mehr  die  erstere  Absicht  vorwiegt,  handelt  es  sich  nach 
dem  Willen  der  Unternehmer  um  ein  Lohnbemessungssystem. 

Mögliche  Wirkungen  sind  zweifelsohne:  1.  Erhöhung  der  Stabilität 
des  Arbeitsverhältnisses;  2.  Steigerung  der  Leistung;  3.  Förderung  des 
sozialen  Friedens.  Und  diese  Wirkungen  sind  ja  gerade  um  so  wahr- 
scheinlicher zu  erwarten,  je  stärker  und  reiner  das  Motiv  des  Systems 
auf  Seite  des  Arbeitgebers  das  oben  erwähnte  Empfinden  für  die  Be- 
deutung der  Arbeitermitwirkung  ist,  je  mehr  das  System  also  als 
Maßregel  sozialer  Gerechtigkeit  sich  darstellt.  Dann  können  vom 
sozialpolitischen  Standpunkt  aus  außer  dem  rein  ökonomischen  Vor- 
teil der  Einkommensteigerung  für  die  Arbeiter  auch  soziale  und 
moralische  Gewinne,  nicht  in  letzter  Linie  auch  technische  Vorteile  in 
Beziehung  auf  Ausbildung  und  Schulung  der  Arbeitskräfte  gewonnen 
werden.  Es  hängt  auch  hier  wieder  so  außerordentlich  viel  von  der 
Durchführung,  von  dem  Geist,  der  im  einzelnen  Fall  herrschend  ist, 
ab.  Und  wo  der  nicht  entspricht,  treten  Nachteile  hervor,  die  den 
sozialpolitischen  Gehalt  der  Einrichtung  sehr  in  Frage  stellen.  Die 
Kehrseite  der  günstigen  Wirkung  für  den  Arbeitgeber  ist  die  Zu- 
nahme der  Aufopferung  der  Arbeiter;  sie  scheint  uns  freilich  hier 
nicht  mehr  ins  Gewicht  zu  fallen  wie  Akkordlöhnung  oder  irgend 
ein  anderes  Reizmittel  zur  Intensivierung  der  Arbeitsleistung,  und 
ziemlich  das  gleiche  gilt  von  der  Gefahr  der  Überproduktion  infolge 
dieser  Leistungssteigerung  für  das  Ausbrechen  von  Krisen,  die  die 
Situation  der  Arbeiter  unter  allen  Umständen  verschlechtern  müssen. 
Wohl  aber  kann  die  Stabilisierung  der  Arbeitsverhältnisse  eine  nicht 
wünschenswerte  Erscheinung  sein;  nicht  etwa  von  dem  IQassenkampf- 
standpunkte  aus,  daß  die  dauernde  und  damit  schon  engere  Beziehung 
zwischen   den  Arbeitern  und  den  Unternehmungen  den   Kampfessinn 
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und  die  Oppositionsenergie  beeinträchtigen^)^  sondern  weil  die  Gefahr 
hesteht,  daß  die  Aussicht  auf  die  vielleicht  recht  schwankenden  Ge- 
winnanteile die  Arbeiter  davon  abhält,  anderwärts  ihre  Entwicklung 
zu  suchen.  Eine  solche  Gewinnaussicht  kann  die  Energie  zum  Stellen- 
wechsel in  bedenklicher  Weise  verkürzen.  Andere  Nachteile  sind  noch 
in  der  Richtung  möglich,  daß,  wo  ein  solches  Anteilsystem  eingeführt 
ist,  im  Hinblicke  auf  die  Anteilsgewährung  die  Gestaltung  des  nor- 
malen sicheren  Lohnes  weniger  wichtig  zu  sein  scheint,  so  daß  auch 
eine  sehr  einseitige  Regelung  des  eigentlichen  Arbeitsentgeltes  durch 
den  Unternehmer  leichter  platzgreifen  kann,  als  wo  diese  Aussicht  auf 
den  Anteil  am  Jahresschluß  fehlt.  Die  Abhängigkeit  der  Gewinn- 
anteile von  Zufälligkeiten,  die  mit  der  Arbeitsenergie  der  Beschäftigten 
nichts  zu  tun  haben,  die  Gefahr  des  Einflusses  konjunkturaler  Markt- 
gestaltungen auf  das  Einkommen  der  Arbeiter  u.  dgl.  sind  weniger 
stichhaltige  Einwendungen,  aber  es  sind  die  anderen  Bedenken  zu 
schwer,  als  daß  sozialpolitisch  erwünschte  und  gewollte  Wirkungen 
von  diesem  System  in  absehbarer  Zeit  und  in  nennenswertem  Um- 
fange erwartet  werden  könnten. 

Zudem  gibt  es  in  den  Details  der  Durchführung  eine  Reihe  von  Fragen, 
deren  Erledigung  von  sehr  erheblicher  Tragweite  für  die  Gesamtwirksamkeit  der 
Einrichtung  sein  kann.  So  bei  der  Verteilung:  ob  oder  ob  nicht  eine  individuelle 
Anteilszuweisung  zu  wählen  ist,  ob  eine  „Auszahlung"  solcher  individuellen  An- 
teile erfolgen  soll,  sind  Entscheidungen,  von  denen  mindestens  das  Maß  der  Ver- 
kettung des  Arbeiters  mit  dem  Betrieb  wesentlich  abhängt.  Die  „ungünstige" 
Stimmung  richtet  sich  übrigens  weniger  gegen  die  Stabilisierungstendenz,  als 
gegen  die  Art  und  Weise,  wie  die  Betriebsleitungen  ein  Obereigentum  über  die 
Gewinnanteile  der  Arbeiter  geltend  zu  machen  suchten,  oder  eine  Kontrolle  über 
die  Verwendung  der  Anteile  anstrebten.  In  der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle, 
die  mehrere  Jahre  durchgeführt  wurden,  ist  der  Gewinnanteil  für  den  Arbeiter 
jährlich  durchschnittlich  auf  30  Mark  gekommen  (Bernhard).  Bedenkt  man,  daß 
eine  Stundenlohnerhöhung  um  2  Pfennig  schon  eine  doppelt  so  hohe  Einkommen- 
verbesserung bedeutet,  so  schwindet  wohl  auch  die  friedenzeugende  Kraft  des 
Systems.  Bei  entsprechender  Heranziehung  der  Arbeiter  zur  Verwaltung  des 
Systems  könnte  es  sich  allerdings  als  zweckmäßige  Wirkung  erweisen,  daß  die 
Arbeiter  über  die  Bedingtheiten  und  die  Grundlagen  der  Unternehmungsgewinne, 
sowie  auch  über  deren  relative  Größe  vielfach  etwas  richtigere  Vorstellungen  ge- 
wännen. Allein  es  dürfte  dafür  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sein,  das  Miß- 
trauen spielt  noch  eine  zu  große  Rolle. 

Die  Aussichten  für  die  Zukunft  sollen  nicht  bezweifelt  werden, 
aber  erst  nach  Mäßigung  der  Klassengegensätze  und  nach 
Eintritt  eines  tieferen  Vertrauens  hat  die  Gewinnbeteiligung  Aussicht 
auf  allgemeinere  Erfolge;  ein  Mittel  zur  Herbeiführung  sozialpolitisch 
wünschenswerter  Verhältnisse,  besonders  zur  sozialen  Pazifizierung  ist 
sie  nicht.  Für  einen  engen  Kreis  von  Unternehmungen,  in  denen  auf 
beiden    Seiten    die    Menschen    vorhanden    sind,    die    den    hohen    An- 


1)  Einzelne,  wie  Josefine  Braun,  befürchten  die  ,, Großzüchtung  von  Unter- 
nehmerinstinkten" in  den  Arbeiterkreisen. 
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forderungen  des  Gewinnbeteiligungssystems  entsprechen,  insbesondere 
für  Unternehmungen,  in  denen  die  Arbeiter  sich  einer  gewissen  not- 
wendigen inneren  und  äußeren  Wandlung  unterziehen,  wird  ja  immer- 
hin das  System  auch  in  unseren  Tagen  erfreuliche  Ergebnisse  zeitigen 
können.  Doch  hat  die  Skepsis  bisher  die  Oberhand,  und  das  ist  wohl 
zu   begreifen. 

In  vielen  Geschäftszweigen  ist  die  Gewinnbeteiligung  bekanntlich  fest  ein- 
gelebt. In  kaufmännischen  und  Versicherungskreisen  kommt  sie  vielfach  vor, 
aber  freilich  beschränkt  auf  beamtenartig  gestellte  Hilfskräfte.  Die  Übertragung 
des  Gedankens  auf  die  Entlohnung  des  niedrigen  Hilfspersonales  ist  das  eigentlich 
umstrittene  Problem.  Unter  den  gelungenen  Fällen  ragt  der  im  Text  erwähnte 
des  Baumalereigeschäftes  Leclaire  in  Paris  hervor,  heute  eine  Kommandit- 
gesellschaft in  der  Weise,  daß  die  Hilfskasse  der  Arbeiter  Kommanditistin  ist. 
Das  hervorragendste  deutsche  Beispiel  bietet  die  Gewinnbeteiligung  in  den 
optischen  Werkstätten  der  Carl-Z  ei ß -  Stiftungs werke  in  Jena.  Über  die  Ver- 
breitung der  Einrichtung  berichtet  wiederkehrend  „Der  Arbeiterfreund"  (Zeit- 
schrift, hrsg.  von  V.  Böhmert). 

Iiiteratur:  Böhmert,  Die  Gewinnbeteiligung  1878  und  Die  Gewinn- 
beteiligung der  Arbeitnehmer  in  Deutschland,  1902,  und  neuerlich  Der  Arbeiter- 
freund 1907  S.  181.  Waxweiler,  La  participation  aux  benefices,  1898.  Gilmann- 
Katscher,  Teilung  des  Geschäftsgewinnes,  1891.  Schloß  a.  a.  0.  17. — 21.  Ka- 
pitel. Abbe,  Sozialpolitische  Schriften,  1906.  Beck,  Gerechter  Arbeitslohn, 
1902.  Heißner,  Die  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  in  Deutschland  in  Annalen 
des  D.  R.,  1907.  Brandt,  Gewinnbeteiligung  und  Ertragslohn,  Dresden  1907; 
dort  auch  weitere  Literatur. 

V.  Die  Förderung  der  realen  Lebensführung. 

Sechsunddreißigstes  Kapitel. 

Lohnzahlung  in  Sachgütern. 

Da  wir  nur  aUzusehr  gewöhnt  sind^  das  Seiende  für  das  Selhst- 
verständliche  zu  halten^  so  ist  auch  das  Verständnis  dafür,  daß  das 
Arbeitsentgelt  nicht  in  Geld,  sondern  in  Sachgütern  geleistet  werden 
könnte,  spärlich  vorhanden.  An  sich,  wenn  wir  von  Mängeln  ab- 
sehen, wäre  das  Prinzip,  daß  die  Arbeiter  von  ihren  Arbeitgebern  in 
den  Naturalien,  die  ihrem  Bedürfniskreis  entsprechen,  zu  entlohnen 
wären,  ein  sehr  zweckmäßiges.  Der  Arbeiter  würde  dadurch  über 
den  einen  Preiskampf,  den  um  die  Preise  seiner  Bedarfsgüter,  hin- 
weggehoben sein.  Aber  auch  daß  die  einheitliche,  großmassige  Nach- 
frage nach  Gütern  günstigere  Erwerbungsmöglichkeiten  hat  als  die 
zersplitterte,  beweist  die  Erfahrung  und  käme  da  zur  Geltung. 

Es  ist  Tatsache,  daß  ein  solches  vollständiges  Versorgen  in  natura 
für  den  Arbeiter  das  Altere  im  Arbeitsverhältnis  ist.  Der  Geldlohn 
ist  nur  Mittel  zum  Zweck,  der  in  früheren  Zeiten,  z.  B.  in  der  Be- 
leihung des  Arbeitsmannes  —  freilich  als  Untertan  —  mit  einer  Hufe 
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oder  Hube^  auf  der  er  zu  wirtscliaften  hatte,  unmittelbarer  und  ziem- 
lich sicher  erreicht  wurde.  Geldlohn  diente  dann  als  Ergänzung  der 
Lebensführung,  die  der  Arbeitgeber  in  natura  gewährte.  Dieser  im 
Oewerbeleben  lange  Zeit  übliche  Entlohnungsmodus  ist  heute  nicht 
mehr  "haltbar:  der  Arbeitgeber  kann  nicht  Tausende  in  sein  Hauswesen 
aufnehmen,  und  er  hat  in  der  Regel  keine  Hufen  zu  verleihen. 
Aber  mit  der  grundsätzlichen  Geldentlohnung  sind  die  Verhältnisse 
des  Arbeiters  zunächst  nicht  besser  geworden,  sobald  man  etwa  an 
Arbeiterverwendungen  in  ganz  abgelegenen  Fabrikanlagen  denkt,  in 
Oegenden,  in  denen  die  Warenzufuhr  sehr  erschwert  ist.  Dort  fehlt 
es  an  Unterkunft,  und  dann  müssen  die  Arbeiter  die  oft  stundenlangen 
Wege  zu  den  nächsten  Ansiedlungen  täglich  und  bei  jeder  Witterung 
zurücklegen,  oder  wenn  Unterkunft  notdürftigst  hergestellt  ist  und 
teuer  vermietet  wird,  dann  setzt  sich  in  die  isolierte  Ansiedlung  ein 
Krämer,  der  die  Warenzufuhr  vermittelt  und  in  seiner  Monopolstellung 
die  Zwangslage  der  Arbeiter  unverschämt  ausbeutet.  In  solchen 
Fällen  erscheint  es  ungleich  zweckmäßiger:  die  Betriebsleitung  der 
Fabrik  stellt  die  Wohnungen  und  übernimmt  die  Warenlieferung. 

Nun  haben  sich  gerade  bei  solchen  Verhältnissen  schwere  Miß- 
stände herausgebildet,  Arbeitgeber  haben  sich  nicht  gescheut,  auch 
diese  Warenlieferung  und  Wohnungsherstellung  zum  Geschäft  zu 
machen  und  genau  wie  irgend  ein  Spezialgeschäftsmann  ihre  Monopol- 
stellung auszunützen.  Das  war  zwar  keine  völlige  Neuheit,  war  in 
Bergwerks-  und  in  Verlagsbetrieben,  namentlich  in  ländlichen  Haus- 
industrieen  schon  vorgekommen,  hat  sich  aber  doch  erst  mit  dem 
Aufkommen  von  Fabrikbetrieben  im  XVIII.  Jahrhundert  derart  ver- 
schlimmert, daß  die  Gesetzgebung  gegen  dieses  Trucksystem  energisch 
einschreiten  mußte. 

Dieses  Trucksystem  ist  etwas  von  der  Naturallöhnung  verschiedenes, 
die  ja  vertraglich  vereinbart  und  (wie  bei  Dienstboten)  durch  die  berufliche  Ver- 
wendung naturgemäß  gegeben  zu  sein  pflegt.  Das  Truckverbot  muß  vor  allem 
auf  Sicherung  der  Barzahlung  des  Lohnes  abzielen,  wenn  er  in  Geld  vereinbart 
ist.  Auch  dieses  Trucksystem  muß  keineswegs  immer  mit  Ausbeutung  der  Arbeiter 
vor  sich  gehen.  Bittmann  (Hausindustrie  und  Heimarbeit  im  Großherzogtum 
Baden  1907)  berichtet  von  seinem  Vorkommen  in  der  Schwarzwälder  Verlags- 
industrie, ohne  daß  Klagen  über  Übervorteilungen  damit  verbunden  wären. 
Aber  die  Mißstände,  die  sich  in  verschiedenen  Formen  einschleichen,  überwiegen 
und  sind  am  schlimmsten,  wenn  die  Arbeitgeber  den  Arbeitern  Waren  an  Zahlungs- 
statt aufdrängen,  die  nicht  in  deren  Bedürfniskreis  fallen,  von  ihnen  also  erst 
wieder  verkauft  werden  müssen.  Aber  es  genügt  ja  auch,  wenn  sie,  wie  in  einer 
belgischen  Arbeiterenquete  festgestellt  wurde,  Zucker  um  27 — 72  y^,  Seife  25—87  %, 
Petroleum  25 — 112  7o  teurer  in  Rechnung  nehmen  müssen,  als  diese  Gegenstände 
sonst  zu  haben  waren  (Stieda). 

Die  Gesetzgebung  gegen  das  Trucksystem  setzt  schon  im  XVI.  Jahrhundert 
ein,  kam  dann  in  Verfall,  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  England  1831  energischer 
verfolgt  worden.  Barzahlungspflicht  ist  heute  in  vielen  Staaten  gesetzlich  fest- 
gestellt (Deutsche  Gew.-Ordng.  §  115). 
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Die  Pflicht  zur  Barzahlung  seitens  des  Arbeitgebers  ist  eine  Not- 
wendigkeit, einmal  um  die  Bewegungsfreiheit  des  Arbeiters  zu  sichern^ 
zweitens  aber  um  auch  im  Falle  einer  zweckmäßigen  Lieferung  von 
Waren  seitens  des  Arbeitgebers  an  den  Arbeiter  diesem  die  Kontrolle 
der  Preise  für  die  gelieferten  Waren  zu  ermöglichen.  Es  wäre 
nämlich  ein  grober  Fehler,  in  ein  doktrinäres  Extrem  zu  verfallen, 
indem  man  die  Lieferung  von  Naturalien  durch  den  Unternehmer 
untersagt.     Nur  eine  Kontrollierung  kann  der  Gesetzgeber  wollen. 

In  diesem  Sinne  lauten  auch  die  Bestimmungen  der  deutschen  Gewerbe- 
ordnung. Sie  gestattet  den  Arbeitern:  1.  Lebensmittel  für  den  Betrag  der  An- 
schaffungskosten, 2.  Wohnung  und  Landnutzung  gegen  die  ortsüblichen  Miet- 
und  Pachtpreise,  3.  Feuerung,  Beleuchtung,  regelmäßige  Beköstigung,  Arzneien 
und  ärztliche  Hilfe,  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  übertragenen 
Arbeiten  für  den  Betrag  der  durchschnittlichen  Selbstkosten  zu  verabfolgen. 
Diese  Beträge  dürfen  auch  auf  den  Lohn  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Im 
dritten  Fall  dürfen  die  Selbstkosten,  nicht  aber  der  ortsübliche  Preis  über- 
schritten werden,  wenn  Werkzeuge  und  Stoffe  für  Akkordarbeiten  geliefert 
werden.  Ist  entgegen  diesen  Bestimmungen  ein  Lohnabzug  im  Hinblick  auf  ge- 
lieferte Waren  erfolgt,  so  können  die  Arbeiter  jederzeit  den  fehlenden  Lohn- 
betrag fordern,  ohne  daß  ihnen  die  Warenlieferung,  bzw.  ihre  Schuld  daraus 
eingewendet  werden  könnte  (§  116) ;  auch  kann  der  Arbeitgeber  entgegen  den 
Bestimmungen  für  gelieferte  Waren  den  Preis  hierfür  nie  einklagen  (§  118). 
Irgendwelche  Vereinbarungen,  durch  die  diese  Bestimmungen  des  Gesetzes  außer 
Kraft  gesetzt  werden  sollen,  sind  nichtig  (§  117).  Ähnliche,  aber  nicht  so  voll- 
kommene Bestimmungen  enthält  die  österreichische  Gewerbeordnung  (§§  78 — 78  e). 

Literatur:  H.  d.  St.  Art.  Trucksystem.  (Stieda.)  Lotmar,  Der  Arbeits- 
vertrag Bd.  I  5.  Abschn.  1902.  Pfibram,  Der  Lohnschutz  des  gewerblichen 
Arbeiters  nach  österr.  Recht,  1904. 

Siebenunddreißigstes  Kapitel. 

Das  Auskommen  mit  dem  Lohn. 

(Problem  der  besten  Lohnausnützung.) 

Das  Prinzip  tunlichst  nützliclier  und  mögliebst  wirtschaftlicher 
Verwendung  des  nomineUen  Lohneinkommens  stellt  der  Sozialpolitik 
folgende  Aufgaben: 

1.  Der  Arbeiter  soll  zur  möglichst  zweckmäßigen  Gestaltung 
seiner  Lebensführung  erzogen  werden. 

2.  Dem  Arbeiter  soll  die  möglichst  billige  Beschaffimg  seiner 
Lebensnotwendigkeiten  gefördert  werden. 

3.  Der  Arbeiter  soll  in  der  wirtschaftlichen  Verwendung  seines 
Geldeinkommens  dadurch  gefördert  werden,  daß  ein  Bruchteil  seines 
Bedürfniskreises  auf  gemeinwirtschaftlichem  Wege  oder  durch  sonstige 
Einrichtungen  befriedigt  wird,  durch  deren  Inanspruchnahme  der 
einzelne  Arbeiter  nicht  oder  nur  in  geringem  Ausmaße  zu  Geld- 
leistungen veranlaßt  wird. 
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In  allen  diesen  Problemen  hat  man  es  mit  einer  solchen  Fülle 
von  Möglichkeiten  und  Aufgaben  zu  tun^  daß  hier  nur  in  kurzen 
Strichen  die  Probleme  selbst  angedeutet  werden  können. 

1.  Eines  der  schwierigsten  ist  wohl  das  erste.  Die  Kritik,  die  hier 
in  besonders  hohem  Ausmaße  yoii  Idealvorstellungen  getragen  ist,  wird 
nur  allzu  leicht  gewisse  Symptome  gröbster  Unwirtschaftlichkeit,  die 
im  Konsum  der  Arbeiterschaft  zutage  treten,  zu  verurteilen  geneigt 
sein.  Mancher  Aufwand  ist  wirklich  nur  mit  einem  hohen  Maß  von 
Eitelkeit  zu  erklären  und  setzt  voraus,  daß  der  Arbeiter  nicht  nur 
das  Geld  im  Zusammenhang  mit  seinem  eigenen  Einkommen  nicht 
richtig  wertet,  sondern  daß  er  auch  nicht  imstande  ist,  einen  ratio- 
nellen Wirtschaftsplan  nach  Maßgabe  seiner  nach  der  Idensität  ab- 
gestuften Bedürfiiisskala  aufzustellen  und  zu  verfolgen.  Wo  diese  Er- 
scheinung individuell  vereinzelt  auftritt,  kann  man  sie  mit  einem  in 
allen  Schichten  der  Gesellschaft  mehr  oder  minder  häufig  auftretenden 
Mangel  in  der  Anlage  deuten;  tritt  sie  massenhaft  auf,  so  kann  die 
Ursache  wohl  auch  in  Mängeln  der  Erziehung  liegen.  Soweit  auf 
dem  Gebiete  der  Ernährung  ein  Bevorzugen  kostspieligerer  Nahrungs- 
weisen in  Arbeiterkreisen  zu  beobachten  ist,  als  im  Hinblick  auf 
die  Einkommenverhältnisse  zweckmäßig  erscheint,  liegen  die  Dinge 
für  eine  Einflußnahme,  die  natürlich  immer  nur  im  Rahmen  auf- 
klärender Belehrung  gehalten  werden  kann,  fast  noch  schwieriger.  Es 
ist  eben  eine  gewisse  physiologische  Bedingtheit  jeder  qualifizierten 
Leistungsfähigkeit  höchst  wahrscheinlich,  die  sich  in  dem  Übergang 
der  Arbeiterschaft  zu  besserer  Lebensführung,  z.  B.  zu  stärkerer  Ei- 
weiß-, also  Fleischnahrung  ^)  äußert,  sobald  sie  zu  einer  in  höherem 
Maße  die  Nervenkraft  als  die  Muskel  absorbierenden  Tätigkeit  heran- 
gezogen wird.  Und  es  ist,  faUs  die  Harmonie  zwischen  den  Kosten 
solcher  Ernährungsweise  einerseits,  dem  Lohneinkommen  anderseits, 
nicht  herstellbar  ist,  nur  ein  Argument  für  höheren  Lohn  und  für  die 
sozialwirtschaftliche  Notwendigkeit  einer  stärkeren  Kapitalinvestierung 
in  der  Produktion  solcher  Nährstoffe,  da  die  Gesellschaft  andernfalls 
Raubbau  treibt,  wenn  sie  Leistungen  fordert,  denen  der  Energieersatz 
in  der  Ernährung  nicht  entspricht. 

Mehr  sozialpolitische  Aktivität  ist  wohl  in  der  Bekämpfung  des 
Alkoholismus  aufwendbar. 

Wenn  die  sozialpolitischen  Maßnahmen  auf  Zweckmäßigkeit  basiert 
werden,  so  ist  sie  hier  allerdings  eine  ausgesprochen  soziale  und 
kulturideale  und  am  allerwenigsten  eudämonistische.  Die  Bestrebungen 
der  Antialkoholbewegung  sind  von  der  Idee  geleitet,  daß  die  mensch- 
liche   Gesellschaft    von   den    grauenhaften    Wirkungen    dieser    Yolks- 


1)  Aber  nicht  wegen   des  Eiweißgehaltes,   sondern  wegen  der  damit  ver- 
bundenen Geschmacksverbesserung  und  Yolumenverkleinerung. 
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kranklieit  befreit  werde,  ja  noch  mehr,  daß  die  nicht  nur  psychische, 
sondern  physische  Degenerierang  der  ganzen  Art  und  namentlich  die 
der  unteren  Klassen,  die  kulturelle  und  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit nicht  wie  bisher  bedrohen  und  beeinträchtigen  dürfe.  Das 
subjektive  Genußelement,  das  von  einer  eudämonistischen  Welt- 
anschauung zum  Kernpunkt  der  Zweckmäßigkeit  gemacht  wird,  müßte 
in  Fragen  der  Alkoholbekämpfung  anders  lauten. 

Die  Alkoholausgaben  der  deutschen  Lohnarbeiter  werden  durchschnittlich 
auf  1700  Millionen  Mark  (10— 15  7o  des  Lohneinkommens,  ziemlich  dem  Wohnungs- 
aufwand entsprechend),  die  der  britischen  Lohnarbeiter  auf  1400 — 1750  Millionen 
Mark  (Y^  der  Löhne)  geschätzt.  Die  deutschen  Alkoholunfallausgaben  betragen 
jährlich  rund  4,5  Millionen  Mark,  Spitalskosten  für  Alkoholiker  8,  für  Alkohol- 
irrsinnige 14,4,  für  Alkoholkriminelle  50  Millionen  Mark.  Dazu  kommen  noch  die 
Zahlen  für  die  Alkoholkosten  bei  Arbeitsscheuen,  bei  Landstreichern  und  bei  den 
Prostituierten.  Aber  es  dürfen  nicht  bloß  Durchschnitte  betrachtet  werden;  die 
Zahl  der  Lohnarbeiter,  die  25  7o  ihres  Einkommens  auf  Alkoholien  verausgaben, 
ist  eine  erschreckende. 

Auf  diesem  Gebiet  ist  also  eminent  sozialwirtschaftliche  Arbeit 
zu  leisten.  Aber  hier  nicht  bloß  durch  Aufklärung,  die  freilich  außer- 
ordentlich notwendig  ist,  sondern  geradezu  auch  durch  Fesselung  des 
asketischen  Sinnes,  der  in  der  menschlichen  Psyche  schlummert  und 
nur  der  Weckung  bedarf.  Training  des  Durstgefühles  durch  Sport 
von  Jugend  auf,  durch  Hautpflege,  Obstgenuß  u.  dgl.  ist  noch  der 
Steigerung  fähig.  Hier  ist  der  Einfluß  der  Schule  kaum  zu  entbehren. 
In  großzügiger  Weise  und  erfolgreich  hat  man  in  nordischen  Ländern 
(Schweden,  Norwegen,  Finnland)  den  Alkoholismus  im  Gothenburger 
System  bekämpft,  das  im  wesentlichen  in  der  Zentralisierung  (Kom- 
munalisierung) des  Ausschanks  spirituöser  Getränke  besteht,  durch 
welche  der  Profithunger  des  Branntweinverschleißes  eingeengt  wird. 
Die  Verstadtlichung  von  Gastwirtschaften  wird  auch  anderwärts  bereits 
verfolgt. 

Unerläßlich  ist  gerade  auch  hier  eine  Mitwirkung  der  Arbeit- 
geber; das  Sinken  ihrer  Versicherungsbeiträge  und  Steigen  der  Arbeits- 
leistungen wird  die  Quittung  für  die  Mitarbeit  bilden  (Laquer).  Unter 
allen  Umständen  muß  gesagt  werden,  daß  Arbeitgeber  wie  Staat  und 
sonstige  autoritative  Faktoren  hier  das  meiste  von  dem,  was  geleistet 
werden  kann,  schuldig  geblieben  sind  —  nicht  zum  mindesten  aus 
fiskalischen  und  aus  Gründen  der  Mittelstandsschonung,  da  man  in 
"den  Gastwirten  ein  Mittelstandselement  zu  treffen  meint. 

2.  Noch  einschneidender  konkurriert  die  Sozialpolitik  mit  anderen 
wirtschaftspolitischen  Tendenzen  in  der  Förderung  der  besitzlosen 
Klassen  als  Konsumenten,  und  zwar  in  dem  Kampf  um  die  Preise. 
Die  Tendenz  zur  intensivsten  Ausnützung  des  Geldlohneinkommens 
muß  das  Streben  auslösen,  den  Preis  der  in  den  Haushalt  der  Arbeiter 
-eingehenden  Güter  und  der  von  ihnen  bedurften  Leistungen  von  jedem 
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entbehrliclien  Kostenbestandteil  zu  befreien,  Zwischengewinne  auf  das 
tunlicbst  geringste  Maß  herabzudrücken.  Dieses  Streben  richtet  sich 
vor  allem  gegen  den  Zwischenhandel,  also  auch  wider  ein  Mittelstands- 
element.  Der  Weg  zu  solchen  Zielen  ist  die  genossenschaftliche  Orga- 
nisation. Auch  hier  war  es  die  Selbsthilfe,  die  früh  schon  gewisse 
Erfolge  zeitigte.  Die  Konsumgenossenschaft  ist  eine  Vereinigung  zum 
gemeinschaftlichen  Großeinkauf  von  Lebensmitteln  und  Bedarfsartikeln, 
durch  den  der  kleine  Haushalt  die  Vorteile  des  Großbezuges  genießen 
und  den  Handelsprofit  ersparen  soll.  Die  Arbeiter  speziell  auf  diesen  Weg 
verwiesen  zu  haben,  ist  das  Verdienst  Robert  Owens  und  bald  nach 
ihm  des  Arztes  Dr.  King  (1828),  obgleich  ihre  Ideen  ja,  viel  weiter 
gehend,  die  genossenschaftliche  Assoziation  für  Produktionszwecke  ver- 
folgten. Besonders  erfolgreich  war  das  zähe  Verfolgen  des  Konsum- 
vereinsprinzips in  Rochdale  (Rochdale  Equitable  Pioneers),  wo  1844 
ein  Dutzend  Flanellweber  gerade  in  einer  Niedergangsperiode  der 
Konsumvereinsbewegung  eine  neue  Genossenschaft  mit  dem  neuen 
individualistischen  Prinzip  der  Gewinnverteilung,  nach  den  Einkäufen, 
errichtete.  Seither  hat  diese  Methode  zur  Hebung  der  Kaufkraft  des 
Arbeitereinkommens  weite  Verbreitung  gefunden,  sie  ist  auch  immer 
mehr  Selbstzweck  geworden,  obgleich  bei  den  Trägern  der  Bewegung, 
bei  den  Engländern  (Kingslej  und  Maurice)  wie  bei  den  Deutschen 
(Schulze-Delitzsch)  der  Gedanke  fortlebte,  daß  durch  die  Konsumvereine 
die  Arbeiter  sich  die  Mittel  für  Produktivgenossenschaften  beschaffen 
sollten.  Während  also  diese  auf  Owen  zurückgehende  Idee  erst  Schiff- 
bruch litt,  die  andere,  jüngere  erst  immer  größere  praktische  Be- 
deutung und  Wert  erlangte,  kommt  die  ältere  doch  wieder  zu  Ehren 
und  neuem  Leben. 

Die  zu  einem  Zentralverband  deutscher  Konsumvereine  zusammengeschlos- 
senen Arbeitergenossenschaften  haben  sich  1909  bis  auf  1119  Vereine  vermehrt 
mit  ca.  über  eine  Million  Mitglieder.  Sie  erzielten  einen  Umsatz  von  382  Millionen 
Mark  und  einen  Reingewinn  von  Siy^  Millionen  Mark.  Davon  entfallen  auf  die 
Konsumvereine  rund  300  Millionen  Mark  Umsatz  und  20,2  Millionen  Mark  Rein- 
gewinn. Die  Konsumvereine  sind  aber  nicht  bloß  Zwischenhandelsstellen,  sondern 
auch  Produzenten,  und  zwar  insbesondere  von  Mehl,  Brot,  Tabakerzeugnissen, 
Seife,  Molkereiprodukten,  Likör,  Mineralwasser,  Wäsche  usf.  Die  Leistungs- 
fähigkeit der  Konsumvereine  ist  durch  die  Errichtung  einer  Großeinkaufsgenossen- 
schaft (Gr.  E.  G.)  wesentlich  gehoben  worden.  Diese  deutsche  G.  E.  G.  hatte  1909 
einen  Umsatz  von  75  Millionen  Mark,  Noch  großstiliger  ist  die  Wirksamkeit 
der  Konsumvereine  in  Großbritannien,  was  aus  den  UmsatzziflFern  der  G.  E,  G.  in 
England  (513  Yj  Millionen)  und  Schottland  (149  Millionen  Mark)  hervorgeht. 

Die  Schwäche  der  Konsumyereinsbewegung  liegt  vom  sozial- 
politischen Standpunkt  aus  darin,  daß  einmal  gerade  die  schwächsten 
Elemente  der  Arbeiterschaft  nicht  Konsumvereinsmitglieder  zu  sein 
pflegen  und  weiter,  daß  der  Wirkungsbereich  der  Konsumvereinsarbeit 
nur  einen,  allerdings  großen  Bruchteil  des  Arbeiterbedürfniskreises 
umfaßt,  endlich  daß,  wo  natürliche  oder  mächtige  künstliche  Monopol- 
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Situationen  für  gewisse  Güter  bestehen,  doch  auch  die  Konsumvereine 
eine   erhebliche  Verbilligung  der  Preise  nicht  erreichen. 

Der  Kampf  gegen  die  Monopole,  den  aber  nicht  nur  die  Arbeiter- 
schaft, sondern  die  ganze  staatliche  Gesellschaft  zu  führen  hat,  ist 
wieder  ein  sozialpolitisches  Postulat,  bei  dem  die  Interessen  einer 
anderen  Schichte  der  Gesellschaft  gekränkt  werden,  und  noch  stärker 
tritt  das  bei  dem  Kampfe  gegen  die  indirekten  Steuern,  insbesondere 
bei  den  Zöllen  auf  notwendige  Bedarfsartikel  hervor.  Aber  weder  die 
Wirkungen  der  Kartelle  und  sonstigen  Organisierungen  mit  monopo- 
listischer Tendenz,  noch  jene  der  Lebensmittelzölle  und  ähnlicher  Auf- 
wandsteuern sind  theoretisch  genügend  klar  gestellt,  um  daraus  be- 
stimmte Maßnahmen  der  Gesetzgebung  auf  diesen  Gebieten  vom  Stand- 
punkte der  Sozialpolitik  ableiten  zu  können.  Die  Theorie  muß  be- 
kennen, daß  der  Einfluß  der  Kartelle  wie  der  Zölle  auf  die  Lohn- 
gestaltung immer  noch  erst  nach  deduktiv  gewonnenen  Wahrschein- 
lichkeiten beurteilt  werden  kann.  Eine  wissenschaftlich  orientierte 
Sozialpolitik  kann  trotz  der  hohen  Wahrscheinlichkeit  der  preis- 
verteuernden Wirkung  dieser  Faktoren  heute  zu  dieser  Frage  noch 
nicht  endgültig  Stellung  nehmen. 

Unvergleichlicli  einfacher  liegen  die  Dinge  hinsichtlich  des  Schutzes  der 
Qualität  gewisser  Waren,  so  vor  allem  von  Fleisch  und  Milch  in  Städten. 
Anderweitige  Maßnahmen  speziell  deutscher  Stadtverwaltungen  gehen  über  die 
bloße  Qualitätskontrolle  weit  hinaus  und  zielen  auf  die  verläßliche  Warenlieferung 
durch  die  Stadt  selbst  ab.  Der  Kampf  gegen  die  Nahrungsmittelfälschung  ist 
kein  spezifisch  sozialpolitisches  Problem,  kommt  aber  den  Arbeitern  besonders 
zugute,  wenn  es  sich  um  Güter  ihres  Bedürfniskreises  handelt. 

Die  Erfahrungen  sprechen  allerdings  dafür,  daß  man  mit  bloßer  Kontrolle 
nicht  zum  Ziel  kommt.  Aktives  Eingreifen  durch  entsprechende  Organisation 
der  Beschaffung  z.  B.  von  Milch  erweist  sich  als  notwendig.  Das  Produkt  selbst 
vermag,  auch  bei  guter  Qualität,  der  Arbeiter  zu  bezahlen.  Aber  der  organisa- 
torische Apparat,  der  notwendig  ist,  um  die  Qualität  zu  gewährleisten,  verteuert 
das  Produkt  dermaßen,  daß  es  der  Arbeiter  nicht  mehr  in  dem  wünschenswerten 
Ausmaße  kaufen  kann.  Muß  also  im  Interesse  der  Minderbemittelten  aus  öffent- 
lichen Mitteln  in  dieser  Richtung  zugeschossen  werden  (wie  z.  B.  in  Niederöster- 
reich, Wien  durch  zinsfreie  Darlehen  Soz.  Pr.  XIX  Nr.  17),  so  wird  die  Frage 
aktuell,  ob  solche  Förderung  nicht  geeignet  ist,  die  Fürsorge  zu  einem  Akt  der 
Mildtätigkeit  zu  stempeln.  Im  Begriff  sozialpolitisch  ist  aber  kein  Element, 
welches  eine  solche  Deutung  rechtfertigt.  (Vgl.  unter  3.)  Jedenfalls  kann  auf 
Grund  von  Erfahrungen  behauptet  werden,  daß  der  Kampf  gegen  Verfälschung 
wie  gegen  den  Zwischenhandelsprofit  ohne  gemeinwirtschaftliches  Eingreifen  kaum 
auf  Erfolg  rechnen  kann. 

Die  Beeinflussung  der  Preisbildung  kann  sich  im  Rahmen  der 
bestehenden  Wirtschaftsordnung  kaum  einfacher  und  sicherer  voll- 
ziehen lassen  als  spezifisch  wirtschaftlich,  indem  soweit  möglich  die 
preiserhöhenden  Umstände,  vor  allem  unzulängliche  Produktion  in  der 
betreffenden  Richtung,  überwunden  werden.  Wenn  also  die  Fleisch- 
erzeugung hinter  dem  Steigen  der  Nachfrage  zurückbleibt,  dann  wird 
eine    weitschauende    Staatsverwaltung    auf   Maßnahmen    bedacht    sein 
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müssen,  durch  die  Kapital  und  Arbeit  in  größerem  Ausmaße  als  bis- 
her der  Viehzucht  zwecks  Fleischgewinnung  zugewendet  werden  Ist 
das  Kapital  in  freier  Beweglichkeit  wegen  der  gegenüber  anderen  An- 
lagen geringen  Rentabilität  auf  dem  Gebiet  nicht  dafür  zu  gewinnen, 
dann  kommt  die  Verwendung  des  öffentlichen  Kredits  in  Frage,  d.  h. 
Staat  oder  Gemeinde  beschafft  Kapital  und  investiert  es  selbst.  Es 
ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  die  unzulängliche  Befriedigung  des 
Nahrungsbedarfes  in  einem  großen  Teil  der  staatlichen  Gesellschaft 
ebenso  eine  Korrektur  oder  Ergänzung  durch  eine  Öffentliche  Unter- 
nehmung erfahren  soll,  als  z.  B.  im  Transportwesen.  Der  leitende 
Gesichtspunkt  ist  da  wie  dort  in  letzter  Linie  das  Gesellschaftsinteresse. 
Will  die  Sozialpolitik  die  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  berück- 
sichtigen, dann  muß  sie  diese  ausgesprochen  ökonomischen  Wege  ein- 
schlagen: die  Produktivkräfte,  vor  allem  das  Kapital  in  eine  bestimmte 
Richtung  zu  dirigieren.  Gerade  für  die  Gemeindebetriebe  eröffnet 
sich  hier  eine  Möglichkeit,  auf  das  Auskommen  direkt  erleichternd  zu 
wirken  durch  ermäßigte  Tarife  beim  Gas-,  Elektrizitäts-  und  Wasser- 
konsum von  Kleinwohnungsinhabern. 

Auf  die  Wohnungsfrage  ist  noch  besonders  einzugehen. 

3,  Die  dritte  Aufgabe  kann  außerordentlich  weit  abgesteckt  werden. 

Albrecht  zählt  als  Einrichtungen  zur  Vermittlung  höherer  Kulturbedürf- 
nisse  auf:  Bildungsvereine,  Volksbibliotheken,  Lesehallen,  Schriftenverbreitung, 
Vortragswesen,  Volkshochschulwesen,  Museumsführung,  Volksheime  und  Vereins- 
häuser, Fabriksheime,  Fabrik s vereine  und  -feste,  Volksunterhaltungsabende.  Man 
kann  aber  noch  viel  weiter  gehen  und  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Erleich- 
terung des  Arbeiterhaushaltes  auch  die  Unentgeltlichmachung  der  elementaren 
Schulbildung  oder  die  vorbeugende  Fürsorge  für  besondere  Notfälle  hier  herein- 
ziehen, also  die  ergänzende  Fürsorge  bei  Krankheiten,  Volksheilstätten,  Invaliden- 
fürsorge, soweit  nicht  durch  die  Arbeiterversicherung  vorgesorgt  ist,  Badeein- 
richtungen für  Angehörige  der  Arbeiter,  Wöchnerinnenasyle,  Milchkolonien,  Still- 
prämien, Wärmehallen. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Maßnahmen  gehören  zum  großen 
Teil  zu  jener  Gruppe  sozialer  Fürsorgeeinrichtungen,  die  man  unter 
dem  etwas  verschwommenen  Terminus  der  Arbeiterwohlfahrtseinrich- 
tungen (A.  W.  E.)  zusammenzufassen  liebt.  Darunter  versteht  man  in 
der  Regel  Vorkehrungen,  die  von  Arbeitgebern  getroffen  werden,  um 
die  Arbeiter  in  ihrer  Daseinsführung  zu  fördern,  die  aber  jedenfalls 
über  das  eventuell  gesetzlich  vorgeschriebene  Minimum  von  Arbeit- 
geberleistungen (namentlich  z.  B.  bei  Pensionskassen)  sich  erheben. 
Solche  A.  W.  E.  sind  dann  natürlich  auch  kürzere  Arbeitszeit,  als 
dem  Durchschnitt  bei  gleichartigen  Betrieben  entspricht,  die  Gewährung 
von  Dienstalterszulagen,  besondere  Unterstützungs-  und  Darlehens- 
oder Sparkassen,  Speisehäuser,  Kaffeehallen,  Kaufhallen,  sogenannte 
Konsumanstalten,  in  denen  der  Arbeitgeber  Waren  für  den  Arbeiter- 
haushalt im  großen  beschafft  und  zum  Selbstkostenpreis  an  Arbeiter 
abgibt,    z.  B.  Kohle,  Mehl,  Fleisch  und   andere  Eßwaren,    dann  auch 
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Kleider,  Schuhe,  Fahrräder  usf.  Ferner  die  oben  erwähnten  Bildungs- 
institute (Fabrikarbeiter -Theater  bei  Krupp -Berndorf!)  und  endlich 
Wohnungen. 

In  Konkurrenz  mit  den  Arbeitgebern  sind  auf  diesem  Gebiet 
sozialer  Arbeit  auch  die  öffentlichen  Gemeinwesen,  insbesondere  die 
Großstädte  und  gemeinnützige  Vereine  als  Träger  tätig.  Und  es  ist 
das,  was  von  dieser  Seite  an  manchen  Orten  geleistet  wird,  so  ver- 
dienstlich, daß  man  meinen  könnte,  die  Mitwirkung  der  Unternehmer 
sei  entbehrlich. 

Diese  letztere  ist  namentlich  dadurch  sozialpolitisch  von  proble- 
matischem Werte,  weil  ein  Teil  dieser  A.  W.  E.  im  engeren  Sinne 
von  Arbeitgebern  zur  Entwicklung  einer  Art  von  Hörigkeit  der  Ar- 
beiter ausgenutzt  werden  kann  und  wird.  Namentlich  gilt  das  von 
Wohnung  und  gewissen  Kassen  (vgl.  oben  S.  156):  Teils  droht  dem 
Arbeiter,  der  eine  Wohnung  vom  Fabrikherrn  gemietet  hat,  eine  Ver- 
bindung seines  Mietrechtes  mit  dem  Arbeitsvertrag,  so  daß  seine  Unter- 
kunft mit  dem  Arbeitsverhältnis  zu  Ende  geht,  oder  der  Arbeiter  wird 
verpflichtet,  seine  Kinder  in  dieselbe  Fabrik  zu  schicken,  teils  wird 
ein  plötzlicher  oder  überhaupt  nur  vor  der  Invalidität  eintretender 
Austritt  aus  dem  Betriebe  mit  dem  Verlust  materieller  Vorteile  ver- 
knüpft, z.  B.  eingezahlte  Beiträge  zu  einer  Pensionskasse  werden  nur 
verkürzt  zurückerstattet  u.  dgl.  m.  Immer  steht  dann  eine  indirekte 
Fesselung  des  Arbeiters  an  den  Betrieb  in  Frage:  vom  Standpunkte 
der  an  der  Erhaltung  eines  Arbeiterstammes  sehr  interessierten  Unter- 
nehmung sehr  begreiflich,  aber  für  die  Bewegungsfreiheit,  für  das 
Selbstschmieden  des  eigenen  Schicksals  lähmend. 

Sofern  nun  solche  Einrichtungen  das  Niveau  der  Lebensführung 
wesentlich  zu  heben  geeignet  sind,  ergibt  sich  ein  Konflikt  zw:eier 
sozialpolitischer  Interessen:  sachlich  ist  diese  Kulturförderung,  durch 
die  mit  der  Eingewöhnung  (z.  B.  an  geräumige,  luftige  Wohnung)  das 
höhere  Bedürfnis  erst  großgezogen  wird,  unbedingt  erwünscht.  Die. 
Steigerung  des  Bedürfnisstandes  haben  wir  als  sozialpolitisches  Ziel 
schon  hervorgehoben  (S.  110,  auch  114).  Die  Erzwingung  der  Konstanz 
des  Arbeitsverhältnisses  widerstreitet  dagegen  jenem  ideologischen 
Grundgedanken  der  Sozialpolitik,  daß  der  Mensch  Selbstzweck  sein 
soll,  daß  solche  Leistungen  um  seinetwillen  und  nicht  des  Kapital- 
ertrags wegen  geboten  werden  sollen,  daß  sogar  eine  direkte  Be- 
einträchtigung des  Persönlichkeitswertes  den  Arbeiter  bedroht,  indem 
er  seine  Aktionsfreiheit  um  materiellen  Nutzen  verkauft.  Zwischen 
diesen  beiden  Interessen  ist  zu  wählen. 

Generell  wird  eine  Entscheidung  kaum  getroffen  werden  können.  Das  Vor- 
handensein statutarischer  Normen,  die  bei  Aufhebung  des  Arbeitsverhältnisses 
die  Räumung  der  Wohnung  fordern  oder  den  Rückersatz  von  Beiträgen  des  Ar- 
beiters zu  gewissen  Fabrikskassen  kürzen,  bedeutet  nicht  immer  auch  schon  die 
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wirkliche  Durchführung  solcher  Strafmaßnahmen  und  es  kommt  auf  den  Geist 
an,  in  dem  solche  Normen  gehandhabt  werden.  Daß  die  Bewerbungen  um  Woh- 
nungen in  solchen  Anlagen  die  Zahl  der  jeweilig  frei  werdenden  Wohnungen 
weit  übersteigen  (wie  bei  Krupp),  zwingt  zu  der  Vermutung,  daß  der  Druck,  den 
der  Arbeiter  empfindet,  wenn  sein  Arbeitgeber  ihm  die  Wohnung  stellt,  nicht 
abschreckend  groß  sein  kann.  Darf  dieses  subjektive  Empfinden  des  Arbeiters 
entscheidend  sein?  Das  muß  bejaht  werden.  Wichtiger  ist  aber  die  Frage,  ob 
der  Arbeiter  eben  nicht  durch  absoluten  Wohnungsmangel  zur  Bewerbung  um 
Arbeitgeberwohnungen  gezwungen  ist. 

Die  ganze  Frage  dreht  sich  vornehmlich  um  zwei  Dinge:  1.  daß  die  Woh- 
nungsmiete beim  Arbeitgeber  den  Streik  verhindert,  also  die  letzte  Konsequenz 
des  Koalitionsrechtes;  2.  daß  die  Einbehaltung  von  Alters-,  Spar-  u.  dgl.  Kassen- 
beiträgen überhaupt  die  Abkehr  aus  dem  Betriebe  hintanhält  und  damit  das 
Aufsuchen  der  günstigsten  Arbeitsgelegenheit  beeinträchtigt.  Bezüglich  des 
Punktes  1.  sahen  wir,  daß  es  sich  um  die  Wahl  des  kleineren  Übels  handelt: 
entweder  elende  Wohnung  mit  vielleicht  ungehemmter  Freiheit,  oder  ordentliches 
behagliches  Wohnen  mit  der  Aussicht,  im  Konfliktsfalle  das  Mietverhältnis  auf- 
gekündigt zu  erhalten.  Da  dürfte  es  doch  wohl  ein  Fehler  sein,  um  der  bloßen 
Eventualität  des  Konflikts  willen  die  kulturell  wertvolle,  dauernde  Tatsache  ordent- 
lichen Wohnens  von  der  Hand  zu  weisen.  Wenn  wir  hören,  daß  nur  aus  Furcht, 
die  Zechenwohnung  zu  verlieren,  Arbeiter  1905  im  Ruhrrevier  nicht  mitgestreikt 
haben  (Günther),  so  gibt  das  gewiß  zu  denken.  Sollen  aber  deshalb  die  Arbeitgeber 
überhaupt  keine  Wohnungen  mehr  mit  dem  Recht  normaler  Kündigung  bauen? 
Das  heißt  doch  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten.  Die  Gefahr  solcher  Kün- 
digung hat  jeder  Mieter  immer  vor  sich.  Auf  die  Mitwirkung  der  Arbeitgeber 
kann  gerade  bei  Riesenunternehmungen  vorläufig  nicht  verzichtet  werden  und 
leider  um  so  weniger,  je  isolierter  der  Betrieb  liegt,  und  je  weniger  Initiative 
die  Arbeiter  selbst  haben.  Es  muß  vielmehr  das  Bewußtsein  als  ökonomisch 
zweckmäßig  gepflegt  werden,  daß  in  erster  Linie  der  Unternehmer  nicht  nur  zur 
Zahlung  eines  entsprechenden  Geldlohnes,  sondern,  wenn  der  Betrieb  isoliert  liegt, 
zur  Fürsorge  einer  zulänglichen  Kaufkraft  des  Lohnes  berufen  erscheint,  d.  h. 
dafür,  nach  besten  Kräften  zu  sorgen,  daß  die  Möglichkeit  realer  Bedarfsdeckung 
in  den  notwendigen  Bedarfszweigen  bestehe. 

Die  Zulässigkeit  der  Einbehaltung  von  Kassenbeiträgen  (2.)  ist  stark  kon- 
trovers. Es  kommt  wohl  darauf  an,  ob  im  konkreten  Fall  die  Löhne,  von  denen 
Zwangsbeiträge  entrichtet  werden  müssen,  wirklich  um  die  tariflichen  oder  durch- 
schnittlichen Löhne  diese  Beiträge  übersteigen.  Ist  dies  der  Fall,  dann  ist  der 
Beitragszwang  nur  Form,  wenn  auch  keine  glückliche.  Bei  freiwilliger  Mitglied- 
schaft gewisser  Versicherungskassen  treten  aber  versicherungstechnische  Fragen  ^) 
in  den  Vordergrund.  Bei  einer  Pensionskasse  kann  wohl  immer  höchstens  die 
Prämienreserve  rückerstattet  werden,  und  das  kann  weniger  sein  als  die  Bei- 
träge der  Arbeiter. 

Die  Streitfrage  kompliziert  sich  dadurch,  daß  rein  objektiv  die 
größere  Stabilität  des  Arbeitsverhältnisses  gesellschaftlich  wünschens- 
wert ist,  sofern  die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  wie  des  investierten 
Kapitals  bei  Gleichmäßigkeit  der  Behandlung  größer,  die  ünfall- 
gefährdung  geringer  wird  und  sofern  mancher  Stellungswechsel  auch 


1)  Die  in  vielen  Teilen  wirklich  ausgezeichnete  Untersuchung  Günthers 
zeigt  leider  in  der  Kritik  der  Notwendigkeit  einer  Beitragsein  behaltung  unzu- 
längliche Kenntnis  der  versicherungstechnischen  Bedingtheiten  eines  Kassen- 
statutes.   Vgl.  Günther  und  Prevöt,  Wohlfahrtseinrichtungen,  S.  145  £ 
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für  den  Arbeiter  nichts  als  materielle  Opfer  bringt.  Allerdings  ist 
mit  Abbe  zu  sagen:  es  ist  nicht  Sache  des  Arbeitgebers,  aus  seinem 
Arbeitsvertrag  heraus  die  Funktionen  eines  Organs  zur  Wahrung  all- 
gemeiner Interessen  der  Gesellschaft  sich  anzumaßen.  Aber  man  wägt 
hier  Imponderabilien  gegen  einander  und  es  ist  vom  Standpunkt  der 
sozialpolitischen  Ideale  aus  nicht  zu  entscheiden,  ob  es  kulturell  wert- 
voller ist,  wenn  im  Wege  der  Pensionskassen  und  des  Wohnungsbaues 
den  Arbeitern  eine  Einkommenförderung  zukommt  oder  wenn  diese 
Betriebseinrichtungen  fehlen,  aber  die  Gewähr  der  Streikteilnahme  um 
einige  Wahrscheinlichkeitsgrade  erhöht  wird.  Nicht  zu  vergessen  ist 
aber,  daß  gesundes  Wohnen  eine  höhere  Kraft  der  nächsten  Gene- 
ration (z.  B.  TuberkuloseverhütuDg  bei  Kindern!),  also  höhere  gesell- 
schaftliche Leistungsfähigkeit  bedeutet.  Wenn  das  Unternehmertum 
hier  die  Gesellschaft  fördert,  muß  das  auch  der  Klasse,  durch  deren 
Kraft  die  Gesellschaft  Nutzen  empfängt,  wohl  zum  Heil  gereichen. 

Man  kann  und  muß  die  Kündigungsfristen  gesetzlich  so  regeln, 
daß  der  Arbeiter  nicht  14  tägige  Kündigung  hinnehmen  muß,  während 
er  selbst  nur  vierteljährlich  kündigen  kann,  man  kann  die  Kündigung 
im  Konfliktsfalle  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  unterwerfen, 
man  kann  die  Beitragseinbehaltung  auf  ein  prozentuales  Maximum  im 
Gesetz  reduzieren,  aber  es  wäre,  wenngleich  vielleicht  prinzipiell  kon- 
sequent, keinesfalls  soziale  Realpolitik,  wenn  den  Unternehmern  diese 
Wege  zur  Förderung  der  eigenen  Arbeiter  unterbunden  würden.  Daß 
diese  Förderung  dem  Arbeitgeber  relativ  wenig  kostet  —  was  bei 
Wohnungsherstellung  stimmen  mag,  gewiß  nicht  bei  Pensionskassen  — 
kommt  nicht  in  Frage.  Das  Entscheidende  ist  der  mögliche  Nutzen. 
Wer  unmittelbar  Einblick  gewonnen  hat  in  das  erfreuliche  Maß  von  Be- 
hagen, das  bei  guten  Wohnverhältnissen  in  Arbeiterkreisen  aufkommen 
kann,  der  wird  sich  freilich  sagen,  die  Kampflust  wird  hier  kaum 
Nahrung  finden^),  aber  es  ist  durch  nichts  gerechtfertigt,  anzunehmen, 
daß  die  Persönlichkeitsentwicklung  zu  kurz  kommen  müsse.  ^)  Nicht 
jeder  Persönlichkeit  ist  das  gedrückte  Milieu  förderlich. 

Literatur:  H.  d.  St.  Art.  Alkoholfrage,  Einkommen,  Konsumverein,  ISTahrungs- 
mittelpolizei.  v.  d.  Borght,  III.  Teil.  Philippovich,  Grundriß  I  §  65  ff.  und 
ir.  2,  §§  74  f.  u.  105  f.     Herkner,  IL  Teil,  13.  Kap. 

Ferner  zu  1.:  Grotj  ahn,  Der  Alkoholismus  nach  Wesen,  Wirkung  etc.,  1898  ; 


1)  Die  Übergriffe  des  Wohnunggebers  in  die  Freiheit  der  Berufswahl  der 
Kinder,  so  daß  die  Wohnung  gekündigt  wird,  wenn  die  Kinder  des  Arbeiters 
nicht  beim  Wohnungsgeber  arbeiten  wollen  u.  dgl.,  lösen  allerdings  die  Stim- 
mung der  Empörung  aus  und  unterdrücken  die  Behaglichkeit.  Das  ist  böser 
Feudalismus. 

2)  Wenn  Guerin  die  durch  Betriebseinrichtungen  geförderte  Bevölkerung 
von  Val-des-Bois  persönlichkeitslos  und  ohne  Initiative  fand,  so  ist  das  kein 
Gegensymptom.  Da  greifen  völkerpsychologische  Elemente  unserer  Beobachtung 
noch  viel  mehr  durch. 
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arbeitsblatt 1906  (Januar  bis  Juli).  Laquer,  Die  Alkoholfrage,  A.  f.  Soz.  XXIII. 
Baer  und  Laquer,  Die  Trunksucht  und  ihre  Bekämpfung,  1906.  Rubner, 
Yolksernährungsfragen ,  1906.  Shadwell,  Drink  temperance  and  legislation. 
Kestner,  Die  Bedeutung  des  Eaushaltungsbudgets  etc.,  A.  f.  Soz.  XX,  mit  Lite- 
ratur.    Mombert,  Das  Nahrungswesen,  Hdb.  d.  Hygiene,  Suppl.  IV. 

Zu  2.:  Schriften  d.  Ges.  f.  soz.  Reform,  Heft  9:  Arbeiterkonsumvereine,  1903. 
Holyoake,  The  history  of  Cooperation,  1906.  Gide,  Les  societes  cooperatives 
de  consommation,  1910.  Zahlreiche  Aufsätze  in  Soz.  Mon.  und  N.  Z.,  sowie  pe- 
riodische Berichterstattung  in  Soz.  Mon.  Wetzlar-Kilzer,  Die  Preise  der 
Konsumvereine,  A.  f.  Soz,  XIX. 

Zu  2.  und  3.:  Kommunales  Jahrb.,  II.  Jg.,  1910,  Bd.  I.  Gemeindebetriebe, 
Sehr.  d.  V.  f.  S.,  Bd.  128 — 130.  Shaw,  The  common  sense  of  municipal  trading, 
1904.  Boverat,  Le  socialisme  municipal  en  Angleterre,  1907.  Albrecht, 
Handb.  der  sozialen  Wohlfahrtspflege  in  Deutschland,  1902.  Pierstorff,  Die 
Karl  Zeiß-Stiftung,  Jb.  f.  G.  XXI.  Günther  und  Prevöt,  Die  Wohlfahrtseinrich- 
tungen der  Arbeiter  in  Deutschland  und  Prankreich,  Sehr.  d.  V.  f.  S.,  Bd.  114. 
Flesch,  Wohlfahrtseinrichtungen  für  Arbeiter  und  deren  Familien,  Hdb.  d.  Hy- 
giene, Suppl.  Bd.  IV.  Die  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Arbeitgeber  zugunsten 
ihrer  Angestellten  und  Arbeiter  in  Österreich,  2  Tle.  (Veröff.  d.  Arbeitsstat.  Amtes), 
Wien  1902—1904.  T hissen,  Soziale  Tätigkeit  der  Stadtgemeinden,  1906. 
Ehrenberg,  V.,  Arbeiterpensionskassenu.  Arbeitsvertrag,  1908.  Günther,  Wohl- 
fahrtseinrichtungen und  Betriebseinrichtungen,  1909.  Jacob  söhn.  Der  Kampf 
gegen  die  Wohlfahrtseinrichtungen  in  Großbetrieben,  1910.  Brentano,  Die 
deutschen  Getreidezölle,  1910  (während  des  Druckes  erschienen). 


Achtunddreißigstes  Kapitel. 

Sozialpolitische  Aufgaben  in  der  Wohnungsreform. 

Die  Wohnungsfrage  ist  auch  kein  ausschließlich  sozialpolitisches 
Problem,  so  wenig  wie  etwa  die  Nahrungsmittel-Kontrolle.  Aber  die 
sozialpolitische  Wichtigkeit  der  Wohnungsreform  erhellt  daraus,  daß 
je  niedriger  das  Einkommen,  eine  um  so  größere  Quote  desselben 
der  Aufwand  für  Wohnung  erheischt.  Das  ist  für  deutsche  Verhält- 
nisse wiederholt  festgestellt;  z.  B. 

Miete  in  % 

des  Eink. 

23 


Leipzig  1900; 


Einkommenklasse 


Hamburg  1901: 

bis  1100  JC  23  900  bis  1200.^. 

1100     „     2200  „  19,0  1200     „  1800  „ 

2200     „     4200  „  19,3  1800     „  2400  ,, 

4300     „     8400  „  15,7  2400     „  3000  „ 

8400    „  16000  „  11,6  3000     „  4200  „ 

16000     „  26000  „  8,4  4800     „  6000  „ 

Die  Wohnungsfrage  als  sozialpolitisches  Problem  umfaßt  ent- 
sprechend den  Mißständen,  die  sich  in  der  Befriedigung  des  Wohn- 
bedürfnisses  bemerkbar  machen,  verschiedene  Aufgaben.  Die  Miß- 
stände betreffen:  1.  die  absolute  Qualität  der  Wohnungen.  Licht- 
und  Luftlosigkeit,  Mietskasernentum  in  engen  Gassen,  Unheizbarkeit, 


Miete  in  ^/^ 
des  Eink. 
24,7 
23,2 
21,6 
20,5 
18,3 
'16,7 
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Mangel  an  dem  notwendigsten  Wohnungszubeliör  ^)  u.  a.  m.;  2.  die 
Benutzungsverhältnisse  (relative  Qualität),  die  ÜberfüUung  der  Wohn- 
räume mit  Bewohnern,  Verwendung  ungeeigneter  Räume,  z.  B.  Werk- 
stätten als  Schlafräume;  3.  die  Preise  der  Wohnungen  und  infolge 
der  für  die  minderbemittelten  Leute  zu  hohen  Preise  ein  Schlafffänger- 
tum  mit  allen  bösesten  Begleiterscheinungen  in  hygienischer  und 
sittlicher  Hinsicht.  Vielfache  Benutzung  eines  Bettes,  ehelicher  Un- 
friede, Steigerung  des  Gasthausbesuches,  der  Trunksucht,  Prostitution  usf.; 
4.  das  Mietrecht;  5.  die  Unzulänglichkeit  der  Menge  der  Wohnungen, 

Im  Vordergrunde  aller  Übel  scheint  der  zu  hohe  Preis  der  Woh- 
nungen zu  stehen  und  einer  reformierenden  Einflußnahme  zu  bedürfen. 
Die  Preisgestaltung  ist  aber  selbst  ein  sekundäres  Übel.  Das  primäre 
ist  schlechthin  das  kapitalistische  Grundpzinzip,  daß  das  Kapital  der 
lohnenderen  Rentabilität  nachzieht. 

Das  ist  die  eine  Ursache  des  ungenügenden  Wohnungsbaues,  und  dazu 
kommt  die  zweite  organisatorische,  daß  die  Wohnungsproduktion  in  der  Regel 
bei  der  Beschaffung  des  wichtigsten  Produktionsfaktors  Boden  von  Bedingungen 
abhängt,  durch  die  die  Verbesserung  der  Rentabilität  des  eigentlichen  Wohnungs- 
baues nur  ausnahmsweise  möglich  wird.  Nämlich  nur  dann,  wenn  der  Bodeneigen- 
tümer selbst  baut,  oder  seine  wirtschaftliche  Chance  beim  Verkauf  des  Bodens  an  den 
Bauunternehmer  nicht  ausnützt.  Die  Gewinnmöglichkeit  beim  Hausbau  wird  in 
der  Regel  vorweg  für  den  Boden  in  Anspruch  genommen,  da  es  eine  auffallende 
Tendenz  im  Wirtschaftsleben  ist,  die  über  dem  Durchschnite  stehenden  Kapital- 
bzw. Unternehmergewinne  sozusagen  auf  den  Boden,  auf  den  das  Geschäft  basiert 
ist,  zu  projizieren.  Der  Ausgangspunkt  der  Kalkulation  ist  in  der  Hauptsache  die 
jeweilig  wahrscheinlich  erreichbare  Höhe  der  Mieten,  die  man  von  einem  Haus 
erwarten  kann.  Die  Baukosten  sind,  ebenso  wie  die  Intensität  der  Bodenaus- 
nützung  (Zahl  der  Stockwerke  und  Dichte  der  Bauweise)  von  der  Bauordnung 
abhängig,  bei  einer  gegebenen  Marktlage  ziemlich  genau  berechenbar.  Dann  hat 
der  Bodenverkäufer  die  Tendenz,  für  den  Boden  den  zu  vielleicht  5  Proz.  kapita- 
lisierten Wert  des  Mietertrages  weniger  den  Baukosten  als  Preis  zu  fordern.  Das 
gelingt  ihm  auch  in  der  Regel,  und  da  der  Kapitalist,  der  dauernd  Kapital  in 
einem  Miethaus  anlegt,  nur  einen  mäßigen  Durchschnittszinssatz  jenes  investierten 
Kapitals  erzielen  kann,  wie  er  ja  auch  (NB.  ohne  Zinsausfall-Risiko)  mit  dem  Besitz 
sicherer  Effekten  erzielt  werden  kann,  so  bleibt  die  Kapitalsanlage  in  Miethäusern 
hinter  dem  Erfordernis  weit  zurück,  da  die  Einbringung  des  Mietzinses  unsicher 
ist  und  die  Verwaltung  von  Kleinwohnungen  mühsam. 

Die  im  Vergleiche  zu  anderen  Anlagen  geringe  Rentabilität  des 
in  Mietshäusern  neu  anzulegenden  Kapitals  —  bei  älteren  Miets- 
häusern ist  die  Rentabilität  in  der  Regel  infolge  möglich  gewordener 
Mietserhöhungen  höher  —  bewirkt  eine  Unzulänglichkeit  der  Bau- 
tätigkeit. Und  zwar  ist  sie  meist  schon  im  Hinblicke  auf  die  fort- 
schreitende Bevölkerungsvermehrung  unzulänglich,  also  ganz  zu  schwei- 
gen von  der  Notwendigkeit,  die  vorhandenen  Menschenhäufungen 
in  den  Wohnungen  zu  vermindern. 

1)  Manche  Wohnparteien  müssen  z.  B.  in  München  die  Bedürfnisanstalt 
der  Gasse  oder  einer  benachbarten  Gastwirtschaft  benutzen  und  kommen  im 
letzteren  Falle,  wie  Brentano  trefflich   geißelnd  sagt,  zu  einer  Bier-Hörigkeit. 
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Die  Wohnungsfrage  ist  aber  eine  eminent  sozialpolitische,  nicht 
allein  weil  die  arbeitende  Klasse  in  ihrem  Realeinkommen -Interesse 
besonders  stark  berührt  wird^  sondern  weil  es  sich  hier  um  Aus- 
schaltung der  Freibeweglichkeit  des  Kapitals  handelt,  und  zwar  ent- 
weder schlechthin  um  eine  Hemmung  des  kapitalistischen 
Prinzips,  sofern  es  gilt,  Kapital  in  eine  Richtung  zu  lenken,  in 
die  es  den  Rentabilitätsyerhältnissen  nach  nicht  gelenkt  würde,  oder 
wenigstens  um  die  Aufhebung  der  völligen  Freibeweglichkeit  der 
kapitalistischen  Spekulation,  soweit  sich  das  Kapital  dem  Bodenhandel 
zugewendet  hat. 

Die  Wohnungsreform  hat  allerdings  auch  mit  Formgebung,  sei's 
in  der  Form  des  Gesetzes,  sei's  der  Verordnung  zu  wirken.  Es  müssen, 
wenn  man  die  objektive  Qualität  der  Wohnungen  heben  will,  Be- 
stimmungen für  die  Bauweise  erlassen  werden,  die  ein  Minimum  an 
hygienischen  und  moralischen  Qualitäten  sichern,  und  es  müssen 
gewisse  Vorschriften  gegen  die  Überfüllung  und  sonstige  zu  be- 
kämpfende Wohnungsverwendungen  wirksam  gemacht  werden.  Aber 
mit  der  Polizeinorm  kommt  man  nicht  zum  Ziel,  zumal  da  alle  solchen 
Normen  zunächst  verteuernd  wirken  (bessere  Wohnungen  erheischen 
höhere  Produktionskosten)  oder  die  Obdachlosigkeit  steigern,  denn 
Verwendungs-  oder  Überfüllungsverbote  vermehren  die  Nachfrage 
nach  Unterkunft,  durch  die  die  Preise  erhöht  werden,  ohne  daß  der 
Bedarf  gedeckt  würde.  Solche  gesetzliche  oder  Verwaltungsvorschriften 
schrecken  das  Kapital  unter  Umständen  noch  mehr  ab,  wenn  das 
Bauen  verteuert  wird,  und  als  verhängnisvoll  erwies  sich  in  manchen 
Städten  das  radikale  Mittel  des  Niederlegens  schlechter  alter  Massen- 
quartiere. 

I.  Die  Hauptaufgabe  der  Wohnungsreform  ist  Vermehrung  der 
Wohnungen.  Das  kann  zunächst  auf  dem  Wege  erreicht  werden, 
daß  die  Rentabilität  des  in  Kleinwohnungen  angelegten  Kapitals  ge- 
bessert und  damit  das  Kapital  freiwillig  dieser  Anlage  näher  gebracht 
wird,  und  dafür  sind  folgende  Maßregeln  ins  Auge  zu  fassen: 

A.  Zunächst  gilt  es  zu  verhindern,  daß  das  für  den  Wohnungs- 
bau verfügbare  Kapital  vom  Bodeneigentümer  verschlungen  wird.  An 
anderer  Stelle  wurde  schon  ausgeführt,  daß  die  Vermögensbildung 
durch  die  vor  allem  auf  die  bloße  Bevölkerungsvermehrung  zurück- 
zuführende Preiserhöhung  des  Bodens  der  Gesellschaft  keinen  Nutzen 
bringt,  sondern  nur  eine  Verschiebung  in  der  Kaufkraft  bewirkt,  da- 
her von  der  Sozialpolitik  ohne  Nachteil  bekämpft  werden  kann.  Hier 
setzt  die  Bodenreform  ein. 

Soweit  sie  sich  auf  städtische  Verhältnisse  bezieht,  zielt  diese  politische 
Richtung  zum  Teil  auf  Kommunalisierung  des  Bodens  ab  (Freese),  zum  Teil  nur 
darauf,  daß  die  Stadterweiterung  den  privaten  Unternehmern  entzogen  wird 
(Mangoldt).    Auch  Damaschke  hebt  immer  stärker  die  Schattenseiten  der  Boden- 
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Kommunalisierung  hervor  (Verstärkung  der  Gemeindebureaukratie  und  die  Wirk- 
samkeit des  Parteiwesens  im  Stadtvertretungskörper). 

Die  Bodenreform,  mit  welctier  Intensität  auch,  immer  sie  verfolgt 
wird,  wendet  sich  gegen  die  Ausnützung  der  Monopolstellung,  die 
der  Besitzer  von  Boden  erreiclien  kann.  Allerdings  ist  der  Boden 
für  die  Zwecke  des  Kleinwohnungsbaues  vom  Interessenstandpunkt 
der  Masse  der  Arbeitenden  kein  absolutes  Monopolgut.  Nur  die 
günstigste  Lage  zur  Arbeitsstätte  macht  den  Besitzer  des  Bodens  in 
der  Nähe  von  Betrieben  einigermaßen  zum  Monopolisten.  Für  sehr 
zahlreiche  Arbeiter  scheidet  auch  dieses  Moment  aus,  wenn  ihre 
Beschäftigung  örtlich  wechselt.  Immerhin  bleibt  die  wichtige  Auf- 
gabe für  die  Stadtgemeinde  als  eine  ganz  besonders  berufene  Trägerin 
der  sozialen  Wohnungspolitik,  die  monopolistische  Preisbildung  für 
Baugrund  dadurch  hintanzuhalten,  daß  sie  für  das  Vorhandensein  von 
Baugrund  zu  billigen  Preisen  derart  sorgt,  daß  aucb  das  Wohnen 
tatsächlich  auf  dem  nicht  ihr  gehörigen  Baugrund  billiger  ist. 

In  der  Richtung  kann  schon  auf  indirektem  Wege  gewirkt 
werden,  und  zwar: 

1.  Durch  staatliche  und  städtische  Verkehrs-  und  Tarifpolitik, 
Erweiterung  des  Straßenbahnnetzes,  VerbiUigung  des  Eisenbahn- 
Personen-,  insbesondere  des  Vorortverkehrs.  Namentlich  der  Staat 
ist  auch  berufen,  auf  die  Gestaltung  des  Fahrpreises  in  dem  Sinne 
einzuwirken,  daß  in  der  Umgebung  größerer  Städte  zu  besonders 
niedrigen  Fahrpreisen  gefahren  werden  kann,  so  daß  trotz  der  Opfer 
an  Zeit  und  Annehmlichkeit,  die  das  Fahren  erheischt,  eine  Dispersion 
des  Wohnens  der  in  der  Stadt  Berufstätigen  eintreten  kann. 

2.  Durch  Besteuerung,  indem  durch  geeignete  Steuern  das  Zurück- 
halten des  überbauungsfähigen  Bodens  hintangehalten  und  das  Inter- 
esse am  Handel  mit  Boden  vermindert  wird  (insbesondere  Grundsteuern 
nach  dem  gemeinen  Wert  und  Wertzuwachssteuer). 

Aber  erfolgreich  werden  diese  letzten  Maßnahmen  doch  auch  nur 
in  Verbindung  mit  anderen,  die  unmittelbar  auf  die  Erschließung 
von  Baugründen  ausgehen.     Das  sind: 

1.  Maßnahmen  der  Stadterweiterung  durch  frühzeitige  Eingemein- 
dung von  Nachbargemeinden  mit  geeignetem  Baugrund,  rechtzeitige 
Aufstellung  eines  Bebauungsplanes,  Straßenanlage  mit  Rücksicht  auf 
diesen,  Beleuchtung,  Kanalisierung,  Wasserzufuhr,  Vorsorge,  für  Lebens- 
mittelbeschaffung, Bau  von  Markthallen  u.  dgl.  m.  Dinge  die  schließ- 
lich doch  geleistet  werden  müssen,  durch  die  die  Stadt  also  wohl  nur 
hinsichtlich  der  Zinsen  während  des  Werdens  der  neuen  Stadtviertel 
besonders  belastet  wird. 

2.  Ankauf  von  Gelände  durch  die  Gemeinde,  und  zwar  nicht 
bloß  einmal,  sondern  unablässig,  und  Abgabe  derselben  zu  beschränktem 
Eigentum  an  Baulustige.    Wird  durch  solche  Bekämpfung  der  Boden- 
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yerteuerung  die  Erwerbung  des  unentbehrlichen  Bodens  erleichtert^ 
dann  kann  der  Kredit  auch  für  wirkliche  Bautätigkeit  flüssig  gemacht 
werden,  der  jetzt  zur  Eskomptierung  der  zu  erwartenden  Grundrenten- 
Steigerung  und  zur  Liquidierung  der  Gewinne  aus  der  Bodenwert- 
steigerung vom  baulustigen  Käufer  des  Bodens  verwendet  werden  muß. 
Mindestens  die  Vermehrung,  wenn  auch  nicht  schon  unter  allen  Um- 
ständen die  Verbilligung  von  Wohnungen  ist  zu  erwarten,  wenn  für 
den  Boden  statt  20000  nur  5000  Mark  gezahlt  werden  müssen,  weil 
der  Zins   dieser  Differenz   der  Rentabilität   des  Baukapitals   zufließt.^) 

B.  Außer  der  so  angebahnten  Überwindung  der  Bodenmonopol- 
stellung gilt  es,  und  zwar  vor  allem,  wo  damit  immer  noch  kein 
Anreiz  zum  kapitalistischen  Miethausbau  geschaffen  ist,  auch  durch 
Kapitalbeschaffung  die  gemeinnützige  und  private  und  namentlich 
die  genossenschaftliche  Bautätigkeit  zu  unterstützen. 

Solche  Kapitalbeschaffung  ist  nicht  mehr  bloß  ein  sozial-ideales, 
sondern  wieder  ein  eminent  wirtschaftliches  Problem.  Wir  haben 
schon  in  der  Erörterung  der  Einkommenpolitik  und  später  wiederholt 
auf  die  Notwendigkeit  der  Kapitalbildung  hingewiesen  und  gezeigt, 
daß  es  Aufgabe  der  Sozialpolitik  ist,  die  Vermögens-  und  Einkommen- 
Verwendung  zu  beeinflussen.  Das  kann  repressiv  durch  Besteuerung, 
aber  auch  positiv  durch  Steuererleichterungen  geschehen.  Kapital, 
das  minder  rentabeln  Anlagen  im  Interesse  der  Förderung  des  Klein- 
wohnungsbaues zugewendet  wird,  könnte  sozialpolitisch  unbedenklich 
steuerfrei  gemacht  werden,  wie  das  tatsächlich  geschieht  und  mit  Er- 
folg dort,  wo  die  Steuer  hoch  ist  (Osterreich). 

Anderseits  aber  ist  die  progressive  Besteuerung  der  hohen  Ein- 
kommen auch  geeignet,  zur  zwangsweisen  Beschaffung  von  Mitteln  für 
diesen  sozialpolitischen  Zweck  wirksam  zu  sein.  Es  könnte  kaum  eine 
sozialpolitisch  geeignetere  Verwendung  der  Erträgnisse  von  Steuern 
des  großen  Reichtums  stattfinden,  als  in  der  Bildung  eines  Fonds  für 
die  Kreditgewährung  zum  Wohnungsbau.  In  Deutschland  und  Oster- 
reich sind  die  spezifischen  Verwalter  von  Arbeitervermögen,  die  Ver- 
sicherungsanstalten, als  Kreditgeber  für  Arbeiter -Wohnungsbau  tätig 
(vgl.  unten  46.  Kap.). 

Endlich  ist  aber  das  öffentliche  Gemeinwesen  nicht  nur  berech- 
tigt, sondern  verpflichtet,  mit  seinem  Kredit  die  Vermittlung  zwischen 
den  Baulustigen  und  den  Kapitalisten,  die  unmittelbar  für  Baukredit 
nicht  zu  gewinnen  sind,  zu  übernehmen.  Speziell  der  Staat  ist  kraft 
seiner  Steuergewalt  auch  besonders  in  der  Lage,  das  Risiko  solcher 
Kredite,  namentlich  zweiter  und  späterer  Hypotheken,  zu  übernehmen, 
das  ja  niemals   ganz   auszuschalten   ist,    solange   die   Fluktuation   der 


1)  Wodurch  auch  die  Chance,  für  den  Bau  billigeren  Kredit  zu  erlangen, 
größer  wird. 
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Arbeiter  und  die  geschäftliclie  Konjunktur  die  Nachfrage  nacli  Klein- 
wohnungen plötzlich  stark  ändern  können.  Dieses  Risiko  kann  schließ- 
lich aber  durch  obligate  Mietverlustversicherung  erfolgreich  über- 
wunden werden. 

Behufs  Durchführung  dieser  Kreditorganisation,  sei  es  mit,  sei  es 
ohne  staatlichen  Garantiefond,  müßten  besondere  Institute  für  größere 
Bezirke  geschaffen  werden,  zumal  es  sich  um  die  Beschaffung  unkünd- 
barer und  in  langfristigen  Annuitäten   rückzahlbarer  Kredite  handelt. 

C.  Subsidiär,  d.  h.  bei  Unzulänglichkeit  der  vorausgegangenen 
Maßnahmen,  müssen  Staat  und  Stadt  selbst  die  Initiative  ergreifen 
und  den  Wohnungsbau  selbst  durchführen.  Allgemein  wird  anerkannt^ 
daß  namentlich  für  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  staatlicher 
und  städtischer  Arbeiter  und  Beamter  die  Dienstgeber  zu  sorgen 
haben,  und  überdies  muß  die  Stadtgemeinde  schon  aus  verwaltungs- 
technischen Gründen  auf  das  Vorhandensein  von  Ledigenheimen  und 
Logierhäusern  bedacht  sein,  wie  sie  in  London,  Wien,  Mailand,  Char- 
lottenburg, zum  Teil  auf  Stiftungen  fußend,  geschaffen  wurden,  da 
andernfalls  das  Schlafgängerwesen  nicht  energisch  bekämpft  werden 
kann.     Das  berührt  bereits  die 

IL  Aufgabe:  Verbesserung  der  Qualität  der  Wohnungen. 
Die  hier  vorzukehrenden  Maßnahmen  sind  teils  präventive,  teils 
repressive.  Zu  den  letzteren  sind  die  schon  erwähnten  Verbote  der 
Wohnungsbenutzung  und  die  zur  Hintanhaltung  vorschriftswidriger 
Einrichtungen  und  Verhältnisse  notwendigen  Verwaltungsorgane  zu 
rechnen,  vor  aUem  die  zur  Kontrollarbeit  erforderliche  Wohnungs- 
inspektion, im  weiteren  aber  auch  aUe  Verwaltungseinrichtungen, 
die  damit  zusammenhängen  und  in  größeren  Gemeinden  in  einem 
Wohnungsamt  vereinigt  werden. 

Die  vornehmlich  präventive  Einflußnahme  ist  die  normative  Ein- 
wirkung auf  den  Wohnungsbau  in  dem  Bebauungsplan  und  in  der 
Bauordnung. 

Der  Bebauungsplan  setzt  fest,  in  welcher  Weise  die  einzelnen  Teile 
der  zu  bebauenden  städtischen  Gemarkung  vor  sich  zu  gehen  hat,  insbesondere 
ob  in  geschlossener  Bauweise  (Haus  an  Haus)  oder  in  offener  (jedes  Haus  frei- 
stehend) oder  in  halboffener  (Häuser  aneinanderstoßend,  aber  mit  geringer  Höhe 
und  mit  Gärten).  Die  Bauordnung  enthält  die  bautechnischen  Detailnormen  für 
die  verschiedenen  Bauweisen,  besonders  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Feuersicher- 
heit, Hygiene  u.  dgl.  Der  Bebauungsplan  entscheidet  namentlich  über  die  wich- 
tige Frage,  ob  die  Bautätigkeit  sich  in  der  Richtung  des  Kleinwohnungs-,  even- 
tuell Einfamilienhauses  oder  der  Mietskaserne  zu  bewegen  hat.  Der  Streit,  der 
über  die  sozialwirtschaftliche  Zweckmäßigkeit  dieser  beiden  Typen  entbrannt 
ist  (Eberstadt,  Fuchs  für  das  Einzelhaus,  Voigt,  Philippovich  die  Bedenken  gegen 
dasselbe  hervorhebend),  ist  kaum  generell  zu  entscheiden.  Im  Lichte  sozialpolitischer 
Ideale  treten  die  Mängel  der  Mietskaserne  stark  hervor.  So  erwünscht  es  auch 
wäre,  jeder  Arbeiterfamilie  ein  Haus  mit  so  vielen  Räumen  zu  schaffen,  daß 
nicht  mehr  als  zwei  Menschen  in  einem  Raum  schlafen  müssen,  so  ist  in  abseh- 
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barer  Zeit  an  die  Verwirklichung  eines  solchen  Ideals  nicht  zu  denken.  Das  hier- 
für notwendige  Ausmaß  gesellschaftlicher  Produktivkraft  ist  so  groß,  daß  da- 
durch die  Leistungen  auf  ziemlich  allen  anderen  Gebieten  kultureller  Arbeit  be- 
einträchtigt würden.  Um  so  wichtiger  ist  aber  die  Frage,  ob  nicht  wenigstens 
die  dem  weiteren  Menschenzuwachs  entsprechende  Bautätigkeit  im  System  der 
Gartenstadt  möglich  sein  sollte,  ob  die  Mehrkosten  der  Kleinhaus -Wohnungen 
gegenüber  der  Kasernenwohnung  nicht  durch  zweckmäßige  Vereinfachungen 
(schmälere  Straßen  mit  Ausweichstellen,  geringere  Geschoßhöhe,  dünne  Wände 
u.  dgl.)  ohne  Nachteil  für  die  Bewohner  aufgewogen  werden  können. 

Endlich  wäre  die  Tätigkeit  der  Arbeitgeber  auf  diesem  Gebiet 
als  freilicb  bescheidene,  aber  immerhin  wertvolle  Ergänzung  auch  an 
dieser  Stelle  hervorzuheben  (oben  S.  324). 

In  einzelnen  Fällen  sind  äußerst  verdienstvolle  Massenbauten  so  zustande 
gekommen,  so  die  Gartenstadtanlagen  in  Port  Sunlight  und  Bourneville  (aller- 
dings nur  zum  kleineren  Teil  für  Arbeiter  des  Stifters  Cadbury),  in  Deutschland 
außer  den  Kruppischen  die  Anlagen  der  Höchster  Farbwerke,  neuestens  das  Berg- 
arbeiterdorf Gieschewald  (Schlesien),  in  dem  um  5  Millionen  Mark  mit  einer 
Reihe  von  Verwaltungsgebäuden  für  rund  1000  Arbeiter  Unterkunft,  danmter 
600  Familienhäuser,  geschaffen  wurde,  u.  v.  a. 
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VI  Der  Kampf  um  Erwerb. 

Neununddreißigstes  Kapitel. 

Das  Recht  auf  Arbeit. 

Die  menschliche  Gesellschaft  kann,  auf  einer  gewissen  Kulturstufe 
angelangt,  nur  bestehen,  wenn  die  Individuen  arbeiten.  Das  scheint 
vor  allem  auf  eine  Pflicht  zur  Arbeit  hinzuweisen.  Tatsächlich  tritt 
jedoch  dieses  Problem  vollständig  in  den  Hintergrund  gegenüber  der 
Idee  eines  Rechtes  auf  Arbeit.  Zwar  ist  dieses  Recht  auf  Arbeit 
nichts  weniger  als  klar.  Es  besteht  sowohl  hinsichtlich  des  Inhaltes, 
als  hinsichtlich  der  Begründung  dieser  Rechtsidee  eine  reiche  Mannig- 
faltigkeit der  Auffassungen.  In  der  Mehrzahl  der  literarischen  Be- 
handlungen ist  sie  überhaupt  keine  primäre  Rechtsidee,  sondern  tritt 
als  Konsequenz  der  Anerkennung  des  Rechts  auf  Existenz  auf.    Aber 
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das  hinderte  niclit,  daß  das  Recht  auf  Arbeit  als  Naturrecht  ver- 
fochten wurde.  „Wir  haben  Jahrhunderte  über  Menschenrechte  ge- 
faselt, schrieb  Fourier,  ohne  daran  zu  denken,  das  allerwesentlichste, 
das  Recht  auf  Arbeit,  ohne  welches  die  anderen  nichts  sind,  anzuer- 
kennen/^    (Theorie  de  l'unite  universelle  IL  181.) 

Diese  Auffassung  ist  freilich  nicht  haltbar.  Das  Recht  auf  Arbeit 
könnte,  wie  immer  es  auch  konstituiert  und  formuliert  würde,  immer 
nur  eine  historische  Kategorie  sein.  Es  kann  immer  nur  gedacht 
werden  als  ein  Recht,  das  der  Staat  gewährt,  es  hat  also  die  Existenz 
des  Staates  zur  Voraussetzung  und  ist  als  subjektives  Recht  auch 
wieder  nur  gegen  den  Staat  gerichtet.  Voraussetzung  für  eine  Reali- 
sierbarkeit dieses  Rechts  ist  danach  aber  eine  Entwicklungsstufe  des 
Staates,  die  diesen  bereits  als  fähig  zur  Erfüllung  der  ihm  aus  diesem 
Recht  erwachsenden  Pflicht  erkennen  läßt. 

Eine  andere  Frage  ist  die,  wie  weit  überhaupt  das  Interesse  an 
einem  solchen  Recht  erst  ein  Produkt  der  Entwicklung  von  Wirt- 
schafts- und  Rechtsordnungen  ist.  Ohne  weiteres  ist  klar,  daß  eine 
bestimmte  Verfassung  des  Arbeitsverhältnisses  gegeben  sein  muß,  um 
das  Interesse  an  einer  solchen  Rechtsdeklaration  zu  beojründen.  Wo 
der  Arbeiter  unfrei  war,  wo  er  selbst  Wertobjekt  war,  an  dessen 
Bestand  der  Eigentümer  interessiert  war,  da  war  es  nicht  der  Arbeiter, 
der  um  seine  Existenz  zu  bangen  brauchte.  So  hatte  auch  der 
Arbeitssklave  der  Antike  keinesfalls  Ursache,  nach  Arbeit  zu  rufen. 
Für  die  große  Masse  von  ihnen  fehlte  es  ja  zudem  nicht  an  Arbeit. 
Und  für  den  verarmten  Freien  kam  die  Arbeit  als  Objekt  einer  For- 
derung nicht  in  Frage  (vgl.  4.  u.  10.  Kap.).  Auch  das  Mittelalter  zei- 
tigte in  europäischen  Kulturländern  keine  Ursache,  die  diese  Forde- 
rung notwendig  gemacht  hätte.  Solange  Grund  und  Boden,  die  in  der 
Verfügungsgewalt  der  Dorfgemeinde  oder  eines  Grundherrn  standen, 
noch  reichlich  genug  für  die  Betätigung  von  Arbeitskräften  vergeben 
werden  konnten,  war  ja  gleichfalls  eine  Gefährdung  der  Existenz 
Arbeitswilliger  durch  Arbeitsmangel  nicht  gegeben.  Gerade  auch  in 
der  Epoche  des  vollständigen  Weggegebenseins  aUes  Bodens  (nulle 
terre  sans  seigneur!),  in  der  Epoche  des  Feudalismus  änderte  sich- das 
nicht.  Die  materiellen  Verhältnisse  des  hörigen  Arbeiters  waren  stets 
derartige,  daß  die  aHfällige  Not  nicht  vom  Mangel  an  Arbeit  her- 
rührte, sondern  von  Mißernten,  schweren  Fronlasten  u.  dgl. 

Erst  mit  der  vollständigen  Abtrennung  zahlreicher  Teile  der 
(namentlich  städtischen)  Bevölkerung  von  dem  Boden,  mit  der  stär- 
keren Verdrängung  der  Naturalwirtschaft  stellten  sich  in  den  Städten 
vor  allem  die  Voraussetzungen  für  die  Existenzlosigkeit  infolge  Fehlens 
von  Arbeitsgelegenheit  ein.  Die  Armenpflege  und  Armengesetzgebung 
mußte  sich  mit  den  Arbeitsfähigen  zu  beschäftigen  beginnen,  und  das 
geschah,  wie  gezeigt  wurde,  im  Laufe  des  X VI.  Jahrhunderts  schon  etwas 
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systematischer.  Man  begann  mit  der  Arbeitsnachweisung  für  bedürftige 
Arbeitsfähige  (so  in  Nürnberg  1522).  Die  prinzipiell  bedeutsamste 
gesetzgeberische  Tat  war  das  Armengesetz  der  Königin  Elisabeth  von 
1601,  das  die  Armenaufseher  beauftragte,  Personen,  denen  es  an  Ver- 
mögen oder  Broterwerb  gebricht,  Arbeit  zu  geben  und  zu  diesem 
Zwecke  von  allen  Grundherren  ihres  Kirchspieles  eine  zur  Beschaffung 
von  Hanf,  Flachs,  Wolle,  Eisen  oder  anderem  Arbeitsmaterial  genü- 
gende Steuer  zu  erheben.  Freilich,  eine  Formulierung  des  Rechts  auf 
Arbeit  war  damit  ebensowenig  erfolgt,  wie  auch  aus  gewissen  prak- 
tischen Einrichtungen  auf  das  Vorhandensein  dieser  Rechtsidee  nicht 
geschlossen  werden  darf.  Die  Unterstützung  der  wandernden  Hand- 
werksgesellen durch  die  Meister  oder  die  Gesellenschaft  eines  Hand- 
werks oder  auch  beide  zusammen,  war  zum  größten  Teil  eine  Ein- 
richtung, die  ihre  Entstehung  dem  Umstände  verdankt,  daß  man  dem 
in  einer  Stadt  vergeblich  Arbeit  suchenden  Gesellen  weiterhelfen 
woUte. 

Es  waren  das  die  ersten  Äußerungen  eines  mehr  oder  minder 
bewußten  Gefühls  dafür,  daß  die  Gesamtheit  als  organisiertes  Ganzes 
dabei  mitwirken  muß,  jedem  einzelnen  seinen  Platz  zuzumessen,  von 
dem  aus  er  zum  Leben  und  Gedeihen  der  Gesellschaft  sein  Scherflein 
beitragen  kann,  um  selbst  leben  zu  können.  Die  grausame  Behand- 
lung der  von  ihren  Höfen  im  XV.  Jahrhundert  vertriebenen  englischen 
Bauern  kontrastierte  freilich  mit  diesen  schwachen  Symptomen  solches 
sozialen  Bewußtseins  arg  genug,  und  mit  anderen  ähnlichen  Tatsachen, 
so  vor  allem  der  rücksichtslosesten  polizeilichen  und  strafrechtlichen 
Verfolgung  der  Vagabondage  bis  ins  XIX.  Jahrhundert  —  in  Frank- 
reich bis  1777  mit  Galeerenstrafe  bedroht  und  geahndet  —  werden 
jene  spärlichen  Lichter  des  Verständnisses  alsbald  gerade  mit  fort- 
schreitender Vergesellschaftung  immer  bedeutungsloser  in  der  vor- 
herrschenden Finsternis  der  Verständnislosigkeit  für  die  sozialwirt- 
schaftliche Bedingtheit  der  Arbeitslosigkeit,  der  Vagabondage  und  der 
Verkommenheit. 

Die  wachsende  Not  und  das  Elend  großer  Massen  lenkte  die  Auf- 
merksamkeit der  Denkenden  auf  sich.  Der  französische  Abbe  Morelly 
forderte  1755  unumwunden  Unterhalt  und  Beschäftigung  jedes  Bürgers 
auf  öffentliche  Kosten;  aber  eine  größere  Rolle  begann  das  Recht  auf 
Existenz  mit  allen  Konsequenzen  erst  zu  spielen,  als  die  Ausarbeitung 
der  Erklärung  der  Menschenrechte  in  der  Revolutionsbewegung  in 
Angriff  genommen  wurde.  Da  machten  die  Abgeordneten  Target  and 
Malonet,  sich  stützend  auf  ergreifende  Schilderungen  der  betrübenden 
Lage  der  Armen  und  Besitzlosen,  Vorschläge  auf  Beseitigung  der 
Arbeitslosigkeit,  denen  der  Gedanke  zugrunde  lag,  daß  dem  Individuum 
ein  subjektives  Recht  auf  Existenzgrundlagen  gegenüber  dem  Staat 
nicht    aberkannt   werden    dürfte.      Aber   erst   als    1790    die    Not    des 
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Volkes  sich  vergrößerte,  ging  man  an  die  Erriditung  von  National- 
werkstätten, die  freilicli  nicht  den  erhofften  Erfolg  hatten.  Dennoch 
setzte  sich  Robespierre  selbst  für  die  Deklaration  des  Rechts  auf 
Existenz  ein  und  mit  der  Konstitution  von  1793  kam  sie  auch  zu- 
stande.^) Dieses  Recht  aber  war  ebenso  kurzlebig  wie  die  Konstitu- 
tion, es  fiel  mit  dieser  am  22.  Aug.  1795.  Die  Idee  stieg  aber  aus  der 
Versenkung  wieder  empor,  als  das  Massenelend  innerhalb  der  franzö- 
sischen Arbeiterschaft  wieder  einen  hohen  Grad  erreicht  hatte.  1831 
trugen  die  Arbeiter  durch  die  Straßen  von  Paris  Fahnen,  auf  denen 
die  Worte  standen  „Du  pain  ou  la  mort!"  und  ,^De  Fouvrage  et  du 
pain!"  war  der  allgemeine  Ruf,  freilich  wieder  ohne  einen  größeren 
Erfolg,  als  daß  das  Problem  der  besseren,  planmäßigeren  „Organisation 
der  Arbeit"  zur  Diskussion  gestellt  ward.  Aber  als  dann  neuerdings  die 
wirtschaftliche  Not  über  die  Arbeiter  furchtbar  hereinbrach,  im  Jahre 
1848,  wurde  mit  dem  Sturze  des  Juli-Königtums  die  Volksregierung 
vor  die  Notwendigkeit  gestellt,  dem  Rufe  nach  Arbeit  Folge  zu  geben. 
Das  Dekret  vom  25.  Februar  1848  versprach,  die  Existenz  der  Arbeiter 
durch  die  Arbeit  zu  verbürgen.  Allein  die  Art,  wie  man  die  Ver- 
wirklichung in  die  Wege  leitete,  erwies  sich  im  Laufe  dieses  soge- 
nannten Versuches^)  als  vollständig  verfehlt.  «Dennoch  war  das 
Schicksal  der  Idee  mit  dem  Sieg  der  Bürger -Republik  und  ihrem 
finanzaristokratischen  Gefolge  in  der  Junischlacht  noch  nicht  besiegelt, 
sondern  für  das  neuerliche  Verschwinden  dieser  Rechtsdeklaration 
war  die  Furcht  vor  dem  Staatskollektivismus  entscheidend,  die  bei 
der  Verfassungsberatung  aufkam.  Namentlich  Proudhon  hat  dazu  bei- 
getragen, die  Meinung  zu  bestärken,  daß  mit  der  Anerkennung  solcher 
Ansprüche  der  Arbeiter  der  Staat  unaufhaltsam  immer  mehr  selbst 
Unternehmer  werden  müsse. 

In  Deutschland  hat  zwar  die  preußische  Gesetzgebung  (1794)  mit 
einem  schwachen  Anklang  an  das  Recht  auf  Arbeit  im  preußischen 
Landrecht  die  Zuweisung  von  Arbeit  an  Arme  zwecks  deren  Unter- 
stützung angeordnet,  aber  im  übrigen  blieb  das  Schicksal  des  Rechts 
auf  Arbeit  hier  ganz  in  der  theoretischen  Erörterung  stecken. 

Für  die  moderne  Sozialpolitik  ist  das  Recht  auf  Arbeit  von  allen 
naturrechtlichen  Voraussetzungen  zu  trennen.  Damit,  daß  es  als  natür- 
liches Menschenrecht  nicht  anerkannt  werden  kann,  ist  über  die  Idee 
selbst  noch  kein  Urteil  gesprochen.     Ist  es  kein  natürliches  Recht, 


1)  In  dem  Artikel  21:  Las  secours  publics  sont  une  dette  sacree.  La  societ^ 
doit  la  subsistance  aux  citoyens  malheureux,  soit  en  leur  procurant  du  travail, 
soit  en  assurant  les  moyens  d'exister  ä  ceux  qui  sont  liors  d'etat  de  travailler. 

2)  Louis  Blancs  Idee  war  die  Bildung  von  Arbeiterproduktivgenossen- 
-scliaften  in  staatlichen  Werkstätten  (ateliers  sociaux);  was  von  der  provisorischen 
Regiening  1848  angeblich  im  Anschluß  an  L.  Blanc  geschaffen  wurde,  war  eine 
Art  Notstandsarbeit  (ateliers  nationaux). 
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so  wird  es  doch  ein  gesellscliaftlicli  bedingtes  sein  können^  d.  h.  auf 
einer  gewissen  Stufe  gesellschaftliclier  Entwicklung  erweist  sich  die 
Anerkennung  eines  Anspruches  der  Individuen  im  Sinne  dieser  Rechts- 
idee als  notwendiges  Korollar  der  Gesundheit  des  Gesellschaftskörpers. 
Allerdings  setzt  das  voraus,  daß  die  existierenden  Individuen,  die 
Glieder  einer  Gesellschaft  sind,  als  existenzberechtigt  anerkannt  werden. 
Und  insofern  hat  man  es  in  der  Anerkennung  eines  Anspruches  auf 
Arbeit  —  dessen  Hintergedanke  im  sozialpolitischen  Sinne  vernünf- 
tigerweise immer  nur  die  Existenz  auf  der  Basis  des  Arbeitsverdienstes 
sein  kann  —  mit  einem  Kulturideal  zu  tun.  Wissenschaftlich  be- 
weisbar ist  das  Recht  auf  Arbeit  daher  ebenso  wenig  als  irgend  ein 
anderes  der  sogenannten  Naturrechte. 

Also  erste  Voraussetzung  für  die  Probleme,  die  sich  an  die  Idee 
des  Rechts  auf  Arbeit  knüpfen,  ist  die  kulturell  bedingte  Anerken- 
nung des  Rechts  auf  Existenz,  und  die  zweite  ist  das  gleichfalls 
kulturpolitische  Postulat,  daß  diese  Existenz  auf  einer  dem  Kultur- 
niveau entsprechenden  Basis  gesichert  werde.  Alles  weitere  ist  wieder 
eine  Frage  der  Zweckmäßigkeit. 

Mit  dem  Recht  auf  Arbeit  ist  auf  der  erreichten  Stufe  der  Wirt- 
schafts- und  Rechtsordnung  einerseits,  der  Technik  anderseits  zunächst 
nichts  anderes  statuiert  als  der  Anspruch,  daß  auf  irgend  eine  Weise 
die  Arbeitskraft  in  eine  Verbindung  mit  Kapital  und  Natur  dementen 
gebracht  wird.  Dem  Recht  auf  Arbeit  entspricht  also  eine  Pflicht  aller 
derjenigen,  die  die  Verfügungsgewalt  über  die  anderen  Produktions- 
mittel haben,  diese  zur  Betätigung  der  Arbeitskraft  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Die  Grundidee  des  Liberalismus,  welche  das  Recht  auf 
Existenz  anerkannt  hat,  führt  daher  auf  diesem  Wege  selbst  zu  einer 
logisch  notwendigen  Einschränkung  der  absoluten  Freiheit  des  Indi- 
viduums in  der  Verfügung  über  sein  Eigentum.  Es  ist  logisch  gar 
nicht  notwendig,  daß  der  Staat  selbst  und  als  solcher  den  Arbeiter 
seinem  Anspruch  entsprechend  beschäftigt,  er  hat  vielmehr  nur  dafür 
zu  sorgen,  daß,  wie  Ahrens  das  formuliert  hat,  jeder  Mensch  im  Staate 
die  notwendigsten  Bedingungen  der  Erhaltung  des  Lebens  gewährt 
erhalte.  Das  kann  der  Staat  Arbeitswilligen  gegenüber  schon  dadurch 
erreichen,  daß  er  den  Eigentümern  der  übrigen  Produktionsmittel  die 
Pflicht  auferlegt,  die  Betätigungsmöglichkeit  für  Arbeitswillige  zu 
schaffen. 

Hat  nicht  aber  ebenso  der  Bodenbesitzer  einen  sozial  und  histo- 
risch bedingten  Anspruch  auf  Verwertung  seines  Bodens?  der  Kapital- 
besitzer ein  Recht  auf  Verwertungsgelegenheit  für  sein  Kapital? 
Theoretisch  ist  das  im  Sinne  einer  sozialen  Verwertung  gewiß  denkbar. 
Aber  dieser  Anspruch,  wenn  er  formuliert  würde,  könnte  niemals  auf 
eine  Stufe  mit  dem  Recht  auf  Arbeit  gestellt  werden:  Wohl  hat  die 
Gesellschaft  ein  Interesse  an  der  Existenz  von  Kapital,  aber  nur  unter 
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der  Voraussetzung^  daß  es  gesellschaftlich  zweckmäßig  verwertet  wird. 
Fehlt  die  Verwertungsgelegenheit  in  diesem  Sinne ^  dann  fehlt  auch 
das  Interesse  an  seiner  Existenz.  Das  Kapital  ist  nicht  Selbstzweck^ 
sondern  Mittel  zum  Zwecke.  Anders  der  Mensch^  er  ist  —  einmal 
in  die  Welt  gesetzt  —  Yom  Standpunkte  der  Kulturideale  aus  Selbst- 
zweck. Nun  kommt  überdies  ja  die  Verwirklichung  des  Rechtes  auf 
Arbeit  mit  solchen  allenfalls  konstruierten  Ansprüchen  auf  Verwertung 
von  Kapital  und  Boden  viel  weniger  in  Konflikt^  als  es  aufs  erste 
scheint.  Die  Pflicht^  Boden  oder  Kapital  verfügbar  zu  machen,  würde 
ja  nur  jenen  gegenüber  in  Anspruch  zu  nehmen  sein,  die  eines  dieser 
Elemente  besitzen  und  nicht  schon  zur  Beschäftigung  von  Arbeits- 
kräften, also  auch  in  der  Regel  zur  Werteerzeugung  verwenden.  Also 
kommt  ein  Zwang  zur  Erfüllung  dieser  Pflicht,  namentlich  im  Hin- 
blick auf  das  Selbstinteresse  der  Kapital-  und  Bodenbesitzer  an  der 
Verwendung  von  Arbeitern  nur  subsidiär  in  Frage,  nur  insoweit 
das  freie  Unternehmertum  nicht  schon  selbst  die  Zusammenführung 
von  Arbeit,  Boden  und  Kapital  besorgt.  Und  innerhalb  dieser  sub- 
sidiären Notwendigkeit  ist  die  sozusagen  vorübergehende  Expropriation, 
die  dem  Staat  hinsichtlich  unbenutzten  Bodens  und  untätigen  Kapitals 
zuzusprechen  wäre,  auch  wieder  das  letzte  Mittel,  vor  dem  andere 
noch  in  Frage  kommen. 

Das  Recht  auf  Arbeit  muß  inhaltlich  auf  die  Gewährung  einer 
die  Existenz  ermöglichenden  Arbeitsgelegenheit  gerichtet  sein,  und  das 
kann  unter  Umständen  auch  Arbeit  sein,  die  auf  die  Bedarfsbefriedigung 
der  Arbeitverlangenden  selbst  gerichtet  ist,  und  damit  ist  auch  jenes 
oft  geltend  gemachte  Bedenken  beseitigt,  daß  die  Verwirklichung  des 
Rechts  auf  Arbeit  gleichbedeutend  sei  mit  einem  Sprung  in  den 
Staatskollektivismus.  Was  die  Qualität  der  zu  schaffenden  Arbeits- 
gelegenheit anlangt,  ist  nur  ein  Postulat  unbedingt  zu  erfüllen:  die 
Arbeitsleistung  muß  Wert  haben  für  irgendwelche  Teile  der  Gesell- 
schaft, sie  muß  gesellschaftlichen  Nutzen  bewirken.  Wenn  es  nur 
ein  realer  Nutzen  ist,  der  Arbeitserfolg  muß  nicht  unter  allen  Um- 
ständen Marktwert  haben.  Das  weitere  darüber  sind  bereits  spezielle 
Fragen  eines  der  Probleme  der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 

Gegen  das  Recht  auf  Arbeit  wird  u.  a.  auch  eingewendet,  daß  seine  Yer- 
wirklichung  mit  dem  freien  Arbeitsvertrag  und  der  Freizügigkeit  unvereinbar 
wäre.  Denn  die  notwendige  Ergänzung  müßte  die  Pflicht  des  Arbeitsbedürftigen 
zur  Annahme  der  ihm  vom  Staate  oder  dem  sonstigen  Organ  zugewiesenen 
Arbeitsgelegenheit  sein  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  Arbeitsort  und  Arbeitsart 
(v.  d.  Borght).  Der  Einwand  ist  gänzlich  unhaltbar,  da  grundsätzlich  gar  kein. 
Hindernis  besteht,  das  Recht  auf  Existenz  als  ein  verwirkbares  subjektives 
Recht  zu  formulieren,  so  daß  der  Anspruch  nur  darauf  gerichtet  wäre,  Arbeits- 
gelegenheit zu  erhalten.  Dieser  Pflicht  des  Staates  brauchte  keineswegs  ein 
Zwang  zur  Annahme  der  Arbeit  als  Korrelat  gegenübergestellt  zu  werden. 

Die  Lösung  des  Problems   ist  gewiß  leicht  doktrinär  verfahrbar. 
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Auf  die  Durchführung  kommt  ebenso  viel  an  wie  auf  die  Formulie- 
rung. Die  Verwirklichung  des  viel  geschmähten  und  viel  umstrittenen 
Rechtes  auf  Arbeit  erweist  sieb  in  der  Praxis  als  ein  Komplex  von 
sozialpolitischen  Verwaltungsaufgaben,  die  nicht  nur  nichts  spezifisch 
Sozialistisches  an  sich  tragen,  sondern  geradezu  dem  privaten  Unter- 
nehmertum förderlich  sind.  Erfüllbar  sind  diese  Aufgaben  kaum 
anders  als  unter  Mitwirkung  der  öffentlichen  Verwaltung.  Ob  der 
Staat  oder  eine  Gemeinde  oder  eine  andere  öffentlich-rechtliche  Körper- 
schaft als  Träger  der  dem  subjektiven  Recht  entsprechenden  Pflichten 
bestimmt  werden,  ist  eine  Frage  der  Durchführung,  nicht  des  Prinzips. 
Zweckmäßigkeiten  entscheiden  darüber.  Nur  wird  nicht  darauf  ver- 
zichtet werden  können,  daß  die  staatliche  Gewalt  für  das  Vorhanden- 
sein jener  Einrichtungen  Sorge  trägt,  deren  Funktionen  den  praktischen 
Inhalt  des  Rechts  auf  Arbeit  bilden:  Fürsorge  für  die  Erwerbslosen 
1.  durch  Ermittlung  und  Bekanntgabe  der  vorhandenen  Arbeitsge- 
legenheiten, 2.  durch  Beschaffung  solcher  und  endlich  3.  wieder  sub- 
sidiär durch  Existenzsicherung,  wo  die  beiden  ersten  versagen. 

Literatur:  Hdwb.  d.  Stw.  Artikel  Recht  auf  Arbeit  (Adler).  Herkner, 
Studien  zu  Fortbildung  des  Arbeitsverhältnisses  Arch.  f.  Soz.  Ges.  V.  Bd. 
Menger,  Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  Aufl.,  1891.  Prochownik, 
Das  angebliche  Recht  auf  Arbeit,  1891.  Mutasoff,  Das  Recht  auf  Arbeit,  1897. 
Wullschleger,  Das  Recht  auf  Arbeit  in  der  Schweiz,  Schweiz-Bl.  f.  Wirtsch.  u. 
Soz.-Pol.  I.  Schäppi,  Das  Recht  auf  Arbeit  und  der  Kampf  gegen  die  Arbeits- 
losigkeit, 1897. 

Vierzigstes  Kapitel. 

Sozialpolitische  Gestaltung  des  Arbeitsnachweises. 

Schon  im  Rahmen  der  primitiveren  Arbeitsmarktverhältnisse  des 
zünftlerischen,  und  zwar  schon  des  mittelalterlichen  Handwerks  hatte 
sich  an  vielen  Orten  eine  regelrechte  Organisation  des  Arbeitsnach- 
weises entwickelt,  insofern  es  nicht  mehr  bloß  dem  zuwandernden 
arbeitsuchenden  Gesellen  überlassen  blieb,  sich  um  eine  Arbeitsge- 
legenheit umzuschauen,  sondern  nach  Maßgabe  einer  vom  Handwerk 
oder  auch  bloß  vom  Gesellenverband  festgesetzten  Ordnung  die  Zu- 
weisung von  Arbeit  (eventuell  durch  den  „üertengesellen^')  vor  sich 
zu  gehen  hatte.  Aber  überwiegend  geschah  die  Arbeitsbeschaffung 
in  der  primitiven  Form  der  „Umschau'^,  die  sich  bis  heute  erhalten 
hat:  der  Arbeiter  geht  von  einer  Betriebsstätte  zur  andern,  um  sich 
nach  Arbeitsgelegenheit  zu  erkundigen.  Die  umlagerten  Tore  der 
Fabrikanlagen  beweisen  allenthalben,  daß  und  wie  sehr  diese  Form  des 
Stellensuchens  noch  heute  verbreitet  ist.  Ja  in  vielen  Gewerben,  ab- 
gesehen vom  Fabrikbetrieb,  herrscht  sie  weit  vor  (Jastrow). 

Daneben  hat  sich  für  manche  Berufe  und  gewisse  Kategorien 
höher  gezahlter  Arbeitskräfte   eine  andere  Form   entwickelt,  die   dem 

22* 


340  Der  Kampf  um  Erwerb. 

Arbeitsuclienden  zum  Ziel  yerhelfen  soll  und  kann:  die  Zeitungs- 
annonce. Sie  ist  insofern  schon  eine  höhere  Stufe^  als  der  Arbeit- 
suchende hierin  auch  auf  ein  gewisses  Maß  von  Bemühung  der 
Arbeitgeber  rechnen  kann,  sofern  auch  diese,  also  nicht  bloß  die 
Arbeitsuchenden,  Annoncen  aufgehen.  Weder  bei  der  Umschau  noch 
bei  der  Annonce,  speziell,  wenn  sie  der  Arbeitnehmer  einrücken  läßt, 
hat  man  es  mit  einem  unserem  komplizierten  Gesellschaftsorganismus 
entsprechenden  Vermittlungs Vorgang  zu  tun.  Was  immer  an  wirk- 
licher Besetzung  von  Arbeitsstellen  auf  diesem  Wege  geleistet  wer- 
den mag,  es  sind  unzeitgemäße  Methoden,  denen  für  einzelne  Berufs- 
zweige vielleicht  noch  eine  gewisse  Berechtigung  zukommen  mag, 
die  aher  so  schwere  Mängel  an  sich  tragen,  daß  das  Streben,  sie 
durch  andere  zu  verdrängen,  nur  ganz  natürlich  war.  Nicht  nur  die 
oft,  ja  sogar  meist  vergeblich  aufgewendeten  Kosten  kommen  in  Be- 
tracht, auch  die  ungünstige  Position  gegenüber  dem  Arbeitgeber 
wird  durch  dieses  unvermittelte  Werben  verschlechtert,  und  die  Er- 
folglosigkeit bestimmt  den  Arbeitsuchenden,  wenn  er  in  solcher 
Isoliertheit  bleibt,  nur  allzu  leicht,  seine  Arbeitskraft  zu  Schleuder- 
preisen loszuschlagen.  Die  Umschau  wirkt  gewissermaßen  multipli- 
zierend auf  das  Arbeitsangebot,  sie  täuscht  den  Anschein  vor,  als 
sei  jede  Arbeitstelle  von  einer  Vielheit  von  Arbeitsuchenden  um- 
worben (Oldenburg).  Für  die  große  Masse  der  Arbeiter  ist  die 
Zeitungsannonce  als  zu  kostspielig  überhaupt  nicht  verwendbar.  Kost- 
spielig (wenngleich  nicht  in  Bargeld)  ist  aber  natürlich  auch  die 
Umschau,  und  es  kann  darüber  wohl  kaum  ein  Zweifel  aufkommen, 
daß  das  Werben  um  Arbeitsmöglichkeit  für  den  in  seinen  Erwerbs- 
verhältnissen ohnehin  so  schlecht  gestellten  Arbeitswilligen  nicht  mit 
materiellen  Opfern  verbunden  sein  darf. 

Das  ist  auch  ein  Hauptmoment,  das  gegen  die  individualistischste 
Form  der  Stellenvermittlung,  gegen  die  gewerbsmäßige  einzuwenden 
ist,  abgesehen  davon,  daß  noch  eine  Reihe  anderer  Mißstände^)  gegen 
diese  Form  spricht,  namentlich  die,  daß  der  gewerbsmäßige  Arbeits- 
vermittler an  regem  Stellenwechsel  interessiert  ist  und  in  diesem 
Sinne  sein  Geschäft  betreibt,  so  daß  er  sogar  beschäftigte  Arbeits- 
kräfte aus  Gegenden,  in  denen  sie  benötigt  werden,  durch  Agenten 
zur  Auswanderung  bestimmen  läßt,  vielleicht  durch  vage  Ver- 
sprechungen u.  dgl. 

Die  Ausbeutungen  bösester  Art,  die  auch  strafrechtlich  verfolg- 
bare Handlungen  nicht  scheuen,  um  zum  Ziel  zu  gelangen,  haben 
wohl  in  verschiedenen  Staaten  zur  Reglementierung  des  gewerbs- 
mäßigen Vermittlungswesens   geführt,    so    namentlich   in  Frankreich, 


1)  Reiches  Material,  das  die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung  belastet,  in 
der  Druckschr.  „Die  Arbeitsvermittlung  in  Österreich",  1898,  S.  77. 
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WO  es  besonders  entwickelt  ist,  in  Österreich  und  Deutschland;  aber 
selbst  bei  noch  so  tadelloser  Führung  solcher  Geschäfte  kann  diese 
Form  der  Arbeitsvermittlung  von  sozialpolitischen  Gesichtspunkten 
aus  nicht  befriedigen. 

Nun  ist  die  Arbeitsvermittlung  allerdings  kein  spezifisch  sozial- 
politisches Problem,  ihr  Funktionieren  liegt  keineswegs  nur  im  Inter- 
esse der  Arbeitnehmer,  wenngleich  nach  der  Lage  der  Dinge  die 
Arbeitnehmer  in  ihren  Existenzbedingungen  weit  mehr  davon  ab- 
hängen als  die  Arbeitgeber.  Wie  gr.oß  das  Interesse  dieser  an  der 
Organisation  der  Arbeitsvermittlung  ist,  beweist  die  Tatsache,  daß  sie 
selbst  zur  Organisierung  schreiten,  wo  die  bestehende  Form  ihren 
Bedürfnissen  nicht  entspricht.  Freilich  ist  dieses  Interesse  der  Arbeit- 
geber an  der  Arbeitsvermittlung  auch  ein  soziologisches  Phänomen, 
es  ist  gerade  durch  den  sozialpolitischen  Fortschritt  für  sie  erst 
aktuell  geworden.  Die  zunehmende  Befreiung  der  Arbeiterklasse  aus 
Abhängigkeiten  ist  der  letzte  Grund  dafür,  daß  den  Unternehmern 
die  Aufgabe  heute  zufällt,  sich  um  die  Beschaffung  von  Arbeitskräften 
zu  bemühen.  Die  Änderung  gegenüber  früheren  Zeiten  ist,  wenn  wir 
an  die  Landwirtschaft  denken,  in  der  das  Problem  besonders  akut 
geworden  ist,  anfänglich  durch  das  Aufhören  der  Untertänigkeits- 
beziehungen und  in  neuerer  Zeit  durch  die  Hebung  des  Lebensniveaus, 
der  Lohnansprüche  der  Arbeiter  u.  dgl.  eingetreten.  Auch  die  Ab- 
neigung gegen  gewisse  Arbeiten  und  Verwendungen  erschwert  die 
Arbeiterbeschaffung,  wofür  nicht  nur  in  der  Landwirtschaft,  sondern 
ebenso  im  Kohlenbergbau  manche  Symptome  sprechen. 

Für  die  Sozialpolitik  kommt  die  Arbeitsvermittlung  nur  hin- 
sichtlich ihrer  Wirksamkeit  im  Interesse  der  sozialpolitischen  Ziele 
in  Frage.  Von  diesen  aus  sind  die  verschiedenen  Organisationsformen 
sehr  verschieden  zu  beurteilen.  Die  vorhin  erwähnten  drei,  sozusagen 
individualistischen  Formen  kommen  nicht  weiter  in  Betracht.  Sie 
kommen  mit  in  Frage,  sofern  die  Gesellschaft  ihrer  Pflicht  für  die 
Arbeitsvermittlung  zu  sorgen  nachgekommen  ist,  neben  der  kollek- 
tiven Einrichtung  und  können  da  die  heilsame  Wirkung  ausüben,  daß 
der  öffentliche  kollektive  Arbeitsnachweis  vor  der  Gefahr  der  Bureau- 
kratisierung  bewahrt  bleibt.  Aber  die  Tatsache,  daß  ein  gewerblicher 
Arbeitsnachweis  funktioniert,  kann  die  Aufgabe  der  Gesamtheit  nicht 
beseitigen,  die  Möglichkeit  der  Arbeitsbeschaffung  in  der  denkbar  voll- 
kommensten Weise  zu  bieten.  Auch  die  Organisation  des  Arbeits- 
nachweises von  GeseUschafts  wegen  ist  ein  Korollar  für  die  Aufrecht- 
erhaltung eines  gewissen  Maßes  individueller  Verantwortlichkeit.  Hier 
sind  noch  die  bedenklichsten  Lücken  in  der  Organisation  des  Wirt- 
schaftslebens. Es  ist  ohnehin  streng  genug,  daß  dem  Individuum  die 
Verantwortlichkeit  dafür  zugeschoben  werden  muß,  frühzeitig  schon 
sich  für  die  Bahn  zu  entscheiden,  auf  der  es  später  die  Existenzbasis 
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finden  kann.  Ist  doch  die  Aussicht,  mit  dieser  Entschließung  zu  Er- 
folg zu  gelangen,  durch  gesamtwirtschaftliche  Zustände  bedingt.  Be- 
dingt mindestens  schon  durch  die  Zahl  derjenigen,  die  den  gleichen 
Weg  einschlagen.  Wenn  wir  diese  soziale  Bedingtheit  des  Erfolges 
bei  dem  ernstesten  Wollen  und  dem  energischsten  Streben  bedenken, 
liegt  es  wohl  nahe,  daß  man  die  Aufgabe  der  Gesellschaft  mit  der 
Schaffung  von  Einrichtungen  zur  „Unterbringung"  vorhandener  Arbeits- 
kräfte in  einem  gegebenen  Augenblicke  gar  nicht  für  abgetan  halten 
kann,  sondern  daß  man  darüber  hinaus  wohl  immer  mehr  zur  An- 
erkennung einer  Aufgabe  des  Gemeinwesens  gelangt,  die  Orientierung 
über  die  Zweckmäßigkeit  der  Berufswahl  zu  erleichtern,  soweit  das 
im  Rahmen  der  Möglichkeit  liegt. 

Die  bisher  entwickelten  Organisationen  der  Arbeitsvermittlung 
lassen  sich  in  drei  große  Hauptgruppen  sondern,  nämlich  Organi- 
sationen 

1.  die  ausschließlich  von  Mchtinteressenten  geleitet  werden, 

2.  die  ausschließlich  in  den  Händen  von  Interessenten  liegen,  und 

3.  die  von  Nichtinteressenten  zusammen  mit  beiden  an  der  Or- 
ganisation interessierten  Parteien  verwaltet  werden. 

1.  Die  erste  Gruppe  umfaßt  die  gewerbsmäßige  Vermittlung  und 
den  Arbeitsnachweis  gemeinnützig-fürsorglicher  Vereine.  Diese  letzteren 
haben  zwei  Gesichtspunkten  ihre  Entstehung  zu  danken:  einmal  soUte 
den  Mängehi  gegenüber,  die  der  gewerbsmäßigen  Vermittlung,  da  und 
dort  auch  der  einseitig  beruflichen  Organisation  (2)  anhaften,  eine 
zweckmäßigere  Art  gegenübergestellt  werden,  oder  es  sollte  die  Ver- 
mittlung solchen  Elementen  zugute  kommen,  die  in  anderen  Nach- 
weisorganisationen keine  Aussicht  auf  Erreichung  einer  Existenz- 
grundlage hatten:  gewissen  beschäftigungslosen  minderleistungsfähigen 
Armen,  arbeitslosen  Sträflingen  u.  dgl.  Nach  beiden  Richtungen  haben 
diese  Organisationen  subsidiären,  ergänzenden  Charakter.  Die  Arbeiter- 
kundschaft der  auf  Verbesserung  des  Nachweises  hinarbeitenden 
Organisationen  besteht  überwiegend  aus  ungelernten  Leuten,  bei  denen 
auch  geringere  Ansprüche  der  Arbeitgeber  oft  nicht  erfüUt  sind.  Die 
Ergebnisse  dieser  Nachweise  befriedigen  oft  sehr  wenig,  größten- 
teils wegen  des  Mangels  an  finanzieller  Fundierung.  Die  Nachweis- 
funktion, die  dem  zweiten  Gesichtspunkte  dienen  soU,  schwächeren 
oder  moralisch  minderwertigen  Individuen  zu  annehmbarer  Existenz 
zu  verhelfen,  stehen  zumeist  in  Zusammenhang  mit  der  Armenpflege. 
Diese  konnte  auf  solche  Arbeitsnachweisung  gar  nicht  verzichten,  um 
den  arbeitswilligen  Notleidenden  vom  arbeitsscheuen  Berufsbettler 
unterscheiden  zu  können.  Im  Sinne  der  Sozialpolitik  haben  wir  es 
hier  mit  einer  Vorstufe  der  reiferen  gesellschaftlichen  Vermittlungs- 
formen zu  tun,  und  die  eigentliche  Alternative,  zu  der  Stellung  zu 
nehmen  ist,  umfaßt  die  zweite  und  dritte  Organisationsform. 
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2.  Die  Arbeitsnachweise,  die  ausschließlieli  von  Interessenten 
organisiert  sind,  zerfallen  nach  den  Interessenten:  in  Arbeitnehmer-, 
Arbeitgeber-  und  gemeinsam  organisierte  Nachweise. 

a)  Die  Tatsachen  rechtfertigen  die  (von  Conrad  vorgenommene) 
Unterscheidung  bei  den  Arbeitnehmer-Arbeitsnachweisen  in  solche, 
die  Selbstzweck  und  solche,  die  in  den  Händen  der  Arbeitnehmer- 
organisation Mittel  zu  deren  Zwecken  sind.  Das  heißt,  für  eine  Kate- 
gorie von  Arbeitern  bildet  der  Arbeitsnachweis  eine  Sache  und  eine 
Aufgabe  der  Arbeiterorganisation  um  seiner  selbst  willen  ohne  Rück- 
sicht auf  andere  politische  Zwecke,  für  die  anderen  ist  sie  ein  Bestand- 
teil der  Lohnpolitik  der  Arbeiterorganisation. 

Entstanden  ist  die  Arbeitsvermittlung  der  Arbeiter  in  den  eng- 
lischen Gewerkvereinen  im  Zusammenhang  mit  den  den  lohnpoliti- 
schen Zwecken  dienenden  Arbeitslosenunterstützungen.  Dort  ist  der 
Arbeitsnachweis  eine  WafPe  der  Arbeiterorganisation.  Das  scheint 
aufs  erste  ganz  im  Sinne  der  Sozialpolitik  zu  liegen,  aber  eine  solche 
Auffassung  ist  von  zwei  Gesichtspunkten  aus  unrichtig.  Erstens  ist 
die  Parteilichkeit  des  Nachweises  eine  Gefahr  in  dem  Sinne,  daß  die 
Gegenpartei  sich  desselben  nicht  bedient.  Der  Verkäufer  der  Arbeit 
läßt  sich  prinzipiell  mit  Recht  keine  Vorschriften  machen,  wie  er 
seine  Ware  Arbeit  verkaufen  soll  und  will  dem  Käufer  auf  die  Organi- 
sation dieses  Marktes  keinen  Einfluß  einräumen.  Das  hat  aber  die 
Macht  des  Verkäufers  zur  Voraussetzung,  den  Käufer,  also  hier  den 
Arbeitgeber,  zum  Kauf  der  Ware  Arbeit  zu  zwingen.  Reicht  die  Macht 
nicht  so  weit,  dann  erfüllt  dieser  Markt^  der  gewissermaßen  im  Arbeits- 
nachweis der  Arbeiter  gegeben  ist,  seinen  Zweck  überhaupt  nicht,  er  ist 
wirtschaftlich  und  sozialpolitisch  ein  untaugliches  Mittel.  Eine  zweite 
Schwäche  dieser  Vermittlungskategorie  liegt  darin,  daß  das  Interesse 
der  Gesellschaft,  und  nicht  nur  der  Arbeitgeber,  sich  auf  eine  objektiv 
möglichst  vollkommene  Leistung  des  Arbeitsnachweises  konzentriert. 
Dort,  wo  die  Vermittlung  eine  Waffe  im  Lohnkampfe  ist,  wird  auf 
die  Bedürfnisse  des  Arbeitgebers  hinsichtlich  der  Qualität  der  ge- 
suchten Arbeitskräfte  grundsätzlich  nicht  Rücksicht  genommen.  Der 
Arbeiternachweis  liefert  vielmehr  den  Arbeitgebern  wahllos  brauch- 
bare und  weniger  brauchbare  Arbeitskräfte  durcheinander,  weil  der 
Leiter  des  Nachweises  gar  nicht  anders  verfahren  darf  als  nach  einem 
Anmelde-  und  Nummernsystem.  Wer  am  längsten  auf  der  Liste  steht, 
hat  die  erste  Anwartschaft  auf  den  ersten  frei  werdenden  Platz,  mag 
er  auch  noch  so  wenig  für  diesen  geeignet  sein. 

Dieses  mechanische  System  kann  freilich  auch  zweckmäßiger  und 
das  heißt  weniger  schroff  durchgeführt  werden.  Das  ist  regelmäßig 
der  Fall  bei  den  Arbeitnehmernachweisen,  die  als  Selbstzweck  fun- 
gieren, wie  z.  B.  bei  den  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereinen. 

Das   Charakteristische    der   Gewerkschafts -Nachweise   ist   die  ge- 
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sonderte  Handhabung  der  Arbeitsvermittlung  für  jedes  Gewerbe.  Den- 
noch wird  eine  örtliche  Zentralisierung  dadurch  zu  erreichen  gesucht, 
daß  für  mehrere  Gewerbe  der  Nachweis  in  einem  Lokal  konzentriert  ist. 

Obgleich  die  Gewerkschafts- Arbeitsnachweise  in  der  Praxis  bei 
weitem  nicht  die  schroffe  ablehnende  Haltung  beweisen,  wie  sie  auf 
den  Kongressen  beschlossen  wurde,  hat  dennoch  die  Einseitigkeit  in 
der  Handhabung  bei  den  Arbeitgebern  eine  Reaktion  auch  hierin 
ausgelöst. 

b)  Wie  die  Arbeiternachweise  den  Unternehmer  unterwerfen 
wollten,  so  ist  die  Umkehrung  der  Aktion  an  sich  eine  ganz  selbst- 
yerständliche  Folge.  In  Deutschland  war  es  die  Streikbewegung  der 
achtziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  den  Gedanken  des  Ar- 
beitgeber-Arbeitsnachweises als  wirksamstes  Kampfmittel  aufbrachte. 
Bahnbrechend  ging  der  Verband  der  Eisenindustrie  Hamburgs  vor 
(Hamburger  System).  Auch  dieser  unparitätische  Nachweis  ist  Mittel 
zum  Zweck,  er  soll  neben  Sichtung  und  Vermittlung  des  nötigen 
Arbeitermaterials  vor  allem  zu  einer  Kontrolle  über  streikende  und 
ausgesperrte  Arbeiter  dienen,  die  Lahmlegung  von  Streiks  ermöglichen, 
einen  Einfluß  auf  die  Lohnfrage  gewähren  und  durch  all  das  die 
Macht  der  Arbeitgeber  stärken.  Die  innere  Berechtigung  der  Arbeit- 
gebernachweise glauben  die  Vertreter  dieser  Organisation  darin  zu 
erblicken,  daß  im  Kampf  um  die  Weltmarktstellung  die  deutsche  In- 
dustrie nur  durch  ständige  Auslese  der  besten  Kräfte,  nicht  bloß  der 
Betriebsleiter  und  Werkmeister,  sondern  vor  aUem  auch  der  Arbeiter, 
die  Vorhand  behalten  werde.  Je  mehr  die  Industrie  sich  vervoU- 
kommne,  umsomehr  werde  es  nötig  sein,  die  besten  Arbeiter  heran- 
zuziehen. Gegen  diese  Hauptaufgabe  hätten  aUe  anderen  Erwägungen 
in  den  Hintergrund  zu  treten. 

Die  Argumentation  der  Arbeitgeber  steht  mit  den  Ideen,  von 
denen  sich  die  Sozialpolitik  leiten  läßt,  keineswegs  im  Widerspruch. 
Die  besten,  tüchtigsten  Arbeitskräfte  vor  allem  in  die  Stellen,  in  denen 
am  meisten  zu  leisten  ist,  das  ist  ein  sozialökonomisches,  berechtigtes 
Prinzip.  Die  so  erreichbare  Hebung  des  Leistungsvermögens  auf  das 
denkbar  höchste  Niveau  ist  sozialpolitisch  sehr  erwünscht.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  die  Mittel  der  Arbeitgeber  die  richtigen  sind.  Die  Be- 
herrschung des  Arbeitsnachweises  schaffet  für  die  organisierten  Arbeit- 
geber eine  Macht,  die  bis  zur  Vernichtung  der  wirtschaftlichen  Exi- 
stenz der  unliebsamen  Arbeiter  und  bis  zur  Wirkungslosigkeit  der 
Arbeiterorganisation  reichen  kann  und  die  wirklich  selbst  vor  der 
ökonomischen  Vernichtung  eines  Arbeitgebers  nicht  <  zurückschreckt. 
Mit  Recht  hat  Francke  mit  Bezug  auf  den  Zentralarbeitsnachweis 
des  Zechenverbandes  im  Ruhrrevier  auf  dieses  Machtproblem  hin- 
gewiesen: kein  Minister  und  kein  Parlamentarier  werde  den  Berg- 
leuten   den   sicheren    Glauben   nehmen,    daß   die   Grubenherren   damit 
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neue  Waffen  zum  Schutz  und  Trutz  gegen  die  Arbeiter  schmieden 
wollen,  um  sie  in  Botmäßigkeit  und  Hörigkeit  zu  zwingen,  eine  Folge 
des  Dogmas  vom  unbedingten  Herrenstandpunkt. 

Vom  Standpunkte  der  Sozialpolitik  ist  es  ganz  außerordentlich  zu  bedauern, 
daß  die  an  sich  notwendige  Einflußnahme  der  Arbeitgeber  auf  die  Geschäfts- 
gebarung des  Arbeitsnachweises  durch  diese  Kampforganisation  verzerrt  werden 
kann.  Denn  eine  objektive  Betrachtung  der  Sachlage  fuhrt  zur  Überzeugung,  daß 
gerade  im  Kohlenbergwerksbetrieb  Mißstände  unter  dem  Einfluß  einzelner  Indi- 
viduen sich  einstellen  können,  die  der  geordnete  Betrieb  auf  die  Dauer  nicht 
verträgt.  Man  muß  es  nur  beobachtet  haben,  welche  Hemmungen  und  Erschwe- 
rungen es  der  Betriebsleitung  verursacht,  wenn  Arbeitskräfte  nach  Lust  oder 
Unlust  nicht  zur  Einfahrt  kommen,  wenn  dadurch  soundso  viele  andere  Arbeits- 
kräfte trotz  aller  Pflichttreue  in  der  Arbeitsverrichtung,  ja  sogar  im  eigenen 
Verdienst  durch  den  Mangel  an  Pflichtbewußtsein  ihrer  Kameraden  gehemmt 
werden.  Das  sind  Zustände,  gegen  die  die  Zechenverwaltungen  nicht  nur  im 
eigenen,  sondern  im  Gesellschaftsinteresse  mit  Recht  Abhilfe  suchen.  Der  Privat- 
unternehmer vollführt  hier  genau  so  eine  soziale  Funktion,  wenn  er  den  ge- 
regelten Betrieb  sichert,  daß  in  erster  Linie  die  pflichttreuen  Arbeiter  eingestellt 
werden,  wie  es  der  Leiter  des  Kollektivbetriebes  tun  müßte.  Es  kann  sich  also 
für  die  Sozialpolitik  gar  nicht  darum  handeln,  einem  erziehlichen  Einfluß,  der 
hier  ausgeübt  werden  soll,  in  den  Arm  zu  fallen.  Aber  einmal  gilt  es,  die  Aus- 
schreitungen der  Geschäftsordnung  dieses  unparitätischen  Nachweises  zu  hemmen. 
Daß  der  Streik  durch  Androhung  der  Proskription  bekämpft  wird,  ist  noch  nicht 
das  Schlimmste,  schon  böser  ist  die  Ahndung  der  leisesten  Unbotmäßigkeit  mit 
einer  Verbannung,  die  ihrem  Charakter  nach  aus  dem  antiken  Strafrecht  ent- 
lehnt zu  sein  scheint.  Zweitens  aber  ist  das  Prinzip,  auch  wo  die  Durchführung 
sich  milder  gestaltet,  gerade  wegen  des  psychologischen  Einflusses  auf  die  Arbeiter 
zu  verurteilen. 

Gerade  weil  es  ein  Machtproblem  ist,  kann  nur  die  gemeinsame 
oder  gleichwertige  Einflußnahme  beider  Parteien  eine  den  Gesellschafts- 
interessen entsprechende  Lösung  des  Arbeitsvermittlungsproblems  sein. 
Diese  ist  autonom,  d.  h.  unter  ausschließlicher  Mitwirkung  der  beiden 
Interessentengruppen  schon  verwirklicht  worden,  so  u.  a.  in  Deutsch- 
land im  Buchdruckgewerbe  und  im  kaufmännischen  Arbeitsnachweis. 
Aber  als  eine  noch  höhere  Stufe  stellt  sich  immer  mehr  die  paritä- 
tische, öffentliche  Arbeitsvermittlung  dar,  das  ist 

3.  die  Arbeitsnachweis-Organisation  öffentlicher  Körperschaften 
unter  Mitwirkung  von  Vertretungen  beider  Interessentenkreise.  Vor- 
nehmlich berufen  sind  hierzu  die  Gemeinden,  und  diese  sind  es  auch 
gewesen,  die  sich  dieser  Verwaltungsaufgabe  —  denn  eine  solche  liegt 
ja  vor  —  erst  in  England  und  in  neuerer  Zeit  in  Deutschland  an- 
genommen haben. ^)  Die  große  Macht,  die  sich  schon  aus  der  Kennt- 
nis des  Marktes,  also  aus  der  Verfügung  über  das  statistische  Material 
ergibt,  läßt  das  Eingreifen  eines  neutralen  Faktors  als  das  Selbst- 
verständliche   erscheinen.      Wirkliche    Gerechtigkeit,    Unparteilichkeit 

1)  Auch  Paris  hat  das  Verdienst,  einen  solchen  Nachweis  1886  ins  Leben 
gerufen  zu  haben;  allein  durch  Überlassung  der  Verwaltung  an  die  Arbeiter- 
syndikate wurde  diese  „Bourse  de  travail"  eine  imparitätische  Einrichtung. 
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wird  so  am  wahrscheinlichsten  gemacht,  das  notwendige  Maß  von 
Einfluß  beider  Parteien  ist  hei  dieser  Form  am  leichtesten  zu  ver- 
wirklichen und,  was  nicht  in  letzte  Linie  gestellt  werden  darf,  es  hat 
sich  die  interlokale  Organisation  gerade  im  Anschluß  an  und  durch 
die  öffentlichen  Nachweise  am  einfachsten  herstellen  lassen. 

Die  wirtschaftliche  Funktion  des  Arbeitsnachweises  legt  es  ja 
nahe,  die  Erfahrungen  zu  verwerten,  die  auf  dem  Grebiete  des  börsen- 
mäßigen Ausgleiches  von  Angebot  und  Nachfrage  gemacht  worden 
sind,  daß  mit  der  Größe  des  Marktes  die  Vollkommenheit  der  Aus- 
gleichung zunimmt.  Die  Konsequenz  ist  aber  ein  Doppeltes:  1.  ein 
möglichst  umfassender  territorialer  Zusammenhang  der  Vermittlungs- 
organisationen zwecks  einer  Art  Clearingverkehrs,  und  2.  die  denkbar 
weitgehende  lokale  Zentralisierung.  Die  Zentralisierung  scheint  das 
Interesse  an  der  Spezialisierung  der  Nachweisorganisation  nach  Be- 
rufen zu  durchkreuzen,  läßt  sich  jedoch  mit  dieser  ganz  wohl  ver- 
einigen durch  eine  entsprechende  Geschäftsführung  der  Vermittlungs- 
stellen, eventuell  durch  Errichtung  von  Fachabteilungen,  deren  wich- 
tigstes Merkmal  in  der  besonderen  Eignung  des  Leiters  einer  solchen 
Fachabteilung  besteht.  Sozialpolitisch  ist  die  Spezialisierung  der 
Nachweisorganisation  eine  cura  posterior,  in  der  Hauptsache  fördert 
sie  die  Leistungsfähigkeit  des  Nachweises  und  befriedigt  damit  die 
Interessenten,  außerdem  sind  dabei  psychologische  Momente  zu  be- 
rücksichtigen, so  z.  B.  daß  das  ausgeprägte  Standesbewußtsein  ge- 
wisser Beschäftigungskategorien  durch  das  unmittelbare  Zusammen- 
bringen mit  untergeordneteren  Arbeiterelementen  verletzt  und  die  Zen- 
tralorganisation wieder  gefährdet  werden  könnte.  Es  ist  eben  nicht 
erreichbar,  daß  Feinmechaniker,  Handelsgehilfe,  Kellner  sich  gern 
mit  Erdarbeitern  im  Warteraum  zusammen  aufhalten.  Wo  das  not- 
wendig ist,  ziehen  die  ersteren  die  „Umschau"  sogar  vor.  Gerade 
sozialpolitisch  wichtig  ist  aber  die  Überwindung  der  Umschau. 

Dieses  Ziel  zwingt  dazu,  die  öffentliche  Zentralorganisation  mög- 
lichst populär  zu  machen.  Ob  hier  der  Zwang,  der  wohl  die  Gestalt 
des  Monopols  der  öffentlichen  Anstalt  annehmen  müßte,  das  Richtige 
ist,  erscheint  noch  sehr  zweifelhaft.  Von  erfahrener  Seite  wird  gegen 
das  Monopol  und  im  Zusammenhang  damit  gegen  die  vollständige 
Untersagung  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung  geltend  gemacht, 
daß  die  Universalerben  der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung  nicht 
die  öffentlichen  Arbeitsnachweise  sein  würden,  sondern  die  Umschau 
und  das  Inserat  (Jastrow).  Weit  eher  würde  sich  ein  Zwang  gegen- 
über den  gewerblichen  Nachweisstellen  empfehlen,  der  nur  ihren  An- 
schluß an  den  „Clearingverkehr"  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise 
herbeiführte,  woran  die  gewerblichen  Vermittler  doch  interessiert  sind. 
Bezüglich  der  Neutralität  der  öffentlichen  Nachweise  war  man  lange 
im  Zweifel,  ob  es  dieser  Neutralität  besser  entspreche,  wenn  in  Kon- 
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üiktsfällen  die  Vermittlung  für  die  in  Streit  liegenden  Parteien  ein- 
gestellt oder  wenn  sie  fortgesetzt  wird.  Man  ist  heute  überwiegend 
der  Meinung,  daß  wirkliche  Neutralität  am  sichersten  erreicht  sei, 
wenn  der  Nachweis  sich  um  den  Konflikt  nicht  kümmert  und  in  der 
Vermittlung  ruhig  fortfährt. 

Politisch  vorzugehen  ist  ein  notwendiges  Requisit  in  der  Verwaltung  des 
öfiFentlichen  Arbeitsnachweises.  Vor  allem  gilt  es  Einfluß  zu  gewinnen,  d.  h.  die 
Kundschaft  nicht  nur  der  Arbeiter,  sondern  auch  der  Arbeitgeber  muß  erworben 
werden.  Das  zwingt  in  der  Verwaltung  zu  einer  Art  Opportunitätsstandpunkt : 
das  wichtigste  ist  eben,  daß  der  Nachweis  funktioniert.  Wenn  die  Nachweisstelle 
die  Wünsche,,  soweit  sie  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegen,  berücksichtigt,  stärkt 
sie  ihre  Position  für  die  Zeit,  in  der  ihr  Funktionieren  für  die  Arbeiter  am 
unentbehrlichsten  ist,  bei  ungünstiger  Konjunktur.  Man  kann  das  Prinzip  des 
mechanischen  Arbeitsnachweises  wohl  zugrunde  legen,  aber  es  ist  zweckwidrig, 
in  der  Praxis  es  um  jeden  Preis  durchsetzen  zu  wollen.  Kommt  die  Verwaltung 
nach  dieser  Seite  der  Arbeitgeberschaft  entgegen,  so  kann  dagegen  unbedenklich 
den  Ausschreitungen  des  imparitätischen  Nachweises,  wie  z.  B.  den  Ächtungen 
ad  Kalendas  Graecas  u.  dgl.,  mit  aller  Schärfe  entgegengetreten  werden.  Der 
einseitige  Nachweis  verliert  damit  seinen  Reiz.  Gewöhnung  wirkt  überzeugend, 
und  Überzeugung  von  der  Zweckmäßigkeit  des  paritätischen  Nachweises  ist  alles. 

Die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  der  Einrichtung  paritätischer  öffent- 
licher Vermittlungsorganisationen  hat  in  England  zum  Gesetz  vom  30.  Juli  1909 
geführt,  durch  welches  der  Handelsminister  zur  Errichtung  von  Nachweisstellen 
ermächtigt  wurde  (Labor  exchanges  etc.).  In  Ausführung  dieses  Gesetzes 
waren  bis  Februar  1910  bereits  65  Arbeitsnachweise  außerhalb  und  einige  inner- 
halb Londons,  wo  mit  den  früheren  zusammen  jetzt  18  bestehen,  errichtet,  außer- 
dem als  Clearing-Häuser  11  Bezirkszentralen.  In  der  Schweiz  wurde  mit  Ges. 
V.  29.  Okt.  1909  die  Subventionierung  öffentlicher  Nachweisstellen  aus  Bundes- 
mitteln  bewilligt,  nachdem  in  Bern  und  Basel  bereits  solche  Institute  aus  öffent- 
lichen Mitteln  geschaffen  waren.  Staatliche  Organisationen  bestehen  ferner  in 
Illinois,  Ohio,  in  Neuseeland  und  den  australischen  Staaten.  Im  Deutschen 
Reich  wurden  mit  dem  Ges.  v.  30.  Juli  1900  und  2.  Juni  1902  (für  Schiffsleute) 
und  in  Österreich  mit  Ges.  v.  5.  Febr.  1907  gleichartige  Regelungen  der  ge- 
werblichen Stellenvermittlung  vorgenommen:  Konzessionszwang  mit  verschärften 
Bedingungen,  Verbot  der  Vereinigung  des  Nachweisgewerbes  mit  Beköstigung, 
Hausiergewerbe,  Beherbergung,  ferner  Regelung  dei  Gebühren  durch  behördliche 
Taxen,  Buchführungspflicht  u.  a.  m.  Überdies  ist  in  Österreich  die  Behörde  er- 
mächtigt, die  Konzession  auf  Widerruf  zu  erteilen.  In  Frankreich,  wo,  wie  er- 
wähnt, die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung  die  Hauptleistung  an  der  Arbeits- 
vermittlung hatte,  ist  mit  Ges.  v.  14.  März  1904  das  Recht  der  Aufhebung  solcher 
Bureaus  gegen  Entschädigung  den  Gemeinden  erteilt  worden,  gleichzeitig  wurden 
diese  zur  Kontrollierung  der  gewerblichen  Bureaus  ermächtigt,  aber  auch  zur 
Führung  von  Arbeitsvermittlungslisten  zur  öffentlichen  Benutzung  angewiesen. 
Gemeinden  mit  mehr  als  10000  Einwohnern  sind  verpflichtet,  ein  Arbeits- 
vermittlungsbureau zu  errichten.  Für  gewisse  Berufe  wird  die  gewerbliche  Ver- 
mittlung ganz  untersagt.  Das  deutsche  Gesetz  v.  2.  Juni  1910  macht  die  Zu- 
lassung von  der  Bedürfnisfrage  abhängig  und  bringt  eine  Reihe  von  Erschwe- 
rungen, durch  welche  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise  eine  Kräftigung  ihrer 
Stellung  erfahren  sollen.  Diese  haben  auch  bis  heute  in  dem  Zeitraum  von 
15  Jahren  seit  dem  Entstehen  der  ersten  öffentlichen  Vermittlungsstellen  (Stutt- 
gart, Eßlingen,  Erfurt  seit  1894)  trotz  vieler  Schwierigkeiten  große  Fortschritte 
gemacht,  die  auch  von   ausländischer  Seite   voll  anerkannt  wurden.     Die   finan- 
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ziellen  Träger  und  Verwalter  sind  die  Städte.  1908  bestanden  389  öffentliche 
Arbeitsnachweise;  viele  derselben  sind  in  mehreren  Verbänden  zusammen- 
geschlossen, der  Verband  deutscher  Arbeitsnachweise  mit  169  angeschlossenen 
Nachweisen  weist  für  diese  einen  Vermittlungs erfolg  von  982  946  Stellenbesetz- 
ungen auf  1907/8  aus.     Seither  ist  der  Verband  wieder  gewachsen. 

Was  die  Tätigkeit  der  deutschen  öffentlichen  Nachweise  besonders  aus- 
zeichnet, ist  eine  gewisse  Aktivität,  durch  Annoncen,  Plakate  zu  wirken,  die 
Nachfrage  aufzusuchen,  nicht  bloß  herankommen  zu  lassen,  also  eine  gewisse 
kaufmännische  Methode.  Ferner  ist  die  Fahrpreisermäßigung  eine  überaus  wirk- 
same Einrichtung.  Die  Einführung  besonderer  Stunden  für  die  einzelnen  Branchen^ 
um  die  Überfüllung  des  Warteraums  hintanzuhalten,  bewährt  sich  gleichfalls 
nach  übereinstimmenden  Urteilen. 

Die  besten  Erfolge  der  Arbeitsvermittlung  freilich  werden  die  voll- 
ständige Verwirklichung  des  Rechts  auf  Arbeit  nicht  zeitigen  können^ 
denn  die  Arbeitsnachweise  können  eine  tatsächliche  Inkongruenz  zwi- 
schen Angebot  und  Nachfrage  an  Arbeit  nicht  beseitigen^  sie  können 
die  Arbeitslosigkeit  organischer  Natur  nicht  überwinden.  Der  höchste 
Augenblickserfolg  kann  nur  die  Reduzierung  der  Arbeitslosigkeit  auf 
das  möglichst  niedrige  Maß  sein.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  Ver- 
mittlung und  allgemeiner  die  Organisation  des  Arbeitsmarktes  nicht 
auch  präventiv  auf  die  Arbeitslosigkeit  der  Zukunft  wirken  kann,  wenn 
eine  der  wichtigen  Nebenaufgaben  die  Führung  der  Statistik  bis  zur 
Ermittlung  einigermaßen  verläßlicher  Massenbewegungen  auf  dem 
Markte  führen  wird,  durch  deren  Erfassung  die  vollständigere  Orien- 
tierung von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  über  ihre  Interessen  in 
absehbarer  Zeit  ermöglicht  wird. 
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Einundvierzigstes  Kapitel. 

Die  Arbeitslosigkeit  und  ihre  Ursachen. 

Die  Arbeitslosigkeit  ist  ein  Phänomen^  das  wesentlich  durch  die 
Mängel  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  gefördert 
wird.  Über  ein  gewisses  Maß  von  Ursächlichkeit  in  diesem  Sinne 
ist  nicht  zu  streiten.  Es  genügt  der  Hinweis  darauf^  daß  in  jedem 
Augenblick,  in  dem  Arbeitslosigkeit  besteht,  in  dem  Arbeitslose 
Arbeit  und  Erwerbsmöglichkeit  fordern,  gleichzeitig  allenthalben  ge- 
nügend Gelegenheit  zur  Beschäftigung  Arbeitsloser  vorhanden  wäre. 
Die  Nichtbeschäftigung  der  latenten  Arbeitskräfte  ergibt  sich  daraus, 
daß  die  Beschäftigung  derselben  ohne  Kapitalaufwand  nicht  zu  denken 
ist,  für  das  aufgewendete  Kapital  ein  Profit  aber  nicht  zu  erwarten  ist. 

Aber  damit  ist  noch  nicht  der  Beweis  geliefert,  daß  mit  der  Be- 
seitigung des  kapitalistischen  Grundzuges  unserer  Wirtschaftsverfassung 
auch  die  Arbeitslosigkeits-Gefahr  beseitigt  wäre.  Es  besteht  auch  in 
dem  Wirtschaftsorganismus,  in  dem  nicht  die  Gewinnaussicht  des 
Kapitals  die  treibende  Kraft  ist,  die  Möglichkeit  der  Arbeitslosigkeit. 

Im  kommunistischen  Staat  dirigiert  die  Arbeiten  wie  die  Verwendung  aller 
Produktivkräfte  nicht  das  Verwertungsstreben  des  zerstreuten  Kapitals,  sondern 
notwendig  eine  zentrale  Leitung,  die  selbstverständlich  von  der  möglichst  voll- 
kommenen Erfassung  des  gegenwärtigen,  aber  vor  allem  auch  des  zukünftigen 
Bedürfnisstandes  ausgehen  muß.  Nun  ist  nach  bisherigem  menschlichem  Er- 
messen gar  nicht  daran  zu  denken,  daß  gegenüber  der  heute  erreichten  Fülle 
und  Variabilität  von  Bedürfnissen  und  damit  zusammenhängenden  Problemen 
mit  absoluter  Sicherheit  die  Bedürfnisse  so  richtig  für  eine  künftige  Wirtschafts- 
periode eingeschätzt  werden  könnten,  daß  daraus  die  Verteilung  aller  Arbeits- 
kräfte auf  die  so  zahlreichen  Berufsaufgaben  ohne  irgendwelche  Irrtümer  er- 
wartet werden  dürfte.  Selbst  wenn  man  damit  rechnen  könnte,  daß  die  so  be- 
deutsamen Geschmackswandlungen  ausgeschaltet  werden  könnten,  würde  mit 
Fehlern  gerechnet  werden  müssen,  zumal  da  ja  Bestimraungsfaktoren  für  die 
Verwendung  von  Produktivkräften  in  Betracht  kommen,  die  sich  menschlicher 
Voraussicht  entziehen,  deren  Eintreten  und  Wirksamwerden  auch  im  Rahmen  der 
Wahrscheinlichkeit  nicht  anders  erfaßt  werden  kann,  als  daß  die  Wirkungen  ihres 
Eintrittes,  soweit  sie  einzelne  Individuen  schädigend  treffen,  auf  eine  Vielheit, 
gegebenenfalls  auf  die  gesellschaftliche  Gesamtheit,  verteilt  werden  (Versicherung). 
Die  Störung  selbst  aber,  die  eine  plötzliche,  nicht  vorhersehbare  Ausschaltung 
von  Arbeitskräften  aus  ihrer  Beschäftigung  herbeiführt,  würde  auch  im  kom- 
munistischen Staate  nicht  zu  vermeiden  sein. 

Keinesfalls  läßt  sich  dem  modernen  Industriekapitalismus  mit 
der  ihn  charakterisierenden  Profitgier  allein  die  Ursache  von  Arbeits- 
losigkeit zuschreiben.  Man  müßte  schon  weiter  ausgreifen  und  schlecht- 
hin dem  Rechtsprinzip  des  Sondereigentums  die  „Schuld"  an  der 
Arbeitslosigkeit  beimessen.  Denn  diese  fehlte  bekanntlich  auch  nicht 
in  Wirtschaftsverfassungen,  denen  das  Verwertungsstreben  des  Kapi- 
tals,  die   Jagd   nach  Wertbeträgen,   nach   Kapitalertrag   im   heutigen 
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Sinne  fremd  war^  sie  bedrohte  die  Gesellschaft  der  hellenischen  Staaten^ 
als  dort  das  Wirtschaftsleben  noch  stark  von  der  Autarkie  der  ge- 
schlossenen Hauswirtschaft  beherrscht  war,  und  ebenso  hat  sich  die 
Unmöglichkeit,  die  Arbeitskraft  eines  Freien  zur  Grundlage  der  für 
eine  angemessene  Lebensführung  erforderlichen  Güterbeschaffung  zu 
machen,  auch  im  römischen  Staatswesen  zu  einem  sozialpolitischen 
Problem  von  nicht  geringer  Tragweite  zugespitzt. 

Man  hat  aber  ferner  gewiß  Anlaß,  die  Arbeitslosigkeit  mit  der 
sogenannten  Anarchie  des  Wirtschaftslebens  in  engsten  Zusammen- 
hang zu  bringen.  Nimmt  doch  die  Arbeitslosigkeit  ihren  größten  Um- 
fang stets  an,  wenn  diese  Anarchie  ihre  traurigsten  Früchte  zeitigt: 
die  wirtschaftlichen  Krisen.  Wir  verstehen  unter  Anarchie  des  Wirt- 
schaftslebens die  Tatsache,  daß  die  gesamte  gesellschaftliche  Arbeit 
geleistet  wird,  ohne  daß  von  einer  oder  mehreren  Zentralstellen  aus 
Richtlinien  bestimmt  werden,  nach  denen  Kapital,  Natur-  und  Arbeits- 
kräfte da  und  dort  einzusetzen  sind.  Es  ist  richtig,  eine  solche  Zentral- 
leitung im  eigentlichen  Sinne  ist  nicht  vorhanden  und  die  Funktionen, 
die  vernünftigerweise  einer  solchen  Zentralleitung  zufallen  müßten, 
werden  von  drei  Faktoren  einigermaßen,  freilich  zeitweise  recht  schlecht 
ausgeübt;  das  sind  1.  die  Bedürfnisse,  2.  die  mehr  oder  minder  ent- 
wickelte Fähigkeit  der  Unternehmer,  die  Bedürfnisse  Dritter  recht- 
zeitig zu  erkennen,  im  Zusammenhang  damit  3.  das  Erwerbsinteresse. 
Auf  diesen  beruht  in  der  Hauptsache  der  automatisch  scheinende 
Prozeß  des  ganzen  Wirtschaftslebens.  Im  Hinblicke  auf  diesen  Auto- 
matismus, der  wichtigsten  Seite  des  Gesellschaftslebens,  auf  diesen 
Mangel  an  Einheitlichkeit  und  geradezu  an  Planmäßigkeit  in  der  ge- 
samten Kräfteverteilung,  muß  der  durchschnittlich  erreichte  Grad  der 
Beschäftigung  aller  verfügbaren  Arbeitskräfte  als  ein  hoher  bezeichnet 
werden. 

Das  Yerwertungsstreben  des  Kapitals,  obgleich  in  allererster 
Linie  die  Bedürfnisbefriedigung  zur  Richtschnur  für  die  Unternehmer- 
pläne wird,  fragt  eben  nur  insofern  nach  den  Bedürfnissen  der  großen 
Menge,  als  diese  den  Weg  zum  Profit  weisen.  In  erster  Linie  drängt 
es  das  Kapital  in  jene  Kanäle,  in  denen  es  den  größten  sicheren  Ge- 
winn verspricht.  Vielfach  decken  sich  beide  Gesichtspunkte,  oft  aber 
auch  nicht.  Das  Kapital  fließt  dann  dem  Geschäft  zu,  das  sich  an  die 
höher  Kaufkräftigen  wendet.  Und  das  ist  für  die  Stellungnahme  zum 
Arbeitslosigkeits- Problem  sehr  wichtig:  die  Kapitalinvestition  hängt 
mit  der  Tendenz,  zu  möglichst  hohem  Profit  zu  führen,  an  bloßen 
Wahrscheinlichkeiten,  hängt  an  Meinungen,  und  diese  sind  in  tausenden 
von  Fällen  richtig,  in  hunderten  falsch.  Meinungen  locken  das 
Kapital  in  Produktions-  und  sonstige  Anlagen,  fixieren  es  dort,  so 
daß,  wenn  die  erwartete  Nachfrage  ausbleibt,  eine  Korrektur  insofern 
untunlich  ist,  als  das  investierte  Kapital  anderen  Verwendungen,   das 
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heißt  anderen  Befruchtungsgelegenheiten  von  Arbeitskräften  entzogen 
ist.  Gegenüber  so  entstehenden  Verirrungen  wirken  die  Krisen  als  Kor- 
rektur heilsam.  Aber  es  widerstreitet  dem  Gesellsehaftsgedanken^  daß 
gerade  eine  und  die  schwächste  Schichte  der  Gesellschaft  die  Kosten 
dieser  Korrektur  mit  ihrer  Existenzlosigkeit  tragen  soll.  Freilich  spielen 
sich  die  zu  Krisen  führenden  wirtschaftlichen  Störungen  in  erster 
Linie  in  der  Vernichtung  nur  nomineller  Vermögensquoten  der  Indi- 
viduen und  nicht  im  Untergang  realer  Sachwerte  ab.  Die  Aktiengesell- 
schaft A  verteilt  keine  Gewinne,  die  Gesellschaft  B  geht  zugrunde^ 
der  Privatmann  X  büßt  an  seinen  Wertpapieren  soundso  viel  Pro- 
zente ein,  und  der  Geschäftsmann  Y  muß  Abschreibungen  an  seinen 
Außenständen  vornehmen.  Volks-  und  sozialwirtschaftlich  sind  diese 
Wirkungen  der  Störungen  dadurch  schädlich,  daß  sie  die  Kaufkraft 
der  Betroffenen  beeinträchtigen,  dadurch  dann  den  Kreislauf  des  Wirt- 
schaftsgetriebes hemmen  und  jene  Stauungen  auslösen,  die  in  Betriebs- 
einschränkungen, also  Arbeiterentlassungen  und  damit  in  Arbeitslosig- 
keit in  die  Erscheinung  treten. 

Hat  man  diesen  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  Kapita- 
lismus und  Privateigentumsordnung  einerseits,  Arbeitslosigkeit  ander- 
seits zugegeben,  so  erübrigt  aber  doch  die  Frage,  ob  die  Leitung  des 
nicht  kapitalistischen,  sagen  wir  schlechthin  des  kommunistischen 
Wirtschaftskörpers,  innerhalb  dessen,  wie  schon  erwähnt,  Störungen, 
Überproduktion  und  Ausschaltung  von  Arbeitskräften  auch  kaum  ganz 
fehlen  würden,  der  Situation  rascher  Herr  werden  könnte.  Wenn  ja^ 
dann  wäre  auch  die  Dauer  und  die  Perpetuierung  der  Arbeitslosig- 
keit wieder  vornehmlich  dem  Kapitalismus  zuzuschreiben. 

Die  Frage  führt  schon  in  die  Erörterung  der  Mittel  zur  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  hinein.  Aber  schon  in  diesem  Zusammenhang  sei 
festgestellt,  daß  kein  prinzipieller  Grund  einzusehen  ist,  weshalb  für  die 
Überwindung  der  Arbeitslosigkeit  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
bei  der  heute  erreichten  Stufe  der  Organisationsfähigkeit  nicht  die 
gleichen  Mittel  in  den  Dienst  dieser  Aufgabe  gestellt  werden  könnten 
wie  im  kommunistischen  Staat.  Es  handelt  sich  nur  darum,  daß  auch 
im  Staat  mit  der  kapitalistischen  Wirtschaftsdynamik  eine  geeignete 
Autorität  eingreift  und  mit  Ausschaltung  kapitalistischer  Gesichts- 
punkte, insbesondere  der  Kapitalverwertungsinteressen  (Rentabilität),, 
die  Dirigierung  der  arbeitslosen  Arbeitswilligen  in  die  Hand  nimmt,. 
wie  gesagt,  kaum  anders,  als  es  die  Zentralleitung  eines  ganz  kollek- 
tivistisch organisierten  Gemeinwesens  tun  müßte.  Die  Möglichkeiten 
sind  da  wie  dort  die  gleichen  für  dieses  Ziel.  Der  kapitalistische  Wirt- 
schaftskörper  würde  dann  freilich  eine  gewisse  Beengung  der  Konsum- 
freiheit seiner  Glieder  erleben,  d.  h.  es  könnte  zur  Aufdrängung  ge- 
wisser Konsumtionsrichtungen  von  Staats  wegen  kommen,  was  einerseits 
wohl  nur  dem  Normalen   im  kommunistischen  Wirtschaftsorganismus- 


352  Der  Kampf  um  Erwerb. 

entspräche^  anderseits  ohnehin  für  die  unteren  Schichten  der  Bevölke- 
rung auch  für  den  bestehenden  kapitalistischen  Staat  schon  nicht  ganz 
in  Abrede  gestellt  werden  kann^  so  daß  es  sich  da  nur  um  zeitweise 
Ausdehnung  dieses  Ubelstandes  handeln  würde,  nur  daß  die  Konsum- 
tionsrichtung dann  autoritativen  Ursprung  hätte,  während  jetzt  das 
Einkommen  und  die  Preise  die  Konsumtion  diktieren. 

Der  radikale  Sozialismus  geht  in  der  Behauptung  einer  bestimmten  Kau- 
salität zwischen  Arbeitslosigkeit  und  Kapitalismus  noch  weiter.  Nach  Michels 
(Neue  Zeit  XXY.  Jg.  1.  Bd.)  stand  die  große  Mehrheit  des  internationalen  Arbeits- 
losigkeits-Kongresses in  Mailand  1906  auf  dem  Standpunkte,  daß  die  Existenz 
der  Arbeitslosigkeit  für  den  Kapitalismus  geradezu  eine  Existenzfrage  sei.  Denn 
wenn  der  Unternehmer  auf  dem  Arbeitsmarkt  nur  die  Anzahl  von  Arbeitskräften 
vorfände,  die  er  unbedingt  braucht,  dann  würde  er  die  freie  Bestimmung  über 
die  Arbeitsbedingungen  aus  der  Hand  verlieren  und  sich  den  Forderungen  der 
Arbeiter  willenlos  fügen  müssen.  Die  Existenz  des  Kapitalismus  bedinge  also 
die  Existenz  der  Arbeitslosigkeit.  Der  Kapitalist  brauche  zur  Hervorbringung  der 
Profite  einen  gesellschaftlichen  Zustrom,  der  ein  Plus  an  Arbeitskräften  über  das 
Quantum  zeugt,  dessen  er  selber  bedarf.  Konkurrenz  und  industrielle  Reserve- 
armee seien  für  ihn  unentbehrlich. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Verdrängung  der  menschlichen  Arbeitskraft 
durch  die  Maschine  als  Argument  für  die  nichts  als  kapitalistische  Verursachung 
der  Arbeitslosigkeit  erheblich  verblaßt. 

Umso  üppiger  freilich  gedeiht  und  entwickelt  sich  scheinbar  noch  weiter 
die  Idee  von  der  Notwendigkeit  der  industriellen  Reservearmee  im  Interesse  der 
Arbeitgeber.  Vielleicht  wird  doch  auch  sie  langsam  verblassen:  einmal  unter 
der  fortschreitenden  Erkenntnis,  daß  die  Arbeitgeber  mit  wachsenden  Anforde- 
rungen an  die  Qualitäten  der  Arbeiter  an  der  Erhaltung  ihres  Arbeiterstammes 
interessiert  sind,  und  dann  gegenüber  der  Tatsache,  daß  die  Festigung  von 
Lohnsätzen  (insbesondere  durch  Tarifverträge)  das  Interesse  der  Arbeitgeber  an 
einem  Überschuß  von  Arbeitskräften  auf  dem  Arbeitsmarkt  ganz  gehörig  herab- 
drückt. 

Daß  die  Durchführung  des  Unternehmer-Kalküls  bei  Überangebot 
von  Arbeitskräften  außerordentlich  erleichtert  wird,  wenn  der  Markt 
nicht  organisiert  ist,  ist  freilich  für  die  Annahme  des  Kapitalinteresses 
an  der  Existenz  von  Arbeitslosigkeit  zuzugeben.  Aber  es  liegt  eine 
doktrinäre  Übertreibung  in  der  eben  wiedergegebenen  sozialistischen 
Formulierung  des  ursächlichen  Zusammenhangs.  Auf  einige  andere 
sehr  beachtenswerte  Umstände,  die  eine  ungünstige  Wirkung  auf  die 
Arbeitslosigkeit  haben,  mit  kapitalistischen  Interessen  aber  nicht  oder 
jedenfalls  nur  in  entfernte  oder  mittelbare  Verbindung  zu  bringen  sind, 
macht  Troeltsch  aufmerksam:  1.  den  W^echsel  und  die  Launen  der  Nach- 
frage, die  das  plötzliche  An-  und  Abschwellen  der  Arbeitsgelegenheit 
im  Gefolge  der  Mode,  der  Saison  sowie  der  Witterung  und  nament- 
lich auch  der  Geschenkfeste  (Weihnachten  usw.)  auslösen.  2.  Das 
Wachstum  der  Bevölkerung  und  der  Dichtigkeit  ihrer  Siedlung.  3.  Das 
Schwinden  einer  Reihe  von  Gegengewichten,  die  dem  Gespenst  der 
Arbeitslosigkeit  früher  seine  Schrecken  nahmen,  so  der  patriarcha- 
lische Betrieb  und  die  Verknüpfung  der  Industriearbeit  mit  der  Land- 
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wirtscliaft.  Troeltsch  nennt  in  diesem  Sinne  noch  4.  die  Arbeiter- 
bewegung, indem  durch  sie  einerseits  die  Beziehungen  zwischen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  planmäßig  gelockert  und  damit  die  Stellen- 
veränderungen gesteigert  werden,  anderseits  sofern  sie  sich  des  Streiks 
als  Mittel  bedient,  Aussperrungen  seitens  der  Unternehmer  auslöst  und 
sofern  beide  Arbeitslos! iJjkeit  bedeuten.  Hier  ist  aber  die  Beziehung 
zum  Kapitalismus  freilich  nicht  zu  verkennen.  Denn  die  Arbeiter- 
bewegung gilt  ja  als  durch  den  Kapitalismus  bedingt.  Dennoch  wäre 
es  ein  Fehler,  hier  den  auf  das  Konto  der  Individualität  und  des 
Temperaments  zu  setzenden  Steigerungskoeffizienten  zu  übersehen. 

Er  tritt  auch  aus  den  Angaben  über  die  Ursachen  der  Arbeits- 
losigkeit  in  der  Statistik  hervor.  Als  Ursachen  der  Arbeitslosig- 
keit wurden  bei  den  Arbeitslosen-Zählungen  in  Dresden  (1902  und 
1903)  folgende  Momente  erfaßt,  wobei  die  Ziffern  für  1902  und  1903 
die  Prozentquote  der  von  der  betreffenden  Ursache  betroffenen  Arbeits- 
losen geben. 

1902  1903 

1.  Übergang  von  selbständiger  Beschäftigung  zu  unselbstän- 
diger nach  Aufgabe  oder  Konkurs  des  Geschäftes  bei 
bisher  nicht  erwerbstätigen  Frauen  und  Kindern,  Verlust 

des  Ernährers 2,7  und     1,8 

2.  Stellenlosigkeit  vor  erstmaliger  Anstellung  nach  Austritt 
aus  Schule,  Lehre,  Militär,  Rückkehr  vom  Gefängnis, 
Wanderschaft 5,9     „       4,8 

3.  Anderwärts  arbeitslos  geworden,  in  Dresden  Arbeit  suchend  12,9     „     11,1 

„         „         auf      Besuch 

oder  durchreisend    ...     0,4     ,,       0,1 

4.  Entlassung  wegen  Aufhören  der  Saisonarbeit,  schlechten 
Geschäftsganges,  Geschäftsstille 29,2     „     26,6 

5.  Entlassung  wegen  Konkurses,  Fortzuges,  Todes  des  Ar- 
beitgebers, Geschäftsaufgabe,  Endes  des  Baues     ....     3,6     „       3,5 

6.  Entlassung    wegen  Streitigkeiten    mit  dem  Arbeitgeber, 

schlechter  Arbeit,  Nachlässigkeit 0,4  „  0,6 

7.  Entlassung  sonst  infolge  Kündigung  des  Arbeitgebers     .  8,5  „  8,9 

8.  Freiwilliger  Austritt  wegen  zu  geringen  Lohnes,  unpassen- 
der Arbeit,  Streit  mit  Arbeitgeber 1,2  „  1,3 

9.  Freiwilliger  Austritt  wegen  häuslicher  Verhältnisse  (Krank- 
heit in  der  Familie  u.  dgl.) 0,3  „  0,3 

10.  Freiwilliger  Austritt  wegen  bevorstehenden  Wegganges 

von  Dresden,  weiterer  Ausbildung,  Militärübung  ....  0,6     „       0,5 

11.  Freiwilliger  Austritt  nach  sonstiger  eigener  Kündigung.  10,5     „     16,4 

12.  Entlassung  wegen  Krankheit,  am  Stichtag  wieder  arbeits- 
fähig       6,2 

Die  Ziffern  führen  zu  dem  Schlüsse,  daß  eine  gar  nicht  unbeträcht- 
liche Zahl  von  Arbeitslosigkeitsfällen  für  eine  Fürsorge  überhaupt 
nicht  in  Betracht  kommt.  Es  gibt  eine  Arbeitslosigkeit,  die  schon 
deshalb  nichts  weniger  denn  als  eine  schwer  lastende  Wirkung  unserer 
mangelhaften  Wirtschaftsordnung   angesehen  werden   kann,    weil   sie 

V.  Zwiedineck:   Sozialpolitik.  23 


354  Der  Kampf  um  Erwerb. 

zweckbewußt  von  Arbeitnehmern  berbeigefükrt  wird.  Sie  ist  inso- 
weit geradezu  ein  Symptom  von  Kraft  und  Energie,  die  dem  gesell- 
schaftlicben  Ganzen  zugute  zu  kommen  pflegen,  trotz  mancher  nach- 
teiligen Begleiterscheinungen.  Der  Arbeiter  will  „sich  verändern"  und 
die  mit  solcher  Veränderung  verbundene  kurz  dauernde  Arbeitslosig- 
keit nimmt  er  ebenso  in  Kauf  wie  der  fahrende  Handwerksgeselle 
in  der  vorkapitalistischen  Epoche  des  gewerblichen  Lebens.  Wir 
dürfen  nur  nicht  vergessen,  wieviel  Zeit  der  zünftige  Handwerks- 
geselle mit  der  Ortsveränderung  seinerzeit  zugebracht  hat,  wie  wenig 
Zeit  heute  damit  verbraucht  wird. 

Bedenkt  man  die  hohe  Quote  Zugewanderter  unter  den  Arbeits- 
losen und  ferner  die  Tatsache,  daß  namentlich  im  Sommer  die  Arbeits- 
losigkeitsziffer in  den  Großstädten  erheblich  höher  ist  als  in  kleinen 
Gemeinden,  so  liegt  es  wohl  nahe,  diese  Verhältnisse  mit  den  allgemein 
großstädtischen  zu  erklären  und  dann  gelangt  man  wohl  auch  dazu, 
mit  Troeltsch  die  treibenden  Kräfte  der  Großstadtentwicklung 
auch  für  die  Arbeitslosigkeit  mit  verantwortlich  zu  machen. 

Mag  auch  der  Vorsprung  der  Großstädte  im  Winter  erheblich 
verringert  sein,  es  bleibt  auch  da  noch  ein  Mehr,  das  es  gerecht- 
fertigt erscheinen  läßt,  die  Arbeitslosigkeit  als  typisch  großstädtisches 
Phänomen  aufzufassen.  Sie  ist  für  die  Mehrzahl  der  deutschen  Groß- 
städte in  der  Höhe  von  etwa  2  bis  3%  aller  Arbeiter  das  ganze  Jahr 
hindurch  zu  vermuten,  sie  war  aber  zum  Dezembertermin  1895  in 
einigen  nord-  und  ostdeutschen  Städten  weit  darüber  hinausgewachsen, 
sie  erreichte  in  Hamburg  6,94,  Stettin  7,19,  Königsberg  7,59,  Danzig 
9,09,  Altona  9,51  7q  der  anwesenden  Arbeiter.  Das  scheint  nun  vor 
aUem  wieder  die  kapitalistische  Industrie  schwer  zu  belasten.  Nament- 
lich ist  man  geneigt,  die  Steigerung  der  Arbeitslosigkeits-Häufigkeit 
in  den  Wintermonaten  auf  Kapitalinteressen  zurückzuführen.  Die 
Begründung  ist  aber  sehr  fraglich.  Die  Großstadt,  in  zweiter  Linie 
das  Industriezentrum,  ist  das  Ziel  einer  Wanderbewegung,  die  zeit- 
weise wohl,  aber  gewiß  nicht  konstant  von  dem  Unternehmertum  der 
Stadt  angeregt  wird.  Ganz  überwiegend,  darin  ist  Troeltsch  jeden- 
falls zuzustimmen,  handelt  es  sich  um  eine  freiwillige  Zuwanderung, 
nicht  wie  bei  der  Versorgung  des  Bergbaues  und  der  Landwirtschaft 
um  von  den  Unternehmern  angeregte  Wanderungen.  Gewiß  äußert 
der  Saisoncharakter  der  Baugewerbe  seine  Wirkung  in  der  Steigerung 
der  Winter- Arbeitslosigkeit,  aber  diese  erhält  gerade  nach  Beobach- 
tungen von  Arbeitsnachweisstellen  besonders  namhafte  Zufuhr  durch 
Zuwanderung  vom  Lande.  Die  ganze  Reihe  der  psychologischen 
Grundlagen  der  Landflucht,  also  jene  Motive  derselben,  die  mit  kapi- 
talistischen Interessen  nichts  zu  tun  haben,  spielen  hier  herein.  Die 
Verantwortung  für  einen  Teil  der  Fälle  von  Arbeitslosigkeit,  die  in 
den  Städten  auftreten,   muß  der  Planlosigkeit   und   Sorglosigkeit  der 
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Individuen  zugeschrieben  werden,  die  ohne  bestimmte  Erwerbsaussicbt 
der  Stadt  und  der  Industrie  nachziehen. 

Der  Kapitalismus  beeinflußt  den  Arbeitsmarkt  übrigens  doch 
auch  günstig,  denn  das  Interesse  des  Kapitalbesitzes  ist,  auf  einem 
gewissen  Punkt  der  technischen  Entwickluug  angelangt,  auf  die  Kon- 
tinuität der  Kapitalnutzung  gerichtet,  auf  die  Betriebsfortsetzung  von 
hoch -kapitalistisch  ausgestatteten  Unternehmungen,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  der  Betrieb  nichts  anderes  mehr  bewirkt  als  Kapital- 
erhaltung, wenn  die  Kapitalverzinsung  nicht  mehr  erreichbar  ist. 
Das  sind  Dinge,  die  sich  in  der  Hauptsache  genauen  Beobachtungen 
wenig  zugänglich  erweisen.  Aber  es  haben  sich  in  neuerer  Zeit  doch 
die  bekannt  gewordenen  Fälle  solcher  Betriebsfortsetzung  bei  nicht 
rentablen  Verkaufspreisen  gemehrt.  Gewiß  nicht  als  Verdienst  der 
Unternehmer,  aber  als  der  kapitalistischen  Entwicklung  selbst  im- 
manente Kraft    ist    die  Tendenz  zur  Betriebsfortsetzung   aufzufassen. 

Zweiundvierzigstes  Kapitel. 

Die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 

Eine  rationelle  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  ihrer  Schaden- 
wirkungen setzt  eine  Analyse  der  Ursachen  des  Arbeitslosigkeits- 
phänomens in  seiner  Gresamtheit  voraus.  Das  ist  schon  von  dem  Ge- 
sichtspunkt aus  geboten,  daß  die  Arbeitslosigkeit  selbst  in  zahlreichen 
FäUen  nur  als  Sympton  anderer  sozialer  Mißstände  aufgefaßt  werden 
muß.  Und  wo  dies  zutrifft,  würde  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosig- 
keit wahrscheinlich  von  keinem,  so  und  so  oft  jedenfalls  nicht  von 
dauerndem  Erfolg  begleitet  sein.  Die  Gliederung  der  Ursachen  der 
ArbeitslosigkeitsfäUe  für  die  Zwecke  der  planmäßigen  Bekämpfung 
ergibt  etwa  folgendes  System  von  Gründen: 

I.  Natürlich-elementare  Ursachen:  Naturtatsachen  und  Naturvorgänge,  die, 
gleichviel  ob  plötzlich  oder  vorhersehbar,  Hemmungen  im  Verlauf  von  Arbeits- 
prozessen herbeiführen  und  damit  die  Grundlage  der  Arbeitsbetätigung  ent- 
ziehen. Solche  Einflüsse  der  Natur  sind  der  Wechsel  der  Jahreszeit,  die 
Witterung,  ihnen  gleich  zu  achten  sind  Elementarschäden  an  Betriebsanlagen, 
Überschwemmung,  Feuersbrunst,  und  sie  bevs^irken  teils  periodisch  wieder- 
kehrende Arbeitslosigkeit  (saisonmäßige)  teils  akute,  die  als  Störungen  emp- 
funden werden. 
II.  Persönliche  oder  individuelle  Gründe,  die  in  der  Person  eines  der  beiden 
Teile  des  Arbeitsvertrages  liegen.     Hierher  sind  zu  rechnen: 

1)  die  Schwierigkeit  des  (namentlich  schon  des  erstmaligen)  Unterkommens 
infolge  der  Wahl  eines  Berufes,  der  nach  der  Lage  des  Arbeitsmarktes 
sich  als  übersetzt  zeigt,  also  schlechte  Anpassung  an  die  Konjunktur; 

2)  die  mit  dem  Stellenwechsel  an  sich  verbundene  Schwierigkeit  der  Auf- 
findung einer  „geeigneten"  Beschäftigung,  wobei  die  über  die  durch- 
schnittliche Dauer  hinausgehende  Arbeitslosigkeit  verursacht  sein  kann: 

a)  durch  das  Interesse  an  der  Verwertung  gerade  der  erlernten  Berufs- 
kenntnisse, für  die  speziell  keine  Verwendung  zu  finden  ist ; 
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b)  durch  die  Charaktereigenarfc  des  Arbeitnehmers,  der  sich  z.  B.  schwer 
anpaßt,  oder  unterordnet,  oder,  weil  abwechslungsbedürftig,  oft  die 
Stelle  wechselt  und  immer  schwerer  unterkommt; 

c)  durch  die  körperliche  Beschaffenheit  des  Arbeitsuchenden^  die  in 
irgendeiner  Richtung  eine  unter  dem  Durchschnitt  liegende  Lei- 
stungsfähigkeit des  Arbeiters  vermuten  läßt,  also  insbesondere  Ver- 
krüppelte, Rekonvaleszenten  u.  dgl.,  wohl  auch 

d)  durch  Unmöglichkeit  s  t  e  t  i  g  e  r  Erwerbstätigkeit  wegen  sonstiger  z.  B. 
häuslicher  Verhältnisse. 

3)  Kränklichkeit,  vorgerücktes  Alter,  Halbinvalidität  (demi-ouvriers). 

4)  Arbeitsscheu  verschiedensten  Grades,  Liederlichkeit,  Energiemangel, 
Die  angeführten  Gründebetreffen  nur  Voraussetzungen  auf  Seite  des  Arbeiters, 

es  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  daß  auch  die  Eigenart  eines  Unternehmers  für 
einzelne  Arbeiter  vielfach  zur  Ursache  von  Arbeitslosigkeit  wird,  daß  der  Arbeiter 
arbeitslos  wird  durch  Aufhören  eines  Geschäftes  aus  persönlichen  Gründen  des 
Unternehmers  in  Zeiten,  in  denen  Arbeit  schwer  oder  überhaupt  nicht  gefunden 
wird;  aber  diese  auf  Seite  des  Arbeitgebers  liegenden  Gründe  der  Arbeitslosig- 
keit vnirzeln  in  der  Eigenart  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung. 

IIL  Gesellschaftliche  Gründe,  d.  h.  solche  Gründe,  in  denen  das  zur  Arbeits- 
losigkeit führende  Moment  durch  außerhalb  der  beiden  Vertragsteile  liegende 
Verhältnisse  gegeben  erscheint.     Zu  diesen  sind  zu  rechnen: 

1)  eine  allmählich  auftretende  Disproportionalität  zwischen  Arbeitskräften 
und  Arbeitsgelegenheit,  die  vor  allem  durch  rasches  Anwachsen  der 
Bevölkerung,  sei  es  natürliches,  sei  es  durch  Wanderung  ausgelöstes,  ent- 
standen gedacht  werden  kann,  aber  wohl  auch  durch  Maschinenentwick- 
lung und  fortschreitende  Verminderung  des  Bedarfs  an  Menschenkraft 
(eine  Art  schleichende  Krisis); 

2)  eine  akute  Wirtschaftskrisis,  die  zu  Betriebseinschränkungen  und  Ar- 
beiterentlassungen führt; 

3)  das  Vergesellschaftungsprinzip  selbst,  sofern  die  Arbeitsteilung  und  die 
Berufsdifferenzierung  eine  Entwicklung  der  Individuen  (Anpassung  an 
ihre  Arbeitsaufgaben)  nach  sich  ziehen,  die  den  Übergang  von  einer 
Beschäftigung,  für  die  die  Verwertungagelegenheit  versiegt,  zu  einer 
anderen,  für  die  solche  vorhanden  ist,  und  damit  die  Beendigung  der 
Arbeitslosigkeit  außerordentlich  erschwert; 

4)  endlich  ist  trotz  mancher  dagegen  sprechenden  Erwägungen  die  im  Zu- 
sammenhange mit  großen  Konflikten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern auftretende  Arbeitslosigkeit  als  eine  dem  Ursprung  nach  ge- 
sellschaftlich verursachte  aufzufassen. 

Für  das  Problem  der  Arbeitslosenfürsorge  scheiden  von  vom- 
lierein  die  Arbeitsunfähigen  und  die  Nicht-Arbeitswilligen  aus.  Von 
Arbeitslosigkeit  im  engeren  Sinne  kann  aber  füglich  nicht  geredet 
werden,  wo  und  wann  noch  nicht  alle  Möglichkeiten  der  Stellen- 
beschaffung erschöpft  sind.  Das  Problem  beginnt  also  erst  dort,  wo 
der  denkbar  vollkommenst  organisierte  Arbeitsnachweis  hinsichtlich 
der  Versorgung  mit  Stellen  unzulänglich  wird.  Diese  theoretische  Ab- 
grenzung läßt  sich  in  der  Praxis  allerdings  nicht  mit  solcher  Genauig- 
keit durchführen.  Nicht  nur  weil  verwaltungstechnisch  Arbeitsnach- 
weis und  Arbeitslosenfürsorge  innig  zusammenhängen,  sondern  schon 
aus  dem  sehr  einfachen  Grunde,  weil  während  der  Zeit  des  Funktio- 
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nierens  des  Arbeitsnachweises  die  Arbeitsuchenden  auch  arbeitslos, 
also  in  der  Regel  erwerbslos  sind  und  damit  Objekt  der  Arbeitslosen- 
fürsorge, und  umgekehrt,  weil  auch  für  die  der  Arbeitslosenfürsorge 
Bedürftigen  der  Arbeitsnachweis  niemals  zu  funktionieren  aufhören  darf. 

Alle  die  in  dem  vorstehenden  Schema  aufgeführten  Ursachen 
werden  sehr  verschieden  oft  wirksam  und  sind  auch  hinsichtlich  des 
Ausmaßes  und  der  Tragweite  ihrer  Wirksamkeit  sehr  verschieden  ein- 
zuschätzen. Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  eine  akute  Krisis,  ein 
Konflikt  der  Arbeitsvertragsparteien  oder  natürlich-elementare  Arbeits- 
störungen in  ganz  anderem  Maße  auf  den  gesellschaftlichen  Lebens- 
prozeß nachteilig,  geradezu  katastrophal  mit  einschneidenden  Kraft- 
verlusten einwirken  können,  als  etwa  die  individuell  verursachten 
Fälle  von  Arbeitslosigkeit,  weil  der  Gesellschaftsorganismus,  je  massen- 
hafter das  Übel  der  Arbeitslosigkeit  auftritt,  umso  wehrloser  ist.  Es 
ist  ferner  aus  naheliegenden  Gründen  für  alle  Arten  der  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  wichtig,  die  in  der  Hauptsache  kontinuierlich  oder 
regelmäßig  wiederkehrend  wirkenden  Ursachen  den  in  unregelmäßigen 
Zwischenräumen  auftretenden  gegenüberzustellen  und  für  die  ersteren 
die  Periodizität  mit  möglichster  Genauigkeit  zu  ermitteln,  wie  ins- 
besondere für  Bau-  und  Saisonarbeiter. 

Die  einzelnen  Kategorien  sind  ja,  wie  schon  gezeigt  wurde  (vgl. 
41.  Kap.),  auf  Mängel  in  den  Grundprinzipien  unserer  Wirtschaftsord- 
nung zurückzuführen,  sie  wurzeln  zum  Teil  in  den  dem  Kapitalismus 
eigentümlichen  treibenden  Kräften.  Zum  Teil  aber  ist  es  die  Unüber- 
sichtlichkeit des  ganzen  Wirtschaftskomplexes,  was  für  die  Arbeits- 
losigkeit sozusagen  verantwortlich  gemacht  werden  muß,  zum  Teil  ist 
es  auch  die  Ungefügigkeit  der  einzelnen  Willen,  denn  was  würde 
schließlich  eine  Orientierung  der  heranwachsenden  Generation  nützen, 
wenn  im  Architekturberuf  50^0  mehr  Arbeiter  als  dem  Bedarf  nach 
zweckentsprechend  wäre,  ihre  Betätigung  um  jeden  Preis  suchen 
wollten?  —  Keinesfalls  kann  nach  aU  dem  ein  Zweifel  darüber  be- 
stehen, daß  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  sehr  verschiedene 
Wege  begangen  werden  müssen. 

Die  Maßnahmen,  die  gegenüber  der  Arbeitslosigkeit  in  Frage 
kommen  können,  sind 

A.  die  Verhütung,  Meidung  oder  Hintanhaltung  des  Eintrittes 
des  schädigenden  Ereignisses,  also  die  Maßnahmen  der  Prävention; 

B.  Unterdrückung  der  Schadensursache  oder  die  Hemmung  der 
Schadenswirkung,  wenn  das  schädigende  Ereignis  einmal  eingetreten 
ist:  die  Maßnahmen  der  Repression,  und 

C.  die  Maßnahmen  der  Schadensablenkung  vom  Individuum,  das 
durch  das  schädigende  Ereignis  betroffen  wird,  auf  die  Vielheit,  even- 
tuell auf  die  Allgemeinheit. 
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A.  Die  Verhütung. 

Für  kaum  ein  anderes  Problem  der  Sozialpolitik  drängt  sich  die 
Wichtigkeit  der  Methode  der  Prävention  dermaßen  in  den  Vorder- 
grund^ wie  für  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  Das  ist  um  so 
mehr  zu  betonen^  als  die  Diskussion  namentlich  in  jüngster  Zeit  weit 
mehr  das  Interesse  für  andere  Methoden^  insbesondere  das  der  Ver- 
sicherung zu  fördern  sucht.  Vor  allem  handelt  es  sich  eben  darum, 
die  Tatsache  der  Arbeitslosigkeit  selbst,  wie  Carlyle  sagt,  die  ver- 
abscheuungswürdigste  und  für  das  menschliche  Gewissen  empörendste, 
in  dem  Bild  des  Elendes  aus  der  Welt   zu  schaffen,   so   gut   es   geht. 

Mit  dem  Nachweise,  daß  auch  andere  Ursachen  als  die  kapitali- 
stische Ordnung  des  Wirtschaftslebens  die  Arbeitslosigkeit  herauf- 
beschwören, ist  freilich  noch  nicht  gesagt,  daß  darum  ihre  Verhütung 
leichter  sei,  ebensowenig  ist  aber  anderseits  mit  der  Einsicht,  daß 
dem  Kapitalismus  ein  großer  Teil  der  Arbeitslosigkeit  ursächlich  zu- 
geschrieben werden  muß,  die  Möglichkeit  außer  acht  zu  lassen,  daß 
auch  im  Rahmen  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  die  gerade 
kapitalistisch  verursachte  Arbeitslosigkeit  verhütet  werden  kann. 

1.  Geht  Arbeitslosigkeit  Hand  in  Hand  mit  anderen  Schaden 
bringenden  Ereignissen,  die  selbst  Gegenstand  planmäßiger  Abwehr, 
insbesondere  auch  durch  Verhütungsmaßregeln  sind,  wie  z.  B.  bei  Peuer- 
oder  Wetterschaden,  dann  kommen  spezielle  Verhütungs Vorkehrungen 
gegenüber  der  Arbeitslosigkeit  kaum  in  Frage,  alles  was  z.  B.  zur 
Verhütung  eines  Feuerschadens  geschieht,  beugt  auch  dem  Eintritt 
der  in  seinem  Gefolge  auftretenden  Arbeitslosigkeit  vor.  Es  kommen 
für  diese  Fälle  die  Einrichtungen  der  Methode  der  Schadensverteilung 
z.  B.  die  Feuerversicherung  in  Betracht.  Dagegen  wird  die  Frage  der 
Verhütungsmöglichkeit  speziell  für  die  Arbeitslosigkeit  für  alle  jene 
FäUe  natürlich-elementarer  Arbeitslosigkeit  aktuell,  die  periodisch,  zum 
Teil  einigermaßen  regelmäßig  und  deshalb  voraussehbar  wiederkehren, 
wie  die  Arbeitslosigkeit  in  den  Saisonbeschäftigungen.  Zum  Teil  ist 
zur  Hintanhaltung  dieser  auch  die  Initiative  der  gefährdeten  Individuen 
selbst  heranzuziehen.  Sowohl  der  Bau-  wie  der  landwirtschaftliche 
Arbeiter  pflegt  auch  tatsächlich  durch  das  Prinzip  der  Arbeits  Vereini- 
gung der  Gefahr  saisonweiser  Arbeitslosigkeit  entgegenzuwirken:  er 
sucht  in  zwei  oder  mehreren  zeitlich  einander  ziemlich  ergänzenden 
Beschäftigungsarten  bewandert  zu  sein,  und  hält  auch  in  der  Regel 
nach  beiden  Richtungen  Beziehungen  zu  bestimmten  Arbeitgebern. 
Aber  auch  den  Arbeitgebern  fällt  die  Aufgabe  zu,  die  Arbeiten  in 
solchen  Berufszweigen,  in  denen  nur  einen  Teil  des  Jahres  hindurch 
zu  arbeiten  ist,  derart  einzurichten,  daß  ein  solches  zeitliches  Anein- 
anderschließen  für  die  Arbeitnehmer,  möglichst  gefördert  wird.  Das 
gilt  besonders  für  nicht  oder  nur  wenig  gelernte  Arbeit. 
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Vielfach  ist  das  Interesse  der  Unternehmer  selbst  darauf  gerichtet 
und  wird  darnach  gehandelt,  wie  z.  B.  wenn  in  der  Forstwirtschaft, 
wo  die  Arbeiten  einigermaßen  verschiebbar  sind,  regelmäßig  auf  die 
Bausaison  und  die  landwirtschaftliche  Arbeitshäufung  Bedacht  ge- 
nommen wird.  Aber  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  durch  syste- 
matische Zentralisierung  der  Nachweisungen  des  Bedarfs  an 
Arbeitskräften  Verbesserungen  in  der  Überwindung  der  Saison- Arbeits- 
losigkeit zu  erreichen  wären.  Auf  eine  großstilige,  umfassende  und 
weitsichtige  Organisation  des  Arbeitsnachweises  mit  frühzeitiger  Er- 
mittlung lokaler  Überschüsse  an  Arbeitskräften  oder  an  offenen  Stellen 
kommt  hier  wohl  das  meiste  an. 

2.  Die  Verhütung  der  Arbeitslosigkeit,  die  aus  persönlichen  und 
individuellsten  Ursachen  entspringt,  hat  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
auch  mit  einer  gewissen  Unüberwindlichkeit  der  Gründe  selbst  zu 
rechnen.  Das  gilt  insbesondere  von  der  durch  körperliche  oder  sitt- 
liche Verfassung  des  Arbeiters  bedingten  individua] -chronischen 
Arbeitslosigkeit  (oben  IL  3  und  4).  Hier  liegt  dann  einerseits  in 
erster  Linie  wieder  ein  Feld  für  die  möglichst  spezialisierte  Arbeits- 
nachweisung vor:  für  die  demi-ouvriers,  anderseits  aber  bedarf  es  einer 
Fürsorge,  die  zum  Teil  in  die  Methode  der  Unterdrückung  der  Arbeits- 
losigkeit (vgl.  unter  B),  zum  Teil  in  das  Problem  der  Pädagogik  ein- 
schlägt, einer  Fürsorge,  deren  Wirkungsbereich  wohl  recht  eng  ge- 
zogen ist;  denn  die  Bekämpfung  von  Arbeitsscheu  ist  wohl  eines  der 
schwerst  zu  lösenden  Probleme  gesellschaftlicher  Erziehung. 

Die  übrigen  Fälle  individuell  begründeter  Arbeitslosigkeit  be- 
rühren hauptsächlich  den  qualifizierten  Arbeiter.  Auch  für  jene  kann 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  ihre  Verhütung  ohne  Mitwirkung 
des  Individuums  überhaupt  nicht  denkbar  ist.  Es  muß  von  ihm  ein 
gewisses  Maß  von  Selbstverleugnung  gefordert  werden,  denn  es  gilt 
nichts  Geringeres,  als  die  Neigung  zu  einer  bestimmten  Berufstätigkeit 
hintanzusetzen,  wenn  die  Lage  des  betreffenden  Arbeitsteilmarktes  dies 
zweckmäßig  erscheinen  läßt,  Selbstverleugnung  und  Energie,  sofern 
die  Überwindung  irgendwelcher  persönlichen  Anlagen  in  Frage  steht, 
die  das  leichtere  Unterkommen  erschweren.  In  beiden  Richtungen 
ist  aber  vom  Durchschnitt  der  Arbeitsuchenden  verhältnismäßig  wenig 
zu  erwarten,  es  geht  zum  Teil,  ganz  abgesehen  von  Vermögensfragen, 
überhaupt  über  die  Fähigkeit  des  einzelnen,  die  nach  der  Lage  der  Dinge 
zweckmäßigste  Berufswahl  zu  treffen.  Es  ist  wieder  der  Punkt, 
wo  die  Gesellschaft  als  solche  dem  Individuum  seine  Aufgabe  zu  er- 
leichtern hat,  Einrichtungen  zu  schaffen,  die  eine  bessere  Übersicht 
über  die  Bedarfsverhältnisse  an  Arbeitskräften  in  den  einzelnen  ge- 
lernten Berufen  ermöglichen.  Gewiß  stehen  einer  solchen  Aufgabe 
außerordentliche  Schwierigkeiten  im  Wege. 

Weder   über   die  Launen   des  Geschmacks   und   der   Mode,   noch 
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über  anderweitig  veriirsaclite  Verscliiebungen  wird  eine  Verwaltungs- 
stelle lange  vorher  in  verantwortlicher  Weise  Auskunft  geben  können, 
und  einer  solchen  Tätigkeit  sind  natürlich  recht  enge  Grenzen  ge- 
zogen. Aber  eine  bessere  Orientierung  über  den  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften auf  längere  Zeiträume  voraus,  und  damit  auch  einigermaßen 
über  die  Berufsaussichten,  als  bisher,  ist  geboten.  Hand  in  Hand  da- 
mit hätte  z.  B.  die  Bekämpfung  der  Lehrlingszüchterei  zu  gehen,  wie 
sie  in  Deutschland  durch  Maßnahmen  der  Handwerkskammern  schon 
in  die  Wege  geleitet  ist. 

Handelt  es  sich  so  einerseits,  die  Grundlagen  zu  gewinnen,  um 
vor  aussichtslosen  Berufszweigen  zu  warnen,  so  wird  auf  der  anderen 
Seite  für  solche  Berufszweige,  in  denen  sich  chronischer  Arbeiter- 
mangel fühlbar  macht,  das  Interesse  zu  wecken  sein.  Wirksam 
könnte  eine  solche  Einflußnahme  vor  allem  in  denjenigen  Lebens- 
jahren, in  denen  die  Berufsausbildung  einzusetzen  pflegt,  in  Angriff 
genommen  werden,  indem  im  Anschluß  an  den  Unterricht  das  Ver- 
ständnis für  die  verschiedenen  Berufszweige,  Beschäftigungsweisen, 
damit  verbundene  Lebensgewohnheiten  und  Entwicklungsmöglichkeiten 
geweckt  würde.  Aber  auch  für  schon  arbeitslos  Gewordene  könnten 
solche  Unterweisungen,  selbstverständlich  immer  ohne  irgendwelche 
Verpflichtung  für  die  spätere  Ausnützung  des  Gebotenen,  den  Wechsel 
der  Berufsbetätigung  anbahnen  helfen,  wie  das  beispielsweise  für  den 
Übergang  zur  landwirtschaftlichen  Arbeit  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  der  Heilsarmee,  ähnlich  auch  in  Holland  und  in  Ausführung  des 
Arbeitslosengesetzes  von  1905  in  England,  versucht  worden  ist 
(Alden).  Es  ist  gar  nicht  aussichtslos,  daß  die  Leutenot  in  der  Land- 
wirtschaft, die  ja  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  der 
Union  in  vielen  Gebieten  schon  empfunden  wird,  eine  Verminderung 
erfahren  könnte,  daß  insbesondere  der  Landflucht  in  einigem  Einhalt 
getan  würde,  wenn  solche  Elemente,  für  die  sich  von  vornherein  der 
Kampf  ums  Dasein  in  der  Stadt  als  weniger  aussichtsreich  voraus- 
sagen läßt,  davon  abgehalten  werden  könnten,  ihrem  Phantom  des 
Glückes  im  Gewühl  des  städtisch-gewerblichen  Arbeitsmarktes  nach- 
zujagen. 

Das  ist  umso  wichtiger,  als  die  Erfahrung  bei  den  Arbeitsnach- 
weisstellen es  außerordentlich  nahelegt,  daß  unter  der  Arbeitslosigkeit 
vor  allem  die  schlechter  ausgebildeten  Arbeiter  zu  leiden  haben. 
Dazu  stimmt  auch,  was  Charles  Booth  von  den  englischen  Arbeits- 
losen gesagt  hat:  sie  sind  eine  Auslese  der  Unfähigen.  So  hart  der 
Ausspruch  auch  klingt,  mangelhafte  Ausbildung  im  Berufe  ist  eine 
der  am  stärksten  wirksamen  individuellen  Ursachen  wenigstens  der 
häufigen  Arbeitslosigkeit.  Intensivierung  der  Ausbildung,  Erziehung 
zu  höherer  Energie,  können  zur  Verminderung  der  Arbeitslosigkeit  ge- 
wiß  noch   wesentlich   beitragen.     Größere   Gewissenhaftigkeit   in   der 
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Ausstellung  von  Lehrzeugnissen,  eventuell  direkte  Warnung  des  Lernen- 
den vor  einem  Berufe,  für  den  keine  Eignung  zu  beobachten  ist,  sind 
freilich  unentbehrliche  Requisite  auf  diesem  Gebiete  sozialpädagogischer 
Arbeit,  die  selbst  nur  mit  Hebung  des  allgemeinen  Niveaus  sozialer 
Urteilsfähigkeit  allgemein  erwartet  werden  dürfen.  Auch  nicht  die 
höchstkollektivistische,  sozialistisch  idealste  Wirtschaftsverfassung,  ja 
diese  am  allerwenigsten,  würde  darauf  verzichten  können,  die  Minder- 
geeigneten in  jene  Beschäftigungen  einzuweisen,  in  denen  sie  ver- 
gleichsweise am  wertvollsten  für  die  Gesamtheit  wirksam  sein  könnten. 

Angebot  von  und  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  können  sich 
quantitativ  entsprechen  auf  dem  Gesamt- Arbeitsmarkt,  aber  sie  ent- 
sprechen sich  nicht  nach  den  Anforderungen  an  die  Ausbildung,  nicht 
in  qualitativer  Hinsicht,  nicht  auf  den  Teilmärkten.  Das  ist  eine 
Sachlage,  die  auch  in  Perioden  günstiger  Gesamtkonjunktur  sich  als 
normal  erweist.  Auf  100  Stellenangebote  mögen  100  Stellengesuche 
entfallen,  so  wird  der  Prozentsatz  der  daraufhin  tatsächlich  besetzten 
Stellen  kaum  jemals  100  erreichen.  Diesen  ersten  Grad  der  Arbeits- 
losigkeit zu  verhüten,  ist  der  Zweck  aller  bisher  erwähnten  Präventiv- 
Maßnahmen,  die  darauf  abzielen,  die  Qualifikation  der  Arbeitskräfte 
wahrscheinlichem,  qualifiziertem  Bedarf  entsprechend  vorzubereiten. 

3.  Der  zweite  Grad  von  Arbeitslosigkeit  ist  der  typische  Fall 
der  Krisenarbeitslosigkeit,  also  einer  gesellschaftlich  bedingten: 
das  Angebot  an  Arbeitskräften  übersteigt  die  Nachfrage,  obgleich  nach 
Maßgabe  des  Yorhandenseins  der  übrigen  Produktionsmittel  die  Arbeits- 
kräfte beschäftigt  werden  könnten.  In  der  Regel  tritt  dieser  Zustand 
ein,  entweder  wenn  Nominalkapitalien  vernichtet  und  damit  die  Kauf- 
kraft hauptsächlicher  Arbeitsnachfrager  reduziert  ist,  oder  wenn  die 
Kapitalbesitzer  das  Vertrauen  in  die  Ertragserzielung  des  Kapital- 
umsatzes  durch  Beschäftigung   der  Arbeiter  verloren  haben  (S.  351). 

Es  ist  wohl  die  unsinnigste  Kategorie  von  Arbeitslosigkeit.  Selbst 
die  Erzeugung  von  Produktivgütern  (Maschinen  u.  dgl.)  wird  still  ge- 
setzt, weil  die  Geldertrags-Erzielung  fraglich  oder  unwahrscheinlich 
geworden  ist.  Ist  nicht  aber  das  Ziel  der  wirtschaftlichen  Arbeit 
Gütergewinnung?  Hängt  das  Wohl  der  Gesellschaft  nicht  gerade  an 
der  Verfügung  über  Güter  und  Leistungen? 

So  selbstverständlich  von  diesem  Gesichtspunkte  die  bedingungs- 
lose Betriebsfortsetzung  als  sozial -wirtschaftliches  Verhütungsmittel 
erscheint,  keinesfalls  ist  sie  allgemein  zutreffend.  Die  Krisis  bedeutet 
mit  aUen  ihren  Begleiterscheinungen  wohl  stets  nach  mehreren  Rich- 
tungen wirtschaftlicher  Arbeit  einen  Prozeß  der  Korrektur  gegen  Über- 
produktion, d.  h.  gegenüber  den  vereinzelt  oder  vielfach  verfehlten 
Verwendungen  von  Produktionsmitteln.  Sie  führt,  indem  sie  Ein- 
schränkungen oder  Stillsetzungen  in  verschiedenen  Produktionszweigen 
nach  sich  zieht,  in  denen  der  Marktlage  nach  zu  viele  Arbeitskräfte 
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beschäftigt  waren,  zu  einem  Zustand,  der  trotz  aller  Schädigungen 
richtigere,  d.  h.  dem  vorhandenen  Kraft-  und  dem  Bedürfnisausmaß 
besser  entsprechende  Verwendungen  der  Arbeitskräfte  herbeiführen 
soll.  Die  Automobilindustrie  z.  B.  hatte  nach  Maßgabe  des  tatsächlich 
vorhandenen  gesellschaftlichen  Leistungsvermögens  eine  große  Zahl  von 
Arbeitskräften  absorbiert.  Ein  großer  Teil  derselben  wäre  vielleicht 
(und  zwar  insbesondere  im  Hinblicke  auf  die  gestiegene  Nachfrage 
nach  Lebensmitteln)  richtiger  dem  Gemüsebau  zugewendet  worden. 
Liegt  also  in  dem  Wesen  der  Störung  eine  gewisse  Notwendigkeit, 
Arbeiter  aus  ihren  Stellen  zu  entfernen,  so  handelt  es  sich  doch 
immer  gleichzeitig  darum,  diese  Kräfte  den  zu  wenig  gepflegten  Pro- 
duktionszweigen zuzuführen,  und  das  Nächstliegende  wäre  wohl  immer, 
daß  die  Arbeitslosen  zur  Herstellung  der  für  ihre  eigene  Bedürfnis- 
befriedigung erforderlichen  Güter  übergeleitet  würden. 

Daß  solche  Überleitungen  (z.  B.  in  die  Surrogatindustrien,  die  bei 
Krisen  zuerst  aufblühen)  mit  völliger  Verhütung  von  Arbeitslosigkeits- 
Perioden  vor  sich  gehen,  wird  kaum  erreichbar  sein  und  man  wird  mit 
Macrosty  sagen  müssen:  jedes  Industrieland  scheint  eine  Reservearmee 
von  Arbeitslosen  zu  benötigen,  die  der  Produktion  die  Elastizität  gibt, 
mit  der  sie  der  fluktuierenden  Nachfrage  auf  dem  Markte  entspricht. 
Aber  eine  Förderung  des  SteUensuchens  mit  tunlichster  Verminderung 
der  dabei  auftretenden  Arbeitslosigkeit  könnte  wohl  beispielsweise  mit 
einer  gesetzlichen  Ausgestaltung  des  Kündigungswesens  erreicht 
werden  (Schanz). 

Ein  anderes  aber  ist,  noch  weiter  ausgreifend:  die  Hintanhaltung 
von  Betriebsausdehnungen,  die  sich  nicht  dauernd  als  voll  durchhalt- 
bar auch  in  ungünstigen  Perioden  erweisen.  Wenn  die  Kartelle 
mit  ihrer  Produktionspolitik  wirklich  eine  Ausgleichung  in  dem  Be- 
schäftigungsumfange  anstreben,  dann  wirken  sie  damit  zweifellos  auch 
der  Arbeitslosigkeit  entgegen.  In  dieselbe  Gruppe  von  Maßnahmen 
gehört  die  Nichtgewährung  von  Überstunden.  Ein  freiwilliger 
Verzicht  der  Unternehmer  auf  solche  könnte  auch  durch  Besteuerung 
von  Überstundenlöhnen  erreicht  werden;  Schanz  wiU  diese  Steuer- 
erträge einem  Arbeitslosen-Unfcerstützungsfonds  zugewissen  wissen.  Es 
wäre  ein  Segen,  wenn  Kartelle  in  der  Richtung  wirken  würden,  daß 
die  Werke  geeint  dem  maßloßen  Wechsel  zwischen  Nachfragesteigerung 
mit  Diktieren  der  Lieferfrist  seitens  der  Besteller  einerseits,  dem  Stag- 
nieren der  Nachfrage  anderseits  dadurch  entgegenwirkten,  daß  sie  die 
temporäre  Häufung  der  Arbeit  nicht  durch  Betriebsausdehnung  und 
Überstundenarbeit  zu  bewältigen  streben,  sondern  durch  bessere  zeit- 
liche Aufteilung  der  Aufträge  innerhalb  des  ganzen  Kartells. 

Ähnlich  liegen  die  Dinge  bezüglich  der  Verkürzung  der  nor- 
malen Arbeitszeit,  einer  Maßnahme,  die  zur  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit in  größerem  Umfange  namentlich  in  England  im  Kohlen-  und 
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Erzbergwerksbetrieb  sowie  in  der  Textilindustrie  Eingang  gefunden 
hat.  Namentlicli  zur  Erhaltung  des  gesamten  Arbeiterstandes  eines 
Industriezweiges  scheint  dies  eine  geeignete  Methode,  zumal  da  zur 
Hintanhaltung  der  Arbeitslosigkeit  in  einem  Gewerbe  eine  Betriebs- 
einschränkung um  etwa  20^0  in  der  Regel  hinreichen  wird.  Derartige 
Regelungen  der  Arbeitszeit,  die  auf  natürlichste  Weise  durch  Verständi- 
gung der  Unternehmer  mit  den  Arbeiterverbänden  herbeigeführt  werden, 
nähern  sich  hinsichtlich  dessen,  was  effektiv  mit  ihnen  für  die  Arbeiter 
erreicht  wird,  den  Maßnahmen  der  Schadensverteilung  (C),  denn  die 
Kosten  dieses  Mittels  zur  Verhütung  der  vollständigen  Außerarbeit- 
setzung  eines  Bruchteiles  der  Arbeiterschaft  werden  von  der  Gesamt- 
heit der  Arbeiter,  die  mit  der  Zeitverkürzung  eine  Lohn  Verminderung 
erfahren,  getrao^en. 

Namentlich  die  englischen  Gewerkvereine  haben  sich  für  die  Entwicklung 
der  zuletzt  genannten  Mittel,  die  alle  auf  ausgleichende  Verteilung  der  vorhan- 
denen Arbeitsgelegenheit  abzielen,  energisch  eingesetzt.  Ergänzt  werden  diese 
Maßnahmen  durch  Verabredungen,  die  schon  merklich  in  die  Ca'canny- Politik 
(System  langsamen  Arbeitens)  einschlagen.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  die  Arbeit- 
geber im  großen  und  ganzen  wachsende  Geneigtheit  zeigen,  diesen  Bestrebungen 
entgegenzukommen.  Aber  eines  schickt  sich  nicht  für  alle,  es  gibt  eine  Reihe  von 
Industriezweigen,  in  denen  solche  Verkürzungen  der  Arbeitszeit  ohne  Schädigung 
der  ganzen  Arbeitsorganisation  im  Betrieb  nicht  vorgenommen  werden  können. 

Umso  wichtiger  ist  daher  die  auf  Verteilung  von  Arbeitslosigkeit 
gerichtete  Anpassung  der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  an  die  Ar- 
beitsmarktlage, ein  Mittel,  das  bisher  viel  zu  wenig  Beachtung  gefunden 
hat.  Berufen  zu  dieser  Politik  sind  in  erster  Linie  Großkonsumenten 
der  Arbeit  und  ihrer  Produkte,  als  welche  wieder  vor  allem  die  öffent- 
lichen Verwaltungen  in  Betracht  kommen.  Es  ist  ein  Weg  der  Für- 
sorge, der  streng  genommen  nichts  anderes  fordert,  als  die  genaue 
Beobachtung  des  Prinzips  der  Wirtschaftlichkeit.  Erreicht  werden  soll 
eine  solche  Einteilung  der  von  einer  öffentlichen  Verwaltung  durch- 
zuführenden Arbeiten,  daß  die  verschiebbaren  Aufgaben  auf  jene  Jahres- 
periode verteilt  werden  können,  in  denen  erfahrungsgemäß  eine  Zu- 
nahme der  Arbeitslosigkeit  zu 'erwarten  ist.  Es  ist  das  eine  von  den 
Notstandsarbeiten  grundsätzlich  zu  unterscheidende  Maßnahme,  die  im 
wesentlichen  eine  Anpassung  des  staatlichen  und  insbesondere  städti- 
schen Arbeitsplanes  an  die  Schwankungen  des  Arbeitsmarktes  bedeutet, 
also  eine  ökonomische  Selbstverständlichkeit,  die  ja  tatsächlich  auch, 
schon  vielfach  die  Wirtschaft  öffentlicher  Verwaltungen  beherrscht, 
aber  zweifellos  in  noch  viel  exakterer  Weise  befolgt  werden  könnte, 
als  es  der  Fall  ist.  Auszudehnen  ist  das  Prinzip  auch  auf  die  nicht 
in  eigener  Regie  durchgeführten  Arbeiten,  also  insbesondere  auch  auf 
Bestellungen  jedweder  Art,  die  mitunter,  wie  z.  B.  jene  der  Bahn- 
verwaltungen hinsichtlich  des  Beschäftigungsgrades  einzelner  Industrien, 
schwer  ins  Gewicht  fallen.- 
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4.  Es  ist  auch  eine  Arbeitslosigkeit  dritten  Grades  niöglicli, 
Sie  liegt  vor^  wenn  auch  die  natürlichen  Grundlagen  für  die  Be- 
tätigung der  vorhandenen  Arbeitskraft  unzulänglich  werden.  Sie  ist 
nur  als  relative  möglich,  nämlich  mit  Beziehung  auf  eine  gegebene 
Gebietsgröße,  die  von  der  zu  groß  gewordenen  Bevölkerung  bewohnt 
ist  und  innerhalb  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  auch  nur 
im  Hinblick  auf  eine  bestimmte  Kapitalmenge.  Die  Gefahr  der 
Arbeitslosigkeit  wächst,  sobald  dem  Bevölkerungszuwachs  keine  ent- 
sprechende Ausdehnung  der  Betätigungsmöglichkeit  zur  Seite  geht. 
Die  Betätigungsmöglichkeit  ist  aber  eben  auch  durch  die  Verfügung 
über  die  Naturstoffe  nnd  Kräfte  bedingt.  Solange  die  Entwicklung 
einen  Parallelismus  zwischen  Bevölkerungsvermehrung  und  insbeson- 
dere Aufschließung  von  Naturstoffen  und  Naturkräften  erkennen  läßt, 
ist  das  Gespenst  der  Arbeitslosigkeit  aus  gesellschaftlichen  Ursachen 
nicht  unüberwindbar,  insolange  wird  es  wenigstens  in  engere  Schranken 
gebannt  werden  können.  Für  einen  solchen  Parallelismus  ist  die 
wichtigste  Voraussetzung  die  unablässige  Steigerung  menschlichen 
Wissens,  und  dieses  im  weitesten  Sinne,  nicht  allein  der  Naturwissen- 
schaften, sondern  auch  des  elementaren  Wissens  der  Arbeitermassen, 
das  zur  Erhöhung  des  technischen  Könnens  beiträgt,  ja  schließlich 
jede  Hebung  des  Bildungsniveaus,  durch  die  das  Haushalten  mit  nutz- 
baren Stoffen  gefördert  wird.  Es  ist  ebenso  wertvoll,  daß  die  Chemie 
etwa  den  Weg  zur  Verwendbarkeit  des  Weizenhalmes  (also  nicht  nur 
des  Kerns)  für  menschliche  Nahrung  findet,  wie  daß  der  Bergarbeiter 
in  den  Kenntnissen  des  Abbaues  der  schwierigeren  Kohlenbänke,  die 
etwa  heute  noch  wegen  der  Gefährlichkeit  der  Abbauarbeit  verloren 
gegeben  werden  müssen,  fortschreitet. 

Denkbar  ist  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  dritten  Grades 
auch  von  der  anderen  Seite  her,  von  der  Bevölkerungsbewegung  aus. 
Die  Erleichterung  gegenüber  der  aus  Übervölkerung  sich  ergebenden 
Arbeitslosigkeit  wird  freilich  nur  ausnahmsweise  präventiv  herbeizu- 
führen sein.  Immerhin  bedeutet  eine  Einwanderungserschwerung,  die 
sich  gegen  die  Zuwanderung  Besitzloser  richtet,  zweifellos  eine  Vor- 
beugungsmaßnahme. Ein  typisches  Beispiel  eines  solchen  auf  die  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit  abzielenden  Gesetzgebungsaktes  liegt 
im  englischen  Gesetz  vom  11.  August  1905  vor,  in  dem  der  Ein- 
wanderungsbeamte zur  Zurückweisung  „unerwünschter"  Einwanderer 
ermächtigt  wird  und  als  solche  u.  a.  diejenigen  bezeichnet  werden, 
die  nicht  nachweisen  können,  daß  ihr  Vermögen  oder  ihre  Lage  die 
Mittel  zur  anständigen  Erhaltung  ihrer  selbst  und  eventuell  ihrer  An- 
gehörigen gibt. 

Die  Saisonarbeitslosigkeit  stellt  vornehmlich  im  Baugewerbe  und  in  der 
Landwirtschaft  immer  schwierigere  Aufgaben.  Die  städtische  Arbeitslosigkeit 
in  den  Wintermonaten  steht  vorläufig  noch  überwiegend  im  Zeichen  der  toten 
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Bausaison.  Um  nach  dieser  Seite  eine  Besserung  herbeizuführen,  wurde  von 
gewerkschaftlicher  Seite  eine  Änderung  der  Bauordnung  beantragt  (Mannheimer 
Gewerkschaftskommission  1902,  Näheres  Schanz,  Dritter  Beitrag),  die  eineVerlegung 
geeigneter  Reparaturarbeiten  und  Abbrucharbeiten  in  die  tote  Zeit  herbeiführen 
würde.  Aber  die  städtische  Arbeitslosigkeit  in  den  Wintermonaten  läßt  immer 
mehr  auch '  den  Einfluß  der  Saisonarbeit  in  der  Landwirtschaft  erkennen. 
Die  Zunahme  dieses  Arbeitslosenzuflusses  hängt  mit  der  Verfassung  nicht  nur 
der  landwirtschaftlichen  Arbeit,  sondern  auch  des  landwirtschaftlichen  Besitzes 
zusammen.  Unzweifelhaft  wenigstens  in  Deutschland,  wo  im  Osten  die  ßesitz- 
verhältnisse  den  kräftigeren  Elementen  der  landwirtschaftlichen  Arbeiterbevölke- 
rung die  Entwicklungsmöglichkeit  nehmen  und  (wie  sie  bis  in  die  neunziger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  zur  Auswanderung  geführt  haben)  jetzt  zur  Ab- 
wanderung nach  dem  städtischen  Erwerb  Veranlassung  geben.  Die  Auflösung 
des  Instenwesens,  statt,  wie  es  wünschenswert  wäre,  seiner  gesunden  Fortbildung 
und  Entwicklung  ist  freilich  auch  durch  das  Vordringen  des  Kapitalismus  in 
den  landwirtschaftlichen  Großbetrieb  gefördert  worden.  Hier  hat  die  Maschine, 
insbesondere  die  Dreschmaschine,  zweifellos  steigernd  auf  die  Arbeitslosigkeits- 
yerhältnisse  eingewirkt,  die  landwirtschaftliche  Arbeit  wird  auf  eine  kürzere 
Zeit  zusammengedrängt  und  damit  der  Saisoncharakter  verschärft. 

Soweit  die  Vorbeugung  gegen  die  Arbeitslosigkeit  auf  die  Wiedergewinnung 
der  Arbeitskräfte  für  landwirtschaftliche  Arbeit  abzielt,  gilt  es  in  dieser  Rich- 
tung erst  das  Interesse  für  diese  Arbeit  zu  wecken  und  Kenntnisse  zu  ent- 
wickeln. Auch  Landarbeit  ist  nicht  schlechthin  ungelernte  Arbeit.  Darauf  sind 
namentlich  die  Arbeiterkolonien  in  Holland:  Frederiksoord  und  Wilhel- 
minasoord  gerichtet;  sie  bieten  die  Möglichkeit,  daß  der  erst  als  Arbeitsloser 
Aufgenommene  nach  einiger  Zeit  ein  „freier  Farmer"  werden  kann.  Es  ist  ein 
Weg,  die  in  der  Industrie  arbeitslos  Gewordenen  wieder  dauernder  landwirt- 
schaftlicher Berufstätigkeit  zuzuführen.  Gleiches  scheint  mit  Erfolg  die  Allot- 
ment  and  vacant  lot  cultivation  Association  in  Philadelphia  seit  1896  anzu- 
streben. Bis  1903  waren  760  bedürftige  Familien  so  untergebracht  worden,  wobei 
gerade  die  konkurrenzschwachen  Individuen  Berücksichtigung  fanden.  Der  Er- 
folg ist  auch  materiell  sehr  befriedigend  (Alden). 

Eine  beachtenswerte  Maßnahme  hat  man  in  den  Londoner  Docks  verwirk- 
licht. Mitte  der  neunziger  Jahre  hat  man  dort  dem  überaus  starken  Schwanken 
der  Arbeitsgelegenheit  für  die  Dockarbeitermassen  zu  steuern  begonnen  mit  dem 
System  ofde-casualisation,  d. h.  etwa  Ausschaltung  des  Gelegenheitscharakters 
der  Dockarbeit.  Es  besteht  in  der  Hauptsache  darin,  daß  die  zeitlich  aufeinander- 
folgenden Arbeitsgelegenheiten  bei  mehreren  verschiedenen  Unternehmern  soweit 
als  möglich  zu  einer  einheitlichen  Arbeitsgelegenheit  für  ein  und  dasselbe  Indi- 
viduum aneinandergereiht  werden,  statt  daß  sie  über  eine  Vielheit  zerstreut  wer- 
den, die  dann  alle  halb  und  noch  weniger  beschäftigt  sind.  Es  handelt  sich 
also  um  das  natürlich  vom  Arbeitsnachweis  zu  berücksichtigende  Prinzip,  die 
Beschäftigung  auf  eine  möglichst  kleine  Zahl  von  Arbeitsuchenden  zu  konzen- 
trieren. Beveridge  hält  es  für  England  und  speziell  London  für  das  einzige  Heil- 
mittel gegen  chronische  Armut  der  casual  labourers  (der  Gelegenheitsarbeiter). 
Statt  mit  1000  halb  Beschäftigten  soll  eine  gegebene  Summe  von  Arbeit  mit 
500  voll  Beschäftigten  geleistet  werden. 

Zwecks  Bekämpfung  der  Lehrlingszüchtung  haben  deutsche  Hand- 
werkskammern die  Bestimmung  getroffen,  daß  Handwerksmeistern  auf  Antrag 
der  Kammer  von  der  Behörde  untersagt  werden  kann ,  eine  über  eine  normale 
Zahl  (3  oder  2)  hinausgehende  Zahl  von  Lehrlingen  zu  halten.  Dabei  steht 
freilich  als  ratio  legis  die  Sicherung  einer  guten  Ausbildung  der  Lehrlinge  im 
Vordergrund.     Aber  neben  dem  erziehlichen  Zwecke  ist  auch  das  Interesse  an 
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der  Hintanhaltung  unrationeller  Konkurrenz  durch  Verwendung  billigerer  Arbeits- 
kräfte mit  bestimmend. 

Unter  den  Maßnahmen  der  Selbsthilfe politik  der  Arbeiterschaft  zur  Ver- 
hütung der  Arbeitslosigkeit  hat  wohl  der  Kampf  um  die  dauernde  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  die  größte  Verbreitung  gefunden  (zu  vgl.  unten  S.  372).  Sie  gilt  eben 
vielfach  noch  als  sicherstes  Mittel,  um  eine  Vermehrung  des  Bedarfs  an  Arbeits- 
kräften herbeizuführen,  obwohl  einflußreiche  Führer  der  Arbeiterbewegung,  wie 
z.  B.  Bebel,  an  ihre  Wirkung  nicht  mehr  glauben  (Neue  Zeit,  XV.  Jg.  2).  Sehr 
verbreitet  ist  sie  im  englischen  Bergbau,  insbesondere  Kohlenbergbau,  und  in  der 
Baumwollspinnerei.  Der  Londoner  Grafschaftsrat  hat  in  dem  stark  übersetzten 
Gewerbe  der  Verkehrsarbeiter  eine  Vorbeugung  gegen  Arbeitslosigkeit  (d.  h.  eine 
dauernd  wirken  sollende)  durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit  der  Trambediensteten 
zu  erreichen  gesucht  und  eine  Personalvermehrung  um  20%  vorgenommen  (Alden). 
Gleichfalls  in  England  ist  das  Gewerkvereinsverbot  des  Uberzeitarbeitens  (over- 
time)  aufgekommen;  die  Gewerkvereine  fordern,  daß  dringende  Arbeit  durch 
doppelte  oder  noch  mehrfache  Arbeitergruppen  ausgeführt  werden  sollen. 

B.  Die  Unterdrückung. 

Die  Unterdrückung  kann  geschehen  durch  Schaffung  von  Be- 
schäftigung als  Verdienstgrundlage  innerhalb  des  gegebenen  Wirt- 
schaftsbereiches oder  durch  Versetzung  der  Arbeitslosen  in  Verhält- 
nisse, in  denen  sie  ihre  Arbeitskraft  selbständig  verwerten  können. 

Gegenüber  den  trotz  aller  Verhütungsmaßnahmen  verbleibenden 
Arbeitslosigkeitsfällen  erübrigt  zunächst  noch  ein  Doppeltes:  1.  die 
Veranstaltung  von  Notstandsarbeiten,  2.  die  Auswanderung  und  außer- 
dem kommt  3.  in  Betracht  die  Beschäftigung  zwecks  Verhütung  des 
Wanderbettels. 

1.  Not  Standsarbeiten  sind  Arbeiten  irgendwelcher  Art  dann, 
wenn  sie  überhaupt  nur  deshalb  in  Angriff  genommen  werden,  um 
einem  durch  Mangel  an  Beschäftigung  entstandenen  Notstande  abzu- 
helfen. Ein  Bedürfnis  nach  dem  Arbeitsergebnisse  liegt  also  dann  gar 
nicht  vor;  wo  es  zu  vermuten  ist,  handelt  es  sich  immer  noch  nur  um 
Nachweisung  letzter,  aber  eben  doch  vorhandener  Arbeitsgelegenheiten. 
Bei  Notstandsarbeiten,  für  die  also  die  subsidiäre  Natur  besonders 
charakteristisch  ist,  kann  dem  Gesagten  zufolge  auch  nicht  schlechthin 
von  einem  Lei stungs wert  geredet  werden.  „Es  sind  außerordentliche 
und  vorübergehende  Einrichtungen,  die  dann  getroffen  werden,  wenn 
die  Arbeitslosigkeit  nach  der  Zahl  der  beschäftigungslosen  Personen 
sowie  nach  der  Dauer  von  außergewöhnlichem  Umfange  ist  und 
wenn  sie  ihrem  Charakter  nach  außergewöhnlicher  Natur  ist."  Dies 
sind  in  der  Hauptsache  die  Voraussetzungen  für  die  Organisierung 
von  Notstandsarbeiten,  wie  sie  beispielsweise  in  den  Normativbe- 
stimmungen deutscher  Stadtgemeinden  vorkommen.  Die  Unbestimmt- 
heit dieser  Voraussetzungen  ist  wohl  nicht  zu  verkennen.  Aber  so 
wie  die  Maßnahmen  der  Verhütung  und  die  der  Unterdrückung  über- 
haupt mitunter  ineinander  fließen,  so  ist  auch  zwischen  Arbeiten,  die 
eben  noch  zweckmäßig  verrichtet  werden,  und  reinen  Notstandsarbeiten 
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schwer  eine  Grenze  zu  ziehen.  Dazu  kommt,  daß  eines  der  Motive 
zur  Veranstaltung  von  Notstandsarbeiten,  z.  B.  der  deutschen  Stadt- 
gemeinden, mit  der  Zweckmäßigkeit  selbst  in  naher  Berührung  steht: 
durch  die  Notstandsarbeiten  soll  verhindert  werden,  daß  die  Arbeits- 
losen die  öffentliche  Armenunterstützung  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Notstandsarbeiten  bedeuten  demnach  in  ihrem  Wesen  eine 
Weiterbildung  eines  Zweiges  der  Armenpflege,  wie  sie  der 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  Pflichtgefühls  entspricht.  Es  ist 
gleichgültig,  ob  Armenunterstützte  zu  Notstandsarbeiten  zugelassen 
werden,  wie  in  der  Mehrheit  der  deutschen  Stadtgemeinden,  oder  ob 
solche  ausgeschlossen  sind,  und  ebenso  prinzipiell  gleichgültig,  aber 
die  hier  vertretene  Auffassung  bestärkend,  ist  es,  daß  überwiegend 
Ortsangehörigkeit  und  vor  allem  Unterstützungswohnsitz  in  der  Not- 
standsarbeiten gewährenden  Stadt  als  Voraussetzung  zur  Zulassung 
gefordert  wird. 

Diese  eben  erwähnte  Beschränkung  des  Kreises  der  bei  den  Notstands- 
arbeiten zu  verwendenden  Personen  sind  vielfach  noch  ergänzt  durch  die  Be- 
stimmung, daß  diese  nicht  nur  untersützungsbedürftig,  sondern  auch  Ernährer 
ihrer  Familie  sind  und  vorher  (i.  d.  R.  „im  letzten  Sommer")  in  der  Gemeinde 
des  Wohnsitzes  regelmäßig  beschäftigt  gewesen  sind.  Bei  Durchführung  des 
englischen  Arbeitslosengesetzes  vom  15.  Aug.  1905  hat  man  sogar  noch  weiter- 
gehende Bedingungen  aufgestellt. 

Abgesehen  von  solchen  statutarischen  Abgrenzungen  des  Kreises 
der  durch  Notstandsarbeiten  Unterstützbaren  gibt  sich  auch  aus  der 
Art  der  Arbeiten  die  Notwendigkeit  oder  mindestens  jedenfalls  Zweck- 
mäßigkeit einer  Auswahl  geeigneter  Individuen.  Es  kann  dem  Ar- 
beiter nicht  eine  Beschäftigung  zugemutet  werden,  die  ihn  der  Ge- 
fahr gesundheitlicher  und  körperlicher  Schädigung  aussetzt  oder  die 
geeignet  ist,  seine  spezifische  Berufstüchtigkeit  zu  beeinträchtigen 
und  die  damit  dringend  zu  wünschende  Wieder aufuahme  seiner  früheren 
Tätigkeit  zu  erschweren.  Da  Notstandsarbeiten  überwiegend  nur  in 
Wintermonaten  veranstaltet  werden,  kommen  nun  auch  vornehmlich 
schwerere  rohe  Arbeiten  zur  Ausführung,  Erd-,  Wege-,  Straßen-,  Kanali- 
sations-,  Abbruch-,  Forstarbeiten  u.  dgl.,  für  die  arbeitslose  Saison- 
arbeiter, hauptsächlich  Bauarbeiter,  in  erster  Linie  in  Frage  kommen. 
Sind  nun  Saisonarbeiter  grundsätzlich  von  der  Zulassung  zu  Notstands- 
arbeiten ausgeschlossen,  wie  in  fielen  deutschen  Stadtgemeinden,  dann 
verbleibt  freilich  ein  Rest  von  Arbeitslosen,  die  gerade  für  die  Not- 
stand sarbeiten  wenig  geeignet  sind.  Gerade  auch  mit  Rücksicht  auf 
diese  körperliche  Ungeeignetheit  vieler  Arbeitsloser  für  die  schwere 
Erdarbeit,  Steinschlagen,  hat  man  es  auch  mit  anderen  Beschäftigungen 
versuchen  müssen,  mit  Holzzerkleinern,  Mattenflechten,  Schreib- 
arbeiten, letztere  namentlich  für  Kaufleute,  Bureauangestellte,  aber 
auch  für  sonstige  qualifizierte  Arbeiter,  wie  Goldarbeiter,  Buchdrucker, 
Mechaniker. 
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Doch  ungeachtet  solcher  Auslese  und  solcher  Bestrebungen  zur 
Anpassung  der  Arbeiten  an  die  Kräfte  sind  die  Arbeitserfolge  un- 
befriedigend^ d.  h.  die  Leistungen  der  Notstandsarbeiter  bleiben  für 
dieselbe  Arbeit  hinter  den  Durchschnittsleistungen  in  normalen  Arbeits- 
Verhältnissen  zurück. 

In  London  z.  B.  hat  man  den  Marktwert  der  Leistungen  mit  13  580  £ 
bemessen  zu  können  geglaubt,  die  dafür  gezahlten  Löhne  betrugen  rund  58000  £. 
Mögen  dort  vielleicht  besonders  ungünstige  Verhältnisse  vorgelegen  sein  und 
die  Schätzung  des  Wertes  der  Leistungen  nicht  ganz  einwandfrei,  so  läßt  sich 
auch  nach  den  Erfahrungen  der  deutschen  Stadtgemeinden  die  Unterwertigkeit 
der  Leistungen  von  Notstandsarbeitern  nicht  in  Zweifel  ziehen.  Vereinzelt  wird 
der  Wert  der  „Arbeitslosenarbeit"  in  England  mit  90  Prozent  der  normalen 
Arbeit  eingeschätzt,  seitens  des  Zentralamtes  im  Durchschnitt  mit  60  Prozent. 
Diese  geringere  Leistung  hat  besonders  zwei  Ursachen,  einmal  den  Umstand, 
daß  ein  großer  Teil  der  in  ihren  Kräften  meist  herabgekommenen  Notstands- 
arbeiter eben  doch  mit  ungewohnten,  vielleicht  auch  ihre  Kräfte  übersteigenden 
Arbeiten  beschäftigt  wird,  und  zweitens  die  Einwirkung  der  Jahreszeit,  in  der 
die  Notstandsarbeiten  überwiegend  zu  organisieren  sind  (in  deutschen  Städten 
fast  durchweg  beschränkt  auf  die  Zeit  von  Ende  November  bis  Anfang  April), 
auf  den  Fortgang  des  Arbeitsprozesses.  Trifft  die  letztere  Ursache  überwiegend 
bei  Erdarbeiten  zu,  so  die  erstere  beim  Steinhauen. 

Alles  in  allem  wird  man  dieser  Kostenhöhe,  die  sich  daraus 
für  die  betreffende  Verwaltung  ergibt,  keine  zu  große  Bedeutung  bei- 
messen dürfen.  Es  gibt  kaum  eine  Beschäftigung,  für  die  nicht  eine 
körperliche  Anpassung  geraume  Zeit  hindurch  die  Voraussetzung  für 
eine  dauernd  befriedigende  Leistungsfähigkeit  bildete.  Der  Soziali- 
sierungsprozeß  selbst  mit  der  fortschreitenden  Spezialisierung  ist  also 
ein  Hauptgrund  unbefriedigender  Ergebnisse  der  Notstandsarbeiten. 
Vielfach,  so  gewiß  auch  in  England,  spielt  die  Durchschnittsqualität 
der  eingestellten  Arbeiter  mit,  und  wie  dort  der  Gelegenheitsarbeiter, 
so  dürfte  überhaupt  diese  Kategorie  auch  anderswo  das  Durchschnitts- 
niveau  der  Leistungsfähigkeit  von  Notstandsarbeiten  drücken. 

Wird  als  Schattenseite  der  Notstandsarbeiten  die  finanzielle  Be- 
lastung der  betreffenden  Verwaltung  empfunden,  die  sie  veranstaltet 
und  das  Risiko  trägt,  so  ist  daran  zu  erinnern,  daß  bei  diesem  Unter- 
nehmen die  Rentabilitätsfrage  von  vornherein  schon  dadurch  ausge- 
schaltet erscheint,  daß  es  sich  nicht  um  zu  befriedigende  Bedürfnisse 
des  Verwaltungsgebietes  handelt.  Eben  wegen  dieser  Ausschaltung 
der  Rentabilität  kommen  für  die  Veranstaltung  von  Notstandsarbeiten 
in  erster  Linie  die  öffentlichen  Verwaltungen  in  Betracht,  und  zwar 
dem  Ursprung  der  Fürsorge  nach  ganz  entwicklungsgemäß  jene  Ver- 
waltungsstellen, denen  die  Armenfürsorge  obliegt,  also  in  Deutschland 
vor  allem  die  Gemeinden. 

Gewiß  ist  vom  Gesichtspunkte  der  Verantwortlichkeit  aus  nicht 
bloß  die  Stadt  gerade  berufen,  Trägerin  dieser  Methode  zur  Bekämp- 
fung der  Arbeitslosigkeit  zu   sein  und  am  wenigsten,   allein  für  die 
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Kosten  aukofzummen,  die  aus  der  Beschäftigung  der  Massen  von  zu- 
gewanderten Arbeitslosen  entstehen.  Deshalb  ist  es  begreiflich,  daß 
die  oben  erwähnten  Beschränkungen  bei  der  Zulassung  zu  den  Not- 
standsarbeiten auch  dem  Zwecke  dienen  sollen,  das  Zuströmen  weiterer 
Arbeitsloser  nach  der  Stadt,  in  der  solche  Arbeiten  organisiert  werden, 
hintanznhalten.  Nur  kann  die  Kostenfrage  dann,  wenn  die  zu  den 
Notstandsarbeiten  Zugelassenen  nicht  über  den  Kreis  der  Armenpflege- 
berechtigten hinausgehen,  überhaupt  nur  insofern  aktuell  werden,  als 
die  Armenunterstützung  weniger  Aufwendungen  erfordern  mag  als  die 
Notstandsarbeiten.  Wenn  es  aber  wahr  ist,  daß  durch  die  Beschäf- 
tigung bei  den  Notstandsarbeiten  das  Selbstbewußtsein  des  Arbeits- 
losen aufrecht  erhalten,  daß  er  vor  einer  Demoralisation  geschützt 
wird,  dann  handelt  es  sich  doch  wohl  um  Imponderabilien,  denen 
gegenüber  ein  Abwägen  des  Mehraufwandes  im  Vergleich  mit  den 
Armenkosten  nicht  gerechtfertigt  werden  kann. 

Es  liecft  im  Zwecke  solcher  Notstandsarbeiten  mit  inbeofriffen, 
daß  sie  keinen  Anreiz  zu  dauernder  Beschäftigung  bei  denselben 
bieten  dürfen.  Die  notwendige  Folge  ist,  daß  das  Arbeitsentgelt, 
das  dabei  zu  erwerben  ist,  das  Einkommen  aus  gleichartigen  freien 
Ärbeitsverwendungen  nicht  erreichen  darf.  So  unbefriedigend  diese 
Maßnahme  erscheint,  sie  erweist  sich  als  notwendiges  Übel. 

Als  Träger  der  Notstandsarbeiten  sind  bisher  überwiegend  städtische  Ge- 
meinwesen hervorgetreten,  in  Großbritannien  hat  das  Parlament  den  Lokal- 
behörden größere  Beträge  (200  000  £  jährlich),  ursprünglich  nur  zur  Ergänzung 
der  aus  freiwilligen  Spenden  aufgebrachten  Mittel,  zur  Verfügung  gestellt.  Als 
Veranstalter  von  Notstandsarbeiten  sind  aber  auch  Arbeiterverbände  tätig,  so 
namentlich  in  Belgien  in  einzelnen  Städten  Arbeitervereine,  die  für  Arbeitslose 
innerhalb  ihres  Berufes  den  Betrieb  in  eigenen  Werkstätten  organisierten,  in 
■denen  die  Arbeitslosen  eine  bestimmte  Zeit  zu  arbeiten  berechtigt  sind.  Damit 
ist  auch  für  gelernte  Arbeiter  eine  bessere  Methode  zur  Unterdrückung  der 
Arbeitslosigkeit  eingeschlagen  als  bei  den  Notstandsarbeiten  der  öffentlichen  Ver- 
waltungen. Sofern  aber  die  Fachverbände  der  Arbeiter  mit  solchen  Werkstätten 
«in  Risiko  tragen,  wäre  es  nur  billig  und  entspräche  der  auch  in  der  Arbeits- 
losenversicherung aufgetretenen  Auffassung,  wenn  die  öffentlichen  Gemeinwesen 
einen  Teil  dieses  Risikos  übernähmen. 

Die  tatsächlichen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosig- 
ikeitsbekämpfung  und  namentlich  auf  dem  der  Praevention  und  der  Re- 
pression stehen  noch  auf  einer  sehr  primitiven  Stufe.  Man  muß  den 
Begriff  der  Notstandsarbeiten  in  einem   etwas  weiteren  Sinne   fassen. 

Es  handelt  sich  da  um  die  Ausgestaltung  einer  schon  sehr  alten 
Idee;  aber  diese  Ausgestaltung  erheischt  Energie  der  Verwaltung  und 
den  Entschluß,  über  den  Rahmen  der  bloßen  Arbeitslosigkeitsunter- 
drückung hinauszugehen,  es  gilt  den  Standpunkt  zu  überwinden,  daß 
man  es  vermeiden  müsse,  mit  der  freien  Unternehmertätigkeit  in 
einen  Wettbewerb  zu  geraten.  Namentlich  so  oft  die  Arbeitslosigkeit 
nur   die   Konsequenz    geschwundener   Rentabilitätsaussichten    für    das 
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Kapital  ist,  liegt  die  Situation  zur  Arbeitsverwendung  mit  Ausschal- 
tung des  kapitalistisclien  Prinzips  vor.  Die  Produktionsmögliclikeit  ist 
vorhanden.  Was  fehlt,  scheint  die  Nachfrage  oder  richtiger  die  Kauf- 
kraft für  das  Arbeitsergebnis  der  Arbeitslosen  zu  sein.  Aber  vras 
liegt  wohl  näher,  als  daß  die  Arbeitslosen,  die  ja  doch  nicht  aufhören 
zu  konsumieren,  zu  Arbeiten  Verwendung  finden,  die  für  ihren  eigenen 
Bedürfniskreis  geleistet  werden  können.  Schon  1896  hat  Julius  Wolf 
auf  die  nachhaltigen  Wirkungen  großstiliger  Notstandsarbeiten  hin- 
gewiesen, die  im  Baumwollindustriegebiet  Lancashire  zur  Zeit  des 
großen  Baumwollhungers  (1861 — 65)  von  den  Gemeinden  eingerichtet 
worden  waren.  Sollte  man  nicht  meinen,  daß  angesichts  des  drücken- 
den Mangels  an  Kleinwohnungen  genügend  Veranlassung  wäre,  die 
Arbeitsuchenden  zusammenzufassen,  um  da  und  dort  einen  wenn  auch 
kleinen  Beitrag  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot  zu  leisten?  Ganz 
unverantwortlich  ist  es,  solches  zu  unterlassen,  wenn  die  Arbeits- 
losiofkeit  während  der  Bausaison  vorherrscht. 

Sozialökonomisch  aber  käme  es  damit  zu  einer  so  wünschens- 
werten Korrektur  der  Produktionsrichtung,  indem  mit  Ausschaltung 
des  kapitalistischen  Prinzips  der  dringendere  Bedarf  bei  Bestimmung 
der  Produktionsrichtung  mehr  zur  Geltung  käme  als  die  größere 
Kaufkraft.  Wenn  die  Konjunktur  zur  Arbeitslosigkeit  führt  und  diese 
Gelegenheit  gibt,  daß  z.  B.  Kleinwohnungshäuser  gebaut  und  Gemüse- 
kulturen angelegt  werden  können,  so  ist  das  ein  Zusammenhang,  der 
es  geradezu  wünschenswert  erscheinen  läßt,  daß  der  Markt  für  Luxus- 
automobile u.  dgl.  Dinge  ab  und  zu  Arbeitslosigkeit  auslöst.  Kritische 
Marktgestaltungen,  Depressionsperioden  usw.  sind  Mahnungen  zur 
Korrektur  der  Produktionsrichtung.  Wird  diesen  Mahnungen  Folge 
gegeben,  dann  verlieren  die  Krisen  mindestens  die  Schärfe  für  die 
gesellschaftlichen  Interessen.  Jede  Arbeitslosigkeit  kann  zur  Her- 
stellung von  Gebrauchswerten  unter  Absehung  von  ihrem  tauschwert- 
lichen Gehalt  führen. 

2 .  Gegenüber  solchem  Wirkungskreis  für  Notstandsarbeiten  kommt 
der  Auswanderung  für  die  Unterdrückung  der  Arbeitslosigkeit  eine 
wesentlich  beschränktere  Bedeutung  zu.  Aktuell  wird  sie  vom  Stand- 
punkte der  Sozialpolitik,  die  von  der  Vorstellung  der  nationalstaatlichen 
Gesellschaftseinheit  ausgeht,  nur  in  Staaten  mit  Kolonialgebieten;  sie  ist 
daher  namentlich  in  England  als  Maßnahme  der  Arbeitslosenfürsorge 
aufgetreten.  Ihre  Zweckmäßigkeit  wird  übrigens  gerade  dort  auch 
stark  bezweifelt.  In  Betracht  komme  sie  nur  für  landwirtschaftliche 
Arbeiter  und  bedeute  dann,  wenn  schon  gelernte  Landwirte  aus- 
wandern, wahrscheinlich  den  Verlust  der  tüchtigeren  Elemente,  andern- 
falls müßte  der  die  Auswanderung  fordernde  Staat  wohl  erst  für  Aus- 
bildung der  Auswanderer  Sorge  tragen.  Nach  dem  oben  Gesagten 
kommt  sie,  ganz  abgesehen   von   den  Härten,   die  möglicherweise  mit 
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ihr  verbunden  sind^  erst  in  Frage,  wenn  alle  Grundlagen  für  inländische 
Arbeitsbetätigung  erschöpft  erscheinen.  Darüber  hinaus  ist  zu  erwägen^ 
ob  die  Kosten  der  Auswanderung  und  Ansiedlung  in"  Kolonien  nicht 
hinreichend  wären,  um  dennoch  im  Inlande  eine  Verwendung  der  Ar- 
beitskräfte, die  exportiert  werden  sollen,  zu  ermöglichen  (Alden). 

3.  Eine  Einrichtung  zur  Unterdrückung  des  arbeitslosen  Zu- 
standes  beim  Individuum  bilden  auch  die  Arbeiterkolonien  und 
die  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  ihnen  aufweisenden  Natural- 
verpflegstationen.  Arbeiterkolonien  sind  Anstalten,  in  denen 
Arbeitslose  insbesondere  mit  der  Absicht  aufgenommen  werden,  daß 
sie  vor  dem  Verfall  in  die  Wanderbettelei  bewahrt  bleiben. 

Die  Anstalten  nehmen  solche  Arbeitslose  zur  vollen  Verpflegung 
auf  und  beschäftigen  sie  hauptsächlich  landwirtschaftlich,  einzelne  An- 
stalten auch  mit  gewerblicher  Arbeit.  Die  bisher  auf  freie  Wohltätig- 
keit aufgebaute  Kolonieorganisation  verfolgt  stark  pädagogische  Zwecke, 
sie  zielt  auf  sittliche  Hebung  der  Kolonisten  ab  und  nimmt  demzufolge 
auch  aus  eigener  Schuld  arbeitslos  Gewordene  auf. 

Die  Idee,  durch  Notstandsarbeiten  die  Arbeitslosigkeit  möglichst  rasch  zu 
überwinden,  die  Arbeitslosen  zu  Arbeitenden  zu  machen,  ist  nachweislich  schon 
im  XVII.  Jahrhundert  diskutiert  worden.  Ein  monumentales  Ereignis  in  der 
Geschichte  der  Notstandsarbeiten  bildet  die  Organisation  der  ateliers  nationaux 
in  Paris  1848.  Der  allen  Anzeichen  nach  von  der  liegierung  gewünschte  Zu- 
sammenbruch dieses  Systems  der  Verwirklichung  des  Rechts  auf  Arbeit  hat  das- 
selbe als  Maßnahme  gegen  Arbeitslosigkeit  in  Mißkredit  gebracht.  Erst  geraume 
Zeit  später  haben  die  französischen  Städte  diese  Methode  der  Unterdrückung  der 
Arbeitslosigkeit  wiederaufgenommen.  1899  waren  diese  Bestrebungen  so  weit  ent- 
wickelt, daß  das  Handelsministerium  Millerand  Normativbestimmungen  für  die 
von  Städten  einzurichtenden  Notstandsarbeiten  erließ,  darunter  insbesondere 
Empfehlung  der  Werklöhnung,  kurze  tägliche  Arbeitszeit,  um  das  Suchen  nor- 
maler Arbeit  zu  erleichtern  u.  dgl.  Der  Aufwand  von  114  französischen  Ge- 
meinden für  Notstandsarbeiten  belief  sich  nach  den  Erhebungen  des  Arbeits- 
amtes schon  1890 — 1895  auf  nahezu  5  Millionen  Francs. 

Auch  in  Deutschland  sind  Stadtgemeinden  als  Veranstalter  von  Not- 
standsarbeiten wirksam  gewesen.  Allerdings  ist  nicht  alles,  was  Notstandsarbeit 
heißt,  wirklich  als  solche  aufzufassen.  Vielfach  sind  Notstandsarbeiten  auch 
iene  Arbeiten  genannt  worden,  die  wegen  des  Notstandes  nur  eben  vorzeitig  in 
Angriff  genommen  wurden,  tatsächlich  aber  bereits  im  Wirtschaftsplane  vorge- 
sehen waren.  Im  Sinne  des  Frankfurter  Magistratsvortrages  über  die  grund- 
sätzliche Regelung  der  Notstandsarbeiten  braucht  die  Vergütung  für  solche 
nicht  wie  der  sonstige  Arbeitslohn  die  gesamten  Bedürfnisse  zu  befriedigen, 
sondern  er  soll  nur  die  Bestreitung  des  täglich  nötigen  Lebensunterhaltes  er- 
möglichen. Mit  Recht  wird  hervorgehoben,  daß  durch  höhere,  d.  h.  also  normale 
Lohnsätze,  das  Interesse  an  der  Aufsuchung  anderer  lohnender  Arbeit,  für  deren 
Produkt  Nachfrage  vorhanden  wäre,  allzusehr  abgeschwächt  werden  würde. 
Anderseits  müßte  aber  eine  niedrigere  Bezahlung  für  Arbeiten,  die  dem  Bedarf 
nach  doch  einmal  geleistet  werden  müssen,  geradezu  als  Ausbeutung  erscheinen. 
Wo  Notstandsarbeiten  eingerichtet  und  mit  größerer  Sorgfalt  verwaltet  wurden, 
wie  z.  B.  gerade  in  Frankfurt  a.  M.,  dort  hat  sich  auch  eine  Differenzierung 
der  Arbeiten  nach  dem  augenscheinlichen  Grade  der  Arbeitswilligkeit  als  sehr 
zweckmäßig   erwiesen.     In    den    deutschen    Städten    ist   man    vielfach,   insbe- 
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sondere  bei  Steinschlag,  mit  Werklohnbemessung  vorgegangen,  vereinzelt  unter 
Zusicherung  eines  Mindestlohnes.  Der  Idee  der  Existenzsicherung  entspricht  die 
mehrfach  (insbesondere  Frankfurt  a.  M.,  Straßburg)  vorgenommene  Differenzie- 
rung des  Arbeitsentgeltes,  namentlich  des  Mindestlohnes,  nach  dem  Familien- 
stand. Die  Höhe  der  Vergütung  trachtet  man  also  nach  Leistung  und  nach 
Bedürftigkeit  zu  bestimmen.  Die  „Mehrkosten"  der  Gemeinden  betrugen  durch- 
schnittlich bei  Erdarbeiten  29%,  bei  Steinschlag  34%  gegenüber  den  Kosten 
bei  normaler  Vergebung  dieser  Arbeiten.  Bei  anderen  Arbeiten  sind  in  manchen 
Städten  keine  Mehrkosten  entstanden. 

In  Großbritannien  bedeutet  die  jüngste  Periode  der  Arbeitslosenfürsorge 
einen  Versuch  zur  Trennung  eben  dieser  von  der  Armenpflege.  Eine  entschei- 
dende Wendung  geschah  mit  dem  Unemployed  workman  Act  von  1905.  Der 
Grundgedanke  des  Gesetzes  ist  die  Schaffung  einer  Organisation  ,  durch  die  die 
sich  meldenden  Arbeitslosen  danach  gesondert  werden  sollen,  ob  sie  der  Armen- 
fürsorge zuzuweisen  seien  oder  der  besonderen  Arbeitslosenfürsorge,  Ersterer 
wollte  man  die  arbeitsscheuen,  heruntergekommenen  Personen,  letzterer  die  durch 
die  Lage  des  Arbeitsmarktes  vorübergehend  arbeitslos  Gewordenen  zugewiesen 
wissen.  Die  schwierige  Aufgabe  der  Sichtung  und  Prüfung  der  Gesuche  zwecks 
dieser  Zuweisung  gilt  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  als  nicht  gelöst  (Beveridge). 

C.  Die  Methoden  der  Sehadenverteilung. 

Wie  die  Verhütungsmaßnalinien  die  IJrsaclien  der  Arbeitslosigkeit 
zum  Teil  gar  nicht  und  gerade  die  subjektiven  nur  unvollkommen  außer 
Wirksamkeit  zu  setzen  vermögen,  so  ist  aucb  nicht  zu  erwarten,  daß 
in  absehbarer  Zeit  der  Einfluß  der  Saison,  der  Zirkulationsstörungen, 
der  Änderungen  in  der  wirtschaftlichen  Struktur  usw.  auf  die  Be- 
schäftigung der  Arbeiter  gänzlich  überwunden  werden  könnte.  Gegen- 
über dem  Rest  von  Arbeitslosigkeit,  der  also  weder  verhütet  noch 
alsbald  nach  seinem  Auftreten  unterdrückt  werden  kann,  gilt  es,  nach 
Möglichkeit  die  wirtschaftlichen  Folgen  zu  bekämpfen. 

Folgen  ergeben  sich  aus  der  Arbeitslosigkeit  vor  allem  für  die 
betroffenen  Individuen:  Yerdienstentgang  und  infolgedessen  bei  voll- 
ständiger Besitzlosigkeit  das  Elend  mit  aUen  Begleiterscheinungen, 
andernfalls  die  Aufzehrung  der  meist  ohnehin  geringfügigen  Geld- 
reserven. Die  Verelendung  größerer  Teile  der  arbeitenden  Klassen 
infolge  und  während  einer  Periode  der  Arbeitslosigkeit  kann  in  letzter 
Linie  hintangehalten  werden  durch  Verteilung  der  Folgen  auf  eine 
Gesamtheit  gleich  Gefährdeter  oder  gleich  Interessierter,  und  zwar 
kommen  hauptsächlich  zwei  Wege  in  Frage. 

1.  Die  vorübergehende  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  dem 
ganzen  Gewerbe  bis  zu  jenem  Zeitpunkte,  in  dem  die  Gefahr  der 
Ausschaltung  von  Arbeitskräften  aus  der  Beschäftigung  überwunden 
ist  (vgl.  S.  363).  Es  wird  also  die  Arbeitslosigkeit  selbst  und  damit 
auch  ihre  Wirksamkeit  auf  die  Gesamtheit  der  im  Gewerbe  beschäf- 
tigten Arbeitskräfte  verteilt.  Diese  Methode  ist  vor  aUem  dadurch 
unvollkommen,  daß  bei  Hereinbrechen  der  Arbeitslosigkeit  die  Ar- 
beiterschaft  wehrlos    unvorbereitet    getroffen  wird  und   daß   die  Ver- 
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teiluiig  des  Schadens  nur  nach  Individuen  erreicht  wird.  2.  Bei 
der  Methode  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  findet 
aber  auch  eine  zeitliche  Ausgleichung^  eine  wirtschaftlich  zweckmäßige 
Vorbereitung  der  Abwehr  des  Schadens  statt.  Das  Weitere  über  diese 
Methode  ist  im  Zusammenhang  der  Arbeiterversicherung  zu  erörtern. 

D.  Versichemngsälinliclie  Einrichtungen. 

Die  Unterstützung  der  Arbeitslosen  hängt  in  früherer  Zeit  so 
eng  mit  der  Armenfürsorge  zusammen^  daß  von  einem  Problem 
der  besonderen  Arbeitslosenfürsorge  durch  Zahlung  von  Geldbeträgen 
an  die  Arbeitslosen  keine  Rede  sein  konnte.  Was  an  Unterstützungen 
geleistet  wurde,  geschah  auf  charitativer  Grundlage.  Einzelne  Erschei- 
nungen in  der  genossenschaftlichen  Berufsorganisation,  die  als  Ar- 
beitslosenunterstützung angesprochen  werden  können,  sind  zwar  vor 
dem  19.  Jahrhundert  zu  verzeichnen,  die  wichtigste  unter  ihnen  ist  die 
Reiseunterstützung  der  gewerblichen  Gesellschaften  und  Zünfte,  das 
Geschenk,  auf  das  der  um  Arbeit  vorsprechende  Handwerksgesell  einen 
Anspruch  hatte,  wenn  er  Arbeit  nicht  erhalten  konnte.  Aber  neben 
den  Avandernden  und  arbeitsuchenden  Handwerksgesellen  gab  es 
Tausende  Arbeits-  und  damit  Existenzloser,  für  die  in  der  Haupt- 
sache nur  aus  Barmherzigkeit  und  religiöser  Pflicht  der  Mitmenschen 
die  Mittel  zu  einer  elenden  Daseinsführung  flössen. 

Mit  der  rechtlichen  Regelung  der  Armenunterstützung  als  einer 
Pflicht  der  Gemeinde  hat  sich  für  die  Arbeitslosen  wenig  gebessert. 
Ja,  im  Gegenteil,  die  Armenpolizei  hat  Abschreckungsmittel  vor  die 
Inanspruchnahme  der  Armenunterstützung  gesetzt  (Verlust  politischer 
Rechte),  und  man  ist  bis  zur  Freiheitsbeschränkung  durch  Aufnahme 
des  Existenzlosen  in  ein  Arbeitshaus  gegangen.  Das  war  selbstver- 
ständlich mit  eine  der  treibenden  Kräfte,  die  die  Arbeitslosenunter- 
stützung als  besonderes  Gebiet  sozialer  Arbeit  entwickelten.  Das 
meiste  und  wohl  auch  das  beste,  was  in  der  Richtung  der  Über- 
windung der  Armenfürsorge  für  Arbeitslose  bisher  geleistet  worden 
ist,  ist  in  das  Aktivum  der  Selbsthilfe  zu  buchen. 

Die  englischen  Gewerkschaften  weisen  mit  8,6  Millionen  Mark 
(1907)  die  höchsten  Unterstützungen  auf,  das  bedeutet  6,74  Mark  auf 
ein  Mitglied.  Die  deutschen  kommen  mit  6,7  Millionen  (2,88  Mark 
aufs  Mitglied)  in  zweiter  Linie. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  der  Selbsthilfe  gegen 
Arbeitslosigkeit  ist,  wie  in  der  Lohnpolitik  erwähnt,  auf  dem  Gebiet 
der  Lohnpolitik  zu  suchen.  Die  englischen  Arb eit er berufs vereine  waren 
es,  die  in  dem  Bestreben,  den  Lohn  auf  einer  gewissen  Höhe  zu  er- 
halten, ihre  arbeitslosen  Mitglieder  unterstützten,  um  ihnen  den  Wider- 
stand gegen  Arbeitsangebote  mit  niedrigerem  Lohn  als  dem  vom 
Berufs  verein  geforderten  zu  ermöglichen  (vgl.  oben  S.  291  f.).     Damit 
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ward  die  Arbeitslosenunterstützung  neben  der  Streikunterstützung  eines 
der  wichtigsten  Mittel  der  Lohnpolitik.  Mit  der  Verbreitung  der 
Grundsätze  und  Methoden  der  englischen  Gewerkvereine  in  der  ganzen 
Welt  ist  auch  dieses  System  der  Arbeitslosenunterstützung  allent- 
halben zur  Entwicklung  gelangt. 

Diese  Unterstützungstätigkeit  gewinnt  bei  manchen,  namentlich 
gut  fundierten  Gewerkschaften  geradezu  den  Charakter  der  Versiche- 
rung: der  Arbeitslose  hat  Anspruch  auf  Unterstützung,  und  wo  die 
Mittel  zulänglich  sind,  wird  sie  auch  regelmäßig  in  bestimmter  Höhe 
gegeben.  Vielfach,  und  namentlich  bei  den  englischen  und  den 
deutschen  Berufsvereinen  wird  bei  selbstverschuldeter  Arbeitslosigkeit 
keine  Unterstützung  gewährt  und  gegen  mißbräuchliche  Inanspruch- 
nahme Kontrolle  geübt.  Eine  eigentliche  Sicherung  der  Leistungen 
besteht  jedoch  nicht,  die  Gewerkschaftsleitung  ist  in  der  Verwaltung 
der  Mittel  an  keine  weiteren  Sicherheitsmaximen  gebunden,  wie  denn 
auch  die  Leistungen  aus  den  Gesamteingängen  der  Berufsvereine  ge- 
zahlt werden  und  ein  besonderer  Fonds  nur  vereinzelt  getrennt  ver- 
waltet wird.  Ein  mächtiger  Streik  kann  die  Mittel  der  Gewerk- 
schaften dermaßen  erschöpfen,  daß  die  Arbeitslosengelder  verkürzt 
werden  müssen,  sei  es  in  der  Höhe  oder  in  der  Dauer,  die  freilich 
an  und  für  sich  begrenzt  ist.  Im  allgemeinen  ist  Höhe  und  Dauer 
der  Unterstützung  von  der  Dauer  der  Mitgliedschaft  abhängig,  d.  h.  sie 
wachsen  mit  dieser.  Es  ist  für  das  ganze  Unterstützungsproblem 
charakteristisch,  daß  in  einer  großen  Zahl  von  Gewerben  die  Unter- 
stützung noch  nicht  organisiert  worden  ist,  und  zwar  gerade  in  solchen, 
in  denen  die  Arbeitslosigkeit  besonders  schwer  auf  den  Arbeitern 
lastet,  wie  bei  einer  Reihe  von  baugewerblichen  Gewerkschaften,  und 
daß  in  manchen  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle  bisher  davon  abge- 
halten hat,  so  z.  B.  bei  den  Gastwirtsgehilfen,  wo  das  Aushilfswesen 
den  Begriff  „arbeitslos"  so  unklar  macht.  Hingegen  läßt  sich  innerhalb 
der  Berufsvereine  die  Tendenz  beobachten,  die  Unterstützungseinrich- 
tung immer  mehr  versicherungsmäßig  auszugestalten  und  insbesondere 
nur  dann  sie  aufzunehmen,  wenn  die  Mittel  für  die  Zusicherung  be- 
stimmter Leistungen  gesichert  sind. 

Obgleich  diese  Unterstützungen  weder  in  allen  Berufsvereinen 
entwickelt  noch  überhaupt  für  alle  Berufszweige  Berufsvereine  tätig 
sind  und  obgleich  die  Berufsvereine  auch  nur  Bruchteile,  selten  die 
Gesamtheit  aller  Arbeiter  eines  Berufszweiges  umfassen,  konnte  es 
nicht  ausbleiben,  daß  die  öffentlichen  Verwaltungen  in  dem  Bestreben, 
die  Arbeitslosenfürsorge  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  fördern,  ihre  Auf- 
merksamkeit gerade  der  Selbsthilfe  zuwandten.  Am  frühesten  ist  in 
französischen  Städten  (Limoges  und  Lyon)  das  gewerkschaftliche  Unter- 
stützungswesen von  der  Gemeinde  subventioniert  worden.  Entscheidend 
wurde  aber  das  Vorgehen  in  Gent,  dessen  Gemeinderat  1900  beschloß. 
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allen  Arbeitern,  die  ernsthafte  Maßnalimen  treffen,  um  sich  gegen 
Folgen  der  Arbeitslosigkeit  zu  sichern,  Beihilfe  zu  gewähren.  Im 
Prinzip  ist  die  Beihilfe  dieses  sog.  Genter  Systems  individuell. 
Aber  da  die  Organisationen  die  verbreitetste  und  regsamste  Selbst- 
hilfe auch  gegen  die  Arbeitslosigkeitsfolgen  darstellen,  so  wird  tat- 
sächlich die  gemeindliche  Unterstützung  fast  ausschließlich  mit  Hilfe 
der  Gewerkschaften  verteilt.  Nun  werden  die  Zuschüsse  einmal  den 
von  den  Verbänden  unterstützten  Arbeitslosen  gegeben,  außerdem  aber 
wird  nicht  organisierten  Arbeitern  oder  Mitgliedern  von  Gewerk- 
schaften ohne  ArbeitslosenkÄsse  derselbe  Zuschuß  auf  einen  gesperrten 
Sparfonds  zugewendet.  In  ^dieser  Form  bildete  sicli  die  Einrichtung 
in  belgischen,  insbesondere  in  französischen  und  holländischen  In- 
dustriestädten aus,  wobei  da  und  dort  Abweichungen,  z.  B.  hinsichtlich 
der  Bemessung  des  Zuschusses,  Heranziehung  von  Arbeitgeberverbänden 
zur  Zuschußleistung  u.  dgl.,  eingetreten  sind.  Charakteristisch  für  die 
Genter  Verwaltung  ist  die  grundsätzlich  völlige  Unparteilichkeit,  die 
z.  B.  in  französischen  Städten  fehlt. 

Der  Grundzug  des  Genter  Systems  liegt  in  der  Ermunterung 
der  Selbsthilfe  und  der  Benützung  der  Arbeit  er  fachverbände  zur 
Mitkontrolle  der  Arbeitslosigkeit.  Es  kann  wohl  sein,  daß  das 
System  seine  Ausbreitung  wesentlich  dem  Umstände  zu  verdanken 
hat,  daß  die  Versicherung  im  Schöße  der  Verbände  obligatorisch  ist 
und  von  den  Mitgliedern  hierfür  besondere  (d.  h.  außer  dem  allge- 
meinen Mitgliederbeitrag)  Leistungen  nicht  zu  prästieren  sind.  Für 
die  Stadtverwaltung  liegen  die  Vorzüge  in  der  Verminderung  der 
Verwaltungskosten  für  diesen  Zweig  der  sozialen  Verwaltung,  wenn 
man  davon  ausgeht,  daß  die  Stadt  andernfalls  die  Beiträge  von  den 
Arbeitern  einziehen  müßte,  die  Kasse  zu  führen  und  die  ganze  Kon- 
trolle zu  leisten  hätte. 

Zwar  befindet  sich  das  System  heute  noch  im  Experimental- 
stadium,  es  wird  immer  noch  geprobt,  aber  es  ist  ein  bedeutsamer 
Schritt  nach  vorwärts  dadurch  gemacht  worden,  daß  auch  Staatsver- 
waltungen analog  den  Gemeinden  sich  zur  Subventionierung  der  ge- 
werkschaftlichen Arbeitslosenkassen  entschlossen  haben. 

Staatliche  Zuschüsse  werden  den  Arbeitslosenkassen  gewährt  in  Frank- 
reich seit  1905  mit  Eröffnung  eines  Kredits  von  100000  Frcs.,  ferner  in  Nor- 
wegen, das  seit  1906  den  unter  bestimmten  Bedingungen  anzuerkennenden 
Arbeitslosenkassen  ein  Drittel  der  Aufwendungen  für  einheimische  oder  fünf 
Jahre  im  Lande  ansässige  arbeitslose  Mitglieder  ersetzt  mit  der  Bestimmung, 
daß  %  des  Staatsbeitrages  i.  d.  R.  von  den  Gemeinden  geleistet  werden  müssen, 
und  Dänemark  nach  dem  Gesetz  vom  9.  April  1907,  mit  dem  ein  Kredit  von 
250000  Kronen  eröffnet  wurde,  zwecks  Zahlung  eines  Staatszuschusses  in  Höhe 
eines  Drittels  der  Einzahlungen  der  Mitglieder  der  Arbeitslosenkasse.  Staat  und 
Provinzen  in  Belgien  gewähren  Verwaltungsbeiträge.  Der  Kanton  Basel-Stadt  be- 
streitet die  Verwaltung  und  leistet  an  Zuschüssen  35000  Frcs.  Auch  in  deutschen 
Stadtverwaltungen  hat  das  System  Eingang  gefunden;  am  besten  entwickelt  ist 
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es  bisher  wohl  in  Straßburg  i.  E.  Die  Straßburger  Verwaltung  hat  bisher  —  die 
Einrichtung  besteht  dort  seit  1907  —  den  Beweis  erbracht,  daß,  was  der  fran- 
zösischen Staatsverwaltung  nicht  gelungen  zu  sein  scheint,  die  Stadtverwaltung 
in  der  Durchführung  ihren  eigenen  Grundsätzen  folgen  kann,  z.  B.  bezüglich 
Schuldfrage,  Kontrolle  u.  dgl.  und  daß  sie  darin  von  den  Fachverbänden  ver- 
ständnisvoll unterstützt  wird.  Einzelne  deutsche  Staatsregierungen  sind  nun 
aktiv  aufgetreten,  so  die  bayrische  und  die  badische. 

Das  Streben  nach  der  erwälinten  Ergänzung  der  ursprüng- 
lichen Einrichtung  (Gewerkschaftsunterstützung)  des  Genter  Systems 
führte  in  Gent  selbst  wie  auch  in  anderen  Städten  zur  Schaffung  Yon 
Einrichtungen,  durch  welche  für  nichtorganisierte  Arbeitslose  Unter- 
stützungen bereitgestellt  werden.  Man  glaubt  eine  solche  Ergänzung 
in  freiwilligen  Yersicherungskassen,  etwa  nach  Art  der  stadtkölnischen, 
erblicken  zu  können.  Es  ist  nach  den  Erfolgen  der  Kölner  Kasse 
kein  Grund,  zu  bezweifeln,  daß  auf  diesem  Wege  manches  befriedigende 
Ergebnis  erzielt  werden  kann.  Aber  es  ist  jedenfalls  die  Pflicht  der 
öffentlichen  Verwaltungen,  noch  einem  anderen  System  der  Bereit- 
stellung von  Mitteln  für  die  Arbeitslosigkeit  die  Aufmerksamkeit  zu- 
zuwenden, das  ist  der  Sparzwang  und  die  Förderung  desselben  durch 
eine  analoge  Unterstützung  der  Sparer,  wie  dies  im  Genter  System 
geschieht.  In  der  reifsten  Fassung  geht  der  Vorschlag  dahin,  daß 
für  alle  Krankenversicherungspflichtigen  beruflich  maßvoll  abgestufte 
Lohnquoten  an  eine  bestimmte  Sparkasse  unter  Garantie  des  Staates 
als  Spareinlagen  (also  mit  Aufrechterhaltung  des  individuellen  Eigen- 
tums) vom  Arbeitgeber  einzuzahlen  sind;  einen  Bruchteil  der  Ein- 
lagen hat  der  Arbeitgeber  zu  tragen.  Die  Einzahlungen,  die  durch 
Zuschüsse  der  Gemeinden  oder  des  Staates  vermehrt  werden  können, 
bleiben  bis  zu  einem  gewissen  Mindestbetrage  gesperrt.  Die  Ge- 
meinde schlägt  Yao  als  Zins  zu.  Wird  der  Arbeiter  arbeitslos,  so 
verzehrt  er  zunächst  sein  Guthaben;  ist  dieses  erschöpft,  so  wird  ihm 
genau  so  viel  zugeschossen,  als  sein  Guthaben  war.  Diese  Zuschüsse 
haben  Arbeitgeber  zur  Hälfte,  Gemeinde  und  Staat  zu  je  einem  Viertel 
zu  tragen. 

Der  Sparzwang  stellt  gewiß  kein  Universalsystem  dar,  und  es  ist 
von  den  wirtschaftlich  Schwächsten  unter  den  Arbeitern  —  das  sind 
ja  gerade  die  häufig  Arbeitslosen  —  die  Ersparung  größerer  Beiträge 
kaum  zu  gewärtigen.  Dennoch  ist  dieses  System  zur  Bildung  von 
Vorräten,  das  in  gewissem  Sinne  eine  Selbstversicherung  darstellt, 
sehr  beachtenswert.  Es  ist  für  die  Fälle  subjektiver  Arbeitslosigkeit 
jedenfalls  das  einzig  Richtige  und  hat  abgesehen  davon  die  Möglich- 
keit der  erziehlichen  Wirkung  vor  allen  anderen  voraus.  Auch  die 
Bekämpfung  der  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  ist  eben  nicht  bloß  mit 
einem  Mittel,  nur  auf  einem  Wege  einzuleiten;  wie  gegen  die  Arbeits- 
losigkeit selbst  müssen  auch  gegen  ihre  Folgen  alle  gangbaren  Wege 
beschritten  werden  und  gewiß  einer  der  sichersten  ist  der  Sparzwang. 
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VII.  Die  soziale  Versicherung. 

Dreiundvierzigstes  Kapitel. 

Begriff,  Wesen  und  Entwicklung  der  Sozialversiclierung. 

Soziale  Versicherung  nennt  man  die  Gesamtheit  der  Einrichtungen, 
die  für  jeden  Arbeiter  oder  seine  Hinterbliebenen  auf  versicherungs- 
artigem Wege  die  Mittel  bereitstellen,  um  ökonomische  Wirkungen, 
die  aus  der  Beeinträchtigung  seiner  Erwerbsmäßigkeit  sich  ergeben,  zu 
überwinden  oder  abzuschwächen.  Die  Beeinträchtigung  der  Erwerbs- 
möglichkeit kann  vollständiger  Verlust  oder  bloße  Minderung  sein. 

Die  Arbeiterversicherung  ist  eine  eminent  wirtschaftliche  Ein- 
richtung der  Sozialpolitik.  Sie  ist,  wie  der  Arbeiterschutz,  nichts 
anderes  als  Wirtschaftspolitik  zur  Förderung  der  besitzlosen  Klassen, 
also  soziale  Wirtschaftspolitik.  Sie  ist  das  letzte  Glied  in  der  Politik 
der  Sicherung  nominellen  Einkommens.  Mit  der  Sicherung  des  Lohnes 
ist  die  Einkommenfürsorge  für  den  Arbeiter  nicht  erschöpft.  Mitten 
in  den  Verlauf  der  Wirtschaftsführung  treten  Ereignisse  unabhängig 
vom  Willen  der  Wirtschaftenden.  Soll  die  Wirtschaft  eine  umfassende 
sein,  so  muß  sie  auch  Einrichtungen  und  Anstalten  treffen,  die  eine 
solche  Störung,  wenn  ihr  schon  nicht  vorgebeugt  werden  kann,  wenig- 
stens in  der  Hauptsache  ausgleichen.  Die  Grundlage  des  Wirtschafts- 
planes des  Arbeiters  bildet  die  gesunde  Menschenkraft,  die  Arbeits- 
fähigkeit. Daher  konzentriert  sich  zunächst  der  Arbeiterschutz  darauf, 
Störungen  in  dieser  Arbeitsfähigkeit  und  damit  in  der  Einkommen- 
erzielung  des  Arbeiters  abzuwehren.  Wir  sahen,  daß  er  schädigende 
Ereignisse  hintanhalten  und,  wo  die  schädigenden  Wirkungen  nicht 
völlig  zu  vermeiden  sind,  sie  mindestens  einschränken  soll. 
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Der  Zweck  der  Versicherung  geht  über  die  Meidungs-  und  die 
Hemmungseinriclitungen  weit  hinaus,  er  liegt  in  der  Überwindung  der 
wirklich  eingetretenen,  nicht  vermeidbaren  und  nicht  genügend  ge- 
hemmten Schadenwirkung.  Der  Schaden  tritt  ein,  soll  aber  durch 
die  Versicherung  ökonomisch  nicht  oder  weniger  fühlbar  werden,  so- 
wohl für  das  Individuum  als  für  die  mit  seiner  Existenz  wirtschaft- 
lich Verbundenen.  Über  das  V^irkungsgebiet  des  Arbeiterschutzes 
geht  das  der  Arbeiterversicherung  noch  hinaus,  insofern  jener  nur  die 
unmittelbar  mit  der  Tätigkeit  im  Betrieb  zusammenhängenden  Schäden 
ins  Auge  faßt,  diese  auch  Gefahren,  die  den  Arbeiter  in  seiner  Be- 
rufsstellung und  als  Individuum  schlechthin  treifen. 

Das  Mittel,  durch  welches  die  Abwehr  der  Schadenwirkungen 
vom  einzelnen  Arbeiter  erreicht  werden  kann,  ist  zunächst  allgemein 
die  Verteilung  des  materiellen  Schadens,  der  wirklich  eintritt,  auf  alle 
Gefährdeten  und  die  Methode  ist  die  der  Gegenseitigkeit,  d.  h.  die 
Schadenverteilung  wird  in  der  V\^eise  angestrebt,  daß  die  Vielheit  der 
gleich  Gefährdeten  durch  kleine,  den  einzelnen  wenig  belastende  Bei- 
träge das  Erfordernis  an  Schadensersätzen  aufbringt.  Wenn  bei  der 
Unfallversicherung  nicht  die  gefährdeten  Arbeiter  selbst,  sondern  die 
Arbeitgeber  für  die  Beitragsleistung  eintreten,  so  ändert  dies  am  ver- 
sicherungstechnischen Charakter  der  Methode  nichts.  Die  Kategorien 
der  Versicherung  sind  durch  das  Gefahrenschema  gegeben: 

1.  Vorübergehende  Erwerbsunmöglichkeit: 

a)  subjektiv  verursacht:  durch  Krankheit, 

b)  objektiv  verursacht  durch  Arbeitsmarktverhältnisse:  Ar- 
beitslosigkeit. 

2.  Dauernde  teilweise  Erwerbsunfähigkeit, 

a)  sie  kann  folgen  aus  akuten  Ereignissen  (Unfällen), 

b)  aus  allmählich  fortschreitenden  Krankheitsprozessen,  die 
schließlich  zur  Funktionsunfähigkeit  einzelner  Organe  führen 
(spezielle  Invalidität). 

3.  Dauernde  vollständige  Erwerbsunfähigkeit  aus  denselben  Ur- 
sachen oder  durch  Altersschwäche. 

4.  Vollständige  Vernichtung  der  Persönlichkeit,  Tod,  soweit 
Hinterbliebene  in  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  dadurch  beein- 
trächtigt sind,  daß  der  Ernährer  ihnen  genommen  ist. 

Die  Differenzierung  der  tatsächlich  entwickelten  Versicherungs- 
zweige, die  die  Praxis  vollzogen  hat,  trägt  diesen  Kategorien  teilweise 
Rechnung.  Man  trennt  die  Kranken-,  die  Unfall-,  die  Alters-  und  die 
Invaliditätsversicherung,  die  Hinterbliebenenversicherung  und  die  Ar- 
beitslosenversicherung. 

Das  Bedürfnis,  in  der  einen  oder  anderen  Richtung,  namentlich 
in  der  erstgenannten,  Abhilfe  zu  schaffen,  ist  schon  sehr  alt.  Die 
Durchführung  hatte   allerdings   in   früheren  Zeiten  nicht  immer  jene 
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enge  Beziehung  zum  Arbeitsverhältnis  gehabt^  wie  sie  beute  besteht. 
Wohl  war  es  auch  im  Zunfthandwerk  die  überwiegend  berufsgenossen- 
schaftliche Gliederung,  an  die  die  Fürsorgeeinrichtung  angeschlossen 
war,  doch  waren  die  Zünfte  nicht  die  einzigen  und  nicht  die  ältesten 
Assoziationen,  vielfach  war  ja  der  Mittelpunkt,  um  den  man  ökonomische 
Zwecke  gruppierte,  eine  bruderschaftliche  Heiligenverehrung  u.  dgl. 
Aber  es  ist  auch  wieder  charakteristisch  für  die  Organisationslosig- 
lieit  jener  Übergangsepoche  zum  Großindustriekapitalismus,  die  im 
XVIIL  Jahrhundert  anfing  und  aus  der  wir  immer  noch  nicht  heraus- 
gewachsen sind,  daß  auch  diese  Verbände  zur  gegenseitigen  Hilfe- 
leistung zerfallen  sind.  Wo  und  sobald  Arbeiterorganisationen  aber 
wieder  aufgekommen  sind,  regte  sich  auch  die  Idee  der  gegenseitigen 
Unterstützung.  Sie  ist  vor  allem  die  Losung,  mit  der  das  Wesen  aller 
jener  Tätigkeit  erfaßt  wird,  die  von  der  englischen  Arbeiterschaft  ver- 
schiedenartig organisiert,  meist  in  weitestem  Umfange  gedacht,  vor 
allem  für  Krankheit,  Alter  und  Tod  und  Arbeitslosiorkeit  in  Anwendung 
gebracht  worden  ist. 

Es  ist  in  der  Hauptsache  wirtschaftlich  nur  eine  Wiedererobe- 
rung seiner  relativen  Stellung,  was  der  Arbeiter  im  letzten  halben 
Jahrhundert  in  der  Sozialversicherung  errungen  hat.  Nur  kann  es 
sich  freilich  nicht  mehr  schlechthin  um  die  volle  Wiederherstellung 
des  „Alten"  handeln.  Das  Neue  in  dieser  zu  schaffenden  relativen 
Stellung  ist  einmal  die  ideologische  Basis:  Die  Grundlage  der  in  der 
Arbeiterversicherung  zu  leistenden  sozialen  Arbeit  ist  die  Anerkennung 
eines  Rechts  auf  Existenz,  das  für  alle  diejenigen,  die  an  der  Schaffung 
der  Daseinsbedingungen  für  die  Gesellschaft  teilgenommen  haben,  zu- 
nächst einmal  mit  einem  Minimum  anerkannt  wird.  Ferner  ist  die 
Versicherung  im  streng  technischen  Sinne  als  eine  Bereitstellung  der 
Mittel  nach  einem  bestimmten,  auf  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf- 
gebauten Plane  freilich  auch  eine  neue  Form;  sie  ist  ein  Produkt 
höherer  wirtschaftlicher  Kultur,  vertiefter  Kenntnisse,  gründlicherer 
Beobachtung  des  Lebens  und  der  Verwertung  der  neuen  direkten  Ver- 
hältnis- und  Gesetzmäßigkeiten,  die  erst  mit  der  Massenerscheinung, 
erst  in  der  gesteigerten  Menschenanhäufung  auftrat.  Nach  der  andern 
Seite  ist  die  Versicherungseinrichtung  eine  unentbehrliche  Form  im 
Rahmen  der  geld wirtschaftlichen  Verfassung  unseres  Lebens.  Den- 
noch, was  sie  zu  leisten  hat,  ist  im  wesentlichen  dasselbe,  was  ur- 
sprünglich der  weitere  Familien-,  der  Gentilverband  geleistet  hat  und 
was  in  späteren  Jahrhunderten,  als  dessen  Kraft  verblaßte,  freie  reli- 
giöse und  berufliche  Verbände  fortsetzten:  das  Mitwirken  einer  Viel- 
heit zur  Tragung  der  Schicksalsschläge,  denen  der  einzelne  unterliegt 
und  erliegt. 

Die  Assoziationen  zur  gegenseitigen  Hilfe,  die  genossenschaftlichen 
Verbände  der  Brüderschaften,  Gilden,  Zünfte,  nicht  zu  vergessen  die 
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Yerbände  der  Dorfgemeinden,  sind  erst  im  Laufe  der  Entwicklung" 
zur  Geldunterstützung  gekommen.  Naturalleistungen  waren  das  Ur- 
sprüngliche  nicht  nur  in  der  Bekämpfung  des  Sachschadens  (Zusammen- 
wirken der  Gemeindeglieder  beim  Wiederaufbau  nach  einer  Feuers- 
brunst, zinslose  Getreidedarlehen  u.  dgl.),  sondern  ebenso  in  der  Unter- 
stützung der  erkrankten  oder  erwerbslos  gewordenen  Berufsgenossen 
und  ihrer  Angehörigen.  Die  Armenpflege  kennt  auf  dem  Lande  noch 
heute  im  „Einlegerwesen"  die  geldlose  Form  der  Armenunterst ützung^ 
durch  zeitweise  Aufnahme  der  Bedürftigen  in  die  Hauswesen  der  Ge- 
meindemitglieder „reihum". 

Das  genossenschaftliche  Unterstützungswesen  ist,  wie  schon  er- 
wähnt wurde  (10.  Kapitel),  am  frühesten  im  Bergbau  zu  einer  ge- 
wissen gesicherten  Leistungsfähigkeit  gelangt.  Das  hängt  einerseits 
wohl  mit  der  besonders  hohen  Gefährdung  der  Bergleute,  anderseits 
aber  auch  mit  der  eigenartigen  Organisation  der  Bergbaubetriebe  zu- 
sammen. Vielleicht  hat  die  Neigung  des  Bergarbeiters  zu  mystischen 
Vorstellungen  auch  etwas  zur  Lebendigerhaltung  des  Bruderschafts- 
geistes der  wirtschaftlich  so  wichtigen  Verbände  beigetragen.  Jeden- 
falls ist  der  landesherrlichen  Verwaltungstätigkeit  ein  Hauptverdienst 
daran  zuzuschreiben,  daß  die  Zwangsmitgliedschaft  der  Knappschaft 
aufrecht  erhalten  blieb,  daß  damit  die  Verpflichtung  der  Knappen  zur 
regelmäßigen  Beitragsleistung  nicht  abstarb,  daß  schließlich  vielfach 
ja  meistens  auch  die  Arbeitgeber  beitragspflichtig  gemacht  worden 
waren.  Im  XVI.  und  dann  wieder  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIH.  Jahr- 
hunderts sind  in  Deutschland  gesetzliche  Bergarbeitsregulierungen  er- 
lassen worden,  die  für  das  Fortleben  der  gegenseitigen  Unterstützung 
in  deii  Knappschaftskassen  (Bruderladen)   sehr  wichtig  gewesen  sind. 

In  Preußen  wurden  die  Pflichten  der  Bergwerkseigentümer  im  Landrecht 
kodifiziert,  sie  sollten  den  Lohn  an  erkrankte  oder  beschädigte  Bergleute  acht 
oder  vier  Wochen  lang  auszahlen,  erst  bei  längerer  Krankheit  fiel  die  Verpflegung 
des  kranken  oder  beschädigten  Bergarbeiters  der  Knappschaftskasse  zur  Last. 
Das  preußische  Landrecht  hat  für  die  gewerbliche  Gesellenschaft  nur  das 
Recht  zur  Gründung  einer  Kur-  und  Verpflegungskasse  unter  Aufsicht  der  Zunft 
statuiert  und  diese  im  Falle  der  Mittellosigkeit  der  Gesellenkasse  verpflichtet, 
subsidiär  mit  dem  Innungsvermögen  einzutreten.  War  solches  nicht  vorhanden, 
dann  hatte  die  Ortsarmenkasse  die  Last  zu  übernehmen,  endlich  die  Stadt  und 
die  Kämmereikasse.  Die  Zustände  im  gewerblichen  Arbeiterstand  haben  sich 
auf  der  Basis  dieser  Gesetzgebung  eher  verschlechert  als  verbessert,  wenngleich 
solche  Kassen  verschiedentlich  recht  bedeutenden  Umfang  gewannen.  Neuen 
Geist  brachte  erst  die  preußische  Gewerbeordnung  von  1845;  sie  räumte  ein, 
daß  die  in  der  Gemeinde  beschäftigten  Gesellen  durch  Ortsstatut  zum  Beitritt 
zu  solchen  Kassen  gezwungen  werden  konnten.  Noch  einen  Schritt  weiter  ging 
eine  Verordnung  von  1849,  daß  die  Gemeinden  auch  die  Arbeitgeber  (Meister) 
zur  Unterstützung  der  Gehilfenkassen  heranzuziehen  befugt  sein  sollen  (mit  halber 
Beitragshöhe),  und  die  Verordnung  sieht  bereits  auch  das  Vorschießen  der  Ge- 
hilfenbeiträge durch  den  Arbeitgeber  vor.  Gleichzeitig  wurde  Ähnliches  für  die 
Fabrikarbeiter  statuiert. 
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So  war  hier  wohl  auch  in  der  Gesetzgebung  das  Bewußtsein  für  die  Not- 
wendigkeit solcher  Einrichtungen  zur  Geltung  gekommen,  und  wenn  oben  von 
einer  Wiedereroberung  die  Rede  war,  die  vollzogen  werden  mußte,  so  hatte  das 
bezüglich  der  Gesetzgebung  zwar  mehr  für  andere  Territorien  seine  Berechtigung, 
aber  hinsichtlich  des  tatsächlichen  Zustandes  doch  auch  in  Preußen,  denn  die 
Normen  bestanden,  aber  ihre  Wirkung  ließ  außerordentlich  viel  zu  wünschen  übrig. 

Weitere  Verwaltungsmaßnahmen,  insbesondere  ein  Gesetz  von  18.54,  führten 
zur  zwangsweisen  Errichtung  von  Kassen,  wenn  den  obwaltenden  Bedürfnissen 
durch  ein  Ortsstatut  nicht  genügt  wurde.  Allein  von  der  Vollzähligkeit  und 
Allgemeinheit  der  Kassenzugehörigkeit  blieb  man  trotz  der  Errichtung  dieser 
Zwangskassen  recht  weit  entfernt.  In  andern  Gebieten  Deutschlands  war  man 
nur  zum  Prinzip  des  Kassenzwanges  vorgedrungen,  d.  h.  der  Arbeiter  mußte 
einer  Kasse  angehören,  hatte  aber  die  Wahl  unter  den  Kassen.  Die  Idee  des 
allgemeinen,  nicht  bloß  lokalen  Versicherungszwanges  lag  in  der  Luft,  die  Reichs- 
gewerbeordnung  hat  das  System  des  Kassenzwanges  auch  angenommen  (1869), 
man  hat  dann  auch  durch  das  Hilfskassengesetz  von  1876  die  Bildung  von  Hilfs- 
kassen erheblich  gefördert  (doch  nur  für  Krankenunterstützung  und  Sterbegeld), 
und  dennoch  war  die  ganze  Sache  Stückwerk  geblieben,  nur  etwa  ein  Drittel 
der  versicherungsbedürftigen  Arbeiterschaft  war  1874  versichert. 

Was  war  denn  überhaupt  geleistet? 

Vor  allem:  fast  alle  diese  Einrichtungen  waren  „Unterstützungs"- 
kassen,  und  was  sie  von  Versicherungsorganisationen  unterscheidet, 
ist  die  Unbestimmtheit  des  Anspruchs  bei  Eintritt  des  schädigenden 
Ereignisses.  Mindestens  die  Höhe  der  Unterstützungsbeträge  war  un- 
bestimmt, wenn  schon  der  Anspruch  auf  eine  Leistung  feststand. 
Selbst  soweit  solche  Kassen  funktionierten,  war  dem  eigentlichen  Be- 
dürfnis nicht  abgeholfen,^  das  sie  befriedigen  sollten.  Einmal  waren 
ihre  Leistungen  unzulänglich,  das  hing  bei  älteren  Kassen  mit  dem 
Fortbestehen  gewisser  Geldbeträge,  deren  Kaufkraft  gesunken  war, 
zusammen.  Dann  waren  aber  die  Leistungen  auch  gegenüber  dem 
Erfordernis  auch  deshalb  unzureichend,  weil  nach  dem  Unterstützungs- 
prinzip eben  doch  immer  nur  nach  Maßgabe  der  vorhandenen  Mittel 
der  Kasse  gegeben  werden  konnte.  Die  Unterstützungskasse 
richtet  ihre  Leistungen  nach  den  Beiträgen,  die  Versicherung 
aber  fordert  gewisse  Beiträge  und  reguliert  diese,  um  die  in  Aussicht 
gestellten  Leistungen  jederzeit  wirklich  prästieren  zu  können. 

Es  sind  zwei  Gesichtspunkte,  nach  denen  auch  heute  noch  die 
Auffassungen  über  die  anzustrebende  Entwicklung  und  Ausgestaltung 
der  sozialen  Versicherung  orientiert  sind:  einerseits  die  Tendenz,  die 
Arbeiterversicherung  auf  öffentliche  Mittel,  staatliche  und  gemeindliche 
Zuschüsse,  zu  fundieren,  anderseits  die  Auffassung,  daß  die  Versiche- 
rung aus  eigenem  Einkommen  der  Arbeiter,  nur  mit  Zuschüssen  der  In- 
dustrie, beziehungsweise  überhaupt  der  Unternehmer  zustande  gebracht 
werden,  der  Lohn  der  Arbeit  aber  dementsprechend  hoch  sein  müsse. 

Während  in  Deutschland  die  historische  Tradition  mehr  auf  den 
ersteren  Weg  weist  und  tatsächlich  die  Ausreifung  der  sozialen  Ver- 
sicherung unter   dem   lange  schon  wirksamen  Einfluß  der  autoritären 
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Faktoren,  namentlich  der  Staatsgewalt,  fortge schritten  ist,  ist  am 
frühesten  in  England  in  der  zweiten  Richtung  Rühmenswertes  ge- 
leistet worden.  Dort  hat  die  gewaltige  Reaktion  der  arbeitenden  Klasse 
gegen  die  starke  Verschlechterung  ihrer  materiellen  Lage  um  die 
Wende  vom  XVIII.  zum  XIX.  Jahrhundert  auch  den  Dungstoff  für 
die  kräftigere  Entwicklung  nicht  nur  der  Koalition  an  sich,  sondern 
auch  jener  anderen  Ziehpflanze  genossenschaftlichen  Geistes  geliefert,, 
durch  die  die  Arbeiterschaft  unabhängig  von  ihrem  Verhältnis  zum 
Arbeitgeber  eine  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  erreichen 
kann.  Sowohl  die  als  Kampfgenossenschaften  groß  gewordenen  Trades 
Unions  als  auch  die  spezifischer  Friedensarbeit  sich  widmenden 
Friendly  societies  (Hilfskassen)  haben  als  Träger  dieser  sozialwirt- 
schaftlichen Arbeit  gewirkt. 

Obwohl  die  englischen  Gewerkvereine  Yg  bis  y^  ihrer  Einnahmen  zu  Hilfs- 
kassenzwecken  verwenden,  stehen  ihre  Leistungen  nach  allen  anderen  Seiten 
außer  der  Arbeitslosenunterstützung  hinter  denen  der  Friendly  societies  zurück. 
Die  Überlegenheit  der  letzteren  beruht  hauptsächlich  auf  ihrer  versicherungs- 
technischen Organisation,  durch  die  sie,  die  zum  Teil  von  alten  Gilden  ihre 
Existenz  noch  herleiten ,  eine  den  modernen  Ansprüchen  vollkommen  ent- 
sprechende Art  von  Versicherungsanstalten  mit  freier  privater  Grundlage  ge- 
worden sind. 

Auch  diese  Hilfskassenorganisation  bedurfte  gesetzlicher  Regle- 
mentierung, die  in  England  unter  dem  Einflüsse  des  dort  früh  zu 
hoher  Blüte  gelangten  Aktuarwesens  (Versicherungstechnik)  das  ganze 
XIX.  Jahrhundert  hindurch  schon  auf  eine  gesunde  Betriebsführung 
der  Friendly  societies  hinwirkte.  Die  Gesetzgebung  hat  von  1793 
angefangen  bis  zu  dem  geltenden  Gesetz  von  1896  (friendly  societies 
act)  den  Grundgedanken  verfolgt,  den  Vereinen  gewisse  Vorrechte  an- 
zubieten, um  sie  dafür  zu  gewinnen,  daß  sie  sich  versicherungstech- 
nisch notwendigen  gesetzlichen  Anordnungen  fügen.  Die  Kassen,  die 
sich  „registrieren^^  lassen,  erlangen  Vorrechte,  müssen  sich  aber  den 
Gesetzesnormen  unterwerfen,  z.  B.  insbesondere  der  öffentlichen  Kassen- 
führung, behördlicher  Bilanzprüfung. 

Dieses  Hilfskassenwesen  wurde  auch  in  anderen  Ländern  ein- 
geführt, aber  bei  weitem  nicht  mit  gleichem  Erfolge.  Das  deutsche 
Hilfskassengesetz  vom  7.  April  1876  regelte  die  Bedingungen,  unter 
denen  freie  Hilfskassen  als  „eingeschriebene"  anerkannt  werden  konnten, 
womit  deren  Mitglieder  von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Zwangskasse 
entbunden  waren.  Allerdings  bezog  sich  diese  Regelung  nur  auf  die 
Unterstützung  in  Krankheitsfällen  und  die  Gewährung  von  Sterbe- 
fäUen.  Die  politisch  links  stehenden  Arbeiterorganisationen  haben 
solche  Hilfskassen  mehrfach  ins  Leben  gerufen.  Aber  sogar  auf  dem 
engeren  Gebiete  der  Kranken-  und  Sterbegeldfürsorge  hat  in  Deutsch- 
land diese  wirtschaftliche  Form  der  Sozialversicherung  die  Allgemein- 
heit der  Versicherung  nicht  herbeigeführt. 
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Die  englischen  Gewerkvereine  haben  ihren  Beitrags-  und  Unterstützungs- 
sätzen keine  versicherungstechnische  Basis  gegeben,  sich  aber  eben  vorbehalten, 
ihre  Unterstützungen  zu  revidieren;  zudem  haben  sie  die  Übernahme  von  Pflichten, 
durch  die  sie  sich  gefährdet  hielten,  vermieden.  Welches  Schicksal  den  schlecht 
fundierten  kleinen  Versicherungs vereinen  droht,  haben  die  zahlreichen  franzö- 
sischen Hilfsvereine  (societes  de  secours  mutuels)  erfahren  müssen,  die  in  der 
ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  insbesondere  infolge  der  Verpflichtung  zu 
dauernden  Unterstützungen  zusammenbrachen. 

So  hatte  auf  den  einen  Weg  die  Besorgnis  der  Staatsverwaltung 
hingedrängt,  daß  die  Arbeiter  in  der  Armenpflege,  der  sie  mit  Unrecht 
verfallen,  verkommen,  daß  die  Neigung  zum  Bettel  und  die  Arbeits- 
scheu wachsen,  und  so  war  anderseits  aus  dem  Widerwillen  gegen  diese 
Methode  (der  Armenpflege),  einer  Fürsorge  für  die  erwerbsunfähigen 
Arbeiter  aus  Mitteln  der  Allgemeinheit,  die  freie  Selbsthilfe  erwachsen. 
Und  da  wegen  der  Unsicherheit,  daß  die  Existenzsicherung  durch  in- 
dividuelles Sparen  rechtzeitig  erreicht  werde,  die  isolierte  Spartätig- 
keit von  vornherein  ein  ungeeignetes,  unzulängliches  Mittel  war,  so 
förderte  die  Selbsthilfe  in  dem  Hilfskassenwesen  die  Reste  genossen- 
schaftlichen Geistes  wieder  zu  neuem  Leben. 

Der  große  Zug,  der  in  die  Arbeiter  Versicherung  gekommen  ist, 
rührt  jedoch  noch  von  einer  anderen  treibenden  Kraft  in  der  ganzen  Ent- 
wicklung her.  Besondere  Probleme  waren  zu  lösen,  sie  drängten  zu 
neuen  Grundsätzen.  Nicht  eine  wesentliche,  aber  doch  auch  keine  be- 
deutungslose Änderung  des  Prinzipes  war  es,  daß  die  Hilfskassen  da  und 
dort  auch  freiwillige  Zuschüsse  aus  den  Kreisen  der  NichtVersicherten 
erhielten,  wie  in  Großbritannien  von  den  Arbeitgebern  und  in  Frank- 
reich vom  Staate.  Es  sprach  sich  in  diesem  Abgehen  von  der  aus- 
schließlichen Selbsthilfe  doch  schon  die  Unzulänglichkeit  der  eigenen 
Kraft  aus,  und  nur  zu  begreiflich  war  das,  sobald  sich  die  Fürsorge 
nicht  mehr  auf  mehr  oder  minder  kurz  dauernde  Fälle  der  Erwerbs- 
unfähigkeit (Krankheit)  beschränkte,  sondern  die  Sicherung  eines  Be- 
gräbnisgeldes, vor  allem  einer  Rentenzahlung  in  bestimmter  Höhe  bei 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  (Invaliditäts-,  Alters-  und  Witwen- 
versorgung) umfassen  sollte.  Wird  nämlich  eine  solche  Rentenzusiche- 
rung auf  rationelle  versicherungstechnische  Basis  gestellt,  so  sind 
hierzu  Mittel  erforderlich,  die,  wenn  die  Renten  nur  einigermaßen 
nennenswert  sein  sollen,  aus  dem  Durchschnittseinkommen  eines  Lohn- 
arbeiters nicht  aufgebracht  werden  können.  Der  beste  Beweis  hier- 
für ist,  daß  dort,  wo  der  genossenschaftliche  Zusammenschluß  zu 
Hilfskassen  nicht  erreicht  wurde,  die  vorhandene  Yer Sicherungsgelegen- 
heit bei  privaten  Versicherungsunternehmungen  auch  nur  sehr  spär- 
lich benutzt  wurde,  in  größerem  Ausmaße  nur  zur  Kapitalversicherung 
auf  den  Todesfall  (englische  Volksversicherung). 

Völlig  verschoben  wurde  die  Sachlage  mit  der  durch  die  tech- 
nische Entwicklung  bedingten  Ausgestaltung  der  Haftpflichtgesetz- 


384  Die  soziale  Versicherung. 

gebung.  Gregenüber  der  wachsenden  Zahl  von  Unfällen  in  gewissen 
Beschäftigungen  der  Produktion  und  des  Verkehrswesens  konnte  man 
sich  bald  nicht  mehr  der  Erkenntnis  verschließen,  daß  die  Fürsorge 
für  die  von  Unfällen  Betroffenen  ein  Kostenfaktor  sei  und,  als  solcher 
aufgefaßt,  aus  Betriebsmitteln  geleistet  werden  müsse.  Diese  Erkennt- 
nis wurde  aber  zunächst  nur  in  der  Weise  in  nützliche  Wirklichkeit 
umgesetzt,  daß  die  Verantwortlichkeit  des  Unternehmers  gesetzlich 
erweitert  wurde.  Eine  Haftpflicht  des  Unternehmers  für  eigenes 
Verschulden  hatte  das  bürgerliche  Recht  ^)  allenthalben  schon  statuiert. 
Eine  wichtige  Erweiterung  der  im  deutschen  gemeinen  Recht  gelten- 
den spärlichen  Ansätze  zu  einer  Haftpflicht  der  Unternehmer  war  es, 
daß  für  Unfälle  im  Eisenbahnbetrieb  erst  in  der  preußischen  Gesetz- 
gebung (3.  Nov.  1838)  und  dann,  nach  dem  Muster  dieser,  allenthalben 
der  Grundsatz  entwickelt  wurde,  daß  bei  Unfällen  die  Schuld  des 
Unternehmers  zu  vermuten  sei,  daß  ihn  also  auch  die  Beweislast  von 
der  eigenen  Schuld  des  Geschädigten  oder  von  dem  Vorliegen  eines 
unabwendbaren  Zufalles  treffe.  Für  den  Bergbau-  und  Fabrikbetrieb 
waren  die  Haftpflichtnormen  ganz  ungenügend,  namentlich  soweit  es 
die  Stellung  der  Arbeiter  dem  Unternehmer  gegenüber  zu  sichern 
galt.  Das  wurde  mit  Erlassung  eines  Reichshaftpflichtgesetzes  (7.  Juni 
1871)  wohl  anders.  Der  Haftpflichtgrundsatz  des  Eisenbahngesetzes 
von  1838  wurde  auf  alle  Eisenbahnunternehmungen  des  Reiches  aus- 
gedehnt. Die  Haftpflicht  des  Unternehmers  von  Bergwerks-,  Stein- 
bruch-, Gräberei-  und  Fabrikbetrieben  wurde  ähnlich  formuliert,  jedoch 
mit  der  Beweislast  gegen  den  zu  belangenden  Unternehmer. 

Diese  Haftpflichtregelung  erfüllte  nun  durchaus  nicht,  was  man 
von  ihr  erwartet  hatte,  und  zwar  namentlich,  weil  zu  viele  Arbeiter 
der  Gesetzes  wohltat  nicht  teilhaftig  wurden  (z.  B.  Bauarbeiter)  und 
dann,  weil  dieses  Haften  für  ein  Verschulden  vor  allem  die  Quelle 
massenhafter  Entschädigungsprozesse  werden  mußte,  die  den  Gegen- 
satz zwischen  den  beiden  Vertragsparteien  zu  verschärfen  statt  zu 
mildern  geeignet  sind  und  die  überdies  klar  zeigten,  daß  die  den  Ge- 
schädigten treffende  Verpflichtung,  die  Schuld  des  Arbeitgebers  oder 
seiner  Vertreter  zu  beweisen,  den  Zweck  der  Haftpflicht  vielfach,  ver- 
eitelt, zumal  gerade  bei  den  folgenschwersten  Unfällen  die  Zerstörungen 
der  Arbeitsstätten  die  zum  Beweis  erforderliche  nachträgliche  Fest- 
stellung des  Zustandes  der  Arbeitsstätten  unmöglich  machen.  Man 
wird  in  der  Tat  auch  deru  Vorwurfe,  daß  die  Haftpflicht  unsozial  sei, 
kaum  entgegentreten  können,  da  ja  offenbar  das  Interesse  des  Arbeit- 


1)  Am  weitesten  von  den  älteren  im  Geiste  des  römischen  Rechtes  ge- 
faßten Kodifikationen  des  bürgerlichen  Rechts  ging  der  französische  code  civil, 
der  auch  eine  Haftpflicht  der  Handwerksmeister  und  die  Haftpflicht  des  Arbeit- 
gebers auch  für  das  Verschulden  seines  Arbeiters  statuierte.  Im  deutschen  ge- 
meinen Recht  kamen  nur  Grundsätze  der  lex  Aquilia  in  Betracht. 


43.   Begriff,  Wesen  und  Entwicklung  der  Sozialversicherung.  385 

gebers  an  der  Niederhaltung  des  Lohneinkommens,  sowie  an  der  Ver- 
wendung unverheirateter  statt  verheirateter  Arbeiter  mit  der  Haft- 
pflicht sich  steigert.  Abgesehen  davon  ergibt  die  bloße  Haftpflicht 
aber  auch  nur  eine  unvollständige  Methode^  da  so  und  so  viele  Un- 
fälle ohne  Verschulden  des  Unternehmers  oder  seiner  Vertreter  ein- 
treten. Vor  allem  aber,  da  mit  der  einfachen  Haftpflicht  des  Unter- 
nehmers die  Sicherheit  der  Entschädigung,  gleichviel  ob  es  sich  um 
einen  Kapitalbetrag  oder  gar  um  eine  Rente  handelt,  durchaus  nicht 
erreicht  wird,  mit  einer  Versicherung  aber  erreicht  werden  kann. 

Schließlich  könnte  diese  Methode  aber  überhaupt  nur  für  eine 
Gruppe  von  erwerbsunfähig  gewordenen  Arbeitern  zum  Ziele  führen; 
für  die  große  Zahl  der  ohne  eigentlichen  Unfall  invalid  Gewordenen 
müßte  doch  noch  ein  anderer  Weg  zur  Versorgung  eingeschlagen 
werden.  Und  gerade  auch  für  jene  Fälle  der  Erwerbsunfähigkeit,  in 
denen  der  Arbeiter  wohl  im  Laufe  des  Arbeitsverhältnisses  die  Ar- 
beitsfähigkeit verloren  hat,  eine  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers 
mangels  einer  konkreten  Veranlassung  in  seinem  Betriebe  gar  nicht 
in  Frage  kommen  kann,  bedarf  es  doch  der  Mitwirkung  leistungs- 
fähiger Glieder  der  Gesellschaft,  die  unmittelbar  den  größten  Nutzen 
aus  der  Arbeit  ziehen,  der  Konsumenten  und,  mittelbar  für  diese,  der 
Unternehmer. 

Wäre  es  auch  unbillig,  dem  Haftpflichtprinzip,  insbesondere  dem 
deutschen  Gesetz,  aUe  guten  Seiten  abzusprechen  —  mindestens  hat 
es  auf  die  Arbeitgeber  in  der  Richtung  der  Erziehung  zur  Unfallver- 
hütung günstig  gewirkt  — ,  so  war  dieser  Gesetzgebungsakt,  wie  heute 
die  Dinge  zu  durchschauen  sind,  nur  ein  notwendiger  Schritt  zu  dem 
vollkommeneren  System  der  Versicherung.  Waren  diese  Schwächen  der 
Haftpflichtgesetzgebung  erkannt,  so  mußten  sich  für  die  Gesetzgebungs- 
faktoren hinsichtlich  der  weiteren  Entwicklung  bestimmte  Richtlinien 
folgerichtig  ergeben.  SoUte  der  strebsame,  arbeitende,  pflichttreue 
Arbeiter  vor  dem  Schicksal,  der  Armenpflege  zu  verfallen,  bewahi-t 
bleiben,  so  mußte: 

1.  seine  und  seiner  auf  ihn  angewiesenen  Angehörigen  Existenz 
anders  als  durch  eine  im  Prozeß  weg  geltend  zu  machende  Ersatz- 
pflicht gegen  Unfallsfolgen  sicher  gestellt  werden,  es  mußte  ferner 
2.  für  seine  Existenz  gesorgt  werden,  wenn  er,  abgesehen  von  Un- 
fällen, invalid  wurde,  es  durfte  3.  nicht  weiter  damit  gerechnet  wer- 
den, daß  diese  Sicherst eUung  der  Individuen  von  ihrer  eigenen  Ini- 
tiative zu  erwarten  sei,  und  zwar  weil,  was  auch  wieder  4.  als  Richt- 
linie in  Betracht  kam,  derartige  Sicherstellungen  der  arbeitenden 
Klasse,  im  Rahmen  der  kapitalistischen  Verkehrswirtschaft  nur  von 
der  Gesellschaft  als  ganzem  Körper  geleistet  werden  können. 

Obgleich  nicht  bestritten  werden  soU,  daß  die  Form,  in  der  die 
Lösung  gesucht  wurde,  auch  eine  andere  als  die  der  deutschen  Sozial- 
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gesetzgebuug  sein  konnte,  war  die  Gliederung  des  ganzen  Yersicherungs- 
werkes  doch  in  allen  Teilen  seinerzeit  wolilbegründet.  Ätiologisch, 
d.  h.  nach  dem  Ausgangspunkte  der  Schädigung  nimmt  die  Unfall- 
versicherung eine  Sonderstellung  ein,  insofern  sie  gegen  die  Folgen 
der  bei  der  beruflichen  Arbeit  sich  ereignenden  Unfälle  gerichtet  ist, 
für  die  eine  Mitverantwortlichkeit  des  Unternehmers  niemals  —  den 
Fall  der  Böswilligkeit  des  Arbeiters  ausgeschlossen  —  ganz  von  der 
Hand  zu  weisen  ist.  Die  materielle  Fundierung  im  Sinne  der  halb- 
hundertjährigen Entwicklung  der  Haftpflicht  auf  die  Unternehmer  be- 
dingte gleichfalls  ihre  Sonderstellung.  Dann  galt  es,  die  existierende 
Organisation  der  Krankenversicherung  zu  schonen,  schon  weil  es 
ökonomisch  zweckmäßig  schien,  und  endlich  war  für  die  fast  ganz 
vernachlässigte  Alters fürsorge,  der  man  die  vorzeitigen  Arbeits- 
unfähigkeitsfälle auch  wieder  sehr  begreiflicherweise  anschloß,  eine 
neue  Organisation   zu    schaffen.     So   kam   es   vorerst  zur  Dreiteilung. 

Die  Notwendigkeit  weiterer  Fürsorge,  insbesondere  für  Hinter- 
bliebene nach  ihren  Ernährern,  sofern  diese  Arbeiter  waren,  sowie  für 
die  arbeitsfähigen,  unverschuldet  Arbeitslosen  war  längst  erkannt, 
aber  auch  da  war  es  wohl  berechtigt,  die  Dinge  erst  sich  in  be- 
schränktem Rahmen  entwickeln  zu  lassen,  d.  h.  zu  organisieren. 

Es  sei  hier  nochmals  auf  die  ungünstigen  Erfahrungen  hingewiesen,  die  man 
bezüglich  der  Entwicklung  der  Versicherung  machte,  wo  dieselbe  der  Initiative 
der  Individuen  überlassen  ist.  In  Preußen  waren  Ende  der  siebziger  Jahre  trotz 
des  öffentlichen  Versicherungszwanges  von  2  Yg  Millionen  Arbeitern  rund  1  y^ 
Millionen  Arbeiter  für  den  Krankheitsfall  versichert,  für  Unfälle  überhaupt 
dürften  zur  selben  Zeit  etwa  Yg — Yio  der  Arbeiter  versichert  gewesen  sein,  für 
Haftpflichtunfälle  etwa  Yg .  Es  liegen  in  den  romanischen  Ländern  die  Dinge 
kaum  anders.  In  Italien  waren  nach  15  jährigem  Bestand  bei  der  1883  errich- 
teten Kasse  zur  freiwilligen  Versicherung  gegen  Unfall  erst  160  000  Mitglieder 
versichert.  Eine  Erhebung  in  Schweden  ergab  1884,  daß  von  der  männlichen 
Bevölkerung  4,3  y^ ,  von  der  weiblichen  1  %  als  Mitglieder  von  Unterstützungs- 
kassen Krankenhilfe  beanspruchen  können.  Noch  viel  schlimmer  steht  es  be- 
züglich der  Altersfürsorge.  Sogar  in  der  englischen  Bevölkerung,  der  wohl  mehr 
Initiative  in  wirtschaftlichen  Dingen  zugeschrieben  werden  darf  als  durchschnittlich 
der  deutschen,  wurde  1892  festgestellt,  daß  der  Armenpflege  zur  Last  fielen  von  den 
60— 65jährigen  5,3%,  von  den  65— 70jährigen  10,8  7(j,  von  den  70— 75jährigen 
18,5  7^  der  Gesamtbevölkerung  der  betreffenden  Altersklassen  (nach  Philippovich). 

Literatur:  Bärnreither,  Die  englischen  Arbeiterverbände  und  ihr  Recht, 
Tübingen  1886.  v.  d.  Borght,  12.  Kap.  Hasbach,  Das  englische  Arbeiter- 
versicherungswesen, Leipzig  1883.  Laß  und  Zahn,  Einrichtung  und  Wirkung 
der  deutschen  Arbeiterversicherung,  3.  Aufl.,  Berlin  1904.  Die  deutsche  Ar- 
beiterversicherung als  soziale  Einrichtung,  5  Hefte.  Dargest.  für  die  Welt- 
ausstellung in  St.  Louis  1904.  Rosin,  Recht  der  Arbeiterversicherung,  2.  Aufl., 
Berlin  1904.  Zacher,  Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande,  5  Bde.,  Berlin  1898 
bis  1908.  H.  d.  St.,  Art.  Arbeiterversicherung,  Hilfskassen,  Haftpflicht,  Kranken- 
versicherung, Invalidenversicherung,  Unfallstatistik,  Unfallversicherung.  Bruder- 
laden. Friendly  societies.  Österreichisches  Staatswörterbuch,  2.  Aufl.,  Art. 
Arbeiterkrankenversicherung ,  Arbeiterunfallversicherung.  Versicherungslexikon, 
die  dort  S.  XV  verzeichneten  Artikel  v.  d.  Borghts  zur  Sozialversicherung. 
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Der  öffentlich-rechtliche  Zwangscharakter  und  andere 

Prinzipien. 

Will  man  das  Elend  der  Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen  in  der 
Zeit  der  Erwerbsunfähigkeit  des  Arbeiters  und  Ernährers  auf  dem, 
Wege  der  Versicherung,  d.  h.  durch  Schadenverteilung  auf  die  gleich 
Gefährdeten  bekämpfen,  womöglich  aus  der  Welt  schaffen,  so  gibt 
es,  was  den  Träger  der  Versicherung  anlangt,  drei  Möglichkeiten: 
a)  die  Versicherung  durch  private  Erwerbsgesellschaften,  b)  die  Ver- 
sicherung durch  freie  selbständige  Organisationen  im  Charakter  gegen- 
seitiger Versicherungsvereine  (Hilfskassen),  oder  c)  öffentliche,  d.  h. 
von  öffentlichen  Körperschaften  eingerichtete,  eventuell  von  öffent- 
lichen Beamten  geleitete  Anstalten.  Tatsächlich  erfolgt  die  Durch- 
führung der  Arbeiterversicherung  mittels  aller  drei  Formen.  Das 
Wesentliche  an  der  Versicherung  ist  die  Beschaffung  einer  Organisa- 
tion, die  den  Ausgleich  der  Grefahr  bewirkt,  d.  h.  die  jene  Massen 
von  Gefährdeten  zur  Ausgleichung  des  Risikos,  zur  Verteilung  der 
Schäden,  zusammenbringt,  ohne  welche  die  Erreichung  des  Versiche- 
rungszweckes nicht  denkbar  ist.  Wo  die  Masse  gegeben  ist,  da  treten 
die  schädigenden  Ereignisse  in  der  Gesetzmäßigkeit  der  großen 
Zahlen  auf,  die  es  ermöglichen,  für  die  Deckung  der  Schäden  einen 
einigermaßen  verläßlichen  Plan  zu  entwerfen  und  zu  verfolgen. 

Dem  Gesagten  zufolge  kann  der  privaten  Initiative  in  der  Für- 
sorge gegen  die  zu  befürchtenden  Schäden  überhaupt  nicht  mehr  zu- 
getraut werden  als  der  Anschluß  an  bestehende  Versicherungsorgani- 
sationen. Die  Bildung  der  Organisationen  im  Stile  der  freien  Hilfskassen 
setzt  schon  Qualitäten  bei  den  Versicherungsbedürftigen  voraus,  deren 
Vorhandensein  nicht  ohne  weiteres  angenommen  werden  kann.  Und 
wenn  man  noch  in  Betracht  zieht,  daß  der  private  Unternehmungs- 
geist sich  auf  denjenigen  Versicherungsgebieten  überhaupt  noch  kaum, 
jedenfalls  unzulänglich  betätigt  hat,  auf  denen  der  Arbeiter  die  Schaden- 
abwehr besonders  braucht  —  wie  namentlich  die  Kranken-  und  In- 
validenversicherung — ,  so  ergibt  sich  alsbald,  daß  man  der  Initiative, 
die  vom  einzelnen  Arbeiter  erwartet  wird,  vom  Staat  oder  einer  an- 
deren öffentlichen  Körperschaft  entgegenkommen  muß.  Ist  also  gleich- 
wohl die  private  Versicherung  von  Arbeitern  möglich,  so  wird  sie  viel- 
fach schon  nicht  mehr  ganz  ohne  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt 
zustande  kommen  können,  gegebenenfalls  muß  diese  die  private  Ver- 
sicherungsgelegenheit bieten. 

Weit  wesentlicher  aber  ist  die  Frage,  ob  denn  mit  den  Prinzipien 
der  privaten  Versicherung  das  angestrebte  Ziel  erreicht  wird.  Die 
Erfahrungen  sprechen  dagegen.     Erstens  ist  ein  Prinzip  der  privaten 
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Versicherung  vor  allem  YÖllige  Freiheit,  und  damit  ist  schon  unwahr- 
scheinlich, daß  alle,  welche  die  Versicherung  brauchen,  sie  auch  suchen. 
Zweitens  aber  steht  auch  gar  nicht  fest,  daß  alle,  welche  sie  suchen, 
sie  auch  wirklich  erhalten  können,  die  Existenz  entsprechender  Organisa- 
tionen vorausgesetzt.  Es  kann  daran  fehlen,  entweder  weil  sie  nicht 
aufgenommen  werden,  oder  aber  auch,  weil  sie  die  Aufnahme  nur 
unter  Zahlungsbedingungen  erreichen,  die  sie  nicht  erfüllen  können. 
Die  einfache  Folgerung  ist,  daß  die  tatsächliche  Versicherung  der 
Arbeiter  nur  mittels  Zwanges  zu  erreichen  ist.  Damit  scheidet  die 
private  Versicherung  mit  ihren  Prinzipien  für  diese  Aufgabe  aus. 
Unter  dem  Gegenstück  zur  privaten,  unter  der  öffentlichen  Ver- 
sicherung ist  eine  kraft  gesetzlichen  oder  solchem  gleichzuachtenden 
autoritären  Willens  bestehende,  und  nicht  nach  WiUkür  der  Inter- 
essenten geschaffene  Versicherungsgemeinschaft  zu  verstehen.  Der 
autoritäre  Wille  erstreckt  sich  1.  auf  den  Zwang  zur  Versicherung 
innerhalb  des  Gesetzgebungs  gebiet  es  für  bestimmte  Interessenten- 
kreise und  gegen  gewisse  Gefahren  und  damit  korrespondierend 
2.  auf  die  Annahmepflicht  der  Versicherungsträger,  d.  h.  die  Pflicht, 
kein  der  Versicherungspflicht  unterliegendes  Risiko  abzulehnen.  In 
diesem  Zwange  also  und  nicht  in  der  materiellen  Mitwirkung  des 
Staates  etwa  liegt  der  Charakter  der  öffentlichen  Versicherung. 

An  und  für  sich  scheint  die  Versicherung  so  sehr  im  Interesse 
jedes  einzelnen  und  seiner  Existenzsicherung  zu  liegen,  daß  der  ge- 
setzliche Zwang  offenbar  entbehrt  werden  könnte  und  nur  die  Ge- 
legenheit zur  Versicherungsnahme  eventuell  durch  Annahmepflicht 
sichergestellt  werden  müßte.  Aber  erstens  wird  gerade  demjenigen 
Arbeiterkreise,  der  der  Schadenabwehr  am  dringendsten  bedarf,  der 
gegenüber  den  Wechselfällen  des  gewerblichen  Berufslebens  wie  des 
Privatlebens  am  wenigsten  widerstandsfähig  ist,  gerade  dem  wird  nur 
im  geringsten  Ausmaß  zuzutrauen  sein,  daß  er  freiwillig  und  aus 
eigener  Kraft  die  Reserven  sammelt,  um  die  es  sich  handelt,  wenn 
die  Unterbrechung  oder  das  Ende  der  Erwerbsfähigkeit  plötzlich  über 
einen  aus  ihm  hereinbricht.  Für  diese  Arbeiterschicht  ist  der  Zwang 
unentbehrlich,  wenn  die  Fürsorge  planmäßig  sparend  vorbereitet 
werden  soll.  Zum  zweiten  aber  liegen  die  Dinge,  wie  schon  bemerkt 
wurde,  so,  daß  die  berufliche  Verwendung  des  Arbeiters  in  erster 
Linie  zur  Ursache  der  Störung  in  der  Erwerbsfähigkeit  wird.  Das 
gilt  vor  allem  von  den  durch  Betriebsunfälle  erwerbsunfähig  Ge- 
wordenen, und  die  Quote  dieser  Störungen  ist  groß.  Belief  sich  doch 
in  Deutschland  die  Zahl  der  1908  erstmalig  entschädigten  Unfälle  auf 
142965.  Wenn  nun  gleichwohl  einsichtsvolle  Arbeitgeber  sich  ihrer 
Pflicht  bewußt  geworden  sind,  zur  Sicherstellung  des  Arbeiters  gegen 
die  schädlichen  Folgen  der  Berufsarbeit  beitragen  zu  müssen  und  in 
diesen   Beiträgen    einen  Teil  des  Entgeltes  für   die  Verwertung    der 
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Arbeitskraft  zu  entrichten,  so  erweist  sich,  wie  gezeigt  wurde,  auch 
ein  solches  Vertrauen  auf  freiwilliges  Erfüllen  der  Arbeitgeberpflicht 
als  recht  trügerisch  und  verfehlt.  Nur  ein  Akt  der  Gerechtigkeit 
gegenüber  den  gewissenhaften  Arbeitgebern  ist  es,  wenn  durch  gesetz- 
lichen Zwang  die  Allgemeinheit  dieser  Pflichterfüllung  gesichert  wird. 

Der  Zwang  ist  aber  ein  Übel,  wenngleich  ein  notwendiges.  Daraus 
ergeben  sich  einige  keineswegs  einfache  Probleme  der  Abgrenzung. 
Welche  Arbeiter  sollen  dem  Versicherungszwang  unterworfen  werden? 
Kann  schlechthin  das  Maß  von  Gefährdung  zum  Kriterium  der  Ver- 
sicherungspflicht gemacht  werden?  Für  die  gar  nicht  Gefährdeten 
kann  allerdings  die  Versicherung  nicht  in  Frage  kommen.  Es  ist 
aber  gerade  im  Laufe  der  Versicherungspraxis  die  Erfahrung  gewonnen 
worden,  daß  völlige  Gefahrfreiheit  auch  gegenüber  dem  engst  be- 
grenzten Gefahrengebiete  des  Betriebsunfalles  nur  sehr  selten  zu  finden 
ist.  Man  hat  ferner  in  der  ersten  Fassung  des  deutschen  Kranken- 
versicherungsgesetzes es  unterlassen,  die  Versicherungspflicht  auf  die 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  auszudehnen,  weil  man  in  dem  Vor- 
handensein des  dort  noch  aufrechterhaltenen  Familienzusammenhanges 
und  in  der  Familienhilfe  in  Landarbeiterkreisen  die  Voraussetzungen 
dafür  erblicken  zu  können  meinte,  daß  auf  die  geldwirtschaftliche  Or- 
ganisation der  Krankenfürsorge  verzichtet  werden  kann.  Heute  ver- 
kennen nur  kurzsichtige  Interessenten,  daß  auf  die  Einbeziehung  auch 
dieser  Kreise  in  die  Versicherungspflicht  nicht  hätte  verzichtet  werden 
sollen.  Zeigt  dieser  Fall,  daß  die  Probleme  der  Abgrenzung  keine 
absolute  Lösung  haben,  daß  nicht  nur  subjektive  AuffassuDgen  hier 
mitsprechen,  sondern  auch  die  konkreten  Verhältnisse,  so  gilt  dasselbe 
auch  von  der  Abgrenzung  der  Versicherungspflicht  nach  der  Ein- 
kommenhöhe der  zu  Versichernden.  In  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherung ist  im  allgemeinen  eine  Lohngrenze  nicht  gezogen.  Aber 
für  einzelne  Berufskategorien  (Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Tech- 
niker, Handlungsgehilfen  und  -lehrlinge  u.  a.  m.)  ist  ein  Einkommen 
von  2000  Mark  als  Grenze  für  die  Versicherungspflicht  statuiert,  für 
Betriebsbeamte  in  der  Unfallversicherung  3000  Mark.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  solche  ziffernmäßige  Abgrenzungen  innerhalb  eines 
großen  Geltungsgebietes,  wie  etwa  Deutschland,  zu  Inkongruenzen 
führen  müssen;  es  ist  ebenso  klar,  daß  mit  der  Veränderung  der  Kauf- 
kraft des  Geldes  wie  auch  mit  der  Entwicklung  der  Löhne  Änderungen 
dieser  Grenze  notwendig  werden,  wenn  nicht  schließlich  die  Norm 
ihren  Zwecken  zuwiderlaufen  soll. 

Noch  eine  Begrenzung  des  Zwanges  ist  bezüglich  der  Höhe  der 
Leistungen  vorzusehen,  die  die  Versicherung  gewähren  soll.  Es 
gilt  einerseits  das  Mindestmaß  zu  treffen,  das  die  Versicherung  bieten 
muß,  wenn  sie  ihren  Zweck  erfüllen  soll,  anderseits  aber  auch  eine 
obere  Grenze  nicht   zu   übersteigen.     Nur  das  Notwendige  kann  ver- 
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nünftigerweise  erzwungen  werden.  Aber  selbstverständlicli  soll  die 
Erzwingung  des  Minimums  nicht  die  freiwillige  Mehrversicherung 
schlechthin  ausschließen^  obwohl  diese  unter  Umständen  bedenklich 
werden  kann.  Die  Lösung  dieses  Problems  hängt  mit  der  Frage  zu- 
sammen^ in  welchem  Verhältnis  die  Yersicherungsleistung  zum  arbeits- 
aktiven Lohneinkommen  stehen  soll.  Die  Frage  berührt  in  der  Haupt- 
sache wohl  nur  die  Geldrentenleistungen,  nicht  die  Aufwendungen  für 
die  Wiedererlangung  der  Erwerbsfähigkeit.  Immerhin  können  auch  in 
letzterer  Hinsicht  Fragen  aktuell  werden,  ob  diese  oder  jene  Kur  oder 
Operation  zur  Wiederherstellung  in  den  Aufgabenbereich  der  Zwangs- 
versicherung fäUt  oder  nicht.  Das  ist  natürlich  ein  viel  zu  schwieriges 
Gebiet  meist  spezifisch  medizinischer  Natur,  als  daß  allgemein  dazu 
Stellung  genommen  werden  könnte.  Oberstes  Prinzip  muß  darin  wohl 
der  Humanitätsstandpunkt  sein.  Was  möglich  ist,  um  das  Individuum 
wieder  als  möglichst  vollwertiges  Element  der  Gesellschaft  zurück- 
zugeben, sollte  getan  werden.  Im  konkreten  Falle  dürfen  aber  dennoch 
wieder  die  Erwägungen  sozialer  Zweckmäßigkeit  nicht  übergangen 
werden.  Ein  sittlich  rettungslos  verkommenes  Individuum  für  den 
Taglöhnerberuf  wieder  leistungsfähig  zu  machen,  kann  gesellschaft- 
lich weniger  wichtig  sein  als  die  wochen-  und  monatelange  Arbeit 
von  tüchtigen  Menschen,  die  auf  die  Wiederherstellung  des  Individuums 
aufgewendet  werden  müßte. 

Auch  gegen  den  Versicherungszwang  hat  man  die  Nachteile 
staatlicher  Bevormundung  geltend  gemacht,  aber  der  Nachweis,  daß 
diese  Schattenseiten  bedenklichere  Folgen  für  die  Gesellschaft  nach 
sich  ziehen  müssen  als  das  vollständige  Fehlen  einer  planmäßig  vor- 
bereitenden Versicherungsarbeit,  ist  noch  von  keinem  Gegner  erbracht 
worden. 

Ausdrücklich  ist  auch  der  Vorwurf  der  hohen  Kosten  des  öffent- 
lichen Versicherungsbetriebes  zurückzuweisen.  Dem  steht  die  Tatsache 
entgegen,  daß  die  Verwaltungskosten  der  deutschen  Zwangsunfallver- 
sicherung im  Durchschnitt  etwa  zweimal  so  billig  sind  wie  die  der 
privaten  Unfallversicherungsindustrie,  und  zwar  obwohl  die  ersteren 
auch  die  Kosten  des  Streitverfahrens  erster  und  zweiter  Instanz,  Un- 
fallverhütung, Betriebsüberwachung  u.  dgl.  umfassen,  wofür  die  private 
Industrie  nicht,  beziehungsweise  nur  teilweise  aufkommt.  Die  All- 
gemeinheit der  Versicherung  verbilligt  eben  den  Betrieb.  Auch  die 
historische  Entwicklung  spricht  nicht  gegen  den  Zwang.  Die  ver- 
sicherungsähnlichen Unterstützungseinrichtungen  der  Zünfte  und  nament- 
lich der  Knappenkassen  fußten  auf  statutarischen  Zwangsbeiträgen. 

Ein  Haupteinwand  richtete  sich  lange  Zeit  dagegen,  daß  der  Ver- 
sicherungszwang das  ohnehin  geringe  Einkommen  der  minder  Leistungs- 
fähigen, die  allerdings  auch  die  Bedürftigsten  sind,  schwer,  oft  un- 
erträglich   belaste,    daß    die    Prämie    einen   Abzug    an    dem    kleinen 
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Einkommen  bedeute.  Und  auch  darin  haben  die  Zweifler  die  bessere 
Belehrung  aus  den  Tatsachen^  insbesondere  in  Deutschland,  erhalten: 
Die  Löhne  sind  durch  die  Beitragslast  so  gut  wie  nicht  berührt 
worden.  Man  kann  höchstens  sagen,  sie  sind  um  die  Beiträge  höher 
geworden,  denn  selbstverständlich  sind  die  Versicherungsbeiträge  auch 
ein  Teil  des  Arbeitsentgelts  geworden,  ganz  wie  Sismondi  es  schon 
1819  gefordert  hatte.  Die  wirklichen  Träger  dieser  Beitragslast  sind 
in  der  Hauptsache  die  Konsumenten,  und  nur  wo  die  „Produktions- 
kostenerhöhung" in  dieser  Richtung  nicht  abwälzbar  war,  die  Unter- 
nehmer. Im  großen  und  ganzen  ist  die  Versicherung  dem  Ertrag  der 
Arbeit  zugewachsen  und  hat  damit  die  Versicherung  auch  nach  dieser 
Seite  einkommenpolitische  Bedeutung. 

Der  Versicherungszwang  kann  aber  auch  an  und  für  sich  ver- 
schieden weit  gehen,  je  nachdem  durch  ihn  bewirkt  wird,  daß  ge- 
wisse Individuen  schon  kraft  Gesetzes  versichert  sind  oder  aber,  daß 
erst  die  Abschließung  eines  Versicherungsvertrages  im  Sinne  des  Ge- 
setzes erfolgen  muß.  Die  erstere  weitergehende  Art  des  Zwanges 
schließt  auch  die  SchaflPung  einer  Organisation  in  sich,  durch  die  die 
Versicherung  realisiert  wird,  oder  wenigstens  die  gesetzliche  Fixierung 
einer  natürlichen  Zugehörigkeit  jedes  Versicherungspflichtigen  zu  einer 
bestimmten  Versicherungseinrichtung  (Kasse),  die  für  den  Fall  ein- 
tretender Erwerbsunfähigkeit  leistungspflichtig  ist,  auch  wenn  die  An- 
meldung und  Beitragsleistung  zur  Versicherung  gesetzwidrig  unter- 
lassen worden  ist.  Man  spricht  in  diesem  FaU  von  Zwangsorga- 
nisationen und  von  Zwangsversicherung. 

Die  Schaffung  einer  Zwangsorganisation  wird  in  der  Regel  ein 
Akt  der  Notwendigkeit  aus  dem  Versicherungszwang  sein.  Aber  des- 
nngeachtet  besteht  keine  scharfe  Alternative  zwischen  beiden  Systemen. 
Der  Zustand,  wie  ihn  die  deutsche  Invalidengesetzgebung  herbeigeführt 
hat,  daß  neben  der  neugeschaffenen  Zwangsorganisation  die  Gleich- 
wertiges leistenden  privaten  Versicherungsträger  in  ihrer  Tätigkeit  im 
Dienste  des  allgemeinen  Versicherungszwanges  fortbestehen,  daß  also 
eine  Mischform  besteht,  erweist  sich  als  wirtschaftlich  und  praktisch 
durchführbar. 

Wie  aus  dem  im  Text  Gesagten  (auch  43.  Kap.)  hervorgeht,  ist  man  mit 
der  Vervollkommnung  der  Arbeiterversicherung,  die  unter  dem  Fortschreiten  der 
Zwangsidee  erreicht  wurde,  immer  anspruchsvoller  geworden  hinsichtlich  dessen, 
was  man  als  Arbeiter  v  e r Sicherung  gelten  läßt.  Die  Haftpflichtgesetzgebung,  die 
unterste  Stufe  zwangsweiser  Beeinflussung  der  Fürsorge  für  den  erwerbsunfähigen 
Arbeiter,  die  höchstens  bis  zur  Feststellung  bestimmter  Ansprüche  der  Arbeiter 
im  Haftpflichtfalle  geht,  im  übrigen  aber  nur  in  ganz  unzureichendem  Maße 
freiwillige  Yersicherungsnahme  bewirkt,  kann  im  Hinblicke  auf  die  heute  ver- 
fügbaren Methoden  nicht  mehr  als  Versicherung  gelten.  Dennoch  ist  selbst 
dieses  Minimum  staatlicher  Einflußnahme  in  ersten  Kulturstaaten  noch  unvoll- 
Icommen  erreicht.  Die  moderne  Auffassung,  daß  die  Unfallschäden  von  der  In- 
dustrie, bezw.   der  ganzen  Gesellschaft  so  getragen  werden  müssen,  daß  nicht 
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bloß  das  formale  Verschuldungsprinzip,  sondern  das  Yersorgungsprinzip 
anzuwenden  sei,  ringt  wie  in  der  Schweiz  so  in  Großbritannien,  Belgien, 
Spanien,  Schweden,  Dänemark  immer  noch  mit  gewaltigen  doktrinären 
Vorurteilen,  in  Frankreich  hat  sie  nun  auch  schon  erheblich  an  Boden  ge- 
wonnen und  im  Arbeiteraltersversicherungsgesetz  von  1910  einen  entschiedenen 
Erfolg  aufzuweisen,  nachdem  man  dort  die  Unfallfürsorge  wohl  durch  Ent- 
schädigungszwang, aber  mit  fakultativer  Versicherung  bei  einer  staatlichen  Kasse 
geregelt  hatte.  Auch  Neuseeland  und  Neusüdwales  begnügen  sich  mit  der 
Haftpflicht.  Immerhin  ist  hinsichtlich  der  Unfallentschädigung  der  Zwangs- 
versicherungsgedanke am  weitesten  gediehen.  Er  ist  für  Unfallschäden  außer  in 
Deutschland  und  Österreich  (1887)  auch  in  Norwegen  (1894),  Luxemburg  (1901), 
Schweden  (1901)  und  Ungarn  (1907)  verwirklicht,  und  zwar  mit  staatlicher 
Zwangsorganisation  in  Italien,-  Niederlanden  (1901)  und  Finnland,  trotz  Bestehens 
einer  staatlichen  Kasse  mit  freier  Wahl  des  Versicherungsträgers. 

Die  Krankenversicherung  ist  obligatorisch  allgemein  in  Deutschland, 
Österreich,  Ungarn,  für  Bergarbeiter  in  Frankreich.  In  der  Schweiz  ist  der  aus- 
gearbeitete, den  Zwang  vorsehende  Gesetzentwurf  nicht  zur  Annahme  gelangt. 
Die  Sachlage  in  der  Invaliden-  und  Altersfürsorge  muß  besonders  erörtert 
werden;  wir  kommen  bei  der  Organisation  der  Versicherung  darauf  zurück. 


Es  handelt  sich  hier  noch  um  die  Gesichtspunkte,  nach  denen 
ethisch  und  wirtschaftlich  das  soziale  Versicherungsrecht  gestaltet 
werden  soll. 

1.  Das  gilt  schon  von  der  Frage:  wie  soll  das  Verschulden 
des  Versicherten  behandelt  werden?  Für  gewisse  Fälle  liegt  das 
gesamtgesellschaftliche  Interesse  so  klar  zutage,  daß  die  ethischen, 
erziehlichen  Zwecke  und  Rücksichten  gar  nicht  zur  Geltung  kommen 
können ;  so  z.  B.  in  den  Fällen  der  geschlechtlichen  Erkrankung 
durch  eigenes  Verschulden.  Da  gilt  es  den  Kampf  gegen  die  Krankheit 
selbst.  Und  jede  Norm,  die  geeignet  wäre,  die  notwendige  Fürsorge 
zu  verkürzen,  ist  zu  verurteilen,  also  auch  die  Verweigerung  der  Krank- 
heitsbehandlung. Ein  völliges  Absehen  von  der  Schuldfrage  wider- 
streitet nun  allerdings  den  älteren  Rechtsanschauungen,  denen  die 
Haftpflichtgesetzgebungen  entsprungen  sind.  Übereinstimmend  aus- 
geschlossen wird  die  Entschädigungsleistung  nur  bei  vorsätzlich  her- 
beigeführten Schädigungen.  Gegen  die  Entschädigung  bei  schwerem  Ver- 
schulden (faute  lourde)  wird  geltend  gemacht,  daß  es  ungerecht  sei,  die 
Sorgfältigen  und  Verläßlichen  für  die  mindere  Qualität  der  Einzelnen 
aufkommen  zu  lassen.  Wirklich  durchgreifend  wäre  jedoch  nur  das 
Bedenken,  daß  die  Nachlässigkeit  der  an  sich  minder  sorgfältigen 
Elemente  zunimmt,  wenn  sie  für  ihr  Verschulden  gar  keine  Haftung 
zu  tragen  haben.  Nun  liegen  die  Dinge  aber  gar  nicht  so,  daß  dem 
Arbeiter,  der  durch  sein  Verschulden  Schaden  erlitten  hat,  über  diesen 
Schaden  ganz  hinweggeholfen  werden  könnte.  Wird  er  arbeitsunfähig, 
so  ist  damit  für  ihn  in  der  Regel  so  viel  an  Angst,  Sorge,  oft  Schmerzen 
und  doch  auch  Verdienstentgang  verbunden,  daß  er  durch  diese  mehr 
als  genügend  gestraft  erscheint  und  daß  diese  Gefahr  als  genügendes 
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Reizmittel  zu  tunlichster  VorsicM  gelten  kann.  Jene  Lösung  ist  auch 
die  zweckmäßigste,  einmal  im  Hinblicke  auf  die  Unklarheit  des  Be- 
griffes „schweres  Verschulden",  und  dann  weil  bei  den  wichtigsten 
Anwendungsgelegenheiten,  den  Unfällen,  meist  eine  Komplikation  von 
Ursachen  vorliegt,  die  dann  die  Entscheidung  noch  besonders  erschwert. 

2.  Eine  ähnliche  Frage  ist  die,  ob  durch  Einführung  der  Zwangs- 
versicherung der  Arbeitgeber  von  seiner  Haftpflicht  für  Ver- 
schulden völlig  befreit  werden  soll.  Sofern  er  für  die  Versicherung 
seiner  Arbeiter  eine  Prämie  oder  einen  Prämienbeitrag  entrichtet, 
liegt  ja  die  Vermutung  nahe,  daß  er  im  übrigen  frei  sein  könnte. 
Allein  der  Zweck  der  Arbeiterversicherung  ergibt  sich  aus  der  Stellung 
der  Versicherungsmethode  in  der  Reihe  der  Schadenabwehreinrich- 
tungen überhaupt.  Es  ist  die  letzte  Maßnahme,  die  erst  wirksam 
wird,  wenn  alle  anderen  Vorkehrungen  zur  Schadenabwehr  fruchtlos 
geblieben  sind.  Die  Versicherung  funktioniert  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  subjektiven  Schadenquellen  ausgeschaltet  sind,  sie 
soll  nur  einen  Ausgleich  unter  den  Grefährdeten  hinsichtlich  der  ob- 
jektiven, mit  den  speziellen  Arbeitsprozessen  und  Betriebszweigen  an 
sich  verbundenen  Gefahren  herstellen.  Sie  kann  den  Unternehmer  von 
Verschulden  nicht  befreien,  da  sie  erstens  nur  bestimmt  ist,  die  Be- 
friedigung der  Ansprüche  des  Arbeiters  aus  einem  Unfall  oder  dgl. 
sicherzustellen.  Historisch  betrachtet,  ist  durch  sie  sozusagen  nur  eine 
Zwischenstelle  geschaffen  worden,  die  die  schwierige  Stellung  des  Ar- 
beiters in  der  Geltendmachung  seiner  Entschädigungsansprüche  be- 
seitigt. Hier  ist  zudem  auch  die  Gefahr,  daß  bei  Nichthaftung  des 
Arbeitgebers  seine  Nachlässigkeit  wächst,  keineswegs  gering,  denn  die 
Nachlässigkeit  ist  soundso  oft  gleichbedeutend  mit  Kapitaler  sparung. 
Auch  gegenüber  den  sorgfältigen  und  gewissenhaften  Arbeitgebern 
wäre  die  Aufhebung  der  allgemeinen  Arbeitgeberhaftpflicht  ungerecht 
und  sozialpolitisch  höchst  bedenklich. 

3.  Im  Versicherungswesen  muß  immer  mit  der  Erschleichung 
der  versicherten  Leistungen  gerechnet  werden.  Diese  kann  in  der 
Arbeiterversicherung  geschehen  1.  durch  Simulierung,  oder  2.  durch 
absichtliche  Herbeiführung  der  Erwerbsunfähigkeit.  Was  die  letztere 
anlangt  ganz  besonders,  aber  auch  für  den  ersten  Fall  muß  die 
Höhe  der  Versicherungsleistung  so  gestaltet  sein,  daß  der 
Versicherte  kein  Interesse  an  dem  Eintritte  des  schädigenden  Er- 
eignisses und  des  Schadens  hat.  In  der  freiwilligen  Versicherung, 
für  die  der  Versicherte  allein  mit  seinen  Prämienzahlungen  aufkommt, 
ist  der  Höhe  der  versicherten  Leistungen  in  der  Regel  durch  die  Ein- 
kommenverhältnisse des  Versicherten  eine  gewisse  Grenze  gezogen. 
Immerhin  ist  auch  da  die  Gefahr  der  Erschleichung  einer  Versiche- 
rungsleistung vorhanden,  und  es  ist  charakteristisch,  daß  die  private 
Versicherungsunternehmung  fast  völlig  fehlt  für  die  Versicherung  gegen 
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Schäden,  bei  denen  nicht  oder  schwer  kontrolliert  werden  kann,  ob 
Simulation  oder  absichtliche  Herbeiführung  vorliegt.  Und  das  ist  ge- 
rade bei  der  Erwerbsunfähigkeit  der  Fall. 

Die  Gefahr  der  Simulierung  und  der  absichtlichen  Herbeiführung 
der  Erwerbsunfähigkeit  muß  in  der  Arbeiterversicherung,  in  der  diese 
Kontrolle  ja  nicht  leichter  ist,  schon  bei  der  Festsetzung  der  Ver- 
sicherungsleistungen bedacht  werden.  So  natürlich  es  scheint,  dem 
Arbeiter  genau  das  Einkommen  zu  sichern  für  den  Fall  der  Erwerbs- 
unfähigkeit (namentlich  bei  Unfällen),  das  er  als  Erwerbsfähiger  sich 
verdienen  konnte:  es  kann  dieser  volle  Ersatz  grundsätzlich  nicht  ge- 
währt werden.  Es  würde  auch  zu  einer  Demoralisation  und  ins- 
besondere zur  Steigerung  der  Arbeitsscheu  führen,  stellte  man  den 
kranken  oder  invaliden  Arbeiter  durch  die  Versicherungsleistungen 
ebenso  günstig  wie  den  gesunden.  So  können  die  Versicherungs- 
leistungen nur  Bruchteile  der  tatsächlich  vom  Versicherten  während 
seiner  Erwerbsfähigkeit  erreichten  Lohnhöhe  sein. 

Die  Vorsicht  müßte  so  weit  gehen,  daß  auch  die  neben  der  obligatorischen 
vom  Arbeiter  allein  eingegangene  freiwillige  Versicherung  bei  der  Bemessung 
der  Versicherungsleistung,  wenn  der  Scb adenfall  eintritt,  berücksichtigt  werden 
sollte.  Namentlich  die  Krankenversicherung  zeigt  die  Erscheinung  der  Doppel- 
und  sogar  Dreifachversicherung  (wenn  Militärvereine  ihren  kranken  Mitgliedern 
noch  Krankengeld  zahlen!).  Dann  wird  leicht  die  Situation  des  Krankseins  sehr 
rentabel.  Das  widerstreitet  dem  Grundgedanken  der  Versicherung,  und  daher 
muß  solchem  Vorgehen  durch  eventuelle  Versagung  von  Teilen  der  Versicherungs- 
leistung vorgebeugt  werden,  bei  Krankheit  z.  B.  auch  Abgabe  in  Krankenanstalten. 

4.  Dieses  Problem  der  Leistungshöhe  entsteht  mit  durch  den  Um- 
stand, daß  der  Arbeiter  nicht  allein,  aus  seinem  Lohn  heraus  die 
ganze  Prämie  zahlt.  Wäre  dies  der  Fall,  so  würde  meist  die  Leistung 
nicht  so  hoch  sein  können,  daß  sie  zu  Betrug  Anlaß  gibt.  Es  hängt 
also  dieses  Problem  mit  dem  Prinzip  der  Kostenaufteilung  der 
Versicherung  zusammen. 

Die  Grundlage  für  den  Zwang  zur  Versicherung  ist  für  das 
einzelne  Individuum  das  Arbeitsverhältnis.  Davon  ausgehend  gelangt 
man  auch  zu  gewissen  Grundsätzen  für  die  Heranziehung  der  Arbeit- 
geber zu  den  Kosten.  Die  ist  bei  den  einzelnen  Versicherungszwecken 
billigerweise  verschieden.  Soll  die  Unfallversicherung  ein  Gegen- 
gewicht gegen  die  objektiven  Gefahren  des  Arbeitsprozesses  bilden, 
so  müssen  offenbar  die  Produktpreise  auch  diese  Gefahrprämie  ent- 
halten können.  So  bedenklich  es  ist,  insoweit  eine  Art  von  Zu- 
rechnungstheorie hierin  zu  entwickeln,  so  ist  doch  zu  rechtfertigen, 
daß  die  höher  gefährdeten  Arbeiter  auch  dem  Risiko  entsprechend 
höher  entlohnt  werden.  Also  weniger  die  16,8  Prozent  Unfälle,  die 
(nach  der  deutschen  Unfallstatistik)  auf  das  Verschulden  der  Arbeit- 
geber zurückzuführen  sind,  als  die  43,4  Prozent,  die  sich  aus  der  ob- 
jektiven Gefährlichkeit  des  Betriebes   ergeben,  sind  zur  Begründung 
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-der  ausschließlichen  Belastung  der  Unternehmungen  mit  den  Unfall- 
versicherungsbeiträgen heranzuziehen.  Nun  sind  aber  natürlich  auch 
Erkrankungen  und  vorzeitige  Invalidität  auf  die  Natur  der  Beschäf- 
tigung, auf  ungünstige  Verhältnisse,  unter  denen  sich  eine  Beschäftigung 
abspielt,  zurückzuführen,  sei's  unmittelbar,  sei's  mittelbar,  weil  der 
Organismus  durch  Umstände,  unter  denen  die  Arbeit  zu  leisten  ist, 
gegenüber  gewissen  Einflüssen  weniger  widerstandsfähig  wird.  Keines- 
falls aber  ist  der  Zusammenhang  ein  so  unmittelbarer,  wie  bei  der 
Unfallgefährdung.  Und  wenn,  wie  in  England,  mit  Recht  gewisse 
Berufserkrankungen  den  Unfällen  gleich  gestellt  werden,  dann  schwächt 
sich  die  ätiologische  Begründung  des  Krankenkassenbeitrages  der  Unter- 
nehmer auch  noch  weiter  ab. 

Ob  es  gerechter  ist,  daß  die  Arbeitgeber  die  ganzen  Kosten  der 
Unfallversicherung  zu  bestreiten  haben,  wie  in  Deutschland,  als  daß 
auch  auf  die  Arbeiter  eine  Quote  der  Beiträge  gesetzlich  vom  Arbeit- 
geber abgewälzt  werden  kann,  wie  in  Osterreich  (Vio)?  oh  es  und  wo- 
durch es  begründet  ist,  die  Unternehmer  gerade  mit  einem  Drittel  an 
den  Kosten  der  Kranken-,  mit  der  Hälfte  der  Prämien  an  der  Inva- 
lidenversicherung zu  verpflichten,  —  das  sind  Fragen,  die  eine  exakte 
Beantwortung  so  lange  zunächst  nicht  finden  können,  als  nicht  der 
Anteil  der  verschiedenen  Ursachen  der  Erwerbsunfähigkeit  an  der 
Gesamt-Morbidität,  -Invalidität  und  -Mortalität  einerseits  auf  Grund 
genauerer  statistischer  Materialien,  aber  anderseits  auch  sichererer 
Befunde  feststellbar  ist.  Aber  selbst  dann  wird  die  Entscheidung 
über  die  Beitragspflicht  der  Arbeitgeber  außer  von  diesen  Bestimmungs- 
gründen noch  von  dem  Maße  sozialer  Ausgleichungstendenz  abhängen, 
von  dem  die  Gesetzgebung  sich  leiten  läßt. 

Ist  es  denn  nicht  aber  vollständig  gerechtfertigt,  auf  eine  Auf- 
teilung der  Versicherungskosten  ganz  zu  verzichten,  da  ja  doch,  wie 
-erwähnt,  die  Beitragsleistung  zur  Versicherung  nur  eine  Form  ist,  in 
der  ein  Teil  des  Lohnes  zur  Entrichtung  kommt?  Theoretisch  ließe 
sich  dieser  Standpunkt  gewiß  vertreten.  Allein  gerade  im  Hinblicke 
auf  die  scharfen  sozialen  Gegensätze,  die  durch  Einkommenverschieden- 
heiten groß  geworden  sind,  wäre  weit  mehr  ein  gegenteiliger  Weg  zu 
befürworten:  daß  der  Arbeiter  auch  den  zur  Versicherung  erforder- 
lichen Geldbetrag  als  Lohn  ausbezahlt  erhält  und  dadurch  einerseits 
■das  Bewußtsein  von  der  Höhe  seines  Gesamtlohnes  gewinnt,  anderseits 
aber  auch  das  Gefühl,  daß  er  für  seine  wirtschaftliche  Existenz  mit 
dem  Werte  seiner  Arbeit  voU  aufkommt.  Bedauerlicherweise  kommt  ja 
dieses  pädagogische  Raisonnement  bei  der  Organisation  der  deutschen 
Arbeiterversicherung  etwas  zu  kurz.  Und  das  hat  seinen  Grund  in 
der  Technik  der  Verwaltung  und  der  Beitragseinhebung. 

Unentbehrliches  Korrelat  der  Zwangsversicherung  ist  die  Haftung 
einer  Person  für  den  sicheren  Eingang  der  Beiträge,   ohne  den  die 
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Versicherung  nicht  durchführbar  ist.  Die  Nichtzahlung  der  Beiträge 
mit  dem  Verlust  des  Anspruches  auf  die  Leistung  zu  bestrafen  (wie- 
in  der  privaten  Versicherung  geschieht)  widerstreitet  dem  Zweck  des 
Versicherungszwanges.  Die  „haftende"  Person  kann  aber  nach  der 
Lage  der  Dinge  nur  der  Arbeitgeber  sein.  Und  seine  Haftung  führt 
zur  Einhebung  der  Beiträge  bei  ihm^  wodurch  natürlich  der  Eindruck,, 
daß  die  Beiträge  vom  Arbeiter  geleistet  werden,  eine  Abschwächung 
erfahren  muß. 

Das  Ergebnis  solcher  Erwägungen  wird  dank  ihres  überwiegenden  Zweck- 
mäßigkeitsstandpunktes immer  ziemlich  ähnlich  ausfallen,  wie  die  deutsche  Ge- 
setzgebung entschieden  hat.  Bezeichnend  ist,  daß  vor  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Bergarbeiterversicherung  in  Frankreich  die  größeren  Bergwerkunternehmungen. 
(Auzin,  Besseges  u.  a.  m.)  zwecks  Verbesserung  der  Wirksamkeit  der  (Jnter- 
stützungskassen  die  verschiedenen  Fürsorgezweige  getrennt  und  hierbei  die  Un- 
fallfürsorge  ganz  auf  eigene  Rechnung  übernommen,  die  Krankenfürsorge  für 
Rechnung  der  Arbeiter  geführt  und  für  die  Invalidenfürsorge  persönliche  Konto- 
bücher bei  der  staatlichen  Altersrentenkasse  zugunsten  der  Pensionsanwärter 
errichtet  hatten.  Hier  wirkte  ausschließlich  das  Verantwortungsgefühl  der 
Unternehmer  und  war  entscheidend  für  das  Ausmaß  der  Beitragsleistung  zu  den 
einzelnen  Versicherungszweigen. 

Soll  nicht  aber  die  Allgemeinheit  für  sämtliche  gefährdeten 
Individuen,  die  Arbeiter  voran,  die  Existenz  in  allen  Fällen  der 
Erwerbsunfähigkeit  garantieren?  Soll  man  nicht  das  viel  einfachere 
Verfahren  wählen,  daß  aus  allgemeinen  Steuereingängen,  die  ja  doch 
nach  der  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen,  also  auch  der  Industrie^ 
bemessen  werden,  die  Kosten  der  Fürsorge  für  Erwerbsunfähige  glatt 
bestritten  werden?  Vi^ozu  die  Schwerfälligkeit  des  ganzen  Versicherungs- 
apparates, der  ja  auch  so  viel  nationale  Arbeit  in  Anspruch  nimmt? 
Eine  solche  Lösung  ist  oft  gefordert  worden,  und  der  Gedanke  wird 
wohl  noch  oft  wiederkehren.  Allein  er  widerstreitet  einmal  dem  Ge- 
rechtigkeitsgefühl. Ist  doch  die  für  die  Entwicklung  der  Arbeiter- 
versicherung so  wichtig  gewordene  Haftpflichtidee  und  ihre  gesetz- 
liche Fassung  nachweisbar  das  Produkt  der  spontan  auftauchenden 
Reaktion  gegen  jene  Diskrepanz,  in  der  die  großen  Unternehmungs- 
gewinne zu  dem  in  neuerer  Zeit  in  immer  weiteren  Kreisen  bekannt 
gewordenen  Elend  standen,  das  gerade  auch  durch  UnfäUe,  Massen- 
katastrophen u.  dgl.  so  oft  unmittelbar  herbeigeführt  war.  Gegen- 
sätze, gegen  die  sich  das  sittliche  Empfinden  der  Massen  auflehnte,, 
wiesen  direkt  auf  die  naheliegende  Ausgleichungsmöglichkeit  hin. 
Wie  schon .  mehrfach  erwähnt,  haben  ja  die  Unternehmungen  aus 
eigener  Initiative  die  Fürsorge  für  die  erwerbsunfähig  gewordenen 
Arbeiter  auf  sich  genommen,  was  nicht  minder  dafür  spricht,  daß  es 
wohl  das  richtige  Prinzip  ist,  wenn  die  Industrie  mit  den  Kosten 
dieser  Fürsorge  zum  Teil  sogar  ausschließlich  belastet  wird.  Zweitens 
sprechen  gegen  diese  Lösung  alle  jene  Umstände,  die  die  Aufrecht- 
erhaltung des  Selbstverantwortlichkeitsprinzipes   als  Schranke   für  die 
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Sozialpolitik  notwendig  und  zweckmäßig  erscheinen  lassen.  Der 
Zwang  zur  Versicherung  ist  au  sich  schon  eine  gewisse  Verneinung 
dieses  Prinzipes,  und  es  erscheint  deshalb  nur  umso  gebotener,  in 
■der  Durchführung  der  Arbeiterversicherung  demselben  so  weit  als 
möglich  Rechnung  zu  tragen. 


Fünfundvierzigstes  Kapitel. 

Organisation  und  Technik. 

Ein  Gebiet,  auf  dem  das  Prinzip  der  Selbstverantwortlichkeit  zur 
Oeltung  kommen  kann,  ist  das  der  Organisation  der  Versicherung. 
Sie  ist  durch  eine  Reihe  anderer  grundsätzlicher  Lösungen  und  Um- 
stände schon  im  voraus  bedingt.  Für  die  Organisation  der  Versicherung 
sind  ebensowohl  konkrete  Tatsachen,  das  historisch  Gewordene  und  das 
Gegebene  namentlich,  wie  bestimmte  Interessen  der  Staatsverwaltung 
entscheidend  gewesen,  und  zwar  gerade  auch  für  das  Ausmaß  des 
Zwanges,  von  dem  die  Organisation  natürlich  in  erster  Linie  ab- 
hängt. Es  war  seinerzeit  nicht  mehr  als  zweckmäßig,  daß  die  Gesetz- 
gebungen, die  sich  zur  Einführung  des  Zwanges  entschlossen  haben, 
dem  erreichten  Zustand  freiwilliger  privater  Versicherungsarbeit  Rech- 
nung trugen,  wie  es  Deutschland,  Österreich,  die  Niederlande  und 
Schweden  getan  haben,  indem  sie  für  die  Krankenversicherung 
die  bestehenden,  schon  ziemlich  kräftig  entwickelten  Organisationen 
als  Grundlage  für  die  Realisierung  der  Versicherung  anerkannten  und 
nur  die  gesetzlichen  Kautelen  schufen,  kraft  deren  der  gesetzlichen 
Versicherungspflicht  durch  die  Mitgliedschaft  bei  einer  solchen  älteren 
Kassenart  genügt  werden  kann.  Solche  Kautelen  sind  z.  B.  die  Vor- 
schreibung gewisser  Mindestleistungen  (Dauer  der  Krankenpflege  und 
Krankengeldgewährung  u.  dgl.),  ferner  die  Rechnungsführung  in  be- 
stimmter Weise,  Bildung  von  Reserven  und  Vermögensverwaltung,  die 
Staatsaufsicht  u.  a.  m.  Die  Gesetzgebung  beschränkt  sich  also  hier, 
wo  die  Fürsorge  aus  eigener  Initiative  der  Interessenten  organisiert 
worden  ist,  darauf,  die  Formen  zu  regeln,  in  denen  sich  das  Wirken 
dieser  Organisationen  abspielen  muß.  Die  Tendenz  der  Gesetzgebung 
ist  dann  nur  darauf  gerichtet,  die  Versicherung,  die  die  Organisationen 
übernehmen,  sozusagen  zu  sichern,  die  Versicherten  vor  Schädigungen 
durch  die  Gebarung  zu  bewahren,  so  daß  sie  jederzeit  die  Erfüllung 
ihrer  Ansprüche  erwarten  können. 

Im  übrigen  hatte  die  Gesetzgebung  die  bestehende  Organisation 
nur  zu  ergänzen. 

Allein  diese  Maxime,  die  bestehenden  Organisationen  in  den 
Dienst  der  Zwangs  Versicherung  zu  stellen,  war  und  ist  nur  insoweit 
zulässig,    als    nicht    andere    wichtigere    Gesichtspunkte    mit    dem  der 
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Rücksicht  auf  das  in  Freiheit  Gewordene  in  Konkurrenz  treten.  Für  die 
Krankenversicherung  war  ein  Fortleben  solcher  Zersplitterung  in  der 
Organisation  aufs  eiste  unbedenklich^  weil  die  Funktionen  der  Kranken- 
versicherung die  stete  Berührung  der  Versicherungsorgane  mit  den 
Versicherten  mit  sich  bringen  und  weil  deshalb  die  Organisation  nach 
kleinen  Bezirken  an  sich  zweckmäßig  schien.  Und  ebenso  erscheint  es 
bei  den  Krankenkassen  unbedenklich,  eine  größere  Freiheit  und  Selb- 
ständigkeit der  Gebarungen  einzuräumen,  weil  die  Maximalleistungen 
der  Krankenkassen  sich  in  der  Hauptsache  auf  einen  kurzen  Zeitraum 
beschränken  (in  Deutschland  26  Wochen)  und  weil  damit  die  Gefähr- 
dung der  Mitgliederinteressen  durch  die  Gebarung  keine  so  große 
werden  kann,  als  bei  jenen  Versicherungen,  die  lange  dauernde  Lei- 
stungen (Rentenzahlungen)  schaffen  sollen  und  bei  denen  für  die 
Leistungen,  die  in  erheblich  späteren  Zeitpunkten  fällig  werden,  die 
Reserven  im  Laufe  vieler  Jahre  angesammelt  werden  müssen.  Kurz, 
bei  der  Krankenversicherung  handelt  es  sich  um  die  Bestreitung  nur 
eines  Jahresaufwandes,  dessen  Deckung  nach  verhältnismäßig  einfachen 
Prinzipien  erreichbar  ist. 

Dieser  Zersplitterung  stehen  bei  den  beiden  anderen  bisher  ent- 
wickelten Zweigen  der  Zwangsversicherung  erhebliche  Bedenken  im 
Wege.  Erwägungen,  die  den  Zwang  notwendig  machten,  sind  auch 
für  die  Organisation  mit  entscheidend.  Am  besten  ist  das  an  der 
Invaliden-  und  Altersfürsorge  zu  verfolgen.  Dieser  Zweig  hat 
unter  dem  Prinzip  völliger  ökonomischer  Freiheit  gerade  in  den 
minder  bemittelten  Bevölkerungskreisen  mehr  Wunden  geschlagen  als 
Nutzen  gestiftet.  Bei  der  Altersfürsorge  kann  auf  eine  rationelle 
Fundierung  der  ganzen  Gebarung  auf  die  Grundsätze  der  Lebensver- 
sicherungstechnik nicht  verzichtet  werden. 

Als  eine  in  das  Gebiet  der  Lebensversicherung  fallende  Ver- 
sicherungskategorie bedarf  die  Invalidenversicherung  eines  Versiche- 
rungsplanes, in  dem  die  Absterbeordnung  und  der  Zinsfuß  der  an- 
zusammelnden Kapitalien  die  wichtigsten  Rechnungsgrundlagen  sind. 
Aus  ihnen  allein  ergibt  sich  die  richtige  Bemessung  der  erforderlichen 
Beiträge  (Prämien),  die  korrekte  Reservenbildung,  Bilanzierung  usf., 
wodurch  erst  eine  wirkliche  Sicherheit  der  Ansprüche  der  Versicherten 
erreicht  wird.  Die  Notwendigkeit  dieser  strengen  Prinzipien  der  Lebens- 
versicherung wird  von  den  Laien  selten  gekannt  und,  wenn  schon 
gekannt,  nicht  eingesehen.  Zur  Bestreitung  des  wirklichen  Erforder- 
nisses solcher  Altersversorgungskassen  reichte  weder  das  Wissen  der 
Organisatoren,  noch  das  Können  der  Beteiligten  aus;  die  Kassen  aber 
funktionierten  nur,  solange  die  Beiträge  der  jüngeren  und  neu  ein- 
tretenden Mitglieder  genügend  Mittel  lieferten  zur  Deckung  des  wachsen- 
den Erfordernisses  für  die  sich  mehrenden  Renten. 

Die   herben  Enttäuschungen   der  Arbeiterschaft   infolge   der   nur 
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allzuoft  und  plötzlich  bekannt  gewordenen  Leistungsunfähigkeit  der- 
artiger freiwilliger  Assoziationen^  die  nicht  rationell  aufgebaut  waren^ 
hat  schließlich  dazu  führen  müssen,  daß  die  Staatsverwaltung  den 
Dingen  doch  nicht  mehr  passiv  gegenüberstehen  durfte. 

Das  höhere  Interesse  der  Verhütung  weiterer  solcher  Schädigungen 
hausväterlich  sorgender  Arbeiter  machte  für  solche  Assoziationen  die 
Erlassung  von  Vorschriften  notwendig,  denen  überhaupt  nur  im  großen 
Rahmen  entsprochen  werden  kann.  Bei  der  Organisierung  der  deut- 
schen Alters-  und  Invalidensicherung  stand  die  Zweckmäßigkeit  der 
Errichtung  großer  Anstalten,  in  denen  eben  auch  der  Aufgabe,  Massen- 
versicherungen zu  bewältigen,  am  meisten  entsprochen  wird,  außer 
Zweifel.  Ihr  Bestand  mußte  auch  unabhängig  gestellt  werden  von 
den  Schwankungen  in  den  industriellen  Verhältnissen  einzelner  Orte. 
Es  bestehen  31  territoriale  neben  10  besonderen  Kasseneinrichtungen 
(Knappschafts-  und  Eisenbahnpensionskassen).  Zudem  sprach  für  die 
Konzentrierung  der  ganzen  Organisation  in  wenigen  Anstalten  auch 
ein  wirtschaftliches,  genauer  sogar  kaufmännisches  Moment:  die  Stei- 
gerung der  Leistungsfähigkeit  der  Kapitalien,  die  es  ja  hier  zu  reser- 
vieren gilt,  mit  der  Größe  der  Kapitalien.  Es  ist  ja  selbstverständlich 
ein  anderes,  ob  1000  Millionen  und  mehr  von  40,  oder  ob  sie  von 
20000  Körperschaften  der  Verwertung  zugeführt  werden.  Solchen 
Ziffern  gegenüber  muß  natürlich  auch  das  Aufsichtsrecht  des  Staates 
viel  tiefer  eingreifen,  dessen  Handhabung  in  der  Dezentralisation  un- 
gleich größere  Schwierigkeiten  hemmend  gegenüber  treten. 

Weniger  klar  liegen  die  Dinge  in  der  Unfallversicherung.  Die 
Zweckmäßigkeit,  ja  Notwendigkeit  größerer  Organisationen  ist  wohl 
auch  hier  im  Hinblicke  auf  den  Charakter  der  Versicherungsleistungen 
heute  ernstlich  kaum  mehr  angezweifelt.  Doch  tritt  hier  ein  anderer 
Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund:  die  Herkunft  der  Mittel.  Die 
Unternehmer  sind  ausschließlich  oder  überwiegend  die  Träger  der 
Kosten,  und  so  sind  in  Deutschland,  Österreich -Ungarn  und  Luxem- 
burg die  beteiligten  Unternehmungen  zu  öffentlichen  Körperschaften 
zusammengeschlossen  mit  Gewährung  eines  weitgehenden  Selbstver- 
waltungsrechtes. Aber  die  Zusammenfassung  ist  zum  Teil  nach  Berufs- 
gruppen, zum  Teil  territorial  erfolgt.  In  Luxemburg,  in  Osterreich 
und  Ungarn  ist  die  Gliederung  rein  territorial,  in  Deutschland  über- 
wiegend beruflich. 

So  plausibel  im  einzelnen  auch  die  Besonderheit  der  Organisation  für  alle 
diese  drei  Versicherungszweige  ist,  so  empfindet  man  es  doch  als  einen  Mangel 
der  deutschen  Arbeiterversicherung,  daß  die  organische  Verbindung  zwischen 
den  Organisationen  der  drei  Zweige  fehlt.  Es  kann  diese  Lösung  keinesfalls  als 
Vorbild  gelten.  Ist  doch  auch  der  in  Deutschland  bestehende  Zustand  ein  Pro- 
dukt der  zur  Durchsetzung  des  Versicherungsgedankens  notwendig  gewesenen 
Politik.  Ein  Gesetz  nach  dem  anderen  kam  zustande,  immer  galt  es,  partei- 
politische Konzessionen  zu  machen,    was  zunächst  schon  zu  dem   einer  einheit- 


400  Die  soziale  Versiclierung. 

liehen  Organisation  hinderlichen,  so  außerordentlich  verschiedenen  Umfange  der 
Versicherungspflichfc  für  die  drei  Yersicherungszweige  führte.  Bei  rund  18  Millionen 
Lohnarbeitern  waren  1908  nur  13,2  Millionen  gegen  Krankheit,  24,7  gegen  Unfall, 
15,2  gegen  Invalidität  und  Alter  versichert. 

Was  die  Fürsorge  für  die  Erwerbsunfähigkeit  aus  was  immer 
für  Gründen  zur  Versiclierung  stempelt,  ist  die  Rationalität  und  Plan- 
mäßigkeit, mit  denen  man  den  Bedarf  an  Mitteln  zu  decken  sucht. 
Allerdings  ist  das  erste  und  allgemeinste  Ziel  die  Sicherheit  des  Vor- 
handenseins von  Mitteln  überhaupt,  und  darnach  wäre  die  Haftung 
von  absolut  leistungsfähigen  Rechtssubjekten  ausreichend.  Da  aber 
die  Versicherungswissenschaft  bereits  vollkommenere  und  vor  allem 
wirtschaftlichere  Methoden  entwickelt  hat,  so  sollte  wohl  eigentlich 
keinen  Augenblick  darüber  ein  Zweifel  aufkommen  können,  daß  diese 
Methoden  auch  in  der  öffentlich-rechtlichen  Versicherung  zur  An- 
wendung zu  kommen  haben. 

Die  Technik  der  Bereitstellung  der  Mittel  kann  mehr  oder  minder 
vollkommen  sein.  Das  unvollkommenste  Verfahren  ist  das  Aufwand- 
deckungsverfahren, in  der  Praxis  (allerdings  mit  Unrecht)  gewöhn- 
lich das  Umlageverfahren  ^)  genannt.  Das  ist  die  Aufbringung  der 
Mittel  nach  Maßgabe  des  tatsächlich  aufgetretenen  Bedarfs  für  die 
unmittelbar  abgelaufene  Geschäftsperiode,  also  in  der  Regel  des  letzten 
Jahresbedarfs. 

Dieses  System,  das  sich  in  der  freien,  privaten  Versicherung  vielfach  nicht 
bewährt  hat,  kann  etwas  vervollkommt  werden  dadurch,  daß  mit  dem  Jahres- 
aufwand ein  Zuschlag  zwecks  Bildung  von  Reserven  eingehoben  wird.  Gegen  dieses 
System  ist  für  gewisse  Versicherungszwecke,  beispielsweise  für  die  Kranken- 
oder für  die  Arbeitslosenversicherung,  kaum  etwas  einzuwenden.  Bedenken  da- 
gegen kommen  aber  zur  Geltung,  wo  es  sich  nicht  bloß  darum  handelt,  konkrete 
Schadensummen,  die  in  einer  bestimmten  Betriebsperiode  erwachsen  sind,  auf 
die  Versicherungsteilnehmer  aufzuteilen,  sondern  wo  die  Sicherstellung  länger 
dauernder  Rentenbezüge  erreicht  werden  soll.  Wird  nun  der  Jahresbedarf  an 
Renten  für  die  zu  Entschädigenden  von  den  Beitragspflichtigen  aufgebracht,  so 
ist  die  zukünftige  Rentenleistung  dadurch  zunächst  überhaupt  nicht  sichergestellt. 
Weiter  ist  aber  auch  die  zukünftige  Wirtschaftsgeneration  bezüglich  der  Unfälle 
einer  vergangenen  Wirtschaftsperiode  in  Mitleidenschaft  gezogen,  zugunsten  der 
gegenwärtigen,  überdies  schwillt  die  Beitragspflicht  von  Jahr  zu  Jahr  übermäßig 
an.  Wo  trotzdem  dieses  System  gewählt  wird,  sind  denn  auch  andere  schwer- 
wiegende Gründe  bestimmend,  so  seinerzeit  bei  der  deutschen  Unfallversicherung 
mangelhaftes  statistisches  Material  zur  Feststellung  solcher  Prämien,  durch  die 
die  Aufbringung  des  Gesamtbedarfes  gesichert  wäre.  Auch  die  Aufspeicherung 
großer  Kapitalbeträge,  wie  sie  durch  das  System  der  Kapitaldeckung  notwendig 
wird,  war  mit  von  Einfluß,  daß  man  das  einfache  Umlageverfahren  wählte, 
zumal  da  man  der  Industrie  diese  Kapitalien  nicht  entziehen  und  ihr  die  Mög- 
lichkeit bieten  wollte,  allmählich  in  die  Tragung  dieser  Last  sich  hineinzufinden. 


1)  Der  Ausdruck  „Umlageverfahren"  bezeichnet  nicht  ein  Finanzsystem, 
sondern  nur  die  Art  der  Einhebung  der  Beiträge  durch  alljährliche  nachträg- 
liche Umlage  auf  die  Beitragspflichtigen  und  steht  als  solches  nur  im  Gegen- 
satze zu  einer  Bemessung  der  Beiträge  im  vorhinein  (Prämien). 
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Das  Bedenken  unbilliger  Belastung  der  künftigen  Generation  verliert  allerdings 
an  Bedeutung,  wenn  man  erwägt,  daß  auch  die  künftige  Generation  eigentlich 
wieder  einen  Wechsel  auf  die  abernächste  zieht;  gleichwohl  ist  die  Reserven- 
bildung der  Unfallversicherung  neuestens  für  den  späteren  Übergang  zum  Kapital- 
deckungsverfahren eingerichtet  worden. 

Ein  höherer  Grad  von  Yollkommenlieit  wird  erreicht,  wenn  aller- 
dings auch  nachträglich  der  Bedarf,  der  sich  im  Laufe  eines  Jahres  er- 
gibt, aufgebracht  wird,  jedoch  nicht  der  Bedarf  an  Jahresrenten,  son- 
dern der  Bedarf  an  Kapitalien,  die  für  Deckung  der  neu  in  dem  be- 
trejffenden  Jahr  zugewachsenen  Renten  nach  Lebenswahrscheinlichkeit 
der  Rentenberechtigten  und  mit  Berücksichtigung  von  Zins  und 
Zinseszins  angesprochen  werden  müssen,  um  die  Renten  in  allen 
folgenden  Jahren  aus  den  Kapitalien  zahlen  zu  können.  Es  ist  das 
Kapitaldeckungsverfahren.  Es  ist  theoretisch  jedenfalls  das  ra- 
tionellere Verfahren.  Die  oben  erwähnte  Schwäche,  die  dem  System 
seinerzeit  und  auch  heute  nachgesagt  wird,  verkehrt  sich,  sozial- 
wirtschaftlich gedacht,  geradezu  in  einen  Vorteil. 

Das  Kapitaldeckungsverfahren  bewirkt  die  Bildung  eines  Kol- 
lektivvermögens der  Versicherten,  das  im  Interesse  der  Arbeiterschaft 
schlechthin,  also  eventuell  nicht  bloß  der  Versicherten,  durch  seine 
Anlage  schon  nutzbar  gemacht  werden  kann  und  soll.  Das  weitere 
darüber  ist  bei  der  Würdigung  der  Versicherungswirkungen  zu  sagen. 

Noch  ein  Schritt  weiter  ist  die  Aufbringung  dieser  Deckungs- 
kapitalien durch  feste  Prämien,  statt  im  Wege  der  Umlage  nachhinein. 
Dieses  Prämienverfahren  ist  nur  möglich,  wenn  hinlängliche  sta- 
tistische Grundlagen  nicht  nur  für  die  Rentendauer  (Lebenswahr- 
scheinlichkeit der  Rentenbezieher),  sondern  auch  für  die  Wahrschein- 
lichkeit der  Unfalls-  und  der  Invaliditätshäufung  vorliegen.  Die  Prämien 
sind  nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  mit  diesen  Wahrschein- 
lichkeitselementen so  zu  bemessen,  daß  außer  dem  besagten  Deckungs- 
kapital auch  noch  Einlagen  in  den  Reservefonds  und  die  Verwaltungs- 
kosten aus  ihnen  bestritten  werden  können. 

Notwendig  wird  dieses  System  aber  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  die 
Unternehmungen,  durch  deren  Betrieb  die  Invaliditätsfälle,  insbesondere  also  die 
Unfälle,  entstehen,  eine  kurze  Lebensdauer  haben.  Hier  kann  nicht  davon  ab- 
gesehen werden,  daß  mit  dem  Eintritte  des  Invaliditätsfalles  das  Deckungs- 
kapital für  die  Rente  alsbald  erlegt  wird.  Andernfalls  bleiben  die  Rentenan- 
sprüche nach  dem  Aufhören  der  Unternehmung  ungedeckt.  Deshalb  ist  bei  den 
deutschen  Unfallversicherungsanstalten  der  Tiefbau-_,  der  zwölf  Baugewerks- 
Berufsgenossenschaften  und  der  Seeberufsgenossenschaft  das  Prämiensystem  ein- 
geführt. Die  österreichischen  Unfallversicherungsanstalten  arbeiten  auch  mit 
diesem  System.  Die  Erfahrungen  der  letzteren  beweisen,  daß  das  Prämien- 
verfahren wegen  des  großen  Einflusses,  der  der  noch  zu  wenig  gekannten  Wahr- 
scheinlichkeit zukommt,  besondere  Reservenanlagen  notwendig  macht. 

Auch  bei  der  deutschen  Invalidenversicherung  hat  man  sich  schließlich 
(1899)  für  die  Aufbringung  des  Kapitalwertes  der  Renten  durch  feste  im  voraus 
bestimmte  Prämien  entschieden.     Da  hier  der  Arbeiter  selbst  mit  beiträgt   zur 
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Beschaffung  der  Mittel,  ist  die  fixe  Prämie  die  einzig  gerechtfertigte  Beitrags- 
form, unbedingt  wenigstens  was  den  Beitrag  der  Arbeiter  anlangt,  da  für  sie 
Schwankungen  der  Beitragspflicht,  wie  sie  das  Umlageverfahren  mit  sich  bringt, 
absolut  vermieden  werden  sollen.  Für  die  Altersrente  bestehen  auch  hinsichtlich 
der  statistischen  Rechnungsgrundlagen  keine  Schwierigkeiten,  nur  zur  Prämien- 
berechnung für  das  Invaliditätsrisiko  sind  die  statistischen  Materialien  noch 
wenig  verläßlich,  immerhin  geht  man  aber  hierin  schon  auf  sichereren  Bahnen 
wie  auf  dem  Gebiete  der  Unfallprämienberechnung. 

Für  die  Krankenversicherung  liegt  die  Frage  der  Bedarfdeckungs- 
methode viel  klarer,  es  handelt  sich,  wie  gesagt,  nicht  um  die  Sicherung  mehr- 
jähriger Leistungen,  sondern  um  die  Bestreitung  des  Jahresaufwandes,  wofür  sich 
die  Prämie  als  ein  von  Jahr  zu  Jahr  korrigierbarer  Obolus  als  zweckmäßige 
Beitragsform  erwiesen  hat. 

In  der  Sozialversicherung  stellt  sich  noch  nach  einer  anderen 
Seite  die  Notwendigkeit  ein^  von  einem  Prinzip  der  Privatversicherung 
abzugehen^  vom  Äquivalenzprinzip^  das  darin  besteht,  daß  die  Gegen- 
leistung der  Yersicherungsunternehmung  nach  Wahrscheinlichkeit  nicht 
höher  ausfällt  als  die  Leistung  des  Versicherten.  Davon  geht  schon  die 
private  Yersicherungsindustrie  bei  der  kollektiven  Unfallversicherung 
ab.  In  der  Sozialversicherung  muß  es  durchbrochen  werden  1.  durch 
den  Grundsatz  tunlichster  Vereinheitlichung  der  Beitragsleistung  na- 
mentlich für  die  Beiträge  der  Versicherten;  2.  durch  das  Interesse  an 
vereinfachter  Verwaltung;  3.  dadurch,  daß  auch  die  Fürsorge  für  solche 
Individuen  aufgebracht  werden  muß,  von  denen  die  Aufbringung  des 
Gegenwertes  für  ihre  wahrscheinlichen  seinerzeitigen  Rentenbezüge 
oder  sonstigen  Unterstützungen  von  vornherein  nicht  erwartet  werden 
kann,  also  durch  die  Versicherung  ohne  Rücksicht  auf  hohes  Alter 
oder  drohende  Invalidität,  soweit  nur  die  Grundlage  für  die  Ver- 
sicherungspflicht, das  Arbeitsverhältnis,  tatsächlich  besteht. 

Wohl  besteht  die  Tendenz,  dem  einzelnen  Versicherten  die  Mög- 
lichkeit zu  bieten,  seine  in  Aussicht  stehende  Rente  nach  Maßgabe 
eigener  Beiträge  zu  erhöhen,  aber  das  Objekt  aller  versicherten  An- 
sprüche muß  eine  feste  Rente,  ein  Minimum  bilden,  und  für  die  Er- 
langung des  Anspruches  auf  diese  Minimalversicherung  erscheint  nur 
eine  einzige  versicherungstechnische  Voraussetzung  auch  sozialpolitisch 
gerechtfertigt:  eine  bestimmte  Karenz-  oder  Wartezeit,  d.  i.  ein  Zeit- 
raum, während  dessen  die  Beitragsleistung  erfolgen  muß,  ohne  daß  ein 
innerhalb  desselben  fallender  Schadenfall  Anspruch  auf  die  versicherten 
Leistungen  gibt,  und  zwar  gerechtfertigt,  obgleich  eine  solche  dem 
Grundgedanken  des  Versicherungszwanges  widerstreitet.  Und  deshalb 
dient  diese  Karenzzeit  auch  nur  zur  Hintanhaltung  von  Simulation  bei 
der  Kranken-  und  Invaliditätsversicherung.  Die  Karenzzeit  ist  ein  not- 
wendiges Übel,  solange  nicht  auf  anderem  Wege  der  Erschleichung  von 
Versichefungsleistungen  vorgebeugt  werden  kann,  wenn  der  bereits  un- 
mittelbar bevorstehende  Schaden  (Erwerbsunfähigkeit)  erst  zum  Ein- 
tritt in  ein  versicherungspflichtiges  Arbeitsverhältnis  veranlaßt. 
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Alles  in  allem  darf  jedocli  bei  der  technischen  Grundlegung  der 
Arbeiterversicherung  nicht  mit  jener  Akribie  an  den  Prinzipien,  die 
die  Versicherungstechnik  entwickelt,  festgehalten  werden.  Gewiß  soll 
auch  hier  das  mögliche  Maß  ökonomischen  Vorgehens  im  Auge  be- 
halten werden,  und  es  ist  deshalb  zu  fordern,  daß  die  Grundzüge  der 
Organisation  und  des  Aufbaues  gerade  hinsichtlich  der  Aufbringung 
der  Mittel  dem  erreichten  Stande  der  Versicherungswissenschaft  ent- 
sprechen, doch  dürfen  daraus  nicht  Härten  entstehen,  die  den  sozial- 
politischen Zweck  der  Institution  beeinträchtigen. 

Literatur:  Kaan,  Gegenwärtiger  Stand  der  Entschädigung  für  Betriebs- 
unfälle, Z.  f.  Volks w.,  1898.  Layer,  über  Kapitaldeckung  und  ümlageverfahren, 
ebenda  1899.  Czuber,  Bericht  an  den  Versieh erungsbeirat  betr.  die  Frage  der 
Aufbringung  der  Mittel  für  die  Arbeiterunfallversicherung  in  Österreich,  1904 
(ausgezeichnete,  kurze,  leicht  faßliche  Darstellung  des  technischen  Problems). 
Verhandlungen  des  VI.  Intern.  Kongr.  f.  Vers.-Wiss.,  Thema  III,  1909. 

Sechsundvierzigstes  Kapitel. 

Die  bisherige  Entwicklung  der  einzelnen  Zweige 
der  Sozialversicherung. 

1.  Unfallversicherung. 

Die  Unfallversicherung  ist  nur  eine  besondere  Form,  in  der  der 
Haftpflichtgedanke  verwirklicht  wird:  Schadloshaltung  gegenüber  den 
Gefahren,  die  die  berufliche  Verwendung  des  Arbeiters  im  Dienste 
der  gesellschaftlichen  Produktion  mit  sich  bringt.  Die  Unfallver- 
sicherung verfolgt  dieses  Ziel  als  besondere  Form  und  zwar  mit  dem 
doppelten  Zweck:  1.  dem  Arbeiter,  der  durch  Betriebsunfall  einen 
Schaden,  erlitten  hat,  über  die  Schwierigkeiten  der  Rechtsfragen  hin- 
wegzuhelfen, die  mit  der  Geltendmachung  des  Haftpflichtanspruches 
verbunden  sind;  2.  aber  auch  die  wirkliche  Sicherstellung  der  Lei- 
stungen,  auf  die   der   verletzte  Arbeiter  Anspruch  hat,   zu  bewirken. 

Eine  solche  Versicherung  wird  mit  der  Realisierung  der  Haft- 
pflicht nicht  erreicht,  sondern  nur  1.  wenn  die  Arbeiter  bei  einer 
verläßlichen  Privatversicherungsanstalt  versichert  sind,  oder  2.  bei 
einer  öffentlichen,  allenfalls  staatlichen  Anstalt,  oder  3.  durch  Ver- 
sicherung auf  Gegenseitigkeit,  die  durch  Zusammenschluß  der  Unter- 
nehmer zu  Verbänden  geschaffen  wird,  in  der  Regel  von  der  staat- 
lichen Aufsicht  approbiert.  Es  ist  charakteristisch,  daß,  wo  diese 
Methoden  fehlen,  d.  h.  wo  nicht  eine  von  ihnen  vorgeschrieben  ist, 
die  Schaffung  eines  Garantiefonds  zur  Versicherung  gegen  Zahlungs- 
unfähigkeit haftpflichtiger  Unternehmer  veranlaßt  (Belgien),  oder  daß 
durch  den  Staat  selbst  unmittelbar  die  Leistung  garantiert  wurde 
(Frankreich),  wobei  die  Bildung  eines  Fonds  für  diesen  Zweck  se- 
kundär blieb. 

26* 
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So  ergeben  sich  auch  hier  Typen  entsprechend  dem  Ausmaß  der  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Sicherung  der  Ansprüche.  In  manchen  Staaten 
(z.  B.  in  Italien)  sind  mehrere  Möglichkeiten  ausdrücklich  eingeräumt. 

a)  In  Großbritannien  besteht  noch  die  primitive  Anweisung  des  Arbeiters 
auf  die  gesetzliche  Haftpflicht  auch  nach  der  Workmen  compensation  Act  vom 
21.Xir.  1906.  Derzeit  sind  rund  13  Millionen  Menschen  entschädigungsberechtigt. 
Schwere  Schuld  des  Arbeiters  schließt  die  Entschädigung  aus,  außer  bei  Tod 
und  dauernder  Erwerbsunfähigkeit.  Die  Arbeitgeber  decken  sich  in  der  Regel 
bei  privaten  Versicherungsgesellschaften,  b)  In  Frankreich  besteht  seit  dem 
Ges.  V.  19.  IV.  1898  eine  Mischung  von  Haftpflicht  und  Versicherung.  Der 
Arbeiter  hat  ein  im  Konkurs  privilegiertes  Forderungsrecht  und  darüber  hinaus 
in  schweren  Fällen  die  Garantie  des  Staates,  aber  ein  Zwang  zur  Versicherung 
ist  nicht  auferlegt.  Nur  muß  der  rentenpflichtige  Betriebsinhaber  bei  Auflösung 
seines  Betriebes  den  Kapitalswert  der  Rente  in  die  staatliche  Altersrentenkasse 
einzahlen,  c)  Bei  einfacher  Verbindung  der  Haftpflicht  mit  dem  Versicherungs- 
zwang ist  ein  Typus  dadurch  charakterisiert,  daß  die  Methode  der  Versicherung 
(private  Anstalt,  gegenseitiger  Arbeitgeberverband,  staatliche  Kasse)  nicht  vor- 
geschrieben ist.  Ist  dann  dem  Arbeitgeber  auch  noch  die  Möglichkeit  einge- 
räumt, das  Risiko  allein  zu  tragen,  so  ist  der  Charakter  der  Versicherung  trotz 
des  Wortlautes  im  Gesetz  m.  E.  nicht  gegeben,  wie  z.  B.  in  den  Niederlanden. 
d)  Als  letzter  Typus  wären  die  Fälle  zu  kategorisieren,  in  denen  im  Gesetz  auch 
die  Art  der  Versicherun gsnahme  bzw.  die  Organisation,  wo  die  Versicherung  zu 
erfolgen  hat,  geregelt  ist.  Eine  Mittelstellung  zwischen  c)  und  d)  liegt  dort 
vor,  wo  nur  für  einen  Teil  der  Industrie  diese  Regelung  erfolgt  ist,  z.  B.  Italien 
bezüglich  Schwefelminen,  Schiffahrt  und  Fischerei. 

Der  Typus  d)  ist  in  Deutschland  und  Österreich  wohl  am  vollkommensten 
ausgestaltet. 

In  Deutschland  ist  die  Materie  in  vier  Gesetzen  geregelt:  1.  für  Gewerbe, 
2.  für  Land-  und  Forstwirtschaft,  3.  für  Baugewerbe,  4.  für  Seeschiffahrt.  Die 
Versicherung  ist  die  umfassendste  mit  23,7  Millionen  versicherter  Personen  (1908), 
deren  Versicherung  in  114  Berufsgenossenschaften  verwirklicht  ist  (und  zwar  in 
64  gewerblichen,  48  land-  und  forstwirtschaftlichen,  einer  Bau-  und  einer  See- 
beruf sgenossenschaft).  Dazu  traten  977  351  Versicherte,  die,  in  öffentlichen 
Arbeitsverhältnissen  stehend,  bei  besonderen  Ausführungsbehörden  (Marine  und 
Heer,  staatliche  und  kommunale  Baubetriebe,  Staatseisenbahnen  u.  dgl.)  versichert 
waren.  1908  wurden  157,8  Millionen  Mark  an  Entschädigungen  (Heilbehandlung, 
Renten,  Abfindungen  usw.)  verausgabt,  binnen  25  Jahren,  1885 — 1909,  rund 
1804  Mill.  Mk.,  davon  112  Mill.  für  Heilzwecke. 

Die  Unfallversicherung  gewährleistet  regelmäßig  1.  bei  Körperverletzungen 
die  Kosten  des  Heilverfahrens  (ärztliche  Behandlung  usf.)  und  eine  Rente  für 
die  Dauer  der  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit  und  nach  Maßgabe  dieser  bis  zu 
^^VsVo  ^^^  durchschnittlichen  Jahresarbeitsverdienstes;  2.  im  Falle  des  Todes 
des  Versicherten:  Ersatz  der  Beerdigungskosten  und  eine  Rente  für  die  Hinter- 
bliebenen, und  zwar  regelmäßig  für  die  Witwe,  Kinder  bis  zu  QG^q  und  Aszen- 
denten bis  zu  207o  des  Jahresarbeitsverdienstes;  für  letztere  nach  Maßgabe  der 
Abhängigkeit  von  den  Einkünften  des  verunglückten  Versicherten. 

An  den  Entschädigungsleistungen  sind  die  Arbeitgeber  allein  als  Mitglieder 
der  Berufsgenossenschaften  beteiligt.  Doch  steuern  auch  die  Arbeiter  zu  den 
Unfallkosten  dadurch  bei,  daß  die  Krankenkassen  während  der  (Unfalls-)Karenz- 
zeit  von  13  Wochen  für  die  Heilbehandlung  usf.  aufkommen.  Darauf  stützen  die 
Arbeiter  ihren  Anspruch,  an  der  Verwaltung  der  Berufsgenossenschaften  teil- 
nehmen zu  können. 
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In  Österreich  ist  die  Unfallversicherung  territorial  organisiert.  Versiche- 
rungsträger sind  7  territoriale  und  eine  berufsgenossenschaftliche  (für  die  Eisen- 
bahnen) Anstalten  auf  Gegenseitigkeit,  in  denen  die  Betriebe  in  12  Gefahren- 
klassen eingeteilt  w^erden.  Die  Versicherungsbeiträge  sind  nach  der  Unfallgefahr 
abgestuft,  nach  Maßgabe  des  Arbeitsverdienstes  im  voraus  entwickelt  (Kapital- 
deckung der  fällig  werdenden  Renten). 

Die  Bedeutung  der  Unfallversiclierung  erhellt  aus  der  Zahl  der 
Unfälle,  die  zur  Entschädigung  gelangen,  in  Deutschland  1908: 
142965  neue  Unfälle  mit  662  321  Verletzten,  darunter  9856  Getöteten. 
Die  Häufigkeit  ist  mit  26,6  Unfällen  auf  1000  Vollarbeiter  am  höchsten 
im  Fuhrwerksgewerhe,  dann  folgen  Müllerei  (16,1),  Bergbau  (15,5), 
Steinbruch  (15,3)  usf  Die  Wirksamkeit  dieses  Versicherungszweiges 
liegt  aber  außer  in  Leistungen  auch  auf  dem  Gebiete  der  Prävention 
von  Unfällen.  Bei  entsprechender  Organisierung  innerhalb  der  Ver- 
sicherungsanstalten (Bildung  von  Sektionen,  lokalen  Ausschüssen,  Be- 
stellung von  Vertrauensmännern)  kann  auf  die  Unfallverhütung  durch 
die  Versicherungsorganisation  erfolgreich  eingewirkt  werden. 

2.  Krankenversicherung. 

Bei  der  Krankenversicherung  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um 
Beschaffung  der  Mittel  zur  Wiederherstellung  des  im  Arbeiterhaushalt 
Erkrankten,  also  nicht  bloß  des  Arbeiters,  sondern  jeder  Person  in 
seinem  Haushalt,  deren  Krankheit  diesen  wirtschaftlich  belastet.  Das 
sind:  ärztliche  Behandlung,  Hebammendienste,  Arznei  und  andere  Heil- 
mittel, eventuell  Kur  und  Verpflegung  in  Heilanstalten  u.  dgl.  Außer- 
dem Geldleistungen:  das  Krankengeld  als  Ersatz  für  den  Verdienst- 
entgang während  der  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit,  Schwangerschafts- 
und  Wöchnerinnenunterstützung  für  versicherte  Frauen,  die  durch 
ihren  Zustand  in  der  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  sind,  in  zweiter 
Linie  aber  auch  für  die  Frau  eines  Versicherten,  Unterstützunoj  bei 
Geburt  eines  Kindes  des  Versicherten  oder  in  Notfällen,  namentlich 
ein  Sterbegeld  für  die  Hinterbliebenen  eines  Versicherten  bei  seinem 
Tode,  aber  auch  für  das  versicherte  Mitglied  beim  Tode  des  anderen 
Ehegatten  oder  eines  Kindes. 

Daß  die  Verbreitung  des  gesetzlichen  Zwanges  zur  Krankenver- 
sicherung so  w^eit  hinter  dem  zur  Unfallversicherung  zurückgeblieben 
ist,  hängt  teilweise  wohl  mit  der  starken  Fruchtbarkeit  der  Selbst- 
hilfe auf  diesem  Gebiete  zusammen.  Wie  erwähnt,  hat  auch  die 
Gesetzgebung,  wo  sie  eingriff,  das  historisch  Gewordene  vor  allem  zu 
entwickeln  gesucht,  dadurch  aber  auch  den  Mangel  einheitlicher  Or- 
ganisation bestärkt.     So  namentlich  in  Deutschland. 

Im  Deutschen  Reich  bestanden  1908:  8237  Gemeinde-,  4768  Orts-,  7954 
Betriebs (Fabriks)-,  42  Bau-,  784  Innungskrankenkassen  und  1455  Hilfskassen, 
also  zusammen  23  240  Kassen  mit  insgesamt  12,3  Millionen  Mitgliedern,  viele 
Kassen  aber  mit  weniger  als  100  Mitgliedern.    Dazu  kommen  noch  Knappschafts- 
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kassen.  Man  hat  lange  Zeit  der  Anschauung  gehuldigt,  die  Krankenversicherung 
dürfe  nicht  in  zu  umfangreichen  Organisationen  gehandhabt  werden.  Die  Praxis 
erweist,  daß  gerade  große  Kassen  (Leipziger  und  Münchner  Ortskrankenkasse) 
bei  zweckmäßiger  Einrichtung  sehr  Tüchtiges  leisten  können.  Die  wahre  Kon- 
trolle auf  Simulation  u.  dgl.  ist  dann  durch  besondere  Organe  möglich  und  man 
ist  nicht  auf  die  gegenseitige  Kontrolle  der  Mitglieder  angewiesen,  die,  meist 
wertlos,  auf  ein  unkameradschaftliches  Denunziantentum  hinausläuft.  Die  Lei- 
stungen der  Krankenversicherung  erhellen  aus  folgenden  Ziffern  (1908): 

Zahl  der  Erkrankungsfälle  der  Mitglieder  mit  Erwerbsunfähigkeit  .       5  206  148 
„       „     Krankheitstage  (nur  Krankengeld  und  Krankenanstaltstage  103  894  299 

Ordentliche  Einnahmen Mark  333  291  351 

Ordentliche  Ausgaben „      325  054  492 

darunter  Krankheitskosten „       297  376  804 

Yerwaltungskosten „         18  169  949 

Die  Krankheitskosten  verteilen  sich  in  Millionen  Mark  auf:  ärztliche  Behandlung 
67,7,  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  43,4,  Krankengelder  133,5,  Schwangeren-  und 
Wöchnerinnenunterstützung  5,9,  Sterbegelder  7,5,  Anstaltsverpflegung  39,1,  Re- 
konvaleszentenfürsorge 0,2, 

Die  Wirksamkeit  der  Krankenversicherung  reicht  aber  über 
solche  Leistungen  weit  hinaus.  Sie  erstreckt  sich  auf  Gebiete,  in 
denen  ihre  Wirkungen  ziffermäßig  nicht  faßbar  sind.  Das  sind  ins- 
besondere Probleme  sozialer  Hygiene.  Allerdings  unter  der  sehr 
wichtigen  Voraussetzung  einer  geeigneten  Organisation  des  ärztlichen 
Dienstes, 

Es  wurde  schon  erwähnt,  daß  hier  ein  Problem  der  Konkurrenz 
zweier  berechtigter  Klasseninteressen  vorliegt,  daß  zwar  ein  Mittelstands- 
interesse gegen  das  Arbeiterinteresse  in  Frage  steht,  aber  immerhin 
auch  ein  sozialpolitisch  relevantes  Interesse.  Der  Interessengegensatz 
besteht  aber  in  Wahrheit  zwischen  Ärzten  und  Arbeitern  bzw.  Kranken- 
kassen nur  dort,  wo  die  Organisation  es  fehlen  läßt.  Die  Ärzte 
fordern  das  Prinzip  freier  Arztwahl  mit  entsprechenden  Honorieruugen 
der  Arztleistung.  Die  Kassen  glauben,  mit  dem  einen  oder  den 
wenigen  fest  bestellten,  fix  bezahlten  Kassenärzten  besser  zu  fahren. 
Da  das  letztere  Systeme  zu  maßlosen  Ausbeutungen  der  Kassenärzte, 
Beschäftigungsmangel  für  Nicht-Kassenärzte  und  notwendig  zu  mangel- 
haften Leistungen  seitens  der  überlasteten  Kassenärzte  geführt  hat, 
ist  es  als  unzweckmäßig  zu  verurteilen. 

Wo  die  Sache  gefördert  werden  soll,  ist  eine  Zentralisation  des 
ärztlichen  Dienstes  mit  freier  Ärztewahl  unbedingt  vorzuziehen.  Glän- 
zende Erfolge  in  Süddeutschland,  auch  in  einzelnen  Städten  Nord- 
deutschlands, namentlich  aber  in  München,  beweisen,  daß  die  Kranken- 
versicherung zu  einer  weittragenden  Initiative  für  die  Förderung  der 
hygienischen  und  sogar  moralischen,  gewiß  auch  sozialen  Bildung 
führt.  Nicht  nur  die  Kontrolle  der  Simulanten,  auch  die  der  Ärzte 
untereinander  (z.  B.  auch  Bekämpfung  der  Polypragmasie)  wird  möglich, 
die  Ärzte  werden  zu  wirklichen  Pflegern  und  Erziehern  der  Arbeiter- 
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Schaft^  iielimen  und  gewinnen  wirklicli  Einfluß  auf  das  Leben ^  die 
Nahrung,  Wohnung  usf.  der  Arbeiter,  sie  gewinnen  mittelbar  auch 
durch  die  Kassenbeamten  Einfluß  auf  die  Versicherten  und  ihre  An- 
sprüche und  vermögen  so  auch  eine  gesunde  Kassenhaushaltung  aus- 
zulösen. Wie  viel  intensiver  endlich  setzt  Alkohol-  und  Tuberkulose- 
bekämpfung ein! 

Vom  Standpunkt  soziologischer  Entwicklungstendenzen  kann  es 
nicht  zweifelhaft  sein,  daß  es  richtiger  ist,  wenn  die  ganze  Ärzte- 
schaft oder  ihr  größter  Teil  sich  der  Pflege  der  Gesundheit  des 
größten  Teiles  der  Gesellschaft  widmet  und  wenn  so  eine  Intensivierung 
dieser  Berufsarbeit  durch  die  Versicherungsorganisation  ermöglicht  wird. 

Gerade  für  diese  höheren  Ziele  der  Krankenversicherung  auf  dem 
Gebiete  hygienisch -kultureller  Erziehung  bedarf  es  aber  auch  einer 
möglichst  weitgehenden  Zentralisierung  der  Versicherungsorganisationen, 
und  das  ist  unverkennbar  mit  ein  treibendes  Moment  in  der  Richtung 
der  Zwangsversicherung,  mögen  auch  immerhin  freie  Hilfskassen  und 
friendly  societies  numerisch  Bedeutendes  erreichen. 

Literatur  zu  1  und  2:  Handbuch  der  Unfallversicherung,  3.  Aufl.,  1909. 
Versicherungslexikon,  Art. ünfallentschädigung,  U.-versicherung,  ü.-versiche- 
rungsan stalten,  Krankenkassen,  Kr. -Versicherung  (v.  d.  Borght).  H.  d.  St.  und 
Österr.  Staatswb.,  wie  in  Lit.  S.  386  angegeben.  Greer,  Industrial  diseases 
and  accidents_,  1909.  Hak  er,  Die  Lage  der  deutschen  Ärzte  usf.  (Münchner  Allg. 
Ztg.  1903,  Nr.  90  u.  91).  Epstein,  Bericht  der  Kommission  für  Arbeiterhygiene 
und  -Statistik  der  Abteilung  für  freie  Arztwahl,  1906.  Scholl,  Die  Stellung  der 
Ärzte  zu  der  Reform  und  dem  Ausbau  der  Arbeiterversicherung,  Münchner  Med. 
Wochenschr,  1907.  Frankenberg,  Die  Krankenkassen  und  die  Volkserziehung, 
J.  f.  S.,  1906.     Stier-Somlo,  Deutsche  Sozialgesetzgebung,  1906. 

3.  Invaliditäts-  und  Alterversicherung. 

Die  Existenzsicherung  für  jene  Periode  der  Erwerbsunfähigkeit 
oder  wenigstens  stark  verminderter  Erwerbsfähigkeit,  die  im  natür- 
lichen Lauf  der  Dinge  beim  Einen  früher,  beim  Andern  später  mit 
dem  allmählichen  Aufbrauchen  der  Kräfte  eintritt,  ist  keineswegs  ein 
ausschließliches  Problem  der  unselbständigen  Berufsarbeiterklassen, 
sondern  interessiert  ebenso  sehr  die  ganze  Schichte  der  selbständigen 
Mittelstandselemente,  deren  Einkommen  in  der  Hauptsache  doch  aus 
ihrer  Arbeitstätigkeit  bei  Umsetzung  ihres  kleinen  Kapitals  entspringt 
und  sich  vermindert,  sobald  die  Kräfte  zu  dieser  Tätigkeit  abnehmen. 

Dieser  Umstand  ist  für  die  Behandlung  dieses  Fürsorgeproblems 
seitens  der  Gesetzgebung  von  beträchtlichem  Einflüsse.  Es  ist  die 
Lösung  der  Alters-  und  Invaliditätsfürsorge,  die  in  Deutschland  für 
die  Arbeiter  mit  dem  Gesetze  vom  22.  Juni  1889  und  der  Novelle 
vom  13.  Juli  1899  in  bisher  vollkommenster  Weise  unternommen 
worden  ist,  auch  in  anderen  Staaten  in  Angriff  genommen  worden, 
aber  unter  Anwendung  völlig  anderer  Methoden  und  Prinzipien.    Die 
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gesetzgeberischen  Maßnahmen   lassen   folgende  Typen   der  Lösung  er- 
kennen. 

Zu  konstatieren  ist  in  der  Reihe  der  Typen  eine  aufsteigende 
Linie  der  im  einzelnen  natürlich  sehr  variationsfähigen  Fürsorge- 
einrichtungen für  allmählich  erwerbsunfähig  gewordene  Erwerbstätige. 
Von  der  primitiven  gesetzlichen  Regelung  der  Armen-Grreisenfürsorge 
bis  zur  technisch  sorgfältig  fundamentierten  Versicherung  gegen  In- 
validität und  Alter  ist  diese  Aufwärtsbewegung  gekennzeichnet: 

1.  durch  die  zunehmende  Bestimmtheit  des  Ausmaßes  zu  erwar- 
tender Leistungen, 

2.  durch  das  zunehmende  Ausmaß,  in  dem  die  zu  Versichernden 
selbst  zur  Begründung  der  Leistungen  beitragen, 

3.  durch  die  zunehmende  Ausdehnung  des  Zwanges  zur  Beitrags- 
leistung (auf  Selbständige!), 

4.  durch  die  Erweiterung  der  Fürsorge  mit  Einbeziehung  der 
Invaliditätsfälle, 

5.  durch  die  Höhe  des  Anteiles  der  öffentlichen  Körperschaften, 
insbesondere  des  Staatsanteils  an  den  Leistungen:  er  scheint 
relativ  mit  vollkommenerer  Form  zu  sinken. 

I.  Typus:  Das  Gesetz  sichert  erwerbsunfähigen  Inländern  von 
einem  gewissen  Alter  ab  Altersunterstützungen,  aber  enthält  keine 
Norm  über  die  Höhe  der  Unterstützung,  die  fallweise  festgesetzt  wird. 
Die  Unterstützungen  werden  aus  öffentlichen  Mitteln  (Staat  oder  Gre- 
meinde)  aufgebracht;  die  Unterstützungsanwärter  zahlen  selbst  keine 
Beiträge.  Dieser  Typus  ist  verwirklicht  in  Dänemark  durch  das 
Gesetz  vom  9.  April  1891  (ergänzt  13.  März  1908)  und  das  franzö- 
sische Gesetz  vom  14.  Juli  1905.  Trotz  der  Klagbarbeit  der  An- 
sprüche bleibt  eine  solche  Einrichtung  im  Rahm6n   der  Armenpflege. 

Ein  IL  Typus  wird  repräsentiert  durch  das  englische  Gesetz 
vom  1.  Aug.  1908  (old  age  pensions  act):  Staatsangehörige,  die  das 
70.  Lebensjahr  überschritten,  haben  erhalten  Alterspensionen.  Der 
Unterschied  gegenüber  der  Armenfürsorge  ist  zwar  damit  erreicht,  daß 
die  vorgesehenen  Leistungen  nicht  nur  den  im  einzelnen  Sinne  Mittel- 
losen (Armen)  gewährt  werden,  sondern  auch  Personen,  die  über  Sub- 
sistenzmittel  verfügen;  aber  die  Altersrenten  sind  doch  nach  dem 
Einkommen  der  Rentner  abgestuft,  so  daß  das  Schema  sich  nunmehr 
wie  folgt  stellt: 

„.  ,  j      T.       •      •  i  Wöcheutlicher 

Einkommen  der  Pensionisten  Pensionsbetrag 

nicht  höher  als  21  Pfund  (420  Ji) 5  Schilling 

„  21  „  aber  weniger  als  23  £  12  Vg  SchiUing  .  .  4  „ 
„  23  £  1272  sh  aber  weniger  als  26  j^  5  SchiUing.  3  „ 
„    26  ä^     5       sh     „  „  „     28  £  17%      „        .2 

„    28  £  ITVg  sh     „  „  „    31  ^  10  „        .1         „ 

„    31  £  10       sh 
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Die  gesetzlichen  Bedingungen  für  den  Bezug  einer  Alterspension  sind  im 
übrigen  hauptsächlich  folgende:  1.  Die  Person  muß  ein  Alter  von  70  Jahren  er- 
reicht haben;  2.  sie  muß  nachweislich  20  Jahre  britischer  Untertan  gewesen 
sein  und  sich  im  vereinigten  Königreich  aufgehalten  haben;  3.  man  geht  des 
Anspruches  verlustig :  a)  so  lange  man  im  Genuß  einer  Armenunterstützung  steht 
und  ebenso,  falls  man  zwischen  dem  1.  Januar  1908  bis  Kl.  Dezember  l'JlO  eine 
solche  bezogen  hat  oder  fernerhin  empfängt;  b)  wenn  man  gewohnheitsmäßig 
unterlassen  hat,  zur  Beschaffung  des  notwendigen  Unterhalts  zu  arbeiten  u.  dgl.  m. 

Auch  diese  Einrichtung,  die  dem  wenige  Wochen  älteren  austra- 
lischen Alters-  und  Invalidenversorgungsgesetz  nachgebildet  ist,  in  den 
Voraussetzungen  der  Rentenerwerbung  zwar  strenger  und  im  Ausmaß 
der  Leistungen  karger,  im  Charakter  aber  gleichartig,  kann  nicht  als 
spezifische  Altersversicherung  gelten.  Wohl  sind  die  Leistungen  fixiert, 
aber  von  einer  versicherungstechnischen  Fundierung  ist  ebenso  wenig 
vorhanden  als  von  der  Mitwirkung  der  Arbeiter.  Es  fehlt  also  das 
für  die  soziale  Versicherung  charakteristische  Moment  der  Beitrags- 
leistung sei's  der  Arbeitgeber^  seis  der  Arbeiter  infolge  und  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Existenz  eines  Arbeitsverhältnisses. 

Ein  IIL  Typus  liegt  vor  in  der  freiwilligen  Versicherungsnahme 
seitens  der  Versicherungsbedürftigen  bei  bestimmten  Kasseneinrich- 
tungen ^  die  vom  Staate  derart  gefördert  werden,  daß  durch  die  Zu- 
schüsse,  die  zu  den  Alters-  und  Invalidenrenten  (eventuell  auch 
Kapitalleistungen)  der  Kasse  vom  Staate  oder  aus  öffentlichen  Fonds 
geleistet  werden,  ein  Ansporn  zur  Versicherungsnahme  gegeben  wird. 
Die  Leistungen  des  Staates  sind  Zusatzeinlagen,  die  in  einem  be- 
stimmten Verhältnisse  zu  den  Einlagen  des  Versicherten  stehen.  Dieser 
Typus  stellt  einen  Weg  zur  Förderung  der  Altersfürsorge  dar^  der 
schon  eine  längere  Geschichte  aufzuweisen  hat.  Die  Gründung  der 
französischen  Caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse  (1850) 
diente  dem  Zwecke  der  freiwilligen  Erwerbung  von  Altersrenten,  und 
seit  1887  ist  die  Ergänzung  der  vorzeitigen  (Invaliden-)Renten  bis  auf 
360  Frcs.  aus  Staatsmitteln  zulässig.  Der  Zugang  aus  Arbeiterkreisen 
ist  jedoch  unbefriedigend  geblieben,  und  zwar  auch  als  1875  weitere 
Ergänzungen  zu  den  Altersrenten  aus  Staatsmitteln  bewilligt  worden 
waren.  Die  Kasse  erhob  sich  nicht  über  ihre  Funktion  als  Zentral- 
kasse für  Pensionen  niederer  Staatsbediensteten,  der  sich  die  Eisen- 
bahngesellschaften und  andere  große  Privatunternehmer  zwecks  Alters- 
versorgung ihrer  Angestellten  bedienen. 

Dagegen  hat  Belgien  mit  diesem  System  der  staatlichen  Unter- 
stützung freiwilliger  wirklicher  Versicherung  ansehnliche  Erfolge  auf- 
zuweisen. Mit  Gesetz  vom  10.  Mai  1900  (erg.  20.  Aug.  1903)  wurden 
die  Zusatzeinlagen  aus  Staatsmitteln  zu  den  bei  der  Caisse  generale 
d'epargne  et  de  retraite  gemachten  Einlagen  beschlossen  und  die  er- 
forderlichen Mittel  bewilligt.  Auch  hier  ist  die  Versicherung  nicht 
auf  die  Arbeiter  beschränkt,  sondern  allgemein  zugänglich. 
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Wie  in  Frankreich  ist  die  Zuschußeinlage  nur  solange  zu  gewähren,  bis 
die  ganze  Einlagesumme  hinreicht,  um  eine  jährliche  Leibrente  von  360  Francs 
zu  begründen.  Den  freiwilligen  Beitritt  sucht  der  Staat  dadurch  zu  fördern, 
daß  er  ein  Netz  von  ,5000  wechselseitigen  Hilfsvereiuen,  die  die  Verbreitung  der 
Alterskassenmitgliedschaft  verfolgen,  besonders  unterstützt  (eine  Art  von  Pro- 
vision). Bei  Einzahlungen  bis  zu  15  Francs  jährlich  beträgt  der  Staatszuschuß 
60  pCt.  der  Einlage.  Die  Zuschußleistung  ist  von  der  nach  der  Steuerleistung 
zu  beurteilenden  wirtschaftlichen  Lage  des  Einzahlenden  abhängig.  Die  Gesamt- 
leistung des  Staates  betrug  an  Zuschußeinlagen  und  an  Prämie  an  die  Vereine 
1905  iYg  Millionen  Francs. 

Dieser  Einrichtung  ist  ungefähr  ein  Neuntel  der  gesamten  Bevölkerung 
Belgiens,  überwiegend  der  Arbeiterklasse  angehörend,  angeschlossen  mit  einem 
durchschnittlichen  Jahresbeitrag  auf  die  Person  von  16,3  Francs  (1905);  auf  eine 
der  1905  in  Rentenbezug  stehenden  7332  Personen  entfiel  durchschnittlich  eine 
Rente  von  224  Francs. 

Eine  ähnliche  Einrichtung  ist  in  Italien  mit  der  Cassa  nazionale  di  pre- 
videnza  per  la  vecchiaia  e  per  la  invaliditä  degli  operai  durch  Gesetz  v.  17.  Juli 
1898  geschaffen  worden. 

Den  IV.  Typus  liat  die  deutsche  Gesetzgebung  geschaffen,  er  ist 
nunmehr  auch  in  dem  neuen  Gesetz  Frankreichs  betreffend  die  Arbeiter- 
altersversicherung wiederholt  worden,  es  ist  ferner  die  Ausgestaltung 
der  österreichischen  Arbeiterversicherung  nach  demselben  Typus  mit 
einem  in  parlamentarischer  Beratung  stehenden  Gesetzentwurfe  in  Aus- 
sicht genommen,  ihre  Verwirklichung  wohl  nur  eine  Frage  der  Zeit, 
und  schließlich  ist  ein  finnischer  Gesetzentwurf  nach  gleichen  Prin- 
zipien wie  die  deutsche  Invalidenversicherung  ausgearbeitet.  Das  Wesen 
dieses  Typus  liegt  in  der  Festlegung  des  Beitragszwanges  für  die  Ar- 
beiter wie  für  die  Arbeitgeber  und  in  einer  Ergänzung  der  durch 
diese  Beiträge  nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  begründeten 
Rentenansprüche  aus  öffentlichen   (Staats-  bzw.  Reichs-)Mitteln. 

Die  deutsche  Invalidenversicherung  umfaßt  zurzeit  rund  14  Millionen  Per- 
sonen; alle  mindestens  16  Jahre  alten  Lohnarbeiter  in  sämtlichen  Berufszweigen, 
dann  Arbeitskräfte  höherer  Qualifikation,  solange  ihr  Arbeitsverdienst  2000  M 
nicht  übersteigt  (Betriebsbeamte,  Lehrer  usf.).  Das  Gesetz  sieht  die  Ausdeh- 
nung der  Versicherungspüicht  durch  den  Bundesrat  auf  Hausgewerbetreibende 
und  kleine  Betriebsunternehmer  vor,  ferner  freiwillig  die  Weiterversiche- 
rung seitens  Personen,  deren  die  Versicheriingspflicht  begründende  Beschäftigung 
erlischt,  und  freiwillige  S  e  1  b  s  t  Versicherung  für  die  erwähnten  Arbeitskräfte 
höherer  Qualifikation  bei  Jahresarbeitsverdiensten  von  2 — 3000  Mark,  für  kleinere 
Betriebsunternehmer  mit  höchstens  zwei  Lohnarbeitern,  Hausgewerbetreibende 
und  Personen,  die  wegen  nicht  bar  entlohnter  oder  nur  gelegentlicher  Dienst- 
leistung von  der  Yersicherungspflicht  befreit  sind.  Befreit  sind  öffentlich  be- 
amtete Personen  verschiedener  Art  und  ebenso  ist  Befreiung  auf  Antrag  für 
einige  andere  Kategorien  vorgesehen. 

Die  Versicherten  erwerben  einen  Anspruch:  1.  auf  Invalidenrente  bei 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter.  Die  Voraus- 
setzungen für  die  Zuerkennung  gelten  nach  einer  Karenzzeit  von  200  Wochen 
als  erfüllt,  wenn  zufolge  Alters,  Krankheit  oder  anderer  Gebrechen  die  Erwerbs- 
fähigkeit eines  Versicherten  nicht  vorsätzlich  derart  herabgesetzt  ist,  daß  er 
„nicht  mehr  imstande  ist,  durch  eine  seinen  Kräften  und  Fähigkeiten  ent- 
sprechende Tätigkeit,   die  ihr  unter  billiger  Berücksichtigung  ihrer  Ausbildung 
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und  ihres  Berufes  zugemutet  werden  kann,  y,  desjenigen  zu  erwerben,  was  körper- 
lich und  geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit  ähnlicher  Ausbildung  in 
■derselben  Gegend  durch  Arbeit  zu  verdienen  pflegen";  2.  auf  Invalidenrente  für 
Yorübergehende  Erwerbsunfähigkeit,  .  wenn  sie  26  Wochen  ununterbrochen  er- 
werbsunfähig gewesen  sind,  für  die  weitere  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit; 
■3.  auf  Altersrente :  diese  erhalten  Versicherte  ohne  Rücksicht  auf  das  Maß  ihrer 
Erwerbsfähigkeit  vom  erreichten  70.  Lebensjahr,  wenn  sie  1200  Wochen  ver- 
sichert waren;  4.  auf  Rückerstattung  gezahlter  Beiträge;  diese  erhalten  z.  B, 
weibliche  Versicherte,  die  vor  Erlangung  der  Rente  heiraten,  Hinterbliebene  von 
Versicherten,  die  vor  Bezug  einer  Rente  sterben. 

Die  Leistungen  der  Invalidenversicherungsorganisationen  (territoriale  (Landes-) 
Anstalten,  vgl.  oben  S.  3i>9)  gehen  aber  über  diese  eigentlichen  Versicherungs- 
leistungen  erheblich  hinaus.  Sie  zielen  mit  einer  Reihe  von  Unternehmungen 
und  Einrichtungen  zur  Heilung  Erkrankter  auf  die  Erhaltung  oder  Wiederher- 
stellung der  Erwerbsfähigkeit  der  Versicherten  ab.     Darüber  unten  weiteres. 

Das  Jahr  1908  brachte  einen  Zugang  von  116  852  Invalidenrenten,  11951 
Krankenrenten,  10  986  Altersrenten.  Der  Gesamtaufwand  für  Renten  betrug  in 
diesem  Jahre  152,7  Millionen  Mk.;  die  Beitragserstattungen  9,2  Millionen  Mk. 
(darunter  151  327  Heiratsfälle).  Der  Zuschuß  des  Reiches  belief  sich  auf 
50  521837  Mk.  Einschließlich  der  Kursgewinne,  Zinsen  u.  dgl.  vereinnahmten 
die  41  Anstalten  und  Kasseneinrichtungen  285,9  Mill.  Mk.  Der  Vermögens- 
zuwachs betrug  85,5  Mill.  Mk. 

Das  gesamte  Vermögen  der  Versiclierungsanstalten  und  der  für 
die  reichsgesetzliche  Versicherung  bestimmte  Teil  des  Vermögens  der 
Kasseneinriclitungen  betrug  am  Schlüsse  des  Jahres  1908  1489^6  Mill. 
Mark.  Die  Verwendung  dieses  Vermögens  ist  sozialpolitisch  außer- 
ordentlich wichtig.  Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  waren  675,3  Mill. 
Mark  in  gemeinnützigen  Anlagen  aü gelegt,  und  zwar  1.  für  den 
Bau  von  Arbeiterwohnungen,  Familienwohnhäusern,  Ledigenheimen, 
Hospizen  239,4  Millionen,  2.  in  Hypotheken,  Darlehen  für  Kleinbahnen, 
Land-  und  Wegverbesserung,  Hebung  der  Viehzucht,  Linderung  der 
Futtemot  95,8  Millionen,  3.  für  sonstige  Wohlfahrtszwecke,  insbeson- 
dere Errichtung  von  Kranken-  und  Genesungshäusern,  Volksheilstätten, 
Oemeindepflegestationen,  Arbeiterkolonien,  Volksbäder,  Blindenheime, 
Kleinkinderschulen,  für  Schlachthäuser,  Wasserleitungs-  und  Kanalisa- 
tionsanlagen, für  Spar-  und  Konsumvereine  340  Millionen  Mark.  Der 
Zinsfuß  bei  solchen  Darlehen  hält  sich  in  der  Regel  innerhalb  der 
{jrenze  von  3  bis  4  Prozent. 

Eine  nicht  geringere  Bedeutung  kommt  den  eigenen  gemein- 
nützigen Veranstaltungen  der  Versicherungsträger  zu,  in  denen  ja  auch 
beträchtliche  Vermögensteile  angelegt  sind.  Es  handelt  sich  hier  in 
der  Hauptsache  um  Krankenhäuser,  Heilanstalten  verschiedener  Art, 
insbesondere  Lungenheilstätten,  Erholungs-  und  Genesungsheime,  In- 
validenhäuser. Nur  10  Versicherungsträger  haben  bisher  davon  ab- 
gesehen, solche  Anstalten  ins  Leben  zu  rufen.  In  gewissem  Sinne 
sind  diese  Leistungen  zum  größten  Teil  Ergänzungen  zu  den  Leistungen 
der  Krankenkassen.  Bis  Ende  1908  hatten  die  Invalidenversicherungs- 
träger   116,9  Millionen   Mark   für   Zwecke   der   Kr ankenfür sorge   auf- 
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gewendet^  112,1  Mill.  speziell  für  Heilbehandlungsz wecke.  Nahezu 
43  Millionen  Mark  sind  nnr  für  die  Herstellung  von  Lungenheilstätten. 
zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  verausgabt  worden.  Dazu  kommen 
die  Betriebs-  und  Verpflegungskosten  in  solchen  Anstalten,  die  sich 
in  den  meisten  Lungenheilanstalten  pro  Kopf  und  Tag  zwischen  3 
und  5  Mark  (im  Durchschnitt  auf  4,90  Jl)  stellen.  Die  Betriebs- 
und Pflegekosten  betrugen  für  alle  Lungenheilanstalten  1908  rund 
7V4  Millionen.  Mit  diesen  Aufwendungen  stehen  die  VersicheruDgs- 
träger  weit  voran  in  der  Reihe  der  Faktoren,  die  gegen  die  Tuber- 
kulose kämpfen.  Wohl  ist  es  noch  ein  umstrittenes  Problem,  auf 
welchem  Wege  die  Tuberkulosebekämpfung  am  zweckmäßigsten  ver- 
folgt wird.  Namentlich  wird  die  rein  prophylaktische  Tätigkeit  von 
kompetenten  Sachverständigen  (Cornet)  als  das  wesentliche  erklärt, 
und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  die  Fürsorge  für  gesunde 
Wohnverhältnisse,  die  Förderung  des  Arbeiterwohnungbaues,  die 
Wohnungsdesinfektion,  wo  Krankheitsfälle  vorgekommen  sind,  die 
Fürsorge  für  Familienangehörige  eines  als  tuberkulös  Diagnostizierten,, 
der  Werkstättenschutz,  die  Errichtung  und  Betreibung  von  Auskunfts- 
und Fürsorgestellen,  denen  diese  individualisierende  Pflege  zufällt,. 
Bekämpfung  des  Alkoholmißbrauchs  usf.,  daß  all  dies  außerordent- 
lich notwendig  ist  und  vielleicht  wirklich  zum  Rückgang  der  Tuber- 
kulosesterblichkeit in  Deutschland*)  in  erster  Linie  beigetragen  hat. 
Allein  das  hilft  unter  keinen  Umständen  über  das  Problem  der  Unter- 
bringung der  Lungenkranken  in  vorgeschrittenem  Stadium  hinweg 
und  es  ist,  abgesehen  von  dem  Wert  des  erziehlichen  Einflusses  des= 
Heilstättenaufenthaltes,  die  Tatsache,  daß  der  tuberkulöse  unbemittelte 
Arbeiter  wie  der  Wohlhabende  die  Möglichkeit  hat,  in  eine  ent- 
sprechende Pflege  zu  gelangen,  eine  sozialpolitisch  nicht  genug  zu 
würdigende  Wirksamkeit  der  deutschen  Yersicherungsorganisation.^) 
Wie  ungleich  unvollkommen  erwiesen  sich  alle  anderen  Typen 
der  Fürsorge  gegen  die  im  Lebensverlauf  eintretende  Erwerbsunfähig- 
keit! Da  doch  volkswirtschaftlich  kein  höherer  Erfolg  der  Fürsorge 
gegen  die  Erwerbsunfähigkeit  erzielt  werden  kann  als  die  möglichst 
häufige  Wiederbeschaffung  der  Erwerbsfähigkeit  für  den  erwerbsun- 
fähig Gewordenen.  Die  Mittel,  die  dafür  aufgewendet  werden,  er- 
scheinen übrigens  vergleichsweise  gering,  wenn  man  erwägt,  daß 
schon  1909,  also  schon  im  ersten  Betriebsjahr,  die  englische  Alters- 

1)  Es  starben  188G  an  Tuberkulose  88  283  =  31.14  auf  10000  Lebende, 
1906  nur  64  459  =  17.26  auf  10  000  Lebende. 

2)  Es  fehlt  übrigens  keineswegs  an  ziffermäßigen  Kontrollen  der  Wirksam- 
keit der  Tuberkulosen -Anstaltsbebandlung.  Es  ist  festgestellt,  daß  die  Rezidive 
(der  Rückgang  der  Heilerfolge  beobachtet  innerhalb  einer  fünfjährigen  Periode 
von  der  Entlassung  aus  der  Heilstätte)  bei  Männern  von  46  auf  35  7o  sank,  daß 
also  die  Heilerfolge  durchschnittlich  längere  Dauer  haben,  daß  der  Wiederverlust 
der  Erwerbsfähigkeit  —  sehr  vorsichtig  ausgedrückt  —  siDäter  eintritt. 
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fürsorge  160  Millionen  Mark  Unterstützung  erfordert  und  daß  für 
die  Aufwendung  im  Beharrungszustande  mindestens  200  Millionen  er- 
forderlich sein  werden. 

Von  den  45  Millionen  Einwohnern  Großbritanniens  beziehen  jetzt  noch 
nicht  700  000  Personen  über  70  Jahre  (=1%  Prozent)  Alterspensionen  in  dem  ge- 
nannten Gesamtbetrage.  In  Deutschland  haben  wir  bei  63  Millionen  Einwohnern 
fast  15  Millionen  Versicherte  und  rund  1  Million  Invaliden-  und  Altersrentner,  für 
die  an  153  Mill.  Mk.  Renten  gezahlt  werden,  abgesehen  von  den  26  Mill.  Mk. 
sonstigen  Leistungen.  Dazu  leistet  das  Reich  nur  den  Zuschuß  von  jetzt  50  Mill. 
Mk.    Arbeitgeber,  Versicheite  und  Reich  leisteten  1891 — 1908  3  Milliarden. 

Das  französische  Gesetz  vom  5.  April  1910  folgt  in  seinen  großen  Linien 
•dem  deutschen  Gesetz.  Es  zieht  17  Millionen  Individuen  in  seinen  Bereich.  Die 
Möglichkeit  des  Beitrittes  ist  ebenfalls  kleinen  Unternehmern,  Bauern  und 
Pächtern  eingeräumt.  Die  Beiträge  fallen  den  Arbeitgebern  und  den  Versicherten 
zu  gleichen  Teilen  zur  Last,  sind  aber  ohne  Rücksicht  auf  die  Lohnhöhe  fest- 
gesetzt: ein  männlicher  Arbeiter  zahlt  pro  Jahr  9  Pres.,  ein  weiblicher  6  Pres,, 
Minderjährige  unter  18  Jahren  4,50  Pres.,  bei  nicht  monatlicher  Beschäftigung 
■5  Cents,  für  den  Arbeitstag.  Das  Bezugsrecht  der  Altersrente  tritt  mit  dem 
■65.  Lebensjahr  ein.  Die  Höhe  der  Renten  richtet  sich  nach  den  Beiträgen.  Der 
Staatszuschuß  beträgt  60  Pres.,  wenn  der  Versicherte  mindestens  30  Jahre  lang 
und  während  der  letzten  10  Jahre  seine  Beiträge  geleistet  hat.  Zwischen  15 
und  30  Jahren  wird  für  jedes  Jahr  1  Pres.  50  Cts.  angesetzt,  nach  20  Jahren 
beträgt  der  Zuschuß  also  30  Pres.  Im  Palle  der  Invalidität  tritt  das  Bezugs- 
recht in  jedem  Alter  ein,  soweit  nicht  durch  ärztliche  Untersuchung  konstatiert 
wird,  daß  die  Erwerbsunfähigkeit  freiwillig  verursacht  wurde  oder  unter  die  ge- 
werbliche Unfallversicherung  fällt.  Doch  kann  die  Invalidenrente,  den  staat- 
lichen Maxim alzuschuß  von  60  Pres,  einbegriffen,  360  Pres,  nicht  übersteigen. 
Peru  er  steht  es  dem  Versicherten  frei,  schon  vom  55.  Lebensjahre  an  ohne  Nach- 
weis der  Invalidität  seine  Rente  anzutreten.  Er  muß  sich  dabei  nur  eine  ent- 
sprechende Verminderung  der  Rente  und  des  Staatszuschusses  gefallen  lassen. 

Bezüglich  der  Organisierung  ist  den  vorhandenen  Organisationen  Rechnung 
getragen.  Der  Apparat  der  Altersversicherung  setzt  sich  aus  verschiedenen  An- 
stalten zusammen.  Dem  Versicherten  bleibt  die  Wahl,  einzutreten:  1.  bei  der 
Caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse,  der  fakulativen  staatlichen  An- 
stalt; 2.  bei  den  freien  Hilfsvereinen;  3.  bei  den  gesetzlich  zu  gründenden  De- 
partements- oder  Regionskassen;  4.  bei  Unternehmerkassen;  5.  bei  den  Garantie- 
syndikaten der  Unternehmer;    6.  bei  den  Kassen  der  Arbeiterberufsvereine. 

Der  in  Österreich  im  Zustande  parlamentarischer  Beratungen  stehende  Ge- 
setzentwurf betreffend  die  Sozialversicherung  sieht  die  Einführung  der  Invaliden- 
versicherung in  organischem  Zusammenhang  mit  den  schon  bestehenden  beiden 
Zweigen,  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  vor.  Die  Invalidenrenten  sind 
nach  6  Lohnklassen  verschieden  abgestuft  von  120—270  Kronen  als  Grund- 
beträgen, die  mit  der  Zahl  der  Beiträge  wachsen.  Der  Altersrentenanspruch  soll 
mit  dem  65.  Lebensjahr  erworben  werden. 

Literatur:  H.  d.  St.  Artikel  Invaliditäts-  und  Altersversicherung;  Keiner, 
Die  Entwicklung  der  deutschen  Invalidenversicherung,  1904;  Imbert,  Les  retraites 
des  travailleurs,  1905;  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes,  2.  Bei- 
heft 1909.  Geschäftsbericht  des  deutschen  Zentralkomitees  zur  Bekämpfung  der 
Tuberkulose,  1909.  Cornet,  Die  Tuberkulose,  2.  Aufl.,  2  Bde.,  1906;  Bandelier 
u.  Roepke,  Lehrbuch  der  spez.  Diagnostik  und  Therapie  der  Tuberkulose,  1909. 
Old-age  pensions,  London  1903.  Invalidenversicherung  und  Arbeiterwohlfahrt. 
Festschr.  1910.     ReichsarbeitsbL  1910. 
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4.  Arbeitslosenversicherung;. 

Die  Arbeitslosenversicherung  ist  in  der  Hauptsache  ein  unbe- 
bautes Gebiet.  Was  an  Erfahrungen  aber  gesammelt  werden  konnte^ 
läßt  erkennen,  daß  hier  besondere  Voraussetzungen  zu  berücksichtigen, 
sind.  Ob  und  wie  weit  die  Voraussetzungen  einer  eigentlichen  Ver- 
sicherbarkeit  bei  der  Arbeitslosigkeit  erfüllt  sind,  läßt  sich  aber  nicht 
allgemein  feststellen.  Die  Lage  der  Dinge  ist  bei  den  oben  (S.  355) 
auseinander  gehaltenen  Arten  von  Arbeitslosigkeit  verschieden.  Nur 
eine  willkürliche  Abgrenzung  der  zu  versichernden  Arbeitslosigkeitsfälle 
scheint  schlechthin  möglich:  die  Ansprüche  auf  Entschädigung  können 
beschränkt  werden  auf  jene  Fälle,  in  denen  arbeitsfähige  Arbeits- 
willige außer  Stand  sind,  eine  für  sie  geeignete  Arbeit  zu  erhalten. 
Natürlich  ergeben  sich  aber  auch  da  schon  Schwierigkeiten,  da  eine 
allgemeine  und  präzise  Formulierung  dessen,  was  als  geeignete  Arbeit 
anzusehen  ist,  kaum  zu  erreichen  ist.  Es  kommt  nicht  nur  auf  die 
Frage  an,  wie  weit  einem  Arbeitslosen  eine  seiner  bisherigen  Be- 
schäftigung nicht  ganz  gleichartige  Arbeitsgelegenheit  zugemutet 
werden  kann,  sondern  auch  auf  die  Verpflichtung  eines  Arbeitslosen, 
sich  einem  Ortswechsel  zu  unterwerfen.  Welches  ist  der  Arbeits- 
markt, auf  dem  der  Versicherte  vergebens  Arbeit  gesucht  haben  muß, 
um  auf  die  Versicherungs Leistung  einen  Anspruch  zu  haben?  Muß, 
wer  in  Metz  arbeitslos  ist,  in  Königsberg  Arbeit  annehmen?  oder  in 
Nancy?  Und  weiter,  wie  niedrig  muß  der  Lohn  sein,  zu  dem  Arbeits- 
gelegenheit vorhanden  wäre,  damit  der  Arbeitslose  berechtigt  erscheint, 
die  Arbeit  auszuschlagen,  ohne  seines  Entschädigungsanspruches  ver- 
lustig zu  gehen?  All  das  sind  Fragen,  die  mit  dem  Anspruch  auf  die 
zu  versichernde  Leistung  aufs  engste  zusammenhängen.  Die  Schwie- 
rigkeit ihrer  befriedigenden  Lösung  bildet  aber  noch  kein  unüberwind- 
liches Hindernis  gegen  die  Methode  der  Versicherung.  Und  was  die 
Unkenntnis  des  Risikos  anlangt,  die  Unbekanntheit  der  Häufigkeit 
und  Dauer  der  Arbeitslosigkeitsfälle,  so  ist  das  ein  Mangel,  der  von 
Jahr  zu  Jahr  durch  eine  gründliche  Statistik  an  Bedeutung  verlieren 
könnte.  Nicht  ohne  Berechtigung  wird  darauf  hingewiesen,  daß  auch 
bei  den  anderen  Zweigen  sozialer  Versicherung  die  Größe  des  Risikos 
zu  Beginn  nicht  besser  gekannt  war. 

Die  Hauptschwierigkeit,  die  der  Arbeitslosigkeit  im  Wege  steht, 
liegt  einerseits  darin,  daß  der  Eintritt  des  schädigenden  Ereignisses 
wie  seine  Dauer  subjektiven  Einflüssen,  und  zwar  insbesondere  dem 
Verhalten  des  Versicherten  unterworfen  ist  und  anderseits  in  der 
Tatsache,  daß  der  Zustand  der  Arbeitslosigkeit  selbst,  wenn  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  durch  Beschaffung  der  Existenzmittel  abgewendet 
sind,  nicht  nur  nichts  Abschreckendes,  sondern  für  die  Mehrheit  der 
Versicherten  etwas  Angenehmes  ist.   Und  damit  treffen  eben  bei  einer 
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Reihe  von  Arbeitslosigkeitsfällen  die  obigen  Voraussetzungen  der 
Versicberbarkeit  nicht  oder  nur  unvollkommen  zu. 

Bei  den  Fällen  elementar  verursachter  Arbeitslosigkeit  ist  zwar 
die  Unabhängigkeit  von  dem  Willen  des  Versicherten  gegeben,  auch 
wird  im  allgemeinen  das  Risiko  auf  statistischer  Grundlage  ebenso 
verläßlich  bestimmbar  sein  wie  etwa  das  Feuerschaden-  oder  Hagel- 
schlagrisiko, dagegen  bildet  die  Sicherheit  des  Eintritts  der  periodi- 
schen Arbeitslosigkeit  in  gewissen  Saisongewerben  (z.  B.  Zucker- 
industrie) geradezu  einen  Ausschließungsgrund  dieser  Risiken.  Im 
großen  und  ganzen  hat  man  es  aber  hier  mit  objektiven,  d.  h.  sub- 
jektiv unabhängigen  Tatsachen  zu  tun,  und  das  ist  ganz  ähnlich  auch 
der  Fall  bei  den  oben  als  sozial-verursacht  bezeichneten  Arbeitslosig- 
keitsfällen. Auszunehmen  ist  der  Fall  des  Streiks  und  i.  d.  R.  der 
Aussperrung,  bei  denen  subjektive  Einflüsse  trotz  der  allgemein  ge- 
sellschaftlichen Bedingtheit  die  Hauptsache  sind.  Bei  den  übrigen 
Fällen  dieser  Kategorie  ergeben  sich  Schwierigkeiten  für  die  Durch- 
führung der  Versicherung  im  wesentlichen  nur  bezüglich  der  Fest- 
stellung der  subjektiven  Schuldlosigkeit. 

Diesen  Kategorien  treten  die  individuell  verursachten  und  die 
durch  Streik  und  Aussperrung  herbeigeführten  Fälle  für  die  Zwecke 
der  Versicherung  als  die  Fälle  subjektiver  Arbeitalosigkeit 
gegenüber.  Sollen  diese  im  allgemeinen  in  die  Versicherung  einbe- 
zogen sein,  so  muß  doch  der  Gefahr  zweckwidriger  Ausbeutung  der 
Kasse  durch  die  Versicherten  begegnet  werden.  Diese  Gefahr  ist 
keineswegs  gering;  selbst  aus  den  Kreisen  der  im  Durchschnitt  gesell- 
schaftlich-kulturell höchst  entwickelten  Buchdrucker  liegen  genügend 
Klagen  darüber  vor,  daß  arbeitslose  Mitglieder  der  Gewerkschaft 
„sich  drücken",  wenn  ihnen  selbst  tarifmäßige  Arbeit  angeboten  wird. 
Das  Kennzeichen  für  die  Beurteilung  des  Vorhandenseins  des  An- 
spruches auf  Arbeitslosengeld  gegenüber  der  Kasse  ist  die  Nicht- 
existenz  eines  Arbeitsverhältnisses.  Aber  dieses  wie  auch  alle  übrigen 
Momente,  ob  es  sich  um  freiwillige  oder  unfreiwillige,  verschuldete 
oder  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  handelt  und  ebenso  ob  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Beendigung  durch  Annahme  einer  offenen  Stelle  gegeben 
ist,  entzieht  sich  der  Aufstellung  strikter  Normen  und  deshalb  auch 
der  Beurteilung  durch  andere  Personen,  die  mit  den  sozialen  und  be- 
ruflichen Verhältnissen  des  Arbeitslosen  nicht  vertraut  sind.  Davon 
abzusehen  bei  der  Entschädigung,  ob  die  Arbeitslosigkeit  durch  leicht- 
sinnige Kündigung  seitens  des  Arbeiters  oder  durch  Entlassung  wegen 
pflichtwidrigen  oder  gar  böswilligen  Verhaltens  des  Arbeiters  ent- 
stand, ist  nicht  zulässig,  weder  vom  sittlichen  noch  vom  kulturell- 
erzieherischen Standpunkte  aus.  Und  ebenso  erscheint  es  geradezu 
gefährlich,  durch  die  Institution  der  Arbeitslosigkeitsversicherung 
jenes  Maß   von  Vorsicht    in   der   Berufswahl   und  Berufsvorbereitung 
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überflüssig  zu  machen^  das  sicli  in  einer  gewissen  Anpassung  an  die 
gegenwärtige  und  allenfalls  auch  die  voraussichtliche  Marktlage 
äußert. 

Das  alles  sind  Momente,  die  in  der  Tat  eine  Differenzierung  der 
Existenzsicherung  für  die  Arbeitslosigkeit  erforderlich  erscheinen 
lassen  (Oldenberg).  Stellt  sich  für  die  objektive  Arbeitslosigkeit  die 
öffentlich-rechtliche  Existenzsicherung  ohne  allzugroße  Bedenken  als 
möglich  und  sozialpolitisch  als  unbedingt  anstrebenswert  dar,  so  er- 
scheint der  Zwang  wie  überhaupt  die  Versicherung  für  die  individuell 
verursachte  (subjektive)  Arbeitslosigkeit  unzweckmäßig,  teilweise  ge- 
radezu bedenklich,  und  es  ist  die  Existenzsicherung  für  diese  Fälle  der 
Arbeitslosigkeit  in  Form  der  Versicherung  nur  fakultativ  und  keines- 
falls als  soziale  Verwaltungsaufgabe  zu  rechtfertigen.  Nun  fragt  es 
sich  natürlich,  ob  diese  beiden^Kategorien  genügend  scharf  auseinander- 
gehalten werden  können. 

Unentbehrlich  bleibt  bei  jeder  Arbeitslosenversicherung,  wie  immer 
sie  organisiert  sein  mag  die  Verbindung  mit  einem  Arbeits- 
nachweis. Es  geht  nicht  an,  die  Auffindung  der  Arbeit  dem  ein 
Arbeitslosengeld  beziehenden  Arbeiter  zu  überlassen.  Die  Schwierig- 
keiten, die  sich  in  dieser  Richtung  ergeben,  wurden  schon  erwähnt. 
Aber  es  läßt  sich  wohl  mit  einer  gewissen  Elastizität  der  Normen, 
durch  die  die  Annahmepflicht  angebotener  Stellen  geregelt  wird, 
darüber  hinwegkommen.  Der  Zwang  verliert  seine  Härte,  wenn  hin- 
sichtlich der  Stellen,  die  angenommen  werden  müssen,  gewisse  Voraus- 
setzungen erfüllt  sein  müssen,  wenn  z.  B.  bestimmt  ist,  daß  der  Lohn 
der  Stelle  dem  des  Gewerkvereinstarifes  oder  dem  bisherigen  des  be- 
treffenden Arbeiters  oder  wenigstens  dem  ortsüblichen  gleichkommen 
müsse. 

Beschränkt  man  die  Aufgabe  der  sozialen  Verwaltung  hinsicht- 
lich der  Arbeitslosigkeitsversicherung  in  dem  hier  angedeuteten  Sinne 
auf  die  objektive  Arbeitslosigkeit,  dann  ergeben  sich  auch  bezüglich 
der  Frage,  wer  die  Mittel  zur  Bestreitung  der  Versicherungs- 
leistungen aufzubringen  hat,  kaum  besondere  Unklarheiten.  Die 
seinerzeit  in  einem  Antrage  in  der  französischen  Kammer  zum  Aus- 
druck gekommene  Auffassung,  daß  der  Arbeitgeber,  wie  er  während 
einer  Periode  stagnierenden  Geschäftes  für  Instandhaltung  seiner  Pro- 
duktionsmittel sorgt,  auch  für  die  Arbeiter  während  solcher  Zeit  zu 
sorgen  habe,  ist  gegenüber  der  Erkenntnis,  daß  Arbeitslosigkeit  in 
soundso  vielen  Fällen  gesellschaftlich  bedingt  ist  und  durch  gesell- 
schaftliche Einrichtungen  und  Verhältnisse  verursacht  ist,  ebenso  „un- 
gerecht" wie  die  vielfach  vertretene  Auffassung,  daß  gerade  die  Ge- 
meinde als  berufene  Trägerin  dieser  Versicherungslast  anzusehen  sei. 
Die  logische  Basis  dieser  Ideen  ist  merkwürdig  klein.  Die  Gemeinde 
hat  das  Interesse  an  der  Arbeitslosigkeitsversicherung  nur  vom  Stand- 
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punkte  ihrer  Armenfürsorgepflicht.  Die  Verantwortung  für  die  Ent- 
wicklung der  objektiven  Arbeitslosigkeit  trifft  zum  ganz  überwiegenden 
Teil  die  Gesellschaft.  Namentlich  für  die  Steigerung  der  Periodizität 
in  der  Bedürfnisbefriedigung,  die  starke  Konzentration  des  Einkaufes 
(Weihnachten,  Ostern),  die  Schwankungen  der  Mode  u.  dgl.,  ist  die 
Gresellschaft,  ist  das  Publikum  verantwortlich  zu  machen.  Der  Saison- 
charakter eines  Gewerbes  kann  aber  gleichfalls  in  der  Regel  nicht 
auf  das  Konto  der  Unternehmer  geschrieben  werden.  Es  ist  deshalb 
in  erster  Linie  die  Gesellschaft  als  Ganzes  zur  Tragung  der  Hauptlast 
dieser  Versicherung  heranzuziehen.  In  zweiter  Linie  allerdings  kommt, 
wie  wir  gesehen  haben,  das  Profitstreben  des  Kapitals  als  treibendes 
Element  jener  Gestaltung  des  Wirtchaftslebens,  die  die  Arbeitslosig- 
keit steigert,  in  Betracht.  Und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß 
jeder  Geschäftsmann  innerhalb  gewisser  Grenzen  die  Gleichmäßigkeit 
seines  Betriebes  aufrechterhalten  und  damit  Schwankungen  in  der 
Arbeitsgelegenheit  hintanhalten  kann.  Dieser  Einfluß  des  Unter- 
nehmers ist  von  Geschäftszweig  zu  Geschäftszweig  verschieden  und 
deshalb  wird  die  Aufbringung  der  Mittel  auch  nach  Möglichkeit  so 
zu  organisieren  sein,  daß  dadurch  das  Literesse  der  Unternehmer  an 
der  Verminderung  der  Arbeitslosigkeit  in  ihrem  Berufszweige  an- 
geregt wird. 

Den  Arbeiter  selbst  nicht  von  jeder  Beitragsleistung  zu  be- 
freien, empfiehlt  sich  vom  erziehlichen  Standpunkte  gewiß  grundsätz- 
lich. Allein  bei  Beschränkung  der  Entschädigung  auf  die  objektive 
Arbeitslosigkeit  würde  es  genügen,  den  Arbeiter  jenes  Maß  von 
Opfern  tragen  zu  lassen,  das  in  der  Differenz  des  Arbeitslosengeldes 
gegenüber  seinem  durchschnittlichen  Lohne  und  weiter  darin  liegt, 
daß  die  Leistung  des  Arbeitslosengeldes  zweckmäßig  erst  nach  einer 
gewissen  Zahl  von  Wartetagen  eintritt  (Herkner),  sowie  endlich  in 
der  kaum  zu  vermeidenden  Beschränkung  der  Entschädigungsdauer 
auf  eine  gewisse  Zeit.  Hervorgehoben  sei  aber,  daß  die  englische 
Gewerkvereinspolitik  auch  für  objektive  Arbeitslosigkeit  die  Berufs- 
vereine aufkommen  lassen  will. 

Über  die  Organisation  , dieser  Versicherung  sind  die  verschie- 
f         densten  Ideen  schon  vertreten  worden. 

Speziell  in  Deutschland  werden  folgende  Projekte  diskutiert.  Man  fordert 
die  Anschließung  der  Arbeitslosenversicherung:  1.  an  die  Arbeiterverbände,  wofür 
sich  mit  besonderer  Begründung  der  Arbeiterkongreß  Stuttgart  1902  einsetzte, 
2.  an  die  Berufsgenossenschaften  der  Unfallversicherung,  3.  an  die  reichsgesetz- 
liche Krankenversicherung  durch  Zuschlag  zum  Krankenkassenversicherungsbeitrag, 
4.  an  die  reichsgesetzliche  Invalidenversicherung,  5.  an  paritätische  Facharbeits- 
nachweisstellen, endlich  6.  an  Gemeinden.  Diese  Vorschläge  stehen  zum  Teil  in 
Zusammenhang  mit  der  grundsätzlichen  Auffassung  der  betreffenden  Vertreter 
über  die  Aufbringung  der  Mittel,  so  z.  B.  der  namentlich  von  Herkner  vorge- 
schlagene Anschluß  an  die  Berufsgenossenschaften,  zum  Teil  mit  dem  Bestreben 
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die  Verwaltung  der  Arbeitslosigkeitsversicherung  in  die  Hände  gewisser  Inter- 
essentenkreise zu  bringen  oder  umgekehrt  sie  solchen  zu  entziehen.  Jedenfalls  wird 
bei  der  Organisation  Bedacht  zu  nehmen  sein  auf  das  Bedürfnis  nach  Kontrollie- 
rung der  im  Bezug  von  Arbeitslosengeld  Stehenden,  Von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  ist  einmal  wieder  auf  die  engste  Verbindung  mit  dem  paritätischen  Arbeits- 
nachweis und  dann  auf  die  Interessierung  der  Arbeiter  an  der  Kontrolle  Gewicht 
zu  legen.  Denn  obgleich  mit  der  Ausscheidung  der  subjektiven  Arbeitslosigkeit 
aus  den  versicherten  Risiken  die  Kontrolle  wesentlich  vereinfacht  ist,  kann  sie  doch 
wenigstens  in  der  Richtung  nie  entbehrt  werden,  daß  der  Empfänger  von  Arbeits- 
losengeld auch  tatsächlich  arbeits-,  beziehungsweise  hierdurch  erwerbslos  ist. 

Auf  dem  Gebiete  der  Tatsachen  sind  zwei  Gruppen  von  Einrichtungen  zu 
unterscheiden,  die  einigermaßen  als  Verwirklichung  der  eigentlichen  Versiche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeitsfolgen  gelten  können:  I.  Die  Versuche  zur  Einfüh- 
rung der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung.  Ein  solcher  wurde  u.  a. 
gemacht  in  der  Stadt  St.  Gallen  (1895)  mit  Versicherungszwang  vom  Zeitpunkte 
der  Wohnsitznahme  in  St.  Gallen,  für  Männer  mit  einem  durchschnittlichen  Tage- 
lohn bis  zu  5  Fr.  IL  Selbständige  Versicherungskassen  mit  freiwilligem 
Beitritt  sind  bisher  errichtet  worden  in  der  Gemeinde  Bern  (1893),  von  der 
Sparkasse  Bologna  für  die  Provinz  Bologna  (1896),  in  Köln  (1896)  unter  vor- 
wiegend stadtbeamtlicher  Leitung,  in  Basel  (1901)  durch  den  Arbeiterbund,  eine 
Mischform  von  Selbsthilfe  und  öffentlicher  Versicherung  auf  Freiwilligkeit,  in 
Venedig  (1901)  von  einer  privaten  Gesellschaft  mit  Unterstützung  der  Stadt, 
im  Kanton  Genf  (1904),  endlich  in  Leipzig  (1905)  gleichfalls  als  privates  Unter- 
nehmen. 

Die  Erfolge  waren  in  Bern  nicht  unbefriedigend,  jedoch  zeigt  die  Kasse 
keine  Entwicklung.  In  Bologna  und  Venedig  kam  es  mangels  Verbindung  mit 
einem  Arbeitsnachweis  zu  Mißerfolgen.  Die  stadtkölnische  Versicherung  blickt 
auf  befriedigende  Ergebnisse;  sie  hat  in  zwölf  Jahren  11989  Verträge  abge- 
schlossen, von  denen  10  879  zur  Inanspruchnahme  der  Kasse  führten  mit  170  708 
Tagegeldern,  d.  i.  20,16  Tagegelder  auf  jede  der  8465  arbeitslos  gewordenen 
Personen.  Die  kölnische  Kasse  zwingt  nicht  zur  Annahme  von  Stellen,  die  durch 
Ausstand  frei  geworden  sind,  verpflichtet  aber  Unverheiratete,  auch  außerhalb 
Kölns  Stellen  anzunehmen.  Die  Versichertenbeiträge  machen  rund  zwei  Fünftel 
der  Gesamteinnahmen  aus.  Da  die  Kasse  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit 
angelangt  ist,  muß  entweder  an  Erhöhung  des  städtischen  Beitrages  oder  Sper- 
rung der  Mitgliederzahl  gedacht  werden.     Änderungen  sind  geplant. 

Haben  sich  auch  alle  diese  Unternehmungen  als  noch  unvollkommen  ver- 
sicherungstechnisch fundiert  erwiesen,  so  ist  durch  sie  doch  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Erweiterung  der  Kenntnisse  über  das  Risiko  gewonnen  worden. 

Literatur:  Vgl.  die  zum  42,  Kap.  genannten  Schriften,  Jetzt  auch  Michels, 
Das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  und  ihre  Bekämpfung  usw.    A.  f.  Soz.  XXXI. 

Siebenundvierzigstes  Kapitel. 

WürdiguDg  und  Ausblick. 

Die  hauptsächlichsten  sozialpolitisch  wertvollen  Wirkungen  der 
Versicherung  sind  im  Vorausgegangenen  schon  berührt  worden.  Ab- 
schließende Urteile  sind  heute  noch  nicht  berechtigt.  Erst  gilt  es 
auszubauen. 

Das  System  der  Arbeiterversicherung  ist  auch  in  Deutschland 
noch  nicht  ausgebaut.     Abgesehen  von  der  Arbeitslosenversicherung 
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bedarf  es  der  Schaffung  einer  allgemeinen  Hinterbliebenenversicherung. 
Eine  Witwen-  und  Waisenversorgung  ist  für  die  durch  Betriebsunfälle 
Umkommenden  in  der  deutschen  und  österreichischen  Unfallversiche- 
rung, dann  namentlich  in  den  Knappschaftskassen  und  in  den  Pensions- 
instituten für  Eisenbahnbedienstete,  sowie  vereinzelt  für  einige  sonstige 
staatliche  und  städtische  Arbeiter  und  Angestellte  wohl  vorgesehen, 
auch  in  der  deutschen  Invalidenversicherung  ist  ein  kleiner  Ansatz 
in  der  Richtung  verbanden,  aber  das  ist  nur  ein  kleiner  Teil  der  zu 
lösenden  Aufgabe,  an  die  die  deutsche  Gesetzgebung  heranzutreten 
im  Begriff  steht.  Das  Hauptproblem  ist  dabei  die  Fürsorge  für  die 
Waisen,  bzw.  für  die  mit  Kindern  zurückbleibende  Witwe.  Der 
deutschen  Versicherung  wird  aber  besonders  zum  Vorwurf  gemacht, 
daß  ihre  Leistungen  unzulänglich  seien,  daß  namentlich  die  Invaliden- 
renten   die  Leistungen    der   Armenpflege   nicht    entbehrlich    machten. 

Demgegenüber  gilt  es  aber  vor  allem  die  Tatsache  festzustellen, 
daß  dieser  Zweck,  die  Armenfürsorge  entbehrlich  zu  machen, 
überhaupt  bis  auf  weiteres  gar  nicht  im  Machtbereich  der  Ver- 
sicherungsgesetzgebung liegt.  Wenn  nämlich  der  Aufwand  für  Armen- 
fürsorge seit  der  Wirksamkeit  der  Invalidenversicherung  nicht  zurück- 
gegangen, sondern  sogar  gestiegen  ist,  so  ist  das  ein  Beweis  für  die 
ausgesprochen  suppletorische  Funktion  der  Armenpflege:  sie  wendet 
ihre  Tätigkeit  nicht  nur  absolut  Einkommenlosen  zu,  sondern  sie 
unterstützt  auch  solche,  die  zwar  ein  Einkommen,  aber  ein  zu  nied- 
riges beziehen.  Und  aus  der  Konstanz  oder  gar  dem  Steigen  der 
Ausgaben  für  Armenpflege  vor  und  nach  Einführung  der  Invaliden- 
und  Altersversicherung  ist  noch  der  Wahrscheinlichkeitsschluß  zu 
ziehen,  daß  der  Armenpflege  jetzt  die  Möglichkeit  geboten  ist,  inten- 
siver zu  arbeiten,  nicht  mehr  bloß  die  Hungrigen  zu  befriedigen, 
sondern  auch  bessere  Wohnung  und  Kleidung  beschaffen  zu  helfen 
(Olshausen). 

Wenn  nun  wirklich  die  Invalidenrenten  nicht  höher  sind  als  die 
Armenunterstützungen,  so  ist  die  Versicherung  trotz  der  höheren 
Kosten  notwendig,  und  zwar  nicht  allein  der  psychologischen  Im- 
ponderabilien wegen  —  die  Armenpflege  bringt  den  Verlust  gewisser 
politischer  Rechte,  setzt  den  Armen-Unterstützten  sozial  herunter, 
lähmt  die  individuelle  Energie,  das  Selbstgefühl  usf.,  während  die 
Versicherung  das  Bewußtsein  bringt,  auf  der  Basis  der  Arbeit  über 
das  absolute  Nichts  jedenfalls  hinauswachsen  zu  können.  Das  Wert- 
volle der  Versicherungsform  ist  der  unmittelbare  Zusammenhang  der 
Rentenleistung  mit  der  Berufsleistung.  Es  ist  dabei  auch  an  jene  zu 
denken,  die,  invalid  geworden,  nicht  ganz  in  Notdurft  geraten,  weil 
sie  sich  etwas  erspart  haben,  geerbt  haben  u.  dgl.,  auch  sie  soUen 
Anspruch  auf  die  Fürsorge  und  die  Renten  haben  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Bedürftigkeit  (die  bei  der  Armenpflege  entscheidet),  einfacK 
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um  ihrer  Arbeit  willen^  mit  der  sie  sich  diesen  Anspruch  erworben 
haben.  ^) 

Da  aber  die  Versicherung  auch  wirtschaftlich  eine  andere  Methode 
der  Mittelaufbringung  für  die  Unterstützungen  bedeutet,  nämlich  mit 
allmählicher  Ansammlung  der  Kapitalswerte  der  Renten,  so  ist  damit 
die  sozialpolitisch  wichtige  Konsequenz  verbunden,  daß  Kapital,  das 
ideell  Eigentum  der  versicherten  Arbeiterklasse  ist,  aktiv,  die  Richtung 
der  Produktion  bestimmend,  in  das  Wirtschaftsleben  eingreifen  kann. 

Die  angesammelten  Vermögensbestände  der  Versicherungsanstalten  müssen 
freilich  auch  in  entsprechenden  Anlagen  zur  kapitalistischen  Verwertung  ge- 
bracht werden,  um  schon  vorher  eine  wirklich  dem  endgültigen  Verwendungs- 
zweck dienende  Wirkung  auszulösen,  nämlich  um  das  Konsumtionsniveau  der  zu 
Versichernden  zu  verbessern.  Wenn  die  Reserven  einfach  in  Staatspapieren  an- 
gelegt werden,  deren  Erlös  zur  Deckung  unproduktiver  Aufwendungen,  Zahlung 
von  Kriegsschulden  u.  dgl.  verwendet  wurde  oder  wird,  dann  bedeutet  diese  Me- 
thode der  Versicherung  mit  Deckungsfonds- Ansammlung,  daß  die  Arbeiter  durch 
das  Zwischenglied  der  Versicherungsanstalt  Kollektivgläubiger  des  Staates,  daß 
sie  Kapitalisten  werden.  Anders  liegen  die  Dinge  aber,  wenn  diese  Kapitalien 
dem  wirtschaftlichen  Leben  unmittelbar  zugeführt  werden  und  zwar  derart,  daß 
die  Produktionstätigkeit  in  einer  für  die  reale  Bedarfsdeckung  der  Arbeiterkreise 
(d.  h.  der  Versicherten)  vorteilhaften  Richtung  angeregt  wird,  also  z.  B.  zum  Bau 
von  Kleinwohnungen,  von  Wasserleitungen,  Kanalisationen,  zu  Viehzuchts-Darlehen, 
Straßenbau  usf.  Da  wird  die  Arbeiterschaft  als  Kapitalbesitzerin  auch  gleich- 
zeitig die  Leiterin  eines  Teiles  der  nationalen  Produktion,  da  sie  durch  ihre 
Kapitalverwendung  die  Verfügung  über  einen  beträchtlichen  Teil  der  gesellschaft- 
lichen Produktivkräfte  beherrscht.  Selbstverständlich  befruchtet  sie  damit  doch 
auch  wieder  den  ganzen  Markt  und  dies  erklärt  neben  anderem,  daß  Deutschlands 
Industrie  ungeachtet  der  „Belastung"  durch  die  Versicherung  seit  ihrer  Ein- 
führung an  Konkurrenzfähigkeit  gegenüber  dem  Ausland  gewinnen  konnte. 

Gegen  die  Versicherung  werden  auch  nachteilige  Wirkungen  in 
psychologischer  Hinsicht  behauptet:  zunehmende  Verweichlichung, 
die  sich  in  der  Zunahme  der  Unfallentschädigungen  für  kleinere  Ver- 
letzungen äußert,  welche  vorher  glatt  übertaucht  wurden,  das  Auf- 
kommen einer  starken  Neigung  zur  Simulierung  von  entschädigungs- 
berechtigten Zuständen  und  nicht  in  letzter  Linie  die  Abnahme  der 
Selbstverantwortlichkeit. 

Die  Verweichlichung  kann  allerdings,  wenn  auch  die  Symptome 
noch  nicht  bedenklich  häufig  auftreten,  nicht  in  Abrede  gestellt 
vrerden.  Sie  ist  aber  ein  Übel,  das  als  Begleiterscheinung  des  Neuen 
vielleicht   doch   eine  Verminderung    erfahren   wird,    wenn   nicht    eine 


1)  Übrigens  soll  die  Arbeiterversicherung  nur  ein  Minimum  an  Leistung 
bieten,  im  übrigen  die  Möglichkeit  zu  billiger  Mehrversicherung  dem  einzelnen 
Versicherten  bieten,  was  die  deutsche  Reform  mit  der  „Zusatzversicherung"  an- 
strebt. Waisenrenten  sollten  die  analogen  Leistungen  der  Armenpflege  wohl  über- 
steigen. Hier  gilt  es  um  jeden  Preis  das  Kind  des  Arbeiters  vor  dem  Verkommen 
zu  bewahren,  dieser  großen  Quote  der  nächsten  Arbeitergeneration  in  der  Periode 
ihrer  Entwicklung  mindestens  keine  schlechteren  Entwicklungsbedingungen  zuteil 
werden  zu  lassen,  als  den  Kindern  pflichtbewußter  lebender  Arbeiter. 
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natürliclie  Entwicklungstendenz  dahinter  steckt.  Das  Auftreten  der 
Simulation  dürfte  nach  der  Auffassung  einsichtiger  Arzte  vor  allem 
auf  einer  Schwäche  der  Organisation  und  der  Ausführung  (namentlich 
in  der  Unfallversicherung)  beruhen  und  wird  voraussichtlich  bei  Ab- 
kürzung des  Rentenzuerkennungsverfahrens  an  Bedeutung  verlieren. 

Ernster  ist  die  Gefahr  einer  Schwächung  des  Selbstverantwort- 
lichkeitsgefühls. Nicht  als  ob  der  Hinweis  auf  die  steigende  Quote 
von  Unfällen  aus  eigenem  Verschulden  besonders  stichhaltig  wäre. 
Die  Statistik  muß  wohl  eine  Steigerung  dieser  Quote  bringen,  da  die 
Unfallverhütungsmaßnahmen  (Vervollkommnung  der  Technik,  maschi- 
neller Anlagen  usf.)  die  objektiv  verursachten  Unfallziffem  immer 
kleiner  werden  lassen.  Aber,  wie  schon  in  anderem  Zusammenhang 
ausgeführt  wurde,  muß  durch  die  Organisation  und  auch  durch  das 
Ausmaß  der  Leistungen  dem  Verfall  der  Energie  zur  Selbstfürsorge 
entgegengewirkt  werden.  Das  ist  namentlich  in  der  Arbeitslosen- 
versicherung geboten.  Wirkungen  der  Sozialversicherung,  die  in  einem 
Nachlassen  der  individuellen  Zähigkeit  der  Versicherten  zutage  treten, 
gefährden  die  Erfüllung  jener  Voraussetzungen  der  Sozialpolitik,  die 
wir  als  wirtschaftliche  bezeichnet  haben,  insbesondere  die  Erhöhung 
der  gesellschaftlichen  Produktivkraft. 

Die  Versicherung  darf  demzufolge  nicht  zur  Ausschaltung  der 
Mitwirkung  der  Versicherungsbedürftigen  führen,  und  je  schwerer 
kontrollierbar  dieses  Einsetzen  der  individuellen  Energie  beim  Ver- 
sicherten ist,  umso  mehr  müssen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  die 
Selbsthilfe  zur  Entfaltung  zu  bringen  suchen,  und  sollten  die  Ver- 
sicherungseinrichtungen dieser,  namentlich  pekuniär,  nur  mittelbar 
fördern. 

Wenn  diesen  Voraussetzungen  in  der  Ausgestaltung  der  einzelnen 
Versicherungszweige  entsprochen  wird  und  namentlich  auch  in  der 
überall  zur  Geltung  kommenden  Idee  der  Sozialversicherung,  nämlich 
der  Existenzsicherung  auf  der  Basis  des  Arbeitsverhältnisses:  dann 
darf  von  der  Methode  der  Versicherung  auch  erwartet  werden,  daß 
durch  ihren  Einfluß  auf  den  Prozeß  der  Güterverteilung  das  gesell- 
schaftliche Interesse  ausschließlich  gefördert  wird.  Die  Hintanhaltung 
einer  sozusagen  sozialen  Entartung  durch  Verweichlichung  und  Simu- 
lation auf  der  einen,  Unwirtschaftlichkeit  auf  der  anderen  Seite  als 
Frucht  der  Versicherung  müßte  unter  allen  Umständen  leitender  Ge- 
sichtspunkt bei  jedem  Ausbau,  jeder  Reform  des  Versicherungswesens 
bleiben.  Zeigen  sich  vermehrt  bedenkliche  Symptome  in  dieser  Rich- 
tung, so  kann  es  nicht  überraschen,  wenn  die  Idee  auftaucht,  die  Ver- 
sicherungsleistungen, je  mehr  sich  die  Institution  als  solche  eingelebt 
hat,  wieder  in  stärkerem  Maße  auf  den  Schultern  der  Arbeiter  selbst 
aufzubauen,  etwa  die  Zuschußleistung  des  Reiches  allmählich  auf  Un- 
glücksfälle, auf  die  Fälle  vorzeitiger  Invalidität  zu  beschränken,  hin- 
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gegen  die  Witwen-  und  namentlich  die  Waisenversorgung  gut  dotiert 
auszubauen  auf  Kosten  des  Reiches  u.  dgl.  m. 

Gerade  im  Hinblick  auf  solche  Möglichkeiten  kann  auch  das 
Ausmaß  der  Leistungen  der  Sozialversicherung  nicht  in  wünschens- 
werter Weise  gestaltet  werden^  und  darin  liegt  freilich  eine  Härte 
für  viele  Fälle^  die  aber  bei  Schaffung  von  Massenrechten  nicht  ver- 
mieden werden  kann.  Von  der  Versicherung  wie  von  allen  großen 
Lösungen  der  sozialpolitischen  Probleme  gilt  das  Goethische  Wort: 
Nichts  ist  vollkommen^  nichts  ohne  Fehle,  im  Geist  des  Ganzen  liegt 
die  Seele. 

Literatur:  Tyler,  Workmen's  compensation  acts,  Yale  Review  VIT.  vol. 
Farn  am,  The  psychology  of  German  Workmen- Insurance  nnd  Pinkus,  Work- 
mens  Insurance  in  Germany,  Yale-Revievsr  XIII.  Schriften  des  deutschen  Ver- 
eins für  Armenpflege,  Bd.  21,  29  und  53  (Olshausen). 

Br uns,  Die  traumatischen  Neurosen.  Unfallsneurosen.  Wien  1901.  Edinger 
und  Auerbach,  ünfallnervenkrankheiten.  Wien  1900.  Monatsschrift  für 
Unfallheilkunde.  Hellpach,  Rentenhysterie.  Z.  f.  d.  ges.  Versich.-Wiss.  YlII.  Bd. 
Frankenberg,  Die  Vers,  der  Arbeiterwitvsren  und  Waisen  in  Deutschland.  A.  f.Soz. 
Ges.  X.  V.  Loeper,  Die  Versicherung  der  Witwen  und  Waisen,  1907.  Buckely, 
Zur  Frage  der  Mutterschaftsversicherung,  1908. 
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VIII.  Spezialprobleme  für  besondere  Kategorien  von 
Lohnarbeitern. 

Die  vorstehenden  Skizzen  der  sozialpolitischen  Grundprohleme 
geben  die  allgemeinen  leitenden  Gesichtspunkte  und  beziehen  sich  im 
großen  und  ganzen  auf  alle  unselbständigen  Arbeitskräfte,  die  hin- 
sichtlich ihrer  Daseinsführung  infolge  ihrer  Besitzlosigkeit  zum  Kampf 
oder  wenigstens  zu  einer  gewissen  Kampfbereitschaft  gegen  das  Kapital 
gedrängt  sind.  Es  sind  nun  hier  noch  einige  Gruppen  von  Personen 
hervorzuheben,  bei  denen  sich  besondere  Probleme  oder  für  einzelne 
der  erörterten  Probleme  Besonderheiten  ergeben  und  die  dadurch  eine 
Sonderstellung  in  der  Sozialpolitik  einnehmen. 

1.  Privatangestellte. 

Zunächst  ist  hier  einer  Gruppe  zu  gedenken,  die  in  gewissem 
Sinne  als  Mittelstandsferment  gilt  und  gelten  kann:  die  Privatange- 
stellten und  Privatbeamten.  Wir  haben  gewisse  Momente,  die  die 
Mittelstandspolitik  von  der  Sozialpolitik  scheiden,  schon  bei  Erörterung 
des  Begriffes  Sozialpolitik  berührt.  Zwar  zum  Mittelstand  gehörend, 
liegen  die  Interessen  dieser  Gruppe  von  Arbeitern,  trotz  ihrer  gleich- 
falls schon  erwähnten  Tendenz,  in  die  soziale  Klasse  der  kapitalistisch 
Wirtschaftenden  aufzusteigen  (2.  Kap.),  weit  mehr  auf  der  Linie  der 
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Sozialpolitik  i.  e.  S.  als  auf  jener  der  Mittelstandspolitik.  Ihre  Sonder- 
stellung gegenüber  der  übrigen  sozialpolitisch  interessierten  Masse, 
die  sich  schon  in  einem  Mangel  an  Solidaritätsgefühl  für  jene  äußert, 
führt  zu  Sonderbestrebungen,  die  zwar  als  Parallelbewegungen  zu  den 
eigentlich  sozialpolitischen  gelten  können,  aber  durch  den  höheren 
Einkommendurchschnitt  gerechtfertigt,  ja  geradezu  bedingt  erscheinen. 
Diese  Gruppe  von  Berufstätigen  ist  in  starkem  Wachsen  begriffen.  Zuzu- 
rechnen sind  ihr  die  kaufmännischen  Angestellten  in  Handel  und  Industrie,  Be- 
triebsbeamte,  Werkmeister,  Techniker  und  Ingenieure,  Aufseher  und  Verwalter 
landwirtschaftlicher  und  forstlicher  Betriebe,  Angestellte  bei  Notaren,  Anwälten, 
Ärzten  usf.    Ihre  Zahl  betrug  in  Deutschland  1895:  621825  und  1907:  1290  728. 

Die  Gleichartigkeit  der  Bestrebungen  der  Privatbeamten  ist  am 
deutlichsten  an  der  Organisationstendenz  und  den  Zielen  der  Organi- 
sation zu  erkennen.  Die  Organisierung  dieser  Gruppe  ist  namentlich 
in  Deutschland  in  den  letzten  Jahren  mit  großer  Energie  verfolgt 
worden.  Die  Bestrebungen  sind  charakteristisch  namentlich  beim 
Bund  der  technisch  industriellen  Beamten. 

Der  Bund  verfolgt  den  Zweck,  vom  Boden  der  heutigen  Gesellschaftsord- 
nung aus  eine  Hebung  der  rechtlichen,  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage  der 
technischen  Privatangestellten  durchzusetzen.  Es  wird  programmatisch  die  „An- 
erkennung" der  modernen  Entwicklung  zum  Großbetrieb  ausgesprochen  (also  im 
Gegensatz  zu  anderen  mittelstandspolitischen  Bestrebungen !),  aber  Beseitigung  der 
mit  ihr  verbundenen  Schäden  gefordert,  und  zu  diesem  Ende  speziell:  Koalitions- 
freiheit, freiheitlicher  Ausbau  des  Reichsvereinsgesetzes  und  Rechtsfähigkeit  der 
Berufsvereine,  dann  aber  auch  —  und  das  ist  für  die  angestrebte  soziale  Stellung 
bezeichnend  —  Erhöhung  des  Existenzminimums  bei  Gehaltspfändungen  auf 
2000  M.  angestrebt.  Neuestens  verficht  der  Bund  die  Forderung  eines  Mindest- 
gehaltes von  150  M.  monatlich. 

Besondere  Einrichtungen  mit  Rücksicht  auf  die  eigenartigen  Be- 
rufsverhältnisse sind  von  den  Privatangestellten  für  die  Stellenver- 
mittlung geschaffen  worden,  zum  Teil  in  sehr  zweckmäßiger  Form 
(für  Handlungsgehilfen)  im  Wege  der  Selbsthilfe.  Gesetzliche  För- 
derung erwartet  man  dagegen  namentlich  hinsichtlich  der  sog.  Kon- 
kurrenzklausel, die  den  Angestellten  verpflichtet,  nach  seinem  Austritte 
während  einer  bestimmten  Zeit  entweder  in  bestimmten  Gebieten,  oder 
überhaupt  nicht  in  einem  Konkurrenzgeschäft  tätig  zu  sein.  Weiters 
sind  die  Normen  über  die  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  beson- 
dere, entsprechend  den  besonderen  Gebräuchen  und  wohl  auch  mit 
Bedacht  auf  die  gegenüber  den  Arbeitern  verschiedene  Art  und  Weise 
der  Lebensführung.  Äußerst  lebhaft  sind  Bestrebungen  zur  Schaffung 
einer  obligatorischen  Pensionsversicherung  für  Privatangestellte,  wie 
sie  in  Österreich  bereits  verwirklicht  ist. 

Literatur:  v.  d.  Borght  18.  Kap.  Wernicke,  Kapitalismus  und  Mittel- 
standspolitik, 1907;  Jahrbuch  f.  soziale  Bewegung  der  Industriebeamten,  1907 — 1910. 
Schriften  des  Bundes  der  technisch-industriellen  Beamten,  darunter  Nr.  1  Potthoff 
Soziale  Not  und  Organisation  der  technischen  Angestellten,  1905.  Arens,  Die 
staatliche  Pensionsversicherung  der  Privatangestellten  A.  f.  Soz.  XIX. 
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2.  Öffentlicli  angestellte  Arbeiter. 

Aufs  erste  hat  es  den  Anschein,  als  ob  das  Arbeitsverhältnis,  in 
dem  eine  öffentliche  Grebietskörperschaft  Arbeitgeber  ist,  schon  deshalb 
für  die  Arbeiter  besonders  günstig  gestaltet  sein  müßte,  weil  in  allen 
diesen  Arbeitsverhältnissen  das  kapitalistische  Prinzip  der  Rentabilität 
nicht"  ungehemmt  durchgreifen  kann,  Konkurrenzverhältnisse  nicht  oder 
jedenfalls  nicht  entscheidend  mitwirken,  und  weil  namentlich  der  Staat, 
der  vornehmste  Träger  der  Sozialpolitik,  der  die  Forderung  des  Ar- 
beiterinteresses von  Privaten  erzwingt,  mindestens  des  Beispiels  wegen 
das  höchste  an  sozialer  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  leisten 
müßte. 

In  Wirklichkeit  liegen  die  Dinge  nicht  ganz  so:  die  Gesamtheit, 
d.  h.  wenigstens  die  legitimen  Träger  des  Kollektivwillens  in  Staat, 
Stadt  usf.,  die  Vertretungskörper  verlangen  regelmäßig  doch  eine  ge- 
wisse Rentabilität  in  der  Führung  öffentlicher  Betriebe,  die  Konkurrenz 
fehlt  keineswegs  so  ganz,  gewiß  nicht  z.  B.  in  der  Domänenverwaltung 
in  der  Verwertung  von  Waldbeständen,  Bergwerken,  auch  nicht  im 
Eisenbahnbetrieb  u.  dgl.  m.  Und  was  endlich  das  „Beispiel"  anlangt, 
das  der  öffentliche  Betrieb  geben  soll,  so  ist  zu  bedenken,  daß  zwar 
vielleicht  keine  Schwierigkeit  besteht,  den  öffentlichen  Betrieb  eine 
Profitverkürzung  auf  sich  nehmen  zu  lassen,  daß  aber  die  Leistungen 
des  öffentlichen  Betriebes  an  die  angestellten  Arbeiter  doch  die  Grenzen 
überschreiten  können,  bei  denen  der  Privatbetrieb  konkurrenzfähig, 
z.  B.  auf  dem  ausländischen  Markt,  zu  sein  aufhört. 

Und  wenn  wir  endlich  an  die  Bedingtheit  der  Arbeitslohnhöhe 
durch  die  gesellschaftliche  Leistungsfähigkeit  (S.  284  f.)  denken,  so 
sieht  sich  die  Möglichkeit  einer  durchgreifend  nennenswert  höheren 
Entlohnung  der  im  öffentlichen  Betrieb  Angestellten  von  vornherein 
skeptisch  an.  Soll  mit  den  besseren  Arbeitsbedingungen  auch  eine 
höhere  reale  Lebensführung  erreicht  werden,  so  hängt  das  trotz  der 
Rückgriffsmöglichkeit  auf  die  Steuerschraube  eben  wirklich,  wie  Ad. 
Wagner  sagt,  nicht  bloß  vom  „guten  Willen"  der  beteiligten  Instanzen 
ab,  sondern  von  der  Möglichkeit,  die  reichere  Lebensführung,  die  man 
dem  staatlichen  und  kommunalen  Arbeiter  zudenkt,  auch  wirklich  mit 
dem  höheren  Nominallohn  zu  schaffen.  Unmittelbar  aber  kommt  auch 
die  SteuerleistuDgsfähigkeit  mit  in  Frage  und  die  Tatsache,  daß  rasch 
erfolgende  Steuererhöhungen  die  Gefahr  einer  Verdrängung  der  Steuer- 
leistungsfähigsten mit  sich  bringen,  was  namentlich  bei  Gemeinden  im 
Bereich  der  Möglichkeit  liegt. 

Das  sind  Umstände,  die  es  bewirken,  daß  tatsächlich  die  öffent- 
lichen Gemeinwesen  in  der  unmittelbaren  Lohnzahlung  schon  keines- 
wegs obenan  unter  allen  Arbeitgebern  schreiten,  sondern  daß  ihre 
sozialpolitischen  Leistungen  im  eigenen  Betrieb  in  anderen  Richtungen 
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liegen.  Staat  und  Gemeinden  sind  freilich  noch  recht  vereinzelt,  aber 
immerhin  bemerkenswert  genug  zu  einer  Umgestaltung  des  Arbeits- 
verhältnisses geschritten,  die  den  Arbeiter  zwar  nicht  gegenüber  gleich- 
artigen Arbeitskräften  im  privaten  Dienst  im  Einkommen  besser  stellt, 
aber  die  gesamte  Lebensstellung  des  Arbeiters  sichert,  indem  das 
Arbeitsverhältnis  stabilisiert  wird.  Das  Wesen  der  Stabilisierung 
liegt  darin,  daß  die  Kündigung  nach  einer  im  voraus  bestimmten 
Dienstzeit  nur  mehr  seitens  des  Arbeiters  erfolgen  kann,  die  Entlas- 
sung seitens  der  arbeitgebenden  Staats-  oder  Stadtverwaltung  aber 
nur  bei  ordnungs-  oder  pflichtwidrigem  Verhalten  des  Arbeiters  über 
disziplinares  Erkenntnis  oder  gegen  Zahlung  einer  Versorgungsrente 
zulässig  ist.  Damit  ist  die  Lebenslänglichkeit  des  Dienstverhältnisses 
nach  einer  gewissen  Dienstzeit  gesichert. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  Regelung  stehen  andere  Rechte, 
die  den  stabilisierten  Arbeitern  zukommen,  namentlich  die  Anstellung 
mit  längeren  Lohnperioden  und  damit  der  Fortbezug  des  Lohnes  oder 
Gehaltes  bei  vorübergehenden  Arbeitsunterbrechungen,  bei  Feiertagen, 
militärischen  Übungen,  Krankheit,  und  —  wodurch  das  öffentliche 
Arbeitsverhältnis  sich  etwas  stärker  vom  privaten  unterscheidet  — 
Gewährung  reiner  Dienstalterszulagen,  d.  h.  Aufsteigen  in  höhere 
Lohnstufen  derselben  Lohn-  oder  Dienstklasse  ohne  besondere  andere 
Voraussetzungen  als  der  der  Straflosigkeit.  Dadurch  ist  der  Arbeiter 
hinsichtlich  der  Erfüllung  dieses  Anspruches,  der  dem  Arbeiter  beim 
Dienstantritt  als  Anwartschaft  eingeräumt  wird,  der  Willkür  und 
dem  persönlichen  Wohlwollen  der  Vorgesetzten  entrückt.  Renten- 
versorgungen einmal  des  Arbeiters  selbst  im  Falle  der  Erwerbs- 
unfähigkeit und,  ohne  Rücksicht  auf  diese,  nach  bestimmter  Dienst- 
zeit, sind,  wie  die  Hinterbliebenenversorgung,  wertvolle  Bestand- 
teile der  Stabilisierung,  wenn  sie  als  Recht  im  Arbeiterstatut  fest- 
gesetzt sind. 

Eine  solche  Ordnung,  wie  sie  in  einer  Reihe  größerer  Städte  auch 
Deutschlands  und  in  verschiedenen  Staatsbetrieben  schon  verwirklicht 
ist,  hat  man  als  Arbeiterbeamtentum  geglaubt  kategorisieren  zu  sollen. 
In  verschiedenen  Beziehungen  erweist  sich  das  als  juristisch  nicht 
richtig,  da  die  Stellung  des  öffentlichen  Beamten  ein  Gewalt  Verhältnis 
erkennen  läßt,  das  verglichen  mit  dieser  Arbeiterstabilisierung  erheblich 
strenger  zu  sein  pflegt.  Wohl  soU  auch  das  Arbeitsverhältnis  mit  der 
Stabilisierung  stärker  auf  die  Berufsidee  als  aufs  Erwerbsprinzip  ba- 
siert werden,  in  dem  Sinne,  daß  der  ganze  Mensch  sich  dieser  Berufs- 
stellung hingibt  (vgl.  oben  S.  130f.).  Aber  das  hindert  nicht,  daß  z.B. 
dem  Arbeiter  ein  Anspruch  auf  besondere  Bezahlung  von  Überstunden 
eingeräumt  wird.  Ferner  ist  die  Bezahlungsweise  im  Stücklohn  für  die 
Arbeiter  vielfach  erforderlich,  was  keineswegs  die  Stabilisierung  aus- 
schließt, ja  Stücklöhnung  ist  sogar  vielleicht  eine  notwendige  Begleit- 
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erscheinung  dieser,  wo  die  Gefahr  bestellt,  daß  die  Stabilität  des 
Arbeitsverhältnisses  den  Pflichteifer  einschläfert. 

Die  Einräumung  des  Koalitionsrechtes  für  in  öffentlichen  Diensten 
stehende  Arbeiter  wurde  schon  in  anderem  Zusammenhang  erörtert. 
Es  ist  also  zwischen  dem  Koalitionsrecht  und  dem  Kampfmittel  der 
Koalition,  dem  Streik,  ein  Unterschied  zu  machen.  Das  Recht,  sich 
zu  verständigen,  zu  organisieren  und  als  Organisation  die  Interessen 
der  ganzen  Gruppe  gerade  in  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  wahren, 
wird  den  angestellten  Arbeitern  auch  trotz  der  offenbar  besten  sozial- 
politischen Denkweise  der  vorgesetzten  Organe  zugestanden  werden 
müssen.  Wohl  kann  man  konstruieren:  derjenige,  der  in  den  öffent- 
lichen Dienst  tritt,  begibt  sich  eben  bewußt  des  Koalitionsrechtes  und 
er  erklärt  sich  offenbar  mit  den  Arbeitsbedingungen  und  Machtver- 
hältnissen zufrieden,  wie  sie  bei  seinem  Eintritte  bestehen.  Aber  das 
kann  niemals  eine  Rechtfertigung  für  die  Verweigerung  des  Koali- 
tionsrechtes bilden.  Denn  die  Welt  steht  nicht  still,  und  wenn  die 
Bedingungen,  zu  denen  er  die  Arbeit  aufnahm,  konstant  geblieben 
sein  mögen,  so  kann  sich  eben  ihr  Inhalt,  ihr  realer  Gehalt,  ihr  Wert, 
d.  h.  ihre  Bedeutung  im  Vergleich  zu  anderen  geändert  haben,  und  es 
muß  den  „Angestellten^^  wie  den  „freien  Arbeitern"  die  Möglichkeit 
eingeräumt  werden,  sich  bemerkbar  zu  machen,  sich  zu  rühren  und 
die  Berufsinteressen  nachzuweisen  und  zu  verteidigen,  wenngleich  die 
Betätigung  des  schärfsten  Mittels  der  Koalition,  des  Streikes,  ihnen 
versagt  bleiben  muß. 

Nach  dem,  was  über  die  Arbeiterausschüsse  oben  (S.  224)  aus- 
geführt wurde,  können  keine  Zweifel  bestehen,  daß  auch  der  öffent- 
liche Betrieb  ein  Interesse  an  diesen  hat. 

Literatur:  Außer  den  zum  17.  und  37.  Kap.  genannten  Schriften:  Zwie- 
dineck,  Lohnpolitik  und  Lohntheorie,  1900.  Mombert,  die  deutschen  Stadt- 
gemeinden und  ihre  Arbeiter,  1902.  Klien,  Minimallohn  und  Arbeiterbeamten- 
tum, 1902.  Zwiedineck,  Das  sogenannte  Arbeiterbeamtentum.  J.  f.  G.  XXYII; 
ders.,  Beiträge  zur  Lehre  von  den  Lohnformen,  1904.  Leo,  Die  Frage  des 
Streikrechts  in  öffentlichen  Betrieben.  A.  f.  Soz.  XXVIL  Court  in,  Über  die 
"Wirkung  der  Stabilisierung  von  Werkstättenarbeiten.  Z.  f.  d.  g.  St.  62.  Leoni, 
Die  Aufgaben  der  Städte  als  Arbeitgeber.  Ev.  soz.  Kongr. -Verhandlungen,  1907. 
Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  132.  Über  die  wirtschaftlichen  Unternehmungen  der  Ge- 
meinden, 1909.  Die  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  der  Gemeindearbeiter  in 
deutschen  Städten.    Veröff.  d.  Kais.  Stat.  Amt.    1908—1909. 

3.  Landwirtscliaftliclie  Arbeiter  und  Gesinde. 

Auch  die  Besonderheit  der  sozialpolitischen  Aufgaben  bezüglich 
dieser  Gruppe  von  Lohnarbeitern  wurde  mehrfach  schon  berührt.  Die 
Besonderheiten  betreffen  aber  geradezu  auch  den  Kern  der  sozialen 
Frage:  es  besteht  hier  gar  nicht  überall  ein  Klassengegensatz  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  und  wenn  man  ja  auch  im  klein- 
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gewerblichen  Arbeitsverhältnis  da  und  dort  den  Klassengegensatz  ver- 
wischt findet,  hier  tritt  er  noch  viel  mehr  zurück. 

Um  auf  Deutschland  zu  exemplifizieren:  Im  Süden  und  Westen  existieren 
ausgedehnte  Gebiete,  die  eine  ländliche  Arbeiterfrage  im  sozialpolitischen  Sinne 
jedenfalls  nicht  kennen,  wo  ein  sozial  geschiedener,  sich  aus  sich  selbst  er- 
zeugender ländlicher  Arbeiterstand  so  gut  wie  nicht  besteht.  Es  ist  das  Gebiet 
mit  stark  parzelliertem,  im  Erbgang  regelmäßig  weiter  geteilten  Besitz,  wo  der 
Boden  von  einer  Hand  zur  andern  geht,  der  Kleinbesitzer  sich  Land  zusammen- 
scharrt, das,  sobald  er  stirbt,  wieder  auseinanderfällt.  Es  besteht  keine  soziale 
Scheidewand  zwischen  dem  Kleinstellen-Besitzer,  der  Arbeit  sucht,  und  dem  bäuer- 
lichen Besitzer,  der  der  Arbeiter  bedarf.  Es  ist  gar  nicht  anders  denn  selbst- 
verständlich, daß  der  Arbeiter  als  gleichberechtigte  Partei  unter  Abstreifung 
aller  Kennzeichen  eines  Herrschaftsverhältnisses  behandelt  wird.  Das  Taglöhnern 
wird  nicht  als  Pflicht,  sondern  als  nachbarlich -freundschaftliche  Aushilfe  auf- 
gefaßt. Es  ist,  wie  M.  Weber  formulierte,  ein  auf  die  Spitze  getriebener  Indi- 
vidualismus: Arbeitet  der  Mann,  dann  ist  es  gut,  arbeitet  er  nicht,  dann  hat  er 
die  Folgen  wirtschaftlich  selbst  zu  tragen,  er  verletzt  aber  dabei  keine  andere 
als  höchstens  eine  gemeindegenossenschaftliche  Pflicht,  für  die  da  und  dort  ein 
sehr  entwickeltes  Bewußtsein  zu  finden  ist. 

In  anderen  Gegenden  da  herrscht  aber  auch  nach  der  Bauern- 
befreiung das  Pflichtprinzip  mit  seiner  straflen^  das  ganze  Leben  um- 
fassenden Anspannung.  Ja,  vielfach  hat  der  viel  zu  sehr  bloß  zer- 
störende Akt  der  Bauernbefreiung,  mit  dem  keine  neue  Organisation 
geschaffen  wurde,  nur  dem  Großgrundbesitzer  einen  Vorteil  aus  der 
Hörigkeitsaufhebung  gebracht,  wie  namentlich  in  Ungarn  und  Ruß- 
land, gebietsweise  auch  in  Deutschland,  indem  ihm  in  steigendem 
Maße  absolut  gefügige  besitzlose  oder  wenig  besitzende  Arbeitermassen 
zur  Verfügung  standen.  Mangel  an  Einsicht  in  die  Notwendigkeit 
einer  Förderung  der  Daseinsbedingungen  dieser  Massen  ist  es,  was 
allerdings  auch  eine  Reaktion,  Aus-  und  Abwanderung,  und  schließlich 
Leutenot,  in  der  Landwirtschaft  gezeitigt  hat. 

Daß  die  Landarbeiterfrage  in  der  Sozialpolitik  so  sehr  vernach- 
lässigt worden  ist,  hat  seinen  Grund  gewiß  vor  allem  darin,  daß  die 
Klassengegensätzlichkeit  im  gewerblichen  Leben  die  sozialpolitische 
Arbeit  weit  mehr  in  Anspruch  nahm,  daß  hier  auch  die  Lebens- 
bedingungen überwiegend  ungünstiger  sind,  was  z.  B.  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  durchschnittlichen  Lebensdauer  in  ländlichen  und  in- 
dustriellen Gebieten  hervorgeht.  Aber  ein  anderer  Erklärungsgrund 
für  diese  Vernachlässigung  muß  wohl  in  der  morphologischen  ün- 
gleichartigkeit  der  ganzen  Gruppe  gesucht  werden,  in  der  Verschieden- 
heit des  materiellen  Inhaltes  der  Verträge.  Deshalb  ist  die  sozial- 
politische Seite  der  Landarbeiterfrage  ^)  am  allerwenigsten  einheitlich 
schematisch  zu  behandeln,  sie  ist  auch  dort,  wo  sich  die  Klassen- 
gegensätze merklich  fühlbar  machen,  unter  keinen  Umständen  schlecht- 


1)  Wobei  übrigens  betont  sei,  daß  die  spezifisch  wirtschaftliche  Seite,  die 
Leutenot,  wohl  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  sozialpolitischen  steht.  Die 
Behandlung  dieser  wird  zum  großen  Teil  die  andere  mit  fördern. 
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hin  mit  den  Mitteln^  die  in  der  gewerbliclien  Arbeiterfrage  verwendet 
werden  müssen^  anzupacken. 

Die  Mehrzahl  sozialpolitischer  Forderungen,  die  in  dieser  hin- 
sichtlich der  Arbeitsbedingungen  erhoben  werden,  passen  nicht  auf 
die  Verhältnisse  in  der  Landwirtschaft. 

So  treten  beispielsweise  innerhalb  des  Arbeiterschutzes  i.  e.  S.  die  Ge- 
sichtspunkte, die  die  Beschränkung  der  täglichen  Arbeitsdauer  notwendig 
oder  zweckmäßig  erscheinen  lassen,  gegenüber  sozialwirtschaftlichen  Er- 
wägungen zurück.  Eine  für  den  gewerblichen  Arbeiter  exzessiv  erscheinende 
Arbeitszeit  ist  bei  landwirtschaftlicher  Betätigung  nicht  nur  gesundheitlich  in 
der  Kegel  wohl  hinnehmbar,  sondern  sie  ist  auch  im  gesellschaftlichen  Interesse^ 
namentlich  wenn  es  sich  um  die  Rechtzeitigkeit  gewisser  Arbeiten  und  ihrer  Voll- 
endung handelt,  ökonomisch  unerläßlich.  Im  gewerblichen  Arbeitsprozeß  lassen 
sich  die  Arbeiten  in  ihrer  zeitlichen  Anordnung  vom  Menschen  beherrschen. 
Fälle,  in  denen  die  Natur  zu  Abweichungen  im  Allgemeininteresse  zwingt,  z.  B. 
um  Sachvernichtungen  hintanzuhalten,  sind  Ausnahmen.  In  der  Landwirtschaft 
ist  nicht  bloß  der  Eigentümer  der  Frucht  des  Bodens  an  der  Erhaltung  dieser 
interessiert,  sondern  in  der  Regel  die  ganze  Gesellschaft.  Eine  Konzentration  der 
Arbeitskraft  zur  Erntezeit,  durch  die  die  Existenzgrundlagen  für  die  Ernährung 
gesichert  werden,  erfolgt  ganz  speziell  zum  Vorteil  der  minder  zahlungsfähigen 
Bevölkerung,  sofern  gerade  bei  den  Bodenprodukten  die  Preisbildung  besonders 
klar  die  Funktion  zu  erfüllen  hat:  nach  Maßgabe  der  vorhandenen  Menge  des 
Gutes  aus  der  Gesamtnachfrage  die  minder  zahlungsfähigen  Interessenten  aus- 
zuscheiden. Ist  der  Zusammenhang,  der  hier  nur  angedeutet  werden  kann,  auch 
keineswegs  immer  so  ganz  durchsichtig,  in  der  Hauptsache  greift  er  doch  durch. 
Das  kulturideelle  Interesse  au  der  Einschränkung  der  Arbeitszeit  (vgl.  S.  254) 
braucht  bei  langen  Tagesarbeitszeiten  nicht  zu  kurz  zu  kommen.  Die  Ungleich- 
mäßigkeit  der  Arbeit,  die  in  der  Landwirtschaft  von  der  Natur  aufgedrungen 
wird,  ermöglicht  einen  genügenden  Ausgleich  gegen  die  starke  Inanspruchnahme 
der  Arbeitskraft.  Und  ähnlich  liegen  die  Dinge  auch  z.  B.  bezüglich  des  Kinder- 
schutzes, wenngleich  die  Gefahren  der  Kinderarbeit  in  der  Landwirtschaft  viel- 
fach unterschätzt  werden.  Die  Statistik  der  Krüppelkinder  hat  die  Gefährdung 
der  Kinder  bei  Viehantrieb  und  bei  Maschinenbedienung  in  ein  höchst  bedenk- 
liches Licht  gerückt.  Aber  es  wäre  doch  verfehlt,  die  gewerblichen  Schutz- 
maßnahmen hier  glatt  zu  übernehmen,  z.  B.  etwa  das  Verbot  der  Arbeitsverrich- 
tung vor  7  Uhr  morgens,  zumal  die  Morgenarbeit  zuträglicher  ist  als  die  Arbeit 
in  der  Mittagshitze.  Auch  ein  Verwendungsmaximum  von  3  oder  4  Stunden  wäre 
zweckwidrig  u.  ä.  m. 

Es  bestünde  die  Gefahr,  die  Sozialpolitik  durch  Verallgemeinerung 
ihrer  Mittel  und  Wege  in  einen  nicht  allein  unfruchtbaren,  sondern 
auch  sie  diskreditierenden  Doktrinarismus  zu  treiben.  Wirkliche 
Kenner  der  Verhältnisse  —  und  was  beachtenswert  ist,  gerade  auch 
solche  aus  dem  sozialdemokratischen  Parteilager  —  erblicken  die  ent- 
scheidende Eigentümlichkeit  der  Landarbeiterfrage  darin,  daß  sie  we- 
niger eine  Lohn-  als  eine  Landfrage  ist.  Das  ist  dann  selbstver- 
ständlich auch  ausschlaggebend  für  die  Ziele  der  Organisationsbestre- 
bungen. Die  Tatsache,  daß  der  Hauptpreis  eines  gewerkschaftlichen 
Kampfes  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  höhere  Geldlöhne  und 
noch  weniger  kürzere  Arbeitszeiten,  sondern  Landanteile  sind,  dürfte 
zur  Folge  haben,  daß   die  Form   der   Gewerkschaft   in  der  landwirt- 
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schaftlichen  Arbeiterbewegung  erhebliche  Umgestaltungen  erfahren 
wird.  Bezeichnend  ist  die  Dezentralisierung,  die  in  den  Organisations- 
anfängen in  Frankreich,  in  den  provinzialen  Landarbeiterverbänden 
Italiens  zutage  tritt. 

Bezüglich  der  Verhältnisse  in  Deutschland  meint  Schulz  (Soz.  Mon.  1908.  III).: 
manche  Landarbeitergewerkschaft  dürfte  eich  nach  italienischem  Vorbild  zur  Ge- 
nossenschaft zwecks  Pachtung  von  Land  weiter  entwickeln,  um  es  entweder  ge- 
meinsam im  Großbetrieb  oder  besser  einzeln  im  Kleinbetrieb  zu  bewirtschaften. 
Andere  dürften  zugleich  die  Funktion  eines  Schutzverbandes  zwecks  Wahrung 
ihrer  Klasseninteressen  bei  der  Durchführung  der  Arbeiteransiedelungen  über- 
nehmen, die  nach  dem  Vorgang  der  pommerschen  und  der  ostpreußischen  An- 
«iedlungsgesellschaften  für  die  nächsten  Jahrzehnte  in  den  Großgüterdistrikten 
in  bedeutendem  Umfange  zu  erwarten  sind. 

Ob  die  Koalitionsfreiheit  der  Weg  ist,  die  soziale  Hebung  der 
Landarbeiter  herbeizuführen,  steht  übrigens  noch  sehr  in  Frage,  ihre 
Wirksamkeit  ist  umso  zweifelhafter,  je  mehr  die  Landarbeiterfrage 
als  ein  Problem  nicht  des  Lohnes,  sondern  der  Bodenbesitzreform  er- 
kannt wird.  Das  Koalitionsverbot  ist  in  Deutschland  nicht  einmal  im 
ganzen  Gebiet  des  preußischen  Staates  in  Kraft,  verschiedene  Gebiete 
haben  unbeschränktes  Koalitionsverbot,  und  doch  ist  die  Organisation 
ganz  minimal.  Man  verweist  auf  die  revolutionären  Bauemerhebungen 
des  XV.  und  XVL  Jahrhunderts,  auf  die  französische  Winzerbewegung, 
die  italienischen  und  ungarischen  Landarbeiterunruhen,  und  glaubt  in 
dem  Schwanken  zwischen  tatenloser  Gleichgültigkeit  und  einer  bis 
ins  Maßlose  gesteigerten  Leidenschaftlichkeit  nur  das  natürliche 
Phänomen  zu  sehen,  daß  getrennt  wohnende,  selten  einander  be- 
rührende Menschen  mit  primitiver  Bildung  nur  durch  große  Leiden- 
schaft oder  planmäßige  politische  Agitation  zu  einer  Schar  zusammen- 
getrieben werden,  und  dann  eben  immer  nur  zu  einer  Aktion  von 
kurzer  Dauer.  So  liegen  die  Dinge  aber  wohl  nicht.  Man  denke 
nur  an  das  Aufkommen  des  Boykotts,  dieses  zähen,  organisierten 
Zusammenschlusses,  in  der  Landwirtschaft  Irlands.^)  Tatsächlich  be- 
•stehen  doch  auch  regelrechte  Landarbeitergewerkschaften,  namentlich 
in  Italien,  Ungarn,  Großbritannien  und  Österreich.'^)  Deshalb  muß 
•die  Aufhebung  der  Koalitions verböte  gefordert  werden,  selbst  wenn 
der  Erfolg  zweifelhaft  sein  sollte.  Denn  das  ist  ja  allerdings  wahr- 
scheinlich, zunächst  weil  die  Beteiligung  an  der  Organisierung  quan- 
titativ wie  qualitativ  (hinsichtlich  der  Qualität  der  Elemente)  mangel- 
haft bleiben  dürfte,  dann  aber,  diese  auch  immerhin  vorausgesetzt, 
weil  der  viel  unmittelbarere  Kontakt  zwischen  beiden  Vertragsparteien, 


1)  Boykott  hieß  ein  irischer  Güterverwalter,  der  seiner  Schroffheit  und 
Schikanen  wegen  keine  Arbeiter  mehr  finden  konnte  und  der  allgemeinen  Ach- 
tung verfiel. 

2)  Nach  den  Mitteilungen  des  internat.  Gewerkschaftssekretariates  waren 
1907:  150125  Landarbeiter  organisiert. 
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die  stärkere  Übereinstimmung  der  Interessen,  anderseits  die  Ungleich- 
heit der  Landarbeiterverhältnisse,  das  Substrat  für  einen  Konstitutio- 
nalismus wesentlich  einengen.  Auch  die  kollektive  Yertragschließung 
hat  wohl  allenthalben  hier  eine  engere  Basis,  am  meisten  Möglichkeit 
wohl  noch  für  die  Wanderarbeiter. 

Das  soziale  Bedenken,  daß  mangels  einer  wirksamen  Organisation 
das  kulturell  wertvolle  Moment  der  inneren  persönlichen  Unabhängig- 
keit verkümmern  oder  überhaupt  nicht  zur  Entwicklung  kommen 
könnte,  dürfte  wohl  unter  dem  Einfluß  einer  durchgreifenden  Boden- 
besitzreform, durch  die  für  das  Vorhandensein  von  genügend  Land 
für  die  Kleinansiedlung  gesorgt  wird,  an  Gewichtigkeit  wesentlich 
verlieren.  Und  es  trifPt  da  wohl  das  Wort  eines  Kenners  des  Land- 
volkes zu,  daß  der  landwirtschaftliche  Beruf  wie  kaum  ein  anderer 
entschlossene  und  ganze  Menschen  zu  erziehen  vermag. 

Bildungsarbeit,  Regelung  der  Kündigungsbedingungen,  insbeson- 
dere Gleichstellung  beider  Parteien,  allenfalls  Beseitigung  der  allzu- 
langen Vertragsdauer,  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  werden 
zweckmäßig  nebenher  gehen  müssen. 


Zum  Teil  berührt  sich  die  Stellung  der  ländlichen  Arbeiter  mit 
der  des  Gesindes  sehr  nahe,  denn  landwirtschaftliche  Dienstboten 
haben  vielfach  ähnliche  Interessen  wie  die  dem  Hauswesen  des  Arbeit- 
gebers nicht  eingegliederten  Landarbeiter;  das  ist  namentlich  dann 
der  Fall,  wenn  sie  wie  in  Nordost-,  auch  Mitteldeutschland,  nicht  mehr 
im  Hauswesen  des  Arbeitgebers  leben,  sondern  Wohnung  oder  Miets- 
entschädigung, Naturalien  statt  Kost,  nicht  selten  Wochenlohn  und 
Bezahlung  von  Überstunden  erhalten.  Während  es  sich  bei  diesen 
Dienstboten  vorzüglich  um  Lebensstellungen  handelt,  so  daß  damit 
der  sozialen  Stellung  ein  Merkmal  aufgeprägt  ist,  liegen  die  Dinge 
bei  den  „städtischen"  Dienstboten  oder  Hausangestellten,  wie  sie  jetzt 
genannt  sein  wollen,  erheblich  anders.  Es  zeigt  sich  hier  fast  eine 
Tendenz  in  dem  Sinne,  daß  diese  Erwerbstätigkeit  ein  bloßes  Durch- 
gangsstadium wird.  Für  die  Masse  dieser  Erwerbstätigen  ist  sie  heute 
schon  nicht  mehr  Lebensberuf. 

Es  sind  vorwiegend  weibliche  Arbeitskräfte,  um  die  es  sich  han- 
delt, und  es  ist  ferner  festzustellen,  daß  ihre  Zahl  relativ,  d.  h.  im 
Verhältnis  zur  Bevölkerungsvermehrung  und  ziemlich  allenthalben  auch, 
absolut  abnimmt. 

In  Deutschland  wurden  an  Gesindepersonen  gezählt  1882:  1324  924  (da- 
von 42510  männlich),  1895:  1339316  (25  359  männlich)  und  1907:  1264755 
(15  372  männlich). 

Diese  Abnahme  hat  trotz  einer  bedeutenden  Verminderung  der 
früher  von  Dienstboten  im  Hauswesen  verrichteten  Arbeiten  —  man 
denke  an  die  heute  fast  ausschließlich  gewerblich  betriebenen  Arbeiten 
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des  Spinnens,  Lichterziehens,  Schlachtens,  an  das  im  städtischen  Fa- 
milienhauslialt  entbehrlich  gewordene  Wassertrageu,  Holz-  und  Kohlen- 
zerkleinern —  einen  derartigen  Mangel  an  Dienstboten  ausgelöst,  daß 
ihre  Stellung  sich  wesentlich  bessern  konnte,  in  Lebensführung,  Lohn, 
Freizeit,  Behandlung  u.  a.  m.  Wenn  trotzdem  Mißstände  im  Wohnen, 
in  der  Nahrung,  Arbeitsdauer,  Behandlung  usf.  vorkommen,  so  hängt 
dies  mit  Härten  in  den  bestehenden  Dienstbotenordnungen  und  mit 
dem  Mangel  an  Bildung  und  Verständnis  in  den  Kreisen  der  arbeit- 
gebenden Hausfrauen  vor  allem  zusammen. 

Wieder  ist  sehr  fraglich,  ob  die  Selbsthilfe  durch  Koalition  diesen 
Übelständen  abhelfen  wird.  Die  Übelstände  bestehen  vorzugsweise 
gegenüber  Anfängern  und  gegenüber  den  minder  energischen,  gutmü- 
tigen Arbeitskräften.  Und  das  sind  am  wenigsten  die  Elemente,  aus 
denen  eine  leistungsfähige  Gewerkschaft  geschmiedet  wird.  Solange  der 
Dienstbotenmangel  herrscht,  werden  die  Übelstände  übrigens  weniger 
scharf  werden.  Die  Dinge  können  aber  viel  schlechter  werden,  so- 
bald diese  Marktlage  sich  ändert.  Zwar  fehlt  auch  hier  das  spezifisch 
Gegensätzlichkeiten  nährende  Element  der  kapitalistischen  Rentabilitäts- 
interessen. Aber  die  Tendenz  aus  der  Arbeitskraft  herauszuschlagen,, 
was  sie  leisten  kann,  kann  doch  da  und  dort  böse  Konsequenzen 
zeitigen.  Dagegen  anzukämpfen  wird  ohne  eine  Zentralisierung  des 
Dienstbotenwesens  in  einer  Stelle,  die  die  Arbeitsvermittlung  besorgt, 
und  die  statt  der  Dienstboten  auf  die  Dienstgeber  Einfluß  nimmt  — 
was  heute  da  und  dort  schon  geschieht  —  kaum  erreichbar  sein. 
Das  Verständnis  für  den  starken  Assimilationsprozeß  fehlt,  der  sich 
vollziehen  muß,  wenn  das  Dienstmädchen  aus  niedrigeren  Verhält- 
nissen in  der  neuen  Umwelt  das  richtige  Maß  seiner  Ansprüche  finden 
soll  —  das  wirtschaftlich  und  sozial  Zweckmäßige  —  und  dieses  Ver- 
ständnis muß  bei  den  Arbeitgebern  entwickelt  werden. 

Literatur:  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd  53—55,  Die  Verhältnisse  der  Landarbeiter 
in  Deutschland,  1892.  M.  Weber,  Die  Landarbeiter  in  den  evangelischen  Ge- 
bieten Norddeutschlands,  1899-1902;  v.  d.  Borght  19.  Kap.  v.  d.  Goltz,  Die 
ländliche  Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  1874.  H,  d.  St.,  die  Artikel:  Landwirtschaftliche 
Arbeiter  u.  Gesinde.  Schulz,  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  Soz.Mon.  1908,111 
Heim,  Die  ländliche  Dienstbotenorganisation,  1907.  Gerlach,  Ansiedlung  von 
Arbeitern  im  Deutschen  Reich,  1908.  Katz,  Das  Koalitionsrecht  der  Landarbeiter 
Soz.  Pr.  XVin.  Maurenbrecher,  Das  Dienstbotenproblem  in  den  intellektuellen 
Kreisen,  Soz.  M.  1909,  IIL  Stillich,  Die  Lage  der  weiblichen  Dienstboten  in 
Berlin,  1902.  Bunzel,  Die  Landarbeiterfrage,  A.  f.  S.  XXIV.  Kahler,  Dienst- 
botenfrage und  Gesindeordnung,  Soz.  Pr.  XVIII. 

4.  Die  Heimarbeiter.^) 
Fürs  erste  könnte  die  Sonderbehandlung  der  Heimarbeit  in  der 
Sozialpolitik  unberechtigt  erscheinen,    denn   es  treten  alle  Probleme 

1)  Nach  dem  Sprachgebrauch  kommt  die  Bezeichnung  Heimarbeiter  immer 
ausschließlicher  für  jene  gewerblichen  Produzenten    in  Anwendung,    die    in  der 
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nur  zumeist  außerordentlicli  verschärft  in  der  Heimarbeit  auf,  die 
Mängel  der  rechtlichen  Vertragssicherung,  die  Bildung  unglaublicher 
Hungerlöhne,  Arbeitslosigkeit,  körperliche  Gefährdungen,  14-  und 
16  stündige  Arbeitszeit,  Kinderausbeutung,  Wohnungselend,  Fehlen  jeder 
Fürsorge  bei  Erwerbsunfähigkeit.  Was  aber  das  Heimarbeitselend 
zu  einem  speziellen  Problem  macht,  ist  einmal,  daß  es  seine  Grund- 
lage in  einer  eigenartigen  Organisation  des  kapitalistischen  Betriebes 
hat,  durch  die  eine  Verantwortlichkeit  eines  kapitalistischen  Arbeit- 
gebers außerordentlich  schwer  aufrecht  zu  erhalten  ist,  schon  weil  die 
Heimarbeiter  in  gar  nicht  wenigen  Fällen  sich  als  selbständige  Ar- 
beiter, als  Gewerbetreibende  fühlen,  es  jedenfalls  auch  sein  wollen, 
wo  sich  für  sie  daraus  die  Sicherung  ihres  bisherigen  Verhältnisses 
zum  „Verleger"  ergibt,  und  zweitens,  daß  der  Weg  der  Selbsthilfe 
hier  kaum  in  Betracht  kommt,  so  daß  also  alle  Einwirkung  gewerk- 
schaftlicher Organisation  auf  die  Arbeitsbedingungen  zumeist  fehlt. 
Sogar  in  der  Konfektionsindustrie,  in  der  die  Organisationsbestrebungen 
bisher  am  meisten  Erfolg  aufzuweisen  haben,  sind  die  Leiter  der 
organisierten  Arbeiterschaft  oft  genug  von  den  Arbeitern  im  Stiche 
gelassen  worden.  Es  kommt  daher  für  diese  gewerblichen  Arbeiter 
in  stärkerer  Dringlichkeit  als  für  andere  das  Eingreifen  des  Staates 
in  Frage.  Sofern  eine  noch  radikalere  Politik  zur  Bekämpfung  und 
Ausrottung  der  heimarbeitlichen  Elendsquelle  notwendig  wäre  als  die 
Schutzgesetzgebung  und  Organisation,  ist  staatliche  Autorität  nur 
umso  unentbehrlicher. 

Daß  die  Heimarbeit  ein  von  der  Sozialpolitik  so  sehr  vernach- 
lässigter Zweig  gewerblicher  Lohnarbeit  werden  konnte,  findet  seine 
Erklärung  vor  allem  in  der  Schwierigkeit  der  Mittel  und  Wege  der 
Abhilfe.  Denn  auch  die  sozialpolitischen  Idealen  ferne  stehenden  Be- 
völkerungsteile sind  an  einer  Reform  der  Heimarbeit  außerordentlich 
unmittelbar  interessiert.  Die  sanitäre  Gefährdung  der  Käufer  von 
Heimarbeitswaren  ist  groß  genug. 

Es  ist  keine  Übertreibung,  wenn  man  sich  manche  Produktionsstätte  der 
Heimarbeitsindustrie  als  eine  Krankenstube  vorzustellen  hat,  mit  einem  Bett,  in 
dem  ein  syphilitisch  durchseuchter  Mensch  mit  einem  Krebsgeschwür  im  Gesicht 
Zigarren  wickelt,  oder  als  eine  zum  Wohnen  verwendete  Küche,  in  der  aus- 
schlagkranke Kinder  in  einer  Art  von  Wiege  von  dem  am  Arbeitstisch  sitzenden 
Schneidergesellen  mit  einem  Fuß  geschaukelt  werden,  der  die  für  das  Konfektions- 
geschäft zu  verarbeitenden  Stoffe  als  Decke  für  die  Kinder  benützt. 

Die  Schwierigkeiten  aller  sozialpolitischen  Maßnahmen  sind  nicht 
in  letzter  Linie  durch  die  große  Zahl  von  Spielarten  heimarbeitlicher 


«igenen  Wohnung  oder  Werkstätte  für  einen  Unternehmer  (Fabrikanten,  Kauf- 
mann, Verleger)  also  für  fremde  Rechnung  arbeiten.  Daneben  erhält  sich  wohl 
die  Unterscheidung  von  Hausgewerbetreibenden  einerseits,  Heimarbeitern  ander- 
seits etwa  in  dem  Sinne,  daß  als  die  ersteren  die  „selbständigen"  gelten,  als 
Heimarbeiter  die  unselbständigen.    Die  Unterscheidung  ist  jedoch  sehr  unsicher. 
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Yerhältüisse  verursacht.  Mittel  zur  Beseitigung  eines  Mißstandes,  die 
für  eine  Gruppe  von  Heimarbeitern  Erfolg  versprechen,  sind  bei  einer 
anderen  aussichtslos,  und  so  steht  immer  eine  weitgehende  Differen- 
zierung der  Gesetzgebung  in  Frage. 

Utopisch  wäre  es,  von  einer  einfachen  Ausdehnung  des  gesetz- 
lichen Fabrikarbeiterschutzes  auf  die  Heimarbeit  Erfolge  zu  erwarten. 
Ergänzung  und  Intensivierung,  aber  auch  andere  Wege  wären  nach 
verschiedenen  Seiten  immer  notwendig.  So  könnte  nur  mit  einer  zu 
mittelalterlicher  Nachtwächterfunktion  entwickelten  Polizeiüberwachung 
etwa  eine  Maximalarbeitszeit  erzwungen  werden.  Die  Beeinflussung 
der  Arbeitszeit  würde  am  zweckmäßigsten  dadurch  erreicht,  daß  der 
Verleger  dafür  verantwortlich  gemacht  würde,  daß  er  nicht  mehr 
Arbeit  an  einen  hausgewerblichen  Betrieb  hinausgibt,  als  die  zur  Ver- 
fügung stehenden  Arbeitskräfte  in  zulässiger  Arbeitszeit  zu  bewäl- 
tigen imstande  sind.  Da  für  die  Heimarbeiter  Lohnbücher  gefordert 
werden  müssen  (auch  im  Gegensatze  zur  Fabrikarbeit),  wird  der  Ver- 
leger auch  immer  Kenntnis  gewinnen,  wenn  der  Heimarbeiter  von 
anderer  Seite  Arbeit  bekommen  hat. 

Solche  besonderen  Methoden  müssen  nicht  zu  einer  Sonderstellung 
der  Heimarbeit  hinsichtlich  der  Beaufsichtigung  führen.  Im  Gegenteil, 
je  mehr  die  Heimarbeit  sich  als  eine  Art  von  Arbeitskraft-Reserve  für 
Fabrikbesitzer  darstellt  —  eine  Quelle  besonderer  Elendsteigerung  bei 
schlechtem  Geschäftsgang  und  der  Überarbeit  bei  gutem  — ,  um  so 
selbstverständlicher  ist  die  Einheitlichkeit  der  Gewerbeaufsicht.  Die 
Kinderschutzgesetzgebung  stellt  ohnehin  die  Verbindung  schon  her, 
wenn,  wie  in  Deutschland,  auch  die  Verwendung  eigener  Kinder  unjer 
Kontrolle  gestellt  ist  und  der  Gewerbeinspektor  das  Kontrollrecht  im 
engsten  Kreis  der  Arbeiterfamilie  erhält. 

Von  den  weiteren  Maßnahmen,  die  in  Diskussion  stehen,  teil- 
weise auch  da  und  dort  schon  versucht  worden  sind,  seien  hervor- 
gehoben: 1.  die  Verpflichtung,  daß  die  Heimarbeiter  sich  eine  be- 
sondere Erlaubnis  der  Behörde  für  ihre  heimarbeitliche  Tätigkeit  er- 
wirken müssen;  2.  die  Kennzeichnung  der  heimarbeitlich  erzeugten 
Ware  im  Handel;  3.  die  Organisierung  der  Heimarbeiter  von  Amts 
wegen,  um  auf  diesem  Wege  wenigstens  Tarifverträge  zustande  zu 
bringen;  4.  Schutz  der  Arbeiter  durch  Klauseln  in  den  Bedingnis- 
heften  bei  Vergebung  von  Arbeiten  seitens  öfientlicher  Körperschaften 
(anständige  Lohnklausel);  5.  Ausschluß  heimarbeitlich  erzeugter  Waren 
(sweated  goods)  in  Konsumvereinen  in  Zusammenhang  mit  der  Markie- 
rung der  Waren  (vgl.  Z.  2);  6.  die  Errichtung  von  Zentralwerkstätten 
für  Heimarbeiter,  eventuell  aus  öfi'entlichen  Mittehi  mit  dem  letzten 
Ende  der  Überführung  der  Arbeiter  in  eine  Produktivgenossenschaft. 

7.  Schon  diese  letztgenannten  Maßnahmen  weisen  auf  den  Kampf 
gegen  die  Organisationsform  der  Heimarbeit  überhaupt,  auf  die  Ab- 
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Schaffung  der  Heimarbeit  hin,  sei's  nur  für  einzelne  Gewerbe,  sei's  all- 
gemein. Das  letztere  muß  aufs  erste  als  ausgeschlossen  bezeichnet 
werden.  Eingehende  neuere  Untersuchungen  haben  ergeben,  daß  die 
Heimarbeit  auch  unter  annehmbaren  Bedingungen  bestehen  kann. 
Man  wird  wohl  nur  so  weit  zu  gehen  brauchen,  daß  Heimarbeits- 
verhältnisse und  Hausindustrien,  bei  denen  die  anderen  Schutzmaß- 
nahmen wirkungslos  bleiben,  dem  Untergang  zu  weihen  sind.  Die 
Untersagung  von  Heimarbeitsverhältnissen  mag  allerdings  schlechthin 
den  Untergang  der  betreffenden  Industriezweige  zur  Folge  haben: 
wenn  deren  Erhaltung  nur  mit  dem  heimarbeitlichen  Raubbau  an  der 
Kraft  der  nächsten  Generationen  möglich  ist,  dann  entspricht  ihr 
Untergang  nicht  bloß  sozialen  Gerechtigkeitsidealen,  sondern  auch 
den  Forderungen  sozialökonomischer  Zweckmäßigkeit. 

Wo  der  staatliche  Eingriff"  notwendig  wird,  um  den  Heimarbeitern 
einer  absterbenden  Yerlagsindustrie  das  harte,  aber  unabänderliche 
Schicksal  einigermaßen  zu  erleichtern:  wie  z.  B.  in  der  Handweberei, 
da  wird  man  es  freilich  nicht  eigentlich  mehr  mit  einem  Stück 
Wirtschaftspolitik,  sondern  mit  einem  Akte,  der  sich  der  Mildtätig- 
keit nähert,  zu  tun  haben.  Die  Fürsorge  wird  sich  innerhalb  solcher 
Grenzen  halten  müssen,  durch  die  die  Fortzeugung  des  Übels  hintan- 
gehalten wird,  z.  B.  Arbeitsbeschaffung  für  Handweber  seitens  der 
Staatsverwaltungen  für  ihren  vielseitigen  Bedarf  mit  Gewährung  ge- 
wisser Mindestlöhne,  jedoch  nur  in  solchem  Ausmaße,  daß  die  un- 
wirtschaftlich gewordene  Handarbeit  am  Aussterben  nicht  gehindert 
werde,  daß  nicht  die  Kinder  der  Heimarbeiter  sich  auch  wieder  der- 
selben Lebensarbeit  hingeben. 

Den  Zugang  jüngerer  Arbeitskräfte  zu  einer  verfallenden  oder 
besonders  ausbeuterischen  Heimarbeit  glaubt  man  auch  mit  der 
stärkeren  Heranziehung  solcher  Hausindustriegebiete  in  den  Bereich 
des  höher  pulsierenden  industriellen  Lebens  zu  erreichen  durch  den 
Bau  von  Bahnen,  Ansiedlung  von  Fabriksbetrieben  u.  ä.  Sehr  zu- 
verlässig wirken  solche  Maßnahmen  nicht.  Es  wird  nicht  selten  die 
Tendenz  der  Arbeiter,  von  der  Fabrikbeschäftigung  zur  Hausarbeit 
überzugehen,  beobachtet  (Bittmann). 

8.  Ein  nicht  ganz  einfaches,  aber  wohl  durchführbares  Mittel  zur 
Hebung  der  Daseinsbedingungen  der  Heimarbeiter  ist  ihre  Einbeziehung 
in  die  Zwangsversicherung.  9.  Endlich  ist  der  Errichtung  von  pari- 
tätisch zusammengesetzten  Lohnämtern  zu  gedenken,  die  für  gewisse 
Gewerbezweige  Mindestlöhne  festsetzen.  In  Australien  sind  solche 
Ausschüsse  schon  längere  Zeit  tätig  (vgl.  S.  300).  Neuestens  ist  in 
England  speziell  für  die  Schwitzgewerbe  eine  solche  Lohnregulierung 
durch  Gesetz  eingeleitet  worden. 

Das  englische  Gesetz,  am  1.  Januar  1909  wirksam  geworden,  bestimmt  die 
Einsetzung  von  Ausschüssen,   die  die  Befugnis  haben,  eine  Mindestlöhnung  für 
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jede  einzelne  Art  einer  Beschäftigung  festzustellen.  Die  Überwachung  der 
Zahlung  so  festgesetzter  Mindestlöhne  ist  dem  Fabrikinspektor  übertragen. 

Selbst  wenn  dem  Gesetze  noch  die  Schwäche  anhaftet,  daß  die 
Erzwingbarkeit  der  Ausschußentscheidungen  unzureichend  gewähr- 
leistet ist,  bedeutet  es  einen  gewaltigen  Schritt  in  der  Anerkennung 
des  Prinzips  einer  öffentlich-rechtlichen  Regelung  des  Arbeitsvertrages 
auch  nach  der  Lohnseite. 

Voraussetzung  für  eine  Wirkung  irgendwelcher  Maßnahmen  ist 
die  behördliche  Kenntnis  aller  Heimarbeitsschlupfwinkel,  die  mittels 
der  Registrierung  aller  Heimarbeiter  gesichert  werden  muß.  Diese 
erfolgt  auf  Grund  von  Anmeldungen  der  Arbeitgeber  mit  Kontrolle 
durch  Selbstanmeldung  der  Heimarbeiter  und  der  Vermieter  von 
Wohnungen  an  solche.  Also  auch  darin  muß  die  staatliche  Polizei 
besonders  weit  gehen  können,  damit  die  Brutstätten  der  krassesten 
Ausbeutung  menschlicher  Arbeitskraft  einen  Arbeitsstätten- Charakter 
erhalten,  der  der  erreichten  Stufe  menschlicher  Kultur  entspricht. 

Literatur:  H.  d.  St.  Art.  Hausindustrie  (Sombart);  Hausindustrie  uud  Heim- 
arbeit. Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  84 — 88.  Schwiedland,  Ziele  und  Wege  einer  Heim- 
arbeitsgesetzgebung, 2.  A.  19U3.  Meerwarth,  Untersuchungen  über  die  Haus- 
industrie in  Deutschland,  1906;  ders.,  Neuere  Literatur  u.  Gesetzgebung  a.  d. 
Gebiete  der  Hausindustrie,  A.  f.  Soz.  XXVIII.  Koch  Die  deutsche  Hausindustrie 
1905.  Bittmann,  Hausindustrie  und  Heimarbeit,  1907,  Schachner,  Der  eng- 
lische Gesetzentwurf  zur  Regelung  der  Schwitzgewerbe,  A.  f.  Soz.  XXVIII.  Cor- 
nelissen,  Theorie  du  salaire.  Chap.  XIV,  1908.  Protokoll  des  Heimarbeiter- 
schutzkongresses in  Zürich,  1909.  Report  form  the  Sei.  Comittee  on  home-work, 
London  1908.    Meny,  Le  travail  a  domicile,  1910. 

5.  Das  Frauenproblem  in  der  Sozialpolitik. 

Für  die  Sozialpolitik  ergeben  sich  aus  dem  Komplex  der  Fragen, 
die  durch  die  wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklung  bezüglich  der 
SteUung  der  Frau  entstanden  sind,  besondere  Aufgaben: 

I.  Einerseits  ist  die  Frau  als  Proletarierin  an  sich  ebenso  auf 
ihren  Verdienst  angewiesen  wie  der  Mann  ihrer  Klasse.  II.  Kommt 
aber  für  die  Frau  die  Möglichkeit  der  sozusagen  natürlichen  Berufs- 
steUung  als  Weib  hinzu,  und  insoweit  hängt  die  Frauenfrage  als 
sozialpolitisches  Problem  mit  dem  Verhalten  der  Sozialpolitik  zur  Fa- 
milie zusammen. 

Die  erste  Aufgabe  gibt  zu  folgenden  Erwägungen  Anlaß.  Die  Frau 
soll  mit  Erwerbsgelegenheit  versorgt  werden.  AUein  1.  die  Frauen- 
arbeit beeinträchtigt  doch  die  ohnehin  schon  stark  umdrängte  Posi- 
tion an  der  kapitalistischen  Krippe,  aus  der  die  Erwerbsbedürftigen 
Arbeitsgelegenheit  erhalten  können,  der  Arbeitsmarkt  wird  durch  die 
Frau  für  die  Arbeitnehmer  ungünstig  beeinflußt,  und  so  scheint  die 
soziale  Lohnpolitik  auf  Abhaltung  der  Frau  von  Erwerbsgelegenheiten 
hinzudrängen,  auf  welche  die  männlichen  Arbeiter  reflektieren.  Und 
2.  kommt  in  Betracht,  daß   die  Frau   durch  gewisse  Arbeitsprozesse 
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besonders  gefährdet  ist,  was  a)  entweder  zur  vollständigen  Hintanhal- 
tung  der  1^'rauenverwendung  in  solchen  Grebieten  führt,  oder  b)  erheb- 
lich intensiveren  Schutz  notwendig  macht,  was  wieder  die  Stellung 
der  Frau  auf  dem  Arbeits  markte,  namentlich  hinsichtlich  des  Lohnes, 
verschlechtern  dürfte.  Treffen  diese  Zusammenhänge  zu,  dann  ergibt 
sich'  allerdings  daraus  eine  günstigere  Situation  für  die  IL  Aufgabe: 
die  Erschwerung  der  Erwerbs  Verhältnisse  erhalten  die  Frau  doch  in 
vollerem  Ausmaße  ihrem  natürlichen  Beruf  als  Frau  und  Mutter. 

Von  radikaler  Seite  läßt  man  nun  diesen  „VorteiP^,  daß  die  Frau 
zu  ihrem  natürlichen  Beruf  gedrängt  wird,  nicht  gelten.  Die  radikale 
Richtung  sucht  die  Reform  der  Frauenstellung  in  einer  Überwindung 
dieser  natürlichen  „Botmäßigkeit''  und  glaubt,  daß  durch  Kontinuierung 
der  weiblichen  Berufsarbeit  und  durch  Intensivierung  der  Frauenaus- 
bildung in  einer  bestimmten  Richtung  diese  Botmäßigkeit  überwunden 
werden  könne. 

Man  hält  es  zudem  für  unmöglich,  daß  die  aus  dem  Proletarier- 
Milieu  hervorgegangene  Frau  als  Hausfrau  oder  Mutter  noch  genüge. 
Die  Arbeiterfrau  könne  sowohl  an  Hausbewirtschaftung  wie  auch  an 
Kindererziehung  nicht  im  entferntesten  das  leisten,  was  eine  ratio- 
nelle Wirtschaftsführung  und  eine  moderne  Kindererziehung  heute 
erheischen. 

Frauenarbeit  sei  als  Hausfrauen-  und  Erzieherinnenarbeit  unge- 
lernte Arbeit,  und  es  bliebe  nur  übrig,  auf  diesem  Grebiete  rücksichts- 
los die  Traditionen  zu  sprengen. 

Gewiß  ist  nur  allzu  wahr,  was  Hulda  Maurenbrecher  darüber  schreibt: 
die  Arbeiterfrau  kennt  keine  Chemie  der  Küche,  keine  Nahrungsmittellehre, 
kennt  nicht  die  besten  Zubereitungsmethoden,  hat  keine  hygienischen  Küchen- 
einrichtungen, keine  rationellen  Maschinen,  hat  nicht  genügend  Zeit,  nicht  ge- 
nügend Schulung  in  Auswahl  und  Zusammenstellung  der  Speisen,  keine  genü- 
genden Kenntnisse  über  Kinderernährung,  keine  Gewöhnung  an  Einteilung  und 
Disposition. 

Die  Konsequenz  dieser  Kritik,  in  Verbindung  mit  dem  Verlangen 
nach.  Selbständigkeit  und  persönlicher  Unabhängigkeit  der  Frau,  ist 
die  Umgestaltung  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  zu  einer  sexuellen 
Symbiose  mit  einer  phantastisch  ausgedachten,  schöngeistigen,  hyper- 
ästhetischen Ubertünchung,  und  alles  —  im  Einküchenhaus,  in  dem 
das  Säuglingsgeschrei  fehlt,  geschweige  denn  weiter  herangewachsene 
Kinder. 

Auf  der  anderen  Seite  stehen  Sozialpolitiker,  die  die  historisch 
gewordene  Familie,  wie  sie  heute  die  Grundlage  der  Wirtschafts- 
einheit überwiegend  bildet,  als  ein  kulturwertes  Element  verteidigen. 
Von  diesem  Standpunkte  aus,  der  ja  die  Notwendigkeit  der  Frauen- 
erwerbsarbeit nicht  verkennt,  wird  der  spezielle  Schutz  der  verheira- 
teten Arbeiterin  gefordert,  vor  allem  die  Freilassung  jener  Arbeits- 
stunden, ohne  die  die  Haushaltarbeit  nicht  ordentlich  geleistet  werden 
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kann,  eine  bescliränktere  Inanspruclinahme  ihrer  Arbeitskraft,  ferner 
aucli  hier  Mutterschutz,  d.  h.  Schutz  der  Frau  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Mutter,  der  ja  allerdings  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  Familien- 
erhaltung, also  auch  für  ledige  Arbeiterinnen,  gefordert  wird. 

Weniger  sicher  als  bei  manchem  anderen  Problem  ist  hier  aus  dem 
historischen  Werdegang  auf  die  Richtung  zu  schließen,  in  der  das  ge- 
sellschaftliche Interesse  mehr  gefördert,  in  welcher  von  beiden  oben  ge- 
nannten Richtungen  allenfalls  der  Klassendifferenzierung  kräftiger  ent- 
gegengewirkt werden  könnte.  Die  Frage  spitzt  sich  namentlich  in  der 
Richtung  zu,  ob  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  durch  Verwendung 
der  Frau  im  Haushalte  oder  im  Erwerbsleben  außer  Haus  besser  ge- 
fördert wird. 

Die  kulturpolitischen  Gesichtspunkte,  die  in  diese  Alternative 
hereinzuspielen  scheinen,  sind  recht  problematisch.  Einerseits  ist  der 
Kulturwert  der  Lebensgemeinschaft  in  der  Familie  wohl  nicht  in  Ab- 
rede zu  stellen.  Die  mit  vermehrter  Arbeitsteilung  erzielbare  Steige- 
rung der  Leistungsfähigkeit  läßt  anderseits  die  weitere  Einschränkung 
der  Funktionen  des  Familienhaushaltes  und  damit  der  Frauenarbeit  in 
diesem  als  erwünschter  erscheinen. 

Eine  noch  nicht  sehr  gefestigte,  aber  wahrscheinliche  Annahme  natur- 
wissenschaftlichen Charakters  könnte  auch  Berücksichtigung  erheischen :  daß  die 
stärkere  Entwicklung  und  frühe  Inanspruchnahme  der  geistigen  Qualitäten  die 
Frau  für  die  Fortpflanzung  weniger  geeignet  machen.  Dieser  Zusammenhang 
wird  physiologisch-anatomisch  zu  erklären  versucht,  aber  auch  bestritten. 
Größere  Wahrscheinlichkeit  dürfte  die  psychologische  Erklärung  haben,  daß  bei 
der  Frau,  die  früh  schon  höheren  geistigen  Interessen  und  beruflichen  Denk- 
aufgaben zugeführt  wird,  die  Freude  an  der  generativen  Funktion,  die  ihr  die 
Natur  auferlegt  hat,  sich  seltener  ungetrübt  zu  erhalten  vermag,  was  sogar  bis 
zur  Abnahme  der  Ehefreudigkeit  ^)  sich  steigert.  Bedenkt  man,  daß  die  Gefahr 
körperlicher  Entartung,  die  ohnehin  aus  der  sozialen  Hygiene  (infolge  Erhaltung 
der  minderwertigen  Leben)  droht,  durch  die  Verminderung  der  Zeugung  in  den 
den  geistigen  Interessen  mehr  zugewendeten  Kreisen  gesteigert  wird,  so  scheint 
das  Gesellschaftsinteresse  gegen  das  allgemeinere  Eindringen  der  Frau  in  Berufe, 
die  intensivere  geistige  Schulung  voraussetzen,  gerichtet.  Das  ist  aber  ein  Er- 
gebnis, das  das  Schicksal  der  Arbeiterin  nur  entfernter  berührt. 

Elementare  wissenschaftliche  Erkenntnisse  über  die  Ursachen  der 
Frauenbewegung  sind  jedoch  geeignet,  etwas  Klarheit  in  den  Wider- 
streit des  Wollens  verschiedener  Richtung  zu  bringen. 

Wie  heute  die  Dinge  liegen,  kann  auf  diese  umfangreiche  Er- 
werbstätigkeit der  Frau  überhaupt  nicht  mehr  ohne  Kulturverlust 
verzichtet  werden.     In  Deutschland   sind   es   1907   QYg  Millionen   er- 


1)  Wobei  allerdings  gewarnt  "werden  muß  vor  der  Annahme ,  daß  eine 
Vermehrung  der  Ehefeindlichkeit  nur  darauf  zurückzuführen  sei.  Einblicke  in 
die  durch  ehemännliche  Takt-,  Gefühls-  und  Rücksichtslosigkeit  getrübten  Ehen 
tragen  zu  dieser  Ehescheu  gerade  bei  Frauen  auch  der  bessergestellten  Arbeiter- 
kreise und  des  kleinen  Mittelstandes  wesentlich  bei. 
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werbs tätige  Frauen  und  von  diesen  mehr  als  8  Millionen  in  ab- 
hängiger Stellung.  An  eine  vollständige  Ersetzung  dieser  durch 
männliche  Kräfte  ist  gar  nicht  zu  denken.  So  haben  wir  eine  Ur- 
sache offenbar  im  Bedarf  an  weiblicher  Arbeit  in  Produktion  und 
Verkehr.  Die  Verwendungsmöglichkeit  im  Erwerbsleben  und  die 
Verkümmerung  des  Familienhaushaltes,  also  auch  die  Verengerung 
des  Raumes  für  Frauenarbeit  in  diesem,  hängen  eng  zusammen. 
Nebenher  geht  allerdings  auch  eine  Verdrängung  männlicher  durch 
weibliche  Arbeitskräfte  in  Berufszweigen,  die  von  Frauen  ebenso  gut 
ausgeübt  werden  können.  Ob  man  hierin  aber  schlechthin  eine  pri- 
märe Wirkung  der  größeren  Billigkeit  der  Frauenarbeit  zu  erblicken 
hat,  ist  zweifelhaft.  Vor  allem  führen  doch  die  Leistungsunterschiede 
zu  einer  Differenzierung  in  der  Verwendung,  die  auf  die  verschiedene 
Konstitution  der  Arbeitskräfte  zurückgeht.  Wenn  der  Charakter  der 
Frauenarbeit  weniger  qualifiziert  ist,  so  erscheint  die  Frau  eben  auch 
leichter  ersetzbar,  und  das  mag  ihren  Arbeitsverdienst  wohl  stark 
mitbestimmen. 

Wenn  nun  die  Frauenbewegung,  nicht  allein  von  Versorgungs-, 
sondern  fast  mehr  noch  von  Emanzipationsideen  ausgehend,  die  Gleich- 
stellung ihrer  Arbeit  mit  der  der  Männer  hinsichtlich  des  Entgeltes 
anstrebt,  so  mag  ein  Erfolg  in  dieser  Richtung  vielleicht  möglich  sein, 
sei  es  im  Wege  der  Gewerkschaftspolitik,  sei  es,  wie  manche  empfehlen, 
durch  Hebung  ihres  Ausbildungsniveaus,  weil  die  Bildungskosten  das 
Aufrücken  in  die  höheren  Lohnklassen  zur  Folge  haben  müßten.  Auf 
alle  Fälle  ist  aber  fraglich,  ob  damit  die  Gesamtheit  der  Erwerb- 
suchenden gefördert  wird.  Es  könnte  gerade  durch  eine  solche  Politik 
die  Verwendungsgelegenheit  für  die  weibliche  Arbeitskraft  zugunsten 
der  männlichen  auch  verschlechtert  werden. 

Vielleicht  nicht  so  sehr  den  sozial-ethischen  Idealen  einzelner 
Frauenvorkämpfer  innen,  wohl  aber  den  Interessen  der  ganzen  Ar- 
beiterklasse —  die  Frauen  fühlen  sich  vielfach  als  besondere  Klasse  — 
dürfte  die  Intensivierung  der  Frauenausbildung  zur  Vorbereitung  für 
ihr  natürliches  Berufsgebiet  entgegenkommen. 

Es  ist  eine  Übertreibung  zu  sagen,  daß  zu  einer  richtigen  Er- 
ziehung von  Arbeiterkindern  ungeheuer  viel  mehr  Zeit,  Bildung, 
Psychologie,  Frische  und  Geld  gehört,  als  auch  die  liebevollste  und 
pflichttreueste  Proletariermutter  aufbringen  könnte.  Gewiß  hat  sie 
heute  nur  wenig  Ahnung  von  all  den  Möglichkeiten  der  modernen 
Erziehungsmethoden,  und  vielfach  kann  sie  sie  den  Kindern  nicht  zu- 
gute kommen  lassen,  auch  wenn  sie  sie  kennt.  Aber  das  führt  zu- 
nächst doch  nur  zu  dem  primären  Postulat,  der  Proletarierfrau  die 
Möglichkeit  zu  bieten,  daß  sie  diese  natürliche  Berufstätigkeit  lerne. 
Wer  in  Haushaltungen  auch  tüchtiger  Frauen  und  Mütter  einen  Ein- 
blick tun  kann,  wird  öfter  überrascht  sein  von  den  vermeidbaren  ün- 
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Zweckmäßigkeiten,  wie  von  guten  Einrichtungen.  Die  Leistungsfähig- 
keit der  Hausfrauen  könnte  mit  Schonung  ihrer  Kräfte  vielfach  wesent- 
lich erhöht  werden.  Aber  dazu  bedarf  es  wirklich  rationeller  Schulung.^) 
Auch  das  ist  einzuräumen,  die  Arbeitersfrau  und  selbst  die  klein- 
bürgerliche Frau  wird  Haushaltungs-  und  Erziehungsarbeit  allein 
nicht  bewältigen  können.  Die  Ökonomie  der  Kraft  gebietet  hier, 
einen  größeren  Aufgabenbereich  der  Schule  zuzuweisen.  Obligatorisch 
muß  der  Besuch  von  Fortbildungsschulen  sein,  in  denen  nicht  allein 
erwerbsberufliche  Ausbildung  getrieben  wird,  sondern  die  den  Frauen 
in  aufnahmefähigem  Alter  ihre  Aufgaben  —  als  Haushalt  führerin 
und  Mutter,  die  Grundgedanken  der  neueren  Errungenschaften  der 
Kinderpsychologie  und  Pädagogik  vermittehi,  obligatorisch  der  Unter- 
richt für  die  Gärtnerarbeit  in  der  Baumschule  der  Menschheit. 

Außer  der  Unterstützung  durch  die  Schule  kommen  andere  gemeinnützige 
Fürsorgeeinrichtungen  bei  der  Erziehung  in  Frage:  das  große  Problem  der 
Zwangserziehung,  Berufsvormundschaft  wie  die  kleineren  Mittel,  z.  B.  die  Horte, 
Einrichtungen  zur  Beschäftigung  schulpflichtiger  Kinder  in  schulfreier  Zeit,  um 
sie  vor  Verrohrung  zu  bewahren.  Speziell  die  Erziehung  der  Frau  zur  Er- 
ziehungsarbeit kann  schon  in  den  Horten  einsetzen  mit  Heranziehung  Älterer 
zur  Beaufsichtigung  der  Jüngeren.  Es  entwickelt  sich  ein  Verantwortlichkeits- 
gefühl mit  der  Freude  an  der  Betreuung  und  Entwicklung  anvertrauter  mensch- 
licher Individuen. 

Da  eröffnen  sich  Aufgaben  für  eine  Frauenbetätigung,  die  freilich 
nicht  ihre  Entwürdigung  durch  die  kleinen  Haushaltungssorgen  ab- 
streifen kann,  die  aber  auf  einer  Linie  liegt  mit  der  Entwicklung 
der  Kulturvölker,  die  durch  zwei  Jahrtausende  der  Frau  die  physische 
Produktionslast  Stück  für  Stück  abgenommen  hat  (Bücher).  Die 
Sexualproportion  (das  Überwiegen  der  Zahl  der  Frauen  in  den  er- 
werbtätigen Altersklassen  über  die  der  Männer),  die  als  Hauptursache 
der  weiblichen  Erwerbsbetätigung  gilt,  hat  nicht  erst  in  der  Gegen- 
wart den  Menschen  das  Problem  der  Versorgung  der  Frau  durch 
eigenen  Erwerb  gestellt.  Sie  bedeutet  im  Hinblick  auf  die  Unsicher- 
heit der  Verehelichung  und  die  dadurch  notwendige  Berufsausbildung 
für  den  Gelderwerb  allerdings,  daß  die  Frau  mit  zwei  Lebensstellungen, 
Erwerbstätigkeit  und  Ehe,  rechnen  muß,  die  beide  eine  intensivere 
Ausbildung  immer  mehr  voraussetzen,  so  daß  eine  immer  mehr  zu 
kurz  kommen  wird.. 

Aber  letzten  Endes  ist  es  nach  dem  heutigen  Stand  unserer 
Kenntnisse  Sache  des  Ideals,  der  Wertschätzung,  ob  es  wichtiger  ist 
daß  die  Frau  als  gut  geschulte  und  ökonomische  Hausfrau  und  Mutter 
das  Dasein  ihrer  nächsten  Mitmenschen  verschönt,  daß  die  Familie 
als  ZeUe  des   sozialen  Organismus   erhalten  bleibe,  oder  daß  sie  von 


1)  Hier  sei  nur  auf  den  einfachen  aber  wichtigen  Fall  der  Prüfung  von 
Textilprodukten  und  ihrer  Qualität  im  Kaufladen  hingewiesen. 
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der  Familien-^Kuliarbeit"  immer  mehr  zu  geldentlohnter  Abhängigkeit 
von  einem  Arbeitgeber  aufsteigt. 
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Fleischnahrung  319. 

Frau  als  Hausfrau  246,  436  ff. 

Frauenarbeitsschutz  265 ff,;  oozeit  257. 

Frauenbeschäftigung,  verheiratete  246. 

Frauenproblem  435  ff. 

Freie  (Germanen)  27,  28. 

Freiheit  8,  107  ff.,  221,  279. 

Freizügigkeit  338. 

Friedensrichter  (England)  304. 

Friendly  societies  382,  407. 

Fromont  252. 

Fürsorge,  soziale  42,  44. 

Fürsorgeeinrichtungen,  soziale  323. 

Garantie  des  Staats  (Unfallversicherung) 
404. 

Garantiefonds  (Haftpflicht)  403 ;  f^  Streik- 
kasse 210. 

Gartenstadt  323. 

Gasthausbesuch  256. 
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Gegeilkoalition,  s.  Koalition. 

Gegenseitigkeit  111,  159,  219.^ 

Geldlohn  316;  r^wert  319. 

Gelegenheitsarbeiter  365. 

Gemeinde  158. 

Gemeindearbeiter  304;  oobetriebe  323; 
r^krankenkasse  405. 

Gemeinnötige  Betriebe  213. 

Generalstreik  197;  r^tarif  227. 

Genossenschaft  59,  171,  225;  ^^  zur  Land- 
pachtung 429. 

Genossenschaftsgeist  173,  219. 

Genter  System  375. 

Genußsucht  71. 

Genußstreben  288.  '  [89. 

Gerechtigkeit,  natürliche  280 ;  verteilende 

Gerechtigkeitsgefühl  396;  r^ideal  274, 
279;  r^sinn  45  ff. 

Geringschätzung  (eines  Standes)  125. 

Gesamtbonus  314. 

Geschlechtstrieb  122. 

Geselle  84. 

Gesellenbewegung  173, 196;  r^schaft335. 

Gesellschaft,  Begriff  4,  8;  r>o  Egoismus 
92;  r^  Einheitlichkeit  14,  38;  r^^Ent- 
Avicklung  32 ;  f^  Interesse  der  35 ; 
r^  Naturnotwendigkeit  63;  oo  Schich- 
tung 11, 17;  <^  und  Staat  6 f.;  r^  Zweck 
7,  33,  38,  93,   145. 

Gesellschaft  für  soziale  Reform  160. 

Gesinde,  s.  Dienstboten. 

Gesinnung,  soziale  133. 

Gesittung  35. 

Gesundheitspolizei  158. 

Gesundheit  244  f. 

Getreidelieferungen  77. 

Gewaltverhältnisse  218. 

Gewerbeaufsicht  433 ;  r^gerichte  238,  242, 
310;    f^hygiene  262. 

Gewerkverein  36,  171,  181,  288;  r^  De- 
zentralisierungsprinzip 187 ;  r^  eng- 
lische 183;  r^  Erfolge  190;  r^  gelbe 
187,  211;  oo  geographische  Verschie- 
denheiten 208;  r^  Hauptwirksamkeit 
190;  -^o  Heimarbeiter  432;  «-^o  Hirsch- 
Dunkersche  185,  186,  343;  ^  ideali- 
listische Richtung  182;  ^^ Kartelle  189; 
'^  Kassentätigkeit  183 ;  oo  Marken  205 ; 
f^  Mitgliederqualität  191 ;  <^  Mitglied- 
schaft, Vorteil  292 ;  r>o Neutralität,  kon- 
fessionelle 207;  f^  Organisationsprin- 
zipien 187;  oo  ökonomische  Wirksam- 
keit 193;  oo  Politik  257  ;  .-^Prinzipien 
155;  f>o  Rechtsstellung  189;  oo  Rich- 


I      tungen,  verschiedene  185 ff.;  f^  Stati- 
!      stik  187 ;  r^  Taktik  289 ;  ^  Tendenzen 
I      181;    ~  üngelerntenfragen   184,  207^ 
f^  Unterstützungszwecke  183;  r>o  Ver- 
fassung 188;  f^  Zentralisierung  188. 

Gewinnabnahme  289;  oo  beteiligung  312. 

Gleichheitsideal  48.  [217  ff. 

j  Gleichberechtigung  im  Arbeitsverhältnis 
I  Gothenburger  System  320. 

Grachus-  76  f. 

Grafschaftsrat  (London)  302. 
j  Gravitieren  des  Lohnes  284. 
;  Grenze  der  Lohnhöhe  284. 

Großeinkaufsgenossenschaft  321. 

Großgrundbesitz  76. 

Großstadt  158,  354. 

Halsey  (Prämiensystem)  310. 

Herrschaftsprinzip  115. 

Herrschaftsverhältnis  218,  236. 
;  Hierarchie  120. 

j  Hilfskassen  382,  405,  407;  r^gesetz  381  f. 
j  Hinterbliebenen  ,      Unterstützung     405  ; 
i      r>o  Versicherung  419,  425. 
':  Hirsch-Dunker  185,  186,  343. 

Hygiene,  soziale  406. 

Ideale,  kulturelle  147. 

Idealprinzip  110. 

Idee,  anarchistische  115;  <-o  religiöse  5. 
I  Individualismus,  Machts-  52;  Rechts-  52. 

Individualitäten,  leistungsfähige  94. 

Individualanteilsystem  313 ;  f^politik  41 ; 
f^prinzip  51,  146. 

Indolenz  145,  229.  [ship  313. 

Industrial  Disputes  acts  215;  oo  partner- 

Ingerenz  des  Staates  146. 

Innungskrankenkassen    405;    f^schieds- 

Instenwesen  365.  [gerichte  238. 

Institut  für  Gemeinwohl  160. 

Intensitätssteigerung  der  Arbeit  253,  "314. 

Interesse  am  öffentlichen  Leben  115;  r^  d. 
Gesellschaft  35,  308,  326,  343;  .^  öf- 
fentliche 37;  f^  des  Proletariats  147. 

Interessen-Eindämmung  91;  ^^  Gleich- 
heit 6;  <^  Komplementarität  6,  132; 
f^  Konzentration  311, 

Internationale  Vereinigung  für  gesetz- 
lichen Arbeiterschutz  160. 

Internationaler  Arbeiterschutz  135. 

Intervention,  staatliche,  bei  Lohnkämpfen 

Invalidenfürsorge  398.  [301. 

Invaliditätsrisiko  402 ;  ^^Versicherung 
407  ff. 
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Jobeljahr  69. 
Jugendliche  291; 
Junkertum  11. 


Schutz  269,  291. 


Kampf  ums  Dasein  148;  ^^  um  Leistung 
308;  f^  um  Lohnhöhe  308;  f^mittel 
(Selbsthilfe)  196  ff.;    r^sinn   147,  243. 

Kapital,  nominales  101;    oo  reales  101. 

Kapitalaus  Wanderung  141 ;  ^^beschaf- 
fung  (Wohnungsbau)  331;  ^^bildung 
101,  118,  278,  287;  r^bildungspflicht 
101;  f^deckungsverfahren  400,  401; 
r^ertragsverkürzung  143;  <^oversiche- 
rung  383. 

Kapitalismus,  kapitalistisches  Prinzip  93, 
273,  308,  328  f.,  370. 

Karenzzeit  402. 

Kartelle  322,  362. 

Kassen,  s.  Pensions-,  Spar-,  Unterstüt- 
zungskassen. 

Kassenärzte  406;  f^beiträge,  Einbehal- 
tung 325;  r>owesen  182;  <--'Zwang  381. 

Kaste  82. 

Kaufkraft  d.  Arbeiters  290;  r^  d.  Geld- 
lohnes 275. 

Kaufkrafterhöhung  100. 

Kaufmannsgerichte  238. 

Kettle  241. 

Kinderarbeit247 ;  oobeschäftigungsverbot 
271,  272;  <^erziehung  436;  f^psycho- 
logie439;  ^^schutz  268,  428;  f-oschutz- 
gesetze  270  f.,  433. 

King  321;  Kingsley  321. 

Kirche  80,  275. 

Kirchspiellehrling  247. 

Klasse  9  ff . 

Klassenangehöriger  9;  ^^bedarf  283; 
^begriff  191;  r^bewußtsein  10,  12,  31 ; 
oobildung  16,  18;  r>oeigentümlichkeit 
10;  ^erhaltung  17;  f^erneuerung  17; 
r>ofortsetzung  17 ;  f^gefühl  12 ;  r^gegen- 
satz  13,  31,  147,  200;  r^haß  129; 
^^karnpf  13,  34,  35,  107,  182,  289, 
295;  f^merkmal  12;  f-^partikularis- 
mus  22;  oopolitik40;  r^schichtung  15; 
r^schwerkraft  19;  f^staat  35;  ^^zu- 
gehörigkeit  12,  19. 

Kleiderordnung  99. 

Kleinbesitzer  427. 
Kleinstellenbesitzer  427. 
Kleinwohnungen  370. 
Knappheit  der  Gütervorräte  277. 
Knappschaftskassen  380,  405. 
Koalition,    Arbeitgeber    176,    178,    179, 


207;    ~  Arbeitnehmer  171,  172,  431; 
<-o  Schattenseiten  180. 

Koalitionsfreiheit  172,  256,  298,  429; 
r^recht  173,  303,  325,  426;  ~verbot 
174,  185,  222;   r^zwang  180,  192. 

Kollektivbeteiligung  314. 

Kollektivismus  36. 

Kollektivvertrag  234,  292,  295,  430; 
r^  Wille  192. 

Kommunalisierung  113,  320;  ^^  d.  Bo- 
dens 329. 

Konfektionsindustrie  432. 

Konjunktur  177,  228. 

Konkurrenzfähigkeit  138. 

Konkurrenzklausel  423. 

Konservatismus  58,  157. 

Konstitution,  physische  d.  Arbeiters  245. 

Konstitutionalismus  223,  229,  430. 

Konsumanstalten  303;  oofreiheit  (Beeng- 
ung) 351. 

Konsumgenossenschaft  (-verein)  121,  321. 

Konsumentenproletariat  71. 

Konsumtionsrichtung  128. 

Kontraktschutz  85. 

Kooperation  180,  221. 

Körperschaften,  gemeinnützige  159. 

Kostenaufteilung  (Versicherung)  394; 
f^element  288;  ^^höhe  (Notstands- 
arbeiter) 368. 

Krankenhäuser  88;  ^^Unterstützung  84; 
^^Versicherung  405  ff. 

Kreditgewährung  282. 

Krieg  als  Klassenbildner  17. 

Krisen  (Störung)  350. 

Krisenarbeitslosigkeit  361. 

Kulturbedeutung  37;  ^>-fortsetzung  148; 
r^hebung  115;  ooideal  147;  ^^mensch- 
heit37;  r^politik41;  (^Spitzenleistung 

Kundenschutzvertrag  210.  [148. 

Kündigungsbedingungen  430 ;  f^frist  236 ; 
<-o  d.  Wohnungen  326;  ^^wesen  362. 

Label-System  205. 

Labor-Exchange  347; 

Landarbeiter  103,  389,  426 ff.;  ~  Land- 
frage der  428. 

Landesversicherungsamt  165. 

Landflucht  354,  360. 

Landwirtschaft,  Arbeitsverfassung  365; 
f^  Arbeitsverhältnis  224,  230 ;  <^  Acht- 
stundentag 258;  f^  Kinderschutz  271. 

Lassalle  185,  282. 

Lastarb eits verbot  für  Frauen  266. 

Lastenheft  302. 
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Lebensführung  102,  118,  275,  283,  316; 
f^genuß  255;  --- mittelbezug  vom  Ar- 
beitgeber 246,  318;  '--räum  90;  -^Stan- 
dard 99  ;  f^unterhalt,  notwendiger  283. 

Lebensversicherungstechnik  398. 

Leclair  313. 

Ledigenheime  322. 

Leergangskraftverbrauch  253,  254. 

Legitimationsdokumente  236. 

Lehrlingsgesetze  270. 

Lehrlingszüchterei  291,  360,  365. 

Leistung,  gesellschaftliche  31 ;  r^  Grund- 
lage des  Lohnes  297;  f^  individuelle 
94;  oo  mindere  141,  230;  ^^  natio- 
nale 32. 

Leistungserfolg  und  Arbeitszeit  252 ; 
oofähigkeit  (gesellschaftliche)  32,  39  f., 
50,  102,  118,  128,  278,  285f.,  326,  424; 
'--^Optimum  251,  253;  ->- Steigerung  314. 

Leitung  eines   Unternehmens   121,   141, 

Leutenot  427.  [221. 

Liberalismus,  sozialer  58,  116. 

Liebestätigkeit,  christliche  80. 

Lieferungsausschreiben  302. 

Limieux-Act  215. 

Listen,  schwarze  210,  216. 

Living-wages  294,  296. 

Lockout,  s.  Aussperrung. 

Lohn,  gerechter  274,  279;  r^  in  Sach- 
gütern 316;  ^abzug  318;  ^amt  434; 
r^ausschuß  293,  301;  oobemessungs- 
methoden  305  ff. ;  ^--bildung,  gerechte 
279;  '^einkommen,  differenziert  283; 
f^erhöhungsgrenzen  284  ff. ;  -^möglich- 
keit  281  ff.;  --Wirkungen  285  ff. 

Lohnfestsetzung  2 73;  o^fondtheorie281  f. ; 
oofortbezug  425;  oofrage  der  Land- 
arbeiter 428;  f^gesetz,  ehernes  281; 
(Umkehrung)  283;  ooklausel,  anstän- 
dige 302;  o^minimum  294;  r^periode, 
lange  425. 

Lohnpolitik  179,  272  ff.,  299;  r^  autori- 
tärer Gewalt  274,  298  ff.;  f^defensive 
294;  r^  der  Selbsthilfe  274;  r^  Ge- 
schichte 273;  r^  indirekte  291;  r^  of- 
fensive 295 ;  r>o  staatliche  298  ff. ;  oo  und 
Preisbildung  288;  r^  Wesen  274. 

Lohnskala,  gleitende  292;  r>o  graduierte 

Lohnziffer  287,  297.  [293. 

Lokaltarif  227. 

Lords-Day-Act  261. 

Luftqualität  251. 

Lungenheilstätte  412. 

Luxusbesteuerung  70 f.,  102;  r>overbot72. 


Machtindividualismus  52. 

I  Malthus  122. 

I  Marktlage  284. 

!  Marx,  Karl  8,  22. 

I  Marxismus  55.  [241. 

I  Masters    and  Workmen  arbitration   act 

j  Maueranstrich  in  Arbeitsräumen  263. 

Maximal -Arbeitszeit  256  ff.,  433 

I  Maximallohn  231.  [343. 

i  Mechanisches   System   (Arbeitsnachweis) 

Mehrversicherung  420, 

Mehrwert  21. 

Mehrwertserzeugung  246. 

Menschenrechte  335  f. 

Menschenvermehrung  122.  [146. 

Methodenfrage  der  Sozialpolitik  57,  111, 

Metöken  27. 

Mietrecbt  324,  328.  [332. 

Mietskasernen  332 ;  f^verlustversicherung 

Mildtätigkeit  und  Sozialpolitik  434. 

Milieu  14,  19,  21,  23,  63,  126. 

Minderwertige  Lebens  (Erhaltung)  437. 

Mindestlohn  230,  231,  292,  297,  299,307; 
f-olohnamt  300;  f^pausen  (für  Jugend- 
liche und  Frauen)  272. 

Minimalversicherunff  402. 

Mitgabe  von  Arbeit  nach  Hause  267. 

Mitleid  45. 

Mittagspause  267. 

Mittelstand  71,  320. 

Mittelstandselement 407 ;  f>ointeresse  406 ; 
f^politik  40,  423. 

Monopol,  Kampf  gegen  322;  no  (Ar- 
beitsnachweis) 346;  r>oausnützung  90; 
r^  Stellung  178. 

Montag,  blauer  249. 

Moral  and  Health  act  247. 

Moses  69. 

Mundella  241. 

Museum  165. 

Muskelenergie  251. 

Müsse,  Notwendigkeit  ders.  149. 

Mutterschaftsperiode  266. 

Mutterschutz  266,  434. 

Nachtarbeit  135;  ^^ruhe  259. 
Nachwuchsregelung  291. 
Nahrungsmittelfälschung  322. 
Nationalismus  207. 
Nationaltarif  227;  oowerkstätte  336. 
Naturallohn  317 ;  ooverpflegstationen371 ; 

oowirtschaftsverdrängung  334. 
Naturgesetz  116;  f^kargheit  148. 
Nervenenergie  251. 
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Nichtorganisierte  193. 

Niederkunft,  Schoatrist  268. 

Nominaleinkommenproblem  272  ff. 

Nominalkapitalbildung  101. 

Normen  des  sozialen  Lebens,  rechtliche 
47;  sittliche  47. 

Notstandsarbeiten  366,  371;  <^  Ergeb- 
nisse 368;  <-o  Kosten  368;   r^  Träger 

Nötigung  bei  Lohnvertrag  298.         [369. 

Öffentliche  Unternehmungen  323. 
Öffentlichkeit  des  Einigungsamtes  243. 
old  age  pensions  act  408. 
Oligarchische  Tendenz  146. 
Opportunismus  132. 
Optimismus  129,  144. 
Optimum  an  Leistung  251,  255. 
Ordnung,  städtische  28. 
Organisation  d.  Arbeit   297,  336;    f^  d. 

Heimarbeit    432 ;     r>o    wirtschaftliche, 

Verbesserung  285. 
Organisationszwang  110. 
Organisator,  s.  a.  Unternehmer;    r^  von 

Streiks  u.  Boykotts  197,  216. 
Owen  252,  3->l. 

Pädagogik  109,  439. 

Parteipolitik  51,  181. 

Parteiwille  239. 

Patriarchalisches  Verhältnis  218. 

Pausen  in  der  Arbeit  259. 

Pensionskassen  323. 

Pensionsversicherung  423. 

Periodizität  der  Arbeitslosigkeit  357. 

Persönlichkeitsentwicklung  95,  146. 

Pessimismus  118,  129. 

Pflicht,  gesellschaftliche  33;  r-o  soziale 
117,  131,  159. 

Pflichtbewußtsein  145,  157,  229,  271. 

Plato  96,  129. 

Plebs  26,  75. 

Plutokratie  26. 

Politik  36. 

Polizeistaat  173. 

Prämiensystem  310;  f^verfahren  401. 

Preis,  gerechter  278. 

Preisbildung  u.  Lohnpolitik  288. 

Preisfortsetzung  284;  r^kampf316;  oover- 
abredung  90, 

Prekarien  80. 

Prinzipip  der  Äquivalenz  402;  oo  des 
gerechten  Lohnes  274;  f>o  d.  Kostenauf- 
teilung 394;  <^  Preisfortsetzung  284; 
oo Selbstverantwortlichkeit 396 ;  f^ Ver- 


schuldung 392;  r^'  Versorgung  392; 
kapitalistisches  370,  424;  ^^  ökono- 
misches 146. 

Privatangestellte  422. 

Pioduktionsausfall  199;  --^konzentration 
289;  <^okraft  s.  Leistungsfähigkeit; 
f^kosten  136 ;  ^^politik  100 ;  ^orichtung 
93,  94;  f-overteuerung  288;  f^werk- 
stätten  (Heimarbeit)  432. 

Produktivität  31,  34;  «^o  der  Gesellschaft 
32,  286. 

Produktivitätssteigerung  285,  305 ;  r>ozu- 
wachs  118. 

Profit  350. 

Proletariat  13,  14,  15,  36;  Energie  des -^ 
33;  <^o  griechisches  71;  <-^  römisches 
74;  f^  städtisches  28;  Interessen  d.  ^^ 
147;  Konsumenten- f^  71;  Veredlung 
des  r^  128. 

Propheten,  Israel  69. 

Prozesse,  mechanische  251. 

Psyche,  Einfluß  der  ~  20,  22;  Wand- 
lungen, psychische  117. 

Publizität  d.  Arbeitsordnung  235. 

Qualität,  moralische  der  Arbeiterin  245. 

Rae  137. 

Railway  disputes  act  215. 

Rasse  9,  18. 

Raubbau  319,  434. 

Reaktion  gegen  kapitalistische  Hemmung 

der  Sozialisierung  94. 
Realkapitalbildung  101. 
Realwert  des  Nominallohnes  275. 
Recht  6,  47 ;  r^  auf  Arbeit  333  ff.,  348 ; 

r^  auf  Existenz  46,  275,  333;   ^^  auf 
I      Glück  271;  f^  auf  vollen  Arbeitsertrag 

276  f.,  280. 
Rechtsempfinden  92;    f^findung  238  ff.; 

'-^gefühl,    einheitliches    46;    r^indivi- 

dualismus  52 ;  ^-^owahrung  238  ff. 
Rechtsprechung  92. 
Reformation  Kaiser  Sigismunds  83. 
Registrierung  der  Heimarbeiter  435. 
Regelmäßigkeit  d.  Arbeitszeit  254;  r^  d. 

Beschäftigung  365. 
Reichsarbeitsblatt  164;  r>^versicherungs- 
Rekrutenkontingent  256.  [amt  165. 

Religion  8,  18. 

Reinigung  d.  Arbeitsräume  263. 
Reiseunterstützung  373. 
Rentabilität  (Reinertrag)  256,  3  28  f.,  350  f., 
Rentenzahlung  383,  398.  [431. 
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Reservearmee,  industr.  352. 
Reservefonds  397. 
Revolution,  soziale  28. 
Rhythmen  der  Arbeit  251. 
Ricardos  Lohntheorie  281. 
Riesenbetriebe  176  f.,  225,  232. 
Risiko  im  Akkordlohn  306. 
Rivalität  23. 
Rochdale  Pioneers  321. 
Rodbertus  276,  307. 
Rowan,  Prämiensystem  310. 
Rückschläge  der  Vergesellschaftung  30. 
Rücktrittsrecht  v.  Arbeitsvertrag  222. 
Rückversicherung  210. 

Sabbatjahr  70. 

Sabotage  192,  202,  215. 

Saisonarbeit  358,  364  f. 

Saisonarbeiter  357,  367. 

Saisoncharakter    (Arbeitslosigkeit)    354, 

Saisongewerbe  415.  [364  f. 

Samstagsarbeit  260. 

Satzung  der  Preise  83. 

Schematisierung,  klassenweise  24. 

Schichtung,  soziale  27. 

Schiedsamt    214;       <-ogerichtshof    300; 

(^^richter  242;  ^^verfahren  214. 
Schlafgänger  328,  332. 
Schlendrian  305,  307. 
Schule  (Alkoholismas)  320. 
Schuldisziplin  270;  ^^zwang  270. 
Schultze-Delitzsch  321. 
Schutzvorrichtungen  262;  ^^zoll  139. 
Schwangerschaft  266  f.;  ^^Unterstützung 

405. 
Schwitzlohn  300. 
Seisachthie  72,  74. 

Selbsthilfe  59,  106,  113,  274;  ^kollek- 
tive 405,  420,  432;    .^schranken  207; 

r^  Unzulänglichkeit  383. 
Sexualproportion  439. 
Simulation,   Simulierung  393,  402,  406, 

420;  f^  Kontrolle  406. 
Sismondi  391. 

Sittliche,  das  91  f.  [266. 

Sittlichkeit  u.  Recht  47;  ^^  Schutz  der 
Sklavenbewegung  29;  ookauf  72;  <->over- 

hältnis  213,  334. 
Sklavereiabschaffung  26,  223. 
Skeptiker  118. 

Solidaridätsgefühl  55,  187,  311. 
Sonntagsarbeit,    ^^heiligung    247,    260; 

^ruhe  261,  271. 
Sozialanthropologie  65. 


Sozialisierung  s.  Vergesellschaftung, 

Sozialismus  53,  f^  deterministischer  116; 
f^  und  Minimallohn  314. 

Sozialistengesetz  185.  . 

Sozialpolitik,  autoritäre  155,  158;  ^^  Be- 
griff 36  ff.;  f^  Begriff  im  engeren  und 
im  weiteren  38  f. ;  «^  Registrierung 
ihrer  Leistungen  166;  «^-j  Betätigungs- 
gebiet 88  f. ;  f^  Grenzen ,  territoriale 
133  f.;  r^  Grundlagen,  ideologische 
44  ff. ;  <^j  wirtschaftliche  Hemmungen 
136;  (^  psychologische  Hemmungen 
143 ;  oo  internationale  133—35 ;  r^ Kritik 
ihrer  Ideale  66;  <^  katholische  57,  60, 
61;  f^  konservative  58 ;  r>o  liberale  58 ; 
r^ Methoden 57,  58, 105 ff.,  146;  ^Mit- 
tel, Hauptkategorien  153;  f>o  Tauglich- 
keitsprüfung der  Mittel  66;  ^^  Möglich- 
keit 114  ff.;  r-o  Organisation  153  ff.; 
<->-j  Probleme  der  Vergangenheit  67  ff.; 
r-o  protestantische  57,  61;  f^  bloße 
Richtung  od.  selbständig  41;  <^  Rich- 
tungen 51  ff. ;  r>o  Träger  153  ff. ;  f-o  und 
Sozialismus  53;  ^^  Voraussetzungen 
114 ff.;  ~  Wissenschaft  62;  Wesen  36, 
41  f. ;  Ziele  88  ff. ;  r^  politische  Ziele  96 ; 
oo  Wandelbarkeit  der  Ziele  89. 

Sozialprinzip  81 ;  (^Versicherung  s.  Ver- 
sicherung. 

Sparen,  Spartätigkeit  102,  143,  211,  278, 

Sparkassen  323  f.  [383. 

Sparsinn  142. 

Sparzwang  376. 

Sperre  204. 

Staat  4,  156;  r^  u.  Gesellschaft  6;  v-o  u. 
Lohnkampf  301. 

Staatsangestellte  Arbeiter  304;  r^auf- 
sicht  397;  ^^organe  161;  oosozialis- 
mus  301,  336. 

Stabilität  des  Arbeitsverhältnisses    305. 

Stadterweiterung  329.  [314, -425. 

Stadtverwaltung  u.  Arbeitslosigkeit  371. 

Stände  11. 

Standardlohn  291,  294.  * 

Standesdünkel  22,  125. 

Staubarten  264. 

Staub  Verwertung  264. 

Stein,  Lorenz  von  8. 

Stellenvermittlung,  gemeinnützige  342; 
oo  gewerbsmäßige  340,  342 ;  ^^  Regle- 
mentierung 340,  347. 

Stellung,  berufliche  11. 

Steuer  83,  135,  330  f.;  ^^leistungsfähig- 
keit  424;  r^politik  102  f. 
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Stofflieferung  durch  Unternehmer  318. 

Streik  55, 181, 196, 197, 200,  202,  237,  426; 
f^oabwehr  201 ;  <-^-^angriff  201 ;  --^erwei- 
terung  202 ;  ^fond  210 ;  <^klausel  209 ; 
f^leitiing  201;  f>oposten  203;  «-^Stati- 
stik 205 ;  f^verbot  206, 213 ;  f^vergehen 
204;  f^verhütung  210;  f^verschiebung 
214. 

Submissionssystem  303. 

Sweated  goods  433. 

Sympathiestreik  197. 

Syndikalismus  55,  190. 

Taff-Vale,  Entscheidung  184,  190. 

Taglöhner  28,  285,  427. 

Technik-Entwicklung  s.  Produktivität. 

Tarifpolitik  (Bahn)  330;  Fahrpreisermä- 
ßigung) 348;  ^vertrag  155,  226,  233, 
243,  295,  303,  309;  f^treue  231; 
r^zwang  228,  231. 

Temperaturregelung  263. 

Teuerungspolitik  83. 

Theokratie  27. 

Thomas  von  Aquin  82. 

Trade  Councils  189. 

Trade-disputes-act  185,  205. 

Trade-Unions  299. 

Trägheitsgesetz  d.  Preisbildung  308. 

Trucksystem  317. 

Tuberkulosebekämpfung  407,  412. 

Überstunden  267,  300,  362. 

Überzeitarbeiten  u.  Gewerkvereine  366. 

TJmlageverfahren  400. 

Umschau  nach  Arbeit  292,  346. 

Unemployed  workman  Act  372. 

TJnfallgefahr  263;  r^  und  Akkordlohn 
306;  r^verhütung  262,  385;  r^ver- 
sicherung  399,  403  ff. 

Unfreie  28,  80,  223. 

Ungelerntenfrage  184,  207. 

Ungleichartigkeit,  morphologische  427. 

Ungleichheit  der  Lebensgenüsse  32. 

Unproduktivität  von  Menschen  120. 

Untergang  (rückständiger  Betriebe)  289. 

Unternehmer  (Belastung)  137,  289;  f^  s. 
Leitung.  ' 

Unternehmungen,  öffentliche  215. 

Unternehmungsgeist  unzulänglich  (Ver- 
sicherung) 387. 

Unterrichtsleistung  117. 

Unterstützungsgenossenschaften  379. 

Unterstützungskassen  381. 

ünterstützungswesen  (Bergbau)  380. 
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Un  Wirtschaftlichkeit  d.  Arbeiterhaushalte 
Urlaub  262.  [319. 

Vagabondage  336. 

Verantwortlichkeit  219,  341 ;  Selbst^  145. 

Verantwortungsgefühl  396. 

Verbandszwang  (Tarifvertrag)  231. 

Verbürgerlichung  190. 

Verdrängung  Unfähiger  141. 

Vererbung  und  Anpassung  128. 

Verein  der  Arbeitgeberverbände  208. 

Verein  für  Sozialpolitik  41,  57,  160,  162. 

Vereinsfreiheit  173;  r^gesetz  185. 

Verfassung  d.  Arbeitsverhältnisses  217; 
f^  der  Produktion  92. 

Vergesellschaftung  1,  2,  31,  146,  180, 
218,  311;   r^prinzip  35;   ^^prozeß  38. 

Verhandlungszwang  176. 

Verlegenheits-Minimallöhne  307. 

Verleger  432. 

Vermögungsverwertung  d.Versicherungs- 
an  stalten  411. 

Verpflegung  (Zünfte)  84. 

Versammlungsfreiheit  174. 

Verschulden  (Arbeitgeber)  393;  f^  (Ver- 
sicherter) 392. 

Verschuldungsprinzip  392. 

Versicherung,  soziale;  Abgrenzungs- 
problem 389;  <^  Begriff  377  ff.;  ~  Be- 
ziehung zum  Arbeitsverhältnis  421; 
f^o  Dreiteilung  386 ;  f^oeinkommen,  po- 
litische Bedeutung  391;  f^  Entvrick- 
lung  377  ff.,  386;  r^  Gegenseitigkeit 
378;  oo  Kostenhöhe  390;  oo  Leistungs- 
höhe 389;  r^  Mischform  391;  f^  Öf- 
fentlichkeit 388;  r^  Organisation  397; 
~  private  383,  387,  390,  393;  ^^  psy- 
chologische Wirkungen  420;  <^  Re- 
servefonds 397;  f^  Staatsaufsicht  397; 
f^  Wesen  377  ff.;  f^  Wirkungsgebiet 
378;  f^  Zwang  389,  390,  391;  ^^  Zweck 

Versicherungsanstalten  387,  411.     [378. 

Versicherungsähnliche  Einrichtungen  ge- 
gen Arbeitslosigkeit  373. 

Versicherungsgesetze  135;  «-^methoden 
414;  ^technik  382,  397  ff. 

Versorgungsprinzip  392. 

VerstaatlichuDg  113. 

Verstadtlichung  113,  320. 

Verständigungsverfahren  (Zwang)  214. 

Verteilung  von  Lebensmitteln,  Rom  77; 
f>^  ungleiche  32. 

Verteilungsprozeß  40. 

Vertrag  s.  Kollektivvertrag. 
29   . 
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Vertragsfreiheit    223;    ^schütz    234  ff.; 

VertraueD,  gegenseitigec  315. 

Verwaltungsmaßnahmen  153,  363. 

Verwendungsschutz  85 ;  r>overbot  giftiger 
Stoffe  264. 

Verwerfung  des  Lohnsystems  276. 

Völkerpsychologische  Einflüsse  193,  233, 
326. 

Völkerrecht  JL34. 

Volksbildung  102;  oosouver'änität  188; 
•^^Versicherung  383;  r>owohlstand  44. 

Vorbeugender  Charakter  (sozialpoliti- 
scher Maßnahmen)  42. 

Wahlrecht  96  f.  ♦ 

Waisenrente  420 f.;  f^ounterstützung  80, 

Wanderarbeiter  430.  [419. 

Warenlieferung  seitens  des  Unternehmers 

Wartezeit  402.  [317. 

Weißphosphorverbot  135. 

Weikmeister  (Werkführer)  224,  306. 

Werkstättentarif  227. 

Werkzeuglieferung  318. 

Wert,  gesellschaftlicher  284. 

Wertsteigerung  des  Bodens  101,  330. 

Wertung  (Einkommenbildung)  20. 

Werturteil  62. 

Willensrichtung  38. 

Wirtschafts  plan  d.  Arbeiters  319;  ^^ver- 
fassung,  kapitalistische  296,  349. 

Wissenschaftliche  Behandlung  d.  Sozial- 
politik 62. 

Witwenunterstützung  80 ;  ^^^versicherung 

Wochenruhe  260.  [419. 


Wöchnerinnenasyl  323;  f^schutz  267; 
^^Unterstützung  405. 

Wohlfahrtsarbeit,  freiwillige  159;  f^ein- 
richtungen  s.  Arbeiterw, 

Wohlleben,  Notwendigkeit  149. 

Wohnung  (Kleinwohnung)  324  f.,  328  ff. 

Wohnungsamt  332. 

Wohnungsbau  unzulänglich  328,  staat- 
licher 332;  r>ofürsorge  159;  f-^inspek- 
tion  165,  332;  f^preis  328;  <^reförm 
159,  327  ff.;    r>overhältnis8e  412. 

Xenodochien  80. 

Zeitlohn  305  f. 

Zeitungsannonce  340. 

Zentralbehtirden  169. 

Zentralisierung  d.  Arbeitsnachweises  359. 

Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrt  168; 
oo  Arbeiterstatistische  163;  oo  Indu- 
strieller 176,  208. 

Zentralverband  deutscher  Konsumvereine 

Zentralwerkstätten  433.  [321/ 

Zölle  322. 

Zuchthausvorlage  206. 

Zukunftsstaat  56,  182. 

Zunft  84,  291. 

Zusatzversicherung  420. 

Zwang  106  ff.,  226,  2  40,  387  f. 

Zwangserziehung  271. 

Zwangskassen  381. 

Zwangsorganisation  (Versicherung)   391. 

Zweckmäßigkeit,  soziale  48, 

Zwischenhandelsbekämpfung  321. 

Zwölftafelgesetz  74. 
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Allgemeine  Volkswirtschaftslehre 

Von  Wilhelm  Lexis 

[VI  u.  259  S.l    Lex..8.     1910.    Geh.  M.  7.-,  in  Leinwand  geb.  M.  9.- 

Nach  einer  Übersicht  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirtschaft 
und  einer  Erörterung  der  Methode  der  Volkswirtschaftslehre  wird  der  volks- 
wirtschaftliche Prozeß  in  seiner  gegenwärtigen  geldwirtschaftlichen  und  kapi- 
talistischen Gestaltung  als  ein  in  sich  abgeschlossener  Kreislauf  dargestellt. 
Als  Ausgang  wird  die  Nachfrage  genommen,  die  aber  in  der  geschlossenen 
Kette  durch  das  Einkommen  bedingt  ist.  Durch  die  Nachfrage  bestimmt  sich 
die  Produktion,  durch  diese  das  Angebot  der  Güter.  Nachfrage  und  An- 
gebot sind  ohne  Zweifel  die  entscheidenden  Faktoren  der  Bildung  des  in  Geld 
ausgedrückten  Marktwertes  der  Güter,  des  Preises,  aber  die  herkömmliche 
abstrakte  Theorie  der  Preisbildung  deckt  sich  zu  wenig  mit  den  Erscheinungen 
der  Wirklichkeit.  Sehr  wesentlich  für  die  Bildung  der  Preise  ist  auch  der  Wert 
der  Geldeinheit  selbst,  der  möglichst  unverändert  erhalten  werden  muß. 
Diese  Frage  wird  im  Zusammenhang  mit  dem  Kredit-  und  Bankwesen  ein- 
gehend behandelt.  Die  Konsumtionsgüter  durchlaufen  bis  zu  ihrem  end- 
gültigen Absatz  eine  Reihe  von  Phasen  der  Produktion  und  der  Handels- 
bewegung. Auf  jeder  Stufe  ergibt  der  Verkauf  der  betreffenden  Ware  Geld- 
einkommen für  die  Kapitalbesitzer  und  für  die  Arbeiter.  Der  Kostenersatz,  den 
der  Unternehmer  für  das  verarbeitete  und  verbrauchte  Material  und  die  ab- 
genutzten Produktionsmittel  erhält,  ist  wieder  Rohertrag  für  die  Produzenten 
der  vorhergehenden  Stufe  und  zerlegt  sich  bei  diesen  in  ähnlicher  Weise,  bis 
man  zu  den  unmittelbar  von  der  Natur  gelieferten  Stoffen  gelangt.  So  löst  sich 
das  gesamte  primäre,  d.  h.  aus  der  sachlichen  Produktion  stammende  Ein- 
kommen in  Löhne  und  Kapitalgewinn  auf.  Ferner  wird  gezeigt,  daß  in 
einer  durchaus  stationären  Volkswirtschaft  das  auf  allen  Stufen  der  Produktion 
und  des  Handels  jährlich  abfallende  Geldeinkommen  gleich  sein  würde  dem 
Gesamtwert  der  in  derselben  Zeit  an  die  letzten  Abnehmer  gelangenden 
Konsumtionsgüter  (zum  Verbrauch  und  Gebrauch),  daß  aber  bei  fortschreitender 
Volkswirtschaft  die  Einkommenssumme  auch  den  Wert  des  Zuwachses  an 
lagernden  fertigen  und  unfertigen  Waren  und  an  neuen  Produktionsmitteln  ent- 
hält, der  sich  am  Ende  im  Vergleich  mit  dem  Anfang  des  Jahres  ergibt.  In 
der  Wirklichkeit  entstehen  nun  aber  unvermeidliche  Schwierigkeiten  daraus, 
daß  das  Einkommen  sich  durch  die  Güterbewegung  der  Gegenwart  bestimmt, 
die  Güter  aber,  die  daraus  bezahlt  werden  sollen,  mit  ihren  Vorstufen  mehr 
oder  weniger  weit  indieVergangenheit  zurückreichen.  Es  wird  nachgewiesen, 
wie  aus  diesem  Grunde  Hebungen  und  Senkungen  der  wirtschaftlichen  Be- 
wegung miteinander  abwechseln  und  der  Umschwung  nach  unten  häufig  durch 
eine  eigentliche  Krisis  bezeichnet  wird.  Überhaupt  wird  durch  die  freie  Be- 
tätigung der  miteinander  verkehrenden  Einzelwirtschaften  für  die  Volkswirtschaft 
im  ganzen  fortwährend  die  schwierige  Aufgabe  gestellt,  gewisse  große  Wert- 
gesamtheiten im  Gleichgewicht  zu  erhalten,  und  zwar  nicht  nur  die  Ein- 
kommenssumme gegenüber  dem  Gesamtwerte  der  fertigen  Konsumtionsgüter 
und  des  Zuwachses  an  Kapitalgütern,*-  sondern  es  muß  auch  die^Summe  der 
Löhne  dem  Wert  der  Konsumtionsgüter  der  Arbeiter  und  die  Summe  des 
Kapitalgewinnes  dem  Wert  der  Einkommensgüter  der  Kapitalbesitzer  gleich  ge- 
halten werden.  Den  Schluß  des  Buches  bildet  ein  Ausblick  auf  die  Zukunft, 
wobei  für  eine  fernere  Zeit  infolge  der  zunehmenden  Erschöpfung  der  Boden- 
schätze und  der  Bodenknappheit  bei  unausgesetzter  Volksvermehrung  eine 
fortschreitende  Erschwerung  der  Existenzbedingungen  in  Aussicht  gestellt  wird. 
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